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I. 

Das Eigenthum an den katholischen Kirchengebäuden und 
deren ZubehOrungen nach französischem Rechte. 

Zur Kritik eines Urtheils des Qrosslierzoglich Hesslsclien Ober-Appeltations- und 

Cassatlons-Gerichtes vom 26. Mal 1873, 

von Domcapitular Prof. Dr. Hir sehet zu Mainz. 

In der Stadt Maine war eine Parcellenvennessung vorgenom- 
men, anf Grund derselben eine nene Parcellenkarte angefertigt und 
in Folge hiervon ein neues Grand bnch angelegt worden. In dieses 
werden nach der bestehenden Gesetzgebung nur die juristischen, d. h. 
dfe Eigentbumsbesitzer der einzelnen unbeweglichen in der Stadt 
und Gemarkung Mainz sich befindlichen Eigenthumsgegenstände ein- 
getragen. Der Eintrag in dieses Grundbuch gibt daher keinen Be- 
weis für das Eigenthum des betreffenden Iromöbels, sondern nur ffir 
den Besitz desselben in der Eigenschaft eines Eigenthümers. Auch 
werden dingliche Bechte an fremdem Eigenthume in dieses Grund- 
buch nicht eingetragen. Es bat lediglich den Zweck, dem Besitzer einen 
schnellen und sichern Beweis far seinen Besitz in denselben betref- 
fenden Rechtsstreitigkeiten zu liefern, indem durch den vorgelegten 
Auszug aus dem Grundbucbe die Bechtsvermuthung hergestellt wird, 
dass der als Besitzer Eingetragene thalsächlich und rechtlich auch 
der wirkliche Eigentbumsbesitzer sei. Der Beweis, dass dem aber 
nicht so sei, ist dagegen stets zulässig. 

In dieses Grundbuch der Stadt Mainz wurden nun von den 
Verfertigern desselben ohne Zuthun der einzelnen Kircheuvorstände 
oder der kirchlichen Oberbebörde die katholischen £irchengebäude, 
deren ZubehOrungen, sowie die Pfarr- und Glöcknerwohnungen auf 
den- Namen der einzelnen Pfarreien als deren juristischen Besitzer 
eingetragen, wahrscheinlich weil in den alten, vor der französischen 
Revolution angelegten Grundbüchern diese Gegenstände als Eigen- 
thum der einzelnen Pfarreien bezeichnet waren und der gesunde 
Menschenverstand sich auch gerade bezüglich dieser Immobilien ein 
anderes Yerhältniss gar nicht denken konnte. 

Vor Ablauf der zur Erhebung eines Einwandes gegen den Ein- 
trag im Grundbuche, beziehungsweise zur Erwirkung einer Abän- 
derung desselben gesetzlich anberaumten Frist erhob die Gemeinde 
Mainz gegen alle katholischen Pfarrkirchen in der Stadt Klage auf 
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Abänderung des Grundbnchseintrages dahin, däss statt der Pfarreien 
die Gemeinde Mainz als juristische Besitzerin der angegebenen Ge- 
genstande eingetragen werde, da ihr das Eigenthum an denselben 
gemäss der französischen Gesetzgebung zustehe. 

Der Anspruch der Gemeinde wurde von den Friedensgerichten 
der Stadt, welche in Besitzklagen die erste Instanz bilden, abge- 
wiesen und ebenso auch vom Grossherzoglichen Bezirksgerichte zu 
Mainz als zweiter Instanz. Gegen dessen (Jrtheile vom 2. April und 
5. Mai legte aber die Gemeinde Mainz Cassationsbeschwerde ein. 
Das Grossherzoglich Hessische Ober-Appellations- und Cassations- 
Gericht vernichtete unter dem 26. Mai 1873 die erwähnten Urtheile 
und verfügte, dass der Eintrag der im Streite begriffenen Immöbel 
auf den Namen der Pfarreien gestrichen, auf den Namen der Ge- 
meinde Mainz gestellt werde und die Cassationsbeklagte (die Kirche 
St. Peter zu Mainz, welche zur Ersparung der Kosten in dem Pro- 
oesse allein auftrat) die Kosten aller Instanzen zu tragen habe. 

Auf die in den verschiedenen Instanzen rücksichtlich der das 
Grundbuchswesen regelnden Verordnung vom 13. December 1839 
aufgestellten and angefochtenen, die vorliegende Frage betreffenden 
Behauptungen soll hier nicht näher eingegangen werden, da diesel- 
ben nur ein beschränktes Interesse bieten. Nur diejenigen Punkte, 
welche aus der für gegenwärtige Sache massgebenden, einschlägigen 
französischen Gesetzgebung zur Verhandlung gebracht wm'den, sollen, 
weil sie eine weiter reichende Bedeutung haben, in Betracht ge- 
zogen werden. 

Der Vertheidiger der Gemeinde Mainz, der damalige Advocat- 
Anwalt Herr Görz, hatte den Satz aufgestell j; , die Gemeinde habe 
gemäss der französischen Säcularisationsgesetzgebung und insbeson- 
dere der Verordnung vom 9. Juni 1802 (Arret^ portant suppression 
des ordres monastiques et congregations rägulieres du 20. prairial 
X.) das ' Eigenthum an den oben bezeichneten Gegenständen , die 
Pfarreien seien lediglich Nutzniesser an denselben, besässen sie also 
nur Namens der Gemeinde, welche als die wahre und einzige juri- 
stische, d. h. Eigenthums-Besitzerin erscheine. Dieser Behauptung, 
dass den Pfarreien an ihren Kirchen, Pfärr- und Küsterwohnungen 
blo« der Niessbrauch zustehe, wurde vom Anwalte der Kirche St. 
Peter, H. Dr. Levita, durch den Hinweis widersprochen,- dass die 
Pfarreien gesetzlich an den angeführten Gegenständen solche Be- 
fugnisse ausübten, welche soweit über die mit dem Niessbrauche 
nach dem Code civil, Art. 578 ff. verknüpften Rechte hinausgingen, 
dass die den gesetzlichen Begriff des üsusfmct bildenden wesent- 
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liehen Merkmale gar nicht vorlägen, dass demnach jedenfalls, ganz 
abgesehen von der Eigenthuuisfrage , hier ein dnrchaus eigenthüm- 
liches Bechtsverliältniss bestehe, auf welches die bezüglich des Niess* 
brauches geltenden gesetzlichen Bestimmungen nicht anwendbar 
seien, dass demnach von einem Besitze der Pfarreien als Nutz* 
niesser Namens der Stadt als der Eigenthümerin nicht geredet wer« 
den könne, da die erstem gesetzlich die wirklichen Eigenthumsrechte 
ausübten. Diese Ausführungen wurden vom vorderen Richter als 
zutreffend erkannt, nicht aber vom Cassationshofe, welcher sich zwar 
dem Gewichte der angeführten Gründe nicht völlig entziehen konnte, 
aber doch in vorliegendem Falle einen usus fnictus sui generis, also 
der Hauptsache nach einen Niessbrauch, allein mit besonderen die 
toesenäiche Natur des Bechtsverhältnisses nicht aufhebenden Eigen- 
thümlichkeiten annahm. 

Nun bestimmt der Code civil, Ai-t. 578. den üsusfruct als das 
Becht, eine fremde Sache wie der Eigenthümer zu benützen unter 
der Verbindlichkeit, dieselbe in ihrem Bestände zu erhalten (ä la 
Charge d'en conserver la substance). Allein nach dem Decrete über 
die Eirchenvorstände (Beeret concernant les fabriques des eglises) 
vom 30. December 1809 haben dieselben die Befugniss und Ver- 
pflichtung, die grössten Veränderungen und selbst völlige Neubauten 
bezüglich der Kirchengebäude und Pfan-hänser vorzunehmen (les 
charges de la fabrique sont ... de veilier ä Tentretien des Eglises, 
presbyteres ... de faire toutes les diligences necessaires pour qu'il 
soit pourva aux röparations et reconstructians, Art. 37, Nr. 4.; Art. 
98.) Dasselbe sagt die Loi relative aux revenus des fabriques des 
eglises vom 14. Februar 1810, Art. 2. 

Ja noch mehr. Der Kegierungsbeschluss vom 30. Mai ;1806 
(Dtoet qui r^unit aux biens des fabriques les Eglises et presbyteres 
supprimiSs) gibt den Pfarreien das Becht, die Kirchengebäude und 
Pfarrwohnungen der aufgehobenen und mit ihnen vereinigten Pfarr- 
gemeinden zu ihrem Vortheile zu vertauschen, zu vermiethen und zu ver- 
kaufen. (Art. 1.) Wenn nun also gesetzlich die Pforreien nicht nur nicht 
verpflichtet sind, ihre Kirchengebäude und Pfarrhäuser, wie der Nufz- 
niesser rechtlich verbunden ist, in ihrem Bestände zu erhalten, son- 
dern wenn sie an diesen Gegenständen die grössten Veränderungen 
vornehmen, diese Gebäude selbst niederreissen und neu aufbauen, so- 
gar in dem Mass über sie verfugen können, dass sie, wie der wirk- 
liche* Eigenthümer, alle Bechte desselben rücksichtlich ihrer ausüben 
dürfen; so kann von einem ususfructus überhaupt nicht, also auch 
nicht von einem nsusfructuB sui generis die Bede sein. Denn so- 
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bald ein wesentlieJhes Merkmal eines Begriffes fehlt, isl derselbe 
nicht mehr der nämliche Begriff und kann daher auch nicht von einer 
Eigenart und Eigentkümlichkeit desselben, sondern muss von einem 
anderen Begriffe gesprochen werden. 

Aber auch die Qbrigen vom Gesetze dem Niessbrauche beige- 
legten Eigenschaften finden sich nicht bei dem Bechte der Pfarreien 
an den Kirchen und Pfarrhäusern. Der Nutzniesser hat nach Code 
civil, Art. 605. nur die kleinen, d. h. die zur Erhaltung des Gegen- 
standes nothwendigen gewöhnlichen Wiederherstellungen zu tragen, 
während die grösseren und bedeutenderen Arbeiten dieser Art (les 
grosses r^parations) dem Eigenthümer zur Last fallen. Den Pfarreien 
werden aber gesetzlich in erster Linie nicht blos die kleinen, sondern 
auch die grossen, also alle Reparaturen an den Kirchengebäuden 
und Pfarrhäusern auferlegt. (Decret vom 30. December 1809. Art. 
37, Nr. 4, 46, Nr. 4, 94; Gesetz vom 14. Februar 1810, Art. 2.) 

Die Gemeinden treten für diese Wiederherstellungen, wie für 
alle übrigen Ausgaben bezüglich der Gottesverehruug nur ein, wenn 
die Mittel der Kirchen nicht ausreichen (1. c.) und der Grund hie- 
ven liegt nicht darin, dass das Gesetz die Gemeinden als Eigen- 
thmner der Kirchen und Pfarrwohnungen bezeichne und ansehe, 
sondern darin, dass sie des öffentlichen Interesses wegen -für ver- 
bunden betrachtet werden, alle bei ihnen bestehenden dem Gemeinde- 
wohl dienenden Anstalten und Einrichtungen zu unterhalten, gleich- 
viel ob die Gemeinden Eigenthümer der betreffenden Gegenstände 
sind oder nicht. Dass lediglich ans Bücksicht auf das gemeine 
Beste den Gemeinden, wie im alten Frankreiche und zwar subsidiär 
die Baulast an den gedachten Gebäuden auferlegt wurde, erklärte 
die Begierung mehrfach ausdrücklich durch Staatsrath Portdlis, wel- 
cher das Concordat und die organischen Artikel vor dem gesetz- 
gebenden Körper vertheidigte, (s. meine Schrift: das Eigenthutn an 
den Jcalholischen Kirchen nebst Zubehörungen nach der französischen 
Gesetzgebung^ Mainz, Kirchheim 1867, S. 116 ff.) 

Aus dem angeführten Grunde werden dah^ auch die Gemein- 
den als verpflichtet erklärt zur Tragung der Kosten des Neubaues, 
der Wiederherstellung und Unterhaltung der protestantischen Kirchen 
und Pfarrhäuser (procurer les frais de construction, röparation, entre- 
tien des temples. Decret vom 5. Mai 1806, Art. 2.); und dennoch 
sind unbestritten wenigstens die meisten dieser Gebäude nicht Eigen- 
thum der bürgerlichen, sondern der confessionellen protestantischen 
Gemeinden. 

Nach dem Gesetze (Code civil, Art. 619.) darf der nicht ein- 
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zelnen Personen (particaliers), sondern Körperschaften bestellte Niess- 
brauch nur dreissig Jahre dauern und erlischt von selbst nach Ab- 
lauf dieser Zeit. Dagegen wähii; die den Pfarreien fiber die Kirchen- 
gebäude und Pfarrwohnungen zuerkannte Verfügung ewig. Denn in 
dem französischen Goncordate vom 15. Juli 1801 heisst es: toutes 
les äglises m^tropolitaines, oathädrales, pareissiales et autres non 
ali^^es n^essaires au culte seront remises ä la disposition des 
6veques, folglich bleibt, so lange die Gottesverehrung (culte), d. 
h. die katholische Kirche selbst währt, weil diese zu der Qottes- 
verehrung stets jene Oebände nothwendig hat, auch das Verfugungs- 
recht der Bischöfe über dieselben bestehen. Das für die vom deut- 
schen Beiche an die französische «Bepublik abgetretenen vier neuen 
Dejtökrtements erlassene schon erwähnte ArrSt^ du 20. prairial X. 
(9. Juni 1802) druckt sich mit Hinweisung auf das Ooncordat wesent- 
lich in derselben, nur nach den in diesen Landstrichen bestehenden 
eigenthümlichen Verhältnissen etwas veränderten Weise aus, indem 
Art. 11. sagt: Oonform^ment k la loi du 18. germinal dernier (wo<- 
von das Ooncordat einen Theil bildete neben den s. g. organischen 
Artikeln) sont laiss^s ä la disposition des ^veques ... les ^ifices 
oü s'exerce le culte catholique. 

Die Pfarreien haben endlich das Becht hinsichtlich ihrer Kir- 
chen und deren Zubehörungen Besitz- und Eigenthumsklagen anzu- 
stellen, also in possessorio und in petitorio activ und passiv auf- 
zutreten (loi du 18. germinal X, 8. April 1802, Art. 76; beeret 
concemant les fabriques du 30. D^cemb. 1809, Art. 11, Nr. 5, 
Art. 77 u. 78.) 

Der blose Nutzniesser kann aber nach diesen beiden Bichtungen 
hin weder als Kläger noch als Beklagter erscheinen, sondern muss 
bei Störung der Besitz- oder Eigenthumsrechte unter Haftung ffir 
Entschädigungsansprfiche an ihn dem Eigenthumer hiervon behufs 
Anstellung der betreiSenden Elagen von Seiten des letzteren Anzeige 
machen (Code civil, Art: 614). 

Da nach dem Gesagten aUe dem Niessbrauche vom Gesetze 
beigelegten Merkmale sich bei dem den Pfarreien an den Cultge- 
bänden zustehenden Bechte nicht finden, vielmehr die den Kirchen 
eingeräumten Zugeständnisse ungleich weiter gehende sind ; so kann 
jenes Becht der Pfarreien Überbaupt nicht als ein ususfructus und 
also auch nicht als ein solcher von eigenthämUcher Beschaffenheit 
usus fructus sui generis, wie der Cassationshof will, bezeichnet und 
f(dglich gerade so wenig das Bechtsverhältniss der Pfarreien an den 
fr^lichen Oebäoden, wie dasselbe Gericht thut, als Besitz in der 
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Weise des Nut^sniessers an der Stelle des Eiffenthümers , nämlich 
der bärgerlichen Gemeinde aufgefasst werden. Die Pfarreien besitzen 
daher jene Immobilien jedetifalls auf einen andern Tüel hin als auf 
den des osusfr actus. Der Hessische Cassationshof musste dess- 
halb unter sorgfältiger Erw&gung der einschlä^gen gesetzlichen Be- 
stimmungen die Behauptung des Gassationsklägers, dass die Pfar- 
reien nur als Nutzniesser Namens der Gemeinden als Eigenthnmer 
den Besitz ausübten, als rechtlich unbegründet, wie auch der An- 
walt der beklagten Kirche beantragte, verwerfen, statt diese Be- 
hauptung kurzer Hand sich selbst anzueignen. 

Die vordem Gerichte hatten ausgesprochen, an den Kirdien- 
gebäuden als res sacrae und daher extra commercium sei ein Besitz 
der bürgerlichen Gemeinden, wie er an den Pfarr- und Glöckner- 
wohnungen, als res in commercio, vorkommen könne, «esetzUch ' un- 
zulässig, es könne desshalb auch ein Eintrag der Kirchengebäude im 
Grundbuche auf den Namen der Gemeinde als Besitzerin derselben 
gar nicht stattfinden. In dieser Beziehung bemerkt Yiun der Gross- 
herzoglich Hessische Cassationshof: 

»Da die Kirche selbst und ihre Dependenzen geiradeso zu be- 
bandeln sind, wie die übrigen in der Klage begriffenen Sachen (näm- 
lich Pfarr- und Glöckuerhäuser) , so ist die Frage des (?) Eigen- 
thumsrechtes der Gemeinde für das ganze Processobject absolut mass- 
gebend. Dabei ist anzuerkennen, dass abgesehen davon, dass es sich 
hier von einer Frage des Besitzes handelt, Gesetze und Verord- 
nungen, die über das Eigenthumsrecht entscheiden, pro coloranda 
possessione, ganz so wie Urkunden dienen können, und dass kein 
innerer Grund zu einer verschiedenen Behandlung beider Verhält- 
nisse vorliegt, wie dies auch eine constante Rechtssprechung des 
französischen Cassationshofes sanctionirt hat.€ 

Gemäss dieser etwas verworrenen Darstellung nimmt der Cas- 
sationshof an, dass den bürgerlichen Gemeinden wie au den P&rr- 
häusern, so auch an den Kirchengebäuden, obschon die letztem, was 
das erwähnte Gericht wenigstens nicht in Abrede stellt, res extra 
commercium sind, juristischer Besitz zustehe, dass also die Pfarreien 
bezüglich der Kirchen ebenso in fraglicher Sache, in possessorio 
nämlich, zu behandeln sind, wie hinsichtlich der Pfarrwohnungen? 
welche als res in commercio gelten. Wenn nun die vordem In- 
stanzen den Civilgemeinden an den Kirchengebäuden die Möglich- 
keit eines juristischen Besitzes bestritten, so geschah dies auf Grund 
des aligemeinen Satzes, dass Kirchen als solche nicht in weltlichem 
Besitze seien und sein könnten. Dagegen sagt der Cassationshof, 
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dai» die Frage nach dem Eigenthamsrechte der Gemeinden an den 
Processobjecten absolut massgebend sei. Allein mit der Bejahung 
dieser Frage zu Gunsten der bürgerlichen Gemeinden wird diesen 
nicht blos gewöhnliches Eigenthuid zugesprochen, sondern auch noch 
überdies behauptet, dass denselben an den Eirchengebäuden, an wel- 
chen sonst ein weltliches Eigenthumsrecht nicht stattfinden kann, 
dieses ganz ausnahmsweise zuerkannt werde.. Solche völlig ausser- 
gewöhnliche, auffallende, der Natur der Sache selbst widersprechende 
Bestimmungen müssten doch gewiss klar, unzweideitig und aus- 
drücklich ausgesprochen sein. Der Cassationshof führt aber auch 
nicht mit Einem Worte eine Aeusserung an , welche die eben 'be- 
zeichneten Merkmale an sich trüge. Könnte man nicht geradesogut 
sagen, wie auf ganz besondere Weise den bürgerlichen Gemeinden 
das Eigenthum sogar an den Kirchen beigelegt ist, so ist auch trot;^ 
dieses Eigenthumes der Gemeinden — dasselbe als zurecht bestehend 
vorausgesetzt — in gleich singülärer Weise den Pfarreien der jurist- 
ische BesUjg an ihren Kirchen zugesprochen? Zur Bejahung dieser 
Frage hätte man aber hinreichenden gesetzlichen Grund. Denn die 
angeführten, den Pfarreien an ihren Kirchen und Pfarrhäusern ge- 
setzlich ausdrücklich zuerkannten Rechte sind gerade die im Eigen- 
thumsrechte liegenden Befugnisse. Wenn nun, die Ansicht des Cas- 
sationshofes, Sass den Civilgemeinden das Eigenthum an den ge- 
nannten Gegenständen zustehe, als begründet angenommen, doch je- 
denfalls gesetzlich alle in dem Eigenthumsrechte liegenden Befug- 
nisse den Gemeinden entzogen und den Pfarreien übertragen sind, 
folglich ein ganz eigenthümliches , singuläres Eigenthumsrecht der 
Gemeinden in dieser Beziehung begründet ist; so ist die Folgerung 
unabweisbar, dass das Gesetz, wie es ein völlig eigenthümlich gestal- 
tetes Eigenthumsrecht der bürgerlichen Gemeinden an den Kirchen 
festsetzte, so auch ein geradeso singulär geartetes Becht der Pfar- 
reien an diesen Gegenstönden anordnete, indem es denselben den 
juristischen, dei^ Eigenthnrns-Besita mit allen seinen Merkmalen un- 
zweifelhaft und unzweideutig überwies und den Civilgemeinden das 
blose Eigenthnmsrecht ohne diesen Besitz überliess. 

Schreibt man auf der einen Seite unter allen Umständen, wenn 
man denn doch einmal durchaus will, den bürgerlichen Gemeinden 
nach der französischen Gesetzgebung ein ganz absonderliches Eigen- 
thumsrecht an den Kirchen zu, warum erkennt man denn auf der 
andern Seite nicht gerade so bereitwillig ein ebenso gana absondere 
liehes Becht der Pfarreien an diesen Sachen an? Freilich wird man 
einwenden, die Annahme des Eigentimmsbesitaes in der einen Hand 
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und des Eigenthnmsrecktes in der andern Hand sei undenkbar, ein 
juristischer Unsinn. Aber die Meinung, welche das Eigenthum an 
den Kirchen den- Civilgemeinden einräumt, muss doch aach zugeben, 
dass dieses Verhältniss der Natur der Sache und der an allen Orten 
und zu allen Zeiten herrschenden üebung widerspricht, dass dasselbe 
ganz einzig in seiner Art dasteht und dass folglich die für die ge- 
wöhnlichen Eigenthumsverhältnisse geltenden Bestimmungen nicht 
auf dieses, so völlig eigenartige Verhältniss angewendet werden kön- 
nen, üebrigens lässt sich auch ein ideelles Eigenthumsrecht in einem 
Sinne denken, in welchem es in der That gedacht werden muss, 
wenn man denn doch durchaus den Civilgemeinden ein solches zuer*- 
kennen will. Freilich ist es ein sehr eigenthumliches llecht, allein 
dies ist es eben, wie gezeigt worden^ unter allen Umständen. Das 
rein ideelle Eigenthumsrecht der Gemeinden würde nämlich nur dann 
ein reelles werden, vom blosen Gedankendinge in die Wirklichkeit 
übergehen, wenn in den der französischen Gesetzgebung unterstehen- 
den Gebieten die katholiche Kirsche zu bestehen vollkommen auf- 
hören würde. Denn bei allen innerhalb der katholischen Kirche 
vorgehenden Veränderungen, wie bei einer neuen Bisthumsumschrei- 
bung oder Pfarreieintheilung würden die dem bisherigen Gebrauche 
dadurch etwa entzogenen Kirchengebäude und Pfarrhäuser nicht 
den bürgerlichen, sondern den kirchlichen Gemeinden, mit welchen 
die aufgehobenen Pfarreien verbunden wurden, zufallen, so dass 
diese die genannten Gegenstände nach dem bereits angeführten De- 
crete vom 30. Mai 1806 sogar veräussern und frei über sie ver- 
fügen können, weil sie gesetzlich als Theil des zurückerstatteten 
Kirchenvermögens betrachtet werden (fönt partie des biens restitues 
aux fabriques). Wenn der Cassationshof hingegen bemerkt, dass die 
Pfarrei, wenn sie im Grundbuche als Besitzerin eingetragen sei, als 
Nutzniesserin das Eigenthumsrecht der Gemeinde an den Kirchen, 
welches für die Stadt ein Privatrecht sei, ersitzen könne und dass 
also, um diesen Nachtheil für letztere abzuwenden, jener Eintrag 
auf die Pfarrei in den auf die Gemeinde umgeändert werden müsse; 
so ist eben hier stets von einem durchaus eigenthümlichen Verhält- 
nisse die Rede, sobald man ein Eigenthumsrecht der Gemeinden an 
den bezeichneten Gegenständen annimmt. Und wie, wenn man, was 
der Cassationshof thut, das Becht der Pfarreien als einen Niessbrauch 
auffasst, angenommen werden muss, dass auf eine ganz singulare 
Weise die gesetzliche Bestimmung, dass der Ususfruct von Gemein- 
heiten nach dreissig Jahren erlösche, auf diesen Niessbrauch der 
Kirchen keine Anwendung finde, ohne dass dies irgend gesetzlich aus- 
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drücklich ausgesprochen wäre, so könnte man aus demselben Grunde 
annehmen, dass die Pfarrelen, wenn 'sie auch als Eigenthurasbe- 
sitzerinen eingetragen wurden, durch Ablauf der Zeit dennoch nicht 
das wirkliche und ganze Eigenthum an den Kirchen den Gemeinden 
gegenüber ersitzen, also nicht das Becht der let/.tern vernichten 
könnten. Dieser Schluss würde um so mehr berechtigt sein, als 
sonst das Eigenthumsrecht der Gemeinden au den gedachten Ge- 
bäuden ein gänzlich inhaltleeres wäre, das niemals zu einer Wirk- 
lichkeit gelangen könnte. Denn da nach den gesetzlichen Bestim- 
mungen ein wirkliches, thatsächliches Eigenthumsrecht der Gemein- 
den an den Kirchen erst eintreten kann, wenn die katholische Religion 
im Lande zu bestehen aufgehört haben würde, so würde, wenn die 
Gemeinden ihr während des Bestandes der katholischen Kirche nur 
ideelles Eigenthumsrecht auch noch durch Ersitzung von Seiten der 
Pfarreien innerhalb dieser Zeit verlieren könnten, dieses Eigenthums- 
recht der Gemeinden, wenn denn doch ein solches angenommen wer- 
den will, stets ein reines Nichts sein, was niemals zu einem Etwas 
werden könnte. Es ist aber doch nicht glaublich, dass Gesetze und 
Verordnungen der Begierung ein leeres Spiel sein sollen. 

Ferner wie ist es zu denken, dass die Pfarreien gesetzlich be- 
züglich der erwähnten Gegenstände possessorische und petitorische 
Klagen anstellen, also gerade in Fragen des Eigenthumsbesitzes und 
des Eigenthumes selbst, wie nachgewiesen worden, als Kläger und 
Beklagte auftreten können, wenn sie nicht einen, wenn auch eigen- 
artigen Eigenthumsbesitz, ein, wenn gleich eigenaitiges Eigenthums- 
recht besitzen, wenn denn doch auch den Gemeinden ein Eigenthums- 
recht zuerkannt werden soll. 

Wir gestehen gerne, dass dies Alles seltsame Dinge sind, .allein 
zur Aufstellung dieser Sätze wird man mit Nothwendigkeit hinge- 
drängt, sobald man den Gemeinden ein Eigenthumsrecht an Kirchen 
und Pfarrhäusern einräumt. Dagegen ist die Sache sehr einfach 
und klar, wenn das naturgemässe Verhältniss, nämlich das alleinige 
Eigenthumsrecht der Pfarreien an ihren Kirchen behauptet wird. 

Der Vertheidiger der cassationsbeklagten Kirche St. Peter trug 
auch ausdrücklich auf Anerkennung des entwickelten Bechtsverhält- 
nisses, nämlich eines auf singulare Art bestehenden juristischen Be- 
sitzes der Kirchen an ihren gottesdienstlicben Gebäuden — von der 
Eigenthumsfrage ganz abgesehen — an. Der Cassationshof fand 
sich aber nicht bemüssigt, auf diese Frage, über welche mit allem 
Grunde sehr Vieles gesprochen werden kann, weiter als in der über- 
aus laconischen Weise, wie angefahrt, einzugehen. 
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Nach n&serem Dafürhalten hätte schon gemäss den bisherigen 
Ausfühi*nngen das oberste Gericht das Gassationsgesnch als unbe- 
gründet abweisen und den Eintrag in das Grundbuch auf den Na- 
men der Kirche bestehen lassen müssen. 

In der oben mitgetheilten Stelle aus dem cassationsgerichtlichen 
ürtheile heisst es weiter : »dass, abgesehen davon, dass es sich hier 
von einer Frage des Besitzes handele, Gesetze und Verordnungen, 
die über das Eigenthumsrecht entschieden, pro coloranda possessione 
ganz so wie Urkunden dienen könnten und dass kein innerer Grund 
zu einer verschiedenen Behandlung beider Verhältnisse vorliege, wie 
dies auch eine constante Rechtsprechung des französischen Gassa^ 
tionshofes sanctionirt habe.« Der Gedanke des Gerichtes scheint 
wohl gewesen zu sein, dass sowohl far das Besitz- als für das Ei- 
genthumsverhältniss Gesetze und Verordnungen, welche über letzteres 
entschieden hätten, angewendet, also auch als Titel für den Besitz 
geltend gemacht werden könnten, beide Verhältnisse also gleich- 
massig zu behandeln wären. 

Diese so im Allgemeinen hingestellte Behauptung enthält aber 
Richtiges und Unrichtiges. Gesetze und Verordnungen können ge* 
wiss, wie Urkunden, als Erweis für den Besitz wie lür das Eigen- 
thum dienen; Gesetze und Verordnungen können aber auch, gerade 
wie Urkunden, wohl als Titel far das Eigenthum, nicht dagegen 
für den Besitz angerufen werden. Denn bekanntlich ist das Ver- 
fahren zum Nachweise des Besitzes ein ganz anderes als das zur 
Begnindung des Eigenthumes und gelten zum Erweise des letztern 
Beweismittel, welche zum Nachweise des Besitzes nicht dienen kön- 
nen. Im Allgemeinen steht richtig, dass Gesetze und Verordnungen 
zur Begründung des Besitzes, wie Urkunden, angerufen werden kön- 
nen; denn sie sind, wenn die thatsächlichen Verhältnisse, welche 
sie voraussetzen, vorliegen, gerade wie authentische Urkunden, si- 
chere Rechtstitel. Daher heisst es in: Dictionnaire gön^ral et rai- 
sonn^ de Jurisprudence par Dailoz, tome I. m. Actions possessoires, 
Art. 4. No. 173: Les servitudes qui d^rivent d'une disposition spe- 
ciale de la loi peuvept, quoique discontenues, non apparentes et non 
fond^es en titre (d. h. nicht gestützt auf eine zu Gunsten des herr- 
schenden Grundstückes erlangte private Berechtigung) etre la base 
d'une action possessoire: la hi forme U tUre sur le quel ces servi- 
tudes sont ^tablies, und in No. 178: Par suite de la r^gle que les 
servitudes legales sont fondees en titre^ il a ^t^ jug^ , que la pos- 
Session d*un passage . . . autorise . . . Taction en complainte. Allein 
wenn auch Gesetze und Verordnungen Titel für den Besitz sein 
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können, gerade wie es bei den ürknnden der Fall ist, so gilt dies 
doch nur dann, wenn die Gesetze and Verordnungen ihrem Inhalte 
nach Mary bestimmt, unzweideutig j unbestritten und unbestreitbar 
über den Besitz, beziehungsweise über das Eigenthum an der frag- 
lichen Sache sich aussprechen. Denn das Oesetz schreibt ausdrück- 
lich vor (Code civil, Art. 2229), dass der Eigenthumsbesitz (posses- 
sion k titre de propri^taire) unzweideutig (non ^quivoque) sei, dass 
er sich also auf Thatsachen, nämlich Handlungen, Urkunden, Zeu- 
genaussagen, Gesetze, Verordnungen u. s. w. stütze, welche ver- 
nünftiger Weise keinen Zweifel an dem wirklichen Vorhandensein 
eines solchen Eigenthumsbesitzes gestatten. Sowie aber Urkunden, 
welche entweder ihrer Form nach nicht sofort und unzweifelhaft als 
acht erklärt werden können oder deren Inhalt bezüglich der Eigen- 
thumsverhältpisse undeutlich und zweideutig ist, gewiss nicht als 
Titel for die Annahme des Besitzes dienen können, sondern sowie 
in diesen Fällen über die Giltigkeit und beziehungsweise über den 
wahren Sinn der Urkunden, d. h. über die Sache, über das Eigen- 
thum selbst entschieden werden muss : so dürfen sicher auch Gesetze 
und Verordnungen, welche sich nur in zweideutiger, zweifelhafter, 
bestreitbarer und bestrittener Weise über das Eigenthum und also 
auch über den Besitz aussprechen, nicht ohne Weiteres als Titel 
für Eigenthum und Besitz angenommen , sondern es muss durch 
Prüfung und darauf begründetes Urtheil der richtige Sinn dieser 
Gesetze und Verordnungen festgestellt, also entschieden werden, ob 
durch dieselben in der That Eigenthum und in Folge davon Eigen- 
thumsbesitz begründet werde. Dies ist aber offenbar ein Eintreten 
in das Petitorische der Sache und durchaus nicht ein Beschränken 
atif das blos Possessorische; ein durch Art. 25 Code de procedure 
civile verbotenes Zusamnienwerfen der Eigenthums- und Besitzklage 
(Le possessoire et le p^titoire ne seront jamais cumul^s). Daher 
sagt Dalloz 1. c. Art. 7, I^o. 309 L'enquete ne peut porter sur le 
fond du droit, mais seulement sur les faits de possession und zur 
weiteren Erläuterung, dass der far die Besitzklage zuständige Bich- 
ter nicht in eine Untersuchung bezüglich der Begründung des Bech- 
tes selbst, also bezüglich der Frage, wem das Eigenthum zustehe^ 
eintreten, sondern nur aus den vorliegenden, bewiesenen . I^afeacAen 
das Besitzrecht feststellen dürfe, heisst es in No. 310: Admettre 
ä prouver que Vu/ne des parües n'est pas proprietaire du chemin ou 
passage dont eile demande la maintenue en possession, qu'dlen^ena 
que Vusage, c'est ordonner une enquete sur le fond du droit et 
cnmuler le possessoire et le petitoire. 
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Der CassatioQshof ordnete zwar in vorliegendem Rechtsstreite 
für die Parteien kein Beweisverfahren hinsichtlich des Eigenthumes 
an, aber er selbst unterzog die Frage, wer als Eigenthümer der 
Kirche und ihrer Dependenzen zu betrachten sei, einer eingehen- 
deren Erwägung, in Folge deren er zum Schlüsse gelangte, dass die 
Gemeinden Eigenthümer und die Pfarreien Nutzniesser bezüglich 
jener Gebäude seien. Das Gericht handelte demnach so, wie es 
nach den angeführten Stellen nicht hätte handeln sollen, es ver- 
band die Eigenthums- mit der Besitzfrage, was es nicht hätte thun 
dürfen. 

Denn die französischen Gesetze (Loi du 18. germinal X, Art. 
12.) und Verordnungen (Arret^ du 20. jrairial X, Art. 11. und Ar- 
ret^ du conseil d'6tat du 2—6 pluviöse XIH), welche nach dem Ur- 
theile des Cassationshofes den Titel für den Eigenthumsbesitz der 
bürgerlichen Gemeinden bilden, sind bekanntlich weder ihrem Wort- 
laute nach noch in der Auffassung, welche ihnen von den Gerichten 
und der Wissenschaft gegeben wird, keineswegs unzweideutig (non 
^quivoques), sondern sind vielmehr zweifelhaft, bestreitbar und in 
der That höchst bestritten , so dass eine weitläufige und eingehnde 
Erörterung nothwendig ist, ehe man zu einem ürtheile über den 
Sinn und die Bedeutung jener Gesetze gelangen kann. Ja der grösste 
Theil der Rechtsgelehrten, Schrift-steller und Gerichte huldigt der 
der Meinung des Cassationshofes entgegengesetzten Ansicht (s. meine 
Schrift, a. a. 0. S. 28). Und wenn der letztere in seinem ürtheile 
sagt: »Der vordere Richter habe sich der Aufgabe unterzogen, nach- 
zuweisen, dass die bestehenden PräJudicien dieses obersten Gerichtes 
unrichtig seien,« so legte der Gassationshof selbst das förmlichste 
Geständniss ab, dass die Gesetze und Verordnungen, welche ihm zu- 
folge Titel far das Eigenthum der Civilgemeinden sein sollen, nicht 
uneweideutig und unzweifelhaft sind, weil der vordere Richter das 
gerade Oegentheü von dem in ihnen findet, was das höchste Gericht 
sie sagen lässt. Dieser Umstand ist aber um so bedeutungsvoller, 
als der untere Richter trotz der bestehenden JPtäjudicien ^ nämlich 
zweier ürtheile des Hessischen Cassationshofes vom 5. April 1853 
und 28. Juni 1859 sich dennoch »der Aufgabe unterzog,« die ihnen 
entgegengesetzte Ansicht als die richtige nachzuweisen. Denn wenn 
die Entscheidungen der letzten Instanz an sich schon eine besondere Be- 
deutung in Anspruch nehmen können namentlich den untergeord- 
neten Gerichten gegenüber, so ist es um so mehr ein Beweis, dass 
die Frage, um welches es sich handelt, sehr zweifelhaft und ver- 
schiedener Auffassung fähig ist, wenn die niederen Gerichte unge- 
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achtet des Ausspruches der letzten Instanz dennoch beharrlich einer 
entgegengesetzten Beurtheilung der Sache folgen; wie es trotz der 
beiden Urtheile des Hessischen und eines Urtlieiles des Preussischen 
Cassati(H)8hofes die unteren Gerichte in diesen zwei Ländern und in 
Bayern schon öfters thaten. Der Hessische Gassationshof legt, wie 
es scheint, ein ganz besonderes Oewicht, auf die bei ihm >bestehen- 
den PräJudicien.« Allein mag er von der Vortreifflchkeit und Un- 
anfechtbarkeit seiner Ansicht bezüglich der vorliegenden Frage noch 
so tief durchdrungen sein, so sind seine Urtheile eben doch nur der 
Ausdruck der dermaligen richterlichen Ueberzeugung des Hofes, sie 
enthalten aber keineswegs eine unumstössliche Wahrheit, sind durch- 
aus nicht eine atUhentische InterpretaHon des Gesetzes, durch welche 
der Sinn desselben ein für aUemai und für Jeden auf immer fest- 
gestellt würde. Die Entscheidungen des Cassationshofes bilden viel- 
mehr nur eine unanfechtbare Wahrheit für die abgeurtheiUe Sache 
und die dabei betheiligten Parteien. Desshalb kann und muss so- 
gar das oberste Gericht von seiner bisherigen Auffassung der vor- 
liegenden Frage bei späteren Fällen zurücktreten, sobald es die ent- 
gegengesetzte Ansicht, welche' die unteren Gerichte festhielten, als 
die begründetere erkajtnte. Daraus folgt aber gewiss unstreitig, dass 
Gesetze und Verordnungen, wie die hier zur Sprache kommende», 
welche so verschiedener Auslegung fähig und thatsächlich unter- 
worfen sind, nicht ohne Weiteres als Titel für Eigenthum und nament- 
lich nicht als Titel für den Besitjs, welcher nach gesetzlicher Be- 
stimmung »unzweideutig« (non äquivoque) sein soll, gebraucht wer- 
den können, da der Inhalt dieser Gesetze nur erst auf dem Wege 
eingehender Prüfung und Erörterung festgestellt werden kann, also 
jedenfalls in das Petitorische der Sache eingegangen werden muss. 
Desshalb sagt auch Dalloz L c. Nr. 312. mit allem Rechte: Quoique 
en g^n^ral le juge, pour statuer sur le possessoire ne doive avoir 
aucun ägard aux titres de propri^tä, il est n^anmoins des cas oü 
ces titres infiuent sur la question de possession et doivent etre con- 
sult^s. Damach gilt als Begel, dass der Siebter bei Beurtheilung 
von Besitzstreitigkeitän die Eigenthumstitel nicht zu berücksichtigen 
also nicht zu fragen und noch 'weniger zu untersuchen und festzustellen 
hat, auf welchen Bechtsgrund hin Jemand Eigenthümer sei und noch 
weit weniger, ob dieser Bechtsgrund auch wirklich GeUung habe. Es 
kann aber doch Fälle geben, in welchen der Eigenthumstitel zur Ermit- 
telung des Besitzstandes von Einüuss sein kann und ^sdaun darf 
und soll der Siebter ihn zu Bathe ziehen, d. h. aus diesem Titel 
Aufschluss über das Besü/sverhäUniss zu gewinnen suchen« Dal- 
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loz fuhrt Yeranschaulichung der Sache in No. 313. also fort : Jag^ ainsi 
que, lorsqu*il s'agit d'une servitude discontinne qui ne peut s'acqu^rir 
quo par titre, le jage de paix est oblig^, pour dötermiDer le carac-- 
tere de la possession, d'eiatnmer les titres produits, encorO' que ces 
titres soient contest^s, et de les appr^cier dans leurs rapports avec 
la possession. ArrSt de la Cour de Gassat. 6. Jul. 1812, 17. Mai 
1820. Mach vorliegendem Falle mnss der Richter bei einem Hechts- 
streite über den Besitz einer unständigen Dienstbarkeit den Sechts- 
titel, auf welchen dieselbe sich stützt, untersuchen, weil diese Ser- 
vituten wedet durch Gesetz noch Ersitzung, sondern nur durch eine 
bezügliche privatrechtliche Bestimmung begrüudet werden können 
(Code civil, Art. 690.) und diese Bestimmung dieser Titel daher allein 
Aufschlass über die Beschaffenheit einer solchen Dienstbarkeit, also 
auch über den Besitz derselben zu ertheilen vermag. 

Dieser Erwerbstitel soll aber in Erwägung gezogen werden ge- 
mäss der Beziehung^ in welcher er zur Ausübung^ zum Besitee der 
Servitut steht, ob z. B. aus dem Titel erhellt, wann diese Aus- 
übung begonnen, auf welches Grundstück und in welchem Umfange 
sie sich erstrekt habe u. s. w. Dies Alles soll geschehen, auch wenn 
dieser Erwerbstitel bestritten wird; denn trotz der Bestreitung, z. 
B. seiner Aechtheit, kann sein Inhalt über die Beurtheilung des 
Besitzverhältnisses, als etwas ThaisäcKlichen^ hinreichenden Aufschluss 
geben, wie z. B. über die Frage, wann dasselbe angefangen, ob der 
Besitzer in eigenem oder fremden Namen die Sache innegehabt 
habe u. clgl. 

Werden nun die ausgesprochenen Grundsätze auf den hier in 
Bede stehenden Besitzstreit angewendet, so darf nicht untersucht 
und festgestellt werden, dass die betreffenden französischen Gesetze 
und Verordnungen den bürgerlichen Gemeinden und nicht den Pfar- 
reien das Eigenthum an Kirchen und deren Zubehörungeu überwie- 
sen. Dies ist dem Angeführten zufolge durchaus unstatthaft. Es 
kann aber das Bestrittensein jener Gesetze nicht auf die gleiche 
Linie mit der Bßstreitung des Erwerbstitels von unständigen Dienst- 
barkeiten gestellt werden. Denn in letzterem Falle kann dieser 
Titel sehr wohl Anhaltspunkte für die Beurtheilung des Besitzver- 
hältnisses als etwas Thatsächlichen bieten, ganz abgesehen von sei- 
ner Bestreitung, wie gezeigt wurde; dagegen geben jene Gesetze 
und Verordnungen, wenn man die Frage ihrer Bestreitung unbeachtet 
lässt, über das Besitzverhältniss, um welches es sich in vorliegender 
Sache allein handelt, nicht den geringsten Aufschluss, weil sie gar 
nichts Thatsächliches enthalten ; vielmehr muss, soll aas diesen 6e- 
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setzen der Besitzstand erkannt werden, zaerst, weil ihr ganzer In- 
halt zweideutig und bestritten ist, erörtert und entschieden werden, 
wem nach diesen Gesetzen das Eigenthum an den Kirchen zukomme, 
muss nothwendig vorher in das pQtitorium eingegangen und dieses 
festgestellt werden, was bei einer possessorischen Klage durchaus 
unzulässig ist. 

Daher hätte der Grossherzoglich Hessische Gassationshof un- 
serer Ansicht nach die Besitzklage der Stadt gegen die Kirche St. 
Peter zu Mainz, wie auch der Yertheidiger der letztern beantragte, 
aus dem Grunde abweisen müssen , weil die von der Gemeinde als 
einzige Grundlage ihres Anspruches auf den Besitz der Kirchen und 
Pfarrwobnungen angerufenen französischen Gesetze und Verordnungen 
zweifelhaft und bestritten seien und über das Besitzverhältniss , um 
welches es sich hier allein handele, keinen Aufschluss ertheilten, 
ehe über das durch sie angeordnete Eigenthumsrecht selbst entschie- 
den sei; dass aber die Frage, wem jene Gesetze das Eigenthums- 
recht an den bezeichjieten Gebäuden zuerkennen, ob den Pfarreien 
oder Givilgemeinden, nicht einen possessorischen, soadern petitorischen 
Charakter habe und daher nicht in dieser Verhandlung beantwortet 
werden könne, vielmehr zur Lösung eine eigene' auf das Eigenthums- 
verhältniss sich beziehende Klage erfordere. 

Dennoch tritt der Gassationshof förmlich in das Petüorische 
der Sache ein, indem er die Ansicht des vordem Bichters bestreitet, 
der behauptet hatte, »dass das vorzüglich für die Rheinlande hier 
in Betracht kommende Arret^ vom 20. prairial X., wenn es in sei- 
nem Art;' 11. sage, dass die Presbyterien, die daran stossenden 
Gärten, sowie die der Feier des katholischen Gottesdienstes dienen- 
den Kirchen den Bischöfen zur Disposition gelassen werden sollten, 
(sont laiss^s ä la disposition des eveques), hier unter dem Ausdrucke 
»disposition« eine absolute Eigenthumsüberlassung verstehe.« Statt 
das nun der Hof diese vom untern Richter aufgestellte und näher 
erörterte Ansicht nach dem Gesagten hätte ganz unberücksichtigt 
lassen sollen, weil dieselbe auf die Eigenthumsfrage eingeht, was 
hier, wo es sich um einen Besitzstreit handelt, unzulässig ist : sucht 
er vielmehr dieselbe zu bestreiten und seine eigene Meinung als die 
richtige zu erweisen^ tritt demnach vollkommen in das Petitorische 
der Sache ein. x 

»Das oberste Gerieht, so sagt weiter das Urtheil des Cas- 
sationshofes , hat jedoch keine Veranlassung, yon seiner früheren 
Bechtsprechung abzugehen (cf. ürtheil vom 5.* April 1853 und ganz 
besonder^ jenes vom 28. Juni 1859 pag. 165 — 168), vielmehr ge- 
Archiv für Kircbenrecbt. XXXII. 2 
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langt es zu dem Resultate, welches sich aus einer Zusammenstellung 
der bezüglichen Artikel ergibt, c 

Somit stützt sich der Cassationshof in vorliegender Frage auf 
seine beiden von ihm angerufenen Urtheile. Diese handeln aber vom 
Eigenihume nicht vom Besitze an den katholischen Kirchen und 
ihren Dependenzen auf der linken Bheinseite ; der Hof nimmt auch 
nach seiner eben mitgetheilten Aeusserung die in jenen beiden Ur- 
theilen von ihm zum Beweise seiner Ansicht, dass das Eigenthum 
an den bezeichneten Gebäuden nicht den Kirchen, sondern den Givil- 
gemeinden zustehe, aufgeführten Gründe zur Entscheidung gegen- 
wärtiger Sache herüber, lässt sich also dadurch vollständig und 
weitläufig in die Behandlung der Eigenthumsfrage ein und gibt in 
vorliegendem Urtheile nur einige den beiden oben angeführten Ent- 
scheidungen entnommene Sätze. 

Hier soll nun auch eine genauere Erörterung und Widerlegung 
der vom Cassationshofe für seine Meinung hinsichtlich des Eigen- 
thumes an den Kirchen in jenen Urtheilen geltend gemachten 
Gründe nicht eingegangen werden (vergl. darüber meine angeführte 
Schrift). Nur die vom obersten Gerichte in vorliegender Sache , in 
welcher wieder, wie bei der am^ 28. Juni 1859 abgeurtheilten , der 
OberappeUations- und Cassationsgerichtsrath Dr. Dernburg Referent 
war, in der angegebenen Richtung vorgebrachten Beweise sollen hier 
geprüft werden. 

Es heisst in dem Urtheile vom 26. Mai 1873: »der Art. 2. 
des ArrStä vom 20. prairial X. bestimmt: Tous les biefis^ de quel- 
que espice quHls soient, appartenant (eigenthümlich angehörend)r 
taut aux ordres, congregations , titres et Etablissements supprim^s, 
qu'aux EvSch^s, eures, chapitres cathMraux et s^minaires dont la 
loi du 18. germinal dernier ordonne ou permet T^tablissement, sant 
mis $(H4S la tnain de la noMon. . Der Art. 3. legt die titres über 
diese Gegenstände^ selbst wenn solche den EvSch^s gehören, unter 
Sequester. Es wäre dies aber unbegreiflich, wenn der Art. 11. des 
Decretes das Eigenthum der vorzüglichsten dieser Gegenstände wie- 
der den Bisthümern u. s. w. restituirt hätte, welche der Art. 2. der 
Nation überwies, zudem dass (P) dieses Arr§tE sich dabei auf das 
Gesetz vom 18. germinal bezieht, das für Frankreich gegeben war/ 
in welchem Lande das Eigenthumsrecht der Gemeinde keinem Zwei- 
fel unterworfen werden kann (Arr§t^ des Staatsrathes vom 2. plu« 
vidse XIII.), wie denn ohnedies bekanntlich namentlich in Frank- 
reich nicht leicht anzunehmen ist, dass man sich entschlossen haben 
sollte, in seinen verschiedenen Theilen in einer so wichtigen Sache 
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ein verschiedenes Becbt gelten zu lassen. c Bei dieser Beweisführung 
des Cassationshofes ist es wirklich wunderbar und auffallend, was 
derselbe bezüglich des Arret^ vom 20. prairial X. sagt, sowie 
was er verschweigt. 

Wie im Urtheile vom 28. Juni 1859 stützt sich auch hier das 
Gericht auf Voraussetzungen, welche zu beweisen es aber ganz ver- 
säumt, sondern welche es ohne Weiteres als feststehende Wahr- 
heiten hinstellt, während es doch nur blose Aunahuien petitiones 
principiorum sind. Der Cassationshof weist mit dem grössten Nach- 
drucke auf die Worte : Uyus les biens de quelque espece quHls soient^ 
appartenmü .... sont mis som la main de la naiion in Art. 2. 
des Arretö vom 20. prairial X. hin und folgert aus ihnen, dass unter 
dem »A>ttö€ auchvdie im Art. 11. genannten Kirchen, bischöflichen, 
Canonicats- und Pfarr-Häuser- und Seminarsgebäude begriffen seien. 
Allein dies ist gerade die Frage. Man behauptet ebenso auch, dass 
die geüaunten Gegenstände nicht unter dem »tous« verstanden wer- 
den konnten. Dass aber aus den Worten, wie sie dastehen, wenn 
man sie auch nach dem vom Cassationshofe ihnen beigelegten Sinne 
betoot, an sich weder das Eine noch das Andere folgt, sondern der 
eigentliche Sinn aus dem Zusammenhange entnommen werden muss, 
leuchtet ein, da der Ausdruck :»tous< eine grössere und kleinere, 
eine allgemeinere und beschränktere Anzahl von unter Einem Ge- 
sichtspunkte zusammengefasster Dinge begreifen kann. Der Cas- 
sationshof sagt weiter, dass Art. 3. di^ türes über die in Art. 2. 
erwähnten Gegenstände, selbst wenn solche den eveches gehörten, 
unter Sequester lege. Allein auch hier fragt es sich eben wieder, 
ob unter den in Art. 3. genannten titres auch die der in Art. 11. 
aufgeführten Gegenstände verstanden werden können und muss auch 
hier der wirkliche Sinn aus dem Zusammenhange nachgewiesen und 
darf nicht von vornherein — was freilich sehr einfach ist — in 
jenen Ausdruck hineingelegt werden. Allerdings wäre es mit dem 
Cassationshofe »unbegreiflich, dass Art. 11. die in ihm aufgezählten 
Gegenstände wieder den Bisthümern restituirt' hätte, welche der Art. 
2. der Nation überwies;« allein auch hier fragt es sich wieder ge- 
rade, ob denn wirklich der Art. 2. jene Gegenstände der Nation 
überwies und ob sie in Art. 11. den Bisthümern wieder rcstituirt 
wurden ; der Cassationshof nimmt freilich die Unbegreiflichkeit ohne 
allen und jeden x Beweis an; wenn aber die Art. 2. und 3. etwas 
ganz Anderes sagen, als sie jenes Gericht sagen lässt, dann schwin- 
det alle ünbegreiflichkeit, vielmehr wird die Sache sehr begreiflich. 
Ferner sagt der Cassationshof und zwar mit Recht, dass das Arretö 

2* 
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vom 20. prairial X. (im Art. 11.) sich auf das Gesetz vom 18. ger- 
minal X. beziehe; wenn er aber behauptet, das letztere habe die 
Eirchen und deren Zubehörungen den Gemeinden zuerkannt und in 
Frankreich sei das Eigenthumsrecht derselben an jenen Gegenstän* 
den keinem Zweifel unterworfen; so sind beide Behauptungen wie- 
derum sehr bestritten und muss daher die Frage, ob die Ansicht 
des Cassationshofes oder die gegentheilige richtig stehe, durch Be- 
weisgründe, nicht durch eine nakte Behauptung beantwortet werden. 
Wenn weiter der Cassationshof sich auf das Staatsrathsgutachten 
vom 2. pluviöse XIII. beruft, so fragt es sich auch bei ihm gerade 
wieder, ob es den von jenem Gerichte ihm beigelegten Sinn habe 
oder nicht. Endlich hat zwar der Cassationshof vollkommen Recht, 
»dass namentlich in Frankreich nicht leicht anzunehmen sei, dass 
man sich entschlossen haben sollte, in seinen verschiedenen Theilen 
in einer so wichtigen Sache ein verschiedenes Becht gelten zu lassen;« 
allein hier ist gleichfalls wieder die Frage, ob denn die Annahme 
eines verschiedenen Rechtes sich, ergebe, wenn man die Ansicht des 
Cassationshofes nicht be&lgt. Im Gegentheile, sobald man behaup* 
tet, sowohl durch das Germinalgesetz als auch durch das gedachte, 
Arret^ werden Kirchen und d^ren Dependenzen nicht den Gemein- 
den sondern den Pfarreien als Eigenthum dbenviesen, verschwindet 
die vom Cassationshofe hervorgehobene Schwierigkeit der Geltung 
eines verschiedenen Rechtes Im Einen Frankreich völlig, da alsdann 
in den alten wie in den heuen Theilen des Landes ganz der gleiche 
Grundsatz bei Beurtheilung dieser Frage Anwendung findet, üebrigens 
besteht die vom Cassationshofe geltendgemachte Sonderbarkeit der 
Annahme eines verschiedenen Rechtes in der angegebenen Beziehung 
nur in der eigenen Vorstellung dieses Gerichtes. Denn ausser dem 
Cassationshofe zu Darmstadt behauptete unseres Wissens bisher noch 
Niemand, dass das Germinalgesetz den Gemeinden, das Arr6t4 vom 
20. prairial aber den Pfarreien die Eirchen zu Eigenthume über- 
wies, sondern man nahm entweder an, dass beida Bestimmungen den 
bürgerlichen oder dass sie den kirchlichen Gemeinden das Eigen- 
thum an den erwähnten Gegenständen zuschrieben. 

Aber alle diese vom Cassationshofe aufgestellten allein durch- 
aus nicht bewiesenen Behauptungen sind auch noch nach dem aus- 
drücklichen und klaren Inhalte des *Arr§t^ unrichtig und gänzlich 
anhaltbar, so dass es Angesichts dieser Verordnung fast unbegreif- 
lich erscheint, wie aus ihr die Sätze , welche jenes Gericht darin 
findet, abgeleitet werden konnten. 

Der Cassationshof behauptet, dass, weil in Art. 2. des ange- 
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zogenen Arrete von »tet*s les biens de qudqii esphce üs saieni . . . 
sont mis sous la main de la nationc die Bede ist, «desshalb auch 
alle Güter der Kirche im strengsten und ausschliesslicbsten Sinne 
des Wortes unter die Hand der Nation gestellt worden seien; dass 
mithin das Arr§t4 gar keine Atisndhme von der im Art. 2. getroffe- 
nen Einziehung aller Eirchengüter , welcher Art sie auch seien, 
kenne. Dieser Auffassung des Art. 2. von Seiten des Cassations- 
hofes wird aber, wie auch der zweite Richter besonders hervorhob, 
die letzte Instanz dagegen gar nicht beachtete, ßmüich und un- 
zweideutig widersprochen durch Art 20. des nämlichen Arr^tö. Hier 
heisst es nftmlich: Sont exceptes des dispasiHons du present arrite 
hs etablissemens dont Tinstitut m§me a pour objet unique T^duca- 
tion publique ou le soulagement des malades . . . ces etablissemens 
conserveront les biens dont ils jouissent. Wenn nun von den ^(ou$ 
les biens« des Art. 2. die Güter der im Art. 20. erwähnten An- 
stalten (Etablissemens) atisdrücMich ausgenommen werden, so be- 
deutet der Ausdruck »tous« in Art. 2. nicht alle Güter kirchlicher 
Anstalten in ausschliesslichem Sinne und so kann folglich auch im 
Art. 11. gleichfalls eine Ausnahme von Art. 2. enthalten sein und 
es ist daher keineswegs unbegreiflich, wie der Cassationshof meint, 
dass Art. 2. die Kirchen u. s. w. als Eigenthum des Volkes erklärt 
und in Art. 11. als das der Bisthümer u. s. w. ; im Gegentheile ist 
es sehr begreiflich, dass, wie der Gesetzgeber in Art. 20. des näm- 
lichen ArrStE zu Gunsten kirchlicher Unterrichts- und Exankenaur 
stalten eine Ausnahme von Art. 2. macht, er zu Gunsten der Pfar- 
reien u. s. w. ebenfalls hinsichtlich ihrer nothwendigsten Eigen- 
thumsgegenstände im Art. -11. eine Ausnahme eintreten lässt. Die 
Ausdrücke »tous les biens und de guelque espece qu'ils soient« in 
Art. 2. behalten trotz dieser Ausnahmen doch noch ihren Sinn. 
Denn alle Oüter der aufgehobenen Klöster, Stifter und sonstiger 
kirchlicher Anstalten, mochten sie Kirchengebäude, Kapellen, Kreuz- 
gänge, Kirchhöfe, Aecker, Weinberge , Wiesen , Waldungen , Capi- 
talien, Renten, gottesdienstliche Gef&sse.und Gewänder, Haus- und 
Wirthscbaftsgeräthe, Weine, Früchte u. s. w. sein, sowie alle sehr 
ansehnlichen Benefidal- und Fabrikgüter der Bisthümer, Pfarreien, 
Gathedralcapitel und Seminare, mochten sie aus Immobilien der 
verschiedensten Art, aus Renten oder Capitalien oder Früchten, 
Weinen u. s. w. bestehen, wurden zu Gunsten des Staates einge- 
zogen. Der Art. 2. kbnnte daher immer noch mit dem vollsten 
Rechte von »tous les biens de quelqu' espdce qu'ils soient« sprechen, 
obschon das ArrdtE selbst in Art. 20. eine Ausnahme von Art. 2. 
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ausdrücklich festsetzt und wenn auch, was vor der Hand noch dahin- 
gestellt bleibt, Art. 11. gleichfalls die dort erwähnten Gegenstände dem 
Art. 2. entzieht. 

Der Cassationshof sagt weiter, Art. 2. lege die ütres über diese (im 
Art. 2. gemeinten) Gegenständen, selbst wenn solche den övech^s gehör- 
ten, unter Sequester. Allein hätte das Gericht den Art. 3. völlig und in 
Verbindung mit Art. 4, und 7. berücksichtigt und namentlich mit Art. 1 1. 
und Art. 20. verglichen, so würde es jenen Artikel nicht zur Unter- 
stützung seiner "Ansicht, dass Art. 2. alles Kirchen vermögen ohne jede 
Ausnahme^ also auch die im Art. 11. begriffenen Dinge alsEigenthum 
der Nation einziehe, angeführt, vielmehr gefunden haben, dass in Art. 
3. und also auch in Art. 2., welcher auf jenen verweist, von ganz 
andern Gegenständen als von den in Art. 11. und 20. bezeichneten 
die Rede sei. Art. 3. ordnet nämlich an, dass zur Verhütung von 
Verschleppungen die beweglichen Gegenstände (effets-Früchte, Weine, 
Vieh, Haus- und Wirthschaftsgeräthe), die Verzeichnisse (registres -- 
von Renten, Pachtgeldern, Zinsen u. s. w.) Titel und Papiere (titres 
et papiers — Schuld-, Kauf-, Pachturkunden , Staatsverschreibungen, 
Wechsel u. s. w.) nicht blos der unterdrückten Orden, Gesellschaften 
und Anstalten, sondern auch der Bisthflmer, Pfarreien, Cathedral- 
capitel und Seminarien, welche in Gemässheit des Germinalgesetzes 
erhalten blieben, unter Siegel gelegt werden sollten. Der Art. 7. 
bestimmt weiter, dass alle im Art. 2, erwähnten Güter sofort von 
der Domänenregie verwaltet werden und ihre Erträgnisse in deren 
Gasse fliessen sollten (L'administration de tous les biens mentionnes 
dam Varticle 2. est confi^e des ce moment d la dite regte des do- 
maines nationaux, et tous leurs produits seront versds däns sa caisse). 
Nach Art. 11. soll aber die ganze Einrichtung der Kirchen (tous 
les objets composant le mobilier des eglises) nicht wie die in Art. 
3. erwähnten und durch Art. 2. als Eigenthum der Nation erklär- 
ten Gegenstände (effets, registres, titres et papiers) unter Siegel ge- 
legt, sondern es soll über jene nur ein Verzeichniss (inventaire) an- 
gefertigt werden und die Pfarrer und geistlichen Obern sollen für 
sie verantwortlich bleiben (demeureront responsables). d. h. wie bis- 
her diese Einrichtungsgegenstäude gebrauchen, verwe^iden und über 
sie verfügen können unter Rechenschaflsablage ; wesshalb auch die 
Kirchenverwaltungen ohne allen Anstand über das Kirchenmobilai* 
von jeher zu Eigenthume verfugten und es wenigstens bis jetzt noch 
Niemanden einfiel, zu behaupten, das Eigenthum an diesen Gegen- 
ständen stehe dem Staate oder den Gemeinden, den Pfarreien aber 
nur die Nutzniessung zu. Es ist daher offenbar, dass Art. 11. be- 
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zäglich des Mobilars der bischöflichen und Pfarrkirchen, welche 
nach dem Germiiuilgesetze erhalten blieben, eine Ausnahme von der 
in Art 3. in Betreff der beweglichen Gegenstände der in Art. 2. 
erwähnten unter die Hand der Nation gestellten Güter macht. Es 
ist aber damit auch offenbar, dass die Behauptung des Gassations- 
hofes, Art. 2. umfasse alle Güter, das ganze Vermögen der Kirche 
ohne Ausnahme, auch das in Art. 11. genannte, unrichtig ist, da 
die dort erwähnte Eircheneinrichtung nach den Bestimmungen der 
Art. 3. und 11. nicht unter den in Art 2« angefahrten Gütern ver- 
standen ist und auch nicht darunter begriffen werden kann. Die 
ünhaltbarkeit jener Behauptung erhellt aber zur vollsten Klarheit 
aus Art. 7. Nach ihm sollen alle im Art. 2. erwähnten Oiiter von 
der Domänenregie verwaltet und ihre Erträgnisse von ihr einge- 
zogen werden. Da nun weder die in Art. 11. genannten Kirchen, 
Häuser und Gärten der Bisthümer, Pfarreien, Cathedralcapitel und 
Seminare, noch die in Art. 20. angeführten Güter der ünterrichts- 
und Krankenanstalten jemals von der Domänenregie verwaltet und 
deren Erträgnisse von dieser eingenommen wurden, sondern auch 
die in Art. 11. und 20. erwähnten Gegenstände von jeher und bis 
jetzt stets eine ganz andere Verwaltung und Verwendung hatten; 
so können diese Gegenstände auch nicht unter den in Art. 2. ge- 
meioten verstanden, also auch nicht unter die Hand der Nation ge- 
stellt worden sein. Art. 2. begreift folglich zwar alle Güter der 
aufgehobenen und erhaltenen kirchlichen Institute unter sich und 
zieht sie zu Eigenthume des Staates ein, aber mit Ausnahme der 
in Art. 11. und Art. 20. bezeichneten Gegenstände. Desshalb konnte 
Art. 3. sehr wohl, von der Siegelanlage rücksichtlich der effets, re- 
gistres, titres et papiers, »selbst wenn solche den eveches gehörtenc 
sprechen, ohne dass daraus, wie der Gassationshof thut, auch nur im 
Entferntesten gefolgert werden könnte , dass desshalb auch die zu 
den Bisthümern gehörigen Kirchen^ Häuser und Qärten unter Art. 2. 
fielen und Eigenthum der Nation geworden wären. Art. 2. gebrauchte 
nämlich den Ausdruck ^tom les biens de quelqu' espdce qu'ils soientc 
mit vollem Rechte auch von den bestehen bleibenden Bisthümern, Pfar- 
reien u. s. w. und Art. 3. sprach auch ganz richtig von effets titres 
u. s. w, der ^vechäs, obwohl die iu Art. 11. genannten Gegenstände von 
allen diesen Gütern ausgenommen waren. Denn ausser den in Art. 1 1 . er- 
wähnten Wohnungen und Gärten gehörten dUe Güter der Bisthümer u. 
s. w., welcher Art sie auch sein mochten, also Aecker, Wiesen, Weinberge, 
Waldungen, Höfe, Früchte, Weine, Vieh, Ackergeräthe (effets), Hypothe- 
ken- und Schuldverschreibungen (titres)^, welche das Vermögen des 
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bischöflichen Stuhles bildeten (mensa episcopalis) nach Art. 2. zum 
Eigenthume der Nation und wurden die zu diesem Vermögen gehören- 
den, in Art. 3. aufgezählten Gegenstände in Gemässheit dieses Artikels 
unter Sequester gelegt. 

Wie sich nun die ünhaltbarkeit der Ansicht des Cassations- 
hofes, Art. 2. erkläre ausnahmslos alles Eirchenvermögen als Eigen- 
thum der Nation, folglich könne Art. 11. die dort genannten Kir- 
chen u. s. w» nicht als Eigenthum der Pfarreien anerkannt haben, 
ans der vollständigen Würdigung des Gesammtinhaltes des Ärret^ 
unzweifelhaft und unbestreitbar ergibt, wenn man nicht geradezu 
die Augen schliessen will : so gelangt man npth wendig zu dem glei- 
chen Ergebnisse, wenn man Art. 11. allein seiner Wortbedeutung 
nach genau beachtet, wie man doch bei Auslegimg gesetzlicher Be- 
stimmungen thun muss. 

Der untere Richter legte mit vollem Rechte auf die Worte 
des Art. 11.: sont laiss^s ä la dispositfon des ^veques, curös et prS- 
tres desservans les presbyteres et jardins y attenans, les ^difices ou 
s'exerce le culte catholique grosses Gewicht; der Cassationshof schenkt 
aber dieser Stelle nicht die mindeste Beachtung und geht auch in 
seinen früheren Urtheilen über die Auffassung ihres buchstäblichen 
Sinnes sehr leicht hinweg, obschon der Gedanke und Wille des Ge- 
setzgebers zunächst und am Sichersten aus den Worten, deren er 
sich bedient, entnommen werden kann und muss. Die eben genann- 
ten Gegenstände werden zur Verfügung der Bischöfe gelassen, 6e- 
lassen (sont laiss^s). Dies kann sprachlich keinen andern Sinn haben 
als den, dass die Bischöfe u. s. w. diejenige Verfugung (dispoaition), 
welche sie über die gedachten Gegenstände bisher hatten, auch fer- 
nerhin haben , behalten ; dass also in dieser Beziehung keine Aen- 
derung eintreten werde. Bisher hatten aber die Bischöfe, Pfarrer, 
Desservans, Capitel und Seminare an ihren Häusern und Gärten, 
beziehungsweise an den Kirchen eine Verfügung zu wahrem Eigen- 
thume. Denn die Bischöfe ,. Pfarrer u. s. w. verwalteten und ver- 
wendeten bis zum Erlasse des Arr&t^ kraft ihres geistlichen Amtes 
als Vertreter der Kirche je in ihren amtlichen Kreisen nach den 
gesetzlichen Vorschriften das Kirchenvermögen, zu welchem die im 
Art. 11. angeführten Gegenstände bis dahin unzweifelhaft gehörten. 
Das ganze im Art. 2. begriffene Kirchenvermögen wird aber nun 
durch das Arretd der Verfügung der BischöCö, Pfarrer u. s. w., 
welche sie bis dahin hatten, entzogen und der Verfügung der Nation 
(im DeCrete vom 2—4. November 1789 steht statt: sont mis sous 
la main de la natian der Ausdruck: sont k la disposition de la na- 
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tion, also Beides völlig gleichbedeutend) uniarstellt, der Verffigang 
(dispoBition) der Bischöfe u. s. w. werden aber gdassen, belassen 
die in Art. 11. bezeichneten Gegenstände; die Verfügung zu Eigen- 
tbume über das in Art. 2. erwähnte Kirchenvermögen geht von den 
Bisehöfen u. s. w. auf den Staat über, dagegen wird die Verfugung 
zu Eigenthume über die io Art. 11. genannten Gegenstände, welche 
den Bischöfen bisher zustand, ihnen gelassen, es bleibt also das 
Eigenthum an den Kirchen u. s. w., welches bis dahin den Bis- 
tbümern, Pfarreien und kirchlichen 'Anstalten zustand und von den 
Bisehöfen, Pfarrern und Vorstehern als Vertretern jener kirchlichen 
Institute ausgeübt wurde, wie bisher bestehen. Ebenso blieb auch 
nach Art. 11. den Kirchen das Eigenthum an ihrem Mobilare 
und die Bisehöfe, Pfarrer u. s. w. als Vertreter der kirchlichen An- 
stalten und damit auch des Eigenthumes derselben blieben desshalb 
(demeuro'ont) wie bisher verantwortlieh. Wenn nun aus Art. 11. in 
Verbindung mit Art. 3. und 7. zweifellos erhellt, dass das Mobilare 
der Kirche nicht der Domäne einverleibt wurde, sondern Eigenthum 
der kirchlichen Anstalten, welchen es bis dahin gehörte, verblieb, 
so muss doch umsoniehr gefolgert werden, dass die Kirehengd>äude 
selbst, welche nach Art. 11. offenbar bezuglidi ihres Mobilares im 
Verhältnisse des principale zum accessorium betrachtet werden, nicht 
als Staatseigenthum eingezogen vielmehr wie ihr Mobilar von den 
Bestimmungen der Art. 2. und 3. ausgenommen wurden. Ganz in 
der nämlichen Weise wie Art. 11. drückt sich Art. 20. aus. Die 
dort genannten Unterrichts- und Krankenanstalten sollen die Güter, 
deren sie im Augenblicke geniessen, behalten (conserveront les biens 
dont ils jouissent). Der Ausdruck »conserverontc ist offenbar dem 
. Sinne nach völlig dem >sont laisste« in Art. 11. gleich. Hier hätte 
ebenso gut gesagt werden können, die Bischöfe, Pfarrer u. s. w. 
sollen die Häuser, Gärten, Kirchen, deren sie sich bedienen, behal- 
ten (conservesont) und in Art. 20. hätte es gerade so wohl heissen 
können: den Anstalten werden die Güter, welche sie benützen, be^ 
lassen (sont laiss^), der Sinn, der Inhalt, die Sache selbst bleibt 
ganz und gar die nämliche. In dem »dont ils jouissent« ist aus- 
gesprochen, dass jene Anstalten die Güter völlig in derselben Art 
geniessen sollen, wie bisher, also da sie dieselben zu Eigenthume be- 
nützten, zu Eigenthume. In derselben Weise kann »sont laiss^s ä 
la disposition des ^vSques« in Art. 11. sprachlich nichts anders 
heissen als: den Bischöfen ü. s. w. werden die Kirchen etc. zur 
Verfügung gelassen^ an der Verfugung, welche nie bisher über die- 
selben hatten, wird nichts geändert , sie behalten jene Gegenstände, 
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welche sie bisher benützten, ganz in der Weise , wie bis dabin, 
d. h. zu Eigenthume, wie vorher. Wie >sont laiss^« dem »conser- 
verontt in Art. 20, so entspricht »ä la disposition« in Art. 11. ge- 
nau dem »dont ils jouissent« in Art. 20. Ausdrucklich bestimmt 
auch noch der letzte Artikel die Art der Verwaltung der jenen An- 
stalten belassenen Güter und nimmt sie also, wie Art. 11. mit den 
in ihm erwähnten Gegenständen thut, von den Massregeln aus, 
welche bezüglich des in Art. 2. als Staatseigenthum erklärten Eir- 
chenvermögens rücksichtlich dessen Sicherung und Verwaltung und 
der Verwendung seiner Erträgnisse in den Art. 3. und 7. getroffen 
werden. 

Wenn nun bis dahin noch Niemanden einfiel zu behaupten, 
dass die den ünterrichtsanstalten in Art. 20. gelassenen Güter 
dennoch Eigenthum des Staates geblieben seien und dass an den- 
selben jenen Anstalten durch Art. 20. blos ein ' Nidjmngsrechi ein- 
geräumt worden^ wenn vielmehr die gedachten Güter stets als Eigen- 
thum der betreffenden Anstalten, welches nicht durch Art. 2. ein- 
gezogen wurde, betrachtet worden sind; so muss doch auch ganz 
dieselbe Behauptung bezüglich der in Art. 11. genannten Gegen- 
stände aufgestellt weiHen, da Art. 20. und Art. 11. der Bedeutung 
nach durchaus gleicher Ausdrücke hinsichtlich der nämlichen Sache, 
der Erhaltung von Eircheneigeuthum sich bedienen. 

Das ArrSte vom 20. prairial X. enthält also dem Gesagten 
zufolge das Gegentheil von dem, was der Hessische Gassationshof 
darin finden will. 

Uebrigens erklärt noch Art. 11. dieser Verordnung, dass die 
in ihm enthaltenen Bestimmungen mit den betreffenden Verfügungen 
des Germinalgesetzes gleichförmig seien (Couform^ment ä la loi du 
18. germinal dernier). Damit ist aber ausdrücklich ausgesprochen, 
dass wenn Art. 11. des Arret^ vom 20. prairial X. das Eigenthum 
an den dort benannten Gegenständen nicht dem Staate, sondern den 
Kirchen zuerkennt, wie der Art. wirklich thut, dann auch der ent- 
sprechende Art. 12. des Gesetzes vom 18. germinal X, welcher ja 
dem Art. 11. des Arrete gleichförmig sein soll (conform^ment), das 
Eigenthum an den in jenem Art. 12. erwähnten Kirchengebäuden 
ebenfalls nicht dem Staate, sondern den Kirchen zuschreibt. Und in 
der That lässt auch die Abfassung des Art. 12. des Germinalge- 
setzes keinen andern Sinn als den in Art. 11. des erwähnten Arret6 
enthaltenen zu« In jenem Art. 12. heisst es: Toutes les ^glises 
metropolitaines, cathödrales, paroissiales et autres non ali^nöes, n4- 
cessaires au culte, seront remises ä la disposition des öveques. W^n 
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nun jedes Gesetz zunächst nach seinem Wortlaute erklärt und hier- 
bei angenommen werden muss, dass der Gesetzgeber mit üeber- 
legung und Vorbedacht die Worte wählte, um den von ihm beab- 
sichtigten Sinn durch sie auszudrücken, so gilt dies in noch höherem 
Masse von dem angeführten Ai*t. 12., welcher ein Bestandtheil des 
zwischen dem Papste und dem ersten Consul nach langer Verhand- 
lung abgeschlossenen, von beiden Theilen mit grösster Sorgfalt ent- 
worfenen Concordates, eines so wichtigen Aktenstückes ist. Durch 
die Ausdrücke >non alien^es« und »seront remises« ist auf das De- 
cret vom 2 — 4. November 1789 hingewiesen, durch welches alle 
geistlichen Güter — auch die Kirchen, wie es deren nachherige 
Veräusserung bewies — zur Verfügung der Nation gestellt wurden. 
Im erwähnten Art. 12. werden nun alle nicht veräusserten zum 
Gottesdienste nothwenidigen Kirchen der Vertagung der Bischöfe 
zurückgestellt^ wiedergegeben (remises). Die Bischöfe sollen also die 
Verfügung wieder erhalten, welche sie früher besassen. Unbezwei- 
felt hatten sie aber als Vertreter der Diöcese und also auch der 
einzelnen Kirchen in derselben Kraft ihres Amtes vor dem Decrete 
von 1789 über die gedachten Gegenstände die Verfugung zu Eigen- 
thume, folglich wurde dieselbe nach dem Wortlaute des Art. 12. 
in gleicher Weise durch das Concordat ihnen wieder eingeräumt, d. h. 
das Eigenthum an den gottesdienstlichen Gebäuden den Kirchen, 
wie sie es vor 1789 hatten, zurückerstattet Dieser "allein mit der 
sicherlich nicht gleichgiltigen Fassung des gedachten Art. 12. zu 
vereinbarende Sinn entspricht nun auch vollkommen der in Art. 11. 
des Arretö vom 20. prairial X. gebrauchten Ausdrucksweise und dem 
aus demselben sich ergebenden Inhalte und so findet das an der 
Spitze dieses Artikels 11. stehende »Gonform^ment ä la loi du 18. 
germinal dernierc seine naturgeroässe und allein völlig zutreffende 
Erklärung. Denn wie im alten Frankreiche die Kirchengebäude als 
Eigenthum der Nation erklärt, eingezogen und zum Theile ver- 
äussert worden waren, daher jetzt bei der von der Regierung aner- 
kannten Wiederherstellung der katholischen Kirche derselben zurück- 
gegeben wurden (seront remises) ; so waren in den neuen vom deutschen 
Reiche abgetrennten Theilen, iSr welche das ArrSt^ vom 20. prairial 
gegeben wurde, die gottesdienstlichen Gebäude und überhaupt das 
gesammte Kirchenvermögen nicht eingezogen worden, sondern bis 
zum Erlasse jenes Arret^ Eigenthum der Kirche geblieben, weil das 
Decret vom 2—4. November 1789 fär diese neuen Departemente nie- 
mals verkündigt und rechtskräftig geworden war. Desshalb sagt 
das erwähnte Arret^, welches alles Kirchengut dem Staate überwies, 
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die in Art. 11. aufgezählten Gegenstände würden der Verfügung der 
Bischöfe u. s. w. gelassen (sont laiss^s) oder was dasselbe ist, nicht 
unter die Hand der Nation, nicht ihr zur Verfügung gestellt. Die 
Unrichtigkeit der vom Gassatiooshofe angenommenen Erklärung der 
gedachten Art. 12. und 11., als sei durch dieselben den Kirchen 
nicht das Eigenthum, sondern nuj die Nutzniessung an den frag- 
lichen Immobilien gegeben worden, leuchtet so recht in die Augen, 
wenn man diese Erklärung auf die buchstäbliche Fassung jener Ar- 
tikel, wie man doch thun muss, anwendet. Denn dann würde ge* 
sagt sein, den Bischöfen ü. s. w. sei nur das Nutzungsrecht an den 
Kirchen zurückgegeben oder gelassen worden. Allein alle Welt 
weiss, dass den Bischöfen vor dem Decrete vom 2—4. November 
1789 und dem Arret^ vom 20. prairial an den bezeichneten Gegen- 
ständen eine Verfagnng, welche mehr als nur die Nutzniessung um- 
fasste, zustand; es muss ihnen daher auch mehr als ein hloses 
Nutzungsrecht toiederzugesteUt oder belassen worden sein. 

Der Grossherzoglich Hessische Cassationshof beruft sich für 
. seine Ansicht, dass durch das Arret^ vom 20. prairial X. nicht den 
confessionellen, sondern den bürgerlichen Gemeinden das Eigenthum 
an den Kirchen und Pfarrhäusern zuerkannt worden sei, auch noch auf 
das Staatsrathsgutackten vom 2. pluviöse XUI. (22. Januar 1805). 
Allein diese Folgerung kann hieraus schon Angesichts der ange- 
führten und nach weiterer hier zu übergehender gesetzlicher Bestim- 
mungen, welche das Eigenthum an den fraglichen Sachen unzwei- 
deutig den Kirchen zuschreiben und alle ohne Ausnahme auch nicht 
mit Einer Sylbe oder nur einer Andeutung von einem Eigenthum 
der Civilgemeinden sprechen, desshalb nicht gezogen werden, weil 
ein Gutachten des Staatsrathes doch nicht gesetzliche Vorschriften 
verändern oder neue einführen, sondern nur erklären, keineswegs 
aber einen in jenen Bestimmungen gar nicht liegenden Sinn in sie 
hineintragen darf. 

Die gesetzlichen Vorschriften reden nun lediglich von einer 
Verfügung der Nation und von einer Verfügung der Bischöfe, 
Pfarrer u. s. w. über die Kirchen und Pfarrwohnungen, durchaus nicht 
von einer solchen der Gemeinden. Nun entstand die Frage, ob der 
Staat die Verfügung (disposition), welche er an jenen Gegenständen 
hatte und den Bischöfen u. s. w. zurückgab und beziehungsweise 
beliess, auch dem Eigenthume nach übertragen oder dasselbe sich 
zurückbehalten habe. Die Frage, welche der Staatsrath zu beant- 
worten hatte, war also nicht, welcher der Gemeinden, ob der kirch- 
lichen oder der bürgerlichen das Eigenthum an den Kirchen und Pfarr- 
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häusern zustehe, sondern vielmehr ob dasselbe bei dem Staate zu- 
rückgeblieben oder mit der üeberlassung der gedachten Gegenstände 
an die Gemeinden den letzteren eingeräumt worden sei. Da nun 
das Staatsrathsgutachten seinem Zwecke und seiner Absicht nach 
nur auf die letzte der beiden Fragen eine Entscheidung gibt, so 
kann dasselbe nicht so aufgefasst werden, Iftls habe es auch die erste 
der beiden Fragen, was dasselbe gar nicht wollte, beantwortet. Das 
Gutachten enthält übrigens auch keineswegs eine Entscheidung zu 
Gunsten des Eigenthumes der Givilgemeinden an jenen Gebäulich- 
keiten. Dem Staatsrathe war nämlich die Frage vorgelegt: si les 
communes sont devenues propri^taires des äglises et presbyt^res qui 
leur ont ^t^ abandonn^ en ex^ution de la loi du 18. germinal an X. 
und er beantwortet sie dahin, dass nach seiner Ansicht >les dits 
äglises et presbyteres doivent ^tre consid^res comme propri^t^s com- 
munales.t Für die richtige Erklärung dieser Worte kommt es offen- 
bar vor Allem darauf an, welcher Gemeinde ob der bürgerlichen 
oder kirchlichen die erwähnten Gegenstände in Ausführung des Oer- 
mindlgesetees überlassen wurden. Denn nur dieser Gemeinde spricht 
der Staatsrath das Eigenthum an jenen Gebäuden zu. Nach Art. 
12. und 75. dieses Gesetzes werden die früheren Kirchen den Bi- 
schöfen zur Disposition zurückgestellt (seront remises, seront rais), 
den Pfarrern und Desservans der Pfarrgemeinden (succursales) die 
Pfarrhäuser iWirwcÄgegeben (seront rendus). Nach Art. 77. soll 
durch Einverständniss des Bishofes und Präfecten in den Pfarreien, 
in welchen ein geeignetes Gebäude für den Gottesdienst sich nicht 
findet, ein solches bezeichnet werden. In allen diesen Stellen sind 
es nur die Bischöfe^ Pfarrer und Desservans^ welchen die Kirchen 
u. s. w. übergeben werden und welchen sie in Ausführung des Ger- 
minalgesetzes auch wirklich überlassen worden sind (ont k\A aban- 
donn^s). Die Bischöfe, Pfarrer und Desservans sind aber doch nur ' 
Vertreter der Jcirchlichen, dagegen in keiner Weise der bürgerlichen Ge- 
meinden. Wenn die Kirchen u. s. w. den letztem in Ausführung 
des Oerminalgesetzes überlassen worden wären, dann hätten sie den 
maires oder conseils g^n^raux des communes und nicht, den Bi^ 
schüfen^ Pfarrern u. s. w. übergeben werden müssen. Die Vertreter 
der bürgerlichen Gemeinden werden aber bei der im Germinalge- 
setze angeordneten Üeberlassung der Kirchen und Pfkrrwohnungen 
auch nicht mit einer Sylbe erwähnt. Wenn nun aber der Staats- 
rath sagt, den »Gemeinden, communesc seien in Ausfährung des 
Germinalgesetzes jene Gebäude überlassen worden und dieses Gesetz 
unmöglich die bürgerlichen, sondern seiner Wortfassung nach nur 
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die kirchlichen Gemeinden vertanden haben kann, da lediglich an 
die Vertreter der kirchlichen und in keiner Weise an die der bür- 
gerlichen Gemeinde die Ueberweisnng der Kirchen u. s. w. nach dem 
Germiualgesetze stattfand, so kann der Staatsrath auch nur die 
kirchlichen and micht die bürgerlichen Gemeinden als Eigenthümer 
jener den »communes« aberlassenen Gebäude habe erklären wollen. 
Dazu kommt, dass das Germinalgesetz ausdrücklich bestimmt, dass 
die Kirchen für den Gottesdienst überlassen würden ; Gebäude zu diesem 
Zwecke dienen aber doch nicht der bürgerlichen, sondern nur der kirch- 
Hchen Gemeinde, folglich wurden sie auch nur dieser überlassen. Auch 
sagt jenes Gesetz, dass die Pfarrhäuser den Pfarrern und Desservans der 
Succursalpfarreien (succursales), also der kirchlichefi^ nicht der bür- 
gerlichen Gemeinde, in welch' letzterer, wie in den Städten, mehrere 
Succursalpfarreien sein konnten und sich wirklich fanden, überant- 
wortet werden sollten. Endlich hätte das Germinalgesetz in Art. 
12. sich nicht dahin aussprechen können, dass die Kirchen den Bi- 
schöfen zurückgestellt und ih Art. 72., dass die Pfarrhäusern den 
Pfarrern zurückgegeben (rendus) werden sollten, wenn das Gesetz 
dabei an eine Ueberlassung an die . Givilgemeinde gedacht hätte, 
weil- dieser weder das Eigenthum noch ein anderes Becht im All- 
gemeinen wenigstens an den Kirchen u. s. w. vor dem Jahre 1789 
jemals zustand, also auch nicht ihr durch das Germinalgesetz zu- 
rückgegeben werden konnte. Daher kann der Staatsrath, T/irenn er 
die Gemeinden als Eigenthümer der ihnen in Ausführung des Ger- 
minalgesetzes überlassenen Kirchen und Pfarrhäuser erklärt, nur 
die kirchlichen und nicht die bürgerlichen Gemeinden verstanden 
haben. 

Der Ausdruck »communes« bezeichnet aber nicht nothwendig 
und ausschliesslich nur die bürgerliche Gemeinde, sondern hat einen 
weiteren und engeren Sinn, wie unser »Gemeinde« auch. So gebraucht 
man »commune« statt »paroisse« oder »eure« von der kirchlichen Ge- 
meinde (z. B. Decret vom 30. Decemb. 1809, Art. 42.), so redet ein 
Stäatsrathsgutachten vom 22. Februar 1813 von i^fabriques des com- 
munes;« so wird von »commune catholique,« »commune lutherieniie ou 
calviniste,« von einem rabbin communale« von »communes juives« von 
»propri^t^ communale,« wozu protestantische Kirchen und jüdische 
Synagogen, welche doch nicht Eigenthum der bürgerlichen Gamein- 
den sind, gerechnet werden, gesprochen. Umgekehrt wird »paroisse« 
für die bürgerliche Gemeinde (Decret vom 30. Decemher 1809, Art. 
100.) und paroissiens« für die Einwohner der letztern (das. Art. 40. ; 
Stäatsrathsgutachten vom 14. December 1810 und 19. Mai 1811) 
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und sogar »fidelest für die Mitglieder der Civilgemeinde (Staat3- 
rathsgutachten vom 25. thermid. XIII.) gebraucht. Diese Verwechse- 
lung des weitern und engern Sinnes des Wortes »conimunec liegt 
sowohl im Begriffe desselben an sich, welcher zunächst eine weitere 
Bedeutung hat, als auch insbesondere darin, dass namentlich in 
Frankreich die ungleich grössere Zahl der kirchlichen und bürger- 
lichen Gemeinden zusammenfällt und thatsächlich eine und dieselbe 
Mehrheit von Bewohnern ist (s. noch meine Schrift S. 114 ff. §. 34). 
Wenn nun demnach selbst das Staatsrathsgutaehten vom 2. pluviose 
XIII, nach richtiger Auffassung die kirchlichen Gemeinden als Eigen* 
thümer der ihnen durch das Germinalgesetz uborlassenen Kirchen 
und Pfarrhäuser erklärt, so stimmt damit allein das doch nach An« 
hören des Staatsrathes erlassene Decret vom 30. Mai 1806, nach 
welchem die Kirchen und Pfarrwohnungen der aufgehobenen Pfar- 
reien zu den Fabrikgütern der bestehen gebliebenen geschlagen und 
von den Kirchenvorstanden selbst veräussert werden können. Eine 
solche Bestimmung wäre aber doch unmöglich und unbegreiflich, 
hätte der Staatsrath ein Jahr vorher den bürgerlichen Gemeinden 
das Eigenthlim an jenen Gebäulichkeiten zuerkannt. 

Wenn der Gassationshof meint, es sei in Frankreich »das Ei- 
genthumsrecht der Gemeinde keinem Zweifel unterworfen« so sprach 
sich, von den Schriftstellern und Urtheilen der Gerichte abgesehen, 
die Versammlung des Pariser Advocatenstandes in einem nach ein- 
gehender Verhandlung gefassten Beschlüsse am 14. April 1853 mit 
sehr bedeutender Mehrheit für das Eigenthum der Pfarreien an ihren 
Kirchen u. s. w. aus. Hierbei betonte man l)esonders die Fassung 
des Art 12. des Concordates, welcher eine Wiederherstellung des 
Zustandes vor 1789 anordnete, eine Sache, welche der Papst und 
seine Unterhändler gar nicht anders hätten auffassen können; dann 
stützte man sich auf die Decrete vom 30. Mai 1806 und 31. Juli 
1806, welche das Eigenthum an supprimirten oder an die Domäne 
zurückgefallenen Kirchen den betreffenden Fabriken zuwiesen,, ferner 
auf Art. 92., 94. und 46. des Decretes vom 30. December 1809, 
wonach auch die Hauptrepai^aturen an den Kirchengebäuden von dem 
Kirchenvermögen in erster Linie und erst bei Ermangelung desselben, 
also in zweiter Linie, von der bürgerlichen Gemeinde zu tragen seien, 
den letztern werde mit keiner Sylbe weder durch ein Gesetz noch 
durch eine Verordnung Eigenthum an den Kirchen zuerkannt und 
wenn das Staatsrathsgutaehten vom 6. pluviose XIII. von den Ge- 
meinden rede, so seien eben die Kirchengebäude durch das Concor- 
dat und die organischen Artikel nicht den bürgerlichen, sondern den 



32 HwacheL Eigenth. an Kirchen u, Zubeh* nach franz. Rechte. 

kirchlichen Gemeinden überlassen werden. Der berühmte Advocat 
Berryer gab die Zusammenstellung der ganzen Verhandlung und zu- 
letzt sprach die Versammlung ihre Ansicht dahin aus : >que les ägli- 
ses rendues au culte sont la propri6t4 des fabriques.c 

Nach dem Angeführten hätte der Qrossherzoglich Hessische 
Gassationshof unserer Ansicht gemäss auch die petitorische Frage, 
nachdem er denn doch einmal, freilich mit Unrecht, auf dieselbe 
trotz dieser rein possessorischen Sache eingegangen war, anders ent- 
scheiden müssen, als er es in dem besprochenen ürtheile vom 26. 
Mai 1873 und in seinen letzterem ^.m Grunde gelegten früheren Ent- 
scheidungen vom 5. April 1853 und 28. Juni 1859 that. 
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11. 

Die Eingaben der Domcapitei in Preussen an den Landtag, 

hebreffend den OeaeUenitourf der Kön^lidken Staatsregientng Ober 
die VerwaUung erledigter hathdliaeher BisOtiimer. 

I. Aus d«r Kirehenprovinz KBIn. 

1. Hingabe des MetrqpoUtancapUds eu Köln. 

Dem hohen Hanse der Abgeordneten ist von dem König- 
lichen Staatsministeriam der Entwurf eines Gesetzes über die Yer- 
waltong erledigter Bisthämer vorgelegt worden , welcher nament- 
lich anch die Stellung der Domcapitei wesentlich berührt. Das 
unterzeichnete Metropolitan-Domcapitel von Köln hält es deshalb für 
seine Pflicht, die Aufmerksamkeit auf einige der gewichtigen Be- 
denken hinzulenken, welche der Annahme dieses Gesetzentwurfs ent- 
gegenstehen. 

Das erste und wichtigste Bedenken bezieht sich auf *die Trag- 
weite, welche der richterlichen Entscheidung eines weltlichen Ge- 
richts, des. auf Grund des Gesetzes vom 12. Mai 1873 eingesetzten 
Königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten, auf kurch- 
licbem Gebiete gegeben werden soll. Wie aus den Bestimmungen 
des Entwurfes und dessen Motiven hervorgeht, soll durch das Ur- 
theil jenes weltlichen Gerichtshofes das Band, welches den Bischof 
mit seiner Diöcese verbindet, gelöst, er seiner kirchlichen Gewalt 
entkleidet, und eine eigentliche Amtserledigung im kirchlichen 
Sinne, wie durch den physischen Tod, herbeigeführt, das Domcapitei 
aber berechtigt, verpflichtet, ja durch strenge Strafen gezwungen 
werden, einen Bisthnmsverweser, wie bei wirklich erledigtem bischöf- 
lichem Stuhle zu erwählen. Mt einer 9olchen Bestimmung verlässt 
der Entwurf das staatliche Gebiet und betritt das rein kirchliche. 
Denn die wesentliche Gewalt des Bischofs ist eine rein kirchliche, 
keine staatliche. Sie ist ihm von der Kirche übertragen, nicht vom 
Staate, und kann ihm auch nur von der Kirche, nicht vom Staate 
entiogen werden. 

Diese Auffassung von der bischöflichen Gewalt ist den Katho- 
liken nicht eine dem möglichen Wechsel unterworfene disciplinare 
Einrichtung, sie beruht ihm in der unabänderlichen Glaubenslehre 
nnd bildet die Grundlage seiner Anschauung von der Kirche. Der 
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Katholik glaubt, dass der göttliche Stifter der Kirche alle kirchliche 
Gewalt nicht den weltlichen Obrigkeiten, sondern nur den von Ihm 
auserwählten Aposteln übergeben hat, und dass diese Gewalt von 
den Aposteln auf deren Nachfolger, den Papst und die mit dem 
Papste in Verbindung stehenden, rechtmässigen Bischöfe übergegangen 
ist. Nur die von dieser durch Christus in der Kirche eingesetzten 
Obrigkeit ausgehende oder übertragene Gewalt betrachtet der Katho- 
lik auf kirchlichem Gebiet als eine rechtmässige und als mit Erfolg 
wirksame, und ihm ist der Glaube an die von Christus bevollmäch- 
tigte kirchliche Obrigkeit unzertrennlich von dem Glauben an eine 
heilige katholische und apostolische Kirche. Daher ist auch der 
Katholik so schmerzlich berührt und enrptindet er es so tief, wenn 
er einem Angriflf auf die kirchliche Gewalt des Papstes und der 
Bischöfe gegenüber gestellt wird; denn diese kirchliche Gewalt ist 
ihm ein Glaubensartikel, und er weiss, dass mit dem Aufgeben dieser 
kirchlichen Gewalt der Apostel und ihrer Nachfolger die katholische 
Kirche nicht blos geschädigt, sondern zerstört wird. 

Da nun nach der katholischen Kirchenverfassung nur Einer, 
der Bischof, die allgemeine und umfassende, wenn auch dem Papste 
untergeordnete, Kirchengewalt in der Didcese haben kann, so kann 
ausser dem Einen auch kein Zweiter sie besitzen. So lange der 
bischöfliche Stuhl nicht durch den physischen Tod oder durch eine 
vom Papste angenommene Verzichtleistung oder eine von diesem 
nach den kirchlichen Satzungen ausgesprochene Versetzung oder Ab- 
setzung des Bischofs erledigt ist , geht die bischöfliche Jurisdiction 
nicht auf das Domcapitel über, und so lange kann kein Mitglied 
eines solchen an der Bestellung eines Bisthumsverwesers sich be- 
theiligen. Ein solches Unterfangen wäre nicht ein bloses Vergehen 
gegen die Kirchenordnung, sondern eine thatsächliche Läugnung der 
kirchlichen Glaubenslehre und ein Aufgeben der Kirchenverfessung 
in ihrer Grundlage. Würden sich auch die Mitglieder des wahlbe- 
rechtigten Domcapitels durch Strafandrohungen zu einer Wahl be- 
stimmen lassen, so würde dadurch an den rechtlichen Verhältnissen 
nichts geändert ; solche Priester würden die Gläubigen schwer ärgern 
und verdienter Verachtung verfallen, ^ber ihr erzwungener und simoni- 
stischer Wählaot würde eine ihnen selbst nicht zustehende Jurisdiction 
auch auf den Gewählten nicht zu übertragen vermögen; Das Scheinwerk 
könnte höchstens die minder unterrichteten Gläubigen täuschen und 
betrügen, was die Schuld der Wähler erschweren würde. Es würde 
aber auch den thatsächlichen Beweis liefern, dass in Preussen die 
katholische Kirche, wie die Katholiken sie verstehen, staatlich auf- 
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gehoben sei nnd gesetzlich zu bestehen aufgehört habe, eine Trag* 
weite dieses Gesetzentwurfes, welche bei dessen Aufistellang wohl 
schwerlich beabsichtigt war, aber gleichwohl nothwendig in dessen 
Bestimmungen enthalten ist. 

Ein zweites Bedenken bezieht sich auf den Eingriff, welchen 
dieser Gesetzentwurf nach unserer Ueberzeugung in das der katho- 
lischen Kirche zustehende Vermdgensrecht macht. Dieses der rüuiisch- 
katholischen Kirche innewohnende Becht auf den Besitz und Genuss 
ihres Vermögens und auf die Selbstständigkeit in der Verwaltung 
desselben ist auch nach dem Gesetze vom 5. April 1873 durch die 
Verfassungsurkunde unserer Monarchie anerkannt und gewährleistet. 
Die Art. 6. und 7. des vorliegenden Gesetzentwurfes wollen nun im 
Widerspruche mit jenem Bechte und jenem Grundsatze der Ver- 
fassung dem Staater die Befugniss übertragen, das dem bischöflichen 
Stuhle gehörende und der Verwaltung des zeitweiligen Bischofs 
unterliegende Vermögen, dessen Obsorge durch die auch von der 
Königlichen Staatsregierung anerkannten und ausdmcklicfa bestätigten 
kirchlichen Vorschriften während der Sedisvacanz dem Domcapitel, 
beziehungsweise dem von diesem zu bestellenden Gapitularvicar oder 
Oeconomus zusteht, der kirchlichen Verwaltung zu entziehen und 
auf Kosten dieses Vermögens durch einen staatlichen Gommissar 
direct verwalten zu lassen; ja dieser staatliche Gommissar soll sogar 
mit der rein kirchlichen Gewalt der dem geistlichen Obern zustehen- 
den Oberaufsicht über das gesammte katholische Kirchengut in der 
Diöcese ausgerüstet und zu den Vermögensdispositionen ermächtigt 
werden, welche in diesem Oberaufsichtsrechte nach den Kirchenge- 
setzen liegen, ohne dass er über seine Amtsführung dem neuen 
Bischöfe auch nur Bechenschaft abzulegen verpflichtet wäre. Durch 
eine weitere Bestimmung jenes Entwurfes soll der Minister der 
geistlichen Angeleigenheiten ermächtigt werden, die Einbehaltung der 
zum Unterhalte, des wahlberechtigten Domcapitels bestimmten Staats- 
mittel zu verfugen, falls dieses den Vorschriften dieses Entwurfs be- 
züglich der Ernennung eines Verwesers für die nach kirchlichem 
Bechte nicht erledigte Diöcese nicht glaubt entsprechen zu können. 
Wenn nun auch die durch Staatsvertrag übernommene Verpflichtung, 
den Canonicaten der Domstifter eine Dotation in liegenden Granden 
zu überweisen, von der Königlichen Staatsregierung noch nicht zur 
Ausfuhrung gebracht worden ist, so haben die Domcapitulare auf 
die bis zur Ausführang jener vertragsmässigen Verpflichtung zu 
zahlenden Beträge doch den gleichen Anspruch, als wenn dieselben 
aus einer von ihnen selbst verwalteten Dotation bezogen würden; 

3* 
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und wean der Gesetzentwurf zum Zwecke, durch diese materielle 
Schädigung^ eine Nachgiebigkeit der Domcapitulare gegen Anord- 
nungen .zu erlangen, welche ihren heiligsten Pflichten tin4, ihrer von 
Staatswegen (für Köln unter dem 6. Mai 1825) ausdrücklich geneh- 
migten Verfassung widerstreben, dem Minister der geistlichen An- 
gelegenheiten die Befugniss ertheilen will, ihnen auf dem Verwal- 
tungswege ihr ganzes Einkommen zu entziehen, so können wir in 
einer solchen Befugniss, deren Anwendung allein durch die Nicht- 
ausführung einer vertragsmässigen Verpflichtung der Königlichen 
Staatsregierung ermöglicht ist, nur einen Eingriff in die Heiligkeit 
des Eigenthums erkennen, einen Eingriff, welcher, von der Staats- 
regierung selbst ausgehend, die ohnehin in unserer Zeit so vielfach 
untergrabene Achtung vor der ün verletzlichkeit des Eigenthums 
noch weiter erschüttern wird. 

Ein fernerer Punkt, in welchem der Entwurf wesentlich rein 
kirchliche Bechte und Pflichten der Bischöfe und beziehungsweise 
der Doracapitel an die Staatsgewalt übertragen will, liegt in den 
Art. 14—19. In diesen Artikeln soll die dem Bischöfe und bei 
erledigtem bischöflichen Stuhle dem Domcapitel und dem Bisthums- 
verweser obliegende Fürsorge und Vollmachir hinsichtlich der Ver- 
waltung der Seelsorge und der Besetzung der kirchlichen Aemter, 
für clon Fall, dass die Staatsregierung einen staatlichen Commissar 
zur Verwaltung des Vermögens des bischöflichen Stuhles ernennt, 
jenen genommen, und bei den Patronatsstellen den Patronen über- 
tragen werden, deren seit Jahrhunderten bestehende Bechte ander- 
seits durch diesen Entwurf beeinträchtigt weirden, da in demselben 
die den Patronen zur Uebung ihres Präsentationsrechtes von dem 
canonischen Bechte gewährte Frist, welche bei dem Laienpatronate 
vier, bei dem geistlichen sechs Monate beträgt, ohne Angabe irgend 
welchen Grundes auf zwei Monate sich verkürzt' findet. Bei den 
übrigen geistlichen Stellen, oder falls der Patron die ihm nach der 
Verfassung der Kirche nicht zustehende Besetzung nicht vornimmt, 
soll diese Verleihung des geistlichen Amtes den Gemeinden, be- 
ziehungsweise einer auch nur aus zehn grossjäbrigen Gemeindegliedern 
bestehenden Versammlung zugestanden werden. So beansprucht also 
dieser Entwurf far die weltliche Obrigkeit das Recht, durch einen 
vielleicht nicht einmal katholischen Patron oder durch zehn Gemeinde- 
glieder, welche im Genüsse der bürgerlichen Ehrenrechte sein sollen, 
von welchen aber der Vollbesitz der kirchlichen Bechte nicht einmal 
verlangt wird, einen katholischen Seelsorger zu ernennen, d. h. die 
Vollmacht zur Verkündigung der katholischen Glaubenslehre, zur 
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Leitung der Gewissen der Katholiken, zum Beichthöxen und über- 
haupt die Ermächtigung, zu geistlichen Amtshandlungen sacramen- 
taler und rechtlicher Natur zu ertheilen; alles rein geistliche Voll- 
machten, welche nach der katholischen Glaubenslehre nur durch die 
Ton Christus in der Kirche aufgestellten Oberen oder in deren Auf- 
trag übertragen werden können. 

Wir enthalten uns, weitere Bedenken hervorzuheben, welche 
der Annahme des vorliegenden Gesetzentwurfes entgegenstehen. Ein 
alter Bechtsgrundsatz (c. Erit autem 2. Dist. 4.) bezeichnet als Er- 
fordernisse eines Gesetzes : »Erit autem lex honesta, justa, possibilis, 
seoundum naturam, secundum patriae consuetudinem, loco t(>mporique 
convenieus, necessaria, utilis, manifesta quoque . . . huUo privato 
commodo, sed pro communi omnium utilitati conscripta.« Nach 
unserer tiefsten Ueberzeugung sind diese Erfordernisse bei dem vor- 
liegenden Entwürfe nicht vorhanden, und ist derselbe vielmehr un- 
vereinbar mit der katholischen Glaubenslehre, mit den wesentlichen 
Grundlagen der Verfassung der katholischen Kirche, mit deren durch 
die Verfassungsurknnde feierlich anerkannten und gewährleisteten 
Rechten, mit den königlichen Zusagen, welche den Rheinlanden bei 
der Besitzergreifung durch die Krone Preussens gemacht wurden, 
mit der Gewissensfreiheit und den berechtigten religiösen Interessen 
der Millionen prenssischer Katholiken und mit den Grundsätzen, 
durch welche die preussische Monarchie im innern Frieden erstarkt 
und gross geworden ist. Wir geben uns der festen Hoffnung hin, 
die hervorgehobenen Bedenken werden hinreichen, um die Bitte 2u 
begründen. 

Das hohe Haus der Abgeordneten (hohe Herrenhaus) 
wolle dem vorliegenden Entwürfe eines Gesetzes über die Ver- 
waltung erledigter katholischer Bisthümer die verfassungsmässige 
Zustimmung versagen. 

Köln, den 30. März 1874. 

Das Metropolitan-Dom-Gapitel. 
gez. München, ss. Theol. et ü. J. Dr. Dompropst, Königl. geistl. 
Bath. Erzb. Oflficial etc. Baudri, Domdechant. Dr. Broix, Dom- 
capitular. Reinarz, Doracapitular. Halm, Domcapitular und Dom- 
pfarrer. Dr. Dumont, Domcapitular. Dr. Kirch, Domcapitular. 
Dr. Kleinheidt, Domcapitular. Dr. Heuser, Domcapitular. 

Welter, Domcapitular. 
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2, Eingabe des Domcapitels au Trier. 

Das unterzeichnete Domcapitel sieht sich genötbigt, an das 
hohe Haus der Abgeordneten (Herrenhaus) die ebenso dringende als 
ehrerbietige Bitte zu richten, dem von dem EgI. Staatsministerium 
bei Hochdemselben eingereichten Gesetzentwurfe, betreffend »die 
Verwaltung erledigter katholischer Bisthämerc Seine Zustimmung 
versagen zu wollen. 

Dieser Gesetzentwurf beruht auf der Annahme, dass durch ein 
von dem neuerrichteten Egl. Gerichtshofe für die kirchlichen Ange- 
legenheiten erlassenes Decret, wodurch ein katholischer Bischof für 
abgesetzt erklärt wird, der Bischöfliche Stuhl wirklich vacant werde. 
Diese Annahme widerstreitet aber durchaus den wesentlichen Grund- 
sätzen und den allgemein geltenden klarsten Gesetzen der katholi- 
schen. Kirche. Grundsatz dieser Kirche ist, der hl. Schrift gemäss, 
dass die Bischöfe durch den hl, Oeist gesetzt werden ^ die Kirche 
Oottes zu regieren. Sie empfangen ihre Mission und ihr Amt nicht 
von irgend einer weltlichen Autorität*, sondern von Gott und zwar, 
nach dem seit vielen Jahrhunderten aUgemein geltenden kirchlichen 
Bechte, durch die Hand des Oberhauptes der Kirche, des Papstes. 
So wie dieser nach geltendem Bechte allein die. Bischöfe einsetzen 
kann, so kann auch nur er allein nach Massgabe der canonischen 
Bestimmungen sie absetzen oder abberufen. Die Staatsregierung 
hat wohl die physische Gewalt, die Amtsthätigkeit eines Bischoä 
durch Einkerkerung oder gar Ausweisung aus dem Lande zu in- 
hibiren, kann den Bischof aber nicht seines geistlichen Amtes ent- 
heben und das Band nicht lösen, welches ihn mit seiner Diöcese 
und den ihm anvertrauten Gläubigen verbindet. Eine rechtmässige 
Erledigung des Bischöflichen Stuhles findet nur Statt 1. durch den 
Tod des Bischofs, 2. durch Versetzung auf einen andern Bischofs- 
stuhl seitens des Papstes, 3. durch vom Papste genehmigte Besig- 
nation und 4. durch eine in Folge eines canonischen Processes vom 
Papste verhängte Absetzung. In dem obgedachten Gesetzentwurfe 
wird nun den Domcapiteln zugemuthet, im Falle eines einseitig vom 
weltlichen Gerichtshofe erlassenen s. g. Absetzungs-Decretes die 
Diöcese und den Bischöflichen Stuhl für vacant zu erachten und 
einen Gapitelsvicar oder Bisthumsverweser zu wählen, wie dies im 
wirklichen Erledigungsfalle den Capiteln nach den canonischen Be- 
stimmungen obliegt, und wenn sie sich dessen weigern, so sollen 
sie mit Gehaltsentziehung bestraft werden, und noch härtere Strafen 
sind ihnen durch einen neuen dem Reichstage bereits vorgelegten 
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Gesetzeutwüri in Aassicht gestellt. Ein solches Ansinnen müssen 
wir geradezu für unerhört und der der Kirche durch die Verfassung 
garantirten Freiheit widersprechend erklären und es unverhohlen 
aussprechen, dass es eine moralische Unmöglichkeit ist, einem sol* 
chen Gesetze, wenn es zu Stande käme, Folge zu leisten; weil das* 
selbe den Grundsätzen und den bestimmtesten Yorscbriften der ka- 
tholischen Kirche widerstreitet, ja in einem wesentlichen Punkte die 
Verfassung unserer Kirche aufhebt. 

So sehr wir das souveräne Becht der weltlichen Obrigkeit, auf 
ihrem Gebiete Gesetze und Verordnungen zu erlassen, anerkennen 
und es für Gewissenspfiicht der Staatsangehörigen halten, sie zu be- 
obachten, ebenso sehr halten wir auch die katholische Kirche auf 
'^rem Gebiete nach Gottes Anordnung für unabhängig und frei und 
müssen uns gegen Staatsgesetze, welche in das innere Gebiet der 
Kirche eingreifen, entschieden verwahren. Dass die Kirche diese 
für ihre segensreiche Wirksamkeit durchaus nothwendige, von Gott 
gewollte Freiheit und Selbstständigkeit wahre und vertheidige, ist 
ihre heiligste Pflicht, ist unbezweifelbares Gt>ttesgesetz, welches durch 
ein Menschengesetz nicht aufgehoben werden kann. Es schmerzt 
uns tief, dass man vop den Domcapiteln die Meinung hat, als könnten 
sie durch Geldsti*afen oder Gef ängniss zur Untreue gegen . die hK 
Kirche und zur Verletzung einer Iil. Gewissenspflicht sich verleiten 
lassen. Würden sie aber aucli in obigem Falle der Forderung ie» 
projectirten Gesetzes Folge leisten, so würden sie den schwersten 
Kirchenstrafen , der suspensio ab omni officio et beneficio und 
weiterhin der Excommunicatio maior unfehlbar verfallen. Ausserdem 
wären die Wahl und Bestellung eines Capitels-Vicars und alle von 
diesem vorgenommenen amtlichen Acte und Functionen in sich null 
und nichtig, wie dies auch unsere Hochwürdigsten Bischöfe in dem 
neuesten Sendschreiben an den Klerus und sämn\tliche Gläubigen 
ihrer Diöcesen erklärt haben. 

Endlich sind wir auch fest überzeugt, dass ein in solchem 
Falle gewählter Capitels-Vicar weder von dem Klerus, noch vom 
gläubigen Volke anerkannt werden würde, dass man ihn vielmehr 
allgemein far einen Eindringling ansehen und verabscheuen würde. 
Er selbst wäre auch der Excommnaication verfallen. Sollte das fr. 
verhängnissvolle Gesetz unerachtet der ernstlichen Verwahrung der 
Bischöfe und Domcapitel doch zu Stande kommen, so lehnen wir 
hiernut alle und jede Verantwortlichkeit far die unausbleiblichen 
überaus schlimmen Folgen für Kirche und Staat von uns ab. 

Nadü allem Diesem sprechen wir die vertrauensvolle Bitte und 
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zaverachtlicbe Erwartung aas, dass das hoheHaos der Abgeordneten 
durch Verweigemng seiner Zastimmung zu fr. Gesetz-EntmufB die 
Domcapitel vor entsetzlicher Oewissensbedrängniss bewahren und 
Yon Staat und Kirche noch ärgeres Unheil, als durch die Maige- 
setze bereits schon hereingebrochen ist, abwenden werde. 
Trier, den 10. Mftrz 1874. 

Das Domcapitel: 

gez. M. Schu^ Domdechant. Dr. Fr. X. Boner ^ Domcapitular. 
Steph. Liick^ Domcapitular. Dr. J. Kraft ^ Domcapitular. Dr. Ma- 
thias Amoldi^ Domcapitular. Dr. de LorefUfi, Domcapitular. 1 

Dr. Marx^ Domcapitular. 

3. Eingabe des Domcapitds eu Münster. 

Der dem hohen Hause Yorliegende »Entwurf eines Geeetzee 
über die Verwaltung erledigter katholischer Bisthümerc enthält Be- 
stimmungen, welche, wenn sie in Kraft treten sollten, den Don- 
capiteln eine Verletzung ihrer kirchlichen Pflicht nicht blos zumuthen, 
sondern diese sogar mit den härtesten .Strafen von ihnen erzwingen 
woDen. In Anbetracht dessen fühlt das unterzeichnete Domcapitel 
sich gedrungen, jetzt, wo der bezeichnete Gesetzentwurf erst zur 
Beratliung vorliegt, und deeshalb das darin drohende unrecht mit 
seinen beklagenswerthen Folgen noch abgewendet werden kann, dem 
hohen Hause Nachstehendes ehrerbietigst vorzustdlen. 

Nach der Verfassung der katholischen Kirche geht die geisir 
liehe Amt^ewalt zur Administration einer Di(k)ese auf das betreffende 
Domcapitel über, wenn der Bisdiöfliche Stuhl erledigt wird, und ist 
das Domcapitel alsdann gehalten, in einer Frist von acht Tagen 
einen Gapitelsvicar zu erwählen, um durch diesen die AdministratioB 
selbstständig führen zu lassen. Eine solche Erledigung des bischöf- 
lichen Stuhles tritt aber nach den unzweideutigen und allgemein 
anerkannten Normen des canonischen Rechtes ein: 1. durch den 
Tod des Bischofes, 2. durch seine vom h. apostolischen Stuhle vor- 
gen<»nmene Versetzung auf einen andern Bischofssitz, 3. durch die 
Genehmigung seiner Beeignation seitens des Papstes und 4. durch 
seine in Folge eines canonischen Processes vom Fap|rt;e verhängte 
Absetzung. Nur in diesen vier Fällen gelangt das Domcapitel in 
den Besitz der geistlichen Administrationsgewalt und nur in eben- 
denselben Fällen ist es befugt und gehalten, einen Substituten für 
die Ausübung dieser Gewalt oder einen Gapitelsvicar zu bestelle&f 

Wenn nun der gedachte Gesetzentwurf (g. 6.) von de» Satze 
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ausgebt, dass durch T^die Ähsetaung eines Bisehofes in Folge ge^ 
richüichm UriheUes^^ d^ h. in Folge does Erkenntnisses des ein- 
seitig vom Staate neuestens errichteten königiichen Gerichtshofes 
ffir kirchliche Angelegenheiten, Sedisvacane eintrete^ so wird damit 
etwas ganz Unerhörtes und der kirchlichen Verfassung Wider- 
streitendes statuirt. Das bischöfliche Amt ist ein kirchliches Amt, 
und die dem Inhaber desselben vom kirchlichen Oberhaupte fiber- 
tragene geistliche Jurisdiction kann nicht durch einen weltlichen 
Gerichtshof aufgehoben werden. Vielmehr besteht trotz eines von 
solcher Seite ergehenden Absetzungs-Decretes das geistliche Band, 
welches den Oberhirten mit seiner Diöcese verbindet, mit all' seinen 
von Gott geordneten Vollmachten, Rechten und Pflichten in seiner 
ganzen Kraft und in seinem vollen Umfange fort. WOrde daher 
nach einem derartigen Urtheilssprudie ein Domoapitel die geisfliche 
Administrationsgewalt fiber die Diöcese fttr sich' in Ani^ruch n^men, 
so w4rde es sich der Anmaseang fremder Rechte schuldig machen; 
und würde es dann zur WaU eines Cai^telsvicars schreiten, so 
wflrde es nicht nur einen in ach illegitimen Act setzen, sondern 
auch dem Gewählten keinerlei Machtbeftigniss zuwenden können, 
indem es doch nicht zu tbertragen vermag, was es selbst nicht be- 
sitzt. Und dw so unberechtigter Weise bestellte »Capitelsvkart 
wflrde auch, dess sind wir gewiss, beim treuen Klerus wie beioi 
gUubigen Volke keine Aneriiennung flnden, sondern von Allen als 
Eindringling gemieden und verabscheut werden. Das Capiftl aber 
wfirde ebensowohl wie der unrechtmässige »Gapitelsvicarc für einen 
derartigen Ifissbrauch seiner kirchlichen Stellung und f&r die da- 
mit attentirte Umkehr der kirdlUcben Ordnung den sdiwersten 
kirohlichen Strafen verfallen und nam^itlich die suspensio a divinis 
et beaeficiis quibuscunque auf sich herabziehen. 

Es ist in der That Aberaus hart, diesen in der kirchlichen 
Verfassung begrAndetea Verhältnissen gegenüber in jenem Gesetz- 
entwurfe (§. 13.) die Drohung zu finden, dass dem die Wahl eines 
Gapitelsvicars ^erwagemden Domciqutel die Subsistenzmittel ge- 
nommen wirden sollen, und uns so die Aussicht auf die Alternative 
eröffnet zu sehen, entweder vollendeten Treubruch an unserer Ge- 
wissenspflicht auf uns zu laden oder bitterer Noth preisgegeben zu 
werden. Indess lauter noch ab dieses ganz unTerdienter Weise uns 
bereitete Geschick würden wir die Thatsache beklagen müssen, dass 
es in unserm thevem Vaterlande dazu konmien sollte, bis zu 
einem solchen Grade der kirchlichen Freiheit Gtowalt anzuthun und 
Gewiflsensdruck zu üben. Wir bitten daher das hohe Hans, des 
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ans gegebeaea Ednigswortes eingedenk zu sein: »Euere Religion, 
das Hdligste, was dem Menschen angehört, wQpde Ich schützen.« 

Münster, den 19. März 1874. 

Das Domcapitel der Cathedral-Eirche zu Mfinster: 

gez. Mencke. Bossmann, Püngel. Reinice. Gramer, Lahm. 

Giese. Tibtis. ScMun. Lünemann' 

4. Eingabe des Domcapitels zu Paderborn, 

Der dem hohen Hanse der Abgeordneten zur Berathang und 
Be8chluss£i9sang abergebene fintwart eines Gesetzes aber die Ver- 
waltung erledigter katholischer Bisthümer enthält Bestimmungen, 
welche die Bechte der Domcapitel verietzen und mit den heiligsten 
Pflichten derselben unvereinbar sind. 

Ohne die Trs^weite aller 'einzelnen Bestimmungen and ihre 
voraussichtlich verhängnissvollen Folgen einer näheren Erörterung 
zu unterziehen, mOge es hier genügen, aus den Rechten, die, so- 
wohl nach allgemeinen kirchlichen Grundsätzen, als nach den An* 
Ordnungen und Genehmigungen der Königlichen Staats-Begierung 
den Domcapiteln zustehende, und von ihnen seit Erlass der, laut 
Königlicher Billigung und Sanction vom 23. Augast 1821 als bin- 
dendes Statut der katholischen Kirche des Staats erklärten, Bulle 
de salute animarum ausgeübte Befugniss hervorzuheben, sowohl das 
eigene Vermögen, als jenes des Bischöflichen Stuhles bei dessen Er- 
ledigung zu verwalten. 

Mit unsern heiligsten Pflichten würde es unvereinbar sein, 
wollten wir zur Walil eines Bisthums- Verwesers in solchen Fällen 
schreiten, in denen zur Erledigung des Stuhles die kirchenrechtUch 
feststehenden Ursachen nicht vorhanden sind. Das Band, welches 
den Bischof mit seiner Heerde verbindet, ist nadi der katholischen 
Lehre ein so heiliges und festes, dass es nur durch den Tod, und 
bei Lebzeiten des Bischofs, nur in seltenen Fällen, aus den wich- 
tigsten Gründen, vom Oberhaupte der Kirche gelöset werden kann. Es 
folgt hieraus, dass wir bei einer in anderer — nicht canonischer — 
W^eise herbeigeführten Erledigung oder Hemmung des Bischöfliöhen 
Stuhles, durch die attentirte Wahl eine Handlung begehen würden, 
die uns nach Amt und Eid moralisch unmöglich ist, und bei deren 
Unterlassung wir Strafe zu erdulden hätten, lediglich desshalb, weil 
wir eine aus unserm Amte' resultirende Pflicht zu verletzen uns 
weigerten. 

Die versuchte Wahl eines Bisthums« Verwesers in dem be« 
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zeichneten Falle wQrde ferner darehaus nichtig sein. Der Aposto- 
lische Stuhl, als Wächter der kirchlischen Ordnung und ihrer aas 
dem Olanben der Kirche entsprungenen und durch ihn getragenen 
Normen, wörde ohne Verzag den Act, als mit der k^nem Wechsel 
unterworfenen Grundverfassung der Kirche unvereinbar, annulliren; 
wir selbst aber würden durch ihn uns ausschliessen von der katho- 
lischen Gemeinschi^, in deren Verbindung mit Qottes Hülfe zu 
beharren, zu leben und zu sterben wir fest entschlossen sind. 

Die versuchte Wahl würde endlich völlig erfolglos sein. 

Die Ansicht, das katholische Volk würde einen, durch solche 
Wahl ihm aufgedrungenen und durch das loyale Band mit der Kirche 
und ihrem Oberhaupte nicht verbundenen Verweser der DiOcese als 
seinen zeitweiligen Hirten anerkennen und seine Anordnungen be- 
folgen, wäre vollkommenste — und weil aui die heiligsten Interessen 
des Volkes sich beziehend — zugleich traurigste Täuschung. Der 
Apostolische Charakter der Kirche, der ihre Lehre und ihre Vor- 
steher, ^om Papste bis zum einfachen Oeistlichen herab, mit einer 
durch administrative Maassnahme nicht zu erreichenden, höheren 
Auctorität umkleidet, ist eine, schon in den ersten Jugendjahren von 
jedem Katholiken aufgenommene Fundamentallehre seines Glaubens. 

Die Unterzeichneten sind in früherer Zeit sämmtlich in der 
Seelsorge des weiten, die Begierungsbezirke Minden, Arnsberg, Magde- 
burg, Merseburg und' Erfurt umfassenden Sprengeis des Bisthums 
Faderborn thätig gewesen. Sie glauben, zu dem ürtheile compe- 
tent zu sein, dass durch die Ausfahrung der oben gedachten Ge- 
setzes-Vorlage das katholische Volk nur schmerzlich berührt, in 
seinen heiligsten Gefühlen aufs tiefiste verletzt werden, aber in seiner 
immensen Mehrheit die Unterordnung unter einen, khrchlich nicht 
gewählten und gesendeten Hirten aufs Entschiedenste verweigern wird. 

Das hohe Haus der Abgeordneten bitten wir demnach ganz 
ergebenst dem genannten Gesetzentwurfe die Genehmigung versagen 
zu wollen, und dadurch unsere Bechte zu schützen , die Zumuthung 
einer Pflichtverletzung von uns fern zu halten und die in allen ihren 
Schichten schon jetzt so tief bewegte katholische Bevölkerung vor 
grösseren Verwirrungen zu bewahren. 
Paderborn, den 4. April 1874. 

Das Domcapitel. 
J. Freusherg , Weihbischof und Dompropst. Peine , Domdechant vu 
Gen.-Vic. Schulte^ Domcapitular. Woßmuihj Domcapitular. Drdbe^ 
DomcapituUir. Biding, Domcapitular. Koeh. Ferd. Bartscher ^ 

Domcapitular. E. Klein, Domcapitular, 
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II. Aus der Kirehenprovinz 6nes6n«Po$en. 

5. Eingabe des Metropolitan-Capiids zu Gnesen und Posen. 
Von der Kaiserlich Königlichen Staatsregierung ist dem Hohen 
Hanse ein Gesetzentwarf über die Verwaltung erledigter katholischer 
Bisth&mer zur Beschlassfassung vorgelegt worden, welcher in ein- 
zelnen Bestimmungen auch die Mitwirkung der Domcapitel in einer 
Weise anordnet, dass dieselben mit der Lehre der Kirche und der aus 
dem Dogma iliessenden KirchenverCEtssung in den entschiedensten 
Widerspruch treten, wie auch mit dem Inhalte der durch Allerhöchste 
Cabinetsordre vom 23. August 1821 als bindendes Statut für die 
ksftholische Kirche Preussens anerkannten und gegenwärtig noch zu 
Beöht bestehenden Bulle de salute animarum unvereinbar sind. 

Das Bischöfliche Amt ist in der katholischen Kirche gött- 
lichen Ursprungs, die Verleihung desselben erfolgt ebenso wie dessen 
Entziehung nur durch die oberste kirchliche Autorität Klar und 
bestimmt lehrt .dies das Gondl von Trient Sess. XXIV. c. 5. de 
ref. Eine nicht auf diesem Wege erfolgte Absetzung eines Bischofs 
ist daher ohne rechtliche Wirkung auf dessen kirchliche Stellung 
and wird hiedurch das zwischen d^n Bisehofe, dem Klerus und den 
Diöcesanen bestehende Band nicht gelöst. Wir haben durch Ab- 
legung der professio fidei eidlich gelobt, die Lehren ufnd Satzungen 
der Kirche und insbesondere der Trienter Kirchenversammlung ge- 
wissenhaft und treu zu halten und würden wir uns daher eines Eid- 
bruchs schuldig machen, wenn wir dem in Bede stehenden Gesetzes- 
entwurfe Folge leistend nach staatlicberseits ausgesprochener Ab- 
setzung des Bischofs zur Wahl eines Bisthumsverwesers resp. Gapitu- 
4arvicars schreiten wollten. Eine solche Wahl würde überdies nach 
dem canonischen Bechte null und nichtig sein und wir selbst, wie 
der Gewählte würden in kirchliche Gensuren und Strafen verfhllen. 
Darum wenden wir uns ehrerbietigst an das Hohe Haus mit 
der dringenden Bitte, zur Wahrung der verfassungsmässig garantirten 
Bechte der Gewissensfreiheit und ungehinderten Beligionsübung dem 
in Bede stehenden Entwürfe die Zustimmung versagen zu wollen, 
da, wenn derselbe zum Gesetze erhoben werden sollte, wir in die 
peinliche Lage uns versetzt sehen würden, unsere Mitwirkung nicht 
eintreten lassen zu können. Gnesen und Posen, den 23. März 1874. 

Das Metropolitan-Cl^>itel von Gnesen. 
gez. Dotszcwshy, Kraus, Cyhickowski. Wojeiechowski, Karftkowski. 

Das Metropolitan-Capitel von Posen, 
gez. BrMcainaki, Orandke. PolcgynsihL Joamecwski. Klupp. 

Darsactidski. Koanrnn. Eurawshi. Maryamky. Sibüski. 
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6. Eingabe^ des Domcapiiels der Diöcese Culm eu Pelplin. 

• 

Der dem Hohea Hanse vorliegende »Entwurf eines Gesetzes 
über die Verwaltung erledigter katliolischer Bisthftmer« enthält 
mannigfache Bestimmungen, welche ""die vom canonischen Kechte 
normirten Pflichten und Rechte der Domcapitel sede Episcopali 
vacante und impedita so misskennen und alteriren, dass das ganz 
ergebenst unterzeichnete Domcapitel sich zu folgender Vorstellung 
für verpflichtet erachtet. 

Nach dem canonischen Bechte tritt sede vacante das Dom- 
capitel pflichtgemäss als zeitweiliger Vertreter des Bischofs die Ver- 
waltung der Diöcese an. Die dem rechtmässigen Bischöfe als Ordi- 
narius über seinen Sprengel zustehende kirchliche Jurisdiction fällt 
dann in bestimmten Grenzen dem Domcapitel zu. Es ist verpflichtet, 
selbe aufrecht zu erhalten und zu üben, die auf Dogma und hier- 
archische Verfassung gegründete kirchliche Autonomie von keiner 
Seite her beeinträchtigen zu lassen, und darf sich dieser Pflicht 
unter keinen Umständen entziehen. 

Leider enthaften die Bestimmungen des bezeichneten Oesetz- 
Entwurfs mannigfache Verletzungen dieser kirchlichen Autonomie. 

Abgesehen davon, dass dieselben der der Grundverfassung der 
katholischen Kirche absolut wesentlichen Beziehung der katholischen 
Diöcese zum Primate des Römischen Bischofs keine Erwähnung 
thun, mithin die göttlich geordnete Einheit der Kirche, d^mit auch 
derQu Bestand in unserem Vaterlande in Frage stellen; 

Abgesehen davon, dass die Ansicht des qu. (}esetz-Entwur& 
über die Vacanz des Bischöflichen Stuhls in Folge staaÜieher Ab- 
setzung seines rechtmässigen Inhabers dem canonischen Rechte ge- 
radezu widerspricht, mithin eine Neubesetzung desselben auf Grund 
der Wahl der Domcapitel im gedachten Falle canunisch absolut un- 
zulässig ist, das etwa wählende Gapitel die härtesten kirchlichen 
Strafen incurriren würde, — werden, falls Sedis- Vacanz im Sinne 
des canonischen Rechts einträte, die Domcapitel behindert^ die un- 
veräusserlichen Bischöflichen Vollmachten auf Grund der kirchlichen 
Autonomie pflichtgemäss zu üben. 

Solches stellen die Bestimmungen des qu. Gesetz-Entwurfs in 
Aussicht: 

1) betreffs Ausübung »Bischöflicher Rechte und Verrichtungen« 
auf Grund der vorangega'hgenen Prüfung und speciellen Ge- 
nehmigung seitens des Oberpräsidenten und nach Massgabe 
des Gesetzes vom 11. Mai 1873, mithin auf Grund staatlicher 
Autorisation (§§. 2, 3^ 4, Abs. 2.) ; 
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ebenso betreffs Behinderang oder Dilation der Qebang 
»Bischöflicher Rechte und Verrichtungen« seitens des Ober- 
präsidenten (§. 3, §. 4. Abs. 1, 2. §. 5.) und betrefEs Nalli- 
fication canooisch giltiger Acte (§. 4. Abs. 3.). 

Die> zum Behufe staatlicher Autorisation des Bischöflichen 
Vertreters, neu eingeführte eidliche Verpflichtung (§. 3. Abs« 2.) 
kann unserer Ueberzeugung nach wegen ihres unbeschränkten 
Inhalts (§. 2.) um des Gewissens willen nicht eingegangen 
werden; — . 
2) betreib des 'durch Dogma und canonisches Becht festgestellten 
Verhältnisses der Domcapitel und des Diöcesan-Klerus zum 
Oberhaupte der Kirche und zu ihrem Diöcesan-Bischofe, indem 

a) das Capitel und der übrige Diöcesan-Klerus auf Grund 
staatlichen Gesetzes im eidlich abgelegten Gehorsam gegen 
beide oder deren Intime Vertreter behindert werden soll 

(§. 5.); 

b) indem das Capitel staatlich gezwungen werden soll, uner- 
achtet cancnische Sedis-Vacanz nicht eingetreten ist, gleich- 
wohl im Widerspruche mit dem canonischen Bechte einen 
Bisthumsverweser zu wählen (§. 6. Abs. 1.) — . So lange 
der Bischöfliche Stuhl nicht in Folge des Todes, oder der 
Besignation, oder der Versetzung, oder der cananischen Ab- 
setzung seines Inhabers cananisch vacant geworden, ist die 
Neuwahl des Bischofs oder die Wahl eines Bisthumsyer- 
wesers unzulässig. 

.3) indem im Widerspruche mit dem canonischen Bechte die 
Bischöflidie Jurisdiction zur »rechtsgiltigen« Besetzung kirch- 
licher Beneficien vom Staate kraft seiner Autonomie Laien zu 
übertragen angestrebt wird (§§. 14 — 19,), Kirchenpatrone und 
Gemeinden zur Vornahme solcher Besetzungen veranlasst und 
angeleitet werden. 

So werden, wie sub. 2. der Klerus, hier die katholischen 
Laien zur thatsächlichen Auflehnung gegen die göttlich ein- 
gesetzte Hierarchie, zum offenen Abfalle von ihr, mithin zur 
Apostasie von der katholischen Kirche gereizt und staatlich 
angehalten. Ja, im Weigerungsfälle büssen Klerus und Kirchen- 
patron ihren vom Gewissen geforderten Gehorsam gegen ihre 
Kirche, jener mit empfindlichen Strafen (§. 5.), diese mit dem 
Verluste ihres Patronatsrechts (§. 16. Abs. 1.). 

Noch machen wir hier gelegentlich auf den Missstand 
aufmerksam, dass die Domcapitel auch dann, falls sie gemäss 
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der Bestimmungen des qu. Gesetz-Entwarfs die aneanonische 
Wahl eines Bisthumsverwesers — was nicht geschehen darf 
ond wird — wirklich vollzogen hätten, im Falle der Gewählte 
die Wahl nicht annimmt, oder den vom Staate ertordertea 
Eid zn leisten verweigert, ohne alles Yerscholden mit der 
Temporaliensperre bestraft werden sollen (§» 13.); 

4) betreffs des der bischoflichen Aufsicht unterstehende Diöcesan- 
Kirchen Vermögens : 

a) auf Grund der Beschlagnahme und Verwaltung desselben 
durch den Oberpräsidenten oder den staatlichen Commissarius 
(§. 6. Abs. 2, 3. §. 9. Abs. 3.) unter directer Behinderung 
der Domcäpitel (§. 12.) an der sede vacante canonisch ihm 
ausschliesslich zufallenden Verwaltung des Eirchenvermögens ; 

b) indem der Staat seinem Commissar die bischöfliche Voll- 
macht in Verwaltung des Eirchenvermögens ans eigene 
Autorität unverJcünii überträgt (§. 9. Abs. 1 , 3, 4.), während 
doch das canonische Hecht sede vacante die Verwaltung 
des Diöcesan-Eirchenvermögens dem Domcäpitel nicht ohne 
Einschränkung anheimgibt; 

e) während der zur Verwaltung des Vermögens des bischöf- 
lichen Stuhls und der Diöcese gewählte Oeconom und der 
Capitelsyicar dem die Begißrung der Diöcese antretenden 
Bischöfe über die Verwaltung Rechenschaft fibssulegen ver^ 
pflichtet ist, wird der Commissar von einer solchen und 
überhaupt von einem Auseinandersetzungsverfohren mit dem 
sein Amt antretenden Bischöfe oder Capitelsvicare vom 
Gesetze enU>ttnden (§. 10.); 

d) iadem sede vacante oder impedita auf Grand staatlicher 
Autorisation die dem Commissar vorgesetzte weltliche Be- 
hörde mud die Oberrechnungslcammer mit Ausschluss und 
Behinderung des canonisch ' allein compeienten Domcapitels 
die bisdiöfliche Jurisdiction in d^r kirchlichen Vermögens^ 
Verwaltung übt (§. 10. Abs. 2). 

Gegen dieses Verfahren des Staats bei Beschlagnahme 
mid Verwaltung des Eirchenvermögens sede vacante und 
impedita mit Ausschluss und Behindenmg der canonisch 
allein oompetentea Domcäpitel streitet speciell §. 15. der 
Preussischen Verfassungsarknnde vom 31. Januar 1850 
Abs. 2, indem selbst der in jflngster Zeit ihm gegebene 
Zusatz die Eirche in der Selbstverwaltunrg ihres Vermögens 
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durch die oompetenten kirchlichen Organe keineswegs be- 
hindert 

Ans allem Angeffihrten ist ersichtlich, wie sehr die Bestim- 
mungen des (Jesets-Entwurfs die Autonomie der Kirche in ihrem 
inneren und äusseren Gtobiete verletzen, sie aufheben und mittelst 
Machtspruchs (§, l., §.6. Abs. 1. §. 19.) die Heteronomie des Staats 
an ihre Stelle setzen ; wie sehr sie die unYerletzliche, weil götUieh 
eingesetzte hierarchische Verfiissung und selbst deren Grunddogma: 
die in Verbindung mit dem sichtbaren Oberhaupte begründete Ein- 
heit der katholischen Kirche bedrohen. 

Bei dieser Sachlage wird aber mit der Grundverfassung und 
Einheit auch die Existenz der katholischen Kirche in unserem Vater- 
lande bedroht. 

Noch lenken wir den Blick auf die aus dem Inhalte des Ge- 
setz-Entwurfs nothwendig fliessende Zerrüttung des canonischen 
Verhftlinisses zwischen dem Bischöfe, dem legitimen Bisthumsver- 
weser und dem ihnen untergebenen DiOcesan-Klerus (§.5.); zwischen 
Klerus und Laien mittelst der dem katholischen Kirchenrechte wider- 
sprechenden Besetzung der kirchlichen Beneflcien (§§. 14 — 19), so- 
wie auf die Störung der freien Beligions&bung der Katholiken 
Preussens, und auf die schwere Schädigung des religi()sen Heilsleben 
derselben, welche die im Gesetz-Entwürfe selbst nicht undeutlich 
vorausgesetzte, Väcanz der bischöflichen Stfthle, der kirchlichen Bene- 
flcien, die Behinderung und Dilation der bischöflichen Functionen, 
sowie die staatliche Beschlagnahme des gesammten KirchenvermOgens 
in allen irgend denkl>aren Fällen (§§. ^. 7. 14.) unausbleiblich im 
Gefolge haben muss. 

Nicht nur das f&r die katholische Kirche in Preussen auch ' 
vom Staate als massgebend anerkannte eanonische Beeilt, sondern 
auch der Beichsdepntatians-Havptschlute vom 25. Februar 1803, das 
allgemein« Landrecht, die Cireunisoriptionsbulle »de salute animarum,« 
§. 15. der Preussisehen Verfhssungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 
und, die DiOcese Culm spedell betreffend, der Inhalt des Aller- 
höchsten Besitz-Ergreifhngs-Fatents vom 13. September 1772 stehen 
insgesammt, den dem Dogma, der Verfassung, dem Rechte der ka- 
tholischen Kirche derogirenden Bestimmungen des vorliegenden Ge-. 
sefz*Entwurfii eni^gen. 

Die Mitglieder des ganz ergebenst unterzeiehBeten Domcapitels 
erklären hiermit^ daes es ohne Apostasie von der Kirche ihnen im 
Gewissen absolnt verwehrt ist, zur Ausführung der Bestimmungen 
des qu. Gesetz-Entwurfs, sollten sie — was Gott verhfitel — Ge- 
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setzeskraft erlangen, irgendwie mitzuwirken, nnd ersuchen Ein Hohes 
Baus: 

auch im wohlverstandenen Interesse unsers Vaterlandes, welches 
aus der dem kirchlichen Leben seiner katholischen Unterthanen 
drohenden Zerrüttung selbst nur schwere Schädigung erfah- 
ren kann, 

den vorliegenden Gesetz-Entwurf über die Verwaltang er- 
ledigter katholischer Bisthümer Hochgen^igtest abzulehnen. 

Pelplin, den 26. März 1874. 

Das Domcapitel von Culm: 

gez. Jeschke. Lic. v. Froisdeynski. Bonin. Dr. Hildebrandt. Schoenke. 

Pomiecßynski. Lic. Chramse. Lic. Zucht. 



III. Exemte Bisthllmer. 

7. Eingabe des Domcapitels zu Breslau. 

Dem preussischen Landtage ist am 19. Januar d. J. ein Gesetz- 
entwurf, betreffend die Verwaltung erledigter katholischer Bisthümer 
der Monarchie, zur Berathung und eventuellen Beschlussnahme vor- 
gelegt worden, wonach die Domcapitel, — entgegen dem durch Aller- 
höchste Gabinetsordre vom 23. August 1821 bestätigten Statut der 
katholischen Kirche in Preussen , sowie der allgemeinen Kirchen- 
lehre über Besetzung und Erledigung der katholischen Bisthümer, 
— gehalten sein sollen, im Falle der Absetzung eines Bischofs durch 
den Königlichen Gerichtshof for kirchliche Angelegenheiten einen Ca- 
pitularvicar bez. einen neuen Bischof zu wählen. Wir glauben es 
unserer Loyalität schuldig zu sein, schon jetzt ganz ergebenst zu er- 
klären, dass wir angesichts unseres geleisteten Eides, uns ausser 
Stande sehen würden, im Falle der Absetzung unseres Bischofs durch 
den Königlichen Gerichtshof f^r kirchliche Angelegenheiten Sedisva- 
canz anzunehmen und einen neuen Bischof oder auch nur einen Ca- 
pitelsvicar zu wählen. Ein hohes Haus der Abgeordneten bitten 
wir daher ganz ergebenst, Hochdasselbe wolle dem gedachten Ge- 
setzentwurfe die Zustimmung versagen und hochgeneigtest nicht ge- 
statten, dass uns gesetzlich eine Verletzung der Kirchenlehre und^ 
da diese von uns beschworen ist, ein Eidbruch zugemuthet werde. 
Gleichzeitig erlauben wir uns gegen alle Folgen uns ganz ergebenst 
zu verwahren, welche ein derartiges Gesetz für das gesammte Bis- 
thum nach sich ziehen könnte. In ausgezeichneter Hochachtung: 

Archiv für Kirchenrecht. XXXII. 4 
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haben wir die Ebre zu sein Eines Hohen Hauses der Abgeordneten 
ganz ergebenstes Domcapitel zum hl, Johannes. 

Breslau den 13. März 1874. 

gez. Nmkirch. Peschhe. Wlodarski. Klopsch, Dr. Küneer, 
Gleich. Laemmer. Dr. Lorinser, Karker, Dr, Wick. 

8. Ewgabe des I)omcapitels der Diöcese E^-nJand zu Frauenburg. 

Einem etc. hat das Königliche Staatsministerium der geistlichen 
Angelegenheiten unterm 17. Januar d. J. einen Gesetzentwurf über 
die Verwaltung erledigter katholischer Bisthümer zur verfassungs* 
massigen Beschlussnahme vorgelegt. Kraft unserer Stellung in der 
katholischen Kirche, und speziell gegenüber dem gedachten Gesetz- 
entwurf, wie im Bewustsein unserer vollsten Treue und Hingebung 
für König und Vaterland, fühlen wir uns gedrungen, vor dem etc. 
unsere schwersten Bedenken gegen jenen Entwurf darzulegen und um 
dessen Ablehnung ganz ergebenst zu bitten. 

Nach der Lehre unserer hl. Kirche ist deren Verfassung und 
der darnach ^gebildete Wirkungskreis ihrer hierarchisch geordneten 
Organe ein wesentlicher Theil des religiösen Glaubens und Bekennt- 
nisses, und eine grosse Anzahl schwer wiegender Gewissenssachen 
und wichtiger sittlicher Lebensverhältnisse ist durchaus von der also 
gegebener organischen Wirksamkeit der letzteren abhängig. Der 
Versuch neben und entgegen diesen Normen und Rechtsbrganen des 
kirchlichen Lebens eine neue oder auch nur anderweitige Ordnung 
aufzurichten würde darum für den gläubigen Katholiken keineswegs 
eine innere Beruhigung und einen vollgütigen kirchlichen Rechte- 
zustand, sondern nur eine peinliche Bßdrängniss des Gewissens und 
eine allseilige Verwirrung des religiösen Lebens herbeiführen. Trotz 
aller etwa angewendeten weltlichen Gewalt würde einer derartigen 
Einrichtung seitens des treuen Katholiken die Glaubensüberzeu- 
gung und Glaubenspflicht fehlen, die dadurch möglicherweise au- 
genblicklich zu Stande gebrachten äusseren Verhältnisse bleiben fort- 
während vom Stachel innerer Gewissensnoth dui'chwühlt und wür- 
den gleichwohl für viele der wichtigsten Angelegenheiten des geistigen 
und sittlichen Lebens einen Riss und eine Lücke übrig lassen, welche 
jene Noth noch direct erhöhen müssten. 

Hohes Haus ! Die ganze moderne , Cultur verabscheut mit 
Recht den Gewissenszwang als eins der grössten socialen Uebel, und 
speciell unser Deutsches Vaterland hat den theilweisen Versuch eines 
solchen gewiss theuer genug bezahlt. Der in Rede stehende Ge- 
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setzentwuif gehdrt d^selben Bichtang zu. Als Näcl^tbetbeiligte 
wie Erstverantwortlicbe bei seiner ÄBsfahnuig bitten. Ein Hohes 
Haus wir danun elirerbietigst: Hochdasselbe wolle demselben die 
Zustimmung versagen, und unter Wakmng unserer religiösen üeber- 
zenguttgen und (befähle auf eänem anderen W^e dem tief auf- 
-geregten, tbeuern, Yaterlande wieder zu dem inneren Frieden ver- 
helfen, der dasselbe bisher gross und glücklich gemacht hat! \ 

Frauenburg, den 19. März 1874. 

Das Domcapitel von Ennland: 

gez. Cai'olus. Wunder. Steffen. Krüger. Borowski. MüUer. Hoppe. 

Thiel. LingJc. 

9. Eingabe des Domcapitels zu Hildesheim. 

Von der Eöniglichen Staatsregierung ist dem Preussischen 
Landtage der Entwurf eines Gesetzes über die Verwaltung erledigter 
katholischer Bisthümer vorgelegt worden , durch dessen Annahme 
die Rechte der katholischen Kirche auf das Tiefste verletzt und die 
betreffende kirchliche Ordnung für die Katholiken des Landes unter- 
graben würde. Ohne bei der £ile, mit welcher dieser Gesetzentwurf 
von dem hohen Abgeordnetenhause in Berathung gezogen ist , auf 
eine nähere Erörterung seines Inhalts eingehen zu können, dürfeii 
wir doch nicht unterlassen, darauf hinzuweisen , dass dieses Gesetz, 
falls es zur Annahme gelangen sollte, nicht allein den allgemeinen 
Kirchengesetzen widerstreitet, nach denen ein katholisches Bisthum 
nur durch den Tod oder den Verzicht des Inhabers oder durch päpst- 
liche Entscheidung erledigt wird, sondern uns auch speciell in. einen 
Conflict mit den von uns beschworenen Verpflichtungen bringt. 

Bei der Aufnahme in das hiesige Domcapitel hat jeder Geist- 
liche eidlich zu geloben: 

»Ich unterwerfe mich auf das Bestimmteste den apostolischen 
und sonstigen kirchlichen Normen und Vorschriften der römisch- 
katholischen Kirche. Ingleichen nehme ich Alles, was von 
den Kirchengesetzen und den allgemeinen Concilien überliefert, 
bestimmt und verkündet worden ist, unbedenklich an -^ so 
wahr mir Gott helfe und sein hl. Wort.« 
Femer wird jedes Mitglied des Domcapitels noch insbesondere 
bei jeder Wahl eines Bischof!) eidlich verpflichtet , denjenigen zu 
wählen, welcher nach dem gewissenhaften Ermessen der geeigneteste 
ist und von dem angenommen werden kann, dass seine Wahl die 
Bestätigung des Kirchenoberhauptes finden wird. 

4* 
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Nnn sind erst jfingst unterm 8. Mai 1862 durch den Aposto* 
lischen Stuhl die Vorschriften in Erinnerung gebracht, wodurch die 
Wahl eines Gapitnlar-Vicars bei Lebzeiten eines rechtmikssigen Bi- 
schofs verboten und für nichtig erklärt ist 

Nach diesen Vorschriften wfirde ein derartiger Versuch tod 
unserer Seite yOllig erfolglos, die voi^nommene Wahl rechtsun* 
gültig sein und wir den schwersten kircblichen Censuren verfielen« 
Die Katholiken aber sowohl von Deutschland, als in der ganzen 
Welt würden einer solchen Wahl durchaus die Anerkennung Ter- 
sagen. Somit würde die beabsichtigte ordnungsmässige Regelung 
der Verwaltung erledigter Bisthümer in keiner Weise erreicht, viel- 
mehr ein Zustand völliger Verwirrung eintreten. Ein gleiches würde 
der Fall sein, wenn sich irgend ein Domcapitel herbeilassen wollte, 
für einen behinderten rechtmässigen Bischof einen neuen Bischof zu 
wählen. 

Nichtsdestoweniger sollen die Mitglieder der Domcapitel nach 
jenem Gesetzentwürfe mit den härtesten Strafen angehalten werden, 
etwas zu thun, was ihr Gewissen und die beschworene Dienstpflicht 
zu thun ihnen verbietet. Da wir in einem Bechtsstaate so etwas 
für unmöglich halten, so richten wir an das hohe Abgeordneten- 
Haus das gehorsamste Ersuchen, den fraglichen Gesetzesentwnrf ab- 
zulehnen. 

Mit grösster Hochachtung beharren wir gehorsamst. 

Hildesheim, den 6. Februar 1874. 

Das Dom-Capitel. 
(Folgen die Unterschriften.) 

10. Eingabe des Domcapitels zu Osnabrück. 

Dem hohen Hause ist regierungsseitig der Entwurf eines Ge- 
setzes über die Verwaltung erledigter katholischer Bisthümer vorge- 
legt, welcher in §. 6. die Bestimmung enthält, dass im Falle die 
Stelle eines Bischofs durch staatsgerichtliches Urtheil als erlediget 
erkläret worden ist, der Oberpräsident das Domcapitel zur sofortigen 
Wahl eines Bisthumsvefwesers (Capitularvicars) aufzufordern habe. 
Weiter bestimmt §. 13., dass, wenn in dem Falle der §§. 6—7. 
nicht innerhalb der gesetzten Frist die Wahl eines Bisthumsvei'wesers 
zu Stande komme, oder binnen weiteren vierzehn Tagen die eidliche 
Verpflichtung des Gewählten erfolge, der Minister der geistlichen 
Angelegenheiten die Einhaltung der zum Unterhalte der Mitglieder 
des wahlberechtigten Domcapitels bestimmten Staatsmittel verfügt. 
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bis 'ein BistfamnsvtnreBer aach den Vorschriften dieses Gesetzes gültig 
bestelltt oder ein staatlich anerkannter nener Bischof eingesetzt sei. 

Da nun hier der als einziger zur Vornahme der Wahl eines 
Bisthumsverwesers angeftlirte Bechtsgmnd: das die Amtsentsetzung 
aussprechende staatsgeriefatliche ürtheil, nach canouischen Bestim- 
mungen vollständig wirkungslos ist, und kein Capitular, ohne den 
schwersten kirchlichen Censuren ipso facto zu veifallen, eine solche 
WahLTomehmea darf^ so raftssen wir durch ein solches Gesetz die 
Gewissensfreiheit und die Bechte der Kirche schwer verletzt erachten. 

Das katholische ICirchenrecht bestimmt bei Sedes episcopalis 
impedita, dass, falls die ^gene weltliche christliche Regierung den 
Bischof an der Ausübung seines Amtes hindert, ä(is Mandat seines 
Crenerälvicars nicht aufhört. Schutfe^ Syst, des Kirchenr. S. 263; 
dessen Lehrb. §. 55. JPhiUips, Lehrb. S. 522. Walter Lehrb. §. 143. 
Das zeigt tbatsächlich sich auch im Verfahren des hl. Stuhles bei 
der Gefangennahme des Erzbischofs Clemens August von EOln; und 
in dieser Art entschied auch Papst Pius VII. im Jahre 1811 in 
der Sache des von Napoleon gefangen genommenen Bischofs von 
Troyes. 

Würde gleichwohl das Capitel im vorliegenden Falle die von 
der Regierung geforderte Wahl vornehmen, so wäre der Act null 
und nichtig, und würden sowohl die Capitulare wegen einer solchen 
uncanonischen Wahl als der so gewählte Capitularvicar wegen An- 
nahme solcher Wahl ipso jure der Excommunication und Suspension 
verfallen. Letzterer könnte als Bisthumsverweser keinerlei gültige 
Acte bischöflicher Jurisdiction verrichten, und würde der Klerus so 
wenig wie das Volk solche als gültig anerkennen können. Hierdurch 
zeigt sich die beabsichtigte gesetzliche Bestimmung als durchaus 
zwecklos und verfehlt. 

Da nun der Gesetzentwurf geradezu in Widerspruch mit dem 
katholischen Kirchenrechte steht, zu dessen Beobachtung ein feier- 
licher Eid die Mitglieder des Capitels verpflichtet, und so unser Ge- 
wissen uns verbietet, ein solches Gesetz auszuführen, so finden wir 
uns veranlasset, an das hohe Abgeordnetenhaus die gehorsamste 
Bitte zu richten, 

den erwähnten Gesetzentwurf ablehnen zu wollen. 
Osnabrück, den 21. April 1874. 

Das Domcapitel; 
. Völler, Schlöter, Kruse, Schürhoff, Uöting, Schade, Wilken. 



54 11. Eingabe dt8 DomcapiitU zu Fulda ifow, 16. April 1874, 

IV. Aus iff obeifheinitoiitn Kirelwiiprefini; 

11. Eingabe des Damcapitels jsu Fulda. 

Der dqm hohen Hause der Abi^rdaatea vorgdegie »Entwurf 
eines Gesetzes über die Venraltung eiiedigter katholiseher Ks* 
thumer« verletzt in so vielen Beziehnogen 4as Becht der katholiscbea 
Kirche überhaupt, wie insbesondere das Beeht der Domeapitel, dass 
wir es für unsere Pflicht erachten, gegen die Erhebung, dieses Ent- 
wurfes zum Oes.etze zu protestiren. 

Zunächst müssen wir entschiedene Verwahrung dagegen ein- 
legen, dass man die Bechte der katholischen Kirche überhaupt im 
Wege der einseitigen staatlichen Gesetzgebung abzugrenzen versucht, 
so die durch göttliches Becht gegebene Autonomie der Kirche ver- 
neint und derselben nur diejenigen Bechte einräumen will, die die 
jeweiligen Träger der Staatsgewalt ihr zuzuweisen für gut befinden. 

Im Einzelnen können wir sodann nicht zugeben, dass in einem 
erledigten katholischen Bisthume die Ausübung der mit dem bischöf- 
lichen Amte verbundenen Bechte und Verrichtungen von einer des- 
falls an den Oberpräsidenten zu erstattenden Anzeige, sowie von der 
Erklärung des zur Ausübung derartiger Functionen im Wege des 
kirchlichen Becbtes Berufenen, die sämmtlichen jetzt bestehenden 
Gesetze des Staates beschwören zu wollen, abhängig gemacht werde. 

Ebensowenig ist es uns erlaubt, die Erledigung eines Bisthums 
durch einseitige staatliche Absetzung des betreffenden Bischofs an- 
zuerkennen und müssen wir es als einen Eingriff schwerster Natur 
in das Becht der Kirche bezeichnen, wenn den Domcapiteln in sol- 
chem Falle angemuthet werden will, zur Wahl eines Capitular-Vicars 
sich herbeizulassen. Die in Aussicht genommene Ernennung eines 
Commissars zum Zwecke der Verwaltung und Beschlagnahme des 
gesammten Diöcesan- Vermögens würden wir ebenwohl nur als eine 
ungerechtfertigte Vergewaltigung bezeichnen müssen, die factisch 
einer Einziehung des Kirchenvermögens nahezu gleichkommt. 

Im Uebrigen ist den Domcapiteln das Verfahren für den Fall, 
dass die eigne Landesregierung den Bischof fflr abgesetzt erklären 
sollte, vorlängst durch canonische Bestimmungen vorgeschrieben und 
denselben noch zuletzt durch Decret des hl. Stuhles vom 3. Mai 
1862 Suspension von allen geistlichen Amtsverrichtnngen und voll- 
ständige Entsetzung von ihren Beneficien und Würden angedroht 
worden, wenn sie unter Anerkennung der unbefugten Amtsenthebung 
des Bischofs seitens der Staatsgewalten zur Wahl eines Capitular- 
Vicars schreiten würden. Deshalb würden auch wir eventuell die in 
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dem beregten Gesetzentwurfe vorgesehene Einbehaltung der Staats- 
renten der Domcapitel mit dem Bewusstsein hinnehmen, dass der 
Streit über die höchsten und letzten Gründe desBechtes der katho- 
lischen Kirche, der die Ge^nwart bewegt; durch derartige von der 
Staatsgewalt augenblicklich beliebte Mittel nicht geschlichtet, viel- 
mehr nur in eine Sphäre herabgezogen werden kann, die der Würde 
des Staats wie der Kirche in gleicher Weise widerspricht. 

Indem wir demgemftss gegen den in Rede stehenden Gesetzentwurf 
um des Gewissens willen Verwahrung einlegen, stellen wir an das hohe 
Haus der Abgeordneten das ebenso ehrerbietige als dringende Ersuchen, 
den traglichen GesetzentwHirf geneigtest ablehnen zu wollen. 
Fulda, den 16. April 1874. 

Das Domcapitel des Bisthums Fulda: 
Dr. LaberetiZy Domdechant, Dr. MdIJcmus, Donicapitular. Hahne^ 
Domcapitular. Kalh^ Donicapitular. Dr. Beinerdmg, Domcapitular. 

1^. Eingabe des Domcapitels zu Limburg an der Lahn. 

Der Kraft Allerhöchsten Auftrages vom 17. Januar d. J. dem 
Landtage der Monarchie zur verfassungsmässigen Beschlussfassung 
vorgelegte Entwurf eines Gesetzes über die Verwaltung erledigter 
katholischer Bistbümer enthält mehrfach Bestimmungen, welche die 
fiechte und Pflichten der katholischen Domcapitel Im Preussischen 
Staate theils direct, theils indirect, berühren. Das ganz ergebenst 
unterzeichnete Domcapitel hat sich in Folge dessen aufgefordert 
fühlen müssen, den gedachten Gesetzentwurf einer eingehenden ge- 
wissenhalten Prüfung zu unterwerfen. Das Ergebnias derselben ist 
die feststehende üeberzengung sämmtlicher Mitglieder des Domca- 
pitels, dass der Gesetzentwurf nach Princip, Zweck und Detailbe- 
stimmungen mit der Glaubenslehre und der Grundverfassung der 
katholischen Kirche im schroffsten Widerspruche stehe und dass 
dessen Erhebung zu der Geltung eines Staatsgesetzes die allerbekla- 
genswertbesten Kränkungen der heiligsten Rechte der katholischen 
Staatsbürger im Gefolge haben werde. 

Diese unsere üeberzengung ist in einer Denkschrift begründet, 
die wir uns erlauben, dem hohen Hause hierneben mit der ganz ergeben- 
sten Bitte zu überreichen, Hochdasselbe möge dem vorgelegten Ge- 
setzentwürfe die verfassungsmässig erforderliche Zustimmung versagen« 

Limburg a. d. Lahn, 13. April. 1874. 

Das Domcapitel: 
Dr. theol. Klein. Dr. jur. utr. Gerlach. Roos. Thissen. 

Walter. Weimer. 
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Denkschrift 

des Domcapitels zii Limburg an der Lahn, 

betreffend 

den vom Herrn Minister der geistlichen Angdegenheiten dem JVeti^- 

sischen Landtage mit Schreiben vom 16. Januar 1874 vorgelegten 

Entwurf eines Gesetzes in Betreff der Verwaltung erledigter 

JsatJioliscJier Bisfhümer, 

§. 1. 

Nach katholischer Glaabenslehre ist die Kirche als das vom Sohne 
Gottes zur Heiligung nnd Beselignng aller Menschen gestiftete Reich der Wahr- 
heit und Gnade vermöge ihres Ursprunges, Wesens und Zweckes verschieden 
vom Staate und unabhängig von den weltlichen Machthabem. Sie hat ihre 
eigene solbstständige Obrigkeit in dem durch den Nachfolger des hl. Petrus 
als obersten Hirten zur Einheit verbundenen Episcopate, von dem geweiht, 
bevollmächtigt und gesendet die Priester und deren untergeordnete Gehülfen 
allerwärts dem Dienste des göttlichen Wortes obliegen, die Heilsmittel aus- 
spenden, das Opfer des neuen Bundes darbringen und die Glaubigen zur Nach- 
folge Jesu Christi anleiten. Si« hat ferner ihre autonome Gesettgebung, deren 
Bethätjgung haup^chlich in dem Corpus juris canonici, den Decretai und Ca- 
nones des allgemeinen Concils von Trient und den seitdem ergangenen Con- 
stitutionen der Papste vorliegt Sie hat weiterhin ihre besondere Verwaltung, 
und zwar nicht blos für die rein spirituellen und liturgischen Gegenstande, 
sondern auch für das ihr zur Verwirklichung ihrer erhabenen Zwecke eigen- 
thümlich zugewendete zeitliche Gut. Sie hat endlich ihre eigene Verfassung, 
deren wesentliche Grundlagen — nämlich der Primat des Bischofs von Born, 
die Zweitheilung der Kirche in den Stand des Klerus und den Stand der Laien, 
und die hierarchische Gliederung des Klerus in Bischöfe, Priester und Diener — 
von Christus selbst festgesetzt sind und die eben darum weder in Frage ge- 
stellt noch alterirt werden können, ohne die Kirche selbst in ihrem innersten 
Wesen und Leben anzutasten. 

Daraus folg^, dass nach kathoUscher Lehre die eine heilige allgemeine 
apostolische Kirche, welche den Gegenstand des 9. Artikels des apostolischen 
Glaubensbekenntnisses bildet, als solche dem weltlichen Begimente, nament- 
lich der Gesetzgebungs- und Begierungs-Gewalt der Lhudesherren, nicht unter- 
liegt, und dass, wenn der Art. 15. der Preussisehen Verfassungsurkunde in 
seiner neuen Fassung den Satz enthält: »Die Kirche bleibt den Gesetzen des 
Staates unterworfen« — dies für die katholischen Staatsbürger nur in dem 
Sinne geltend gemacht werden kann, dass die Kirche bei der ihr nach gött- 
lichem Rechte zukommenden selbststÄndigen Ordnung und Verwaltung ihrer 
Angelegenheiten die Gesetze des bürgerlichen Bereiches und die Anordnungen 
der weltlichen Obrigkeit für die Sphäre des Staates als massgebend zu respec- 
tiren habe, keinesweges aber die Auslegung und Anwendung erhalten darf, dass 
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der Landesherr eine kirchenregimentliche Gewalt Über die katholische Kirche 
auszuOben und nach seinem Ermessen über deren Angelegenheiten durch Staats- 
gesetze oder Verordnungen zu verfügen berechtigt sei. Ein weltlicher Regcut 
kann wohl nach katholischem Dogma und Eirchenrechte den Gesetzen und 
sonstigen Vorschriften der Kirchonobcren die yerpflichtende Kraft eines Staats- 
gesetzes beilegen oder versagen, niemals aber an Stelle dieser Oberen Acte de» 
Kirchenregimentes yornehmen, seien es nun Acte der Gesetzgebung oder der 
Verwaltung, geschehe es durch die landesherrliche Autorität allein oder ge* 
meinschaftlich mit einer Landesvertretung. 

§. 2. 

Mit dem Glaubenssätze ihrer göttlichen Autonomie ist die Kirche zuerst 
im Römischen Reiche und dann im Frankischen zur vollen staatlichen Aner- 
kennung gelangt, und welche Kämpfe auch das h. Römische Reich deutscher^ 
Nation zwischen Papstthum und Kaiserthuni gesehen hat, nianals ist von die- 
:8em durch Acte der Gesetzgebung das katholische Dogma negirt worden, dass 
(wie die heilige Schrift Act. XX, 28. sagt) die Bischöfe vom h. Geiste gesetzt 
sind, die Kirche Gottes zu regieren, und dass demgemuss die Bischöfe volle 
<jewalt und Freiheit haben müssen, unabhängig von der Kaiserlichen und Lan- 
•desfürstlichen Gewalt die kirchlichen Angelegenheiten in der gebührenden 
Unterordnung unter den Papst und nach Massgabc der canones selbstständig 
•zu ordnen und zu verwalten, die weltliche Obrigkeit aber nicht befugt ist, 
*kraft eigener Macht und nach einseitigem Dafürhalten in den Bereich der kirch- 
lichen Gesetzgebung und Regierung einzugreifen. Diese Thatsache liegt beson- 
ders anschaulich und concret vor in den zu einem Bestandtheile unseres öffent- 
lichen Rechtes gewordenen Grundsätzen über die Zuständigkeit der welt- 
lichen Gerichte und die damit zusammenhängende Eintheilung der Sachen 
in geistliche, weltliche und gemischte — eine Eintheilung, die zu verschie-^ 
denen Zeiten nach verschiedenen Anschauungen verschieden gemacht wor- 
den ist, deren Princip aber nicht in Frage gestellt werden kann, wenn 
nicht die Identität von Kirche und Staat behauptet und damit erstere ne- 
girt, 'letzterer nach Begriff und Zweck falsch aufgefasst und ein das geistige 
Leben des Volkes erstickender Caesaropapisraus der extremsten Art etablirt 
werden soll. Der Protestantismus hat zwar allerdings die katholische Auf- 
ffissung des Verhältnisses zwischen der Staats- und Kirchen-Gewalt theoretisch 
und noch mehr praktisch modificirt, nachdem es schon vorher nicht an einzel- 
nen Verfechtern des Systems einer staatsabsolutistischen Beherrschung der 
Kirche gefehlt hatte; aber abgesehen davon, dass auch das protestantische 
Glaubenssystem Kirche und Staat scheidet, ist in allen Territorien, wo sich die 
Katholiken die öffentliche Religions Übung bewahrt haben, und die bischöflichen 
Diöcesangerechtsame in Uebung geblieben sind, das Verhältniss zwichen der 
katholischen Kirche und der landesfürstlichen Gewalt nach katholischen Grund- 
sätzen zu beurtheilen, und es kann am wenigsten ein Regent praiestantischtr 
Confession rechtlich die Autonomie der katholischen Kirche antasten, nament- 
lich insoweit dieselbe unter dem Schutze der Vorschriften des westpfälischeu 
Friedens steht, durch welche sich die beiden Religionstheile in Deutschland 
• vermittelst der ihnen zugehörig gewesenen Reichsstände für ewige Zeiten über 
die Bedingungen ihrer rechtlichen Nebeneinander-Existenz im Staate verein- 
bart haben. Auf diese Vorschriften sind die zu Anfang dieses Jahrhunderts mit 
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geistlichen Stiftsländen indemnisirten Fürsten durch den Regenshurger Depa- 
tations-Recesss v. 25. Fehruar 1803 ausdrücklich hingewiesen worden, indem 
dessen §. 62. hestimmte, dass die erz- und hischööichen Diöcesen in ihrem bis- 
herigen Zustande zu verbleiben hätten bis eine andere Didcesan-Einrichtung 
auf reichsgesetzliche Art d. h, durch ein mit dem Papste abzuschlies^ 
sendes Concordat^) getroffen sein werde, wovon auch die Einrichtung der 
künftigen Domcapitel abhänge, und indeni weiterhin der §. 63. vorschrieb, dass 
die bisherige RtligionsUbung eines jeden Landes gegen Aufhebung und 
Kränkung aller Art geschützt sein, insbesondere jeder Religion der Besitz 
und friedliche Genuss ihres eigenthümliohen Kirchengutes , auch . Schulfonds, 
nach der Vorschrift des westfälischen Friedens ungestört verbleiben müsse. 
Diese reichsgesetzlichan und religionsfriedensschlussmässigen Anordnungen ha- 
ben im Gebiete des Herzogthums Nassau, welches mit dem Gebiete der vor- 
mals freien Stadt. Frankfurt den Sprengel des Bisthums Limburg bildet, durch 
die Edicte v. 16. und 31. August 1803 und vom 30. Januar 1830, sowie durch 
die Landesherrlicher Seits angenommenen und als Gesetz publicirten beiden 
päpstlichen Bullen über die Errichtung und Begranzung des Bisthums Lim- 
burg heute noch in Kraft stehende landesgesetzliche und vertragsmässige Be- 
stätigungen erhalten. Bei allem Streben nach Ausdehnung der Regiernngs- 
befugnisse und vielfacher Verletzung des hergebrachten kirchlichen Rechts* 
zustandes gewähren nämlich die gedachten Edicte oben doch die unzweideutige 
Anerkennung, dass die Landesherrliche Gewalt gegenüber der Bischöflichen ihre 
Gränzen habe, dass es dem Regenten nicht frei stehe, sich in die inneren 
Angelegenheiten der römisch-katholischen Kirche einzumischen und die Bi- 
schöflichen Diöcesan-Rechte zu beeinträchtigen, dass diese eben so sehr An- 
spruch auf Sieherstellung haben, wie die Landesfurstlichcn Rechte, dass die 
katholischen Geistlichen in denjenigen Sachen, welche blos ihre Amts Verrich- 
tungen und die kirchliche Disciplin betreffen^ den geistlichen Gerichten allein 
untergeben seien, und dass dieselben gleich den weltlichen Mitgliedern der 
Kix'che nicht als solche, sondern nur als Staatsbürger unter den Gesetzen und 
der Gerichtsbarkeit des Staates stehen. Durch die vorerwähnten beiden Päpst- 
lichen Bullen sodann ist für den Bischof von Limburg die voIIq und freie Aus- 
übung der Bischöflichen Amtsgewalt vom Oberhanpte der Kirche vertrags- 
mässig beansprucht und vom Herzog von Nassau wie von der freien Stadt 
Frankfurt sowohl durch ihrerseitige Publication der Bullen als auch durch 
den §. 17. des Edictes v. 30. Januar 1830 resp. des Gesetzes v. 2. März 1830 
zugestanden worden, so dass trotz vielfacher praktischer Einengungen der Bi- 
schöflichen Diöcesanrechte und rechtswidriger Beschränkungen der kirchlichen 
Selbstständigkeit und Unabhängigkeit doch die göttliche Autonomie der Kirche 
für den Bereich des Bisthums Limburg dem Princip nach unzweifelhaft auch 
Landesgesetzlich gewährleistet ist. Diese Autonomie hat dann nach der im Jahre 
1866 erfolgten Vereinigung des Gebietes der freien Stadt Frankfurt und des 
Herzogthums Nassau mit dem preussischen Staate eine weitere werthvolle Bürg- 
schaft durch die Art. 12. und 15. der Verfassungsurkunda gefunden, auf deren 
Grund hin eine commissarische Auseinandersetzung zwischen der Königlichen 
Staats-Regierung imd dem Bischöflichen Stuhle über die Sphäre der ausschliess- 
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liehen kirchlichen Verwaltung stattgefanden hat, welche zwar dem früheren 
reichsrechtlichen Zustande, wie ihn der Begensbnrger Depntations-BezeM garan* 
tirt hatte, nicht adäquat ist, die aber doch der Kirche das ünningänglich noth- 
wendige Mask freier and selbststandiger Bewegung auf dem ihr . eigenthüm-^ 
liehen Gebiete in dankenswertHer Weise gewährt hat. 

Mit der also staatlicher Seits anerkannten und zu respectirenden gött^ 
liehen Autonomie der katholischen Kirche ist derselben offenbar das Becht 
gegeben, einen jeden Gesetzentwurf, welcher einen Gegenstand der katholisch^u 
Beligionsübung betrifft — gleichviel ob derselbe von der Kgl. Staatsregierang 
oder von der Landesvertretung herrührt -— von dem Gesichtspunkte aus einer 
ernsten Prüfung zu unterwerfen, ob der CresetzesTorschkg nicht im Gänse» 
oder in einzelnen Bestimmungen der Unabhängigkeit und Selbstständigkeit der 
katholischen Kirche zuwiderlaufe und die DiÖcesangerechtsame in unzulässiger 
Weise verletze — oder mit anderen Worten, ob die Landesherrliche Gewalt 
zu den projectirten gesetzlichen Bestimmungen Ober die bezügliche Beligions«' 
angelegenheit compctent sei, so wie gegebenen Falles in geziemender Weise 
und mit den geeigneten Mitteln das verkannte Becbt der Kirche standhaft zu 
vertreten. Damit wird die neuestens der Kirche gegenüber viel betonte Sou-^ 
veranität des Landesherrn nicht im Mindesten verkannt und der gesetzgeben' 
den Gewalt des Staates nicht iiQ Geringsten zu nahe getreten: denn Souvera« 
nitat ist nicht despotischer Absolutismus, und ^ie gesetzgebende Gewalt de» 
Staates ist ebensowenig wie seine vollziehende eine sittlich und rechtlich un«^ 
begrenzte. Wenn nämlich Das einen Defect der Königlichen Souvertini-' 
tfit nicht begründet, dass nach Art. 62. der Yeri-Urk. die gesetzgebende Ge^ 
walt des Begenten an die Mitwirkung* der Landesvertretung gebunden und 
durch Art. 106. dem Landtage die Befugniss zur Prüfung der Bechtsgültigkeit 
Königlicher Verordnungen eingeräumt ist, obschon es sich hierbei um Dinge 
des rein staatlichen Bereiches handelt: so wird noch viel weniger eine Be^ 
schränkung der Landesfürstlichen Souveränität mit Grund darin gefunden wer- 
den können, dass dieselbe nach katholischem Dogma sich nicht über die Sphäre 
der bürgerlichen und politischen Angelegenheiten hinaus auch auf das Gebiet 
der Kirche und auf Beligionssachen erstrekt, und dass die Kirchenobrigkeit ber 
rechtigt oder richtige verpflichtet ist, ihre Stimme gegen Verletzungen der 
unveräusserlichen kirchlichen Freiheit, und Selbstständigkeit auch dann zu er- 
heben, wenn dieselben von der Staatsgewalt in den Formen eines Gesetzes ver- 
fügt werden. Nur eine ganz falsche, dem deutschen Geiste^) durchaus fremde 
AuiEEissang des Begriffes der Souveränität wird ^egenthetlig denken können; 
jedenfalls steht aber durch das bereits Angeführte unerschütterlich fest, erstens 
dass im vormaligen Herzogthume Nassau der Souverän über Angelegenheiten 
der römisch-katholischen Kirche nicht einseitig und gegen die Kinsprache der 
Diöcesanbchörde zu verfügen das Becht hatte, sondern verpflichtet war, sich 
jeder Aufhebung oder Kränkung der hergebrachten Beligionsübung der katho- 
tholischen Unterthaneil zu enthalten, und zweitens, dass hieran durch die Ver- 
einigung dieses Herzogthums mit dem Preussischeii Staate nichts zum Nach- 
theile des katholischen Beligionstheiles geändert worden ist und geändert wer- 

<■* BIMIM ■■■ ■ ■■Will ■ 

1) KAch der Kegen Bb arger Deputat! ons-Rezess vom 25. Febmar 1803 spricht in 
seinem §. SO. von pi'Utig€n Vtrtrngtn zwischen dem Regenten und dem Lande: warum 
sollte es ungehörig sein, die Gültigkeit von Verträgen zwisclien dem Regeuten und 
der ihm niclit unterworfenen, sondern selbstatändigen Kirche zu behaupten? 
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den konnte, da die Art. 12. nnd 15 der PreusBischen Yerfagsnngsnrknnde den 
Angehörigen der Diöcese Liroborg die ungestörte Belassnng bei allen ihren 
Beligionsrechten verbürgten. Ein Allerhöchstes Schreiben Sr. Majestät des 
Königs an den Herrn Bischof iron Limburg vom 21. November 1866, veröffent- 
licht in der Nr. 294. des Staatsanzeigers vom 5. December 1866, ertheilte hier- 
Avegen noch speciell die erfreuKchsten Zusichernngen ^). 

§. d. 

Von dem in Bede stehenden Geeetzentwnrfe über die Yerwaltnng erle- 
digter katholischer BisthÜmer . lässt sich nun nicht anders nttheilen , als dass 
derselbe nach seinem Objeete wie nach seinen Detailbestimmungen keineswegs 
Angelegenheiten des Staate« betreffe, sondern ausschliesslich ganz speciftsche 
Angelegenheiten der katholischen Kirche und der freien Religionsübung ihrer 
Mitglieder. 

Katholische Bisthümer sind n&mlich lediglich Institutionen der katho- 
lischen Kirche, begründet durch deren kirchliche Gewalt, organisirt durch deren 
kirchliche Gesetzgebung, regiert durch deren kirchliche Obrigkeit. Das Bi- 
schöfliche Amt mit seinen apostolischen Yollmachten und Th&tigkeiten ist ihre 
gründwesentliche und schlechthin nothwendige Voraussetzung, der Bischöfliche 
Stuhl ihr absolut UQentbehrlicher Edstenzgrund und Lebenskem. Das ist bis 
zur Stunde in Preussen anerkannt gewesen und wird wohl von keiner Seite 
her bestritten werden wollen. * Gleiche Institutionen haben selbst andere Beli- 
gionsgesellschaften in unserm Staate nicht, noch viel weniger der Staat selbst. 
Es ermangelt sonach die gesetzgebende Gewalt des Staates trotz ihrer aner- 
kannten Souverfinitat wegen der Natur des Gegenstandes der Competenz, mit 
Bechtawirkung g<>8etzliche Anordnungen über die Verwaltung katholischer Bis- 
thümer zu treffen, gleichviel ob dieselben besetzt oder erledigt sind, und der 
fragliche Gesetzentwuri erscheint mithin schon a limine als Bethätigung einer 
dem König weder für sich allein noch gemeinschaftlich mit den beiden Häusern 
-des Landtages zukommendeh kirchenregimentlichen Obergewalt in katholischen 
Beltgionssachen, beziehungsweise als eine positive Theilnahme der Staatsre* 
.gierung an der Ordnung und Verwaltung der Angelegenheiten der römisch- 
katholischen Kirche, welche durch deren auf göttlichem Rechte beruhende Au- 
tonomie ausgeschlossen ist und die überdies auch nach den Erläuterungen des 
Cultusministers von Ladenberg zu den Bestimmungen der Verf.-Urk. vom 15. 
Dec. 1848 über Religion, Religionsgesellschaften und ünterrichtswesen nicht 
stattfinden darf. Die Geschichte weist auch nur ein Beispiel auf, dass sich 
die Staatsgesetzgebung mit dfti katholischen Institutionen der Bisthümer nach 
ganz selbsteigenem Ermessen und durch einseitige beliebige Verfügungen be- 
schäftigt hat, nämlich das Beeret der französischen constituirenden Versamm- 
lung sur la Constitution civile du clerge et la flxation de son traitement vom 
12. Juli — ^24. August 1790 mit seinen Nachträgen: aber es ist auch hin- 
länglich bekannt, wie dieser Gesetzgebungsact in Frankreich zum Umstürze 

1) >Se. Majestät haben u< A. dort die Ueberzeugnng auszusprechen geruht, dass 
diircb die Einwirkung des Hoohwurdlgsten Herrn Bischofs bei „acu neuen Unterthanen 
y,das Vertrauen sich mehr und mehr befestigen wird, dass sie in Ansehung ihrer kirch- 
y^liehfn und UnterrichtB-Verhältnisse an den Segnungen Theil zu nehmen berufen 
^seien, deren sich diese wichtigen Interessen in den älteren Laudestheilen der Monar* 
^chic unter dem Schutze einer guten Gesetzgebung und gerechten Verwaltung zu er- 
«freuen haben." 
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der ganzen kirchlichen Ordnung und zu grausamer Verfolgung des Klerus ge- 
führt und wie in Folge dessen dort bald eine furchtbare sittliche Verwilderaug- 
um sich gegriffen hat. Dieser Vorgang kann also unmöglich zur Kachfolge 
einladen, am Wenigsten in einem monarchischen und paritätischen Staate. 

Wollte man aber vielleicht die Bestimmungen des A. L. B. Th. II. Tit. Ik 
§§. 1041 ff. als Präcedens geltend machen, so wäre hiergegen, abgesehen da-> 
von, dass dieses Gesetzbuch einer Zeit der weitgehendesten Bevormundung der 
Kirche durch die Landesherrliche Gewalt und Einmischung der weltlichen Be- 
hörden in die sog. Externa der Kirche angehört, dter hochwichtige Umstand 
in Erinnerung zu bringen, dass die fraglichen Gesetzesvorschriften im Wesent^ 
liehen die Bestimmungen des katholischen Kirchenrechtes über die Rechte de» 
Capitels während der Sedisvacanz reproduciren und demgemäss nur die Bedeu- 
tung einer staatlichen Bekräftigung dessen haben, was die Kirchengesetzge- 
bung verordnet. Indem sich sonach die Staatsgesetzgebung mit der Kirchen- 
gesetzgebung parallel bewegte, war ein Conflict zwischen der Staatsregierung- 
und dem katholischen Kirchenregiment fern gehalten und dieses der Nothwen- 
digkeit überhoben, der Frage nach der Competenz des Gesetzgebers eine be- 
sondere praktisclie Bedeutung beizulegen. 

Ganz anders verhält es sich mit dem in Bede stehenden Gesetzentwurfe.. 
Derselbe bezweckt hauptsächlich über die geistliche Verwaltung katholischer- 
vacanter Bisthümer, und zwar dieser allein und ausschliesslich, zu disponiren,. 
und enthält Bestimmungen, welche wider das Dogma, das Becht und die Grund- 
verfassung der katholischen Kirche Verstössen, also mit der Gewissensfreiheit 
und einer ungestört<en B^ligionsübung der Katholiken unverträglich sind ; trotz- 
dem soll er zwangsweise durchgesetzt werden, und zwar mit Massregeln, deren*. 
Berechtigung auch vom Standpunkte der Verfassung und der bestehenden Ge- 
setze aus nicht zuzugeben ist. Eine nähere Erörterung der einzelnen Bestim- 
mungen des Gesetzentwurfes wird dies ausser Zweifel setzen und zugleich den 
Beweis dafür vervollständigen, dass die gesetzgebende, wenn gleich souveräne* 
Gewalt des Staates incompetent ist, über die Verwaltung vacanter katholischer 
Bisthümer in der projectirten Weise zu disponiren. 

§.4. 
Wenn irgendwo, so hat der katholische Beligionstheil in den zum Bis- 
thum Limburg gehörigen Theilen der vormaligen Erzstifte Mainz und Trier 
eine unbeschränkte Berechtigung zur Ausübung seiner Religion und zur unge- 
störten Bethätigung der Diöcesangerechtsame durch den Bischof seit Jahrhun- 
derten hergebracht. Die Fortdauer derselben ist ihm, wie schon früher be- 
merkt, gegen Aufhebung und Kränkung jedweder Art durch den §. 63. des 
Regensburger Reichshauptschlusses vom 25. Februar 1803 ausdrücklich gewähr- 
leistet. Das Nass. Edict vom 30. Jan. 1830 hat sie räumlich noch erweitert, 
indem dasselbe in §. 2. statuirt: »Der volle Genuss dieser Rechte — nämlich 
»des freien Bekenntnisses des Glaubens und der Öffentlichen Ausübung des Cul- 
»tus der katholischen Kirche — steht allen katholischen Kirchengemeinden« 
(also auch den früher nicht den Erzstiftern Trier und Mainz angehörig gewe- 
senen) *80 wie auch den einzelnen Katholiken zUy welche neither in hei- 
»nem Diöcesanverbande standen,* Der katholische Gultus, dessen völlig 
freie Uebung demgemäss allen einzelnen Angehörigen und Gemeinden der Di ö- 
cese Limburg gewährleistet ist, kann nun nach katholischem Glauben nicht 
ohne Bischöfe exerdrt werden, weil diese allein firmen, allein Priester weihen,^ 
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bevollmHchtigen und anstellen, allein die znr Feier der heiligen Messe erfor- 
derlichen Gefässe und Utensilien consecriren und benediciren, allein die zur 
ritnsmässigen Ausspendung des Sacramentes der letzten Oelnng erforderliche 
Materie weihen können u. a. m. Andrerseits sind alle diese . geistlichen Ter- 
richtongen unleugbar katholische Cultushandlungen, also gesetzlich jedem kirch- 
lich Befähigten ohne Weiteres erlaubt. Der Gesetzentwurf will das nun ab- 
ändern und nach §. 1. die Ausübung der mit dem Bischöflichen Amte verbun- 
denen Rechte und geistlichen Terrichtungen , insgesammt oder einzeln, von 
6peciellen Vorschriften und Bedingungen der Staatsregierung der Art abhangig 
machen, dass nach §. 4. Derjenige mit Gefängniss von sechs Monaten bi« zu 
^wei Jahren bestraft werden kann, welcher geistliche Verrichtungen der frag- 
liche^ Art vor einer eidlichen Verpflichtung durch den Ober-Präsidenten oder 
dessen Commissar vornimmt. Das heisst unleugbar die Berechtigung des ka- 
tholischen Religionstheiles zu völlig freier Cultusausübung principiell auf- 
heben und derselben die specuUe afaatHcke Ermächtigung des Einzelnen 
•zu katholischen Cultushandlungen substituiren , was sich nach Art. 12. der 
Verf.-Urk. nicht einmal bezüglich einer blos geduldeten resp. sich neu bilden- 
den Religionsgesellschaft wird rechtfertigen lassen, geschweige bozüglich^ der 
römisch-katholischen Kirche, deren ja — wie die bereits erwähnten Erläuter- 
ungen des Cultusministers von Ladenberg vom 15. Dec. 1848 besagen -^ nebst 
d.er evangelischen Kirche in der Verf.-Ürk.^esshalb ausdrücklich gedacht wor- 
den ist, »um darzuthun, dass diese Gemeinschaften in der ihnen zu8tehe7i- 
»den feierlich verbrieften Stellung nicht beeinträchtigt werden sollen.« 
Die gemachte Bemerkung gilt auch von der im §. 5. statuirten Bestraf- 
ung von Amtshandlungen katholischer Kirchendiener, und es darf billig 
gefragt werden, woher denn die gesetzgebende Gewalt des Staates mit einem 
Male die Befugniss ableitet, eine Gerichtsbarkeit über die Geistlichen als 
solche (und nicht als Staatsgenossen) und über deren kirchliche Amtshand- 
lungen auszuüben und diese zum Gegenstande bürgerlicher Bestrafung zu ma- 
chen ^). Mit dem im Bisthum Limburg geltenden Rechte ist dies, wie aus dem 
früher Dargelegten erhellt, jedenfalls ganz unvereinbar. Inbesondere unterliegt 
Das einer wohlbegründeten Beanstandung, dass im §. 2. des Entiiiirfes eine 
specielle Eidesleistung als Vorbedingung der Ausübung kirchlicher Handlungen 
und geistlicher Verrichtungen statuirt wird, deren Formular beliebig, von der 
Staatsgewalt festgesetzt werdeta kann, also auch in einer Weise, durch welche 
der Schwörende — wenn auch nur implicite — derselben die Befugniss zuer- 
kennen müsste , nach ihrem einseitigen Dafürhalten Gesetze über katholische 
Religionssachen, also unter dem Namen von Staatsgesetzen eigentliche Kirchen- 
gesetze, zu geben, und diese auch dann, wenn sie dem Glauben und Rechte der 

1) Schulte schreibt in 8. Lehrb. des kathol. Kirchenrechtes 2. Aufl. S. 295: 
^AU Bischof ist der Bisehof nicht Staatsunterthan , weil die Staatznntertharienschaft 
„nur Bechte und Pflichten hervorbringt, welche bürgerlicher und staatsbürgerlicher 
„Natur sind, alle darüber hinausgehenden ein besonderes Verhältniss voraussetzen. 
„Hieraus folgt, dass die Handhabung bischöflicher Kcchte an und Hlr sich weder eine 
„Verletzung der Hechte des Staater", noch der bürgerlichen oder staatsbürgerlichen 
„von Privaten . entbiUt.^ Ans diesem Grunde kann der Staat ihn wegen Ausübung 
„kirchlicher Beobte nicht zur Rechenschaft ziehen .... noch endlich ist die' 
^kirchliche Amtsfuhmng als solche weder überhaupt noch im einzelnen Falle Object 
^eines Verfahrens vor weltlichen Gerichten, mithin der Rechtsweg vor den weltlichen 
«Gerichten unbedingt ausgeschlossen. '^ 
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Kirche wesentlich widerstreiten, mit Zwangsmitteln aller Art znm Vollzüge 
zn bringen. Einleuchtend soll mit dieser Erinnerung nicht in Abrede gestellt 
werden, dass ein Bischof and ein Bisthamsverweser wie jeder andere Unter« 
than dem Souverän Treue und Gehorsam schuldet und sich in bürgerlicher 
und staatsbürgerlicher Hinsicht unbedingt nach den Gesetzen des Staates zu 
bemessen hat. Es soll mit dem Gesagten nur bestritten werden, dass die 
Staatsgewalt befugt sei, die Yomahme von Cultushandlungen und geistlichen 
Yerrichtungen, auch wenn es solche sind, welche nach katholischem Dogma 
und Eirchenrechte nur durch einen Bischof vorgenommen werden können, von 
einer vorgängigen speciellen staatlichen Autorisation resp. von einer staatlichen 
Vereidigung abhängig zu machen, kraft deren der Betreffende etwas Anderes 
und Mehreres für die staatliche Sphäre anzugeloben hätte als die Mitglieder 
•des Landtages und die Staatsbeamten nach Art. 108. der Verf.-Urk. zu be- 
schworen haben. Ein in der Sache liegender Grund wird sich wenigst-ens hier- 
für nicht beibringen lassen, zumal die katholischen Bischöfe und Bisthumsver- 
weser politische Kechte nicht auszuüben haben und einer Kirche angehören, 
welche allezeit als Gewissenspflicht gelehrt hat, dem Kaiser zu geben was des 
Kaisers ist, den König zu ehren, und der bestehenden Obrigkeit unterthänig 
"ZU sein. 

§.5. 

. Verstössen die eben besprochenen Bestimmungen des Gesetzentwurfes 
^. 1 — 5. incl. gegen die Cultusfreiheit des katholischen Religionstheiles als 
Gesammtheit wie des einzelnen Katholiken, so misskennen dessen §§. 6. u. 7. 
4speciell die kirchlichen Bechte und Pflichten der Domcapitel. Diese bilden 
vermöge ihrer innigen Verbindung mit dem Bischof, wie sich Papst Innocens III. 
«. 4. X. de liis quae fiunt sine cons. cap. (III, 10.) ausdrückt, einen geistigen Leib 
mit demselben, dessen Haupt der. Bischof, dessen Glieder die Canoniker sind. 
Demgemäss haben diese im Falle des Ablebens des Bischofs für die Verwal- 
tung des Bisthums zu sorgen, und zwar nach nSherer Bestimmung des Concils 
von Trient Sess. 24. cap. 16. de Ref. in der Weise, dass sie binnen acht Ta- 
^en nach dem Tode dds Bischofs einen Official oder Vicar bestellen, oder den 
vom Bischof bestellt gewesenen bestätigen, widrigenfalls das Devolutionsrecht 
an den Erzbischof resp. Nachbarbischof eintritt. 

Eben so hat das Domcapitel kraft des c. 8. de suppl. neglig. praelat. 
in VI. (I, 8.) für den Fall der Gefangenhaltung des Bischofs durch die Heiden 
•oder Schismatiker und einer dadurch herbeigeführten vollständigen Unterbre- 
«hung selbst des schriftlichen Verkehres des Bischofs mit seiner Diöcese die 
Verwaltung in spiritualibus et temporalibus zu Übernehmen, bis entweder der 
gefangene Oberhirte seiner Freiheit wiedergegeben oder vom Apostolischen 
Stuhle auf die demselben schleunigst zu erstattende Anzeige eine andere An- 
ordnung getroffen ist. Für den ausserordentlichen Fall einer Absetzung des 
Bischofs, welche nach dem Goncil von Trient Sess. 24. c. 5. de Ref. päpstliches 
Reservatrecht ist, haben die Canones den Domcapiteln die Uebemahme der 
Diöcesanverwaltung nicht aufgetragen; sondern es wird desfaUs vom Papste 
gleichzeitig mit dem betreffenden Ausspruche Fürsorge getroffen^).' Dessen 
nngeachtet bestimmt der Gesetzentwurf im §. 6, der Oberprfisident habe. das 



1) Vf^i. Schultej Lebrb. des kathol. Kirchenrechtes. 2. Aufl. §. 58. pos. V. in 
£ne S. 2.B6. 
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Üomcapitel znr sofortigen Wahl eines Bisthamsyerwesers (Capitelsvicars) auf- 
zufordern, wenn die Stelle eines Bischofs in Folge gerichtlichen Urtheils (d. h. 
answeislich der Motive -^ in Folge eines Beschlusses der durch das Gesetz 
Tom 12. Mai 1873 unter dem Namen »Königlicher Gerichtshof für kirchliche 
Angelegenheiten« constituirten neuen Staatsbehörde) erledig worden sei; und 
es soll dies nach §. 7. auch im Falle des Ausscheidens eines also gewfihtten. 
Bisthumsverwesers ans seinem Amte vor stattgehabter Einsetzung eines ne.uen. 
staatlich anerkannten ^Bischofs geschehen. Nun ist vor Allem der Anspruch 
als unstatthaft zu bezeichnen, dass einem Amtsentlassungs-Beschlusse des KgU 
Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten die Bedeutung einer Absetzung^ 
für das kirchliche Gebiet vindicirt werden könne. Wohl mag sich /der Herr 
Minister der geistlichen Angelegenheiten durch ein solches Urtheil staatsge- 
setzlich ermfichtigt halten, einen Bischof durch Gewaltmassregeln an der Ana- 
Übung seines Amtes zu behindern, wie das im Jahre 1837 von der Kgl. Staats- 
regierung bezüglich des damaligen Herrn Erzbischofs Ton Köln und spiter 
auch des Herrn Erzbischofs vom Posen-Gnesen geschehen ist: aber damit ist 
nach dem vorhin Angeführten der Fall nicht gegeben, in welchem das Domca- 
pitel einen Capitelsvicar zu bestellen kirchenrechtlicb befugt wfire; und da die 
gesetzgebende Gewalt des Staates die Corape1«nz nicht einbegreift, die kirch- 
liche Amtsgewalt der Domcapitel zu erweitem, so muss sich die KgL Staats- 
regierung heute wie im Jahre 1887 dabei beruhigen, dass im beregten Falle 
die Verwaltung des betrefTenden Bisthums durch den Bischöflichen Generalricar 
fortgeführt werde. Es ist auch gar nicht zu ersehen , wie das den Rechten 
oder auch nur dem wirklichen Interesse des Staates irgendwie widerstreiten 
könnte. Ausserdem kommt noch in Betracht^, dass die Staatsregierung eben 
so wenig berufen ist, ein Domcapitel zur Bethfitigung eines ihm zustehenden 
Wahl- oder Besetzungsrechtes aufzufordern, wie einen Patron zur Bethfitigung^ 
seines Prfisentationsrechtes. Dieselbe hat ja auf die Ordnung und Verwaltung . 
der Angelegenheiten der katholiseheji Kirche einen positiven Einfluss nicht 
auszuüben. Um so ungerechtfertigter und unzulfissiger wird es sein, wenn im 
§. 13. des Gesetzentwurfes dem Minister der geistlichen Angelegenheiten frei- 
gestellt wird, die Einbehaltung der zum Unterhalte der Mitglieder des wahl- 
berechtigten Domcapitels bestimmten Staatsmittel für den Fall zu verfügen, 
dass nicht innerhalb der im §. 6. gesetzten Frist die Wahl eines Bisthumsver- 
wesers zu Stande komme oder nicht binnen weiterer 14 Tage die eidliche Ver- 
pflichtung des Gewfthlten erfolge. Damit nimmt ja die Staatsregierung die 
exorbitante Befdgniss in Anspruch, von einem Domherrn wider dessen Gewissen 
und Berechtigung eine rein kirchliche Amtshandlung zu erzwingen, deren Vor- 
nahme oder Nichtvornahme selbst die kirchliche Gesetzgebung lediglich dem 
gewissenhaften Ermessen des Berechtigten anheimstellt, ohne auf die Unter- 
lassung eine Strafe zu setzen. Das dürfte doch wohl ohne Beispiel dastehen 
und wird um so weniger gerechtfertigt werden können, als die Amtsgewalt und 
damit das von der Kirchengesetzgebung verordnete Devolutionsrecht des Me- 
tropoliten wenigstens für die oberrheinische Kirchenprovinz von sfimmtlichen 
betheiligten Regierungen staatsvertragsmSssig anerkannt und gesetzlich gewähr- 
leistet ist, sonach nicht wird ausser Acht gelassen werden dürfen. 

Wenn sodann die Sistirung der vom Fiscus an die Domcapitel zu 
leistenden Zahlungen als in dem beliebigen Ermessen der Staatsgewalt stehend 
behandelt wird, und zwar der Art, dass dieselbe soll erfolgen können, wenn 
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das betreffende Organ der Staati-Begiening die eidliche Verpflichtung einee 
nach dein Tode des Bischofs gewählten Capitels-Yicars nicht innerhalb der 
knappen Frist von 14 Tagen bewirken will, so ist dabei ganz übersehen, dass 
die Zahlungen der Staatscasse lur die Domcapitel auf einer rechtlichen Ver- 
pflichtung des Fiscns bernhen, deren sich die Staatsgewalt weder ganz noch 
theilweise, weder fUr immer noch blos periodisch, eigenmächtig entschlagen 
kann, wie das in den mehrerwähnten Erläuterungen des Cnltnsministers von 
Ladenberg bezüglich der durch die Bulle De salute ammarum stipulirten 
Dotationen treffend erklärt ist. 

»In diesem Bezüge — heisst es dort zu Art 12. (jetzt 15.) der V.-ü. — 
»erfüllt die Verfassung nur eine Forderung der Gerechtigkeit, weil jene Leist- 
»ungen theils auf einer speciellen. theils auf einer allgemeinen Verpflichtung 
»beruhen, welcher der Staat sieh nicht entziehen kann, ohne das Princip sei- 

»nes eigenen Lebens zu verletzen desshalb war es, als Aber die Wieder- 

»herstellung der Kirchenverfassung mit dem römischen Stuhl verhandelt wurde, 
»nicht eine Gnade, sondern die Erfüllung einer wohlbegrOndeten Verpflichtung, 
»wenn der Staat die Dotation der BisthOmer und der zu ihnen gehörigen In- 
»stitute übernahm, wie denn dies auch ausdrücklich sowohl während der Ver- 
»handlungen gelbst, als später bei der Verkündigung des Resultates derselben, 
»der Bulle De salute animarum v. J. 1821, anerkannt worden i8t^(Preuss. 
»Staats-Ztg. V. 11. August 1821). Es ist bekannt, dass aus flnanziellen Grün- 
»den die Badicirung der Dotationen der Bisthümer und Capitel auf die Staats- 
» Waldungen, beziehentlich die Ausstattung dieser Institute mit Grundbesitz 
»nicht hat erfolgen können. Vm so mehr aber ist der Staat zu fortgc' 
>8eizter Leistung in der bisherigen Weise durch das Recht und seine 
-»Ehre verpflichtet.* Das ist namentlich und in erhöhtem Grade von den 
Prästirungen zu behaupten, welche der Fiscus dem Bisthume Limburg schul- 
det, indem dieselben Bestandtheile der vom Staatsvermögen ausgeschiedenen 
und unter eigener Verwaltung stehenden Dotation dieses Bisthums sind und 
theils die Zuschüsse vertreten, welche vor der Vereinigung des Herzogthums 
Nassau und der Stadt Frankfurt mit dem preussischen Staate der Herzog von 
Nassau aus dem ihm gehörig gewesenen Domänen-Vermögen, die Stadt Frank- 
furt aus ihrem Aerar an die Verwaltung der Bischofs-Dotation kraft ausge- 
fertigter Stiftungsurkunde für das Bisthum Limburg zu bezahlen hatten 
und seit der Errichtung dieses Bisthums stets ununterbrochen bezahlt habeii, 
theils solche Gefälle der Bisthums-Dotation ersetzen , auf welche der Bischöf- 
liche Stuhl unter der Voraussetzung der Ersatzleistung aus dem Nassauischen 
Domänenflscus durch eine Vereinbarung mit der Staats-Regierung zu Gunsten 
betheiligtcr Pfarrgemeinden verzichtet hat. Ueberhaupt kann in Ansehung des 
Bisthums Limburg Überall nicht von Mitteln des Staates gesprochen werden, 
die zum Unterhalte des Domcapitels bestimmt wären, da die Mitglieder des 
Domcapitels durch die Fundationsurkunde für das vom Herzog Wilhelm von 
Nassau aus seinem PntrimonialvermÖgen gestiftete Bisthum Limburg mit 
ihren dotationsmässigen Competenzen auf die Bisthums-Dotation angewiesen 
sind und da die Staatscasse ihre Prästirungen stiftungsbriefhiässig dem Bis- 
thum Limburg schuldig ist. Die Sistirung der betreffenden Zahlungen 
würde sonach unleugbar eine Verletzung privatrechtliclier Ansprüche sein , die 
gesetzlich zu ermöglichen sicher nicht die Meinung der I^ndesvertretung sein 
kann. Ohnehin dürfte es im öffentlichen Interesse liegen, dass nicht Jnimer 
Archiv für Kirchenrecbt. XXXII. 5 
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und immer wieder an den grossen Act gewaltsamer UnterdrOckang^) erinnert 
wird, mittelst dessen die katholiscbe Kirche in Deutschland zu Anfang des 
gegenwärtigen Jahrhunderts des Vermögens ihrer Bischöfe, Domcapitel, Stifter 
und Klöster berauht worden ist, und dass wenigstens die wahrlich sehr gering 
gegriffenen Dotationsprastirungen, welche der Staatsflscus von den weit in die 
Millionen gehenden Eink&nften des sacularisirten Kirchengutes alljährlich her- 
auszuzahlen sich anheischig gemacht hat, als unantastbares Eigenthum des 
katholischen Beligionstheiles anerkannt und behandelt werden. — Dass die in 
Aussicht genommene Einbehaltung der sogenannten Staatsmittel für den Unter- 
halt der Mitglieder des wahlberechtigten Domcapitels nach Auswahl des je- 
weiligen Ministers der geistliehen Angelegenheiten dazu dienen soll, die be- 
treffenden M&nner zu einer ihrer GlaubensQberzeugung widersprechenden Hand- 
lungsweise zu nöthigen, die überdies auf kirchlichem Gebiete aller rechtlichen 
Geltung entbehren und dem Abscheue aller treuen Katholiken verfallen würde 
kann unmöglich geeignet sein, ihm den Beifall der Landee-Vertretung ra 
sischem, deren Mitglieder berufen sind, dSe Rechte des Volkes unter allen Um- 
ständen und mit personlicher Aufopferung zu vertreten. 

§. 6. 

• 

Wenn die nach Massgabe des §. 6. des Entwurfes vom Oberpräsidenten 
geforderte sofortige Wahl eines Bisthumsverwesers (Capitelsvicars) demselben 
nicht innerhalb 10 Tagen veranzeigt oder der Gewählte nicht binnen weiterer 
14 Tage durch den Oberpräsidenten oder dessen Commissarius eidlich verpflich- 
tet wird, so soll der Minister der geistlichen Angelegenheiten nicht blos nach 
§. 13. die Einbehaltung der aus der Staatscasse zahlbaren Dotationscompeten- 
zen der in dessen Augen als schuldig erscheinenden Mitglieder des wahlberech- 
tigten Domcapitels verfügen, sondern auch nach §. 6. einen Commissarius er- 
nennen dürfen, welcher das dem Bischöfl. Stuhl gehörige und das der Verwal- 
tung desselben oder des jeweiligen Bischofs unterliegende bewegliche und 
unbewegliche Vermögen in Verwahrung und Verwaltung nimmt: ja der Mini- 
ster kann hierzu schon früher schreiten und die desfalls erforderlichen Mass- 
regeln zwangsweise treffen. Auch die dem Bischof zustehende obere Verwal- 
tung und Aufsicht über das kirchliche Vermögen in dem Bischöflichen Sprengel, 
einschliesslich desPfarr-, Vicarie-, Caplanei- und Stiftungsvermögens aller Art, 
soll der vom Cultusminister ernannte Commissar führen und überhaupt den Bi- 
schöflichen Stuhl oder den Bischof als solchen in allen vermögensrechtlichen 
Beziehungen nach Aussen \ ertreten — und zwar dies Alles nicht auf Kosten 
des Staates, der die fraglichen Maasregeln lediglich für seine Zwecke trifft, 
sondern auf Kosten der Kirche. So besagt §. 9. des Gesetzentwurfes, und §. 8. 
statuirt die fraglichen Bestimmungen auch für den Fall, dass ein erledigter 
Bischöfl. Stuhl nicht binnen Jahresfrist mit einem staatlich anerkannten Bi- 
schof wieder besetzt sein sollte. Man kann nur mit tiefem Schmerze den flag- 
ranten Widerstreit solcher Sätze mit dem Besitz- und Verwaltungsrechte der 
Kirche in Bezug auf ihr Eigenthum constatiren. Das Kirchengut ist der 
Staatsregierung' gegenüber Privateigenthum, wie das Vermögen einer jeden an- 
deren Gesellschaft, und hat als ein Gott geweihtes Gut sogar Anspruch auf be- 



1) So wird die Säcalarisation von K, A. Menzel, N. G. der Deutschen B. 18. 
Abth. 8. S. 3ft5. bezeichnet. Vgl. anch Klüber Uebers. d. diplomat. Verhandlungen 
des Wiener Coügresses, Abschn. VIIL S. 397 ff. 
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sondere Bespectimng durch die Gesetzgebung und Verwaltung des Staates; es 
ist demgemass weder der Yerftigung noch der Verwaltung des Landesherm 
unterworfen, namentlich nicht eines ausserhalb der Kirche stehenden ; die Ge- 
setzgebung kann daher auch nicht dazu schreiten, in der projectirten Weise 
nnd ih dem bezeichneten Umfange das katholische Eirchenverm5gen dessen 
Stiftung smässig er Verwaltung und Verwendung durch die Kirchenoberen des 
katholischen Religionstheiles zu entziehen. Hierüber ist die Wissenschaft 
einigt); das ist durch die Art. 9. 10. 12. und 15. der Verfassungsurkunde ga- 
rantirtes Becht der katholichen Kirche in ganz Preussen ; darauf hat die Diö- 
cese Limburg einen speciellen Rechtsanspruch kraft: der Bestimmung des §. 63. 
des oftgedachten Begensburger Deputationsrecesses vom 25. Febr. 1803: »Jc- 
>der Religion soll der Besitz und friedliche Genuas ihres eigenthüm- 
»liehen KirchenguteSy auch Schulfondb, nach der Vorschrift des West- 
»fälischen Friedens ungestört verbleiben.* Hoffentlich fQhrt die Bera- 
thung des Gresetzentwurfes zu der vorbehaltlosen Anerkennung des kirchlichen 
Eigenthumsrechtes und damit zur Ablehnung der besprochenen Aufstellungen, 
welche zu jeder Zeit beanstandet werden mQssten, ganz besonders aber in der 
unserigen, die so gebieterisch die sorgsamste Pflege der rechtlichen und sitt- 
lichen Grundlagen des Staates erheischt. Eine Verwirklichung der fraglichen, 
ohne Beispiel ^ dastehenden Massregeln würde jedenfalls auf die katholische Be- 
völkerung den Eindruck einer neuen Säcularisation resp. Confiscation ihres Kir- 
chengutes machen und die seit Emanation der Verfassungsurkunde in so erfreu- 
licher Weise zu Tage getretene Opferwilligkeit derselben für Zwecke des Cul- 
tus, des Unterrichtes und der Wohlthätigkeit sofort ersticken, womit der öffent- 
lichen Wohlfahrt gewiss nicht gedient wäre. — Das Exorbitante der Bestim- 
mung, dass die Kosten einer dem katholischen Beligionstheil unter Verletzung 
seines Besitz- und Verwaltungs rechtes aufgedrungenen staatsbehördlichen Ad- 
ministration seines Kirchengutes durch dieses, und zwar in illimitirtem Be- 
trage, bestritten werden und dass die dafür bestellten Organe, die doch offen- 
bar gestores negotiorum für die Kirche sein würben, dieser nicht zUr Bechen- 
achaftsablage verpflichtet sein sollen, mag hier nur angedeutet werden. 

Weit bedrückender für die Kirche sind übrigens die das rein geistliche 
Gebiet derselben berührenden Bestimmungen in den §g. 14 ff. des Gesetzent- 
wurfes. Ihnen gemäss soll auf die Dauer der staatsgewaltlichen Störung der 
ordnongsmässigen Verwaltung des Bischöflichen Amtes durch den dazu berech- 
tigten Bischof und dessen Organe resp. durch den Capitelsvicar das Präser.' 
tatianatecbt des Patrons in ein Besetzu^igsrecht umgewandelt werden, und 



1) Vgl. Klüber Oeffentl. R. d. d. B. 3. Aufl. §§. 334. pos. 1., 520., 531. n. 532.; 
Schtdte, Lchrb. d. kath. K.R. 2. Aufl. S. 489., 497. u. 498. ; Walter, Lehrb. d. K-R. 
14. Anfl. §§. 46., 251., 251a. u. 256. III. 

2) Der Art 34. des kaiserl. französ. Deoretes v. 6. November 1813, betreffend 
die Erhaltung nnd Verwaltung der Outer des Klerus, verordnet allerdings die Ernen- 
Jiung eines Commissärs fiir die Verwaltung des Bisohöflioben Tafelgutes während der 
Erledigung eines Bisthnms, aber auf Grund des von der Kirche indulgirten Beohtes 
der fransösicben Könige sum Oenusse der Einkünfte vacanter BistbUmer (vgl. Art. 
33. 1. cit.) , kann also dem Gesetzentwürfe in keiner Weise zur Stütze dienen. Vgl. 
die Schrift: Das Decret vom 6. November 1813, Übersetzt und erläutert von Carl de 
Byo 8. 171 ff. 

5* 
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zwar in der Ausdehnung, dass derselbe binnen zwei Monaten bei Verlust seines 
Präsentationsrechtes verpflichtet sein soll, aach für einen Stellvertreter in dem 
seinem Patronate unterliegenden Amte zn sorgen. Thnt das der Patron nicht 
oder »besetzt« er — wie sich §. 16. ausdrückt — innerhalb Jahresfrist die er- 
ledigte Stelle nicht, dann soll seine Befugniss auf die Gemeinde übergehen ; ja 
dieser soll von vornherein das Besetzungsrecht für alle Stellen der freien Bi- 
schoflichen CoUation zukommen. Ein bei dem Landrath (Amtmann) eingereich- 
ter Antrag von mindestens zehn gross jährigen, im Besitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte befindlichen männlichen Gemeindegliedem, deren kirchliche Quali- 
flcation der Gesetzentwurf ganz dahingestellt sein lässt, soll die Beniftamg 
sämmtlicher diesen Erfordernissen entsprechender Parochianen männlichen Ge- 
schlechtes zur Folge haben, und ein gültiger Beschluss der Gemeinde durch 
die Majorität der Erschienenen zu Stande ko^nmen. Ein Repräsentant hat 
das Weitere wegen der Uebertragung den Amtfn an den gewählten Geistliehen 
auszuführen, und wenn der Oberpräsident gegen diesen keinen Einspruch erhebt, 
dann soll derselbe als >rechtsgültig angestellt« gelten. 

Loyaler Weise wird nicht bestritten werden können, dass hier über rein 
kirchliche Sachen durch ein Landesherrliches Gesetz verfügt werden soll, so- 
nach dem Landesherrn das katholischef Kirchenregiment beigelegt wird. -Das 
ist zweifellos unzulässig und wird durch Dasjenige, was die Motive zur Be- 
gründung beibringen, nicht nur nicht gerechtfertigt, sondern erst recht als un- 
statthaft erwiesen. Damach soll es sich nämlich um die Constituirung eines 
Nothrechtes zu Gunsten der Pfarrgenossen handeln, welche durch die Verschul- 
dung ihrer geistlichen Oberen der Seelsorge beraubt werden. Aber es muss 
doch vor Allem gefragt werden, woher denn die Begierung eines protestanti- 
schen Landesherm den Beruf und die Vollmacht ableiten könne, ein solches 
Noth recht zu constituiren und auf Grund desselben kirchenregimentliche An- 
ordnungen zu treffen? Darauf wird sich eine befriedigende Antwort nicht ge- 
ben lassen. Der Verfasser der August. Conf. variata Tit. de conjugio sacerdo- 
tum hat zwar allerdings den Satz ausgesprochen: »Sed non ad solos episco- 
»pos, verum etiam ad pios principes ac maxime ad imperatorem pertinet .... 
»inquircre veram doctrinani et curare, ut boni doctores praeficiantur ecclesiis,« 
und in den Schmalkaldischen Artikeln Tract. de potest. et jurisdict. Episoop. 
wird gesagt : »Itaque cum episcopi ordinarii jiunt bestes eccle^ae aut nolunt 
»impertire ordinationem, ecclesiac retinent jus suum;« aber der katholische Ke- 
ligionstheil ist in dem weitaus grössten Theile der heutigen preussischen Mo- 
narchie durch den Westfälischen Frieden und andere völkerrechtliche Ver- 
träge, durch Landesherrliche Zusicherungen und durch die Gesetze undVerfias- 
sangsurkunde des Staates dagegen geschützt und darf es entschieden ablehnen, 
dass diese Anschauungen protesiantiicher Theologen auf ihn angewendet und 
das Landesherrliche Beformationsrecht wider ihn geltend gemacht werde. Es 
dürfte auch darüber ein Zweifel nirgends bestehen, dass die katholische Bevöl- 
kerung von einer wie immer gearteten Einmischung der weltlichen Gewalt in 
ihre kirchlichen Angelegenheiten am Allerwenigsten heute Etwas wissen will 
und in den betreffenden Bestimmungen eher alles Andere als eine wohlge- 
meinte Fürsorge für ihre religiösen Interessen erblicken wird. Die Katholiken 
dos Landes verlangen Seitens der Staatsgewalt nichts als loyale Respectirutig 
ihres Rechtes auf freie Religionsübung im hergebrachten Umfange, und sie 
wissen zur Genüge, dass, wenn ihnen diese gewährt wird, die Staatsregierung 
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nicht nöthig hat, gesetzliche BestiiDinQngen zu Gunsten von Pfarrgemeinden 
zu treffen, welche durch Verschuldung ihrer geistlichen Oberen der Seelsorge 
beraubt werden. 

Angenommen übrigens, wiewohl nicht zugegeben, dem Regenten stehe 
trotz seiner ReHgionsverschiedenheit die Befugniss zu, für die Yermittelung 
der Seelsorge in katholischen Gemeinden seine souveräne Herrschermacht ge- 
meinsam mit der Landesvertretung walten zu lassen, so würde dies doch nur 
nach katholischen Grundsätzen und im Einklänge mit der k&tholichen Kirchen- 
obrigkeit geschehen können, eb^n weil ja eine Seelsorge für katholische Ge- 
meinden und Staatsbürger beschafft werden soll. Dieser nnerlässlichen Anfor- 
derung entsprechen aber die Propositionen des Gesetzentwurfes keineswegs, 
▼ieimehr widersprechen dieselben in directester Weise dem Dogma, der Ver- 
fiMBung und der ganzen Ordnung der katholischen Kirche, so dass ihre Ver- 
wirklichung zu den grössten und bedenklichsten Wirren und G&wissensbedrück- 
ungen der an ihrem Glauben festhaltenden Gemeindeglieder, aber keineswegs 
zu einer geordneten katholischen Seelsorge führen würde. Das Condlium von 
Trient lehrt nfimlich Sess. 28. cap. 4. de Sacr. Ord. ausdrücklich, dass Diejeni- 
gen, welche nur von dem Volke oder der weltlichen Gewalt und Obrigkeit be- 
rufen und eingesetzt geistliche Aemter sich anmassen, nicht Diener der Kirche, 
sondern eingeschlichene Diebe und Rauber seien, und anathematisirt im 7. Ca- 
non 1. c. Denjenigen, welcher sagt. Die, welche von der kirchlichen und cano- 
nischen Gewalt weder rite ordinirt noch geschickt sind, sondern anderwärts 
herkommen, seien rechtmässige Diener des Wortes und Ausspender der Sacra- 
mente. Das allein schon dürfte die Bestimmungen über die Anstellung von 
Pfarrern durch eine Wahlversammlung männlicher Parochianen oder durch 
einen Patron in das rechte Licht stellen nnd klar machen, dass es rein unmög- 
lich ist, auf dem durch den Gesetzentwurf in Aussicht genommenen Wege eine 
wirkliche katholische Seelsorge zu erzielen. Es wird aber dienlich sein, noch 
kurz an die kirchliche Bedeutung des Präsentationsrechtes zu erinnern. Nach 
katholischem Kirchenrechte ^) gehörjen zu der Besetzung oder Verleihung 
eines Kirchenamtes (provisio benefidi) zwei Handlungen: erstlich die Auswahl 
einer dazu tauglichen Person, dann die Uebertragung (coUatio) des Amtes 
selbst. Das Recht zu Beidem steht der Natur der Sache nach allein der Kirche 
zu, und kann daher nicht vom Landesherm als solchem, also auch nicht von 
dessen Regierung, in Anspruch genommen oder Dritten Übertragen werden. Auf 
diesen Satz hauptsächlich ist die Freiheit und Selbstständigkeit dejr Kirche ge- 
gründet; wird er 'nicht mehr anerkannt, so ist die Kirche ans einem vom 
Sohne Gottes gestifteten und mit geistlichen Vollmachten ausgestatteten Reiche 
der Gnade und Wahrheit in eine blos politische Anstalt verwandelt. Die Kirche 
kann nun allerdings der Gemeinde oder einzelnen Gliedern, depen sie eine be- 
sondere Rücksicht schuldet, namentlich auch Regenten, eine Mitwirkung bei 
der Auswahl der Person gestatten, immer jedoch nur so, dass die entschei- 
dende Stimme ihr verbleibt, damit ihr nicht eine unqualificirte Person aufge- 
drungen werde, und dass die eigentliche Verleihung des Amtes als Uebertragung 
einer geistlichen Gewalt von ihr geschieht. Demgemäss gibt das Patronatsrecht 
nicht die Befagniss zur Besetzung einer Pfarrei, sondern nur zum Vorschlage 
eines Mrürdigen Geistlichen behufs der Bischöflichen Verleihung des Am- 



1) WdUer, Lehrb. d. K.-R. 14. Aufl. t§. fiSS., S35 o. u. S38. 
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tea; und weit entfernt, daas ein Präsentirter das Pfarramt auf Grund der 
Präsentalion antreten nnd verwalten könnte,, bedarf derselbe vielmehr ausser 
der Institution des Bischofs auch noch der Einweisung in den Besitz der be- 
treffenden Pfründe. Wer mit Hintansetzung dieser kirchengesetzüehen Vor- 
schriften sich in ein Kirchenamt eindrangt, ist daraus, nöthigen Falles selbst 
durch canonische Strafen, zu entfernen nnd verliert alle Ansprüche, die er etwa 
daran hatte (c. 31. X. de jure patr. III, 38; c. 18. de praebend. in VI, III, 4). 
Wie hiemach der Patron eine Pfarrei nicht definitiv besetzen kann, so ist 
er auch nicht befugt, provisorisch einen Stellvertreter für ein erledigtes 
Pfarramt zu ernennen; das ist vielmehr durch das canonische Becht, insbesondere 
durch das Concil von Trient Sess. 24, cap. 18. dem Bischof zur Amtsobliegen- 
heit gemacht, der ja auch allein die erforderliche Vollmacht zur Verwaltung 
des Busssacramentes, zur ehelichen Trauung, zum Predigen, zur Verwaltang 
des örtlichen Kirchenvermögens — kurz zur Yersehung des Pfarramtes erthei- 
len kann. Die Zumuthung des Gesetzentwurfes an den Patron, für einen Stell- 
vertreter im erledigten Patronatsbeneficium zu sorgen und binnen Jahresfrist 
das Amt zu besetzen, ist abo eine durch das katholische Dogma und Kirchen- 
recht schlechthin ausgeschlossene, und die Androhung des Verlustes der Pra- 
sentationsausübung um so unberechtigter, als das Patronatsrecht ein kirchli' 
ches Privatrecht ist, welches ganz auf kirchlicher Grundlage und <jiesetzge- 
bung beruht und eben deshalb von der Staatsgewalt nicht beliebig aufgehobeiv 
oder auch nur geschmälert werden kann^). Namentlich ist die Staatsgesetzge- 
bung nicht competent, dem Patron eventuell die Gemeinde zu substituiren, da 
bei Vers&umung der Prasentationsfrist kirchengesetzlich die libera oollatio des 
BischofiB eintritt; und am Allerwenigsten ist die Staatidgewalt competent, das 
Provisionsrecht des Bischofs, dieses rein spirituelle Amtsrecht des Ordinarius, 
zu beschränken oder gar zu beseitigen, wie das durch die Berufung der Gre- 
meinden zur Besetzung der keinem Patronat unterworfenen Pfarreien im §. 14. 
des Gesetzentwurfes projectirt wird. Dieser tritt dadurch Überdies in Wider- 
spru<^ mit der kirchengesetzlichen Vorschrift im c. 2. X. de oonc praeb. HI, 
8, wonach bei erledigtem Bisehöflichen Stuhle keine Stelle liberae ooilationis 
besetzt werden darf, vielmehr die Wiederbesetzung des Bischöflichen Stuhles 
abgewartet werden muss, und flngirt eine geistliche Vollmacht der Gemeinden, 
welche nach dem katholischen Dogma denselben absolut fehlt und von der 
Staatsgewalt auch nicht verliehen werden kann. Von welcher Seite man ako 
die in Rede stehenden Dispositionen ins Auge fassen mag, objectiv betrachtet 
und am Masse des kath. Dogma und Kirchenrechtes gemessen, werden sie 
kaum anders beurtheilt werden können, denn als Competenzüberschreitung, Stö- 
rung der kirchlichen Ordnung und Verfassung, Kränkung der Diöcesanrechte, 
Bedrückung der Patrone, Hemmung des kirchengesetzlichen Devolutionsrechtes, 
Ausübung eines Summepiscopates des protestantischen Landesherm in Ansehung 
des katholischen Beligionstheiles, Negirung des katholischen Glaubens. Is^ aber 
dem so, dann wird über die absolute Verwerflichkeit derselben ein Zweifel nicht 
obwalten können, namentlich nicht bezüglich jener Theile der Monarchie, für 
welche die Bestimmungen des Westfälischen Friedens und des Begensburger 
Deput-ationsrecesses das Becht freier öffentlicher Beligionsübung garantirt ha- 

1) Vgl. die Erläuterungen des Cultusminieters v. Ladenberg zu Art. 14. ({etst 
17.) der V.-U. , woselbst bemerkt ist, dass es sich beim Präsentationsreehte um eint 
innere, der Einwirkung des Staates ent»ogene Frage handele. 
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be&. Denn in diesem Rechte liegt von selbst auch — wie Walter, Lehrbnch 
des K.-R. §. 51. pos. YIII. treffend bemerkt and wie bei der Berathnng des 
Qesetzentwnrfes hoffentlich allerseits wird anerkannt werden — das Recht auf 
den ungehinderten Zusammenhang der Katholiken mit ihren hierarchischen 
Oberen und auf die freie Ausübung der Xirchengewalt nach den canonischen 
Satzungen, weil dieses zum Wesen der katholischen Religion, also zu den Qe- 
wiwensrechten ihrer Bekenner gehört. 

§.8. 

Es erübrigt noch eine kurze Erörterung der Gründe, welche die König- 
liche Staatsregierung bewogen haben, einen Gesetzentwurf über die Verwaltung 
erledigter katholischer Bisthümer auszuarbeiten und mit Allerhöchster Er- 
mächtigung der Landesvertretung zur verfassungsmässigen Behandlung vor- 
zulegen. 

In den dem Gesetzentwurfe beigefügten Motiven wird als eigentlicher 
und -hauptsächlichster Grund die vorauszusehende NothwendigMeit angegeben, 
die Erkenntnisse des Königlichen Gerioht8|iofes für kirchliche Angelegenheiten, 
welche etwa die Amtsentlassung eines Kirchendieners, insbesondere eines Bi- 
schofs, auesprechen möchten, nöthigen Falles straf- und zwangsweise zumYoll- 
zuga zu bringen, da zu besorgen sei, dass man diesen Urtheilen die Anerken- 
nimg versagen und die Folgeleistung ablehnen werde. 

Diese Besorgniss ist nun allerdings gerechtfertigt; so wenig die Amts- 
entsetzungen, welche s. Z. die Assemblle Constituante Frankreichs in Folge und 
behufs Durchsetzung der von ihr als Gesetz publicirten Constitution civile pour 
le elerge über Bischöfe, Domherren, Pfarrer u. s. w. massenhaft ausgesprochen 
hat, und so wenig diejenigen, welche dermalen von Schweizer Kantonsregie- 
nmgen verfügt werden, von der katholischen Kirche als durch die com potente 
Gewalt statuirt anerkannt worden sind und anerkannt werden, eben 'so wenig 
kann und wird dies bezüglich der Amtsentsetzungen des preussischen Königl. 
Gerichtshofes für kirchliche A.ngelegenheiten geschehen. Denn dem steht eben 
der katholische Glaube, das katholiscbe Gewissen entgegen. Eben darum soll 
aber auch die Staatsregierung den Anspruch auf eine solche Anerkennung 
nicht erheben, und noch weniger den Versuch machen, dieselbe durch Gewalt- 
massregeln zu erzwingen. Die Motive sagen freilich, es sei dies, wenn die 
Rechtsordnung nicht in ihren Grundlagen erschüttert werden solle, unabweis- 
liche Pflicht des Staates ; aber dagegen ist doch zu erinnern, dass die Rechts- 
ordnung vor Allem erheischt, Niemanden zu verletzen — also auch nicht den 
katholischen Religionstheil — , Jedem das peinige zu gewähren — also auch der 
katholischen Kirche — , und endlich auch auf kirchlichem Gebiete die gesetz- 
lich§ Ordnung, welche wesentlich auf der Hierarchie mit ihrer Spitze, dem 
Papste als dem centrum unitatis und dem custos et vindex canonum, beruht, 
in keiner Weise zu stören. Sicher ist es nicht die richtige Art der Geltend- 
machung eines Anspruches, wenn man feststehende fremde Rechte verletzt. 
Ausserdem kann nicht zugegeben werden, dass die Behinderung der Amtsthä- 
tigkeit eines von der Staatsregierung für seines Amtes entlassen erklärten Bi- 
schofs für das öffentliche Interesse von der Seitens der Motive behaupteten 
ausserordentlichen Wichtigkeit sei; denA für's Erste berührt eine Fortsetzung 
der Bischöflichen Amtsthätigkeit den Staat als solchen gar nicht, sondern nur 
den kathol. Religionstheil; und zum Andern ist es nicht Sache der Staatsre* 
giemng, die Frage vor ihr Forum zu ziehen, ob die Verwaltung einer DiöCQse 
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kraft Auftrages des Domcapitels oder kraft Auftrages des Papstes oder kraft 
Auftrages des Bischofs geführt wird : es ist das lediglich eine spirituelle Sache, 
die ausschliesslich dem kirchlichen Bereiche angehört, nach kirchlicher Gesetz- 
gehung zu regeln ist and der Entscheidung der kirchlichen Oberen flherlasseii 
bleiben muss. Am allerwenigsten ist aber die Ansicht der Motive als richtig 
anzunehmen, dass so zu sagen um jeden Preis und auf jede Gefahr hin den 
Bischöflichen Behörden und -Beamten, so wie dem gesammten DiöcesankleniB 
gegenüber zur Anerkennung gebracht werden müsse,* es sei durch die Amts- 
entlassung des Bischofs Sedisvacanz eingetreten. Eine weise Staätsgesetzg«- 
bung und Staatsyerwaltung muss sich vor Allem von der Rücksicht auf das 
allgemeine Beste leiten lassen und wird Uebelstände, selbst wenn es wirkliche 
und nicht blos yermeintliche sind, nicht mit Massnahmen beseitigen wollen, 
welche weit grössere Nachtheile herbeiführen. Das würde aber bei einer Be- 
kampfang der religiösen üeberzetigungen und Beeinträchtigung der kirchlichen 
Rechte des ka^olischen Religionstheiles, wie sie dem Versuche einer Erzwinge 
ung der Anerkennung der Absetzungsurtheile des Königlichen Gerichtshofes 
für kirchliche Angelegenheiten unvermeidlich auf dem Fusse folgen mOsste, 
ganz unzweifelhaft der Fall sein. Selbst die Motive scheinen das anzuerken* 
nen, da sie davon sprechen, dass die Capitel und die Geistlichkeit, wenigstens 
zum grösseren Theile, den »abgesetzten Bischof als noch in Amtswirksamkeit 
»stehend betrachten werden und dass eine völlige Störung in der Diöcesanver- 
»waltung eintreten werde, deren Folgen für das gesammte kirchliche Leben in 
»der Diöcese die allerschwerwiegendsten seien. c Gerade diese Voraussicht sollte 
nun dazu bestimmen, von den projectirten Gesetzesvorschriften abzusehen. Tragt 
doch die Gesetzgebung mit Recht kein Bedenken, selbst in Kraft stehende Ge- 
setze wieder aufzuheben, wenn die Erfahrung zeigt, dass sie sich als der öffent- 
lichen Wohlfahrt dienend nicht erweisen oder auch nur einer entschiedenen und 
nachhaltigen Abneigung der Bevölkerung, insbesondere einer auf religiösen 
Ueberzeugungen beruhenden, begegnen. Als die Königliche Staatsregierung vor 
beiläufig vier Decennien dazu schreiten zu müssen glaubte, die fernere Amts- 
wirksamkeit des damaligen Herrn Erzbischofs von Köln zu inhibiren, war sie so 
weit davon entfernt, das dortige Metropolitancapitel, den Klerus, die Diöcesa- 
nen und überhaupt den katholischen Beligionstheil zu der Anerkennung zwin- 
gen zu wollen, dass eine Sedisvacanz eingetreten sei, und in Folge dessen vom 
Metropolitancapitel ein Bisthumsverweser und weiterhin ein anderer Erzbischof 
gewählt werden müsse, dass sie demselben vielmehr anheimstellte, dem aposto- 
lischen Stuhle zu berichten, und der ferneren Amtirung des Erzbischöflichen 
Generalvicars kein Hindemiss in den Weg legte. Die damalige Staatsregierung 
Hess sich hierbei ohne Zweifel von der richtigen Ansicht leitöi, dass ein ge* 
gentheiiiges Verhalten weder nothwendig noch durchführbar sei. Die heutige 
Staatsregierung ist nun ebenfalls zufolge der Motive in der Lage, »einen aus 
»seinem Amte entlassenen Bischof aus dem Genuss seines gesammten Amts- 
»einkommens einschliesslich sämmtlicher Nutzniessungen, Hebungen und Leist- 
»ungen zu setzen, c und sie kann dessen Amtshandlungen mit Geldbusse bis zu 
100 Thalem und im Wiederholungsfalle bis zu 1000 Thalem besfrafen lassen, 
was praktisch, wie die Erfahrung zeigt, auf mehr-, nach umständen auf viel- 
jährige, sogar lebenslängliche Gefangenhaltung hinausläuft, wenn die vorge- 
nommenen einzelnen Amtsverrichtungen jedesmal speciell incriminirt und mit 
hoben Geldbussen bestraft werden. Ueberdies hat die Königliche Staatsregie* 



Denkschrift des Domcapitels zu Limburg an der Lahn (1874), 73 

nmg bereits die Einleitung getroffen, nm anfGrnnd eines BeiclisgeBetzeB »einen 
ans seinem Amte entlassenen Bischöfe legaliter des Landes verweisen zu kön- 
nen. Bei so bewandter Sache wird die Frage, ob denn vom staatlichen Stand- 
punkte ans überwiegende Gründe für den heute bezweckten Versuch einer straf- 
weisen Nöthigung des katholischen Beligionstheils, den Beschlüssen des XÖnig- 
liehen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten die rechtliche Bedeutung 
der Aussprüche competenter geistlicher Gerichte, insbesondere des apostolischen 
Stuhles, zuzuerkennen *), so wie für den weiteren Versuch einer Erzwingung der 
Wahl eines Oapitelsricars und eines neuen Bischofs Torliegen, wohl nur dann 
bejaht werden können, wenn eine Verfolgung der katholischen Beligion für er- 
laubt und das Staatswohl fördernd erachtet wird. Dieser Ansicht wird aber 
weder die Königliche Staatsregierung noch die Landesvertretung sich zuneigen 
wollen; beide Gesetzgebungsfactoren werden vielmehr der schwerwiegenden 
Thatsache Rechnung tragen, dass dasjenige, was die Motive des Gesetzentwur- 
fes als ein »die öffentliche Ordnung gefelhrdendes Treiben c charakterisiren, in 
den Augen der 8 Millionen Katholiken Preussens oder vielmehr bei allen Mit- 
gliedern der katholischen Kirche in der ganzen Welt ein durchaus berechtig- 
tes und unvermeidliches Bekennen des katholischen Glaubens ist. Wie könnte 
denn auch in besonnenen und gewissenhaften Kreisen, namentlich in Zeitläuf- 
ten, welche nach der Üeberzeugung eines unserer bewährtesten Kriegshelden 
die eventuelle Nothwendigkeit eines gleichzeitigen Frontmachen« nach zwei 
Seiten hin dem politischen Calcülenahe legen, und in denen die sich mehren- 
den geföhrlichen Elemente des Pauperismus, Socialismus und Materialismus die 
Stärkung und Zusammenfassung aller sittigenden und erhaltenden Kräfte im 
Staate gebieterischer als je erheischen, der Gedanke Anklang finden, die Kraft 
des Staates durch eine gegen Millionen eigener Bflrger gerichtete Religions- 
verfolgung zu lähmen! Die Conflicte. mit der freien Beligionsübung der Ka- 
tholiken, zu welchen das Gesetz vom 11. Mai v. J. bereits geführt hat, sind 
wahrlich ernst und beklagenswerth genug, um zu einer Beseitigung und nicht 
zu einer Verschärfung derselben aufzufordern und daran zu mahnen, dass dem 
Lande auf das Schleunigste der gestörte innere Friede wieder gewährt werden 
müsse. 

Ein weiterer Grund für die Vorlegung des Gesetzentwurfes, wenn gleich 
nur ein secundärer, scheint dann noch der Wunsch der Staatsregierung zusein, 
forthin das Recht, der Recusation eines Capitelsvicars ausüben zu können. Nun 
gestehen die Motive selbst zu, dass in Preussen staatlicher Seits bestimmte Er- 
fordernisse an die Person des Seitens des Capitels zu wählenden Vicars bisher 
nicht gestellt waren, und sie sind nicht in der Lage gewesen, irgend einen 
hieraus für den Staat erwachsenen Nachtheil andeuten zu können. Sicher ist 



1) Nach der AnschauiiDg des canoniscben Rechtes (vgl. C. 2. X. de transl. 
epiDc. I. 7.) besteht xwischeB dem Diöcesanbischof und seiner Kirche ein geistliches 
Eheband, welches nur vom Papste als Statthalter Christi gelöset werden kann. Dass 
nun der Knthulik die nämliche Gewalt auch einem bürgerlichen Gericht« xuefkennen 
solle, — diese Forderung dürfte gerade so su beurtheilen sein, als wenn verlangt wurde, 
der Ka!holik solle das weltliche Gericht als competent anerkennen, das sacramentale 
Eheband gültig verheiratheter Personen zu losen. Hat man Letzteres nicht für statt- 
haft und nöthig erachtet, so wird man auch die erstei-wähute Fordenmg nicht als 
platagreiflieh oder gar unerlässlieh ansehen und es fUr geboten erklKren dürfen , dass 
dieselbe mit den strengsten Straf- und Zwangsmassregeln dorchgesetst werde. 
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also ein Bedürfhiss für die jetzt projectirten Fotderangen niebt nachzaweiBeii. 
Die Motive bezeichne es zwar unter Hinweisang auf die MögUcbkeit einer 
lang andauernden SedisTacanz und auf die »offene Auflebnung gegen die Staats- 
gesetze« als Pfiicbt der Selbsterhaltung für den Staat, »binfort Niemanden als 
»einstweiligen Verwalter eines Bistbums zu dulden, der ibxn nicht die volle 
»Garantie gibt, dass die in dem Bischöflichen Amte beruhende Macht nicht 
»zum Nachtbeil des Staates gemlssbraucht werde.« Aber schon nach dem be- 
reits Gesagten ist es in Abrede zu stellen, dass die aus der Selbsterbaltungs- 
pflicht des Staates abgeleitete Folgerung eine begründete ist. Dazu kommt, 
dass sich ja die Staatsregierung das Recht beilegt, einen Geistlichen, dessen 
Verbleiben im Amte ihr unvertraglich mit der öffentlichen Ordnung erscheint, 
mittelst Urtheiles des Königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenhei- 
ten aus seinem Amte zu entfernen; es kann also einer besondem in der Per- 
son liegenden Garantie für den Staat bezüglich der Amtsverwsltnng eines Ca- 
pitelsvicars nicht bedürfen. Ueberdies ist die Gompetenz eines Gapitelsvicars 
eine sehr beschränkte, bald vorübergpehende und der Verantwortang vor dem 
kOnftigen Bischöfe unterworfene, so dass deren Missbrauch zum Nacbtheile des 
Staates überaus unwahrscheinlich ist und in der ganzen bisherigen Vergangen- 
heit nicht constatirt werden kann. Andererseits ist in Betracht zu ziehen, dass 
jede wie immer geartete Erschwerung der Wahl eines Gapitelsvicars insoferne 
sehr mid^räthlich ist, als die obwalt^den Verhältnisse diese so zu sagen auf 
die Mitglieder der Domcapitel beschränken, deren geringe Anzahl keine grosse 
Auswahl gestattet, und in der Regel dazu führen, dass einfach der General- 
vicar des verstorbenen Bischofs bestätigt wird. Dieser wird nun aber Seitens 
des Staates fOglicb niemals reprobirt werden können, da die betreffende Per- 
sönlichkeit als Vicar des Capitels nicht sta^atsgefahrlicher wird, als sie es etwa 
bereits als Vicar des Bischofs gewesen sein möchte. Wird noch erwogen, dass 
für mehrere Domcapitel alle Mitglieder ohne Ausnahme vor ihrer Wahl von 
Sr. Majestät dem Kaiser und König als personae gratae befunden worden sein 
müssen und dass bezQglich der übrigen Domcapitel Se. Majestät ein ausgedehn- 
tes Nominationsrecbt ausübt, so wird anerkannt werden müssen, dass die Staats- 
regierung keine Ursache hat, die Wahl eines auf den Nachtheil des Staates 
ausgehenden Gapitelsvicars zu besorgen, zumal eine solche Wahl eine gewissen- 
lose Handlung der Wähler wäre, deren Voraussetzung jedes Domcapitel wird 
zurückweisen dürfen. — Aber auch die Insinuation der Motive muss abgelehnt 
werden, dass der hl. Stuhl ein Interesse haben könne und darauf hinzuwirken 
Neigung besitze, »die Wiederbesetzung der BischofsstQble bis in eine ungemes- 
»sene Zeit auszudehnen.« Die Geschichte der Entstehung der auf die Errich* 
tung und jetzige Begränzung der* katholischen Bisthümer Preussens bezüglichen 
Päpstlichen Constitutionen bezeugt unwiderleglich, welch warmes Interesse und 
welch eifrige Fürsorge der Apostolische Stuhl bethätigte, um nach der Säcu- 
larisation dem katholischen Volke Deutschlands wieder zu einer angemessenen 
Diöcesaneinrichtung und zu Bischöfen zu verhelfen; und wenn eine länger wäh- 
rende Sedisvacanz in einer Diöcese vorgekommen ist, so weiss der Kundige 
sehr wohl, dass die Verantwortlichkeit dafür nicht auf dem Oberhaupte der 
Kirche lastet. 

9. 9. 
Des jetzt regierenden Kaisers und Königs Majestät haben bei Allerhöotast 
Ihrer Krönung zu den anwesenden katholischen Bischöfen der Monarchie u. A. 



Denkschrift des DotncapiteU zu Limburg an der Lahn (1874), 75 

die denkwürdigeii Worte zu sprechen geruht: »Es gereicht Mir zur Genug** 
»thaang, die Verhältnisse der katholischen Kirche f&r den Bereich Meines 
»ganzen Staates durch Geschichte, Gesetz und Yerftusung wohl geordnet zu 
»wissen. Sie darf yertrauen, dass Ich ihr in Gerechtigkeit und Wohlwollen, 
»femer Meinen landesväterlichen Schutz gewahren und sie in Ausführung ihres 
»heiligen Auffcr^es unterstützen werde, c 

Auf Grund der Resultate der hisherigan Er5rterung ist nun aber zu sa- 
gen , dass ein Gesetz über die Verwaltung erledigter katholischer Bisthümer, 
wie es durch den in Bede stehenden Entwurf projectirt wird, die katholische 
Kirche in der Erfüllung ihrer göttlichen Mission in hohem Grade. behindern, 
an die Stelle eines gerechten und wohlwollenden Schutzes äusserst störende 
und beeinträchtigende Massregeln der Staatsbehörden treten lassen, und den 
drei Yon des Königs Majestät betonten Grundlagen einer guten, segensroUen 
Ofdnung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche entschieden widerstreiten 
wird. 

Die Verfassung nämlich gewährleistet der römisch-katholischen Kirche 
die selbetständige Ofdnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten, sowie den 
Besitz und Genuss der für ihre Gultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeits- 
zwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds, und garantirt allen Preus- 
sen die Freiheit der gemeinsamen häusslichen und öffentlichen Religionsübung. 
Der Gesetzentwurf aber bezielt die ausschliesslich staatsseitige Ordnung 
einer der wichtigsten Angelegenheiten der katholischen Kirche ohne, ja gegen 
die kirchliche Autorität, immittirt die Staatsbehörden wenigstens periodisch in 
den Besitz und Genuss des katholischen Kirchengates und in die allein dem 
katholischen Kirchenregimente gebührende Verwaltung desselben mit dem Rechte 
zu beliebiger Verwendung für die erwachsenden Kosten, und belegt die Vor- 
nahme geistlicher Functionen und kirchlicher Amtshandlungen mit horrenden 
Strafen. 

Die Gesetzgeimng sodann stellte bis in die neueste Zeit im Einklänge 
mit der Verfassungsnrkunde den Grundsatz auf, dass sowohl öffentlich aufge- 
nommene als blos gedulde Religions- und Kirchen-Gesellschaften sich nur in 
jenen Angelegenheiten, die sie mit andern bürgerlichen Gesellschaften 
gemein haben, nach den Gesetzen des Staates richten müssen, dass die 
Oberen wie die einzelnen Mitglieder diesen Gesetzen in den Vorfällen des 
bürgerlichen Lebens unterworfen sind (A. L. R. Th. II. Tit. 11. §. 27. u. 28.), 
und dass die Geistlichen als Staatsgenosseti , nicht aber als solche und 
in ihren Amtssachen, der bürgerlichen Obrigkeit unterstehen. (Nassauische 
Ediete v. 16. u. 81. August 1808 und y. 80. Jan. 1880). Der neue Gesetz- 
entwurf hingegen heischt Unterwerfting der Katholiken als solcher unter 
st uutHcft e Anordnungen über spedflsch katholische Religionssachen 
und Anerkennung der Zuständigkeit Königlicher Staatsbehörden zu 
Urtheilen über die Geistlichen als solche und über deren Berechtigung 
zu kirchlichen AmtsverricJUungen^). 



1) Würde es wohl niebt mit Indignation für eine die gerechten und toleranten 
Getinoongen der protestantischen Fürsten und ihrer Regierungen verkennende Ver- 
dächtigung erlüHrt worden sein, wenn eine katholische Stimme sur Zeit der Säoulsri- 
sation oder snr Zeit der Vereinigung Rheinland's , Westfalen*« , Nassan's, Kurhessen's 
und HannoTer's mit der prenssischen Monarchie den Katholiken- dieser Laodettheile 
eine Behandlung ihrer Bischöfe, Domoapitel und Pfarrgeistliehen and eine Einsehrei- 
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Die Geschichte endlieh hat seit dem staatsrechtlichen Nebeneiniuider- 
bestehen eines protestantischen und katholischen Beligionstheiles in Deatsehland 
zu der Erkenntniss geführt , dass in der strengen Darchftihning des Grand- 
satses, jedem Beligionstheile sein volles kirchliches Recht zu gewahren, das 
einzige Mittel für die Begiernng liegt, das herzliche Zusammenwirken der An- 
gehörigen beider Confessionen zu dem Wohle des gemeinsamen Vaterlandes 
zu erzielen, sieh selbst deren Vertrauen und Anhänglichkeit zu erwerben, und 
dabei zugleich dem Staate einen christlichen Charakter zu bewahren, der ihn 
einerseits gegen yerderblichen indifferentismus, andererseits gegen rerwerfliche 
Unduldsamkeit schützt. Für die Anwendung dieses geschichtlichen Erfahrungs- 
satzes hat der WestfaliBche Frieden im Grossen und Ganzen Mass und Ziel 
gegeben, insbesondere die normaljahrmässige öffentliche Religionsübung und 
Handhabung der Bischöflichen Diöcesangerechtsame zu Gunsten der Katholiken 
gegen alle Eingriffe und Hemmungen nicht katholischer Regenten eben so ga- 
rantirt wie umgekehrt die Religionsübung der Protestanten mit allen Annexen. 
Einzelne wichtige Aote haben dann die eingehendsten Detailbestimmungen ge- 
geben, so die Ton Kaiser und Räch bestfitigfte Capitulatio perpetua Oanabru- 
gensis d. d. Nürnberg 28. Juli 1650 zur Sicherung der G^echtsame des ka- 
tholischen Religionstheiles ün Hochstifte Osnabrücl^ für die Zeit der Regierang 
eines protestantischen Landesfürsten, so die vom Corpus Eyangelicerum unterm 
30. August 1779 garantirte Nassauische Religions-Assecuranz-Acte d. d. Saar- 
brücken 25. März 1779, Biebrich 17. Mai 1779 und Mastricht 7. Juni 1779 zur 
Sicherang des protestantischen Religionswesens in den Nassauischen Erblanden 
für die Zeit der Herrschaft eines Fürsten katholischer Religion. Darnach liegt 
in ganz concreter Weise geschichtlich vor, was die öffentliche Religionsübung 
des katholischen Religionstheils und die Bischöfliche DiÖcesangewalt im Sinne 
des deutschen Staatsrechtes und des zwischen dem katholischen und protestan- 
tischen Religionstheile vereinbarten Religionsfriedens einbegreift, was ^Iso durch 
die Gesetzgebung und die Verwaltung des Landesherrn auch mit Zustimmung 
des Landtags nicht angetastet werden kann, ohne die hergebrachte fteligions- 
übung der katholischen Staatsbürger zu beeinträchtigen. 

Der Geaetzenivcurf nun abstrahirt vollständig von den Grundsätzen, 
welche nach dem 'Zeugnisse der Geschichte den religiösen Frieden in Deutsch- 
land stazten nud erhielten, ignorirt die durch den Regensburger Reichsdepu- 
tationshauptschluss ausgesprochene Garantirang der Fortdauer des historisch 
entwickelten und im Westfälischen Friedensinstramente so zu sagen codificirten 
Verhältnisses zwischen einem zu öffentlicher freier Religionsübung berechtigten 
Religionstheile und der Landesherrlichen Gewalt eines ihm fremden Regenten, 
inclinirt zu dem ungedeihlichen Systeme des Misstrauens gegen die Kirche und 
deren Kleras, welches besonders in den kleineren deutschen Ländera so lange 
das kirchliche Recht gebeugt und die kirchliche Wirksamkeit gelähmt hat, ^) 
und legt die Besorgniss nahe , dass es nach und nach zu einer Repristinirung 
des jus reformandi gegen den katholischen Religionstheil mittelst gravirender 



tung gegen ihre Beligionsiibting prognostiiirt hätte, wie sich solche an die Maigesetse 
des Jahres 1873 geknüpft hat und an die beiden neu projeotirten Kirchengesetse aller 
Voranssicht nach in gesteigertem Masse würde knüpfen miissenl 

1) Vgl. hierüber die Denkschriften des Bpiscopates der oberrlieiniscben Kir- 
cbenprovins vom Mai 1851 und 18. Jnni 18Ö3 in der Schrift von M. Lieber L S. der 
oberrheinische Kirohenpronvii^a. 1863. 
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Gesetze über dessen Eirchenangelegenheiten, Beschränkung der Glanbens- nnd 
Caltusfreiheit, Wegnahme der Kirchen und des ganzen Eirchenvermogens, Ein- 
kerkerung, schliesslich sogar LandesTerweisung der pflichttreuen Geistliehen 
und Aufdringung schisniatischer und häretischer Priester kommen könnte, um 
eine »durch das Gesetz etablirte Kirche« naeh Analogie der anglikanischen 
Hochkirche ins Leben zu rufen. 

Gerechtigkeit,"^ Humanität und politische Klugheit werden gleich sehr 
dafür sprechen, einen solchen Bruch mit der Geschichte, dem Gesetze und der 
Verfassung nicht zu vollziehen, sondern vielmehr die erwähnten ertiebenden 
Zusicherungen Sr. Majestät des Kaisers und Königs in vollem Masse wieder 
vorwalten zu lassen zum Buhme des Königlichen Hauses, zum Segen des 
preussischen und überhaupt des deutschen Volkes, und ziur demnächstigen Wie- 
derbegründung des durch die Gesetze vom 11., 12. u. 13. Mai v. J. gestörten 
Friedens zwischen Kirche und Staat, die nach Gottes Ordnung zu sehr auf 
einander angewiesen sind, als dass nicht für alle Zeiten, auch für die heutige, 
die vor Jahrhunderten schon von einem berühmten Bechtsgelehrten geschriebe- 
nen Worte ihre. Geltung behaupten sollten : »Cum Begnum et Sacerdotium 
»inter se conveniunt, mundus floret et fructificat eeclesia; cum verp inter se 
»disoordant, non tantum parvae res non crescunt, sed etiara magnae res misera- 
»biliter dilabuntur. {Ivo Carnotens, ep. 238.).« 



Anhang. 

I. 

CapiUdatio perpetna Osfwbrugensis. 

P. c. 

Art. 4. Und damit alles bey den Gatholischen so wol als den 
Angspnrg. Gonfession Verwanten in diesem Stiffb ordenlig, auch 
ohne Eintrag und Hinderung ein- oder anderen Religion zngethanen 
Landts-Fürsten und anderer Obrigkeiten, jedes Ortts richtig her- 
nacher gehe, auch desto besser Friedt und Einigkheit zwischen beeder 
Religion Verwandten gestifftet, und fortgiepflantzet werde, so soll 
nnd will der je regierender Bischoff Augspurg. Gontession, vermög 
Anno Eintausend sechshundert viertzig acht anffgerichten Instrumenti 
Pacis bey Zeit seiner Regierung sich über das Thumb-Gapitel oder 
sonsten andere Unterthanen, Geist- oder Weltliche, was Standts sie 
auch sein, die sich zu der Römischen Catholischen Religion beken-. 
neu, alles desjenigen nicht gebrauchen, so ihrem Glauben, Weihun- 
gen, Geistlichkeit und Kirchen Jurisdiction allein betrifft, sondern 
will all ihre Glaubens- Artikul , Ordinationes, Gensuras, Visitationes, 
Gorrectiones, Synodos, Gognitionem et Jurisdictionem causarum Ec- 
clesiasticarum cum omnibus suis speciebus, sonderlich aber causas 
Matrimoniales, und was davon dependirt, gantze Kirchen- und 
Schulen-Disciplin , und fort alle dergleichen Sachen, so weit obiges 
die Gatholische Stiffts-Stände und Vnderthanen betrifft, dem Thnmb- 
Gapitul, Archidiaconis, den Gatholischeii Prälaten und Obrigkheiten,< 
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80 es ?on Alters gebührt, oder gebären solle, es seye der Offlzial, 
Pröbste oder Deoani, Aebbtt, Abbdissinnen, Prioren oder Dominae, 
wie sie Nahmen haben mögen, überlassen, so es diesfalls nach ihrem 
Becht und Lehr, oder Gewissen anordnen und entscheiden mögen, 
deren aller Inspection aber und obere Disposition dem Ertze BischolT- 
lichen Stuel zu Colin als dieses Ortts Metropolitano durch seine hiezn 
verordnete Vicarium oder Yicarios in Pontificalibus et Spiritualibns, 
in allen vorbehalten sein lassen. Auch solle alles dasjenig, so durch 
hochgedachten Stuel zu Colin, dan das Domb-Capittul, Archidia- 
conos und die ordentliche dieses Stifts von Alters hero gewesene geist- 
liche Obrigkbeiten, in obgedachten Sachen über die Catholische 
Stiirts Eingesessene jedes mahls verordnet, und ausgesprochen wirdt, 
stet und vest zu halten, auch auf Ersuchen, ohne eiotzige Hinderung 
oder Verwandt, ohne weitere Cognition ohnverzüglich exequirt, im 
geringsten aber keiner darwider gesterckht oder gehandhabt werden, 
jedoch gebürende Appellation ad Metropolitanum vel Pontificem vor- 
behalten. 

Art 10. Damit auch wegen CoUation der Praelaturen und 
Beneficien^ so der eine oder anderen Religion verbleiben, kein Miss- 
verstand entstehe und ein jede Religion genugsamb versichert bleibe, 
dass die Vocation rechtmässig hergehe und qualifizirte Personen, nach 
eines jeden Theils Gewissen und Oewonheit darzu kommen, soll es 
damit also gebalten werden, und zwarn, mit Coliation deren Catho- 
lischen Benefizien, Archidiaconaten und Praelaturen, die curam ani- 
marum und Jurisdictionem Ecclesiastioam annexam haben und den 
zeitlichen Bischoffen von Alters hero gebühren solle bey Zeyten 
deren auss dem Fürstlichen Hauss Btaunschweig-Lünneburg succe- 
direnden Landts Fürsten, wann Vacantien sein, das Thumb-Capitul 
bey jedtweden dergleichen Praelaturen, personat oder Benefizien zwei 
qualifizirte Subjecta Catiiolischer Religion ernennen und sich der 
Qualification halber, mit dem Herrn Metropolitano oder dessen Vica- 
rio vergleichen und wann solches vorgangen und der Metropolitanus 
die Subjecta qualifizirt befunden, als dann sollen die Regierende 
Landts-Fürsten auss dem fürstlichen Hauss Braunschweig-Lüneburg 
einen darauss erwehlen, und demselben conferirn, welchem alsdann 
der Herr Erzbischoff zu Colin als Metropolitanus diö Jurisdictio- 
nem Ecclesiastioam, curam animarum, et ea quae sunt ordinis per 
modum approbationis, vel eonfirmationis mitzutheilen haben wird. 

Art. 12. Ebener Massen sollen zwar die Praesentaticmes und Colla- 
tiones dtf 'Catholischen Pfarren und Benefizien vorigen Patronis, ob sie 
schon der Augspurgischen Confession zugethan, verpleiben, aber kein 
solcher Provisus oder Benefiziatus, insonderheit der curam animarum 
hat, zu seiner Function gestattet werden, er hab dan zuvom Zeit 
Regierenden Bischoffen, auss dem Haus Braunschweig-Lüneburg von 
Herrn Metropolitano, oder dessen Yicario praevio examine appro- 
bationem et admissionem in forma erhalten, die auch in casum in- 
qnalificationis billig zu verweigern, und die Ordinarii Coliatores in 
solchem Fall ein anderes qualäcirtes Snbjectum zu praesentiren ge- 
balten sein sollen. 
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Art. 16. Gleich auch bey den Augsporgischen Gonfessions Yer- 
wanten praecavirt, dass die Atiiotiones und Translationes der Bene- 
fiziaten änderst nicht, als nach Erkendtniss des Gonsistorii ge- 
schehen mögen, so ist auch billich ein gleiches bey den Catholischen 
zu observirn, dass keiner, er sei so gross oder gering er wolle, ohne 
Erkendtniss seiner Catholischen Obngkeit, seiner Praelatur, Bene- 
fizien oder Amts privirt oder auch transferirt werde. 

Art. 26. Weilen auch in den Rechten dem Geistlichen Standt 
ein Privilegium gegeben; dass sie nur vor ihrer Geistlichen Obrigkheit 
convenirt und bes&afiPk werden mögen, so sollen dieselbige auch da- 
bey gehandthabt und in allen Geistliche Personen convenirenden ci- 
vil- et criminal-fällen nach Inhalt der Geistlichen Rechten, allerraas- 
sen solche jura in civilibus et criminalibus Articulo decimo tertio, Pa- 
ragrapho sexto des Braunschweig-Lüneburg. Aequivalentis dem zeit- 
lichen Landtes-Fürsten vorbehalten, alle mahl verfahren, und darwider 
nichts verbeuget noch zugelassen werden, also und dergestalt, dass 
von dem jedesmahlen Regierenden Bischoven und Landts-Fürsten, in 
begebenden Criminal Fällen, wann ein Catholischer Geistlicher, 
Kirchen- oder Schnei- Diener delinquirt, gleicher gestalt auch allein 
dieser Confession zugethane nnpartheyische Richter verordnet, und 
vor demselben der Processus aussgeübt werden, sonsten aber in ci- 
vilibus und criminalibus dem Dorab-Gapitul und andern Stifftem 
über ihre Angehörige, ihre von Alters hergebrachte und dem Friden 
Schlnss nicht zuwider laufende Erkandtnüss unangefochten verblei- 
ben, im übrigen aber was hieroben wegen des Gonsistorii verglichen, 
in seinem Wesen gelassen werden solle. 

n. 

Nassauische Religions-Assecuranjs-Acte. 

P. c. 

§. 1. soll die Evangelisch-Lutherische als die herrschende Reli- 
gion Unseren sämtlichen fürstlichen Landen nach dem Statu anni nor- 
malis, und dem dermal rechtmässig hergebrachten Besitz-Stande, 
unverückt, und ohne die mindeste Beschranke oder Kränkung, beibe- 
halten und geschützt, folglich von dem katholischen Herren nicht 
das geringste unternommen werden, wodurch die Evangelisch-Lu- 
therische Unterthanen und Landes-Eingesessenen, vel directe vel per 
indirectum, in dem hergebrachten freien und öffentlichen Exercitio 
ihrer Religion cum annexis gehintert und beeinträchtigt werden. 

Zu welchem Ende alle Lutherische Einwoner in StMten, Flecken, 
Dörfern, Mülen, Höfen, Eisen- und andern Werkern, überhaupt aber 
alle und jede Landes-Einwoner, so wenig in Ausübung ihrer Religion 
und davon abhängenden Germonien und Gebräuchen, als in dem allei- 
nigen Besitz und Genuss ihrer Kirchen- Pfarr- und Schulhäuser, 
Kirchen- Pfarr- und Schulgüter, milde Stiftungen, Rechten und 
Gerechtigkeiten, Renten und Gefällen und namentlich solcher, welche 
aus unsem Recepturen bisher prästiret worden, oder künftig von Evan- 
gelischen Landesherrn, zu Gunsten des Evangelisch-Lutherischen Re- 
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ligionswesens bestimmt and ausgesetzt worden, gestOret nnd auf ir- 
gend eine Art sie bestehe, worin sie wolle, darin beinträchtiget, — 
sodann besagte Untertanen bei der eingeführten Kirchen-ordnung, nnd 
allen andern, von Lutherischen Laudesherrn und deren Consistorio 
gegebenen Verordnungen, welche das Evangelische Beligionswesen als : 

die Feier der Lutherischen Festtage, die vermischten Bhen, und 
übrige Matrimonialsachen etc. etc. betreffen, ruhig belassen, und 
darin nicht das Mindeste abgeändert werden, femer die Lutherische 
Geistlichen, Präceptores, Schulmeister, Organisten und Glöckner bei 
ihren Besoldungen, Bechten, Freiheiten, juribus Stolae und Gebüren 
ohne einige Abänderung ruhig verbleiben, — und endlich von den 
Lutherischen Kirchen- rfarr- und Schulgütern, Besoldungsstacken, 
milden Stiftungen, nicht das mindeste entzogen und weder zum Be- 
huf d^s katholischen Beligions- Wesens überhaupt, noch an katholische 
Geist- und Weltliche Personen insonderheit verwendet werden solle. 

Damit nun alles Vorstehende desto sicherer beobachtet werde, 
so wollen wir, 

§. 8. ünserm Consistorio, als dem ersten geistlichen Gollegio 
Unserer fürstl. Lande, hiermit die perpetuirliche Commission aufge- 
tragen haben, dass dasselbe von der Zeit an, da der regierende Herr 
Unserer Lande der Katholischen Religion zugethan sein wird, in allen 
nach der hiesigen Verfassung und besonders nach Massgabe des 
Tit rV. Unserer unterm 3. Januar 1778 emanirten Kanzlei- und 
Process-Ordnung vor selbiges gehörigen Sachen, vor sich allein 
verfügen, und insonderheit die protestantischen Lerer in Kirchen 
und Schulen, zusammt den Organisten und GlOcknem, zu bestellen, 
und befindenden Umständen nach wiederum ab officio zu suspendiren 
oder zu removiren.; sodann alle protestantische Pia Corpora und 
namentlich die St. Arnualer Stiffts-General- und Special-Kircfaen- 
Schaffney-Hospital-Almosen und Brudermeisterei-GefäUe, in^leichen 
die Stipendia Ludovicianum et Carolinum, zu administirön, in Ehe- 
sachen zu cognosciren und überhaupt alles vor das.Consistorium ge- 
hörige, das ^ligions-Kirchen- und Schul-wesen Unserer protestanti- 
schen Untertanen betreffende, mit deren dahin einschlagenden, öco- 
nomisch und politischen Geschäften und zwar: 

nach den Principiis und der Auslegung, welche das Corpus 
Evangelicorum bis daher angenommen hai, voraunehmen haben soü: 
ohne schuldig au set/n^ in irgend einer Sache einen Landesherrlichen 
Befel zu befolgen, welcher dem Protestantischen Religions-'Wesen 
in Unseren fürsÜ. Landen eu einigem Nachiheil gereichen kami 
und gegenwärtigem ewigen Familien^Gesetjs euu)ider läuft; gestalten 
das Consistorium in sofern von dem Tcaihdlischen Landesherrn tm- 
Miängig seun und blos von dem corpore Evangelicorum abhangen solle. 

§. 9. Damit aber das Consistorium um so viel mehr aufge- 
muntert werden möge, in vorerwähnten Stücken nach Pflicht und 
Einsicht zu handeln, und überhaupt über den ganzen Inhalt dieses 
ewigen Hauss- und Familien-Gesetzes zu halten: so soll der katho- 
lische Landesherr nicht befugt sein, weder dieses Collegium über- 
haupt, noch ein Stimmfürendes Mitglied desselben, in sondernheit. 



} •. 



Anhang. Tnstrumentum pacta Osnahrugensei 81 

m 

durch Gevraltf Drohungen, nnbiUige DimissioDes, Besolclungs- Ver- 
ringerungen oder auf sonstige widerreehtliche Art, von gewissenhaf- 
ter, pSichtmftsetger Aneriehtiing seiner Obliegenheiten abzuhalten. 

§. 10. Zu noch grösserer Versicherung, dass gegenwärtiger präg* 
matischen Sanetion in allen Stücken gelebt werde, sollen die unter« 
tanen dem katholischen Begierungsnachfolger die gewöhnlichen HnU 
digangspflichten nidU ehender abzulegen schuldig Seyn, als bis der- 
selbe die genaueste Festhaltnng dieses Haass-Gesetzes, mittelst eines 
sofariftlichen und eUUchen Beverses wird versproeheu und angelobt • 
haben, wie dann auch der Ton Untertanen in den abzulegenden Hui-* 
digungs-Md zugesagte Gehorsam insofern von keiner verbindlichen 
Kraft sein solle, als ihnen etwas, so gegeMwftrtig^m Hkuss-Statnte 
zuwider ist, anbefohlen wird. Stellte nun dieser Pall sich wirklich 
zutragen^ trnd entweder von dem katholischen Landesherrn, oder sei- 
nen gewissenlosen Bedienten diesem ewigen Gesetze entgegen gehan- 
delt werden: so sollen dergleichen Gontraventiones, ob sie gleich 
schon an sich Selbsten null und nichtig sind, von denjenigen, welche 
davon Nachrieht erhalten, sofort bei dem Gonsistorio angezeigt, da- 
rauf dem katholischen Landesherrn geziemende Vorstellung getan, 
in entstehender Bemedur die Sache an die übrige regierende Evan- 

felischen Agnaten Unseres Hausses gebracht, und von denselben 
achgeroässe Mittel dagegen ergriffen, allenfalls auch bei dem Corpore 
Evangelicorum und etwaigen übrigen Garants dieser Constitution 
Hülfe gesucht, und derjenige Bediente, welcher die Contravention 
böslich veranlasset, oder selbst begangen hat, seines Dienstes ent- 
setzt werden ; endlich diese Verordnnng die Kraft eines Instrumenti 
guarentigiati haben, folglich darauf Mandata S. C. bei den höchsten 
Reichsgerichten ausgebracht werden können. 

IlL 

Instrumcntum pacis Osnahrugense, 

Art. V. 

§.31. Statuum Catholicorum Landsassii, Vasalli et Subditi cu- 
juscumque generis, qui sive publicum sive privatum Aug. Conf. 
exercitium anno 1624 .... habuerunt, retineant id etiam in pos- 
. stemm nna cum anneiis, quatenns illa dicto anno exercaerunt aut 
exercita fuisse probare poterunt. Cujusmodi annexa habentur insti- 
tutio Consistorium, Ministeriorum tam scholasticorum quam ecele- 
siasticorum. Jus patronatus aliäque similia jura r nee minus maiieant 
in possessione omninm dicto tempore in potestate eorundem constitu- 
torum templorum, fundationum, ^ monasteriorum, hospitalium cum 
Omnibus pertinentiis, redditibus et accessionibus. Et haec omnia sem- 
per et ubique observentur eo usque donec de Religione christiana 
vel universaliter, yel inter Status immediatos eorumque Subditos 
mutuo consensu aliter erit conventum, ne quisquam quacunqne 
nllaratione ant via turbetnr. 

§. 32. Turbati aut qnocuroque modo destituti vero sine uUa 
exceptione in eum quo anno 1624 fuerunt statum plenarie restitu- 
antur. 

Archiv fUr Kirobenrecht XXXII. 6 
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Inatr. ptic Omabr. ort. V. u. Augtb. Relig. Fried. §. 15, 
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§•48. • . * idemque observetnr raüone Sabditorum caiholi- 
corum Aag. conf. Stataum, abi dicto anno 1624 usam et ex/arcitiuni 
catholicae Beligionis publicum aut privatum habaerunt. Catholi- 
coruro Aug. Confessioni addicti Status provinciales et Subditi, qai 
anno 1U24 ecclesiaaticam jurisdictionem agnoverunt in üb casibns 
modo dictae jurisdictioni subsint, qui August Confessionem uulla- 
tenus concernunt . . Eodem etiam jure Augustanae Confessionis Ma- 
gistratttum catbolici Subditi censeantur, inque hos, . qui anno 1624 
publicum Seligionis catholicae exercitium babuerunt,.Jus dioeeeaanum, 
quatenus Epiacopi illud dicto anno quiete in eos exercnorunt, sal- 
vum esto. 

Der in §. 1 des Art. V. bestätigte Augsburger Beligionafiriede 
setzt in §. 15 fest: 

»Dargegen sollen die Stftnde, so der Augsburgisdien Confassion 
»verwandt, die B5misch Kaiserliche Majestät uns und ChurfursteD, 
»Ffirsten, und andere des b. Beiches Stände so der alten Religion 
»anhängig, geistliche oder weltliche gleicher Gestalt bei ihrer Beli- 
»gion, Giaut^n, Eirchengebräuchen, Ordnungen und Qeremonien .... 
»unbeschwehrt bleiben lassenc ^). 

1) Die Frage nach der hentigen rechtlichen Itedeatnng des Art V. des 
Westfölischen Friedens ist von mehreren Aatoren erörtert worden (vergl. die 
Abhandlang von Prof. Dr. Frey: Ist der Westfälische Friede n. s. w., neu ab- 
gedruckt in Vering'8 Archiv fUr kath. Kirchenrecht. 23. Bd. S. 288 ff. Klüber. 
Oeff. R. d. D. B. 3.' Aufl. §. 50. Falck, Jurist. Encyclop. 2. Ausg. §. 10«). Or- 
tianon oder kurze Andeutungen über kirchliches Verfassungswesen der Katho- 
liken 8. 135 f.; V. Lindet Betrachtungen über die Selhstständigkeit und Un- 
abhfingi^keit der Kirchengewalt u. s. w. und Gleichberechtigung der Aagsbur- 
^er Confession mit der kathol. Kirche; Schulte, Lehrbuch des kathol. K. R. 
[§. 26. u. 30. Richter, Lehrbuch des K. K 8. Aufl. §. 82): wie immer man 
lieselbe beantworten möge, so viel wird allerseit zugestanden werden, dass der 
im §. 03. des Regensburger Deputations-Recesses statuirte Grundsatz, die her- 
gebrachte ReliffionsQbung solle gegen Aufhebung and Kränkung aller Art ge- 
schützt sein, Maxime einer jeden weisen und' gerecht denkenden Regierung sein 
müsse. 

Die YerfaMungsurkunde für Würtemberg v. 25. Sept. 1819 §. 76 u. für 
Sachsen vom 4. Sept. 1831 §. 57, sowie die Landschaftsordnung für Braun- 
schweig V. 12. Septbr. 1832 §. 214. haben es auch angemessen gefanden . die 
MTottstantische Reli^onsfibung gpefenüber einem nicht protestantischen lian- 
desherm in vorsor^icher Weise sicher zu stellen. 



Berichtigungen. S. 57. Z. 17 v. u. Hess Caesareopapismus ; S. 59. Z. 4. 
V. u. Uess Aoch statt Nach; S. 71. Z. 22. v. o. 1. decretirfen st. publicirten; 
S. 75. Z. 9. V. 0. L ist st. wird; S. 77. Z. 18. v. o. L conveniunt, bene regitur 
mnndus; S. 79. Z. 17. v. u. 1. in Unseren st. Unseren. 
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III. 

Die katholische Feldpropstei in Preussen und das Disciplinai*- 
verfahren gegen den Feidpropst Namszanowski , Bischof von 

Agathopolis i. p. i. 

Voll einan Pieiusischen Jniitten. 

Einleitung. 

Das im Jahre 1872 gegen den katholischen Feldpropst Nams- 
sumowski wegen« ihm durih seine oberhirtlichen Pflichten gebotener, 
geistlicher Amtshandlungen eingeleitete staatliche Disciplinarverfah- 
ren auf Amtsentsetzung ist noch im frischen Gedächtniss. 

Die mit den Bezielmngen der Prenssischen Staatsregierung zu 
der »altkatbolischenc Bewegung im engen Zusammenhange stehende 
äussere Veranlassung zu dieser Massregel, das grosse Aufsehen, wel- 
ches dieselbe in kirchlichen und politischen Kreisen und in der ge- 
sammten Presse erregt hat, die Folgen, welche sie für die Person 
des davon betroffenen kirchlichen Würdenträgers, für die katholische 
Militärseelsorge, deren sorgfältige Pflege ein überaus wichtiges In- 
teresse des Preussischeu Staates ist, und für die Beziehungen des 
letzteren zur Kirche überhaupt gehabt hat, lassen eine nähere Be- 
leuchtung derselben vom juristischen Standpunkte wünschenswerth 
erscheinen. Wir bieten dieselbe in den nachstehenden Blättern zu- 
gleich mit einer historischen Darstellung über die Entwickelung der 
Verhältnisse der katholischen Militärseelsorge in Preussen überhaupt, 
welche wir zur Vermittelung des vollen Verständnisses und der rich- 
tigen Würdigung der Sache für notliwendig erach1;en. 

J. Die hatholische Militärseelsorge in Preussen his zur Errichtung 

der katholischen Feldproj)siei. 

Das Militärkirchen wesen hatte in Preussen bis zum Jahre 
1848 einen ausschliesslich protestantischen Charakter. Die gesetz- 
lichen Bestimmungen über dasselbe sind im Allg. Laiidrecht Th. U. 
tit. 11. an verschiedenen Stellen vorgetragen, namentlich in den §§. 
237 ff. 279 ff. 291 ff. 404. 405. 412-41(5. 418. 425. 437 ff. 449 ff. 
481. 482. 496. 504. 556. 567. 618. — Sie wurden bereits unter 
dem 28. März 1811 in ein Miiitärkirchenreglement *) zusam menge- 

IT •■ I 

1) Yergl. Ge8.-Samnit. 1811 S. 170 ff. 
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fasst , welches dann durch die noch jetzt — bis auf die , durch die 
Verfassung vom 31. Januar 1850 ausser Kraft gesetzten Bestim- 
mungen — geltende Militärkirchen-Ordnung vom 12. Februar 1832 ^) 
erset^st worden ist. 

Die Militftrkirchen-Ordnung enthält, abgesehen von dem Falle 
eines Krieges, fflr welchen die Zahl der anzustellenden evangelischen 
und katholischen Feldgeistlichen nach dem donii eintretenden Be- 
dürfnisse ^) bestimmt werden sollte, in Bezug auf die Parochialver- 
bältnisse und die Beaufirichtigung dee gesammten Militärkircheuwe- 
sens eine exclusiv protestantische Organisation. 

An der Spitze derselben steht als unmittelbarer Vcrßeselgter 
der gesammten Militargeistlichkeit ^ als Vertreter der militärkirch" 
liclien Interessen und als Organ der dem MilitärTcirchenwesen in 
höherer Instanz vorgesetzten Minister der geistlichen Angelegenheiten 
und des Krieges der Feldpropst der Armee, (cf. §. 2. 1. c.) 
Unter ihm fungiren mit Parochialrechten 
a) die bei den Generalcommandos der Armeecorps stationirten 
und daselbst mit der Bearbeitung der militärkirchlichen An- 
gelegenheiten des Armeecorps beauftragten Militär-Oberprediger 
als Pfarrer für das militärische und Beamten-Personal des 
General-Cominandos und aller nicht im Divisionsverbande sich 
befindenden Truppentheile des Armeecorps, als Artillerie, Pio- 
nire, Jäger, Gensdarmen etc. (§§. 1. 3. 38. 1. c.) 
h) Die Divisionsprediger , in der Regel je zwei bei jeder Division 
als Pfarrer der zu den Divisionsverbänden gehörigen Truppen- 
theile. (§§. 1. 4. 38. 1. c.)3). 
c) die in den Gouvernementsstädten und in einzelnen Festungen 
angestellten Garnisonprediger als Pfarrer der daselbst garni- 
sonirenden Besatzungstruppen, deren sonst competenter Mili- 
tär-Prediger nicht mit am Orte ist, ferner derjenigen Per- 
sonen des Militär- und Militär-Beamtenstandes, welche weil 



1) Vergl. Ges.-Samml. 1832 S. 69 ff. 

2) Ueber d^e Bedfirfnissftage entscheidet selbetverstandlich der Eriegs- 
ininiflter. In den Kriegen von 1866 und 1870/71 haben die Ton ihm auf das 
Budget Dbernommenen katholischen Feldgeistlichen dem BedOrfniss nicht ent- 
fernt genOgt, jedoch ist durch die Zulassung freiwilliger deistlichen, fQr deren 
Unterhalt vielfach der Maltheserorden die Sorge Dhemommen hatte, den schwer- 
sten tJebelständen abgeholfen worden. 

3) In welcher Art unter die beiden Prediger einer Di^i^ion die Gemein- 
den derselben und die dabei vorkommenden geistlichen Amtsgeachafte vertheilt 
werden sollen, wird von dem Generalcomraando und dem Gonsistorio gemein- 
schaftlich nach Massgabe der besonderen VerhältniBse bestimmt (i^ 38.) 
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sie weder jsa einem Truppentheile noch zum Personal eines 
General- oder DiTision^commandos geboren, keinen eigenen 
Militär-Prediger haben, eudlich des gesammten Festangs-Per- 
sonals und der Festungsgefangenen. (§§. 1. 40. 1. c.) 
d) Die Prediger einzelner Militär «Institute, nämlich der Invaliden« 
häuser, Cadettencorps und Militärwaisenhäuser (g. L 1. o.). 
Nach §. 38. der Militär-Kircben-Ordnung war die Oonfemoa 
der einzelnen Indiriduen auf die ParochialverhäUnisse von keinem 
Einfluss, folglich geUeti die pf'otestantisclwn Militärprediger durch- 
weg als die ordentlichen Pfarrer der kaiholischen Militär^ Avge- 
gehörigen. 

Allerdings wurde dieser Parochialzwang dadurch gemiidert, 
dasanach §. 5.. L c^ in denjenigen Garnisonorten, wo katholische Geii^t- 
liehe sieh befanden, einem derselben di^ JSeelsorge für die katholi- 
schen Militärangehörigen übertragen werden sollte. 

Auch ist in §. 41. 1. c. ausdrücklich gesagt, dass der be- 
treffende katholische Geistliche die Parochidlreßhte über diese Mili- 
tärangehörigen in derselben Art auszuüben befugt sei, wie i« Hin- 
sicht der Mitglieder seiner Givilgemeinde ; ebenso ist im §. 45. 1. c. 
bestimmt, dass die römisch-katholischen Mitglieder der Militärge- 
meinden, um die betreffenden Actus ministeriales von ^iuem Geist- 
lichen ihrer Confession verrichten zu lassen , niemals eines Dimisso- 
riale von dem evangdiscben Milit&rprediger bedürfen, zu dessen 
Gemeinde sie ihrem Dienstverhältnisse nach gehören. Indessen 
kommt die, auch die Katholiken mit umfassende, protestantische 
Parochialverfassnng in ihrer exclusiven Berechtigung in absolutester 
Weise doch darin wieder zur Geltung, 

1. dass der mit der katholischen Militärseelsorge beauftragte 
Civil-GeistliChe die von ihm zu verrichtenden Taufen und 
Trauungen, wenn am Orte ein evangelischer Militärgeistlicher 
sich befindet, diesem unmittelhar nach volleogenei- Handlung , 
entgegengesetzten Falles aber am Schluss des Jahres dem Mili- 
tär-GeistKchen, zu dessen Parochie die betreffenden Individuen 
nach den Bestimmungen des §. 38. 1. c. gehören, durch ab- 
schriftliclie Mittheilung der während des abgelaufenen Jahres 
für diese ihm übertragene Militärgemeinde geführten Tauf- und 
Trauungsregister, denen noch eine Abschrift des Sterberegisters 

'beizufügen ist, zum Behufe der Eintragung in das Militär- 
kirchenbuch anzuzeigen hat; 

2. dass die den römisch-katholiäclien Mitgliedern der Militärge- 
meinden zustehende Befiigniss, alle sie betreffenden geistlichen 
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Handlangen dnrcb einen Geistlichen ihrer Confession yerricbten 
za lassen, die Befugniss und Verpflichtung des evangelischen 
Militär-Predigers, zn dessen Gemeinde sie gehörten, wenn sie 
es wünschten, diese Handlungen nach dem Bitns der evange- 
lischen Kirche vornehmen zu lassen, nicht ausschloss. 
Die Auswahl der mit der katholischen Militärseelsorge zu be- 
auftragenden katholischen Geistlichen sollte nach §. 20. 1. 6. von 
den evangelischen ProvinciaKGonsistorien unter Goncurrenz der bi- 
schöflichen Behörden geschehen und dem Ministerium der geist- 
lichen Angelegenheiten behufs Einholung seiner Genehmigang dar- 
über Bericht erstattet werden. 

Ein, den Bischöfen abschriftlich mitgetheiltes Bescript des 
Cultusnünisters v. Altenstein, vom 25. Juni 1882^) an sämmtliche 
Königliche Gonsistorien verordnet das Nähere wegen Ausführung 
dieser Bestimmung, indem es die Gonsistorien auffordert,- unter Mit- 
wirkung der betreffenden Generalcommandos 

a) zuvörderst die Garnison-Plätze auszumitteln, wo katholische 
Militär- Personen sich stationirt befinden und wo ein katho- 
lischer Gottesdienst bestehe, wobei zugleich die Seelenzahl d^ 
katholischen Militär» anzugeben sein werde, 

b) diese Nachrichten der betreffenden bischöflichen Behörde rait- 
zutbeilen mit dem Ansinnen, einen, event. nach Bedürfniss 
mehrere Geistliche vorzuschlagen, -welche mit der Seelsorge 
für das katholische Militär nach vorgängiger Genehmigung des 
Ministerii der geistlichen Angelegenheiten abseiten ihrer be- 
auftragt werden könnten. 

Die Kegulirung dieser Angelegenheit scheint längere Zeit be- 
durft und erst gegen Anfang des Jahres 1837 ihren Abschluss ge- 
funden zu haben ^. Die katholische Militärseelsorge befand sich 

1) Eiue Abschrift dieses Rcscripts befindet sich in den Acten der Fürstb. 
Geh. Kanzlei zu Breslau, betreffend den Garnison-Gottesdienst Nr. 2. Lit. A. 
Vol. I. 

2) FGr den Bereich des V. and VI. Armeeeorps erhellt dies unter An- 
derem ans einem Schreiben des Oberpräsidenten v. Merckel zu Breslau an den 
Fürstbischof Grafen Sedlnitzki daselbst yom 1. Februar 1837, (in den Acten 
der Fürstb. Geh. Kanzlei, betreffend Garnison -Gottesdienst Sect. VIT. 1. N. 2. 
Lit. A.) welches auch einen interessanten Einblick in die geschäftliche Behand- 
lung dieser, anscheinend ohne alle Mitwirkung des Fürstbischofs erledigten 
Angelegenheit und in die dabei massgeblich gewesenen Gesichtspunkte bietet. 
Es lautet: 

»Es wird Ew. Fürstlichen Gnaden interessant (!) sein, darüber eine 
»üebersicht zu erhalten, wie die Seelsorge bei den Katholiken in Bezug auf 
»das in der Provinz stationirte Militär regulirt ist Ueberall ist davon aus* 



Das DUcipt.' Verf. gegen Feldpropst Bischof Namszanowski, 87 

daher aach nach Erlass der Militärkirchenordbung in einem durch - 
MS preeftren Zustande. Beherrscht Yon dem, wenn auch einiger- 
massen gemilderten protestantischen Parochialzwange entbehrte sie 
jeder Selbstständigkeit , jeder Organisation und Oberleitung , jeder 
canonischen and staatsgesetzlichen Grundlage. Für den Paritätsge- 
danken war in den preussiscben Staats-Institntionen in den dreissiger 
Jahren unseres Jahrhunderts noch kein Baum vorhanden , am aller- 
wenigsten in der Armee, welch^ als eine der Grundsäulen des pro- 
testantischen Staatswesens galt. 

In diesem Zustande blieb die katholische Militärseelsorge im 
Wesentlichen bis vom Jahre 1848. • 

Der grosse Staatsgedanke Friedrich Wilhelms IV. aber, die 
Idee der Gleichberechtigung der Gonfessionen, welcher der preussische 
Staat seine späteren Erfolge und eine kaum geahnte Machtentwikel- 
ung in Deutschland verdankt, musste nothwendig auch auf dem Ge- 
biete der Hilitärseelsorge zum Ausdrucke gelangen. Schon der 
Allerhöchsten Cab.-Ordre vom 5. Mai 1845 liegt der Gedanke zu 
Grunde, d^ katholischen Militärseelsorge eine ähnliche Organisation 
zu geben, wie der protestantischen ^). Anch wurden auf Grund der- 

»gegangen worden, dass die katholischen Militärs an dem Gamisonorte dem 
»Patoehns 1<^ in die Seelsorge gegeben sind und ist dadurch in dem ganzen 
»Umfange der ProTins.ein mit den Landccgesetsen ivid der^Kirchenverfassnng 
»übereinstimmender Zustand herbeigefiÜirt worden. Die Geistlichen , welche 
»die Seelsorge über das katholische Militär übernommen haben, sind Oberall 
»in d^ Genuss der Stolgebühren getreten und haben dadurch die ihnen 
•gebührende Entschädigung für die dui^ch den Zutritt des Mitilärs er- 

* folgte Vermehrung ihrer Gemeinde erlangt ^ insofern sie wirklich nicht 
»bereits im Genuese dieser Aeddeniien sich befanden. Anderweile ausser- 
•ordentliche Aufopferungen werden von den Geistlichen nicht ver* 
•langt und können di^ Leistungen, welche in dieser Beziehung doch 

• vielleicht Übernommen werden müssen, in keiner Weise und um so 
»weniger lästig fSallen, als die Truppenabtheilungen , welche die Garnison auR- 
»machen ,' bd diem jetziges Friedenstande nicht ToUzShlig sind, selbige aus 
•kräftigen Jangen Leuten bestehen nnd auch die Besorgung von Militärla* 
»zarethen keine grosse Umstände machen kann. Wenn daher auch im g. 97. der M. 
»K. 0. vom 12. Februar 1832 den mit der Seelsorge für gewisse, besonders aus- 
gezeichnete Fälle eine besondere Entschädigung zugesichert wird, so glaube ich 
»doch nicht, dass dieser Fall bei den in der Beilage genannten Geistlichen (es 
>sfnd dies eben sämmtliche mit der Militärseelsorge im Bereiche des Y. und VI. 
»Armeecorps beauftragte Geistliche) irgendwo eintreten wird. Indessen ersuche 
»ich £w. Fürstlichen Gnaden ganz ergebenst, Sich bald gefalligst äussern zu wollen.« 

1) Sie lautet quoadpass. conc: 

»Was die Anstellung mehrerer katholischer Divisions- oder Garnisons- 
Prediger betrifft, so bin Ich mit Ihrem Vorschlage einverstanden, dass da, wo 
sich an einzelnen Gamisonorten ein dauerndes Bedürfniss dazu herausstellen 
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selben schon einzelne besondere katholische Militftrgeistlidid ange« 
stellt. Jedoch erst die Gab.-Ordre vom 4. Februar 1848 erkannte 
grundsätzlich das Bedarf niss an, die Hemmungen und Schwieng- 
heiten^ welche die Abhängigkeit der katholischen MHüärpersonen 
von verschiedenen inländischen und audändisehen Bisehöfen mit 
»ich führcj £u beseitigen. Unter Nr. 4. dieser an die Minister Eich- 
horn und von Rohr gerichteten Ordre heisst es wfetlicb: 

»Dass der jedesmalige Fürstbischof von Breslau ein vnd für 
alle Mal zum römisch-katholischen Armeebiscfaof mit der Ver- 
pflichtung ernannt werde, seine diesAUigen n&het festxostellen- 
den Facultäten mittelst Delegation auf den Ton Mir zu nomi- 
nirenden Feldpropst zu fibertrageb, hat meine y^llige Zustim- 
mung. Es sind demgenoäss nüt dem Fürstbischof von Breslau 
und dem römischen Stuhle unverzüglich die erforderlichen Ver- 
handlungen anzuknupfen.c 

Im Sinne dieser Ordre wurde unter dem 13. April 1849 mit 
dem Fürstbischof von Breslau Frb. von Diepenbrock in Gomn»nm* 
catton getreten und nach dessen entgegenkommendor RudLftusserung 
unter dem 3). Juli ej. a. diei Köuigliche Gesandtschaft in Born mit 
Instruction versehen. 

Das Ergebniss der mit dem P&pstlichen Stuhle eingeleiteten 
Verhandlungen erhellt «aus dem apostolisi^en Breve vom 24. October 
1849 und aus dem Circularrescripte des damaligen Cultusministers 
von Ladenberg vom 25. April 1850 ^). 

Der Papst hatte, wie aus dem Breve ersichtlichi gewünscht; 
die katholische Seelsorge für die Preussische Armee sofort als eine 
ständige Institution canonisch zu begründen, rousste sich aber, da 
dies ftirs Erste nicht zu erreichen war, (etsi tam utilem tamqne 
sahitarem rem stabili ratione statim constituere minime potuimus, 
yeluti in nostris votis fuisset) mit einer provisorischen Einrichtung 
begnügen, die darin bestand, dass er — donec aliter a Nobis et 
Apostolica Sede statuatur — dem Fürstbischöfe von Breslau die 
Seelsorge über die gesammten Preussischen Truppen katholischen 
'Glaubens im Wege der Delegation übertrug mit der Befugniss, seine 



solhe, schon jetzt mit; der hefriedigung desselben vorgescbritfcen und die An- 
träge darauf vorbereitet werden, die Ich demnäcliftt erwarte. 

Postdam, den 5. Mai 1845. 

• gefc. Friedrich Wilhelm, 

Au die Staatsminister v. Boyen nnd Eichhorn,* 

1) Das Breve und das Rescript sind sub A. und B. der Anlagen abge- 
druckt. 
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Fücultäten iiach anderen (vel uni yel plofibns) geeigneten MäAnern 
zu snbdelegiren, und zwar, ea ex parte> in qua pro loco et tempore 
expedire in Domino judicaverit. 

Die fibrigen in der Delegation inbegriffenen Facultäten bestan- 
den in der Ermächtigung 

1. für die prenssischen Truppen Fddcapläne auszuwählen mit der 
Befugniss, die Sacramente (mit Ausnahme der Firmung und 
Priesterweihe) zu spenden und die Paroohialhandlungen (munia 
parochialia) für denjenigen Theil dieser Truppen, welcher einem 
Jeden von ihnen anvertraut werden würde, zu verrichten; 

2. diesen Feldcaplänen Hulfspriester mit gleichen oder geringeren 
Facultäten zu bestellen; 

3. die Capläne und Häl&geiBtIichen zu beaufsichtigen, zu suspen- 
diren, nach Vorschrift der Kirchengesetze zu bestrafen (cor- 
rigere) auch ab officio zu removiren (quod quidem ofKciuni ita 
semper existimari debet, ut illud ad nutum revocari queat). 
Hierzu erhielt der Delegat 

4. die Erlaubniss, ad spirituaiem eorundem exercitunm et Cap- 
pellanomm utilitatem licite et libere uti facultatibus absol- 
vendi et dispensandi aliisque omnibus facultatibus, quae couti- 
nentur in formula tertia, typis edita, quae per Gongregationem 
Fidei propagandae praepositam expedire solet Er sollte da- 
her befugt sein, die ihm nach diesem Formular als Bischof 
für seine Breslauer DiOcese ertheilten Facultäten auch für den 
gesammten Bereich der Armee an jedem Orte anzuwenden. 
Vergleicht man nun den Inhalt dieses Breve mit der obener* 

wähnten Gab.-Ordre vom 4. Februar 1848, welche den Verhand- 
lungen mit dem Päpstlichen Stuhle zum Ausgangspunkte diente, so 
erhellt, dass 

1 . eine Verständigung über die Ernennung des jedesmaligen Fürst- 
bischofs von Breslau zum katholischen Armeebischof nicht statt- 
gefunden hat, indem der dem damaligen Fürstbischof von Bres- 
lau von Seiten des Apostolischen Stuhles ertheilte Auftrag nur 
seiner Person, nicht seinen Nachfolgern galt und nur den 
Charakter einer Delegation, nicht aber den eines selbstständi- 
gen Kirebenamtes hatte, 

2. dass auek von einer VerpßichHmg des Füratbischofs von Bres- 
lau, seine Facultäten als Delegat fSr die Armee auf einen 
jederzeit vom Könige zu nominirenden Feldpropst zu über- 
tragen, nicht die Bede ist, sondern nur von einer ErmäcUig^ 
ung^ zu snbdelegiren. 
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Dass eine solche Sabdelegation, wenn sie geschah, eben nur 
einen provisorischen Charakter haben und kein selbststftodiges Kir- 
chenamt, (keinen Feldpropst) schaifen konnte, springt in die Augen, 
da der apostolische .Delegat ein Hehreres nicht snbdelegiren konnte, 
als was ihm selbst delegirt war und der h^^chstpersönliche Charakter 
der Delegation dem Mandate des Subdelegatbn Schranken zog, die 
mit einer dauernden Institution, wie sie bei einem Kirchenamte vor- 
ausgesetzt wirdy unvereinbar sind. 

Dass das Ergebniss der mit dem apostolischen Stnhl gepfloge- 
nen Verhandlongen auch von Seiten der Preussischen Staatsregiening 
eine, dem Breve vom 24. October 1849 durchaus conforrae Auffas- 
sung gefunden, 'ergibt sich zur Genüge aus dem oben allegirten Cir- 
cular-Rescript des Cultosministers von Ladenberg vom 25. April 
1850, wie nicht näinder aus den sogleich zu erwähnenden, auf die 
Ernennung des Herrn Mencke zum Feldpropst bezflglichen Acten- 
stücken. 

Nachdem nämlich der Fürstbischof Cardinal von Dtepenbrock 
vorerst die nöthigen Massregäln zur Organisation der Armeeseelsarge 
getroffen und die Geistlichen nebst den nOthigen Facultftten auch 
mit Anstellungsdecreten versehen hatte, bestellte er mit dem in der 
Allerh. Cab.-Ordre vom 19. Februar 1852 und dem Hinisterial- 
Kescript vom 4. März 1852 <) zum Ausdrucke gekommenen Einver- 



1) Die Cab.-Ordre vom 19. Febraar 1852 lautet: 

»Aaf Ihren Bericht vom 23. Januar er. will Ich die provi^orisehe Au- 
Htellong des Begiemngs- und Sckulraths Ifencke m MQBster zum katholischen 
Feldpropst hierdurch genehmigen and Ihnen die weiter erforderlichen Ein- 
leitungen überlassen. 

Berlin, den 19. Februar 1852. 

ge«. FriedHch Wilhelm. 
ggz* '<>• Raumer, v, Bofiin. 
An die Minister der geistl. Angelegenheiten und des Krieges.« 

Der Inhalt des Ministerial^Bescripts an Meaeke ist folgender: 

»Ew. Hoch würden benachrichtige ich hienlurch, dass 8e< Majestät der 
König anf meinen und des Herrn Kriegsministers Antrag durch Allerh. Cab.- 
Ordre vom 19. V. Mts. Ihre provisorische Anstellung als katholischer Feld- 
propst zu genehmigen geruht haben. 

»Indem ich, so viel Ihre amtliche Stellung in dieser Eigenschaft betrifft, 
für jetzt auf meine Torlanfige Eroffiinng vom 22. Nov. v. J. Bezug nehme, ver- 
anlasse ich £w. etc. Sich zum Antritt derselben bereit zu halten und Sich 
thunüchst so einzurichten, dass Sie spätestens mit dem Beginn des künftigen 
Monats hier eintreffen können. 

»Der Herr Cardinal, Fürstbischof von Breslau ist von der erfolgten 
Allerh. Ordre in Kenntniss gesetzt und haben Sie sich wegen Erthedung 
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j^ndnisses der Staatsregterang den geistlichen und Schulrath, Welt- 
priester Mencke zu seinem Delegaten als provisorischen Feldpropst 
ü^nd ertheilte demselben eine Bestallung nebst Instruction vom 12. 
lltai 1852 ^), erliess auch darüber eine Bekanntmachung an alle mit 
der Militftrseetoorge betrauten Oeistlichen. 

der erforderlichen canonischen FacuUäten an denselben seiner Zeil 
zu wenden. Einer Benachrichtigung Qber die Zeit, wann Sie zur Uebemahme 
Ihrer Functionen im Stande sein werden, sehe ich demnächst entgegen. 

Berlin, den 4. März 1852. 

Der Minister der geistlichen Angel^enheiten. 

gez. V. Raumer,«^ 

1) Die Bestallung hat folgenden Wortlaut: 
* Melchior j durch Gottes Erbarmung und des apostolischen Stuhles Gnade etc. 

— provisorischer apostolischer Delegat fOr die Königlich Preussische Armee, 
eröffnen dem bisherigen Kgl. Regierungs-, geistlichen und Schulrath, Welt- 
priester Herrn Friedrieh FeBx Mencke, dass derselbe zum proTisorischen Feld- 
propste für die K. Preuss. Armee und zu Unserem, des provisorischen aposto- 
lischen Delegaten Subdelegaten ausersehen worden ist. 

Indem Wir hiermit uns in Kraft der von dem heiligen apostolischen 
Stuhle zu Rom durch das Breve vom 24. October 1849 Uns provisorisch flber- 
tiagene YoUniaeht den obengenannten Herrn Meneke zu Unserem provisorischen 
Delegaten fOr die KönigL Preuss. Armee bestellen, erwarten Wir, dass derselbe 
zuvörderst dem heiligen apostolischen Stuhle zu Rom und Uns mit treuer ka- 
tholischer Gesinnung zugethan und gehorsam sei, dass er in dem ihm anver- 
trauten Amte die Rechte unserer heiligen Kirche vertheidigen und aufrecht 
erhalten und sich flberall nach den Gesetzen derselben richten und auf deren 
Befolgung Seitens der ihm untergeordneten Geistlichen sehen, letztere zu ihren 
Pflichten gegen die heilige Kirche, die ihnen anvertrauten Gläubigen und in 
militärischer Beziehung gegen ihre w^tiichen Oberen anhalten, die Gesinnungen 
der Treue, des Gehorsams und der Hingebung fOr König und Vaterland, welche 
im Geiste unserer heiligen Religion die christlichen Soldaten beseelen sollen, 
in aller Weise pflegen und in allen Dingen nach den Gesetzen Unserer heiligen 
Kirche und der ihm zu Theü werdenden Instruction so wie in militärischer 
Beziehung nach den landesherrlichen Gesetzen und Bestimmungen leiten und 
bescheiden, die ihm von Uns delegirten und subdelegirten FacuUäten richtig 
gebrauchen, so wie ftberhaupt die Pflichten des ihm anvertrauten wichtigen 
Amtes treulich erfüllen und sich in Allem so flihren werde, wie es ihm als 
Unserem Subdelegaten wohl ansteht und gebührt, auch erwQnschen wird, ge- 
lebt zu haben, wenn er dereinst aus dieser Zeitlichkeit geschieden, dem ewigen 
und gerechten Richter gegenQber stehen wird. 

Gegeben Breslau, den 12. Mai im Jahre des Heils lß52 unter Unserer 
eigenhändigen Unterschrift und beigedruckten grösseren Insiegel. 

iL. S.) Melchior.* 

Der Bestallung war beigefügt ein Instrum^t von demselben Tage, ent- 
haltend die delegirten und subdelegirten Facultäten in latmnischor Sprache. 

Die obenerwähnte, gleichfalls beigefügte Amts-Instruction de eodem legt 
unter Anderem im 9- 1- dem etc. Mencke das Recht bei, über die Anordnung 
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Aus diesen Urkunden in Verbindung mit den erwähnten staat* 
lieben Erlassen erbellt, dass es sieh beider Beruf^mg desp. Mencke 
weder van kirehlid^er noch van staaüicher Seite um die Errichtung 
eines wirklichen AniieSj sondern nur mn Hfie provisorisehe Em- 
richtung handelte^ welche^ da sie mit der dem Cardinal DiepenArock 
zu Theü gewordenen päpstlichen Delegation stand und fiel^ durch- 
aus precärer Natur war. 

Die Functionsbefugniss des p. Meuoke wurde daher mit dem 
im Januar 1853 erfolgten Tode des Cardinal Diepeubrock unter- 
brochen und sie würde für immer aufgehört haben, wenn nicht der 
heilige Vater ihm auf seine Bitten unter dem 10. Februar ej. a. 
durch die Gongregation far die ausserordentlichen kirchlichen An- 
gelegenheiten alle diejenigen Facultäten erneuert hätte, welche ihm 
vom Cardinal v. Diepenbrock subdelegiit worden warw. 

Piese Erneuerung der Facultäten eines Snbdelegaten fSr Mencke 
beruhte allerdings auf der Voraussetzung, dass das apostolische De- 
legaten-Amt Mr die Preu3sische Armee wiederum einem der Pceus- 
sichen Bischöfe werde übertragen werden köanen. ' Da indessen die 
dieserhalb mit dem Erzbischofe von Köln, ebenso wie die mit dem 
Nachfolger des Card, von Diepenbrock auf dem Breslauer Stuhl ge- 
führten Verhandlungen resultatlos blieben, auch die Ansicht zur 
Geltung kam, dass mit den, dem Feldpropst Mencke neuerdings von 



und Dauer des Gottesdienst €8 ^ Uiher die sonn' und festtägliche Abhal* 
tung desselben, Hber den Gottesdienst in den La%areth-CapeUen, wo 
solche bestehen, über den Begnch des Beichtstahles etc. den ihm ustergebeineu 
GeiBtlichen Yerhalttingen» Befehle and Vorschriften za geben. 

Es ist McraiiB zu ersehen, dass der proYisörische apostolische Delegat der 
Ansicht war, dass die Ertiieiliuig derartiger Vorschriften seines Amte« sei. Die 
Machtbefugnisse des Herrn Kamszanowski, der das Amt, welches der Cardinal 
Diepenbrock nur als proTüoriadies bekleidete» als definitives erhalten hatte, 
sind doch wahrlieb keine geriligeren« — 

Der in dem obigen Besmpte des Ministers v. Baumer vom 4. März 1852 
in Bezug genommene Minisberialerlass vom 22. Nor. 1851 lautet ad passam 
concernentem : 

'»Ew. Hockwürden ist bereits bekannt geworden, dass die Absicht 
besteht, zur Beaufsichtigung der Seelsorge bei dem kaiholischen Theiie 
der Armee einen^ besondern kalhoUscheti Feldpropst an%u9teUen. wel- 
cher als Subdelegat des Herrn Fürstbischofs vo7i Breslau, dem die 
oberste Leitung der kath, Armeeseelsorge unter Zustimmung der Kgl 
Staatsregierung Seitens des päpstlichen Stuhles provisorisch überwie- 
sen worden ist, fungiren, auch nach Umständen die besondere Seel- 
sorge bei einem Theiie der Armee Übernehmen soll. Die Besoldung etc.< 
(Es folgt nun die Anfrage, ob etc» Mencke diese Stelle Obern ehmen wolle) 
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Born ertheilteu Vollmachten attszakommen sei, so verblieb die obere 
Leitung der Armeeseelsorge einstweilen in dessen Händen. 

Indessen hatte doch die dem Mencke von Rom aus ertheilte 
Delegation eine, (är diese immediate Stellung, fahlbare Lücke ge- 
lassen: Da sie nämlich dem Mencke nur diejenigen Facultäten er- 
neuerte, welche ihm seiner Zeit von dem Cardinal Diepenbrock sub^ 
delegirt waren, so begriff sie stricte genommen diejenigen Voll- 
machten nicht !n sich, welche der Fürstbischof Von Breslau bei Er- 
tbeilung diftr Subdelegation sich selbst reservirt hatte. Es waren 
dies, abgesehen von einigen weniger erheblichen , hauptsächlich die 
Vollmachten! dispensandi super iropedimento niixtae religionis, dis- 
pensandi ab una vel altera proclamatione und die B^fngniss, unter 
Zustimmung der Diöcesanbischofe die Ar die Armeeseelsorge erfbr- 
derlrchen Geistlichen zu berufen und iilr ihre Functionen mit Juris- 
didion zu versehen. 

Ft*eilich war namentlich diese letztere Befugniss, wenn die 
Ernennung des künftigen Fürstbischofs von Breslau oder eines an- 
deren Bischofs zum apostolisehen Delegaten nicht wieder stattfand, 
und die katholische Armeeseelsorge dennoch Fortbestand haben 
sollte, die conditio sine qua non für die Ausübung der anderen dem 
Mencke ertheilteu Vollmachten, sie konnte daher unter jener Voraus- 
setzung als eine, wenn auch nicht ausdrückliche, so doch selbstver- 
ständliche Bewilligung betrachtet werden. Dies war auch die An- 
sieht des Feldpropstes Mencke. Um indessen sicher zu gehen, wen- 
dete sich derselbe dieserhalb unter dem 21. März 1853 an den 
apostolisi^hen Nuntius in Wien und unter dem 12. Juli desselben 
Jahres direct an den heiligen Stuhl mit der Bitte, dass, falls er 
über den Umfang seiner Vollmachten sich im Trrtbnme befinde, er 
rectificirt werden möge. Da ihm eine Antwort nicht ertheilt wurde, 
so erachtete er demnächst auch die obigen Befugnisse, als in seiner 
Delegation inbegriffen. 

Als im Jahre 1859 der zum Dompropst von Münster ernannte 
Herr Mencke seine Stellung als provisorischer Feldpropst bei der 
Armee aufzugeben im Begriffe stand, wurde es für angemessen be- 
funden, dass dieser an den heiligen Vater das Gesuch richte, die 
von ihm geübten Facultäten auf den regierungsseitig zu seinem 
Nachfolger gewünschten zeitherigen Propsrt zu Sf. Hedwig in Berlin, 
Pelldram zu übertragen. Diesem Gesuch entsprach der heilige Va- 
ter durch ein in seinem Namen ausgefertigtes Decret der Congre- 
gation für die- ausserordentlichen kirchlichen Angelegenheiten vom 
11. Februar 1859. Es lautet: 
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Ex audieDtia Sanctissimi. 

Quam Presbyter Federicos felis Mencke a defancto Gardinali 
Diepenbrock Episc. Wratislawien. tanquam subdelegatus Aplicas, siye 
praeposittts catholicis Serenissimi Borussias Be^s Gopiis, et oppor- 
tunis facultatibus munitus ex rescripto hajos S. Congregationis Ne- 
^otiis Ecclesiasticis extraordinarüs praepösitae , die 10. Febraarii au. 
1853 edito, bajusmodi mimere amplius perfuDgi miDime possit, 
propterea qaod Praepositus Catbedralis Ecclesiae Monasteriensis 
fuerit renuntiatus ; idcirco SaBctissimos Dominos Noster Pias div. 
prov. PP. IX« referente me iofrascripto ejusdem 8. Gongregatioois 
Secretari(^i spiritoali eanudem Copiarum bono consulere existimafit. 
Qaamobrem, donec aliter statatiun fuerit ab Aplica Sede praedictom 
munus lllustrissimtts Dominos Noster hoc decreto Presbytero Leo- 
poldo Pelldram, Praeposito Ecdesiae S. Hedwigis Berolitii, et Cano- 
nico honorario Wratislaviensis templi committit eodem plane modoy 
et fanna, et etm omnäms iisdem facultatibus^ quibus enunciaio Pres- 
bytero Federico Felici Mencke fuerat demandatum. Soper quibos 
eadem Sanctitas Soa hoc edi mandavit decretum, et in acta soperios 
memoratae Congregationis referri. Contrariis qoibuscomque minima 
obfoturis. Datam Uomae e Secretaria ejusdem S. Congr. die, mense 
et anno praedictis. 

(L. S.) Joseph Bcrardi, Secretarios. 

Hiernach ist das Subdelegaten-Amt für die Preuss. Armee 
dem Pelldram ganz in derselben Form und mit denselben Facultäten 
übertragen worden, wie dies bezüglich auf Mencke durch Decret der- 
selben Congregation vom 10. Februar 1853 geschehen war. 

In Betreff der oben erwähnten Lücke in dieser Vollmacht, 
welche schon sainem Amtsvorgäuger 'm\ Bedenken Anlass gegeben 
hatte, wurde auch Pelldram — unter dem 7. October 1863 bei dem 
heiligen Vater vorstellig und erhielt darauf nachstehenden Bescheid 
der Congregation 

Ex aodentia Stmi. 
Die 21. Octobris 1863. 

Sanctissimus Dominus Noster Pins divina Providentia PP. IX. 
referente me infrascripto S. Congregationis Negotiis Ecclesiasticis ex- 
traprdiuariis praepösitae Secretärio, attentis expositis et peculiaribus 
circumstantiis animum suum moventibus, praema, quatenus opus 
sit^ sanatiofie actuum^ qui in vim extensionis faenltatun^ de quibus 
in precibus mentio est^ locum hdln^erintf benigne impertitns est ß. 
D. Leopolde Pelldram Subdelegato Aplico, et catholicis Serenissimi 
Borrussiae Begis copiis Praeposito Oratori facultatem , duraate mu- 
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nere eligendi de cansenm Ordinariarum Cappellanos cathölicos ad 
nuium amovibiles cum facultate administrandi Sanctissima Sacra^ 
menta (exceptis ConforroatioDis et Ordinis Sacramentis) et peragendi 
parochialia munia pro illa earundem copiarum parte, guae unicui- 
que ex dictis Cappellanis fueritU cancredita nee non depuiandi 
in earundem Cappellanarum auxilium alias cathölicos sacerdoteSy 
qmbus, Orator minores factdUxtes conferre poterit, prout ipse oppor- 
tunum ewistimaverü. Gontrariis quibascumque minime obfuturis. 

Datum Boxuae ^ Secretaria ejusdem S. Congregationis die, 
luense et anuo praedictis. 

Alexander^ Archiep. Thessalonicensis 

Sacretarius. 

Nebeu diesen kirchlichen Vollmachten erhielt Pelldram noch 
ein. staatliches Anstellongs-Patent vom 12. April 1859, auf welches 
wir weiter unten noch zJirückkommen ^). 

Als im Jahre 1865 Pelldram zum Bischof von Trier befördert 
worden war, erhielt er auf Qrund einer von ihm an den hl. Stuhl 
gerichteten Bitte durch Decret der mehrgenannten Gongregation 
vom 24. Mai 1865 ex audientia Sanctissimi die Ermächtigung: 

ut subdelegave possit ad beneplacitum" S. Sedis Rev. Domino 

Augustino Koch omnes et singulas facultates, quae Cfratori 

1) Dasselbe lautet: »Im Namen Sr. Majestät des Königs Wir Wilhelm 
Ton Gottes Gnaden Prinz von Preussen, Begent thnn kund and fügen hiermit 
zn wissen, dass, nachdem der bisherige katholische Feldpro|>st Menke zum Dom- 
propst bei der Cathedralkirche zu Münster bestellt worden ist. Wir den seit- 
herigen Fürstbischöfiiehen Delegaten, Ehrendomherrn und Propst bei der St. 
Hedwigskirche hierselbst, Leopold Pelldram in Anbetracht seiner Uns ange- 
rQhmten guten Eigenschaften und Verdienste dazu auaer sehen haben, dass 
derselbe, als katholischer Feldpropst der Armee, die mit diesem Amte ver- 
bundene obere Leitung der kirchlichen und seelsorglichen Angelegen-^ 
heilen der Unserer Armee angehOrigen katholischen Glaubensgenossen, 
zu welcher ihm die geeigneten kirchlichen Vollmachten verliehen w&r- 
den sind, fortan übernehme und führe. Wir erwarten von demselben, dass 
er ituch in diesem Amte fortfahren werde, Se. Majestät dem Könige, Uns und dem 
Kgl. Hause unterthänig, treu und ergeben zu sein, Unsere und Unserer Armee 
Wohlfahrtnach Kräften zu fördern, Schaden und Nachtheil aber abzuwenden, die 
Pflichten seines Amtes gewissenhaft zu erfüllen und sich in allen rein militärischen 
Angelegenheiten seines Berufes nach den Befehlen seiner militärischen Vorge- 
setzten zu richten. Dagegen soll derselbe von Uns allzeit in dem Genüsse der 
mit dem Amte eines katholischen Feldpropstes rechtmässig verbundenen Ehren, 
Befugnisse und Einkünfte landesherrlich geschützt werden. Urkundlich etc. 

Berlin, den 12. April 1859. 

gez. Wilhelm Prinz von Preussen, 
ggz. V, Bonin, v. Bethmann-Holhoeg, 
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ipsi uti Praeposito copiis catbolicis Borussiae a praeläudata S. 

Congregatione die XI. Februarii anno 1859 concessae fueruntc 

Auf Grund dieser Ermächtigung sabdeligirte er unter dem 
11. Juni 1865 die gedachten Facultäten dem daroaligen DivisioDS- 
geistlichen Koch in Berlin — »nsquedum Sanctae Sedi Apostolicae 
aliter non placebit.c 

Während dieser Subdelegation des Koch wurden von Seiten 
der Pi-eussischen Staatsregierung mit dem apostolischen Stuhle die- 
jenigen Verhandlungen gef&hrt, welche die Errichtung der Feld- 
propstei als ein selbstständiges kirchliches Amt herbeifClhrteii und 
in dem Band XX. des Archivs S. ,432 abgedruckten päpstlichen 
Breve vom 22. Mai 1868 ihren Abschluss fanden ^). 

Nach Aushändigung dieses Breve an die Preussische Regierung 
erfolgte die Verständigung zwischen der letzteren und dem Papste 
über die Personenfrage in der in dem Breve angedeuteten Weise 
und ohne jede Schwierigkeit, da der über den von der Regierung 
selbst schon beim Beginn der Verhandlangen in Vorschlag gebrachten 
Propst Namszanowski angestellte canonische Informations-Process 
ein durchaus günstiges Ergebniss hatte. 

Namszanowski wurde vom heiligen Vater zunächst in einem 
geheimen Consistorium zum Bischof von Agathopolis i. p. i. ernannt 
und sodann durch Breve vom 24. Juli 1868 in das neu errichtete 
Feldpropsteiamt canonisch eingesetzt^). 

1) Den äusseren Anstoss zq diesen Yerhandlungen gab die An&ngs Fe- 
bruar 1866 erfolg^ Königliche Ernennung des Propstes Namszanowski zu Kö- 
nigsberg in Preussen zum Feldpropst, für welchen demnächst auf gesandtschaft- 
lichem Wege die zur Ausübung dieses Amtes erforderlichen canonischen Voll- 
machten vom apostolischen Stuhle erwirkt werden sollten. 

2) Das Breve vom 24. Juli 1868 liegt uns nur in einer in Nr. 125. der 
»Germania« vom 6. Juni 1872 abgedruckten Uebersetzung vor. Es lautet: 

»Ehrwürdiger Bruder, Gruss und Apostolischen Segen! 
Da Uns gemäss der Aul|gabe des Apostolischen Amtes, welches Unserer 
Niedrigkeit der Allerhöchste übertragen hat, Nichts mehr angelegen ist, als 
auf jede mögliche V^eise das zu besorgen, was den Gläubigen zur Erlangung 
der ewigen Seligkeit dienlich ist, so haben Wir, sobald uns der erhabenste 
König von Preussen Wilhelm auseinandersetzen Hess, da9s es ihm sehr an- 
genehm sein, würde , wenn Wir für die im Heere Preussens zu Was- 
ser und zu Lande dienenden Kalhtdiken ein Feldvicarial oder eine 
sogenannte Propstei (Yicariatum castrcnsem sive Capellaniaro majorem, uti 
dicunt) einrichten wollten {instiiuere dignaremur), diesem Gegenstande 
unsere Aufmerksamkeit zugewendet und nach genauer Erwägung aller Momente 
der Frage durch Apostolisches Sehreiben vom 22. Mai d. J., das untergeben 
dieser Form des Breve erlassen var, jene Institution unter gewissen Beding- 
ungen und Rechten in Ausführung gebracht. 
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Nach dem Inhalte dieser p&pstHchen Breven, auf den im unten 
ausführlicher zurückkomnien, können Zweifel weder ühor Natur und 
Wesen, noch über den Umfang der Bechte und Pflichten des neu- 
geschaffenen Amtes, noch darüber obwalten, Von wem dasselbe dem 
Bischof übertragen worden ist. Indessen wollen wir noch ausdrfick- 
lich bemerken, dass die dem Feldpropst verliehenen geistlichen Yoll- 
machten sich nicht etwa, wie wohl in liberalen Bl&ttem behauptet 
worden ist, auf seine Würde als Bischof in partibus beziehen, son- 
dern dass siß gerade und zwar ausschliesslich den Inbegriff der mit 
dem feldpropsteilichen Amte verbundenen Jurisdictionsrechte bilden. 

Dies erhellt nicht nur klar aus den beiden Breven selbst, son- 
dern auch daraus, dass die Ernennung zum Bischof in partibus ge- 
trennt von der Einsetzung in das feldpropsteilicbe Amt, und zwar 
vorher und unter Eiiheilung besonderer Urkunden darüber stattge- 
funden hat. Die bischöfliche Würde hat für den Träger der mit 
der Peldpropstei verbundenen Jurisdictionsrechte und Vollmachten 
nur die Bedeutung, dass sie denselben vorerst mit der lediglich in 
den Bereich der postesta3 ordinis fallenden personUcken Qualiftcation 
ausrüstet, welche zur vollen Ausübung des Feldpropsteiamtes als 
eines, alle Bechte der bischöflichen Jurisdiction umfassenden Eirchen- 
amt^ erforderlich ist. 

Die ^em Eeldpropst Namszanowski nach erfolgter kirchlicher 
Einsetzung in sein Amt unter dem 19. September 1868 — nach 
Ableistung des Homagialeides — ertheilte staatliche Bestallung, auf 
deren Inhalt wir ebenfalls im Verlaufe unserer Erörterung näher 
einzugehen noch Gelegenheit finden werden, überträgt weder Amts- 

Jetzt aber, da es sich um die Person handelt, die jenes Amt mit Fe- 
stigkeit und Eifer verwalte, haben Wir nach gepflogeher Berathnng mit eben 
demiielben erhabensten Könige Prenssens Dir, Ehrwftrdiger Brader, ein solches 

Amt zu üheriragen Uns tntschieden (Kos hajnsmodi officium de- 

mandandum existimavimus), da Wir Terslehert sind, dass Du in Besorgung der 
Obliegenheiten dieses Amtes Dich so bewahren werdest, wi^ Uns deine ausge- 
zeichnete Frömmigkeit . Charakterfestigkeit und Sittenreinheit und die 

empfehlenden sonstigen Tugenden versprechen Dich nun, den Wir in 

unserem geheimen Oonsistorinm zum Bischöfe von Agathopolis i. p. i. emannt 
haben, Dich erwühlen, machen %md setzen Wir ein kraft Unserer Apo- 
stolischen Autorität zum Feldvicar oder Propst aller Katholiken, welche 
unter den preussischen Land- und Seetruppen Kriegsdienste leisten, und der 
übrigen Gl&nbigen, welche gesetzmässig zum preussischen Heere gehören. (Te 

hisce Htteris Yiearium castrensem sive Capellanum majorem Autori- 

tate Nostra Apostolica eliginms, facimus, constituimus) (Jetzt folgt die 

Specification der verschiedenen Facultfiten, welche dem Herrn Armeebischof 
vom hl. Vater ertheilt werden). Gegeben zu Rom 24. Juli 1868. 
Archiv für Kirehenreeht. XXXll. 7 
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fttQctionen, noch hestätigi sie die geschehene üebertraguDg solcher, 
sie hat vielmehr nur die Bedeutung eines staatlichen resp. kriegs- 
herrlichen Actes, durch welchen dem Feldpropst die seinem Amte 
entsprechende, zur Entfaltung seiner Wirksamkeit erforderliche Stel- 
lung in der Armee als einer staatlichen Institution gesichert and 
angewiesen wird^}. 

Mit dem Amtsantritte des Feldpro]>stes, Bischofs Namszanowski 
hatte also die katholische Militärseelsorge in Preussen, an Stelle der 
zeitherigen provisorischen, kirchlich und staatlich eine definitive 
Begelung gefunden. 

Die obere Leitung und Verwaltung derselben war aus einem, 
an die Person gebundenen, überdies jederzeit widerruflichen Mandat, 
ein mit bischöflichen Rechten und Yollmachten ausgestattetes stän- 
diges Kirchenamt geworden, fSr dessen Fortführung at4ch im Er- 
leäigungsfaUe durch eine besondere Bestimmung des Breve vom 22. 
Mai 1868 gesorgt war, welche dem General vicar des Feldpropstes bis 
2ur Wiederbesetzung die provisorischen Administrationsbefugnisse bei- 
legt, die in den Bisthümem sede vacante den Gapitehi zustehen. 

Die neue Einrichtung wurde von den Katholiken Preussens, 
namentlich im Heere als ein Act der Gerechtigkeit und des Wohl- 
wollens und als ein weiterer Schritt zur Durchführung der Parität 
mit Freuden begi'usst, und es dürfte der polüisehe Geioimt, welchen 
die Staatsregierung von 1868 ab bis zur erfolgten Constituirung des 
deutschen Beiches daraus mittelbar durch den Zuwachs an Sympa- 
thien und Vertrauen in ganz Deutschland erworben hat , nicht ge- 
ring anzuschlagen sein'^). 



1) Diese landesherrliche Bestallangsnikunde stimmt bis auf unerhebliche 
Nebennmstände mit dem für Pelldram aasgestellten Patente Qberein. Nor lautet 
der Anfang: »Wir Wilhelm Ton Gottes Gnaden, König von Prenasen, thnn 
kund nnd fügen zn wissen, dass, nachdem die kathaliache FeldpropststeUe der 
Armee durcb die BefSrdemng des inzwischen mit Tod abgegangenen frOheren 
Feidpropstes Prälaten Br. Leopold Pelldram zom Bischof von Trier zur Erle- 
digong gelapgt ist, Wir den bisherigen Propst and Decan Franz Adolph Nam* 
szanowski etc.« — Ausserdem bezieht sich diese Bestallung auch auf die ICa* 
rine, wahrend das Patent für Pelldram nur die Armee als Bereich der fdd* 
propsteilichen Thatigkeit erwähnte. 

2) Es ist aus öffentlichen Blättern bekannt, dass selbst die franzosische 
Regierung die Einrichtung der katholischen Feldpropstei in Preussen mit gros- 
ser Aufmerksamkeit Yerfolgt und sieh über die näheren Details der Organisa- 
tion zu informiren gesucht hat, woraus mit Recht zu folgern sein dürfte, data 
men derselben dort keine geringe Bedeutung für eine eventuelle krie' 
g'erische Wendung der Dinge beigelegt hat. 
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IL Amtliche Erfahrungen. 1868—1871, 

Das apostolische Breve vom 22. Mai 1868 enthält die recht- 
liche Basis sowohl für die geistliche Amtswirksamkeit des Feldprop- 
stes, als auch für seine Beziehungen zur Staatsregierung, wie nicht 
minder die Grundlinien für eine gedeihliche Weiterentwickelung der 
gesammten katholischen Militärseelsorge, die aller Bemühungen und 
Anstrengungen der provisorischen Feldpröpste ungeachtet über das 
Niveau der Dürftigkeit nicht hinausgekommen und insbesondere im 
Vergleich mit der protestantischen von einer paritätischen Durch- 
führung in der Praxis noch weit entfernt war. 

• 

Es gibt dem Feldpropst in seinem amtlichen Wirkungskreise 
die volle Selbstständigkeit eines Diöcesanbischofö und stellt ihn quoad 
jnrisdictionem völlig unabhängig von den Diöcesan-Ordinarien. Darin 
freilich befindet er sich in einer ungünstigeren Lage als diese, dass 
es ihm zwar nicht an der Befugniss, wohl aber an den nöthigen 
Anstalten und Mitteln gebricht, selbst die für die MiKtärseelsorge 
erforderlichen Priester zu erziehen und zu ordiniren. In diesem 
Punkte verweist ihn das Breve an die Bischöfe der P^eussischen 
Diöcesen, aus deren Klerus die Feldgeistlichen ausgewählt werden 
sollen, zugleich empfiehlt es den gedachten Bischöfen, den Feldpropst 
in seinen Bemühungen, eine, dem Interesse der katholischen Kirche 
entsprechende Wahl (ut eorum electio cathoücae rei bene vertat) 
zu treffen, zu unterstützen. 

Als eine grosse Misdre für die katholische Militärseelsorgr war 
und ist der Zudrang solcher Priester zu betrachten, die aus irgend 
einem Grunde mit ihrer Lage in der heimatblichen Diöcese sich 
unzufrieden fahlen oder vermittelst einer vorübergehenden Anstellung 
in der Militärseelsorge Carriere zu machen hoffen. Solche Priester 
neigen in ihrer seelsorglichen Wirksamkeit gewöhnlich zur laxen 
Praxis und opfern nicht selten die hinMicheih Orundsätze ihrem 
Streben, sich weltlichen Machthabern beliebt zu machen. Hiermit 
liegt für die Handhabung der kirchlichen Disciplin von Seiten eines 
Kirchenoberen, der sich in der wirksamen Handhabung kirchlicher 
Zuchtmittel mehr oder weniger auf die Mitwirkung und den guten 
Willen der weltlichen Behörden, welche über die Temporalien und 
wohl auch über künftige Versorgungen (mittelst des landesherrlichen 
Patronats) disponiren, angewiesen sieht, eine um so geßlhrlichere 
Klippe, als die Grundsätze, welche für die weltlichen Behörden in 
einem wesentlich vom protestantischen Geiste durchdi-ungenen Staats- 
wesen bestimmend sind, nicht selten in diametralem Gegensatze zu 

7» 
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dem von dem Eirchenoberen zu vertiretenden katholisch- kirchlichen 
Interesse stehen 

Dem Feldpropst Namszanowski hat es an Erfahrungen in die- 
ser Beziehung nicht gefehlt. 

Auf der anderen Seite lässt sich nicht läugnen, dass ein in 
der Form schroffes Wesen gerade bei einem Militärgeistlichen ein 
sehr anstOssiger Fehler wäre. 

Die Auswahl der Militärgeistlichen erheischt daher in der 
That eine überaus grosse Sorgfalt und Ueberlegung von Seiten des 
Feldpropstcs, eine gewissenhafte, selbst das eigene DiOcesan-Interesse 
in gewissem Sinn hintenansetzende Unterstützung und Mitwirkung 
der Diöcesanbischöfe, überhaupt ein von wechselseitigem Vertrauen 
getragenes Zusammenwirken des Ersteren mit den Letzteren, wenn 
der vorerwähnten Gefahr nach Möglichkeit vorgebeugt werden soll. 
Ganz wird sie nach unserem Dafürhalten kaum jemals vermieden 
werden können. 

Im Yerhältniss zum Staat geht das Breve vom 22. Mai 1868 
in seinen Goncessionen allerdings nur bis zu derjenigen Linie, welche 
ohne Verletzung des Principes der der Kirche auf ihrem Gebiete 
gebührenden Selbstständigkeit und Freiheit nicht überschritten wer- 
den darf. Wir beziehen uns in dieser Hinsicht, abgesehen von dem 
Passus über die Auswalil der Person des Feldpropstes selbst, welche 
der Papst coUatis consiliis cum Sereuissiiho Bege Borussiae vor- 
nimmt, auf die Bestimmungen über die Ernennung, Versetzung und 
Absetzung der Feldgeistlichen, über die Vermehrung der Seelsorger- 
stellen und über den, dem ersten Feldpropst aufgetragenen Erlass 
reglementarischer Verordnungen (legea) zum Schutze der von den 
Feldgeistlichen zu handhabenden Eirchendisciplin und zur Sicherung 
einer ungehinderten und bequemeren Ausübung der Glaubenshand- 
lungen Seitens der katholischen Armeeangehörigen. In allen diesen 
Fällen ist Commuuication mit der Begierung vorgeschrieben. 

Sie soll vor der Ernennung eines Feldgeistlichen angefragt 
werden, ob sie an demselben etwas auszusetzen habe, (ne de per- 
sona ad id muneris designanda Begium Gubernium aliquid minus 
probandum reprehendat.) 

Sie soll vom Feldpropst, wenn er es für angemessen erachtet, 
einen Feldgeistlichen zu versetzen oder abzusetzen, dieserhalb ad- 
tnonirt^ also ersucht werden, seiner, dem Gebiet der kirchlichen 
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•Disciplinargewalt angehorigen Entscheidung auch ihrerseits Folge 
zn geben ^). 

Sie soll bei beabsichtigter Vermehrung der Seelsorgerstellen 
vregen der zu gewährende^ Dotation in Mitberathung gezogen 
werden. 

Mit ihr soll endlich der erste Feldpropst in Hinsiiäit auf die 
von ihm zum Schutze der Eirchendisciplin und zur Forderung der 
Seelsorge zu erlassenden Gesetze in Verhandlung treten» damit Ciolli* 
sionen zwischen den religiösen und den militärischen Dienstpflichten 
vermieden werden.^ 

Diese Goncessionen reichen aber zur yoUen Sicherung der staat« 
lieben Interessen vollkommen aus, wie sie denn auch Toh der Staats- 
regierung bei den, dem Erlass des Breve yorausgegangenen diplo- 
matischen Verhandlungen ruckhaltlos acceptirt worden sind, und es 
wurde auf dieser Basis — trotz mancher Meinungsdifferenzen — 
dennoch im Grossen und Ganzen ein einträchtiges Zusammengehen 
yon Staat und Kirche, wie es anfänglich in dBr That standfandi 
auch ffir die Dauer rodglich geblieben sein, wenn die neue kirch- 
liche Institution nicht mit der bereits in der Entwickelung begriffenen 
reUgiöS'polüischen Krise zusammengefallen wäre, in welcher der 
Preussische Staat zu seinem eigenen grössten Schaden und mit ihm 
das neue deutsche Beich sich jetzt befindet, und welche bereits auch 
anderweit zu den härtesten ZusammenstOssen mit der Kirche ge* 
führt hat. Gemäss der Tendenjg dieses Kampfes, die katholische 
Kirche in vottkommene Abhängigkeit vom Staate 0U bringen^ mnssten 
die ersten Schläge desselben nothwendig eine kirchliche Institution 
treffen, welche durch ihre Verbindung mit einem Staatsinstitute, 
wie die Armee, mit dem Staate in den engsten Wechselbeziehungen 
stand. Da in diesem Kampfe das gegen den Paritätsstaat reagirende 
protestantische Staatsprincip, welches mit der Idee der Staatsomni- 
potenz yerwachsen ist, als das eigenthnmliche Agens betrachtet wer- 
den mus8, so ist es kaum zu verwundern, dass der Feldpropst Nam- 
szauowski nicht lange nach seinem Amtsantritte Erfahrungen machen 
musste, welche ihm den Beweis lieferten, dass in den massgeblichen 



1) Der Feldpropst bedarf zur AnsQbimg dieser seiiier BeAignim nicht 
der vorherigen ZaBtimnrang der Regiemng, da die Anstellung der Feldgeist- 
lichen wn ihm ausgeht, sondfm er genügt seiner Pflicht, wenn er die Regie* 
rang nachträglich admonirt, in ROcksicht aaf die Temporalien seine Entschei- 
dung zn respectiren. Andrerseits ist er aber diese Admonition (Erinnerung, 
Bitte) der Regienmg schuldig, eben weil sie finanzielle Verpflichtnngen gegen 
die Feldgeistlichen hat. 
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Begierangskreiseu über seine amtliche Stellung eine den Bestim- 
muDgen 4^8 Erectionsbreve vom 22. Mai 1868 vielfach zuwiderlau- 
fende, deeto mehr aber der Schablone der evangelischen Militär- 
Eirchenordnung entsprechende Auffassung bestehe. 

In den, mit der Wahrung der staatlichen Interessen und Ob- 
liegenheiten in Bezug auf die Militärseelsorge betrauten Ministerien 
der geistlichen Angelegenheiten und des Krieges, vorzüglich in dem 
letzteren schien je länger desto mehr die Ansicht zur Geltung zu 
kommen, dass der katholische Feldpropst ein diesen Ministerien 
unterstellter Bessortbeamter sei, dessen Aufgabe gewissermassen nur 
darin bestehe, die von ihnen in Angelegenheiten der Armeeseelsorge 
fär nothwendig oder zweckmässig erachteten Massnahmen, kirchlich 
zu jttstificiren. 

Billige Wünsche des Feldpropstes und die im seelsorglicheo Inte- 
resse für dieselben gegebenen Motivirungen blieben mehrfach unberfick- 
sichtigt, nicht einmal ein zu seinem persönlichen Dienst und zur 
Besorgung der umfangreichen Secretariatsgeschäfte unumgänglich 
nöthiger Caplan wurde ihm bewilligt. Ein weiterer Ausbau der 
katholischen Militärseelsorge auf paritätischem Fasse mit der evan- 
gelischen schien vom Kriegsnünisterium nicht beabsichtigt, wenig- 
stens fanden hierauf 'abzielende Gesuche nicht die erwartete lieb- 
same Aufnahme 1). Noch bedauerlicher war aber das Eingreifen des 
Eriegsministers in rein kirchliche Angelegenheiten. Fälle dieser Art 
haben sogar seiner Zeit die Runde durch die öffentlichen Blätter 
gemacht, und wenn wir uns enthalten, hier Näheres in dieser Be- 
ziehung anzuführctn, so geschiebt es lediglich, weil uns die Fülle des 
sonstigen Stoffes Einschränkungen auferlegt. 

Die Stellung, welche demnächst die Staatsregierung seit der 
Berufung, während der Dauer und nach Been4igung des vaticanischen 



1) Auch die äussere Stellung des katholischen Feldpropetes war im Ver- 
gleiche zu der des evangelischen in sofern eine angleiche, als zwar der Mili- 
tär-Etat fQr^ beide ^eldpröpste ein gleich hohes Gehalt aussetzt, in Wirklich- 
keit aber dieses Gehalt nur den kleineren Theil des gesanimten Biensteinkom- 
mens des evangelischen • Feldpropstes bildet, der als Militarprediger des dritten 
Armeecorps, Oberconsistorialrath, Hofprediger und Domherr von Brandenhurg 
noch anderweite, zum Theil sehr ansehnliche Einkünfte hezieht. Nicht minder 
werden die nöthigen Secretariats- und Kanzleigeschäfte und alle damit verhun- 
denen sachlichen Ausgahen f&r den evangelische^ Feldpropst vom Ministerium 
^er geistlichen Angelegenheiten besorgt, in welchem derselbe als Mitglied fun- 
girt, während der katholische Feldpropst alle diese Geschäfte und Ausgaben 
nebst den nöthigen Bureau-Einrichtungen aus eigenen Mitteln zu bestreiten 
hatte, da er selbstverständlich nicht Mitglied des Cultusministeriums war. 
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Conoils mit Bficksicht auf die der Berathnog tiiid Entscheidnng dessel- 
ben unterbreiteten Gegenstände zum apostolischen Stuhle einnahm nnd 
die nach den glücklichen Erfolgen des letzten Krieges allniälig 
offener herrortretenden Absichten, die katholische Kirche Dentsch- 
knds vom heiligen Stuhle loszureissen — denn das ist ja doch die 
Tendenz des jetzt vom Cultnsminister Falk offen zugestandenen 
Kampfes gegen Rom — «nd unter der Firma des sogenannten Alt- 
kathoUcismus zu einer Nationalkirche umzugestalten, mochten geeig-' 
net sein, in gewissen Kreisen die Idee und den Wunsch anzuregen 
auch die katholische Militärseelsorge für diesen Zweck dienstbar zu 
haben. Die Haltung des katholischen Feldpropstes, Bischofs Nam- 
szanowski aber, der sich gleich den übrigen Preussischen Bischöfen 
den Taticaniscben Lehrentscheidungen unterwarf, Hess keinen Zweifel 
übrig, dass, so lange er an der Spitze der katholischen Militärkirche 
stehe, die Bealisirung jener Idee nicht blos in seiner Person einen 
entschiedenen Widersacher finden, sondern auch auf den organisch 
gegliederten Widerstand des Militärklerus stossen werde. 

Gewiss ist, dass die Spannung wuchs und der fSrmliche Bruch 
als nahe bevorstehend erachtet werden konnte, obwohl, da das Breve 
vom 22. Mai 1868 krafk der ihm zu Orunde liegenden Vertrags** 
mäsdgen Stipulationen dem Feldpropste auch der Begierung gegen-' 
über einen festen BecM^oden verschaffte^ ein entsprechender änsser- 
licher Anlass dazu nicht so leicht zu finden war. 

Dies war die Lage der Sache, als die vom Kriegsministerium 
ausgegangene Oenehmigung des Mitgebrauchs der St. Pantaleons- 
kirche (G^tmisonkirche) in Köln zum »altkatholischenc Gottesdienste 
den Feldpropst nöthigte, das zur Wahrung des Seelenheiles 'der sei- 
ner geistliehen Obhut anvertrauten Gläubigen Erforderliche im cano- 
nischen Wege anzuordnen« 

III. Die Protestkatholiken in der St. Tantaleonskirche eu Köln und 

der katholische Feldpropst. 

Die St. Fantaleonskirche in Köln war bis Ende des Jahres 
1818 die Haupt-Pfarrkirche der katholischen St. Pantaleons-Parochie 
daselbst. Neben ihr bestand als Hülfskirche für die sehr volkreiche 
Parochie die St. Marienkirche in der Schnurgasse. Da man damals 
für die in Köln garnisonirenden protestantischen Soldaten eine Gar- 
nisonkirche bedurfte, so bestimmte eine an die Staatsminister von 
Altenstein und von Doyen erlassene Cab.-Ordre vom 8! Nov. 1818 
im Widerspruche mit dem bestehenden Hechts- und Besitzstände^ 

»dass die Fantaleonskirche zur evangeUsehen Garnisonkirche 
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eingerichtet und die bisherige HülftUrche der Mutter Gottes 
in der Schnurgasse dagegen der bisherigen Pfarrgemeinda zu 
St. Pantaleon sammt den Gebäuden des ehemaligen dortigen 
Nonnenklosters als Eigenthum überwieAen und letztere Gebäude 
zur Aufnähme der Geistlichen und d^r katholischen Schule auf 
öffentliche Kosten eingerichtet werden sollten.c 
Auf diese Ordre hin, die, wie jeder Kenner das rheinisch«* 
französischen Bechtes bestätigen wird, nichts weniger als %in ReehtS" 
titel genannt werden kann <) , ist die St. Fantaleonskirche nachdem 
die Katholiken ihres rechtmässigen Besitzes entsetzt waren, von 
Staaterwegen als fiscalisches Eigenthum und als evavgeiische Gar* 
nisonkirche betrachtet worden. Als indessen nach Einrichtung, der 
katholischen Militärseelsorge die katholischen Soldaten in Köln einen 
besonderen Militärgeistlichen ihres Glaubens erhielten, wurde der 
katholischen Militärgemeinde der Mitgebrauch der St. Fantaleons- 
kirche nach Massgabe eines von den Ministerien des Krieges und 
der geistlichen Angelegenheiten genehmigten, zwischen, beiden Mili- 
tär^Kirchengemeioden getroffenen Arrangements gestattet Dieses 
Arrangemept wurde 1867 vom Gouvernement zu Köln unter Zustim* 
mung des Kriegsministeriums zum,N^btheile des katholischen Theils 
in der Weise ohne Weiteres abgeändert, dass der katholische Mili- 
tärpfarrer mit der heiligen Messe an den Wochentagen, sowie mit 
den Casualien und Beichten aus der eigentlichen Kirche heraus und 
in eine, zu derselben gehörige, vorher als Kohlenlager benützte, und 
nothdürftig wieder eingerichtete, räumlich sehr beschränkte Kapelle 
gewiesen wurde, so dass die Hauptkirche nur an Sonn- und Feier- 
tagen zur Abhaltung des Gottesdienstes auf eifie Stunde — zwischen 
8 und 9 Uhr Vormittags der Benutzung der mehrere tausend Seelen 
starken katholischen Militärgemeinde geöönet blieb. 

Wie in verschiedenen grösseren Städten, so hatten auch in 
Köln nach dem Schlüsse des vaticanischen Concils eine geringe An- 
zahl sogenannter »Altkätholiken,« an deren Spitze der Oberregierungs- 
rath von Wülfing stand, unter der seltsamen Behauptung , dass sie 
die eigenÜiche katholische Kirche darstellten, sich zu einer Secte 



1) Wer sich anafuhrlicher Ober die Sach- und Bechtslage unterrichten 
will, den bitten wir den Aufsatz in Nr. 171. der Kölnischen Yolkszeitung Tom 
23. Juni 1872 y welcher die Ueberschrift; »Geschichte der letzten siebensig 
Jahre von St. Pantaleon« und das Motto * Unrecht kann nievials Recht 
werden.* führt, nachzulesen. Es ist darin nachgewiesen, dass 1818 die Pfarr- 
gemeinde St. Pantaleon im rechtskräftigen Besitz beider Kirchen war und keine 
derselben durch die Sacularinati«»! jemals Staatseigenthmn geword^ ist. 
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rereinigt, deren Bernühnngen dahin gerichtet waren, mit Hülfe eines 
exoommnnicirten Priesters eine Art sonntäglichen Pfarrgottesdienstes 
za Stande zn bringen. Dazu bedarften sie einer Kirche und der 
Gouverneur von E<>ln, General von Frankenberg war es, der es mög- 
lich, zu machen suchte, die altehrwürdige Pantaleonskirofae neben 
dem sonntäglichen katholischen nilä evaDgelischen Militärgottesdienste 
auch noch mit einem altkatholischen Civilgottesdienste zu bereichem. 

Bei Oelegenheit eines Mittagsmahles, zu welchem auch der 
katholische Division^farrer Lünnemann vom genannten Qouverneur 
am 5. Septembw 1671 eingeladen war, wurde von dem ebenfalls 
anwesenden Oberregierungsrath v. Wülfing die Frage einer Mitbe- 
nützung der Pantalaonskirche Seit«» der »Altkatholikenc in einer 
I^rwaUmterredung mit dem Qonrverneur und dem p. Lünnemann 
(es war das natürlich purer Zufall !) in Anregung gebracht — Auf- 
gefordert, seine Ansicht darüber zu äussern» erklärte Herr Lünne- 
mann, dasB er zwar so lange die Kirche rechtlich evangelisch 
sei, keinen wirksamen Einspruch thun könne, (er hätte es doch ver- 
suchen sollen) indess den Plan nach Lage der Dinge für durchaus 
unausführbar erachten müsse, da zwischen den beiden Militärgottes- 
diensten (nach Forderung von evangelischer Seite) bestimmungs- 
mässig eine volle Stunde zur Lüftung und Reinigung der Kirche 
belassen werden müsse und er sich bereits, um allen CoUisionen zu 
begegnen, genöthigt gesehen habe, den Anfang seines Gottesdienstes 
auf die äusserst früheste Zeit (8 ühr selbst im Winter) anzusetzen. 

Einige Wochen später sagte der Gfouvemeur dem Divisions- 
pfarrer Lünnemann gelegentlich, dass er, wenn die Protest-Katho- 
liken den qn. Antrag bei ihm einbringen "würden, denselben dem 
Kriegsministerium zur Entscheidung senden werde, worauf dieser 
seine gelegentlich des Mittagsmahles angeführten Bedenken wieder- 
holte «). « 

Offiddl ist dem p. Lünnemann von der ganzen Angelegenheit 
Nichts mitgetheilt, es ist ihm nicht einmal gesagt worden, dass in 
der That ein solcher Antrag von den Altkatholiken gestellt wor- 
den sei. ' 



1) Das Hatipibedenken lag freUv^h niobt in der Frage, ob die nöthige 
Zeit mr Abhaltnng eines altkatiiolisdien Gottesdienstes in der Pantaleonskirche 
Übrig bleibe, sondern darin, ob nach Einr&omnng derselben znm aitkatbolischen 
Gottesdienste die Abhaltung des katholischen Militargottesdienstes in jener 
Kirche nach den Grundsätzen der katholischen Kirche noch statthaft und mit 
der einem katholischen Militärpfarrer obliegenden Pflicht der Fürsorge fQr 
das Seelenheil seiner Pfarrkinder vereinbar sei. 
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Ein solcher Antrag, unterzeichnet von dem Appellationsgerichts- 
ratb Bettels war indessen allerdings gestellt und nach Einholung 
einer anitlidien Erklärung des evangelischen Divisionspfarrera An- 
fangs December 1871 dem Eriegsoünisterium von Seiten des Kölner 
Gouvernafnents zur Entscheidung darfiber eingereicht worden. 

Man sollte meinen, das letztere werde diesen, von JPrivatper' 
saneHf für deren reiigiöse Bedürfnisse su sargen am wenigsten Stiche 
des Kriegsministers war^ gestellten Antrag ohne Weiteres zurück- 
gewiesen haben, doch mit Nichten. Der Eriegsminister gab dem- 
selben ohne jede Rückfrage beim kaikoUsehen Fddprt^steianü statt 
Am 12. Januar 1872 wurde dem Divisionspiarrer Lünnemann 
vom Gouverneur von Köln von der erfolgten Genehmigung amäiehe 
Mittheilnng gemacht. Deraelbe protestirte nach Anhörung dieses 
Bescheides gegen jede Beeinträchtigung und Störung seines Gottes- 
dienstes und erklärte, 

dass die Protestkatholiken niemals auf den Gebrauch seiner 
Kapelle und seiner Sacristei oder irgend eines von seinen Cul- 
tusgegenständen rechnen dürften, er dagegen ausser Siande 
sei) ihnen die Bemdsung der Kirche als einer evangelischen 
SU $ wehren. 

Der Feldpropst Namszanowslä, von dem Geschehenen durch 
einen Bericht des Lünnemann in Kenntniss gesetzt, verfugte hierauf 
unter dem 14. Januar an diesen: 

»Ich sehe mich in der Lage, Ihnen zu eröifneu, dass falls in 
qu. Kirche in sacriiegischer Weise von einem excommunicirten 
Priester Altardienste vorgenommen werdm, Ihnen die Kirche 
eo ipso geschlossen ist und Sie, soweit man nicht auch die 
Sa^cristei entweiht, auf diese beschränkt bleiben, c 
Zugleich wies er denselben an, den Gouverneur von dieser Ver- 
fügung sofort in Kenntniss zu setzen und zu bitten, rechtzeitig auf 
die Gewinnung einer anderen Kirche für den katholischen Militär- 
gottesdienst bedacht zu nehmen. 

Auch wendete sich der Feldpropst selbst sofort an den Erz- 
bischof von Köln mit der Bitte, dem Divisionspfarrer Lünnemann 
auf dessen eventuelles Ersuchen, eine der katholischen Kirche Kölns 
zur Abhaltung des Militärgottesdienstes zu überweisen. 

Hiervon sowie von dem Inhalte des Erlasses an Lünnemann 
setzte der Feldpropst in einem Schreiben vom 19. Januar 1872 das 
Kriegsministerium mit der Bitte in Kenntniss, der katholischen 
Militärgemeinde in Köln entweder die Wiederbenutzung der St. Pan- 
taleonskirche in den durch die Vorschriften der katholische Kirche 
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gezogenen Gf&njton möglich zu machen, oder zu gestatten, dass die 
katholischen Militärpersonen nicht in eine Kirche gezwungen wurden, 
die dem katholischen Priester durch die Gesetze der Kirche inter- 
dicirt sei. 

Ergänzend mag hier schon jetzt bemerkt werden, daas das im 
dem Erlasse vom 14. Januar ausgesprochene Verbot nach der In- 
tention des Feldpropstes sich nur auf die Hauptkirche, nicht auf 
die dem katholischen Divisionspfarrer far seine Gasualien und fär 
die Messe an Wochentagen überladsene Kapelle, falls diese von der 
Berührung der Protestkatholiken intact bliebe, beziehen sollte. Dies 
wurde dem Divisionspfarrer Ldnnemann auf dessen besondere An- 
frage vom 29. Januar durch einen Erlass vom 30. Januar auch 
ausdrücklich kundgegeben. Dieser Erlass lautet: 

»Das Verbot der Benötzung der St. Pantaleonskirche bezieht 
sieh nicht auf die Kapelle, so lange diese nicht auch den Protest- 
katholiken zur Abhaltnng des Gottesdienstes überlassen wird. In 
dieser Kapelle sind, yfie alle Gasualien, so auch die Proclamationeu, 
wie überhaupt der OvUesdiemi abzuhalten. Da dieselbe die ganze 
Gemeinde nicht fasst, müssen die übrigen katholischen Soldaten sich 
an dem katholischen Gottesdienste in den anderen Kirchen bethei- 
ligen. Den Herrn Erzbischof habe ich ersucht, zu diesem Zwecke 
den Dom einzuräumen, falls sie ihn darum ersuchen werden und hier- 
von auch dem Königlichen Ministerium Mittheilung gemacht.« 

Im Uebrigen bleibt hinzuzufügen, dass der Herr Feldpropst 
sein Verbot vom 14. Januar in zwei an Lünnemann gerichteten Er- 
lassen vom 19. und 27. Januar wiederholte. Diese Erlasse hatten 
ihren Grund darin, dass Lünnemann in wiederholten Beriditen die 
Ansicht vertreten hatte, dass in der Benützung der St. Pantaleons- 
kirche Seitens der Altkatholiken ein kirchenrechtliches Hinderniss 
gegen die Weiterbenützung dieser Kirche zum katholischen Gottes«-. 
dienste' nicht gefunden werden könnet). 



1) Es ist dabei yod dem Gesichtspunkte axisgegaiigen, dass die St. Pün* 
taleoDskixche als evangelische nicht Gegenstand eines Interdictnm locale oder 
einer Cessatio a divinis sein könne, und dass ebensowenig die Vorschriften über 
Pollationsfalle anwendbar seien , wogegen andererseits die Vermeidung eines 
Conflictes dem Interesse der katholischen MilitSigemeinde entspreche« unseres 
Erachtens liegt in diesen Erw&gongen gar nicht der Kern der Sache. 

Die katholische Kirche verwirft das Simnltanenm mit anderen Religions- 
gemeinschaften grundsätzlich. Ob und unter welchen Umständen ausnahms- 
weise von der Strenge des Principe abgesehen werden könne, das hat der Kir- 
chenobere (Bischof) im besonderen Falle nach pflichtmässigem Ermessen der 
Gründe für und wider zu ent-scheiden. Solche Gründe für das Simultaneum 
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Am Feste Marift-Lichtmess nach Beendigting des katholischen 
Militärgottesdienstes hielten die Frotestkatholiken ihren ersten Oot* 
tesdienst in der .St. Pantaleonskirche ab, der Divisionspfarrer Lün- 
nemann stellta daher vom nächsten Sonntage ab den Gottesdienst in 
der Hauptkirche ein. 

An nöthigen Rficksichten fHr die Militärbeh^^rden, das GoaTer- 
nement in Köln und das Eönigl. Kriegsministerium hatte es^ wie 
aus dem Vorgetragenen sich ergibt, der katholische Feldpropst wahr- 
lich ebensowenig fehlen lassen, . wie an Schritten, die geeignet waren, 
einem Gonflicte noch in Zeiten vorzubeugen. Allein schon das Gou- 
vernement von Köln erklärte dem Pfarrer Lünneroann auf Mitthd'- 
lung des feldpropsteilichen Erlasses vom 14. Januar und auf die 
dringende Bitte, einem drohenden Gonflicte vorzubeugen, es wftrde 
eine andere .Kirche als eigene katholische Gamisonkirche wohl ac- 
ceptiren, die blosse Miihenützuug einer anderen Kirche aber Seitens 
der katholischen Militärgemeinde nie gestatten. 

Dass der Herr Erzbischof von Köln der Militärverwaltung eine 
Kirche zur ausschliesdichm Benutzung für den katholischeif Militär- 
gottesdienst nicht zur Disposition stellen konnte, lag auf der Hand. 
Indessen nahm doch das Gouvernement einstweilen von den sonst 
üblichen militärischen Anordnungen in Betreff des katholischen Mi- 
litärgottesdienstes bis auf ergangene Entscheidung des Kriegsmini- 
steriums, an welches von ihm berichtet wurde, Abstand. Eine bei 
Weitem ungünstigere Aufnahme fanden die Anträge und der Erlass 
des Feldpropstes an Lünnemann im Kriegsministerium. Hier wurde 
die Sache als wichtige Staatsirage behandelt und dem Gesammt- 
Ministerium zur Entscheidung unterbreitet. Das Ergebniss war ein 
vom Kriegsministef an das Gouvernement von Köln gerichteter Er- 
lass vom 1. März 1872, welcher die Anweisung enthielt, den ka- 
tholischen Militärgottesdienst in der St. Pantaleonskirche, so wie es 
bisher ortsgebräuchlich gewesen, wieder anzuordnen und demzufolge 
den Divisionspfarrer Lünnemann mit dem erforderlichen Befehle zu 
dessen Abhaltung alsbald zu versehen. 

Dieser Erlass wurde dem Herrn Feldpropst Namszanowski un- 



können beim MUitargottesdienst der verichiedeiien schon seit längerer Zeit 
friedlich neben einander lebenden Gonfessionen als vorhanden angesehen wer- 
den. In concreto aber, wo, w&hrend der lebhaften Agitationen fQr den Altlca- 
tholicismns, die Gefahr der Perrersion für die katholischen Militarangehdrigea 
imminent war, falls das Simnltanenm mit den Altkatholikeii zugelassen wn>de, 
war es Pflicht des Oberhirten, es zu Terbieten — unbekümmert um gering- 
fikgigere Nachtheile. 
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ter dem 2. März ej. a. mit der Auflage zugefertigt, die an den p. 
Lännemann erlassene, ihm die Abhaltung des Müiiärgoiiesdienstes 
untersagende Verfügung unverzüglich wieder jgurüchfunehmen. 
Auch wurde derselbe auf seine Stellung als Militärbeamter und seine 
Pflicht, den Befehlen des Kriegsministers als seines unmUtelbaren 
Vorgesetzten, nachsuhommen^ aufmerksam gemacht. 

Der Feldpropst fand sich hierdurch in die Lage versetzt, dem 
apostolischen Stuhle sofort über die gesammte Sachlage Bericht zu 
erstatten und denselben um weitere Verhaltungsbefehle zu bitten. 
Hiervon machte er dem Eriegsministerium unter dem 4. März An- 
zeige, indem er zugleich die Hoffnung aussprach, dass durch die 
Bestimmung des hl. Vaters die Beseitigung der Schwierigkeiten in 
befriedigender Weise geschehen werdet' 

Das Eriegsministerium antwortete ihm darauf am 6. März, 
dass es in der Erwartung, dass er^ der Feldpropst, sich bis zu der 
erJuxUefien Entscheidung von Born aller weiteren Schritte enthalten 
werde, vorläufig von der Zurücknahme des Verbotes absehen wolle. 

Dieser Bedingung entsprach der Feldpropst in dem Urade, dass 
er selbst dann, als der Divisionspfarrer Lännemann, — ungeachtet 
des nicht zurückgenommenen Verbots^) ~ in Folge des ihm vom 
Gouvernement zu Eöln ertheilten Befehls wieder d^n sonntäglichen 
Gottesdienst in der St. Fantaleonskirche abhielt, keinerlei Massregeln 
ergriff, keinerlei Erklärung darüber abgab. 

Erst als an den Feldpropst durch ein Schreiben des GardinaK 
Staatssecretärs Antunelli vom 16. März 1872 der Bescheid des apo* 
stolischen Stuhles erging, befasste er sich von Neuem mit dieser 
Angelegenheit. Bevor wir aber seine weiteren Schritte erwähnen, 
erscheint es zur vollständigen Aufklärung der Sache geboten, den 
wörtlichen Inhalt dieses Bescheides mitzütheilen. Das Schreiben 
des Gardinais lautet: 

niustrissiqie ac Beverendissime Domine ! 

. »Summus Poniifex accepit litteras tum die sc. tum die 12. 
mensis Martis p. e. a Te datas una cum documentis quaestionem 
respicientibus ex usu templi S. Pantaleonis in civitate Coloniae etiam 
recentibus haereticis concesso exortam. üt ipsemet conjicere potes, 
haud parum temporis in tränslatione et examine herum documento- 

1) Eb miiss indessen bemerkt werden, dass Lünnemann dem Feldpropst 
von der ihm Seitens des Gouvernements ertbeilten^Weisnng Mittheilang machte 
nnd ans dem Umstände, dass ihm eine Antwort nicht 2a Theil wurde, ent- 
nehmen zu dOrlen glaubte, d«r Feldpropst sei mit der Wiederöffnong des Got« 
iesdiienstes «inveriBtandeitt. • 
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mm impendi debnit. Ex iis yero liquide apparoit, J« tu tarn 
gravi ac diffieÜi negotio qnscopalis eeli non miims quam dexteri- 
tatis ac prudeniiae luculentum spedmen dedisse. 

Quare SanctÜas Sua hone tuam agendi roHanem non modo 
probavitf sed eiiam commendatione dignam existimavä. 

In praesenti tarnen rerum statu et antequam quaesitorum tuo- 
rum theorica solutio, si necesse fuerit, superveniat, nihil aliud faciea- 
dum superest, nisi ut inceptas tuas curas ad Ecciesiam cultui catbo- 
lico exclusive addictam pro militibus Coloniae degentibus obtinendam 
constanti studio prosequaris, qua in re, siquid mihi hie Bomae opere 
conferre datum fuerit, nuUam id praestandi opportunitatem prae- 
termittam. Interea vero temporis nihil omittendum erit^ quo com- 
municatianis in diviniSj perversionis et scandali perictdum, quoad 
fieripoterü, eviteiur. 

Haec jussa Sanctitatis Suae ad Te perferre festinans fausta 
cuncta ac feücia Tibi precor a Domino. Dominationis Tuae lUmae 
ac Rmae. 

Bome 16. Maji 1872. 

Addictissimus famulus 
J. Card. Ant(mellu€ 

Auf Grund und unter Mittheüung dieses Bescheides wieder* 
holte nun der Feldpropst unter dem 21. Mai 1872 an den p. Lünne- 
mann sub poena suspensionis das Verbot der Benützung der St. 
Pantaleonskirche zur Abhaltung des katholischen Militärgottesdienstes 
auf 80 lange bis ihm, dem Feldpropst, die amtliche Anzeige zugehe, 
dass die Kirche von den Protestkatholiken nicht mehr benutzt werde. 
Gleichzeitig benachrichtigte er unter demselben Datum das Kriegs- 
ministerium von dem Inhalte des erwähnten Bescheides dahin: 

dass Se. Heiligkeit der Papst das von ihm in der fraglichen 
Angelegenheit beobachtete Verfahren nicht nur gebilligt, son- 
dern auch für lobwürdig erklärt, ihm aber zugleich zur laicht 
gemacht habe^ ohne Verzug dafür zu sorgen, dass die durch 
Ueberweisung der Pantaleonskirche an die Protestkatholiken 
für die katholische Müitär-Gemeinde drohende Gefahr der 
communicaüo in divinis, perversionis et ßCßndali aufhöre. 

Hieran knüpfte er die Mittheilung, von dem an den Divisions- 
pfarrer erlassenen erneuten Verbot, bat um ueberweisung einer an- 
deren katholischen Kirche in Köln zur Abhaltung des Militärgottea- 
dienstes und schloss mit der Bemerkung, dass diese beklagenswert 
then Zustände nicht eingetreten sein würden, wenn, insoweit hierbei 
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die katholische Frage berührt w^rde, t^ die entsprechende Berfick- 
sichtigang za Theil geworden wäre. In Folge der vorerwähnten V^-* 
fagang vom 21. Mai erklärte der Pfarrer LQnnemann, dass er sein 
Amt in der St Fantaleonskirehe nicht mehr verwalten kOnne. Er 
wurde aus Anlass dieser Erklärung wegen Ungehorsams gegen An- 
ordnungen seines militärischen Vorgesetzten siaaäich vom Amte sus- 
pendirt aber mit einem förmlichen Disdplinarverfahren verschont, da 
er durch Annahme einer Pfarrstelle staatlichen Patronats aus seinem 
Amte als Müitärpfarrer ohnehin ausschied ^). 

Die Folgen, welche das Schreiben an den Eriegdminister vom 
21. Mai fSr den Feldpropst selbst hatte, sollen im nächsten Ab- 
schnitt besprochen werden, welchem wir noch zwei Incidenzpunkte 
vorauszuschicken haben, die mit den Differenzen wegen der St. Fan- 
taleonskirehe in keinem Zusammenhange stebait aber zur Vervoll- 
ständigung des Thatbestandes erwähnt werden müssen. 

Der eine Punkt betrifft eine IKfferenz in welche der Feldpropst 
mit dem Eriegsministerium in Betreff des, wegen Nicbtunterwerfung 
unter die Beschlüsse des vaticanischen Goncils, der Excommnnication 
verfallenen Gnratus Orunert zu Insterburg gekommen war. 

Grunert war, als er das ihm von seinem Ordinarius, dem Bi- 
schof von Ermland, übertragene Amt als Curatus zu Insterburg über- 
nahm, vom Herrn Feldpropst Namszanowski zugleich mit Wahrneh- 
mung der Militärseelsorge über den katholischen Theil der in den 
Städten Insterburg, Wehlau, Qumbinnen und Friedland in Garnison 
stehenden Truppen beauftragt worden. Diesen Auftrag sah sich 
der Feldpropst genOthigt, zurückzunehmen und dem p. Orunert jede 
weitere Ausübung militärseelsorglicher Functionen zu untersagen, als 
derselbe wegen seiner Opposition gegen das vaticanische Concil von 
dem Bischof von Ermland seines Amtes als Curatus der katholischen 
Pfarrgemeinde zu Insterburg enthoben wurde. 

Bekanntlich wurde p. Grunert — der VerfBgtmg des Feld- 
propstes- ungeachtet — -• von dem Eriegsministerium in seinen mili- 
tärseelsorglichen Functionen, die er fortsetzte, geschützt, dem Feld- 
propst aber wurde in einem kriegsministeriellen Erlasse vom 10. 
April 1872 zum Vorwurfe gemacht, dass er von seinem Vorgehen 
gegen Grunert weder dem Cultus- noch dem Eriegs-Minister f^arher 
eine Anzeige gemacht habe. Nun aber war der Feldpi-opst nach 



1) Nicht lange darauf wurde ihm eine von Sr. Majestät dem König zu 
vergebende Domherrnstelle in MUnster oonferirt, welche er nach Erlangung der 
päpstlichen Provista jetit bekleidet. 
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dem Breve vom 22. Mai 1868 ztt einer vorherigen Ciommimication 
mit der Staatsregiening über diesen Fall der Aoaubung seiBer kirch- 
lichen Jurisdictiongewalt gar nicht verpflichtet, eondern er genügte 
der Bestimmung des Breve vollkommen durch eine nachträgliche 
Mittheilung des Veranlassten (Admonitio) zumal es sich nicht ein- 
mal um einen wirklichen Militärpfarrer, sondern nur um einen, mit 
der Militärseelsorge beauftragten Diöcesangeistlichen des Bisthums 
Ermland handelte, welcfaer zum Staate in keinerlei festen amtlichen 
Beziehung stand. Der Feldpropst war daher in vollem Rechte, wenn 
er sich gegen den ihm geraachten Vorwurf in einem Schreiben an 
den EJriegsminister vom 17. April verwahrte. Diese Verwahrung 
hatte er mit folgendem Zusätze begleitet : 

»Denn so gern und freudig ich Ew. Excellenz Befehlen in 
allen müitärisehen Angelegenheiten folge und hierzu auch die 
mir unterstellten Geistlichen verpflichte, so ist es mir bis zum 
2. M&rz er. ^} niemals bekannt gemacht worden , dass ich in 
die Kategorie der Mäitärbeamten gehöre und muss ich diese 
Insinuation als eine den Gesetzen der Kirche widerstreitende 
und mit dem Amte des katholischen Feldpropstes unvereinbare 
bezeichnen. Ich vertraue, vielmehr auf Grund der Allerhöch- 
sten Bestallungsurkunde , dass ich in dem Genüsse des mit 
dem Amte eines katholischen Feldpropstes rechtmässig ver- 
bundenen Ehren und Befugnisse landesherrlich geschützt werde.« 

Femer: 
»Wo mir die Vorschriften der Kirche gebieten, den mir unter- 
stellten Geistlichen die Jurisdiction zu entziehen, kann ich 
diese meine oberhirtliche Entscheidung nicht von der Zustim- 
mung des Königl. Staatsrainistehums abhängig machen.c 
Dies ist der Thatbestand des einen Differenzpunktes. 

Die zweite Thatsache ist die, dtiss der Feldpropst im April 
1872, um der damaligen Conferenz der Preussischen Bischöfe in 
Fulda beizuwohnen, sich etwa auf zwei Tage von Berlin entfernt 
hatte, ohne dieserhalb beim Herrn Kriegsminister einen Urlaub 
nachzusuchen oder demselben von seiner Reise Meldung zu machen. 

Dies vorausgesi&hickt , gehen wir nun zu den Massregeln über, 
welch# die Staatsregierung gegen den katholischen Feldpropst aus 
Anlass seines Schreibens vom 21. Mai 1872 zu ergreifen für ange- 
messen hielt. 



1) Das Sehreiben des Kriegsministers vom 2. Bf&rz ist oben bereits er- 
wähnt, es betraf den Fall mit der St. Fantaleonskircha. 
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IV. Das Disdplinarverfahren gegen den katholischen Feldpropst. 

Die Antwort, welche dem Feldpropst auf das gedachte Schrei- 
ben zu Theil wurde, war der gemeinschaftliche Erlass des Kriegs- 
und des Cultusminislers vom 28. Mai 1872, durch welchen gegen 
ihn von Staatswegen eine Disciplinaruntersnchung eingeleitet und 
die Amtssuspension verhängt wurde. Dieser Eylass lautet: 

»Im klaren Widerspruch mit den Landesgesetzen und den Beding- 
ungen IJirer Anstellung haben Ew. Bischöflichen Hochwürden in dem 
an mich, den Kriegs-Minister, erstatteten Berichte v. 17. v. Mts. 
meinen Ausspruch , dass sie zu den Militär-Beamten gehören , als 
eine den Gesetzen der Kirche widerstreitende und mit dem Amt 
eines Feldpropstes unvereinbare Insinuation bezeichnet. Mit dieser 
Erklärung steht Ihr tbatsächliches Verhalten im Einklang. Sie 
haben nicht nur ohne Urlaub oder Anzeige im vergangenen Monat 
Ihren amtlichen Wohnort in ausserdienstlichen Angelegenheiten ver- 
lassen, sondern auch im schroffsten Widerspruch mit meiner, des 
Kriegs-Ministers, Verfagung vom 2. März d. J. Inhalts des Berichts 
vom 21. v. M. Sich veranlasst gesehen, dem zur Abhaltung des 
Militärgottesdienstes in der St. Pantaleonskirche zu Köln militari^ 
schef Seits befehligten Pfarrer Lünnemann die Ausübung priester- 
licher Functionen sub poena suspensionis zu untersagen. Demnach 
befinden Sie sich im Zustande der Auflehnung gegen die dienstlichen 
Anordnungen Ihrer vorgesetzten Behörde und haben Ihre Amts- 
pflichten auf das Schwerste verletzt. Wegen dieser Pflicht-Verletz- 
ung haben wir auf Grund der §§. 2. 23. und 50. des Gesetzes vom 
21. Juli 1852 die Einleitung des Disciplinar- Verfahrens beschlossen . 
und den hiesigen Ober- und Gouvernements-Auditeur, Geheimen 
Justizrath Schlitte zum Üntersuchungs-Commissar ernannt. 

Zugleich verfügen wir Ihre Suspension vom Amte des Feld- 
propstes und haben Sie sich vom Empfange dieser Verfügung jeder 
Amtshandlung zu enthalten. Der General- Vicar Parmet ist von 
Ihrer Suspension mit der Weisung in Kenntniss gesetzt worden, die 
von Ihnen demselben übertragenen Functionen nicht ferner aus- 
zuüben. 
Der Minister des Kriege». Der Minister der geistl., ünterrichts- 
gez. V. Boon, und Medizinalangelegenhoiten. 

gez. Falk, 
An den kath. Feldpropst der Armee Herrn Bischof i. p. i. 
Namszanowski bischöfliche Hoch würden hier. 

Ein schärferer UebergrifF weltlicher Machthaber in kirchliches 
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Gebiet als diese, das Abkommen mit dem hl. Stuhl und das darauf 
beruhende Breve vom 22. Mai 1868 vollständig negirende Einleitung 
der Disciplinaruntersuchung und Amtssuspension des Eeldpropstes 
kann schwerlich gedacht werden. Es war dies ^ine im preussischen 
Staate unerhörte Thatsache, nach welcher allerdings die ein Jahr 
später erschienenen Maigesetze mit ihren nachträglichen Verschär- 
fungen Niemanden mehr überraschen konnten. 

Der Peldpropst an seinem Theil remonstrirte gegen diese irii- 
nisterielle Massregel in einem an die betheiligten beiden Minister 
gerichteten, überaus massvollen Schreiben vom 1. Juni ej. a., wo- 
rin er auseinandersetzte, 

l.^dass nach den zwischen dem apostolischen Stuhle und der 
Königlichen Staatsregierung getroffenen Vereinbarungen das 
katholische Feldpropsteiamt durch das Breve vom 22. Mai 
1868 als eine kirchliche Behörde constituirt sei, 

2. dass ihm die Verwaltung dieses Eirchenamtes, wie in einem 
Cultus-Ministerial-Bescripte vom 27. August 1868 selbst aus- 
drücklich anerkannt werde, durch Breve vom 24. Juli 1868 
vom Papste übertragen worden sei, nachdem dieser sich über 
seine Person mit dem Landesherrn verständigt habe, 

3. dass er, der Feldpropst» bei aller Bereitwilligkeit, rein militäri- 
schen Anordnungen die unverbrüchlichste Folge zu leisten, sich 
doch nicht überzeugen könne, dass die Königlichen Ministerien 
das Recht hätten, ihm in Beziehung auf die Ausübung, des 
ihm conferirten kirchlichen Amtes Weisuhgen oder Inhibirungen 
zukommen zu lassen, 

4. dass er wegen Ausübung seiner kirchlichen Amtspflichten der 
staatlichen Disciplinargewalt nicht unterliegen könne. 
Gestützt hierauf bat er, von der Disciplinaruntersuchung ab- 
zusehen und sich mit dem apostolischen Stuhle wegen Erzielung 
eines befriedigenden Ausgleichs, wozu er nach Kräften mitzuwirken 
bereit sein werde, ins Einvernehmen zu setzen. 

Dem apostolischen Stuhle erstattete der Feldpropst über das 
Geschehene sofort Bericht. Ebenso benachrichtigte er die ihm unter- 
gebenen Militärgeistlichen von der gegen ihn eingeleiteten Discipli* 
naruntersuchung und verhängten Amtssuspension unter gleichzeitiger 
Mittheilung, seiner an die Minister des Kriegs und der geistlichen 
Angelegenheiten gerichteten Remonstration^). Es klingt fast un- 

1) Diese Mittheilnngen an die Mihturgeistlichen hat folgenden Wortlaut: 

Berlin, den 1. Juni 1872. 
»Die Minister des Krieges und der geistlichen Angelegenheiten haben 
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glaublich, deunoch ist es wahr, class auf diese, im kirchlichen In- 
teresse unerlässliche Mittheilung eine neue Anklage gegen den Feld- 
propst wegen Uegehorsams gegen die ihm vorgesetzten Behörden ge- 
gründet wurde. ' 

Durch Brlass der beiden Minister vom 14, Juni ej, a. wurde 
4hm nämlich eröffnet: 

»Auf Orund des gegen Sie eingeleiteten Disciplinarverfahrens 
sind Ew. Bischöflichen Hochwürden von uns durch Verfügung vom 
28. V. Mts. vom Amt des Feldpropstes suspendirt und angewiesen 
worden, Sich fernerer Amtshandlung zu enthalten. Diese Verfügung 
ist Ihnen am 29. v. Mts. zugegangen. Dessenungeaclitet haben Sie 
unter dem 1. d. Mts. Veranlassung genommen, den Ihnen bisher 
unterstellten Militärgeistlichen von den gegen Sie erlassenen Mass- 
nahmen, sowie von den Ihrerseits an uns und den apostolischen 
Stuhl erstatteten Berichten mittelst autographirten Erlasses Kennt- 
niss zu geben und gleichzeitig die Mittheilung der von Eom zu er- 
wartenden Weisungen zuzusagen. Dass der erwähnte Erlass. den 
Chamkter einer von Ihnen als Feldpropst vorgenommenen Amtshand- 
lung hat, unterliegt keinem Zweifel und kann selbstverständlich auch 
dadurch nicht ausgeschlossen werden, dass die Unterschrift dessel- 
ben lediglich Ihren Titel als Bischof von Agathopolis i. p. i. zum 
Ausdruck bringt. Ew. Bischöflichen Hochwürden haben Sich hier- 
nach aufs Neue des Ungehorsams gegen die Anordnungen Ihrer vor- 
gesetzten Behörden schuldig gemacht. Wir haben daher beschlossen, 
die gegen Sie eingeleitete Disciplinar-Untersuchung auch auf diesen 
Punkt mit zu erstrecken, wovon Sie hierdurch in Eenntniss gesetzt 
werden. 

Der Kriegsminister: Der Minister der geistl. Angelegenheiten: 

gez. V. Roon. . gez. Falk. 

Der Ministerialverfügung vom 28. Mai folgte unter dem 6. 



sich veranlasst gesehen» durch Verfügung vom 28. Mai wegen der bekannten 
Vorgänge, betreffend die Gamisonkirche zu Köln, eine Disciplinaruntersuchung 
gegen mich einzuleiten und in Veranlassung derselben mich »vom Amt zu 
suspendiren.« 

»Ich habe auf diese Verfügung dem Königlichen Ministerium die ange- 
schlossene Erklärung übergeben und gleichzeitig an den apostolischen Stuhl 
unter Darlegung der Thatsochen berichtet. Die von Bora zu erwartenden Wei- 
sungen werden zur Kenntniss der Hochwürdigen Geistlickeit gebracht werden. 
Ich bitte Gott, dass er in seiner Barmherzigkeit die Hochwürdige mir unter- 
stellte Geistlichkeit leiten und stärken wolle, die unter gegenwärtigen Verhält- 
nissen besonders schwierigen .Pflichten nach allen Seiten zu erfüllen. 

t Adolph t Bischof von Agathopolis i. p. i.« 

8» 
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V 

Juni und derjenigen vom 14. Juni unter dem 27. ej. vä, > die Vorla- 
dung vor den ernannten üntersuchungscommissar , Geb. Justizrath 
Schütte zur verantwortlichen Vernehmung in den auf den 12. Juni 
resp. 1. Juli dazu anberaumten Terminen^). 

Der Feldpropst lehnte in Erwiederung auf diese Vorladungen 
mittelst Schreibens vom 12. und resp. 29. Juni sein Erscheinen und 
jegliche Auslassung vor dem Untersuchungscommissarius propter in- 
competentiam fori ab. In dem ersteren dieser beiden Sclireiben 
wiederholte er die bereits unter dem 1. Juni den beiden Ministern 
gegenüber geltend gemachten Grunde mit dem Beifügen, dass er die 
ihm als Ungehorsam gegen militärische Befehle zur Last gelegten 
Handlungen in Ausübung seines kirchlichen Amtes und als Ausfluss 
desselben vorgenommen habe. 

Ebenso führte er in dem zweiten Schreiben aus, dass er zu 
der in Kede stehenden Mittheilung an die Militärgeistlichen durch 
sein oberhirtliches, kirchliches Amt wie ber^htigt, so auch ver- 

1) Die Vorladung vom ä. Jani 1872 erwähnt als Docnmente, worauf sich 
die gegen den Feldpropst wegen Verletzung seiner Amtspflichten als Militar- 
beamter zu erhebende Anklage zu gründen haben werde: . 

a. die im Original zu den Untersuchungsacten gelangten Schreiben dessel- 
ben an den Kriegsminister vom^lO. Januar, 4. März, 17. und 18. April 
und 21* Mai 1872; 
h. seine in Abschriften bei den gedachten Acten befindlichen Schreiben an 
den Bivisionspfarrer Lünnemann in Köln vom 14., 19., 27. und 30. Ja- 
nuar und 24. Mai 1872, 
und enthält die Commination, dass im Falle des Ausbleibens im Termine an- 
genommen werden würde, der Feldpropst erkenne an, dass er die Schreiben 
ad a. an den Kriegsminister gerichtet habe und dass die Schreiben ad b. richtig 
und mit den an Lünnemann gerichteten Original-Erlassen vollkommen gleich- 
lautend seien. 

Die Vorladung vom 27. Juni 1872 bezeichnet als Unterlage für die zu 
erhebende Anklage den metallographirten Erlass des Feldpropstes an die Mili- 
tärgeistlichen vom 12. Juni 1872 nebst Beilage und dxoht für den Fall unent- 
schuldigten Ausbleibens im Vemehmungstermine an, es werde gegen ihn als 
zugestanden angenommen werden 

a. jenes metallographirte, mit seiner Unterschrift versehene Schreiben durch 
das Berliner Postamt versendet; 

b. in demselben von der ihm unterstellten Geistlichkeit so, als ob letztere 
noch nicht aufgeholt, ihm unterstellt zu sein, gesprochen; 

c. dem Schreiben die Verfügung, welche unter dem 28. Mai von den Mini- 
stem des Kriegs und der geistlichen Angelegenheiten an ihn erlassen 
worden, und die von ihm unter dem 1. Juni an die genannten Minister 
gerichtete Eingabe in metaliographirter Abschrift beigefugt; 

d. dem Adressaten in Aussicht gestellt zu haben, die von Rom zu erwar- 
tenden Weisungen zu seiner Kenntnisa zu bringen. 
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pflichtet gewesen sei, indem er darauf hinwies, dass die Militär- 
geistlichen von ihm ernannt und mit Jurisdiction versehen seien, 
ohne diese Jurisdiction aber die Fortsetizung der katholischen Mili- 
tärseelsorge nicht statthaft und die pfarramtlicfaen Functionen theil- 
weise ungültig seien. Dass die weltliche Behörde die Militärseel- 
sorger von ihrem geistlichen Vorgesetzten trenne, dabei aber gleich- 
zeitig ihnen zumuthe, ihr Seelsorgeramt fortzusetzen, Widerstreite den 
bisher zu Secht bestehenden Gesetzen und den bis zuip 1. März 1872 
erlassenen Ministerial-Yerfügungen. 

Hieiiiach beschränkte sich das in den Voruntersqchungsaclen 
gesammelte Anklagematerial auf die, die Eröffnung der Diaciplinar- 
unterauchung aussprechenden Ministerialverfügungen und auf die in 
den beiden Vorladungen des Untersuchungscommissärs erwähnten, 
theils im Original theils in gewöhnlichen oder metallograpbirten 
Abschriften vorliegenden Schreiben des Feldpropstes an den Pfar- 
rer Lunnemann und die Militärgeistlichen. 

Die hierauf basirte Anklageschrift des von den Ministern mit 
den Functionea der Staatsanwaltschaft beauftragten Divisions-Audi- 
tuurs, Justizraths Hoot2 dd. 30. Juli 1872 betrachtet den katho- 
lischen Feldpropst einfach als einen Militärbeamten und behauptet, 
dass derselbe sich einer Verletzung der ihm als solchem obliegenden 
amtlichen Pflichten in' dreifacher Weise schuldig gemacht habe, da- 
durch nämlich, dass er 

1. den ihm vom Kriegsminister, sciticm militärischen Chef er- 
theilten stricten Befehl, den Pfarrer Lännemann anzuweisen, 
den Militärgottesdienst wie seither in der Pantaleönskirche zu 
Köln abzuhalten, nicht nur nicht befolgt, sondßrn dem p. Lunne- 
mann sogar unter Androhung schwerer kirchlicher Strafe diese 
Amtshandlung verboten^ 

2. im Monat April 1872 ohne Urlaub seinen Amtssitz verlassen, 

3. Amtshandlungen vorgenommen habe, nachdem ihm die Sus- 
pension vom Amte notiticirt und zugleich ausdrücklich jede 
fernere amtliche Thätigkeit untersagt worden sei. 

Das diesen Anschuldigungspunkten zu Grunde liegende that- 
sächliche Material ist im Eingange der Anklageschrift zusammen- 
gestellt und stimmt überein mit denjenigen thatsächlichen Vor- 
gängen, die wir oben im 3. Abschnitt und resp. vorstehend bezuglich des 
Conflictes wegen des Militärgottesdienstes in der St. Pantaleönskirche zu 
Köln, der vom Feldpropst im April 1872 vorgenommenen zweitägigen 
Kcise zur bischöflichen Conferenz in Fulda und der von eben demselben 
an die Militärgeistlichen^ erlassenen Benachrichtigung über die gegen 
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ihn eingeleitete Disciplinar-Uutersuchung und Amtssuspension mit- 
getheilt haben. 

An diese Darlegung des Thatsächlichen schliesst sich eine Er- 
örterung über die vom Feldpropst in seinen oben. erwähnten Schrei- 
ben an die Minister resp. an den Untersuchungscommissar bestrittene 
Coropetenz des weltlichen Forums. 

Das Vorhandensein dieser Competenz wird auf die Behauptung 
gestützt, dass die katholische Feldpropstei in ihrer gegenwärtigen 
Gestaltung zugleich Staats^ und Kirchenamt sei. 

Als StaatsanU bestehe sie schon seit dem Jahre 1852, in wel- 
chem auf Grund Allerhöchster Ermächtigung der Kegierungs- und 
Schulrath Mencke zu Münster durch Bescript des Ministers der 
geistlichen Angelegenheiten vom 4. März 1852 provisorisch als katho* 
lischer Feldpropst der Armee berufen worden sei. 

Auch die Anstellung des Feldpropstes Pelldram 1859 sei ledig- 
lich durch einen Act der Staatsgewalt, nämlich durch das oben er- 
wähnte^ Patent vom 12. April 1850 bewirkt worden. 

In beiden Fällen habe zwar eine kirchliche Bevollmächtigung 
der genannten Beamten durch den Fürstbischof von Breslau als 
päpstlichen Delegaten für die Armeeseelsorge, resp. durch den Papst 
unmittelbar, nicht aber eine kirchliche Anstellung stattgefunden, 
weil zu jener Zeit die Feldpropstei überhaupt nOch nicht als kirch- 
liches Amt constituirl gewesen sei. 

Um die canonische Seite der als StcMhamt bereits bestehen- 
den Einrichtung definitiv zu regeln, beziehungsweise die zur wirk- 
samen Ausübung jenes Amtes erforderlichen geistlichen Facultäten 
ein für allemal in die Hand des vom Staate berufenen Feldpropstes 
zu legen*, seien spätere Verhandlungen mit der römischen Curie ein- 
geleitet worden, in deren Verfolg das päpstliche Breve vom 22. Maf 
1868 die Feldpropstei zugleich zu einem officium ecclesiasticum er- 
hoben und dessen Inhaber mit quasi bischöflichen Rechten über die 
ihm unterstellten Militärgeistlichen versehen habe. Der staatliche 
Charakter des Instituts sei dabei unberührt geblieben und wie in 
dem Breve selbst, so sei auch in den ihm vorausgegangenen Ver- 
handlungen die Feldpropstei als Staatsamt gar nicht in Betracht 
gekommen ^). 

Dass der katholische Feldpropst zu den Staatsbeamten ge- 
höre, sei durch den Allerhöchsten Erlass vom 17. Juli 1862 (Ges.- 

1] Diese Bemerkung ist allerdings von schlagender Richtigkeit; denn 
90 wenig wie der Papst, so wenig dachte damals die Preuss. llegiemng daran, 
da98 die Feldpropstei ein Staatsamt sei. 
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Samml. S. 224 ff.) und die Eöuigl. Verordnuag vom 29. December 
1867 (Bund.-Ges.-Bl. S. 283.) bereits gesetzlich festgestellt, und 
diese Feststellung aufzuheben, habe es einer anderweiten gesetzlichen 
Bestimmung bedurft, die aber niemals erfolgt sei. Ebensowenig 
habe es in der Absicht der Staatsregierung gelegen, durch die mit 
der römischen Curie getroffenen Verabredungen die kathaUsche Feld- 
propstei ihres staatsamtlichen Charakters zu entkleiden. Aus den 
betreffenden Verhandlungen ergebe sich, dass der Eintritt des Feld- 
propstes in sein Amt ausdrücklich von Ertheilung einer besonderen 
Bestallung abhängig gemacht worden sei. Auch habe der Ange- 
schuldigte eine Königliche Bestallungsurkunde erhalten, woriu ihm 
zur Pflicht gemacht sei, sich in allen militärischen Angelegenheiten 
seines Berufes nach den Befehlen seiner militärischen Vorgesetzten 
zu richten. Zudem sei mit der Remuneration des feldpropsteilichen 
Amtes ein, bekanntlich nur Militär-Personen zustehender Servis ver« 
bunden. Endlich zahle der Angeschuldigte, gleich anderen Militär- 
beamten, keine Communalsteuer. 

Als Militärbeamter aber sei der katholische Feldpropst ebenso 
wie jeder Militärgeistliche der Militärgerichtsbarkeit und den Vor- 
schriften des Strafgesetzbuches für das Heer unterworfen. Desgleichen 
finde die Verordnung über die Disciplinarbestrafung in der Armee 
vom 21. Juli 1867 auf ihn Anwendung, deren §. 36. bestimme, dass 
in den Verhältnissen, in welchen die Militärbeamten nicht den Jlfi- 
liiärbefehlshabern^ sondern den Ver'waltungsvorgeseUten untergeord- 
net seien, die letzteren die Disciplinarstrafgewalt nach den Vor- 
schriften der die Dienstvergehen der Beamten betreffenden Gesetze 
auszuüben haben. Von diesen Gesetzen finde das vom 21. Juli 1852 
auf alle nicht richterlichen Staatsbeamten, also auch auf den katho- 
lischen Feldpropst Anwendung und damit sei die Competenz des 
Disciplinarhofes begründet. 

Nach diesen Erörterungen über die Gompetenzfrage, deren hand- 
greifliche Unrichtigkeit, soweit sie den Nachweis bezwecken, dass 
die Feldpropstei ' schon längst ein Staatsamt gewesen sei, ehe sie 
auch nach der eanonischen Seite hin organisirt wurde — schon eine 
einfache Vergleichung mit den von uns in Abschnitt II. berichteten 
und urkundlich constatirten Thatsachen ergibt, geht die Anklage 
zu dem Versuche einer rechtlichen Begründung der obigen drei An- 
klagepunkte über. 

Aus der Eigenschaft des Feldpfopstes als Militärbeamten, heisst 
es darin, folge unzweifelhaft einmal, dass er die ihm von seinem 
Militärvorgesetzten ertheilten Dienstbefehle befolgen müsse, sodann, 
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dass er den ihm zugewieseneu Amtssitz ohne Erlaubniss des Varge- 
setzten nicht verlassen dürfe. 

In beiden Beziehungen habe der Angeschuldigte gefehlt. 

Seine Einrede, dass die ihm zur Last gelegten Handinngen 
lediglich Ausfloss seines ihm vom Papste übertragenen geistlichen 
Amtes seien und keine derselben einen militärischen Charakter an 
sich trage, sei unrichtig, da er nicht zu beweisen vermöge, dass 
seine fraglichen Handlungen rein kirchlicher Natur seien, alle Mili- 
tärbeamten aber in einem doppelten ünterordnuugsverhältnisse ständen 
und das Amt eines Jeden derselben einen militärischen und einen 
technischen Charakter habe^). 

Dass es zur Reise nach Fulda, obwohl dieselbe zu kirchlichen 
Zwecken unternommen worden, eines Urlaubs bedurfb, folge aus §. 92. 
tit. 10. Tb. M. A. L. Rechts und werde diese Vorschrift durch die 
Beziehungen, in welcher ein Staatsbeamter zur Kirche stehe, nicht 
berührt. 

Bei dem Ausschreiben an die Militärgeistlichen behufs deren 
Benachrichtigung über die eingeleitete Disciplinaruntersuchung handle 
es sich nicht um rein kirchliche Amtshandlungen. 

Was aber den Gottesdienst in der St. Pantaleonskirche betreffe, 
so gebühre es nach der ausdmcklichen Vorschrift des §. 22. der 
Militärkirchenordnung den Militär-VorgesctzUm in kirchlichen und 
gottesdienstlichen Angelegenheiten Anordnungen für die Milüärge- 
meinde'^) nach den bestehenden äusseren kirchlichen Einrichtungen 
zu treffen. Den von ihm in dieser '^Beziehung ausgehenden An- 
weisungen müsse der Militärgeistliche unweigerlich Folge leisten. 

1 ) Wenn diese cominlsäiniüisige Ausdrucksweise aaf das mit bischöflich«!! 
Kechten ausgestattete Amt des katholischen Feldpropstes angewendet werden 
soll, so kann damit doch nur gesagt sein, dass die technische Seite desselbeu 
die kirchliche und somit der technische Amtsvorgesetzte des Feldpropstes der 
Papst sei, gleichwie der FeMiwopst der teehniBcfae Amtsvorgesetzte der ihm unter- 
geordneten Militärgcistli^hen wäre. Dem gegenüber stände in Bezug auf den mili- 
tärischen Charakter des Amtes der MilUöi-hefehltihaher, Der Militarbefehls- 
haber kann glicht auf Grund des Disciplinargesetzes vom 21. Juli 1852 ein- 
schreiten, das kann, wie die Anklage selbst kurz vorher ausgeführt hat, nur 
der Vencaltum/svm'f/eiittzfe (cf. §. 36. der V. über die Disciplinarstrafen in 
der Armee vom 21. Juli 1867), welcher, da nur ein doppeltes Unterordnungs- 
verhältniss besteht, mit dem sog. technischen Vorgesetzten identisch ist. — 
Die Anklage gelangt also durch ihre eigenen Deductionen dahin, dass der Kriegs- 
minister — als MUitärbefehlshaber betrachtet» auf Grund des Disciplinargesetzes 
vom 21. Juli 1852 nicht gegen den Feldpropst einschreiten kann. 

2) Man sollte meinen, dass die Militärgemeinde und der Militärgeistliche 
weit aus von einander verschieden seien, und nun gar noch der Feldpropst. 
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Ddüs nun die Bestimmung des Ortes und der Zeit, wo und ivmm 
der Militärgottesdienst zu halten, eine äussere kirchliche Angelegen- 
heit betreffe, könne schon um desshalb keinem Zweifel unterliegen, 
weil andrerseits nicht abzusehen sei, welche Anordnungen sonst über- 
haupt als dem bezeichneten Gebiet angehörig zu erachten wäre. Die 
Verfügung, durch welche der Angeschuldigte dem Pfarrer Lünne- 
mann die fernere Abhaltung des Gottesdienstes in der genannten 
Kirche im direkten Gegensatze zu den Weisungen der Militärbehörde 
verboten, stehe- mithin im directen Widersj)ruche mit den Pflichten 
des Gehorsams, welche er in militärischen Angelegenheiten seinen 
Vorgesetzten schuldig sei und enthalte eine ebenso willkührliche 
Auflehnung gegen das Staatsgesetz. 

Die Anklage schliesst mit dem Antrage, gegen den katholischen 
Peldpropst auf Grund der §§. 2." 8. und 14. des Ges. vom 21. Juli 
1852 wegen Pflichtverletzung im Amte die Dienstentlassung zu be- 
schliessen und den Angeschuldigten zu einer zu bestimmenden 
Sitzung zur Audienz vorzuladen. 

Der Herr Feldpropst beantwortete diese Anklage in einer Schrift 
vom 18« October 1872 in eingehender, sachgemässer und zugleich 
massvoller Weise. 

Im ersten Abschnitte derselben bestritt er zu allen drei An- 
schuldigungspunkten die farmcüe Zulässigkeit des Disciplinarver- 
fahrens auf Grund des Gesets^s vom 21. Juli 1852 und die Compe- 
tenz des Königlichen Disciplinarhofes. Der zweite Abschnitt ist der 
eventuellen Ausführung gewidmet, dass auch materiell der Vorwurf 
einer Verletzung seiner Amtspflichten ihn nicht trefiTe. Der An- 
trag ging dahin, principaUter das Disciplinarverfahren für unstatt- 
haft zu erklären, eventuell auf Freisprechung zu erkennen. Bezüglich 
der näheren Ausführungen verweisen wir zur Vermeidung von Wieder- 
holungen auf das unter den Anlagen sub C. abgedruckte Erkennt* 
niss des Disciplinarhofes^ worin dieselben sowohl nach ihrer thatsäch- 
lichen, als auch nach ihrer rechtlichen Seite in gedrängter Kurze 
der eigentlichen Dijudication vorausgeschickt sind; auch kommen 
wir selbst im Laufe unserer Beleuchtung dieses Disciplinarverfalirens 
auf dieselben zurück. 

Am 14. December 1872 stand zur Verhandlung der Sache 
vor dem Disciplinarhofe Termin an, in welchem der Feldpropst durch 
den von ihm mit Vollmacht versehenen Justizrath Arndt vertreten 
war. . 

Neue Thatsachen wurden von keiner Seite angeführt und der 
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Disüiplinarhof erkauiite nach Anhörung der beiderseitigen Rechts- 
ausführungen für Recht: 

dass bezüglich der Anschuldigungen zu I. u. III., dahin 
gehend, dass der Angeschuldigte sidi des wiederholten Unge- 
horsams gegen seine Vorgesetzten schuldig gemacht habe, der 
Disciplinarhof nicht für competent zu erachten, dagegen zu II« 
der Angeschuldigte schuldig, sich ohne Urlaub von seinem 
Amtssitze entfernt zu haben und demselben desshalb eine War- 
nung zu ertheilen. 

Bezuglich der Gründe dieser Entscheidung verweisen wir auf 
das Erkenntniss selbst, welches als Anlage beigetügt i$t. 
Gegen dieses Erkenntniss appellirte 

1. der Angeschuldigte, weil gegen ihn wegen Entfernung von 
seinem Amtsitze ohne Urlaub unter Auferlegung der Kosten eine 
Warnung ausgesprochen worden sei. 

Er deducirte gegen die Anwendbarkeit der vom Disciplinar- 
hofe in Bezug genommenen §§. 92. tit. 10. Th. II. AUg. Landr. und 
32. der Militärkirchenördnung auf den vorliegenden Fall und bean- 
tragte Freisprechung. 

2. Aber auch die Staatsanwaltschaft legte gegen dasselbe un- 
ter dem 2. Februar Berufung beim EgI. Staatsministerium ein mit 
dem Antrage: 

unter Abänderung des Erkenntnisses I. Instanz gegen den An- 
gesohuldigten wegen Pflichtverletzung im Amte auf Dienstent- 
lassung zu erkennen. 

Die Beschwerde der Staatsanwaltschaft richtet sich wesent- 
lich gegen die vom Disciplinarrichter I. Instanz bei Punkt I. und 
111. der Anklage ausgesprochene Incompetenzerklärung , jedoch wird 
der Anklagepunkt II. von derselben insofern mitberührt, als, wenn 
das Staatsministerium seine Competenz zur Entscheidung über Punkt 
I. und II. der Anklage für begründet halten und dieserhalb auf 
Strafe erkennen würde, die vom Disciplinarrichter I. Instanz ausge- 
sprochene Strafe einer »Warnung« für die Strafabmessung in zweiter 
Instanz nicht präjudicirlich sein könne. 

Neue Thatsachen sind in der Berufungsschrift nicht angeführt. 
Dem Disciplinarhof wird jedoch der Vorwurf gemacht, dass er, in- 
dem er die Behauptung des Angeschuldigten, innerhalb der, kraft 
seines geistlichen Amtes ihm innewohnenden Befugnisse gehandelt 
zu haben, zur seinigen mache, übersehen habe, 

dass diese Frage weder vom Standpunkt des Angeschuldigten 
noch nach der einseitigen Auffassung der katholischen Kirche 
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za entscheiden sei^ dass hierfär Vielmehr nur das Staatsgesetz 

massgebend sein könne. 

Als dieses Staatsgesetz wird wiederum der §. 22. in Verbindung 
mit §. 54. der Milit&rkirchenordnung, sodann gar noch das alte Mi* 
litärkirchenreglement vom 28. März 1811 bezeichnet, wonach die 
Militärgeistlichen in Beziehung auf alle nach den bestehenden 
äusseren kirchliehen Emriehtuugen Seitens der Militärvorgesetzten 
getroffenen Anordnungen unweigerlich Folge zu leisten haben. 

Es wird die Anwenidbarkeit der Militärkirchenordnung auch 
auf den katholischen Feldpropst deducirt und aus dem absolut 
zwingenden Charakter des Staatsgesetzes gefolgert, dass der letztere 
auch einem militärischen Befehle, der ihn mit seinen geistlichen 
Amtspflichten in Widerspruch setze und nach seiner Ueberzeugung 
das Seelenheil der seiner geistlichen Obhut Untergebenen gefährde, 
Folge leisten müsse. 

In Bezug auf den Anklagepunkt ad III. wird ausgef&hrt, dass 
die fragliche Mittheilung an die Militärgeistlichen ihre Voraussetz- 
ung lediglich in dem Amte des Angeschuldigten habe, und dass die 
weltliehe und geistliche Qualität dieses Amtes nicht von einander 
za trennen seien. 

In seiner Beantwortungsschrift vom 2. April 1873 fährte der 
Feldpropst aus, dass die Berufung der Staatsanwaltschaft wegen 
verspäteter Anmeldung unzulässig sei. Die Frist zur Anmeldung 
sei eine vierwöchentliche vom Tage der Verkündung des Uilheils 

I. Instanz und da letztere mundlich in der Sitzung vom 14. Decem- 
ber 1872 stattgefunden habe, so hätte die Berufung spätestens am 

II. Januar und nicht, wie geschehen erst am 21. Februar 1873 an- 
gemeldet werden müssen. 

In der Sache selbst verlangt der Angeschuldigte für den Fall, 
dass das Staatsministerium die Ansicht des Disciplinarhofes in der 
Gompetenzfrage reprobiren sollte, die Zurückweisung der Sache vor 
den Königlichen Disciplinarhof, weil die Frage ob und event. wie 
sein Verhalten, wenn es auf dem Gebiete der weltlichen Disciplinar- 
gewalt liege, disciplinarisch zu rügen sein möchte, vom Königlichen 
Disciplinarhofe noch gar nicht entschieden sei. 

' Der Angeschuldigte erklärt sodann aber auch die Berufung 
der Staatsanwaltschaft materiell f&i* unbegründet. 

a. In Betreff des Verbotes des Gottesdienstes in der St. Pan- 
taleonskirche deducirt er gegen die Anwendbarkeit der Militärkir- 
chenordnung unter Hervorhebung der thatsächlichen Momente, dass 
er bei seiner Anstellung keine besondere Instruction erhalten habe. 
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dass er nicht auf die Militärkirchenordnung verwiesen worden und 
ihm gerade in wesentlichen Punkten die Prärogativen versagt ge- 
blieben seien , welche nach der Militärkirchenordnung dem evange* 
tischen Feldpropst zuständen , z. B. die Function eines Referenten 
im Ministerium der geistliehen Angelegenheiten, dass übrigens kein 
Militärbefehlshaber im Sinne d^ §. 21. der gedachten Kircheuord- 
nung existire, dem er untergeben sein k&nnte^ da der Kriegsminister 
als solcher kein Militärbefehlshaber sei. 

Gegen die Ausführung der Staatsanwaltschaft, dass die Frage, 
ob es sich um eine, innere, unmittelbar die geistlichen Amtsobliegen- 
heiten des Feldpropstes betreifende Angelegenheit handle, weder vom 
Standpunkte des Angeschuldigten, noch nach der einseitigen Auf- 
fassung der katholischen Kirche, sondern lediglich nach dem Staats- 
gesetze zu entscheiden sei, wendete er ein, dass kein Staatsgesetz 
existire, welches die Unterscheidung zwischen den inneren kirchlichen 
Angelegenheiten und den, der Disposition ' der Militärbehörden unter- 
liegenden äusseren kirchlichen Einrichtungen fixire und dass die 
Ansicht der Staatsanwaltschaft grade in dem von ihr angezogenen 
§. 22. der Militärkirchen-Ordnung ihre Widerlegung finde. 

b. In Betreff des Anschuldigungspunktes III. richteten sich 
die Ausführungen der Beantwortungschrift gegen die Ansicht der 
Staiitsanwaltschaft, dass eine Unterscheidung zwischen dem geist- 
lichen und weltlichen Amte des Feldpropstes nicht zulässig sei, der 
Angeschuldigte vielmehr durch die staatliche Suspension auch das 
Recht der Ausübung seiner Functionen als geistlicher Oberer der 
katholischen Militärgeistlichen verloren habe. 

Der Angeschuldigte bestritt^ dass ihm die vom Papst« ertheil- 
teii geistlichen Facultäten durch Verfügung irgend eines Staatsbe- 
aralcu entzogen werden könnten und bezeichneten die Beschränkung 
oder Uuteraagung des Verkehrs zwischen ihm und dem Militärgeist- 
lichen als dem Art. 16. der Verfassungsurkunde zuwiderlaufend. 

In der Beantwortungsschrift wurde endlich ausgefiihrt, dass 
der von der Staatsanwaltschaft aufrecht erhaltene Antrag auf Dienst- 
entlassung zu erkennen , weil der Disciplinarhof zu Punkt I. u. III. 
der Anklage nicht materiell erkannt habe, in jedem Falle unbe- 
gründet sei. Nehme man au, dass der Disciplinarhof materiell nicht 
erkannt habe, so müsse im Falle der Verwertung der Incompetenz- 
Einrede die Sache an den Disciplinarhof zurückgewiesen werden. Die 
entgegengesetzte Annahme fahre dagegen nothwendig zu der Con- 
sequenz, dass der Disciplinarhof, indem er zwar anerkannt, dass der 
Angeschuldigte als Staatsbeamter dem Disciplinargesetze unterliege, 
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ihn aber dennoch ad pass. I. u. III. nicht verurtheilt habe , weil 
nach seiner Feststellung die ihm als Pflichtverletzung zur Last ge- 
legten Handlungen sein Staatsamt nicht berühren, durch den Aus- 
spruch der Incompetenz ein freisprechendes Urtheil gefällt habe, 
folglich der §. 46. des Disciplinargesetzes vom 21. Juli 1852 vor- 
liege, wonach in solchem Falle das Staatsministerium als Spruchbe- 
borde II. Instanz nicht mehr auf Dienstentlassung , sondern nur auf 
eine geringere Strafe erkennen könne. 

Der Angeschuldigte beantragte , die Berufung der Staatsan- 
waltschaft als unzulässig zu verwerfen, event. auf dieselbe das erste 
Erkenntniss zu bestätigen. 

Während auf di^se beiderseitige Berufung das Verfahren in 
II. Instanz noch in der Schwebe war, erging zur allgemeinen Uo«- 
berraschung nachstehende Allerh. Ordre an die Minister des Kriegs 
und der geistlichen Angelegenheiten: 

• »Auf Ihren gemeinschaftlichen Vortrag finde ich Mich bewo- 
gen, das Amt eines katholischen Feldpropstes der Armee hier- 
durch bis auf Weiteres aufzuheben. Ich beauftrage Sie mit den 
zur Attsfahrung dieser Bestimmung erforderlichen Anordnungen. 
Berlin, den 15. März 1873. 

gez. Wühelm. 
ggez. V. Roon, v. Bismarck. Falh,€ 
Diese Ordre wurde dem Feldpropst erst durch Erlass der Mi- 
nister der geistlichen Angelegenheiten und des Krieges vom 0. Juni 
1S73 mitgetheilt, nachdem sie schon lange vorher Gegenstand der 
Besprechung in den öffentlichen Blättern gewesen — und zwar mit 
dem Bemerken, dass durch dieselbe daS/ gegen ihn eingeleitete Dis- 
ciplinarverfahren eine Unterbrechung nicht erleide. 

In der Sitzung des Kgl. Staatsministeriums als Disciplinarge- 
richtes II. Instanz vom 26. Juni 1873 erging das Endurtheil in 
diesem Disciplinarverfahren. Dieses Urtheil, an dessen Fällung aus- 
ser dem Minister-Präsidenten, Kriegsminister Grafen v. Roon und 
dem Cultusminister Dr. Falk, deren Interesse, einem von ihnen 
selbst in Scene gesetzten Disciplinarverfahren den gewünschten Aus- 
gang zu sichern , am Tage liegt , noch die Minister Dr. Leonhardt, 
Camphausen und Dr. Achenbach , welcher letztere zur Zeit der Er- 
öffnung jener Disciplinaruntersuchung als Unterstaatssecretär im Mi- 
nisterium der geistlichen Angelegenheiten fungirt hatte, betheiligt 
waren, lautete dahin, 

dass auf die Berufung des Angeschuldigten das Erkenntniss 
des Königl. Disciplinarhofes vom 14. Deceraber 1872 zu Punkt 
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IL zu bestätigen , im Uebrigen aber auf die Berafting der 
Staatsanwaltschaft das gedachte Erkenntniss dahin abzuändern, 
dass der Angeschuldi^e wegen Verletzung seiner milUäramt' 
liehen Pflichten mit Wartegeld einstweilen in den Buhestand 
zu versetzen, ihm auch die Kosten des Verfahrens zur Last 
zu legen. 

Dasselbe ist, um dem Leser ein möglichst vollständiges Bild 
von der Sache zu verschaffen und ihn in den Stand zu setzen, sich 
ein eigenes ürtheil zu bilden, unter den Anlagen sub D. beigedruckt 
Für uns handelt es sich nicht blos um eine Beleuchtung dieses 
Urtheils, sondern um eine Kritik des ganzen, von der Staatsregie- 
rung gegen den katholischen Feldpropst eingeschlagenen Verfahrens, 
welches wir in allen seineu Theilen, in allen seinen Stadien für ge- 
setzwidrig erachten. 

(SchlusR fol^.) 
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IV. 

Die Ver$agong des Rechtswegs fDr die Klage des Bisthums 

Ermland wegen Temporaliensperre. 

Von Dr. Firmin Tannensiepen. 

Die betreffenden Akten und ausführliche Kritiken derselben 
sind im Archiv Bd. 31. S. 113 ff. niitgetheilt. Da die Präge noch 
immer schwebt und auch grundsätzliche Wichtigkeit hat, so dürfte 
auch die folgende kurze Darlegung, welche ursprünglich als blosse 
Kritik d^ im Archiv Bd. 31. S. 120 ff. abgedruckten Drtheils der 
II. Instanz verfasst wurde, noch jetzt von Interesse sein, um so mehr 
als die Ausführungen der hier folgenden Ausführung auch durch die 
Qründe der Obertribunalsentscheidung vom 14. Juli 1873 (im Archiv 
Bd. 31. S. 183 ff.) nicht widerlegt sind. 

Die Klage des Bisthums Ermland gegen den Fiscns stüzt sich 

1) auf die Cabinets-Ordres vom 1. und 2. November 1772, 
durch welche die Güter des Bisthums pp. staatsseitig in Admini- 
stration genommen, den Qrundherrschaften (Eigenthümern) aber 50 
Prozent des Beinertrages zugesichert wurden, in Verbindung mit 

der Instruction des Kammerpräsidenten von Domhardt in Kö- 
nigsberg vom 10. April 1773, worin die Höhe jener Competenz 
des Bischofs auf 24045 Thlr, 12 Sgr. 7 Pf. festgestellt wa^d, 
und den Cabinets-Ordres von 1803 und 1804, 

2) auf die Cabinets-Ordre vom 23. August 1821 nebst Bulle 
de sal. an. als Statut der katholischen Kirche in Preussen, worin 
anerkannt und gewährleistet .wurde, dass der bischöfliche Stuhl von 
Ermland Güter und festes Einkommen besitzt, (Ges.-Samml. 1821 
S. 143), 

3) auf deii Dotations-Etat vom 12. März 1860, welcher die 
zwischen der Königl. Staatsregierung und dem römischen Stuhle 
vereinbarte weitere Ausführung der Bulle enthielt und, von Sr. Ma- 
jestät Selbst vollzogen, dem Bischof amtlich zugefertigt /wurde, 

4) auf den in Höhe von 18505 Thlr. 20 Sgr. 11 Pf. seit 1773, 
also seit länger als rechtsverjährt«r Zeit geltenden Besitz stand, 

5) auf die durch Cabinets- Ordre vom 1. Mai 1868 dem jetzigen 
Bischof ertheilte Zusicherung des Besitzes der mit dem Bisthnnie 
verbundenen Temporalien. 
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Welche nähere Substantiirung der Klage noch erfolgen soll, 
lässt sich aus der Verfügung vom 17. April 1873 nicht ersehen. 
Den Gedankengang dieser Verfügung innegehalten^ so wendet die- 
selbe zuvörderst ein, dass in der Cabinets-Ordre von 1821 von einer 
Seitens des Staates übernommenen Verpflichtung und von einem iur 
Dritte klagbaren Privatrechte nicht die Bede sei. Allein da die 
Cabinets-Ordre eine Ausgleichung und Entschädigung für die Säca- 
larisation gewähren sollte (Ges.-Samml. 1821 S. 114. 115.) und sich 
selbst ein Statut der katholischen Kirche in Preussen für Alle, die 
es angeht, nennt, auch die Ausführung dnrch das Ministeriom der 
geistlichen Angelegenheiten (Oes.-Samml. S. 113.) und die jährlidie 
Auszahlung der bestimmten Summen aus den Begierungshauptkassen 
der Provinz an jegliche Diöoese (a. a. 0. S. 142) anordnet, so über- 
nahm der Staat offenbar auch die Verpflichtung zu der entsprechen- 
den Zahlung. Unter den Majestätsrechten , kraft und unbeschadet 
deren die landesherrliche Sanction geschah, sind das Becht, Staats- 
verträge zu schliessen, und das Becht der Gesetzgebung zu ver- 
stehen (§. §. 5. 6. 11. 13. A. L. B.) Das jus majestatis circa sacra 
war durch Artikel 15. 17. 18. Verfass.-Urk. von 1850 , bezw. Art. 
12. 14. 15. der Verf.-Ürk. von 1848 aufgehoben (Circ.-Erlass des 
Königl. Cult.-Mini8t. vom 6. Januar 1849 Nr. 3, Schulte katho- 
lisches Kirchenrecht 1856 ThI. II. S. 440. 446). Wamm aas der 
Cabinets-Ordre von 1821, nebst zugeh(^riger Bulle klagbare Privat- 
rechte nicht hergeleitet werden sollten, ist in der Verf&gung des 
Königl. Kanimergerichtes nicht angedeutet ; in den Gesetzen, welche 
durch die Gesetzsammlung verkündet worden, und landesherrlich be- 
stätigten Statuten sind die Vorschriften enthalten, nach welchen die 
Rechte und Verbindlichkeiten der Einwohner des Staates benrtheilt 
werden (§. §. 1. 2. Einleitung A. L. B.); wenn aber die Gesetze 
ein Becht geben, dem bewilligen sie auch die Mittel, ohne welche 
dasselbe nicht ausgeübt werden kann, — also hauptsächlich das 
Mittel der Klagbarkeit (§. 80 a. a. 0.). Nur solche Bechte, welche 
durcli die Gesetze nicht unterstützt werden, entbehren der Klagbar- 
keit (§. 86. a. a. 0.). 

In ähnlichem Falle entschied der K^^nigl. Competenz-Conflicts- 
Gerichtshof am 11. März 1848 für die Zulässigkeit des Bechtsweges 
(Ju.st.-Min,-Bl. 1848 S. 184). Einen anderen Fall betraf die Ent- 
scheidung des nämlichen Gerichtshofes von 1858 (Just.-Min.-Bl. 
1859 S. 155.), da nämlich in damaliger Prozesssache es darauf 
abgeselien war, einen Staatsvertrag umzustossen und die Massgabe 
seiner Erfüllnnsr anzufechten. Ebenso handelt es sich bei der Ober- 
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Tribunals-Entscheidung vom 11. Mäxz 1850 (Ob.-Tr.-E.-B. 19 S. 
414) erst um die Art der Ausführung der Bulle und um die Erle- 
digung der hierüber entstandenen Differenzen , welche nur auf dem 
Wege gegenseitiger Verständigung, nicht aber im Prozesswege 
erreichbar sei; in den Gründen heisst es aber weiter ausdrück- 
lich : 

Die Bulle de sal. anim. hat zugleich die Bedeutung einßs 
Statutes, welches von dem Zeitpunkte ab, wo die Ausführung 
des Einzelnen beendigt sein wird , solche Rechte in's Leben 
gerufen haben wird, die als Privatrechte oder Privateigenthum 
den Schutz der Landesgerichte in Anspruch nehmen können. 
(§. 1. Einl. A. G. 0.) 

Für das Bisthum Ermland enthielt thcils die Bulle schon die 
Anerkennung eines festen Einkommens, welches keiner weiteren Aus- 
führung bedurfte, theils ward durch die Dotations-Urkunde von 
1860 die Ausführung beendigt und im Sinne der Ober-Tribunals- 
Entscheidung vom 11. März 1850 die Klagbarkeit der Privatrechte 
des Bisthums begründet. Die Dotations-Ürkunde war das Ergebniss 
der Verhandlungen zwischen Staat und Kirche; ohne Verpflichtung 
würde der Fiscus die Zahlung der in der Urkunde ausgeworfenen 
Gehalte nicht übernommen haben (§. 1040. L 11, §. 107. I. 7, §. 
92. Einl. A. L. R.), der Zusammenhang der Urkunde von 1860 mit 
den Cabinets-Ordres von 1772, 1803, 1804 und 1821 lässt über die 
Auslegung des Dotations-Etats von 1860 im Sinne einer Seitens des 
Fiscus übernommenen Zahlungsver*bindlichkeit . keinen Zweifel. Als 
Act der staatlichen Aufsicht lässt sicli die Ausstattung nicht dar- 
stellen, die Aufsicht verpflichtet nicht zur Ausstattung. Aus der 
Zeit lange vor dem Erscheinen der Verfassung von 1848 rührte die 
Verpflichtung her, die Ober-Tribunals-Entscheidung vom 16. Februar 
1866 (Entsch. B. 56. S. 4) steht daher der Klage zur Seite. 

Die Einleitung der dauernden staatlichen Administration der 
Güter des Bisthumes 1772 war thatsächlich eine Säcularisation und 
wurde eine solche immer deutlicher, da trotz der hochgestiegenen 
Gmndertrage doch keinesweges eine Erhöhung, sondern mehrmals 
nur eine namhafte Verminderung der Competenz des bischöflichen 
Stuhles Statt fand. Aus dieser Säcularisation also erwuchs dem 
Staate die Pflicht zur Gewährung des Zuschusses. (§. 201. II. 6. 
A. L. R.), die Summe von 24045 Thlr. wurde durch Instruction von 
1773 festgestellt. Die Bedenken des Köhigl. Kammergerichtes 

ob durch den Niessbrauch des Tischgntes Narz nicht die Com- 
petenz gedeckt sei 

Archiv für Kirchenrecht. XXXI. 9 
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und ob der Staat noch andere Mensalgütcr in seiner Verwal- 
tung tabe, 
werden durch den Wortlaut der vereinbarten Dotations-Ürkunde 
widerlegt. Der Anspruch , welcher durch die Klage verfolgt wird, 
beruht nicht bloss auf einer seit 1773 gewährten Unterstützung, 
obgleich auch eine solche dauernd bewilligt sein und nothwendig fortbe- 
stehen kann (Ob.-Trib.-Entsch. B. 5G. S. 4), sondern auf einer mehr- 
fachen gesetzlichen Verbindlichkeit, so dass also eine Zurückhaltung 
der Zahlung nicht zulässig erscheint. 

Gegen §§. 13— 15. IL 11. A. L. R. ist nicht Verstössen 
worden durch das bischöfliche Schreiben vom 30. März 1872 au 
Herrn Cultus-Minister, insbesondere nicht durch den Satz, 

dass der Bischof in Glaubenssachen zunächst darauf angewiesen 

ist, nach den kirchlichen Normen zu handeln. 

Wenn ein Bischof durch üebergriffe die Interessen des Staates' 
gefährdet, so mag man erwägen, wieweit ein Paragraph des Straf- 
gesetzbuches zur Anwendung gebracht werden könne. Für die 
Sperre der Temporalien aber gab es in vorliegendem Falle, wie das 
Königl. Kammergericht einräumt , keine Rechtsvorschriften ; die 
Sperre war eine Handlung, welche durch kein Gesetz unterstützt 
wird, und begründet daher keine gerichtlicKe Einrede (§. 86. Einl. 
A. L. R.). Vergebens zieht das Königl. Kammergericht den §. 35. 
Verordn. 26. December 1808 heran, um den Rechtsweg auszuschlies- 
sen ; der §. 35. wird nämlich durch den folgenden §. 36. näher er- 
läutert , keine der iji letzterem 'erwähnten Vorschriften aber greift 
für gegenwärtige Angelegenheiten Platz. Ebensowenig lässt sich die ün- 
zulässigkeit des Rechtsweges aus Cabinets-Ordre vom 4. December 
1831 folgern, welche nur im Allgemeinen auf die Hoheitsrechte des 
Staats-Oberhauptes laut Tit. 13. und 14. Thl. II. A. L. R. ver- 
weist. Der §. 13. II. 13. A. L. R. ist in die Verfassuugs-Ürkunde 
von 1850 (vergl. Art. 43 folg. 12. 30. 109) nicht aufgenommen 
worden und enthält, wie das Königl. Kammergericht zugesteht, min- 
destens nicht eine Rechtsvorschrift, aus welcher ein staatliches Recht 
zu der Temporaliensperre hergeleitet werden könnte. Kein Vorge- 
setzter oder Departementschef kann einen Beamten einseitig ent- 
setzen oder verabschieden oder seiner Amtsbezüge verlustig erklären 
(§. 98. II. 10, §. 170. IL 6. A. L. R., Ob.-Trib.-Entsch. B. 44. 
S. 197.); auch geringere Beamte erfreuen sich dieses Schutzes. Je- 
dem Pfründner steht, so lange er die Pfründe besitzt, der Niess- 
brauch des Vermögens der Pfründe zn (§. 778. 11. 11. A. L. R. 
Richter, Lehrb. des Kirchenrechtes 1848 §. 299, Schulte^ kathol. 
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Kircheurecht 1856 Thl. IL §. 102). üeber vermögensrechtliche 
Anspräche der Staatsbeamten aus ihrem Dienstverhältnisse findet 
laut Gesetzes vom 24. Mai 1861 der Rechtsweg Staat. Analog 
wird auch anderen Beamten wegen staatlicher Bezüge der Rechts- 
weg offen gelassen werden müssen, da das Recht auf diese Bezüge 
einen Gegenstand ihres Privateigenthums ausmacht (§. 46. Einl. 
A. L. R., §. 1. Einl. Proz.-O.), Eigenthum und Rechtsweg durch 
Art. 9. und 7. Verfassungs-Urkunde von 1850 gewährleistet sind 
und, wie nochmals aus der Verfügung des Eönigl. Eammergeriehtes 
vom 17. April 1873 hervorgelioben wird , es — selbst nach den 
neuesten Kirchengesetzen — an Rechtsvorschriften d. h. an einem 
gesetzlichen Grunde für die fragliche Speere und für die Ausschlies- 
sung des Rechtsweges fehlt. 
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V. 

lieber das Erkenntniss des Kgi. Preuss. Obertribunais vom 

26. Februar 1874, 

betreffend die Bedeutung der Strafhesiimmung in den §§. 22. 23. 
des Gesetzes über die Vorbildung und Anstellung der Ö^eisÜicken 

vom 11. Mai 1873 •). 
Von Dr. Heinrich Kugel. 

Die Nummer 12. des preuss. Justizministerialblattes vom 20. 
März 1874 bringt ein in einer Untersuchungssache wider den Hoch- 
würdigsten Herrn Erzbischof vom Köln unter dem 26. Februar cn 
ergangenes ürtheil des obersten Gerichtshofes der preuss. Monarchie, 
welches der Anwendbarkeit der Strafvorschrift in §. 22. des Gesetzes 
über die Vorbildung und Anstellung der Geistlichen vom 11. Mai 
1873 eine unstatthafte Ausdehnung gibt, indem es die ohne vor- 
herige Benennung bei dem Oberpräsidenten Seitens der geistlichen 
Oberen erfolgende Uebertragung eines geistlichen Amtes für sieb 
allein in derselben Weise für strafbar erklärt, wie die Uebertragung 
eines geistlichen Amtes, gegen welche von der Staatsregierung aus- 
drücklich Einspruch erhoben worden ist. Dass tlieses Urtheil zu- 
gleich als Präjudiz für den §. 23. anzusehen ist , bedarf , wie die 
einfache Yergleichung desselben mit §. 22. ergibt, keiner weiteren 
Auseinandersetzung. 

Der Herr Erzbischof von Köln war angeklagt, am 12. Sept. 
1873 zu Köln dem Neopresbyter R. die Vicarienstelle zu G. in der 
Pfarrei L. bei Bonn übertragen zu haben, ohne unter Bezeichnung 
dieses Amtes denselben vorher dem Oberpräsidenten der Bheinpro- 
vinz zu benennen. 

Von Seiten des Angeschuldigten wurde das Sachverhältniss als 
richtig eingeräumt , jedoch bestritten , dass durch die Unterlassung 
dieser Anzeige der Strafbestimmung des §. 22. des allegirten Ge- 
setzes zuwidergehandelt worden sei , weil der §. 22. nur auf die 
§§. 1—3. dieses Gesetzes, nicht aber auf den §. 15. ebend. Bezug 

1) Es ist seitdem auch ein Urtheil gleichen Inhalts vom kgl. preuss. 
Oberappellationsgerichte zu Berlin am 21. März 1874 gegen den Herrn Bischof 
von Hildesheim gefallt (Justizmin.-Bl. Nr. 17. S. 120—22) worden. Sachlich 
ist auch dieses Urtheil durch die nachfolgende Kritik genügend gewürdigt. 

D. Red. 
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nehme und daher die Strafbestimmung des §. 22. auf den Fall, wo 
die im §.' 15. vorgeschriebene Anzeige bei der Anstellung unter- 
blieben sei, keine Anwendung finde. 

Die Zuchtpolizeikammer des Landgerichts zu Köln verurtheilte 
indess unter dem 22. Nov. 1873 den Herrn Erzbischof der Beschul- 
digung gemäss unter Anwendung der §§. 1—3.. 15. 22. des alleg. 
Gesetzes zu einer Geldbusse von 200 Thalern, im Falle des Zah- 
lungsunvermögens zu einer Gefangnissstrafe von zwei Monaten und 
in die Kosten, indem es aus der Tendenz und der Fassung des Ge- 
setzes die Anwendbarkeit der Strafvorschrift des §. 22. auf den 
blossen Thatbestand des §. 15. zu deduciren und diesen Paragra- 
phen gewissermassen als implicite inbegriffen im §. 1. darzustellen 
suchte. 

Die von dem Herrn Erzbischof bei der Zuchtpolizei-Appella- 
tionskammer gegen dieses Erkenntniss eingelegte Berufung wurde 
durch Urtheil derselben vom 18. December v. J. verworfen. 

Dieses Urtheil beruht im Wesentlichen auf der Erwägung, dass 
die Bestimmungen im III. Abschnitt des Gesetzes — über die Be- 
gelung des Einspruchsrechts des Staates, gleich denen im II. Ab- 
schnitt, welche von der Vorbildung handeln, als integrirender TheU 
der Vorschrift des generellen §. 1. zu betrachten seien, dass aber 
bezüglich dieses Einspruchsrechtes nur in dem Falle gesagt werden 
könne, dass kein Einspruch vorliege, wenn und nachdem die für 
dessen Erhebung im §. 15. bestimmte dreissigtägige Frist abgelau- 
fen sei , ohne~^ dass Einspruch erhoben worden , dass mithin die lie- 
ber tragung eines geistlichen Amtes vor der erforderlichen Anzeige 
an den Oberpräsidenten und dem von dieser Anzeige abhängigen 
Beginne des Laufes jener Frist auf das Unzweideutigste der Vor- 
schrift des §. 1. cit. zuwiderlaufe und daher der Strafbestimmung 
des §. 22. unterliege. 

Die thatsächliche Feststellung des Appellationsrichters ging 
dahin : 

»dass der Beschuldigte dem Neopresbyter B. die Vicarienstelle 
zu G. übertragen habe, ohne der ihm im §. 15. des cit. Gesetzes 
obliegenden Verpflichtung der Benennung des Gandidaten nachge- 
kommen zu sein , und dass , da die Frist zur Erhebung des dem 
Staate zustehenden Einspruchsrechts erst mit dem Tage dieser an 
den Oberpräsideuten zu erfolgenden Benennung zu laufen beginne, 
die Uebertragung dieses Amtes erfolgt sei , bevor es feststand^ dass 
kein Einspruch seitens der Siaatsregierung erhoben werde.€ 

Gegen dieses Urtheil erhob der Herr Erzbischof durch seinen 
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Yertheidiger und Mandatar, den Justizrath D. den Gassationsrecnrs, 
indem er Verletzung der §§. 1. 15. 22. des Gesetzes vom 11. Mai 
1873 behauptete und geltend machte, dass der vom Appellatians- 
richter festgestellte Thatbestand zur Anwendung der Strafbestim- 
mung des §. 22. nicht ausreiche und eine aüderweitc Vorschrift, 
welche diesen, dem §. 15. entsprechenden Thatbestand mit Strafe 
bedrohe, nicht vorhanden sei. 

Das Eönigl. Ohertribunal hat nun in dem Eingangs erwähnten, 
als Anlage abgedruckten Erkenntnisse den Cassationsrecurs verworfen. 
Die Gründe dieses Erkenntnisses befassen sich zunächst damit, den 
Zweck der im §. 22. cit. enthaltenen Strafsahction zu eruiren. Die- 
ser Zweck soll darin bestehen, dem Gesetze zuwiderlaufende An- 
stellungen zu verhindern. 

Dann wird darznthun versucht, dass die vom Cassationskläger 
beliebte Auslegung der §§. 22. und 1—3. des Gesetzes den gedach- 
ten Zweck gänzlich vereiteln und die geistlichen Oberen in den 
Stand setzen wurde, ihrer gesetzlichen Verpflichtung, den Anzustel- 
lenden zu benennen und so der Staatsregiernng die Ausübung ihres 
Einspruchsrechtes zu ermöglichen, ungestraft entgegen zu handeln, 
ja gerade durch die Zuwiderhandlung gegen das Gesetz sich der 
Strafe zu entziehen, die sie bei einer Anstellung treffen würde, welche 
ungeachtet des wirklich erhobenen Einspruchs erfolgt wäre. 

Von diesen negativen Erwägungen wird sodann zu einer, dem 
selbst construirten Zwecke entsprechenden Auslegung übergegangen, 
von welcher zugleich behauptet wird , dass sie mit dem Worüatäe 
des Gesetzes im Einklänge siehe und daher keine unzulässige Ex- 
tensiv-Interpretation sei, und hieran die Schlussfolgemng geknüpft, 
dass die §§. 1. 15. 22. nicht verletzt , sondern richtig angewendet 
seien. 

Wir halten den zur Erörterung der Streitfrage eingeschlagenen 
Weg far verkehrt, die Erwägungsgiünde für unzutreffend, das Er- 
gebniss für falsch. 

'Vom Standpunkte des Strafrichters ist es ein durchaus ver- 
kehrter Weg der Beurtheilung , wenn er dieselbe mit einer Erör- 
terung über den Zweck der Strafsanction beginnt, welche durch den 
vorliegenden Thatbestand verletzt sein soll. Diese Art der Dijudi- 
cation f&hrt irre, verleitet zu erkünstelten Intei*pretationen an sich 
klarer Strafgesetze und begünstigt das Bestreben , nicht blos den 
atAsgesptochenen Voi'schriften eines Strafgesetzes, sondern auch wei- 
tergehenden^ aber im Gesetze nicht zum Ausdruck gelangten Ab- 
sichten der Staatsregierung oder auch den ZeitverhaUnissen und 
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selbst politische^i Parteianschauungen Rechnung zu tragen^ mit einem 
WortCy das Strafgesetz gewissermassen auf den Leib des jeweiligen 
Angeschuldigten zuzuschneiden. 

Als erster — auch im Reichs-Strafgesetzbuch (§. 2.) ausge- 
sprochener Grundsatz einer geordneten Strafrechtspflege gilt der, dass 
eine Handlung nur dann mit Strafe belegt werden kann, wenn 
diese Strafe gesetzlich bestimmt war, bevor die Handlung begangen 
wurde. Dieser Satz betont zwar besonders, dass die Strafandroh- 
ung det Handlung vorausgegangen sein müsse, begreift aber selbst- 
verständlich den andern Satz in sich, dass eine Handlung überhaupt 
nicht bestraft werden könne, wenn es an einer ausdrücklichen, auf 
diese specielle Handlung bezüglichen Strafandrohung fehlt. 

Daher muss die thatsächliche Feststellung, zu welcher der 
Strafrichter verpflichtet ist, genau dem Thatbestande- des Strafge- 
setzes angepasst sein, welches in den ürtbeilsgründen als verletzt 
bezeichnet wird. Die thatsächliche Feststellung muss eine solche 
sein, dass sie für sich allein demnächst die Gesetzesanwendung recht- 
fertigt, ohne dass es erforderlich wäre, den Thatbestand anderweitig 
zu ergänzen oder zu erläutern. 

(Cf. Oppefthof, Die preuss. Gesetze über das Verfahren in 
Strafsachen. Berlin 1860. §. 22. Art. 81. Anm. 2. 
S. 173.) 
Dieser Gesichtspunkt musste auch für das Kgl. Obertribunal 
in der vorliegenden Sache den Ausgangspunkt der weiteren Erör- 
terungen bilden. Nicht die theoretische Frage, was der Gesetzgeber 
mit seiner Strafsanction bezweckt haben könne, sondern die prak- 
tische Frage, ob das vom Cassationskläger angefochtene Drtheil in 
seiner thatsächlichen Feststellung alle wesentlichen Merkmale des 
Thatbestandes der als verletzt bezeichneten Gesetzes Vorschrift ent- 
halte oder nicht. 

Diese Frage muss entschieden verneint werden. 
Das angefochtene Appellatlohsurtheil bringt gegen den Herrn 
Erzbischof von Köln die Strafvorschrift des §. 22. des Gesetzes vom 
11. Mai 1873 zur Anwendung, wonach ein geistlicher Oberer, wel- 
cher den §§. 1—3. dieses Gesetzes zuwider ein geistliches Amt über- 
trägt, oder die üebertragung genehmigt, mit Geldstrafe von 200 — 
1000 Thalern bestraft werden soll. In Frage steht in concreto eine 
Zuwiderhandlung gegen §. 1. cit., welcher bestimmt, 

dass ein geistliches Amt in einer der christlichen Kirchen nur 
einem Deutschen übertragen werden darf, welcher seine wis- 
senschaftliche Vorbildung nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
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• 

dargethaii hat und gegen dessm Anstellung kein Einspruch 
von der Staatsregierung erhohen worden ist. 
Es ist im vorliegenden Falle von der Anklage nicht behauptet 
und von den Instanz-Richtern nicht festgestellt, dass der von dem 
Herrn Erzbischof Angestellte kein Deutscher von Geburt sei , oder 
dass derselbe seine wissenschaftliche Vorbildung nach den Vorschrif- 
ten des Gesetzes vom 11. Mai 1873 nicht dargethan habe^), also 
in einer dieser Beziehungen gegen den §. 1. Verstössen worden sei, 
sondern nur das ist in Frage, ob der Angeschuldigte dem §. 1. da- 
rin zuwidergehandelt hat, dass er eine Anstellung vorgenommen bat, 
gegen welche von der Staatsregierung Einspruch erhoben worden isL 
Zur Anwendung der Strafvorschrift des §. 22. würde es daher 
in concreto einer thatsächlichen Feststellung dahin bedurft haben , 
dass der Beschuldigte dem Neopresbyter B. die Vicarienstelle 
zu G. in der Pfarre L. bei Bonn übertragen habe, ungeachtei 
von der Staatsregierung gegen diese Anstellung Einspruch 
erhohen worden sei. 

Die tb'atsächliche Feststellung des Appellationsrichters geht 
aber nur dahin, 

dass der Beschuldigte dem Neopresbyter E. die Vicarienstelle 
zu G. in der Pfarre L. böi Bonn übertragen habe, ohne der 
ihm durch §, 15. des cit. Gesetzes obliegenden Verpflichtung 
der Benennung des Candidaten nachgekommen zu sein und 
dass, da die Frist zur Erhebung des dem Staate zustehenden 
Einspruchsrechts erst mit dem Tage dieser an den Oberpra- 
sidenten zu erfolgenden Benennung zu laufen beginne, die Ue- 
bertragung dieses Amtes erfolgt sei, bevor feststand^ dass kein 
Einspruch seitens der Staatsregierung erhoben worden. 
Diese Feststellung ist, verglichen mit dem Thatbestande des 
§. 1. cit. in dem wesentlichen Punkte unzureichend, dass sie statt 
einer gegen den Einspruch der Regierung stattgefundenen Anstel- 
lung nur constatirt, dass es zur Zeit, als der Beschuldigte die An- 
stellung v^^rgenommen habe, noch nicht festgestanden Iwbe^ dass 
kein Einspruch erJioben worden. 

Dieses Nichtfeststehen ist aber, wie der Vertheidiger des An- 
geschuldigten in seiner dem Obertribunal eingereichten Denkschrift 
richtig ausgeführt hat, gleichgültig, da, wenn der Instanzrichter 



1) Wahrscheinlich hatte der angestellte Neopresbyter die Fähif/keit 
zur Anstellung im geistlichen Amte schon vor Verkündüng des Gesetzes vom 
U. Mai erlangt, (cf. §. 26. des Gesetzes). 
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Dicht feststellen Icomite, dass wirklich ein Einspruch erhoben gewe- 
sen, der Beschuldigte, mag er immerhin Etwas unterlassen haben, 
was sonst das Oesetz von ihm verlangt, wenigstens dem §. 1. nicht 
entgegen -gehandelt hat. 

Andrerseits sind in die Feststellung des angefochtenen Urtheils 
Thatumstände eingemischt, welche zu den Merkmalen des im §. 1. 
vorgesehenen Vergehens nicht gehören, nämlich, dass der Ange- 
schuldigte der Verpflichtung, den Candidaten dem Oberpräsidenten 
zu benennen, nicht nachgekommen sei. 

Diese Verpflichtung liegt allei'dings nach §. 15. den geistlichen 
Oberen ob, auch bestimmt dieser Paragraph, dass innerhalb dreissig 
Tagen nach der Benennung Einspruch gegen die Anstellung erhoben 
werden könne, indessen hat eine Zuwiderhandlung gegen diese Ver- 
pflichtung nichts mit dem Thatbestande des §. 1. zu thun und es 
erscheint unstatthaft, eine solche Zuwiderhandlung in eine lediglich 
auf den §. 1. zu basirende Feststellung hinein zu zwängen. 

Die thatsächliche Feststellung des Appellationsrichters erscheint 
also in keiner Weise geeignet, die Anwendung der Strafvorschrift 
des §. 22. zu rechtferCigen. In ihrer Anwendung auf den concreten 
Thatbestand liegt eine Ausdehnung dieser Vorschrift auf einen Fall, 
für den dieselbe nicht gegeben ist, mithin die Verletzung sowohl 
dieser speciellen Vorschrift, als auch des oben erwähnten allgemei- 
nen Grundsatzes. 

Die Evidenz dieser Sätze ist unbestreitbar und selbst die ge- 
schickteste Interpretation kann das Unzureichende einer in wesent- 
lichen Momenten mangelhaften oder fehlerhaften thatsächlichen Fest- 
stellung nicht ersetzen. 

Dies gilt auch von den Gründen des vorliegenden Obertribu- 
nals- Erkenntnisses, 

Diese gehen von dem Gedanken aus, dass der §. 1. eine we- 
sentlich noth wendige, auch vom Gesetzgeber gewollte Ergänzung 
der thatsächlichen Merkmale, welche seinen Inhalt bilden, durch den 
§. 15. erhalte, also mit diesem einen einheitlichen Thatbestand dar- 
stelle , so dass durch die Bezugnahme des §. 1. und §. 22. der 
Thatbestand des §. 15. implicite mit betroflfen sei. Um diesen Ge- 
danken näher darzulegen, sucht sich das Obertribanals-Urtheil zu- 
nächst den Ideengang des Gesetzgebers zu construiren. 

Das Gesetz, heisst es darin, stelle die Bedingungen auf, ohne 
deren Vorhandensein die Anstellung eines Geistlichen nicht gestattet 
sein solle; um die Erfüllung dieser Bedingungen zusichern, gewähre 
es der Staatsregierung gegen eine beabsichtigte Anstellung den Ein- 
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Spruch, und um die Ausübung des Einspruchrechts sicher zu stellen, 
verpflichte es die geistliclien Oberen, den Anzustellenden dem Ober- 
präsidenten zu benennen, welchem sodann eine mit der Benennung 
beginnende dreissigtägige Einspruchsfrist (§. 15.) und zwar mit 
der Wirkung bestimmt sei , dass eine vor deren Ablauf erfolgende 
üebei'tragung eines geistlichen Amtes als nicht geschehen gelte 

(§. 17.) 

Damit soll offenbar zweierlei gesagt sein, 

a) dass der kirchliche Obere selbst einen solchen Geistlichen, in 
welchem die Erfordernisse des §. .1. zutreflFen und gegen den 
ein nach §. 16. zu begründenden Einwand gar nicht vorliegt 
und vorgebracht werden kann, ohne vorherige Benennung bei 
dem Oberpräsidenten nicht anstellen dürfe, wenn er nicht — abge- 
sehen von der Ungültigkeit der Anstellung — der Strafe des 
§. 22. verfallen wolle, 

b) dass das der Staatsrogierung im §. 1. eint,eräumte Einspruchs- 
recht ohne Benennung dos Anzustellenden bei dem Oberprä- 
sidenten gar nicht ausgeübt werden könne. 

Das Eine wie das Andere ist falsch; es fehlt für beide An- 
nahmen durchaus an zutreffenden Gründen. 

Wir unsererseits behaupten, dass ein Einspruch gegen eine An- 
stellung nicht erhoben werden darf, wenn nicht einer der im §. 16. 
augeführten Gründe vorliegt, dass die Erhebung des Einspruchs auch 
ohne eine der Anstellung vorausgegangenen Benennung des Candi- 
daten stattfinden kann und dass, wo Grund zum Einspruch vorhan- 
den, derselbe auch wirklich erhohen und desselben ungeachtet die 
Anstellung erfolgt sein muss, wenn die Strafe des §. 22. anwendbar 
sein soll. 

Für die erste unserer Behauptungen spricht die Fassxmg des 
§. 16. selbst, aus welcher erhellt, dass die Zulässigkeit des Ein- 
spruchs von dem Vorhandensein der dort angeführten Requisite ab- 
hängt, also auf Fälle beschränkt ist , in denen eins dieser Requisite 
vorliegt. Der Einspruch ist aber nach §. 16. nur zulässig 

1) wenn dem Anzustellenden die gesetzlichen Erfordernisse zur 
Bekleidung des geistlichen Amtes (cf. §. 1.) 

a) die deutsche Nationalität 

b) die Vorbildung nach Massgabe des Gesetzes 
fehlen, 

2) wenn der Anzustellende wegen eines Verbrechens oder Ver- 
gehens, welches das deutsche Strafgesetzbuch mit Zuchthaus 
oder mit dem Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte oder dem 
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Verluste der öffentliclien Aemter bedroht, verurtheilt ist , oder 
sich in Untersuchung befindet, 
3) wenn gegen ihn Thatsachm vorliegen, welche die Annahme 
rechtfertigen, dass derselbe den Staatsgesetzen oder den inner- 
halb ihrer -gesetzlichen Zuständigkeit erlassenen Anordnungen 
der Obrigkeit entgegen wirken , oder den öffentlichen Frieden 
stören werde. 

Die Thatsachen, welche den Einspruch beffründen sind anzu- 
geben. 

Stellt also ein geistlicher Oberer einwandsfreie Geistliche an, 
so handelt er innerhalb der Schranken des Gesetzes, wenigstens, 
was die Gültigkeit der Anstellung und die Frage der Strafbarkeit 
anlangt. 

Auch lässt sich weiterhin für jene Behauptung geltend machen 
die durch die pr. Staatsverfassung garantirte Selbstständigkeit der 
Kirchen in der Verwaltung ihrer Angelegenheiten, welche im iVtw- 
cip selbst durch die der Verfassung im Jahre 1873 gegebenen Mo- 
dificationen nicht beseitigt ist, woraus folgt, dass alle staatsgesetz- 
lichen Einschränkungen dieser Selbstständigkeit in einem Sinne zu 
erklären sind,. welche das Princip am wenigsten schädigt. Das 
Princip bleibt Begel selbst fär die Maigesetzgebung, Abweichungen 
von dieser Begel sind stricte zu interpretiren. 

Weitere Gründe werden sich aus der noch folgenden Erörter- 
ung noch ergeben. 

Vorab mag nur noch der Einwurf jwiderlegt werden, dass das 
der Staatsregierung zustehende Einspruchsrecht ohne Benennung des 
Anzustellenden nicht geltend gemacht werden könne. 

Wenn §. 15. Alin. 1. die geistlichen Oberen verpflichtet, die- 
jenigen Candidaten, welchen ein geistliches Amt übertragen werden 
soll, dem Oberpräsidenten unter Bezeichnung des Amtes zu benennen 
und dazu im Alin. 3. bestimmt, dass innerhalb 30 Tagen nach der 
Benennung Einspruch gegen die Anstellung erhoben werden könne, 
so muss allerdings zugegeben werden, dass die Benennung aus man- 
cherlei Gründen im Interesse derBegierung liegen mag, eben so ist 
es wohl richtig, dass die im Falle der Benennung vom Tage der- 
selben laufende dreissigtägige Einspruchsfrist im Interesse der bal- 
digen Wiederbesetzung der Kirchenämter gegeben ist. Allein das 
Gesetz hat das nach §. 15. Alin., 4. von dem Oberpräsidenten aus- 
zuübende Einspruchsrecht keineswegs von dem Acte der bischöflichen 
Benennung abhängig machen wollen^ sondern dergestalt selbststän- 
dig hingestellt, dass es in Bezug auf seine Ausübung von keinerlei 
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weiteren Voraussetzungen abhängig ist, als von den im §.,16. an- 
geführten, also jederzeit geltend gemacht werden kann, sobald nar 
die bezäglichen Thatsachen vorliegen. Dafür spricht die Fassnng 
d^ §. 16. Ebenso erkennt der zweite Absatz des §. 2. mit ganz 
unzweifelhaften Worten einen Einspruch des Oberpräsidenten auch 
bezüglich der ohne vorherige Benennung erfolgenden Anstellung an, 
wenn es dort heisst, dass bei Gefahr im Verzuge eine Stellvertre- 
tung oder Hilfsleistung vorbehaltlich des Einspruchs der Staatsregier- 
ung von den geistlichen Oberen angeordnet werden könne. 

Auch thatsächlich ist der Oberpräsident immer in der Lage, 
seinen Einspruch gegen Anstellungen oder anderweite Anstellungen 
von Geistlichen auch ohne vorherige Benennung geltend zu machen, 
selbst bei ^opresbytern. Er hat nur nöthig, in demselben Augen- 
blicke, wo er in Erfahrung bringt, dass Thatsachen vorliegen, welche 
den Eiusptuch zulässig machen, den Kirchenoberen davon inKennt- 
niss zu setzen, dass er gegen jede Anstellung des Betreffenden Ein- 
spruch erhebe. Auch in Bezug auf Neopresbyter fehlt es ihm durch- 
aus nicht an polizeilichen Mitteln, sich noch vor ihrer Ordination 
sowohl über ihre Vorbildung als auch über ihren Wandel zu infor- 
miren und dem Diöcesanordinarius einen etwaigen Einspruch so zei- 
tig zu insinniron, dass derselbe noch vor einer etwa beabsichtigten 
Anstellung diivon Eenntniss erhält. . 

Da hiernach das Gesetz vom 11. Mai 1873 selbst dafür ge- 
sorgt hat, dass die Regierung ihr Einspruchsrecht selbststandig und 
unabhängig von dem Acte der Benennung vornehmen kann , so hat 
auch, wie wir hier gleich einschalten wollen, für den Gesetzgeber 
kein Grund vorgelegen, auf die Unterlassung der vorherigen Be- 
nennung eine Strafe anzudrohen und so diese Unterlassung mit dem 
Falle eines troia erhobenen Einspruchs vorgenommenen Anstellung 
auf gleichen Fuss zu stellen. 

Wenn daher das bertribunals-ürtheil im weiteren Verlaufe 
seiner Deduction darzuthun bemüht ist, dass die von dem Cassations- 
kläger versuchte Auslegung des §. 22. in Verbindung mit den 
§§. 1—3. den Zweck der bezüglichen Strafsanction, welcher in der 
Vorhinderung dem Gesetze guwiderlaufender Anstellungen bestehe, 
vereiteln und die geistlichen Oberen in den Stand setzen würde, 
ihrer gesetzlichen Verpflichtung, den Anzustellenden zu benennen 
und so der Staatsregierung die Ausübung ihres Einspruchsrechtes 
jsu ermöglichen^ ungestraft entgegen zu handeln, ja grade durch die 
Zuwiderhandlung gegen das Gesetz sich, der Strafe zu entziehen, die 
sie bei einer Anstellung treffen würde, welche ungeachtet eines wirk- 
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lieh erfolgten Einspruches erfolgt wäre : so beweist unsere vorstehende 
Erdrterang schon zur Genage die Unhaltbarkeit dieser Behauptungen. 
Es kommt ja eben nnr darauf an, ob die ohne Benennung an den 
Oberpräsidenten vorgenommene Anstellung eines sonst einwandsfreien 
Gandidaten blos darum strafbar sei, weil sie ohne Benennung ge* 
schoben ist. Eönnen wir nun auch unsererseits nicht in Abrede 
stellen, dass die Strafvorschriften der Maigesetzgebung nicht in der 
Gerechtigkeit, sondern in derjenigen Strafrechtstheorie ihren Grund 
haben, welche in der Strafrechtswissenschafk mit dem Namen der 
Abschreckunffstheof'ie bezeichnet wird, weshalb zugegeben werden 
rouss, dass sie auf Behinderung der geistlichen Oberen inMhren 
kirchlichen Kechten und Pflichten abzielen, so liegt doch auf der 
Hand, dass der in concreto von den Instanzrichtem festgestellte 
Thatbestand wenigstens eine den §§, 1 — 3. des dlleg. Gesetzes eu- 
widerlaufende Handlung^ welche zu verhindern, Zweck der Straf- 
sanction im §. 22. wäre, nicht darstellt. 

Pur die Nichtslrafbarkeit der üebertragung eines geistlichen 
Amtes ohne vorherige Benennung des Gandidaten bei dem Oberprä- 
»identen — vorausgesetzt, dass ein Einspruch gegen denselben nicht 
vorliegt — lassen sich verschiedene Gründe anfahren. Zunächst 
der Iclare Wortlaut des der gegenwärtigen Anklage eu Grunde lie- 
genden §. 1. Dieser ergibt zur Evidenz, dass eine demselben ^w- 
widerlaufende üebertragung eines geistlichen Amtes hur dann vor- 
liegt, wenn dasselbe einem Geistlichen übertragen worden ist^ gegen 
welchen die Staatsregierung Einspruch erhoben hat. Wir verweisen 
in dieser Beziehung auf das oben bezüglich auf die thatsächliche 
Feststellung Gesagte. Die Worte des Gesetzes sind für Jedermann 
verständlich und geben in Verbindung mit der Strafvorschrift des 
§. 22. einen ganz, bestimmten, selbstständigen und von allen 
übrigen Vorschriften des Gesetzes unabhängigen Thatbestand, Es 
bedarf daher für ihre Anwendung keiner weiteren Interpretation. 

Gleichwohl spricht für die Richtigkeit unserer Ansicht auch 
die Tendenz des ganzen Gesetzes, welche darauf gerichtet ist, Geist- 
liche, von welchen der Staat eine seinen Zwecken förderliche Wirk- 
samkeit nicht erwartet, oder von welchen er vielleicht sogar eine 
Gefährdung seiner Zwecke fürchtet, (wir sprechen hier natürlich vom 
Standpunkte des liberalen Staates, nicht von dem unsrigen) von 
kirchlichen Aemtern auszuschliessen. Dieser Tendenz soll das Ein- 
spruchsrecht dienen. 

Nun ist aber dieses Einspruchsrecht, wie §. 16. ergibt, und 
wie wir bereits oben dargethan haben, kein rein willkührliches, son- 
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dern ein durch ganz bestimmte thatsächliche Voraussetzungen be- 
schränktes und auch thatsächlich zu begründendes. Ausgeschlossen 
von der Anstellung sind. also ausdrficklich nur diejenigen Oeistlicliea, 
gegen welche solche Thatsachen vorliegen, wie sie im §. 16. als 
Grundlage für den Einspruch vorausgesetzt werden, und gegen welche 
dieselben, da sie nicht vermuthet werden können, im Wege eines 
formalen Einspruchs geltend gemacht worden sind. Somit entspricht 
es der Tendenz des Gesetzes, dass der geistliche Obere der Strafe 
des §. 22. nur dann verfällt, wenn er das Amt einem solchen Geist- 
lichen überträgt, in Ansehung dessen er durch einen unrklich er- 
hebenen Einspruch bereits weiss, dass eine, ihn nach der Anschau- 
ung der Begierung von der Erlangung des Amtes ausschliessende 
Thatsache vorliegt, und dass daher auch nur die Anstellung eines 
von dem Einsprüche bereits Betroffenen und damit dem Bischöfe 
als staatlich unannehmbar bezeichneten Geistlichen, also die üeber- 
tragung des Amtes ungeachM des Einspruclies der Staatsregierwng 
das im §. 1. vorgesehene Vergehen darstellt. Die Beförderung eines 
noch einspruchsfreien Geistlichen dagegen ist der Tendenz des Ge- 
setzes nicht zuwider und eben darum straflos. 

Die gegentheilige Ansicht des Obertribunals föhrt mit logischer 
Nothwendigkeit zu der Annahme, dass durch das vorliegende Mai- 
gescts ein allgemeines Staatsinterdict gegen di^ Anstellung aller 
Geistlichen, selbst derer, die an sich den Aufforderungen des Staates 
in allen StücTcen entsprechen, ausgesprochen toorden sei, welches in 
jedem einzelnen Anstellungsfalle erst beseitigt werden müsse, dass 
es sich also bei dem Einspruchsrechte der Staatsregierung in jedem 
Specialfalle nicht sowohl um einen durch Thatsachen zu begründen- 
den Einspruch gegen eine staatlich unannehmbare Person, sondern 
um die Ertheihwg einer positiven Staatsgenehmigung eur Anstellung 
eines jeden , selbst einwandsfreien Geistlichen handle. Damit wäre 
jede Selbstständigkeit der Eirchenobcren auf diesem wichtigsten 
Gebiete der Kirchenregierung vernichtet und der Ober])räsident ein- 
fach an die Stelle des Bischofs gesetzt. Ein so exorbitantes, posi- 
tives Kecht stände aber nicht nur im Widerspruche mit den im 
§. 16. für das Einspruchsrecht der Begierung gezogenen Schranken, 
sondern auch mit Art. 15. der Verfassungsurkunde , gar nicht zu 
gedenken der Bestimmungen der Bulle de salute animarum in Be- 
treff der bischöflichen Diöcesan- und Jurisdictiousrechte , die aller- 
dings durch die Maigesetzgebung, selbst wenn man sie auch in 
schonendster Art interpretirt, in flagranter Weise verletzt sind, es 
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würde mit einem Worte die ohnehin feindselige Tendenz der Mai- 
gesetze noch bei weitem überflügeln. 

Dazu kommt, dass doch schon vom Standpunkte des straf- 
rechtlichen Döltis die Anstellung eines Geistlichen, gegen den die 
Staatsregierung amdrücklich und aus gesetelichen Gründen Einspruch 
erhoben hajt, und die Anstellung eines an sich vom staatlichen Ge- 
sicht3punkte einwandsfreien Geistlichen, gegen den bisher ein Ein- 
spruch in keiner Weise erhoben ist^ zwei weitaus verschiedene Fälle 
sind , welche der Gesetzgeber in Bezug auf die Frage der Strafbar* 
keit doch unmöglich, mit gleichem Masse gemessen haben kann. 
Denn wie könnte überhaupt ein vernünftiges Strafgesetz die Tendenz 
haben, selbst solche Geistliche, bei welchen die Staatsregierung keine 
Bedenken findet, von welchen sie vielleicht sogar bei dem Vorhan- 
densein der von ihr selbst gestellten Bedingungen die Förderung 
der staatlichen Interessen erwarten kann, blos darum als staatsfeind* 
lieh zu behandeln, weil der Diöcesanbischof aus Gewisseusbedenken 
unterlassen hat, sie dem Oberpräsidenten vorher zu benennen. 

Einen ferneren Beweis dafür, dass nur die üebertragung eines 
geistlichen Amtes ungeachtet eines wirklich erhobenen' Einspruches 
unter Strafe gestellt ist, finden wir mit Dr. Gerlach (in der Schrift ^): 



1) Dr. Qerlach gelang in dieser Schrift, welche durch eine Untersuchung 
gogen den Herrn Bischof von Limburg wegen Anstell ang dos Bomcaplan Hou- 
ben als Pfarrer in Balduinstein , veranlasst ist, zu dem Ergebniss, dass fol- 
gende Gründe dafür sprechen, dass die üebertragung eines geistlichen Amtes 
ohne vorherige Benennung und die Vornahme von Amtshandlungen in einem 
ohne vorherige Benennung übertragenen Amt nach §§. 22. 28. des Ges. vom 
11. Mai 1873 nicht strafbar ist: 

1. der Wortlaut und Sinn der §§. 1. 2. 3. 22. 23., 

2. die ratio legis, 

3. das Verhältniss , in welchem die Strafbestimmungen der §§. 22—24. zu • 
dem übrigen Inhalt des Gesetzes stehen, 

4. das Verhältniss, in welchem die Bestimmungen des §. 1. zu dem übrigen 
Inhalt des Gesetzes stehen, 

5. die Fassung des §. 17., 

6. die Verbindung von §. 15. mit §. 2., 

7. das Absurdum, zu welchem die Aufnahme der Vorschrift des §. 15. in 
§. 1. führen müsste, 

8. die günstige Lage der Staatsregierung, auch ohne den bischöflichen Act 
einer vorherigen Benennung das Einspruchsrecht auszuüben, 

9. die Autorität des jQngst in zweiter Auflage erschienenen Werkes von 
L. Hartmann, erstem Präsidenten des Appellationsgerichts zu Hamm: 
»Die neben dem Strafgesetze für das deutsche Reich in Preussen gel- 
tenden Strafgesetze.« Berlin bei Keimer 1873, 

10. die Verbindung des §. 17. des Gesetzes mit Art. 15, der Verfassung, 
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Die Bedeutnng der StrafbestimmuDgeu in den §§. 22. 23. des Ge- 
setzes über die Vorbildung und Anstellung der Geistlichen vom 11. 
Mai 1873. Paderborn 1874) in dem Verhaltnisse, in welchem die 
Strafbestimmungen (§§. 22—24.) zu dem übrigen Inhalte des Ge- 
setzes stehen. 

Nicht jede Zuwiderhandlung gegen Bestimmungen dieses Ge- 
setzes ist strafbar, sondern bezüglich der geistlichen Oberen nur die 
Vergehen gegen die §§. 1—3. und 19. Alin. 1., bezüglich der Geist- 
lichen nur die Vergehen gegen die §§. 1—3. §. 18. Alin. 2. und 
21. — Der Thatbestand des §. 15. ist nicht als strafbar bezeich- 
net, weder ausdrücklich, noch durch Bezugnahme in den §§. 22. 
und 23., was um so aufiäUiger erscheint, als in den §§. 22. und 23. 
der §. 3. besonders in Bezug genommen ist, obwohl die besonderen 
Vorschriften des §. 3. in Bücksicht auf die Strafbarkeit, schon in 
der allgemeinen Vorschrift des §. 1. vollständig inbegi'iffen sind, 
woraus folgt, dass, wenn §. 15. ebenfalls in dem §. 1. hätte inbe- 
griffen sein sollen, derselbe in der Straf bestimmung der §§. 22. und 
23. ebenso nothwiendig anzuführen gewesen wäre. 

Auch ist nicht abzusehen, warum der Gesetzgeber, wenn er 
alle Zuwiderhandlungen der geistlichen Oberen gegen Bestimmungen 
des Gesetzes mit Geldstrafe von 200 - 1000 Thalern bestraft wissen 
wollte, zwei Strafbestimmungen im §. 22. in zwei Absätzen neben- 
einander aufgestellt hätte, während es dann überhaupt genügt haben 
würde, zu bestimmen, dass geistliche Obere, welche Bestimmungen 
des Gesetzes zuwiderhandeln, mit Geldbusse von 200— 1000 Thalern 
bestraft werden sollen. 

Weitere Gründe für die Richtigkeit unserer Ansicht ergeben 
sich aus der folgenden Kritik der gegcntheiligen Ausführungen des 
, Obertribunals. 



11. in Bezug auf den SpecialfaU der Besetzimg der Pfarrei Baldtiinstein — 
das Frivairecht des Patrons , das jus ad rem des von dem Pa^ 
iron präsentirien Geistlichen in Verbindung mit der Thatsache, dass 
das Gesetz Tom 11. Mai 1873 eine Schmälernng der Rechte des Patrons 
gar nicht bezweckte. 

Der Schrift sind beigedrackt eine Sammlung von Actenstücken, nament- 
lich die Ober die in Bede stehende Streitfrage ergangenen ürtheile der Ge- 
richtsdephtation zu Tamowitz vom 4. Not. 1873 in Sachen contra Pfarrer Paul 
zu Broslawitz und vom 7. Januar 1874 contra Kaplan Sobel, des Ereisgerichts 
zu Bosenberg vom 9. Dec. 1873 contra Kaplan Tchirner, des Landgerichts zu 
Aachen vom 20. Dec. 1873 contra Pfarrer Iven , des Kreisgerichts zu Limburg 
contra Bischof von Limburg vom 4. Febr. 1874. — Ausserdem verschiedene 
bischöfliche Denkschriften. 
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Nach Eiörterung des Zweckes der hier in Rede stehenden 
Strafroitte] schreitet das Obertribunals-Erkenntniss zu der Behaup- 
tung, dass die Verfügung des Gesetzes (womit nicht blos der Sinn, 
sondern auch der Wortlaut der betreffenden Vorschrift gemeint ist) 
sich mit dem Zwecke desselben in voller Uebereinstimmung befinde. 
Allein dasselbe vermag auf dem Wege einer künstlichen Interpretation 
nur so viel zu beweisen,- dass der Wortlaut und Sinn des §. 1. eben 
ein anderer sein müsste, als et wirklich ist, wenn daraus die An- 
wendung des Strafgesetzes auf den vorliegenden Fall gerechtfertigt 
werden sollte. Es fahrt nämlich aus 

a) die Bestimmung des §. 1, nach welcher ein geistliches Amt 
nur einem solchen übertragen werden darf, gegen dessen Anstellung 
kein Einspruch der Staatsregierung erhoben worden ist, entbehre — 
für sich allein betrachtet — der praktischen Anwendbarkeit dergestalt, 
dass sie anderweite Vorschriften mit Nothwendigkeit voraussetze, 
durch welche die Ausübung des Einspruchsrechts und insbesondere 
die Frist für dasselbe geregelt werde, 

b) diese Vorschriften enthalte der §. 15, welcher daher als 
integrirender Theil xles §. 1. angesehen werden müsse. 

c) Dies müsse um so mehr angenommen werden, als der an 
die Spitze der allgemeinen Bestimmungen gestellte §. 1. rücksicht- 
lich der anderen Bedingung, an welche er — abgesehen von der 
Eigenschaft eihes Deutschen — die Uebertragbarkeit eines geist- 
lichen Amtes knüpft, der Bedingung nämlich, dass der Candidat 
seine Vorbildung nach den Vorschriften des Gesetzes dargethan habe, 
ganz allgemein auf Vorschriften verweise, welche Abschnitt IL ent- 
halte, also kein Grund vorliege, in der hier fraglichen Beziehung 
einen unterschied zu machen zwischen den Vorschriften, welche im 
Abscimitt II. und denen, welche im Abschnitt III. enthalten seien. 

Daran knüpft er die Schlussfolgerung, dass hiernach im Sifine 
(also vom Wortlaut ist schon abgesehen) des %l 1. als ein Candidat, 
gegen dessen Anstellung kein Einspruch erhoben worden ist, nur 
ein solcher erscheine, in Ansehung dessen die im §. 15. bestimmte 
dreissigtägige Frist abgelaufen war, ohne dass Einspruch erhoben 
worden. 

Es ist jedoch 

Ad a) bereits oben gezeigt worden, dass der §. 1. auch für 
sich allein und seinem Wortlaute nach aufgefasst, einen bestimmten, 
klaren gesetzgeberischen Gedanken, und zwar einen ganz anderen, 
als das Obertribunal mit Hülfe anderer Bestimmungen des Gesetzes 
hineintragen will , ausdrückt und der' praktischen Anwendbarkeit in 
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in keiner Weise entbehrt, da der Oberpräsident mit seinem Ein- 
sprüche an die Benennung des Candidaten seitens des Bischofs iu 
keiner Weise gebunden ist. 

Ad b) ist hervorzuheben, dass der §. 15. zwar als eine Aus- 
führung der generellen Bestimmung im §. 1. betrachtet werden 
kann, daraus aber keine, für die Integcitat des im §. 1. nach seinem 
Wortlaut enthaltenen strafbaren Thatbestandes nachtheiligen Schlüsse 
zu ziehen sind. 

Die einfache Translocirung des §. 15. in den §. 1. würde, wenn 
damit nicht zugleich eine den Sinn dieses Paragraphen verändernde, 
anderweite Wortfassung des Ganzen verbunden würde, den Thatbe- 
stand des.§. 1, soweit er jetzt Gegenstand einer Strafandrohung ist, 
durchaus unberührt lassen. Denn es ist in der That gleichgültig, 
an welcher Stelle die Bestimmungen des jetzigen §. 15. ihren Platz 
haben, sie stellen einen besonderen strafbaren Thatbestand nicht 
dar, so lange die Nichtbenmnung eines Geistlichen an den Ober- 
präsidenten nicht ausdrücklich mit Strafe bedroht wird. Sie würden 
in dieser mechanischen Zusammenstellung mit §. 1. auch den That- 
bestand dieses Paragraphen nicht modificiren, denn eine d«m §. 1. 
zuwiderlaufende Anstellung im Sinne des §. 22. würde doch immer 
nur dann vorhanden sein, wenn der Kirchenobere einem Geistlichen 
ein Amt überträgt, welchem es nach §. 1. nicht übertragen werden 
darf, d. h. einem .Geistlichen , welcher nicht Deutscher ist, seine 
wissenschaftliche Vorbildung im maigesetzlichen Sinne nicht darge- 
than hat, oder gegen den Einspruch erhoben worden ist. 

Wollte man mit der Verpflanzung des §. 15. in den §. 1. den Sinn 
vi^rbinden, dass letzterer dann das Gebot enthielte, dass ein geistliches 
Amt nur demjenigen übertragen werden dürfe, gegen dessen Anstellung 
nach vorheriger Benennung bei dem Oberpräsidenten kein Einspruch von 
der Staatsregierung innerhalb der dreissigtägigen Einspruchsfrist erho- 
ben worden ist, so wurde man bei Vergleichung der §§. 22. u. 1 — 3. mit 
dem §. 23. auf eine Ungereimtheit stossen. Der §. 23. bestimmt näm- 
lich, dass wer geistliche Amtshandlungen in einem Amt vornimmt, 
welches der Vorschrift der §§. 1-3. zuwider übertragen worden ist, 
mit einer Geldbusse bis zu 100 Thalern bestraft werden soll. Wäre 
nun das der Sinn der Vorschrift des §. 1, dass ein geistliches Amt 
nur demjenigen übertragen werden dürfe, gegen dessen Anstellung 
nach vorheriger Benennung beim Oberpräsidenten kein Einspruch 
erhoben worden ist, so würde derjenige Geistliche, welcher bei Ge- 
fahr im Verzii|gro ohne Benennung dem zweiten Alinea des §. 2. ge- 
mäss vorbehaltlich des Einspruchs angestellt, gegen dessen Austel- 
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lung aber tiachträglich vom Oberpräsideuten Einspruch erhoben wor- 
den ist, wegen Vornahme von Amtshandlungen (§. 23.) gar nicht 
bestraft werden können, denn es läge dann zwar der Thatbestand, 
dass er Amtshandlungen nach einem erhobenen Einsprach vorge- 
nommen , aber nicht der alsdann vorausgesetzte Thatbestand vor, 
dass er Amtshandlungen nach einem, auf die vorherige Benennung 
erfolgenden Einsprüche vornehme. " 

Da aber angenommen weisen muss, dass das Gesetz in den 
§§. 23. 1. nicht blos diejenigen Qeistlichen, welche Amtshandlungen 
vornehmen, nachdem vom Oberpräsidenten gegen ihre Anstellung 
auf vorherige Benennung hin Einspruch erhoben worden ist, sondern 
^uch diejenigen Straten, wollte , gegen deren Anstellung ohne vorhe- 
rige Benennung der im §. 2. vorgesehene nachträgliche Einsprach 
geltend gemacht worden ist, so kann es auch nicht in der Intention 
des Gesetzgebers gelegen haben, den §. 15. in dem Sinne als einen 
iutegrirenden Bcstandthoil des §. 1. zu betrachten, dass dadurch 
der gegenwärtige .Thatbestand dieses Paragraphen eine Modification 
erhielte. 

Hierin findet auch die ad c) berülirte, auf den Zusammenhang 
der generellen Bestimmung des §. 1. mit Abschnitt IT. gegründete 
Ausführung des Obertribunals schon theilweise ihre Widerlegung. 
Es kommt aber noch hinzu, dass grade diese Ausführung bei auf- 
merksamer Betrachtung zu einem ganz entgegengesetzten Ergeb- 
nisse den Weg zeigt. Allerdings verweist der §. 1. rücksichtlicb 
der anderen Bedingung, an welche er abgesehen von der Eigenschaft 
eines Deutschen — die Uebertragbarkeit eines geistlichen Amtes 
knüpft, der Bedingung nämlich, dass der Gandidat seine Vorbildung 
nach don Vorschriften des Gesetzes dargethan haben müsse, ganz 
allgemein auf die Vorschriften , welche Abschnitt II. enthält , allein 
in einer Fassung, welche die Annahme gradezu ausschliesst , dass 
dabei auch an die Vorschriften des Abschnitts III. , welchem der 
§. 15. angehört, gedacht sein könne. Denn wenn es im §. 1. heisst: 
»Ein geistliches Amt darf nur einem Geistlichen übertragen 
werden, welcher seine wissenschaftliche Bildung fiach den Vor^ 
Schriften dieses Gesetzes dargethan hat und gegen dessen 
Anstellung kein Einspruch von der Staatsregierung erhoben ist,« 
so ergibt die Stellung der Worte »nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes« innerhalb des ersten und ausserhalb des zweiten der bei- 
den Relativsätze mit logischer Nothwendigkeit, dass sich diese Worte 
nur auf jenen , niclit auch auf diesen beziehen sollen. Wäre Letz- 
teres die Absicht des Gesetzgebers gewesen, so l>ätten die Worte 

10* 
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»nach den Vorschriften dieses Gesetzes« im zweiten RelaÜTsatze 
ausdrücklich wiederholt werden müssen, da die Verbindung, in wel- 
cher beide Sätze miteinander stehen, nach Inhalt und Form von 
der Art ist, dass die gedachten Worte nicht eine, auf beide coor- 
dinirte Satzglieder gemeinschaftlich bezügliche Stellung im ganzen 
Satze erhalten konnten. Damit ist der klare Beweis geführt, dass 
nur bei dem ersten Satzgliede alle die nachfolgenden Vorschriften 
des Gesetzes zu subsumiren sind, nicht auch bei dem zweiten, und 
dass man daher bei diesem letzteren nicht befugt , noch weniger 
genötiiigt ist, an. die erst im §. 15. ausgesprochene Obliegenheit der 
Benennung' bei dem Oberprfisidenten zu denken. 

Mit der Unhaltbarkeit der hier beleuchteten Gründe des Ober- 
tribnnals-Urtheiles fällt auch die daran geknüpfte obige Schlussfol- 
gerung in sich zusammen, und es wäre nicht einmal nöthig, zur 
Widerlegung der Ansicht des höchste Gerichtshofes noch auf den 
§. 17. zu recurriren. Dieser liefert indess einen weiteren schlagen- 
den Beweis dafür, dass nur die trotz erhobenen Einspruchs erfolgte 
üebertragung dem §. 1. zuwiderläuft und nach §. 22. strafbar ist. 
Im §. 17. werden zweierlei (Jebertragungen unterschieden, eine, 
welche dem §. 1. zuwiderläuft und eine andere, welche vor Ablauf 
der im §. 15. iür die Erhebung des Einspruchs gewährten Frist 
stattfindet. Daraus folgt mit logischer Noth wendigkeit, dass eine 
üebertragung, welche vor Ablauf der im §. 15. für die Erhebung 
des Einspruch« gewährten Frist erfolgt, nicht eine üebertragung ist, 
welche dem §. 1. zuwiderläuft. Weiter aber erhellt aus demselben 
§. 17, verbunden mit §. 22. mit unbestreitbarer Gewissheit, dass 
nur der eine dieser beiden Fälle, nämlich die dem §. 1. zuwider- 
laufende üebertragung, nicht auch der andere mit Strafe bedroht 
ist, wenngleich beide fiir nicht geschehen gelten. Hätte der Gesetz- 
geber die vor Ablauf der Einspruchsfrist erfolgende, also eine Be- 
nennung voraussetzende üebertragung einfach als eine Art der dem 
§. 1. zuwiderlaufenden angesehen wissen wollen, so würde er im 
§. 17. haben sagen müssen: 

»die üebertragung eines geistlichen Amtes, welche der Vor- 
schrift des §. 1. zuwiderläuft, folglich auch die, welche vor 
Ablauf der für die Erhebung des Einspruchs gewährten Frist 
erfolgt, gilt als nicht geschehen.« 

Wie aber dieser Paragraph jetzt gefasst ist, so föUt die Nicht- 
beachtung der Frist, mithin auch die Nichtbeachtung der Benen- 
nung nicht unter den §1. 

Das Kgl. Obertribunal kann zur Widerlegung 'dieser wohlbe- 
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gründeten Ansicht nichts weiter anführen, als dass die Kegierungs- 
vorlage des Gesetzes vom 11. Mai 1873 das zweite Satzglied des 
§. 17:* »oder welche vor Ablauf der im §. 15. für die Erhebung 
des Einspruchs gewährten Frist erfolgt,« nicht enthalte, dieser Theil 
des §. 17. vieiraehr einem Verbesserungsantrage seine Entstehung ver- ' 
danke, zu dessen Motivirung in dem Commissionsbericht des Hauses 
der Abgeordneten gesagt werde, zum vollständigeren Ausdrucke des 
Gemeinsten sei die Fassungsverbesserung vorgeschlagen und ange- 
nommen worden. 

Wir vermögen allerdings nicht einzusehen, was damit wider- 
legt werden soll. Im Gegentheil dient auch das, was ans den Mo- 
tiven über die Entstehung des §. 17. in seiner jetzigen Fassung be- 
kannt ist, nur zur Bekräftigung unserer Ansicht. 

Denn wenn das von dem Gesetz Gemeinde, nämlich, dass^ nur 
eine der Vorschrift des §. 1. zuwiderlaufende Uebertragung eines 
geistlichen Amtes strafbar ist, allerdings schon in den §§. 1. und 
22. seinen genügenden Ausdruck findet, so kann doch sicher Nie- 
mand bestreiten , dass es im §. 17-. dadnrch einen noch voUständi- 
geren Ausdruck erhält, dass hier die dem §. 1. zuwiderlaufende 
Uebertragung und die blos vor Ablauf, der dreissigtägigen Ein- 
spruchsfiist stattfindende Uebertragung. förmlich auseinandergehalten 
und unterschieden werden und dadurch bezüglich auf den Thatbe- 
stand der §§. 1. und 22. noch schärfer betont wird, dass nur die ^ 
dem §. 1. zuwiderlaufende, nicht auch die vor Ablauf der dreissig- 
tägigen Einspruchsfrist erfolgende Anstellung strafbar ist. Ja der 
obige Verbesserungsvorschlag des Gommissionsberichts, der übrigens 
unter Zustimmung der Begierung zur Annahme kam, findet grade 
in diesen Erwägungen seine alleinige Begründung. 

Hieran möchten wir noch ein weiteres Moment knüpfen. 

Dasselbe ergibt sich aus einer Vergleichung des §. 2. mit §. 17. 

Nach §. 2. kann, wie schon oben angedeutet wurde, hei Ge- 
fahr im Vermge^ eine Stellvertretung oder Hfilfsleistung einstwei- 
len und vorbehaltlich des Einspruchs der Staatsregierung angeordnet 
werden. Eine solche, ohne Benennung erfolgende Uebertragung ist 
also wenigstens einstweilen gültig. Weist nun hiernach das Gesetz 
selbst Fälle als möglich nach, in denen die Uebertragung ohne vor- 
herige Benennung einstweilen gültig ist, so würde es mit sich selbst 
in Widerspruch gekommen sein, wenn §. 17. allgemein die Ueber- 
tragung ohne vorausgegangene Benennung als ungültig und das 
Unterlassen der Benennung vor der Uebertragung als strafbar hin- 
gestellt hätte. 
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Dem Allen ZAifolge leuchtet ein, dass die Auslegung des Kgl. 
Obertribunals nicht im Entferntesten als eine solche bezeichnet 
werden könne , welche dem Zwecke des Gesetzes allein entspreche 
und auch mit dem Wortlaute desselben im Einklänge stehe. Sie 
ist im Gegentheil mit dem Wortlaute und mit dem nachweisbaren 
Sinne des Gesetzes in allen nur denkbaren Beziehungen unvereinbar. 

Aus den Beweisgründen aber , die wir vorstehend zur Wider- 
legung des Obertribunals-Ürtheiles hervorgehoben haben, ergibt sich 
ferner zur Genüge, dass der Cassations-llecurs begründet und das 
jangefochtene Appellationsurtheil wegen Verletzung der §§. 1. 15. 
22. des Gesetzes vom 10. Mai 1873 zu vernichten war. 

Wir könnten hiermit unsere Kritik schliessen, wenn es nicht 
erforderlich erschiene, noch einen Blick auf die Motive des inzwi- 
schen dem preussischen Landtage vorgelegten Eotwurfes eines Ge- 
setzes wegen Declaration und Ergänzung des Gesetzes vom 11. Mai 
1873 zu werfen, welche möglicher Weise als eine Art Interpretation 
von authentischer Stelle — zu Gunsten der Deduction des König!. 
Obertribunals ins Feld geführt werden könnten. 

Der Entwurf dieses Lückengesetzes ist am 18. Januar er. dem 
Hause der Abgeordneten vorgelegt, die Motive desselben sind daher 
dem Kgl. Obertribunal bei Abfassung des ürtheils vom 26. Februar 
er, bereits zugänglich gewesen und, wie eine Vergleichung der ür- 
theilsgründe mit denselben ergibt, von dem genannten Gerichtshofe 
in ergiebiger Weise benützt worden. 
' Die Motive heben hervor: 

Das Bedfirfniss einer Declaration der §§. 22. und 23. und im 
Zusammenhange damit auch der §§. 17. und 1. des Gesetzes vom 
11. Mai 1873 sei dadurch hervorgerufen, dass einzelne Gerichte 
erster Instanz die Strafbestimmungen der §§. 22. 23. nur auf solche 
Fälle beziehen wollten, ^o gegen eine Anstellung Seitens des Ober- 
präsidenten wirklich der Einspruch erhoben worden sei und dass 
demgemäss in den -Fällen von ihnen auf Freisprechung erkannt sei, 
wo eine Benennung des Candidaten beim Oberpräsideuten in 6e- 
mässheit des §. 15. gar nicht stattgefunden hätte. 

Hervorgerufen sei diese Auffassung vornehmlich durch die 
jetzige Fassung des §. 17, welche anscheinend eine Unterscheidung 
zwischen solchen Anstellungen, die dem §. 1. zuwiderlaufen, und 
solchen, die vor Ablauf der for den Einspruch gewährten Frist er- 
folgen, aufstelle. Diese Annahme müsse zwar für eine unbegründete 
erachtet werden, insofern die Worte im §. 17.: »oder welche vor 
Ablauf der for die Erhebung des Einspruchs gewährten Frist er- 
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folgt,« gar nicht den Zweck hätten haben sollen und können, eine 
besondere, neben den Vorschriften des §. 1. stehende Uebertragung 
des geistlichen Amtes -als nicht geschehen zu bezeichnen, sondern 
wie die Entstehungsgescbichte der jetzigen Fassung deutlich ergebe, 
auf Vorschlag der Conamission des Abgeordnetenhauses in das Ge- 
setz nur doshalb aufgenommen seien, um, wie es in dem Commis- 
sionsbericht vom 3. Februar heisse, eine Fassungsverbessernng zum 
vollständigeren Ausdruck des Gemeinten herbeizuführen. 

Auch könne es keinem begründeten Zweifel unterliegen, dass, 
wenn schon §. 1. selbst als Erforderniss für die Uebertragung eines 
geistlichen Amtes aufstelle, dass. gegen die Anstellung kein Ein- 
spruch von der Regierung erhoben worden sei» zur Feststellung die- 
ses Requisites gehöre, dass die im Gesetz vorgeschriebene Benen- 
nung erfolgt und nach derselben innerhalb der gesetzlichen Frist 
kein Einspruch erhoben worden sei, weil von der Erhebung des Ein- 
spruchs überhaupt erst die Bede sein könne, wenn ^ie Benennung 
vorangegangen sei; denn ohne die Benennung gelte die Anstellung 
als nicht geschehen (§. 17.) und gegen einen nicht geschehenen Act 
könne selbstverständlich auch kein Einspruch erhoben werden. 

Obwohl nun auch die grosse Mehrzahl der Gerichte dieser 
letzteren Auffassung gefolgt sei, so hohe doch die gegentheüige An- 
sicht in neuester 2!eit an Anhang gewonnen, so dass jetzt schon 
von sieben verschiedenen Gerichten freisprechende Erkenntnisse in 
jenem Sinne ergangen seien. Es leuchte ein, dass hieraus, zumal, 
wenn diese als irrig zu bezeichnende Auffassung noch weitere Ver- 
breitung ^fmden möchte, nicht nur für die Rechtssicherheit ^ sondern 
auch für die Durchführung der kirchenpölitischen Gesetze vom Mai 
V. J. die allerbedenklic])sten Folgen (!!) entstehen müssten. Denn 
einmal werde unter allen Umständen längere Zeit vergehen, bis durch 
die Rechtsprechung des Obertribunals und des Oberappellationsge- 
richts eine feste Norm gewonnen würde, während die Staatsregierung 
inzwischen in den betreffenden Bezirken dem gesetzwidrigen Ver- 
halten der Bischöfe und der Geistlichkeit gegenüber völlig wehrlos 
dastände, und sodann würde, wenn weitere derartige Entscheidungen 
erfolgten, den Bischöfen sogar die Möglichkeit geboten werden, ihr 
Verhalten durch Berufung auf diese gerichtlichen Erkenntnisse mit 
einem Scheine des Rechtes eu umgeben und auf diese Weise ihren 
Widerstand in den Augen der Gemeinden als mit den Gesetzen nicht 
einmal im Widerspruch stehend erscheinen lassen. Aus diesen 
Gründen erscheine es dringend gerathen, sofort eine Declaration der 
§§. 22. und 23. des Gesetzes vom 11. Mai eintreten zu lassen. 
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Die eilige Vorlage dieses Lückengesetzes beweist besser als 
jede Ausführung, wie sehr die Regierung von der Ueberzeugung 
durchdrungen ist, dass eine mit den klaren Worten des Gesetzes 
IQ so offenem Widerspruche stehende Auslegung der fraglichen Straf- 
vorschriften , wie me vorstehend von dem Kgl. Obertribunal beliebt 
worden ist, und wie sie der Begierung, nachdem die Bischöfe ihre 
Mitwirkung zur Ausführung der Maigesetze versagt haben, aller- 
dings erwünscht sein mag, für die Dauer und im allgemeineren Um- 
fange bei den Gerichten nicht werde erreicht werden können. 

In den Motiven desselben können wir nichts weiter finden, als 
den schlecht verhehlten Aerger darüber, dass die Maigesetzgebang 
und insbesondere das Gesetz vom 11. Mai 1873 auf die Bischöfe 
den erhofften einschüchternden Eindruck verfehlt hat. Dem ent- 
sprechend charakterisirt sich auch das Lückengesetz keineswegs als 
eine blose Declaration zur Beseitigung etwaiger Zweifel übeV den 
eigentlichen Sinn gewisser Bestimmungen des allegirten Gesetzes, 
sondern wie Ueberschrift und Inhalt nachweist, vielmehr als eine 
verschärfende Ergänzung desselben sowohl in Bezug auf den Wort- 
latäj als auch bezüglich auf die Tendenz. Daraus folgt schon, dass 
man ans den Motiven des Lückengesetzes nicht auf das Vorhanden- 
sein einer ebenso feindseligen Tendenz des zu ergänjsenden Gesetzes 
schliessen darf, dass mithin eine Erklärung dieses letzteren aus den 
Motiven des neuen Entwurfes ganz unstatthaft wäre. 

Im üebrigen ist es falsch, wenn die Motive behaupten, dass 
blos einige Gerichte erster Instanz die Strafbestimmungen der §§. 
22. 23. nur auf solche Fälle beziehen wollen , wo gegen eine An- 
stellung seitens des Oberpräsidenten wirklich Einspruch erhoben 
worden sei. Auch die Zuchtpolizei-^ppeZ/a^to^^-Eammern zu Bonn, 
Aachen und Coblenz sind dieser Ansicht in ihren Urtheilen beige- 
treten. 

Ebenso ist es unrichtig, dass die freisprechenden ürtheile der 
fraglichen Gerichte hauptsächlich durch die jetzige Fassung des §. 
17. hervorgerufen seien. Bei Erlass dieser ürtheile ist vielmehr der 
Uare Wortlaut und Sinn der §§. 1—3. 22. 23. durchschlagend ge- 
wesen. 

Das über die Entstehungsgeschichte der zweiten Hälfte des 
§. 17. in den Motiven Gesagte beschränkt sich auf Redensarten ohne 
jeden Beweisgrund und ist bereits oben gewürdigt, da das Obertri- 
bunalsnrtheil fast wörtlich dasselbe gesagt bat. 

Seltsam ist es endlich, wenn die Motive behaupten, dass 1) von 
der Erhebung des Einspruchs überhaupt erst die Bede sein könne» 
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wenn die Beuennung vorangegaDgen sei, 2) ohne die Benennung die 
Anstellung als nicht geschehen gelte (§. 17.) und 3) gegen einen 
nicht geschehenen Act selbstverständlich auch kein Einspruch er- 
hoben werden könrfe. 

Wie verträgt sich die Behauptung ad 1) mit §. 2. des Ge- 
setzes vom 11. Mai 1873^ wo von einem vorhehaltenen Einsprüche 
die Kede ist, welcher doch der ohne Benennung geschehenen Ueber- 
tragung nachfolgt? 

' Wie lässt sich die Behauptung ad 2) mit §. .17. rechtfertigen, 
da aus dem zweiten Satztheile des §. 17, doch nur hervorgeht, dass 
die üebertragung, welche vor Ablauf der dreissigtägigen Einspruchs- 
frist, also nach erfolgter Benennung geschehen ist, ungültig sei? 

Wie kann endlich vernünftiger Weise behauptet werden, dass 
gegen eine ohne Benennung erfolgte Anstellung der Oberpräsident 
keinen Einspruch erheben könne, weil sie rls ein nicht geschehener 
Act zu betrachten sei? — Auch die beabsichtigte Anstellung ist 
ein noch ungeschehener Act und doch ist sie nach dem Gesetze 
Gegenstand des Einspruchs. Der Einspruch des Oberpräsidenten ist 
eben gegen die Anstellung (§. 1.) des Geistlichen , sei es des noch 
anzustellenden oder schon angestellten (§. 15. u. §, 2.) zu richten, 
wenn er nach §. 16. überhaupt zulässig ist. 

Was endlich die in den Motiven behauptete Wehrlosigkeit des 
Staates anlangt ,. so darf das Urtheil darüber , ob die Maigesetze in 
ihrer bisherigen Fassung den Staat wehrlos den Bis«jhöfen gegen- 
übergestellt haben, billiger Weise dem denkenden Leser selbst über- 
lassen werden. Die zahllosen Verurtheilungen zu hohen Geld- und 
Gefängnissstrafen , die Executionen , Pßlndungen , Beschlagnahmen 
des Einkommens und Einkerkerungen von Bischöfen und Priestern 
bieten eine eigenthümliche Illustration zu der behaupteten Wehr- 
loaigkeit. 
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VI. 

Deutsches Reichsgesetz vom 4. Mai 1874, 

betreffend die Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchefi- 

ämtern. 

(Deutsch. Reichsanzeiger y. 6 Mai 1874.) 

»Wir Wilhelm von Gottes Gnaden deutscher Kaiser, König 
von Preussen etc., verordnen im Namen des^ deutschen Reichs, nach 
erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags, 'was 
iolgl^ 

§. 1. Einem Geistlichen oder anderen Religionsdiener, welcher 
durch gerichtliches Urtheil aus seinem Amte entlassen worden ist 
und hierauf eine Handlung vornimmt, aus welcher hervorgeht , dass 
er die Fortdauer des ihm entzogenen Amtes beansprucht, kann durch 
Verfügung der Landespolizeibehörde der Aufenthalt in bestimmten 
Bezirken oder Orten versagt oder angewiesen werden. 

Besteht die Handlung desselben in der ausdrücklichen Anmas- 
sung des Amtes, oder in der thatsächlichen Ausübung desselben, 
oder handelt er der gegen ihn ergangenen Verfügung der Landes- 
polizeibehörde zuwider, so kann er seiner Staatsangehörigkeit durch 
Verfügung der Centralbehörde seines Heimathsstaats verlustig erklärt 
und aus dem Bundesgebiete ausgewiesen werden. 

§. 2. Die Vorschriften des §. 1. finden auch auf diejenigen 
Personen Anwendung, welche wegen Vornahme von Amtshandlungen 
in einem Kirchenamte, das den Vorschriften der Staatsgesetze zu- 
wider ihnen übertragen, oder von ihnen übernommen ist, rechtskräf- 
tig zur Strafe verurtheilt worden sind. 

§. 3. In der Verfügung (§. 1. 2.) sind die Gründe der ange- 
ordneten Massregel anzugeben. 

Behauptet der Betroffene, dass er die ihm zur Last gelegten 
Handlungen nicht begangen habe, oder dass dieselben den im §. 1. 
bezeichneten Thatbestand nicht enthalten, so steht ihm binnen acht 
Tagen nach Zustellung der Verfügung die . Berufung auf richter- 
liches Gehör offen. 

Zuständig ist in denjenigen Bundesstaaten, in welchen ein aus 
ständigen Mitgliedern zusammengesetzter besonderer Gerichtshof für 
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kirchliche Angelegenheiten besteht, dieser Gerichtshof; in den üb- 
rigen Bundesstaaten das höqhste Gericht für Strafsachtu. 

Das Gericht entscheidet, ob der Berufene eine der iui §. 1. 
bezeichneten Handlungen begangen hat. Wird festgestellt, dass 
keine Handlung vorliegt, auf Grund deren dieses Gesetz die ange- 
fochtene Verfügung für zulässig erklärt, so ist die letztere durch 
die anordnende Behörde aufzuheben. 

Die Berufung rtiuis von dem Berufenden in gerichtlich oder 
notariell beglaubigter Form unterzeichnet und dem zuständigen Ge- 
richt eingereicht werden. 

Für das Verfahren kommen die hei dem zuständigen Gericht 
geltenden Vorschriften zur Anwendung. Erforderliche Abänderungen 
und Ergänzungen derselben werden bis zur gesetzlichen Uegelung 
durch das Gericht festgestellt. Die für den Fortgang des Verfah- 
rens gesetzlich vorgeschriebenen Fristen können nach Ermessen des 
Gerichts abgekürzt werden. 

Die Berufung hält die Vollstreckung der angefochtenen Ver- 
fügungen nur dann auf, wenn die letztere den Verlust der Staats- 
angehörigkeit ausgesprochen hat. In diesem Falle kann dem Be- 
rufenden bis zur richterlichen Entscheidung der Aufenthalt in be- 
stimmten Bezirken oder Orten versagt oder angewiesen werden. 

§. 4. Personen, welche nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
ihrer Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate verlustig erklärt 
sind, verlieren dieselbe auch in jedem andern Bundesstaate und kön- 
nen ohne Genehmigung des Bundesraths in keinem Bundesstaate 
die Staatsangehörigkeit von Neuem erwerben. 

§. 5. Personen, welche wegen Vornahme von Amtshandlungen 
In einem Eirchenamte, das den Staatsgesetzen zuwider ihnen über- 
tragen oder von ihnen übernommen ist, zur Untersuchung gezogen 
werden, kann nach Eröffnung der gerichtlichen Untersuchung durch 
Verfügung der Landesbehönle bis zur rechtskräftigen Beendigung 
des Verfahrens der Aufenthalt in bestimmten Bezirken oder Orten 
versagt werden. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem kaiserlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 4. Mai 1874. 
(L. S.) Wilhelm. 

Fürst V. Bismarck.^ 

Als Zweck dieses Gesetzes geben die »Motive,« wie sie von 
prmssischer Seite dem Bundesrathe zugingen, folgendes an : 

>E8 wird anzuerkennen sein, dass, wenn eine Geld- oder Ge- 
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föngnissstrafe das geeignete Mittel ist, um eine einzelne Gesetzvcr- 
letzung zu sühnen, so doch eine strafrechtliche Verfolgung, und mag 
eine solche noch so oft wiederholt werden, für sich allein nicht hin- 
reicht, um einer gmndsätdich&n Verneinung der Verbindlichkeit der 
Staatsgesetze mit Erfolg zu begegnen. c 

^Is solche grundsätzliche Verneinung wird nun der katholische 
Widerstand charakterisirt,,und dann heisst es weiter: 

»Desshalb richtet sich die Opposition der Bischöfe nicht sowohl 
gegen einzelne Bestimmungen jener Gesetze, als gegen die Gesetze 
überhaupt, weil man nicht anerkennen will, dass der Staat das 
Bocht habe, das äussere Kechtsgebiet der Kirchen im Wege der 
Gesetzgebung zu regeln. Es ergibt sich aber zugleich hieraus, dass 
Straßestimmungen, welche die Befol^fupg der Vorschriften der Staats- 
, gesetze sichern sollen, so nothwendig sie an sich sind, doch nicht 
genügen , um jener Auflehnung gegen die Staatsgesetze überhaupt 
mit voller Wirkung entgegentreten zu können, dass es vielmehr zu 
diesem Ende nothwendig ist , diese Opposition in ihrem innersten 
Wesen zu treffen. Dies wird aber geschehen, indem demjenigen der 
in ahsichtliclier und in hartnäckiger Weise den Oesetjsen des Staa- 
tes den schuldigen Gehorsam versagt und sich somit als einen Ver- 
dichter des Gesetzes bekennt, auch der Schutz des Gesetzes entzogen 
und er aus der Staatsgenossenschaft, deren sittliche und rechtliche 
Fundamente er angreift, ausgeschlossen wird.« 

Uebereinstimmend damit wurde in definitiver Fassung der Motive 
der Zweck des Gesetzes dahin angegeben : »einer fortgesetzten Wieder- 
holung unerlaubter Amtshandlungen, welche aus einer grundsätz- 
lichen Verneinung der Staatsgesetze hervorgehen, mit Erfolg zu 
begegnen.<i Dass die Geld- und Gefängnissstrafen diesen »Erfolg« 
nicht hatten, wird dabei offen eingestanden; jetzt müssen wir er- 
warten, ob die Internirung und Expatriirung »Erfolg« haben werden. 
Im bernerischen Jura haben sie keitien gehabt, als die Impotenz der 
Regierung noch mehr zu beweisen , und wir zweifeln nicht , das 
würde sich auch im grossen deutschen Beiche zeigen. 

Die bayerischen Reichstagsabgeordneten, welche dem Centrum 
angehörten, hatten unter dem 4. Mai 1874 in einer Adresse (abged. 
in der Köln. Volksztg. 1874. Nr. 8J. IL Bl.) ihren König gebeten, 
dem bayerischen Bevollmächtigten im Bundesrathe anzubefehlen, ge- 
gen das Gesetz zu stimmen. Aber im Bundesrathe stimmten nur 
Reuss ältere Linie und die beiden Mecklenburg gegen den Gesetz- 
entwurf und der Vertreter Oldenburgs enthielt sich wegen mangeln- 
der Instruction der Abstimmung. Der Antrag Mecklenburgs, das 
Gesetz bloss auf kath. Geistliche auszudehnen, wurde abgelehnt. 
(Vgl. Germania 1874. Nr. 70.) 



157 



VII. 
Die religiösen Orden und Congregationen in 6ayern. 

Auf die von dem Oesanomtepiscopate Bayerns an Seine Ma- 
jestät den König in Betreif der religiösen Orden und Congregationen 
in Bayern im October vorigen Jahres gerichtete Vorstellung (vgl. 
Archiv Bd. 31. S. 172 ff.) ist an den Erzbischof von München eine 
Zuschrift des k. Staatsrathes und Präsidenten der k. Regierung von 
Oberbayern Th. von Zwebl gelangt, welche hier nach dem Münchener 
Past.-Bl. 1874. Nr. 8. unter Weglassung der Formalien mitgetheilt 
wird : 

»Auf die Vorstellung, welche Euere Excellenz im Vereine mit 
den übrigen Oberhirten des Landes unter dem 9. October v. J. an 
Seine Majestät den König meinen allergnädigsten Herrn um Schutz 
sämmtlicher noch bestehenden geistlichen Orden und religiösen Con- 
gregationen vor der Gefahr einer noch weiteren Ausdehnung des 
Reichsgesetzes vom 4. Juli 1872* den Orden der Gesellschaft Jesu 
betreffend gerichtet haben, ward mir von dem kgl. Staatsministerium 
des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten mit allerhöchster 
Genehmigung Seiner Majestät des Königs der Auftrag ertheilt, 
Euerer Excellenz bekannt zu geben, dass dieser Eingabe eine Folge 
nicht gegeben werden könne. 

Die Auffassung und der Standpunkt der Staatsregierung in der 
von den Herrn Bischöfen vor Seiner Majestät dem Könige erörter- 
ten Angelegenheit ist in dem Ministerial-Erlasse vom 7. September 
V. J. niedergelegt, welchen ich hineben Euerer Excellenz in Ab- 
schrift zu überreichen die Ehre habe, (abgedruckt im Archiv Bd. 
30. S. 463 ff.) 

Wenn nun gleichwohl diese höchste Entschliessung nicht. ver- 
mocht hat, die Besorgnisse für den Fortbestand der Klöster und 
religiösen Institute bei Euerer Excellenz und den übrigen Oberhirten 
des Landes zu zerstreuen, wenn namentlich in der erwähnten ge- 
meinschaftlichen Vorstellung vom 9. October den gegenwärtig statt- 
findenden Erhebungen über die im Lande bestehenden Orden und 
ordensähnlichen Congregationen der Zweck unterstellt wird, als 
handle eö sich hier um eine Untersuchung über »Staatsgeföhrlich- 
keit« und »Verwandtschaft mit dem Jesuitenorden,« so bin ich in 
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der Lage und beauftragt, Euerer Excellenz die Versicherung zu geben, 
dass diese Annahme eine richtige nicht ist. 

Der Bundesrath hat nämlich in seiner Sitzung vom 13. Mai 
V. J. (§. 267. der Protokolle) nur beschlossen : 

dass behufs weiterer Ausführung des Reichsgesetzes vom 4. 

Juli 1872, betreffend den Orden der Gesellschaft Jesu 

1) nachfolgende Genossenschaften 

die Congregation der ßedemptoristen, 

die Congregation der Lazaristen, 

die Congregation der Priester vom heiligen Geiste,- 

die Gesellschaft vom heiligen Herzen Jesu 
als im Sinne des gedachten Reichsgesetzes mit dem Orden der 
Gesellschaft Jesu verwandt anzusehen seien, 

2) die Bundesregierungen um weitere Aufklärungen üher die in 
der Sitzung des Bundesrathes vom 22. Februar, v. J. (§. 54. 
der Protokolle) als dem Orden der Gesellschaft Jesu verwandt 
bezeichneten und unter ZiflF. 1. nicht genannten Orden und 
ordensähulichen Congregationen unter Mittheilung der Ordens- 
regeln und Statuten zu ersuchen und 

3) die Bundesregierungen ferner zu ersuchen , über die in ihren 
Gebieten vorhandenen und durch vorstehende Beschlüsse zu 1. 
und 2. nicht berührtön männlichen und weiblichen Orden und 
Congregationen unter Beifügung der Ordensregeln und Statuten 
nähere Mittheilungen an den Bundesrath gelangen zu lassen. 
Von den in vorangeführten Beschlüssen unter Ziff. 1. benannten 

Genossenschaften, welche als mit dem Orden der Gesellschaft Jesu 
verwandt erklärt wurden, besteht in Bayern nur die Congregation 
der Redemptoristen und ist in dieser Beziehung von der Staatsre- 
gieruug am 10. Juni v. J. die entsprechende Vollzugsentschliessung 
erlassen worden. 

Anlangend denBeschluss unter Ziff. 2. so sind zu dessen Voll- 
zug keinerlei Erhebungen in Bayern angeordnet, da selbst der in 
Bayern eingeführte Orden der Schulschwestern nicht identisch ist 
mit demjenigen Orden der Schulschwestern, von welchem in dem 
oben citirten Bundesbeschlusse die Rede ist, die bayerischen Schul- 
schwestern daher nicht bei der zweiten Categorie, sondern vielmehr 
bei der dritten in Betracht zu kommen haben. 

Demnach haben auch die von dem k. Staätsministerium des 
Innern für Kirchen- und Schularigelcgenheiten unterm iS, Juli v. 
J. {angeordneten Erhebungen nur das Material zu den unter Zitf. 3. 
des Bundesbeschlusses vom 13. Mai v. J. geforderten Mittheilungen 
zu sammeln. 

München den 9. Deceraber 1873.« 

Wir haben im Archiv Bd. 31. S. 318 f. die Antwort eines 
anderen bayerischen Bischofs auf das, an ihn gelangte ähnliche 
Schreiben des Regierungspräsidenten seines Bezirkes "mitgetheilt. 
Möge das Münchener Past.-Bl. auch die Antwort des Hrn. Erzb. 
von München auf das oben mitgetheilte Regier.-Schreiben veröffent- 
lichen. 
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VIII. 

Ein gegea die sogen. „Altkatholiken^' als solche gerichteter 
Vorwurf kann nicht als Beschimpfung einer christlichen 

Kirche aufgefasst werden 0- 

(Reichs-Strafgesetzbuch §. 166.) 
ürtheil des bayerischen obersten Gerichtshofs vom 15. Sept. 1873 *). 

Nachdem bei dem k. Bezirksgerichte Straubing gegen Georg 
Aichinger zu Straubing,,Redacteur des Straubiuger Tageblattes, wegen 
eines in Nr. 151 dieser Zeitung unter der Rubrik »Niederbayerisches« 
dd. Straubing 1. Juli 1873 enthaltenen Artikels Untersuchung ein- 
geleitet und die Sache mittels bezirksgerichtlichen Beschlusses vom 
28. Juli zum k. Appellationsgericlit v. Niederbayern zur weiteren 
Beschlussfassung verwiesen worden war, beschloss dieser Gerichts- 
hof in geheimer Sitzung vom 13. August Einstellung des Strafver- 
fahrens, wogegen^ der Staatsanwalt am k. Appellationsgerichte das 
ilechtsmittel der Nichtigkeitsbeschwerde anmeldete und als Be- 
schwerdegrund bezeichnete, dass durch die Nichtanwendung des §. 166. 
des R.-St.-G.-B. das Gesetz verletzt sei. 

Durch Erkenntniss des obersten Gerichtshofes vom 15. Sept. 
1873 — ÜB. Nr. 385 — wurde die erhobene staatsanwaltschaft- 
liche Nichtigkeitsbeschwerde verworfen, mit nachfolgender Begrün- 
dung: 

In dem von der Bosch werdefiihrung als gegen §. 166. des R.- 
St.-G.-B. verstossend bezeichneten Artikel Ses von Aichinger redi- 
girten Tagblattes wird zwar von den »Altkatholiken« gesagt, dass 
»Fälschung und Verleumdung das Lebenselement dieser Secte« sei; 
allein mit «Recht hat das k. Appellationsgericbt erwogen, dass der 
in jenem Zeitungs-Artikel enthaltene Vorwurf nicht als Beschimpfung 
einer christlichen Kirche, d. i. hier insbesondere nicht der katholi- 



1) Man vergleiche damit die im Resultat entgegengesetzten Entscheidungen 
von Seiten des preussischen und badiachen obersten Gerichtshofs und deren 
Kritik im Archiv Bd. 30. 3. 329 AT., 336 if. und die im Resultate der bayeri- 
schen ähnliche Entscheidung des österr. obersten Gerichtshofes im Arckiv 
Bd. 30. S. 168 ff. 

2) Entnommen aus Nr. 116. pag. 366 der »Sammlung v. Entscheidungen 
des obersten Gerichtshofes für Bayern in Gegenständen des Strafrechtes * und 
Strafprocesses. Unter Aufsicht und Leitung des k.. Justiz-Ministeriums heraus- 
gegeben. III. Band, 4. Heft. Erlangen, Verlag von Palm und Enkc. 1874;« 
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sehen Kirche als solclißr aufgefasst werden könne, nachdem auch 
seit Ausbruch des bezüglich des vaticanischen Concils vom Jahro 
1870 innerhalb der katholischen Kirche bestehenden Conflictes beide 
Theile sich je als die Glieder der katholischen Kirche erachten, und 
auch, nachdem eine förmliche und staatlich anerkannte Trennung 
oder Ausscheidung unter den Augehörigen < dieser Kirche bis jetzt 
nicht erfolgt ist [? !], als solche sich darstellen, so dass allerdings vom 
staatlichen Gesichtspunkte aus die katholische Kirche zur Zeit aus 
den Anhängern und Bekennern theils der sogen, infallibilistiscken, 
theils der sog. altkatholischen Richtung besteht. 

Es stellt sich deshalb der vorliegende Angriff gegen den soge- 
nannten Altkatholicismus, welcher nur als der AngriiF Seitens eines 
Vertreters der einen Richtung gegen die Anhänger der anderen Rich- 
tung als solche erscheint, nicht als ein Angriff gegen die Kirche 
selbst, noch gegen deren Einrichtungen oder Gebräuche dar. Da 
ebensowenig von der Beschimpfung einer im Bundesgebiete mit Cor- 
porationsrechten bestehenden Religionsgesellschaft hier die Rede sein 
kann und es demnach an den Thatbestandsmerkmalen des in §. 166. 
des R.-St.-G.-B, vorgesehenen Vergehens mangelt, so erscheint die 
von der Voraussetzung einer Verletzung dieses Gesetzesparagraphen 
ausgehende »taatsanwaltschaftliche Nichtgkeitsbeschwerde als unbe- 
gründet. 
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IX. 

Die österreichischen Bischöfe Über die Lage der Kirche unter 

der Herrschaft des Liberalismus. 

1. Zuschrift an Se. ExceUenz den Hfrrv ilwister-^Präsideiifen 

Grrafen Taaffe. 

Hochgeborner Graf! 

Ein Erlass, den die ergebenst Unterzeichneten mit Befremden 
empfangen haben, versetzt sie in die Nothwendigkeit eine Erklärung 
zu wiederholen, welche am 30. März 1868 {Archiv Bd. 19, S. 4ül if.) 
in einer an den damaligen Herrn Minister-Präsidenten gerichte- 
ten Zuschrift gemacht worden ist: ^ , 

»Der Staat ist eine Gesellschaft, er ist aber nicht die einzige 
Gesellschaft, die es auf Erden gibt; und keine ist so zahlreich und 
verfolgt ein so hohes Ziel, wie die katholische Kirche. Während 
ihre Kinder Burger der verschiedensten Staaten sind, gehören sie 
Alle dem grossen Ganzen an , dessen Znsammenhang durch das 
Weltmeer nicht unterbrochen wird, und sind unter einen) gemeinsa- 
men Oberhanpte dem Papste durch dieselbe Glaubens- und Sitten- 
lehre , denselben Gottesdienst und dasselbe Eircliengesetz fest ge- 
einiget. Durch den Eintritt in eine Handels- oder Eisenbahngesell- 
scbaft erwirbt man Rechte und legt sich Verbindlichkeiten auf, die 
nicht in dem Staatsgesetze, sondern in einem freiwillig geschlossenen 
Vertrage begründet sind. Wer die übernommenen Verbindlichkeiten 
nicht erfüllt, kann der erlangten Kechte von der Gesellschaft in der 
durch. ihre Verfassung festgesetzten Weise beraubt werden und sie 
vollzieht dies kraft ihres eigenen aus dem Vertrage hervorgegan- 
genen Rechtes. Da die erwähnten und ähnlichen Gesellschatten 
die Erwerbung von Gütern, die ganz in den Bereich des Erzwing- 
baren fallen, zu ihrem einzigen Zwecke haben und ihre Verfassung 
darnach eingerichtet ist , so stehen sie zur Staatsgewalt in einem 
wesentlich anderen Verhältnisse als die katholische Kirche; wie 
kann also ein Recht, das nicht einmal ihnen versagt wird, der Kirche 
angestritten werden! Offenbar haben die Mitglieder der Kirche 
Rechte und Verbindlichkeiten, die ihnen entweder schon als solchen 
zukommen, oder ans einem von denselben übernommenen Kircben- 
antte hervorgehen und durch die Kirehenverfassung sind Jene be«- 

.Archiv für Kirchciirccht. XXXII. \\ 
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zeichnet, irelcbe die Machl haben über diese Rechte nnd Verbind- 
lichkeiten in der durch das Eirchengesetz vorgeschriebenen Weise 
ein für den Katholiken verbindliches Urtheil zu fällen. Die Macht 
über Rechte zu sprechen ist doch unstreitig eine jurisdictio, and 
wie soll man im Deutschen sie anders als Gerichtsbarkeit nennen? 
Von der des Staates unterscheidet sie sich durch die Natur der 
Gegenstände, auf die sie sich bezieht. Wie könnte im Namen Sei- 
ner Majestät entschieden werden, ob ein Katholik von der Kirchen- 
gemeinschaft auszuschliessen oder einem Priester die Befngniss zu 
entziehen sei, das Wort Gottes zu verkünden, die Lossprechung im 
Beichtstuhle zu ertheilen, das Opfer der heiligen Messe darzubringen? 
Dies und Alles , worüber die Kirche kraft der von Gott empfangenen 
Sendung urtheilt, hat ja Fragen der Glaubenslehre, der Gewissens- 
ptticbt und des kirchlichen Gesellschaftsrechtes zur Voraussetzung; 
es liegt also jenseits des Gebietes der Staatsgewalt und berührt sie 
nur in den seltenen Fällen, iii welchen sie um Hilfe zur Vollstreck- 
ung des Spruches angegangen wird. Diese zu verweigern steht in 
ihrer Macht; dadurch wird aber im Rechte nichts geändert, und 
meistens gibt die gleichgiltige Haltung der äusseren Gewalt nnr 
Veranlassung, dass die der Kirche eigenthümliche Macht unzwei- 
deutiger hervortritt. 

In Nordamerika, wo die Katholiken erst seit dem Jahre 1830 
des Staatsbürgen*echtes theilhaft sind, entwickelte die dermalige 
Stellung des Staates zur Religion sich im alleinigen Hinblicke anf 
die protestantischen Bekenntnisse, deren Zersplitterung und Wandel- 
barkeit dort Alles , was Europa bis jetzt gesehen hat , weit , sehr 
weit übertrifft. Oesterreich ist im Schoose der katholischen Kirche 
entstanden und gross geworden; Seine Majestät ernennt fast alle 
ErzbischOfe und Bischöfe, die meisten Domherren und viele Pfarrer ; 
die Staatsgewalt erstreckt ihren Einfluss bis in die bischöflichen 
Seminarien , wo kraft der Vereinbarung , die man zerreissen will, 
kein Seiner Majestät missfälliger Lehrer vortragen darf. In Oester- 
reich ist es also für die Regierung schlechthin unmöglich von der 
katholischen Kirche und ihrer Verfassung keine Kunde zu nehmen. 
Wie sollte also ein österreichisches Gesetz die Absicht haben zu 
läugnen, dass es eine Gerichtsbarkeit in der Kirche gebe? Dem 
ersten Artikel des Grundgesetzes über die richterliche Gewalt kann 
eine solche Läugnung um so weniger beigemessen werden , da er 
fremden Gesetzgebungen nachgebildet und somit der Sinn desselben 
durch eine . vieljahrige üebnng ausser Zweifel gestellt ist. Das 
bayerische nnd sächsische Gesetz erklärt, dass alle Gerichtsbarkeit 
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vom Köuigre ausgebe , uml dennoch wird in Bayern und Sachsen 
über die Ehen der Katholiken von der Kirchengewalt nach dem 
Kirchengeset/e geurtheilt , weil man der Natur eines bargerlichen 
Gesetzes gemäss keine andere als die weltliche Gerichtsbarkeit im 
Auge hat 

In dem eben dargelegten Sinne aufgefasst, (^^ehört die Gerichts- 
barkeit zum Wesen der katholischen Kirche; sie läugnen heisst die 
Kirche läugnen. Diese und keine andere Gerichtsbarkeit nimmt die 
Kirche in Ehesachen als ihr unveräusserliches Recht in Anspruch 
und sie bleibt dabei ganz auf ihrem eigenen Gebiete : denn die Ent- 
scheidungen , welche sie in Ehesachen aus eigener Macht erlässt, 
haben einerseits die katholische Glaubens- und Sittenlehre und die 
auf dieselben gegründeten Vorschriften des Kirchengesetzes und an- 
dererseits die Pflicht der Gläubigen die Kirche zu hören zu ihrer 
Voraussetzung. 

Tn wicv fern diese Entscheidungen fSr die Znerkenming der 
bürgerlichen Rechte massgebend seien, hängt ohne Zweifel von dem 
Staatsgesetze ab, und die Aenderung, welche darin durch die 'Hai- 
gesetze in Gestenreich hervorgerufen wurde, ist eine so offenkundige 
Thatsache, dass wohl Niemand den Bischöfen die Absicht unterle- 
gen wird, sie verhehlen zu wollen. Die Anklage,, dass durch das 
Verfahren ihrer Gerichte die Katholiken über die nunmehrige Trag- 
weite der kirchlichen Entscheidungen gelauscht würden, müssen die 
ergehenst Unterzeic)ineten mit aller Entschiedenheit zurückweisen. 
Wenn die Bischöfe und ihre Beauftragten mit Strafen bedroht wer- 
den, weil sie inner der bezeichneten Grenze die Gerichtsbarkeit in 
Ehesachen üben und die dazu unentbehrlichen Handlungen durch 
Ausdrücke bezeichnen, welche selbst zur Zeit, als die kirchlichen 
Grundsätze Joseph's II. herrschten, als ganz unbedenklich galten, 
so überlassen sie es jedem Billigdenkenden in Oesterreich, ja in 
Europa, darüber zu nrtheilen. Doch halten sie sich verpflichtet Ver- 
wahrung einzulegen wider jede Missachtung eines Rechtes, das mit 
der Natur und Sendung der Kirche unzertrennlich verbunden ist. 

üebrigens bitten die ergebenst Unterzeichneten Euere Excel- 
lei)z den Ausdruck ihrer ausgezeichnetsten Hochachtung zu em- 
pfangen. 

Wien, am 9. März 1869. 

Friedrich Cardinal Schicarzenl>er(j m. p., Fürst- Erzbiscftof von 
Prag. — Joseph Othmar Cardinal IiaH,<irher m. p., Fürst-Erzbischof 
von Wien. — MBiumMan. Yon Tarnoczy m. p., Fürst- Erzbischof von 
Salzburg. — Piiedrich m. p., Fürst- BrzMschof von Olmütz. — 

11* 



164 Oeaierr. Bischöfe am 2. Mai 1872 an Cult.-Min.: Schul frage. 

Franz Joseph Rudigier in. p., Bischof von Linz. — Yincenz Gasser 
m. p., Efirst-Bischof von Brixen. — Joseph Fessler m. p. , Bischof 
von St Polten. •— Johannes Zwerger m. p., Purst- Bischof von 
Seckaa. — Brunn am II. Mäns. Anton Ernst m. p., Bischof von 
Bnmn. — Marburg am 11. März. Jakob Max Stepischnegg m. p., 
Furst-^ischof von Lavant. — Klagenfurt am 12. März. Valentin 
Wiery m. p., Fürst- Bischof von Gurk. — Breslau am 12. März. 
Heinrich m. p., Fürst-Bischof von Breslau. — Qörz am 14. März. 
Andreas Gollmayr m. p. , Fürst- Erzbischof von Görz. — Görz am 
14. März. Bartholomäus lA:got m. p. , Bischof von Triest-Capodi- 
Stria. — Görz am 14. März. Johann Joseph Vitezich ra. p., Bi- 
schof von Veglia, — Görz am 14. März. Georg Ddbrila m. p., 
Bischof von Parenzo-Pola. — Görz am 14. März. Bartholomäus 
Widwer m. p., Fürst- Bischof von Laibach. — Königgrätz am 14. 
März. Karl. m. p., Bischof von Königgrätz. — Lemberg am 15. 
Mära. Franz Xaver Wierzchleyski m. p., Erzbischof von Lemberg 
(ritus lat.) * — Lemberg am 15. März. Spiridion Litwinawicz m. p., 
Erzbischof von Lemberg (ritus graec.) — Lemberg am 15. März. 
Gregor Michael Seymonomce m. p., Erzbischof von Lemberg (ritus 
arm.) — Lemberg am 15. März. Anton Joseph Manastyrsky ra. 
p., Bischof von Przemysl (ritus lat.). -- Lemberg am 15. März. 
Joseph Alois PuJcalski m. p. , Bischof von Tarnow (ritus lat). — 
Lemberg am 15. März. Joseph ScnU)ratowicsf m. p., Erzbischof von 
Nazianz, Administrator der griech.-kath. Przemysler Diöcese. — 
Trient am 15. März. Bniedict m. p., Eurst-Bischof von Trient. — 
Leitmeritz an? 16. März. August Paulus m. p., Bischof von Leit- 
meritz. — Budweis am 18. März. Johann Valerian m. p., Bischof 
von Budweis. — Krakan am 20. März. Anton OcUecki m. p., Bi- 
schof von Amatlius, Apost. Vicar von Krakau. — Petrus Dominicus 
Mimpas m. p., Archiepiscopus Jadrensis. — Joannes Zaffron m. p., 
Ep. Sibenicensis. — Marcus Calogera m. p. , Ep. Spal. Macar. — 
5. Mai. Georgius Dul)ocovich m. p., Ep. Pharensis. — Vincentius 
Zubranieh m. p., Ep. Ragusiensis. — Georgius Markich m. p., 
Ep. Gattarensis. 

2, Zuschrift an Se. Excellenjs den Herrn Minister für Ctdim und 

Unierricht Dr, Carl von Stremayr^), 

Hoohwohlgeborner Herr Minister! 

Die ergebenst ünf^erzeichneten haben nicht nnterlnssen in Be- 

- 

1) Ans der St. Poltener Consist.-Cnrr. Nr» 4. v. J. 1874. — Die Wiener 
»Neue Fr. Pressec hatte schon im Jmii 1872 einen Auszug aus diesem Memo- 
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treff des EiDgiiffes, den die mit dem heiligen Stuhle geschlossene 
Vereinbarung im Jahre 1868 erfuhr, der Wahrheit und der Gerech- 
tigkeit öffontlidi das Zeugniss zu geben. Es ist Eines der damals 
erlassenen Gesetze, welches sie nöthiget, dies Schreiben an Euere 
Eicellenz zu richten; doch liegt ihnen vor AUeni ob, der Pflicht, 
welche sie den Maigesetzen g^enüber zu erfüllen hatten, auch hin- 
sichtlich der gänzlichen Aufhebung des Concordates Oenfige zu lei- 
sten. Die bürgerliche Geseilschaft bedarf der Gewissenstreue, und 
die Gcwissenstreue kann nur in der wirksamen Anerkennung Gottes 
und seines ewigen Gesetzes eine feste Stütze finden. Das freundliche 
Zusammenwirken zwischen der Kirchengewalt und den Lenkern des 
Staates ist daher für die Kirche, doch nicht minder für die bürger- 
liche Gesellschaft reich an Segen, und Vereinbarungen, durch welche 
dies Zusammenwirken gesichert wird, haben einen ganz besonderen 
Anspruch die Heiligkeit des Vertragsrecbtes für sich anzurufen: 
denn sie sind für alle Guter des Menschen, für die vergänglichen 
und die unvergänglichen, von hoher Bedeutung. Wir haben dies 
schon oft und nachdrücklich betont ; wir heben es auch jetzt hervor. 
Sollte unser Wort eines augenblicklichen Erfolges entbehren, so 
bleibt es doch für andere Zeiten hinterlegt: denn es vertritt Einen 
der Grundsätze, zu welchem die europäische Gesellschaft, so wahr 
sie noch eine Zukunft hat, zurückkehren wird; es fragt sich nur: 
nach welchen Stürmen? nach welchen Zerstörungen? 

Das Schulgesetz huldigt einem Grundsatze, der nicht anders 
als verderblich wirken kann. Es gibt keine Religion ohne Glauben 
an Gott und sein Verhältniss zu den Menschen, und die Beschaffen- 



randani mitgcthcilt. Es hatte nämlich, wie der Oestr. Volksfr. 1874 Nr. 24. 
berichtet, Dr. Erasmus Schwab, damals Director des Olmützer Gymnasiums nnd 
in specieller Vcrwendnng im Cultusministeriom , dieses ActenstQck dem ge- 
dachten Blatte vom Amtstische mitgetheilt, worauf er seine Entlassung erhielt, 
aber dafür von den »W^ipplingern,« d. h. dem Wiener Gemeinderath mit der 
Stelle eines ScHuldirectors in Mariahilf (einer Vorstadt von Wien) belohnt 
wurde. — Es hatte der Minister von Stremayr in der Sitzung des Abgeord- 
netenhauses vom 16. Mai 1872 von der bischofl. Eingabe bemerkt, »Ich kann 
es mit Befriedigung constatiren, dass diese Eingabe sich im Vergleich [?!] mit 
den früheren nieist an die Regierung nicht unmittelbar gekommenen, [sondern 
an den Kaiser gerichteten] Petitionen durch versöhnliche Haltung auszeichnet, 
und dass dieselbe, wenngleich unter Wahrung des bekannten kirchlichen Stand- 
punktes, nicht auf die Abänderung der bestehenden Gesetze gerichtet ist, son- 
dern vielmehr den Bestand dieser Gesetze zum Ausgangspunkte der geäusser- 
ten Wünsche nimmt.« Nichtsdestoweniger wurde doch den wohlmotivirten An- 
trägen der Bischöfe nur in Betreff der religiösen Uebungen (vgl. Archiv Bd. 
29. S. 283 f., Bd. 30. S. 467 f.), in) Uebrigen gar nicht Rechnung getragen. 
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heit der BeÜKion hängt von dem Inhalte dieses Glaubens ab. Des- 
wegen fordert der Staat die Darlegung des Glaubens, d. Ii. das Glau- 
bensbekenntnias, bevor er einen Verein, der sich als Religionsgesell- 
schaft geltend macht, als solche anerkennt. Mithin ist nur der 
Religionslose confessiooslos. Indem also eine Schule für confessions- 
los erklärt wird, bekennt man sich zu einem Grundsätze, dessen 
folgerichtige Anwendung unausbleiblich zur religionslosen Schale 
führt. Dies bewährte sich in dem kleinen Lande, dessen Schulgesetz 
man in dem grossen Oesterreich zum Muster genommen hat; es be- 
währt sich auch in unserer Mitte. Alle die auf ihre Religion nicht 
verzichten wollen, erklären sich also gegen die confessionslose Schule. 
So thun die Protestanten, so thun die Juden, welclie noch an den 
Gott Abrahams, Isaaks und Jacobs glauben : Wen darf es wundern, 
dass die Kiktholiken ihre Stimme dagegen erheben? 

Um jedem Missverständnisse vorzubeugen , dürfte es zweck- 
mässig sein, eine wiederholt hervorgehobene Unterscheidung in Er- 
innerung zu bringen. Wenn es unter dem früheren Gesetze mit der 
Volksschule so schlecht wäre bestellt gewesea, wie fälschlich be- 
hauptet wird, 80 würde die Schuld lediglich auf die Regierung fal- 
len. Die Kirche hat die Entscheidung über die weltlichen Lehrge- 
genslande nie als ein ihr eigenes Recht in Anspruch genommen und 
es ist ihr dieselbe durch die dsterreichische Gesetzgebung niemals 
übertragen worden. Die Regierung verfügte darüber nach wie vor 
dem Concordate selbstständig und bis in das Kleinste hinein; in 
Betreff dieser Lehrfächer waren die geistlichen Leiter und Aufseher 
der Schule nach wie vor dem Concordate von den Weisungen der 
weltlichen Gewalt gänzlich abhängig; und dass sie die Mühewaltung 
auf sich nahmen, geschah, weil sie dadurch dem Staate und der 
Gemeinde einen Dienst erzeigten. Wenn also der Wirkungskreis 
der weltlichen Schulaufseher, nämlich der den Statth altereien zuge- 
theilten Schulräthe, erweitert oder auf andere Organe übertragen 
wurde, so war vom Standpuucte des Rechtes nichts dagegen einzu- 
wenden. Aber die Aufsicht über die religiöse und sittliche Erzieh- 
ung der Schuljugend musste der Kirche gewahrt bleiben und des- 
halb durfte in den diese Erziehung betreffenden Fragen ihr Einfluss 
auf die Lehrer und die Schulbücher nicht geschmälert werden. 

In Betreff der Aenderungen, durch welche Religion und Sitt- 
lichkeit der Willkür weltlicher Schulbehdrden preisgegeben wird, 
darf also die Kirche nicht schweigen; und indem sie dagegen Ein- 
sprache erhebt, vollzieht sie nicht nur ihre von Gott erhaltene Sen- 
dung, sondern sie führt auch die sonnenklare Sache der Gerechtig- 
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keit. Die Staatsgewalt ist es, welche die Katholiken verhält, diQ 
Bedürfnisse der Volksschule durch Steuern und Umlagen zu l\ßstrei- 
ten und ihre Kinder denselben anzuvertrauen: wie sollte sie nicht 
verbunden sein zu verhindern, dass die katholischen Kinder durch 
die Schuld des Lehrers der katholischen Ueberzeugung entfremdet 
werden? Aber die Zahl der Schulen ^ wo dies mit mehr oder we- 
niger Entschiedenheit geschieht, ist im Wachsen begriffen; und 
wenn diese schwere Verletzung der dem Lehrer obliegenden Pflichten 
geduldet wird, so kann es nicht anders geschehen, als dass die Ver- 
suche das heranreifende Geschlecht zu entchristlichen mit jedem 
Jahre sich weiter verbreiten und tiefer eingreifen. Gründliche Ab- 
hülfe ist nur dadurch zu schaffen, dass die confessionelle Schule in 
ihre Kechte wieder eingesetzt wird. Die Einwendungen, weiche man 
dagegen erhebt, sind zwar mit Schmähungen und Trugschlüssen 
rdich ausgestattet; doch die Nichtigkeit derselben ist leicht einzu- 
sehen. Um im Ernste zu glauben, dass die Heranbildung zu Re- 
ligion und Sittlichkeit dem Unterrichte in nützlichen Kenntnissen 
und Fertigkeiten Schaden bringe, muss man von blindem Hasse ge- 
gen die Religion erfüllt sein. Alle, welche die Freiheit des Urthei- 
les der falschen Aufklärung noch nicht gänzlich geopfert, haben, 
müssen im lnnei*steu sich eingestehen, dass Gottesfurcht und Ge- 
wissenhaftigkeit den Erfolg des Unterrichtes nicht hindern, sondern 
mächtig befördern und für das bürgerliche Leben eine köstliche Mit- 
gift sind. Sollten demungeachtet die Schwierigkeiten des Augen- 
blickes nicht gestatten, dass eine wesentliche Aenderung des Schul- 
gesetzes ohne Verzug vorgenommen werde, so liegt es doch inner den Gren- 
zen der ausübenden Gewalt vor der Hand den schreiendsten Uebelstän- 
den abzuhelfen, und nicht zu dulden, dass jene Verfugungen - des 
Schulgesetzes , welche die Rechte der Kirche betreffen , von den 
Schulbchörden willkürlich umgedeutet oder auch geradezu übertreten 
werden. Das Wichtigste und Dringendste ist in nachstehenden 
Funkten zusammengefasst : 

L Das Schulgesetz räumt dem Lehrer nicht das Recht ein 
seine Stellung zu missbrauchen, um für Unglauben und Verachtung 
der R>3tigion Propaganda zu machen. Dennoch mehrt sich die Zahl 
der Lehrer, welche diesen Frevel an der Jugend und der Gesell- 
schaft mit steigender Frechheit begehen. In einzelnen Fällen ist es 
sogar geschehen , dass die Jugendverführer öffentlich gegen sich 
selbst Zeugniss abgelegt haben. Zu Wien bat ein Schulvorsteher 
in einem von ihm unterzeichneten und an die Schüler vertheilten 
Schulberichte die Religion für Priestertrug erklärt, den gröbsten 
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Materialismus als die >vahre Weisheit gepriesen, und von den Volks- 
lelirern behauptet, sie seien verpflichtet: »mit den Waffen der gros- 
sen, ewigen, aus der Naturwissenschaft geschöpften Wahrheiten die 
imtialj^baren Mythen, Legenden und Wundersagen der Dogmen, Tra- 
ditionen und des Anhanges von kostspieligen Ceremonien in das 
Keidi der Finsterniss, aus welcher sie unheilbringend entstanden 
sind, 4iiit der Kraft und Macht der Ueberzeugung zu drängen.« Etn 
Anderer hat in einem Öffentlichen Blatte erklärt, dass er in Betreff 
der Abstammung des Menschen auf dem Standpunkte Darwin's 
stehe, das iietsst, dass er Gott und den erschaffenen Geist läagne, 
und wirkt in diesem Sirfne auf die ihm preisgegebene Jugend ein. 
So groben und verderblichen Pflichtverletzungen mit Nachdruck zu 
steuern, ist doch gewiss eine unerlässliche Pflicht der Gerecl^tigkeit. 

Unter den Ländern, für welche das Schulgesetz erlassep ward, 
gibt es solche, wo die Schule von dem Kriege wider die Religion 
noch unberQhrt ist ^) , and . in jenen , wo er bereits begonnen hat, 
schreitet er nicht überall mit gleicher Verwegenheit und Schnellig- 
keit vorwärts. Wenn aber mit einem Gesetze, dass die confessions- 
lose Schule vcrköndet, eine Presse, wie Oesterreich sie hat, zusam- 
menwirkt und die schlimmsten Pflichtverletzungen der Lehrer, wo- 
fern sie der ewigen Wahrheit gelten, ungestraft bleiben, so kann es 
nicht aiidei*s geschehen, als dass die Propaganda des Unglaubens 
schKesslich so weit vordringt, als das Schulgesetz reichet; es ist 
dies nur eine Frage der Zeit. 

IL Es hat sich jsichon mehrmals ereignet, dass in katholischen 
Schulen Protestanten oder Juden als Lehrer angestellt wurden. Das 
Gesetz vom 25. Mai 1868 sagt §. 6: »Die Lehrämter an den im 
§. 3. bezeichneten Schulen und Erziehungsanstalten sind für alle 
Staatsbürger gleichmässig zugänglich, welche ihre Befähigung da- 
zu gesetzlich nachgewiesen haben.« Indessen hat bei den Verhand- 
lungen im Herrenhause der damalige Herr Minister für Cultus und 
Unterricht im Namen der Regierung erklärt: in jenen Schulen, in 
welchen der Lehrer die Aufgabe habe, zugleich als Erzieher zu 
wirken, könne das Beligionsbekenntniss desselben nicht als gleich- 
giltig betrachtet werden, Nichtkatholikeu oder Nichtchristen seien 
also nicht als befähigt anzusehen in katholischen Elementarschulen 
als Lehrer verwendet zu werden. Dass für die Erfüllung der dem 
Erzieher obliegenden Pflichten die Religion, zu der er sich bekennt, 
nicht gleichgiltig sei, ist eine selbstverständliche Sache. Es fragt 



1) Vgl. Oesterr. Volksfr. 1874. Nr. 16. über die Tyroler Schulfrage. 
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sich also nur, ob man bei demUrtheile fiber die Befähigung zum 
Vülksschullehrer sich auf den Standpunkt der Pädagogik stellen 
dürfe? Es ist schlimm, wenn die erziehende Thätigkeit in MittÜ- 
schulen ganz unbeachtet bleibt: dass aber in der Volksschule der 
Lehrer nicht nur zu unlerricliten, sondern auch als Erzieher zu wir- 
ken habe und dies einen wesentlichen, sehr wichtigen Theil seiner 
Obliegenheiten ausmache, hat bis jetzt Niemand in Abrede gestellt. 
Man muss also entweder behaupten: das Schulgesetz sage bei der 
Vorschrift über die Befähigung der Lehrer sich von dem pädago- 
gischen Standpunkte los und daraus wurde die dringende Nothwen- 
digkeit es zu rerbessern folgen , oder man muss zugeben , dass es 
Nichtkatholiken und Nichtchristen keineswegs für befähigt erkläre, 
in einer Schule, die für eine ausschliesslich oder vorwiegend katho- 
lische Bevölkerung bestimmt ist, als Lehrer angestellt zu werden. 
Die Regierung Seiner Majestät hat offenbar das Kecht die Ausführ- 
ung der Gesetze durch Näherbestiramung des Sinnes zu regeln, und 
die Freunde des Schulgesetzes haben keinen Grund sich zu beschwe- 
ren, wenn man demselben zutraut, es beabsichtige keineswegs die 
Pädagogik aus der Elementarschule zu verbannen. Eine Erläuter- 
ung, welche den nicht katholischen und jüdischen Lehrern die ka- 
tholischen Schulen verschliesst, seheint also einer Schwierigkeit nicht 
zu unterliegen. 

Nach denselben Grundsätzen einer gesunden Erziehungslehre 
ist es durchaus unzulässig, in ganz oder vorwiegend katholischen 
Schulen Lehr- und licsebücher einzuführen, aus welchen jede Er- 
innerung an die Lehren und Einrichtungen der katholischen Kirche 
und selbst an das Christenthum sorgfältig ausgemerzet ist. 

III. Das Gesetz vom 25. Mai 1868 überlässt der Kirche die 
Besorgung, Leitung und unmittelbare Beaufsichtigung des Religions- 
unterrichtes und der Religionsübungen in den Volks- und Mittel- 
schulen. Wenn aber die Staatsgewalt den Bischöfen das Rocht zu- 
erkennt, selbst oder durch ihre Bevollmächtigten den Religionsun- 
terricht zu beaufsichtigen, so kann sie denselben unmöglich das Recht 
absprechen sich selbst oder durch ihre Bevollmächtigten von den 
Portschritten zu überzeugen, welche die Schüler in der Religion ge- 
macht haben. Eben so unbestreitbar ist es, dass die Vortiahme die- 
ser Prüfung eine Handlung ist, welche inner den Bereich eines vom \ 
Staate anerkannten Rechtes fällt. Es ist daher den Leitern der 
Schule nicht gestattet sich dabei gleichgiltig zu verhalten, sondern 
sie haben Sorge zu tragen, dass die Schuljugend am festgesetzten 
Tage zur Prüfung erscheine und zwar in der Kirche oder auch in 
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der Schule, je nach dem der Bischof es anordnet. Wollte man ein- 
wenden, dass dadurch dem Schulunterrichte die für denselben be- 
stimmte Zeit verkürzt werde, so wäre dies offenbar eine ganz nich- 
tige Ausflucht. Gewöhnlich wird eine solche Prüfung nur Einmal 
im Jahre vorgenommen, meistens bei Gelegenheit der dem Dechan- 
ten obliegenden Kirchenvisitation. £s handelt sich also in der Re- 
gel um jährlich einen halben Schultag, nur in seltenen Ausnahme- 
fällen um zwei halbe Tage. 

Dennoch wird an nicht wenigen Orten der Eirchengewalt die 
Ausübung ihres selbst in dem Maigesetze anerkannten Rechtes ver- 
kümmert oder ganz unmöglich gemacht. Die Schulkinder werden 
nicht nur nicht verhalten zum Zwecke der Prüfung zu erscheinen^ 
sondern sogar daran gehindert, meistens durch die Schuld des Leh- 
rers oder des Ortschulrathes oder auch beider zugleich; manchmal 
durch eine willküiliche Einmischung des Bürgermeisters, der als 
solcher mit der Schule gar nichts zu schaffen hat. Auch diese 
Eingriffe und Störungen dürften sich, wenn ihnen nicht Einhalt ge- 
than wird, in weitere Kreise verbreiten: um so mehr bitten die er- 
gebenst Unterzeichneten Eure Excellenz, mit Nachdruck in Erinner- 
ung zu bringen, dass bei der Prüfung, welche von dem Bischöfe 
oder dessen Bevollmächtigten zu Beaufsichtigung des Religionsun- 
terich tes gehalten wird, die Schuljugend zu erscheinen habe und die 
Leiter der Schule verpflichtet seien, hiezu die geeigneten Anstalten 
zu treffen. 

Dem weltlichen Schulinspectorat steht es nicht zu bei dem 
Religionsunterrichte zum Zwecke der Beaufsichtigung desselben an- 
wesend zu sein. Glaubt er sich über den Beligionslehrer beschwe- 
ren zu können, so wende er sich an den Bischof, und bringt es die 
Art der Beschwerde mit sich, dass vor dem Bevollmächtigten des 
Bischofes eine Religionsprüfung gehalten werde/ so bleibt es dem 
weltlichen Schulinspector unbenommen, derselben beizuwohnen. 

Wenn die Regierung es für nothwendig erachtet, den Religions- 
lehrer einer Staatslehranstalt zu entfernen, so möge sie sich gegen- 
wärtig halten, dass er die Ermächtigung zum Vortrage der Glau- 
bens- und Sittenlehre nicht von der Staatsgewalt, sondern von sei- 
nem Bischöfe empfangen hat, und setze mit diesem sich in*s Ein- 
vernehmen. Lidessen ist die zuständige Behörde allerdings berech- 
tigt, ihm Das, was er von ihr hat, nämlich seine Stelle im Lehr- 
körper und seinen Gehalt nach den für die Lehranstalt geltenden 
Vorschriften zu entziehen. Was aber jene Priester betrifft, die kraft 
ihres Seelsorgeramtes die Religion an der Volksschule lehren, so 



Oesfcrr, Bischöfe am 2. Mai 1872 an CuUrMin,: Schulfrage. 171 

X 

steht es der Schulbeliörde in keiner Weise zu, sie von der Wirk- 
samkeit als Ueligionslelirer auszuschliessen : denn sie üben dieselbe 
vermöge eines Amtes, worüber die Schalbehörde nicht die geringste 
Verfügung zu treffen bat. Glaubt sie, es sei zu einer Veränderung 
in der Person des Keligionslchrers hinreiclieuder Grund vorhanden, 
so wende sie sich deshalb an den Bischof. 

IV. Laut dem Gesetze vom 14. Mai 1869 sind die Verfüg- 
ungen der Kirchenbehörden über den Religionsunterricht und die 
religiösen Uebungen dem Leiter der Schule durch die Bezirksschul- 
aufsicht zu verkünden, und Verfugungen, welche mit der allgemei- 
nen Schulordnung unvereinbar sind, wird die Verkündigung versagt. 
Diese Bestimmung wird von den Schulbehörden . nicht selten zum 
Verwände genommen, um das Kecht der Kirche die Keligionsübungen 
zu leiten von den Ansichten eiuer weltlichen Körperschaft abhängig 
zu machen. Unter den Bischöfen aller Länder, wo das neue Schul- 
gesetz in üebung ist, hat wohl kein Einziger Keligionsübungen vor- 
geschrieben, welche mit der allgemeinen Schulordnung unvereinbar 
^^ären. Allein viele Schulbehörden nehmen sich heraus, über die 
Zweckmässigkeit der Religionsübungen zu urtheilen. So weigern 
z. B. mehrere sich zu verkünden, dass die Schuljugend die heiligen 
Sacramente der Busse und des Altares jährlich viermal zu empfan- 
gen hätte. Wer darf behaupten , dass dies mit der allgemeinen 
Schulordnung unvereinbar sei? Sollten die Schüler etwa . dadurch, 
dass sie viermal im Jahre einige Morgenstunden der Andacht wid- 
men, in der Erwerbung der für das Leben nützlichen Kenntnisse 
gehindert sein? Das fällt wohl Niemanden ein; aber man hält sich 
an die Lehren einer Pädagogik, welche die höhere Bestimmung des 
Menschen verläugnet, und weil man den Empfang der Sacramente 
von der Schule nicht ausschliessen kann, so will man ihn doch auf 
das kleinste mögliche Mass beschränken. 

Die ergebenst Uifterzeichneten müssen die Einmischnng der 
Schulbehörden in Fragen, welche dem Innersten des kirchlichen Le- 
bens aiigehören, mit grösster Entschiedenheit zurückweisen, üeber 
die Heilsamkeit der Gnadenmittel und der Theilnahme an dem Opfer 
des neuen Bundes belehrt die Kirche ihre Kinder, nimmt aber von 
Niemanden auf Erden eine Belehrung an. Einige Schulbehörden 
verkennen ihre Stellung so sehr, dass sie über den Inhalt der Ge- 
bete, welche vor und nach dem Unterrichte verrichtet werden, Ver- 
fügungen treSJsn. Haben sie das Rocht Gebete anzuordnen, warum 
sollten sie nicht auch ein Religionslehrbuch vorschreiben, wie die 
Regierung des Kantons Aargau vor Kurzem gethan hat ? 
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Da die AiiordnangOD des Bischolis ohne Aust^ixl durch t^eführt 
werden , wenn der Bezirksschulrath sie verkündet , so finden sich 
Diöcesen, wo in einigen Bezirken die religiösen Uebuiigen ganz nach 
Vorschrift des Bischofes geordnet sind, während sie in anderen auf 
die mannigfachsten Hemmnisse stossen. Nach Ycrsclüedenheit -der 
Ansicht, welche sich die Stimmenmehrheit zu verschaffen weiss, be- 
sucht manchmal in Einer von zwei an einander gränzenden Ort- 
Schäften die Sclmljugend täglich die Kirche, in der anderen nur 
Einmal in der Woche, um diesen Uebelständen und üebergriffen 
abzuhelfen, wolle die Regierung Seiner Majestät sich mit den Bi- 
schöfen verständigen und die Durchfühning Dessen, was sie einnaö- 
thig für das geringste Mass der in der Volksschule festzuhaltenden 
Rcligionsübungen erklären, von der Verkündigung durch die Bezirks- 
schulräthe unabhängig machen; dem Gesetze von 1868 ist diese 
Beschränkung ohnehin unbekannt. 

Die ergebenst Unterzeichneten haben sich über die Keligions- 
Übungen, welche als das kleinste Mass des für die Schüler Erspriess- 
lichen festzuhalten sind, in folgender Weise geeiniget: 

1. Die Schuljugend hat täglich die heilige Messe zu hören. 
Dies ist als Grundsatz aufrecht zu halten, und ofienbar widerstreitet 
es der allgemeinen Schulordnung nicht. Aber unter gegebenen Um- 
ständen kann die Durchführung sehr schwer oder gar nicht möglich 
sein, und dann werden die Bischöfe keinen Anstand nehmen auf 
eine Ausnahme von der Kegel einzugehen. 

2. Vor Beginn und nach Beendigung des Schulunterrichtes ist 
das Gebet in altgewohnter Weise zu verrichten. Es ist dem Lehrer 
nicht minder verboten, das Gebet zu unterlassen als in demselben 
eine Aenderung willkürlich vorzunehmen. 

3. Alle Schüler und Schülerinen haben von dem Alter ange- 
fangen, in welchem sie der Religionslehrer dazu befähigt erkennt, 
die heiligen Sacramente der Busse und des ^Altars viermal im Jahre 
zu empfangen. 

4. Die Schuljugend hat am Prohnleichnamsfeste, wie auch am 
St. Marcustage und den drei Bitttagen der Proccssion beizuwohnen. 

V. Der Volksschullehrer ist kraft seines Amtes verbunden für 
die Erziehung seiner Schüler thätig zu sein, und somit die Heran- 
bildung derselben zu Gottesfurcht und Gewissenhaftigkeit nicht nur 
nicht zu stören, sondern zu fordern. Ueberdies legt ihm das Schul- 
gesetz die Verbindlichkeit auf an Orten, wo kein Geistlicher vorhanden 
ist, welcher den Religionsunterricht regelmässig zu ertheilen vermag, 
mit Zustimmung der Kirchenbehörde bei diesem Unterrichte mitzu- 
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wirken. Die Zöglinge der , Lehrerbildnugsanstalten werden daher 
^ nicht nur in der Religion unterrichtet, sondern sie haben sich auch 
tiber ihre Befähigung Religionsunt^richt zu ertheilen durch eine 
mündliche Prüfung auszuweisen, und erst vor Kurzem haben Euer 
Excellenz darüber durch Ihre Verordnung vom 5. April zweckmäs- 
sige Anordnungen getroffen. Die Regierung will also , dass der 
Schullehrer Religion habe , sie will , dass er die Religion zu lehren 
fähig sei : um so mehr muss sie wollen, dass er durch seine sonstige 
Thätigkeit den Religionsunterricht unterstütze, nicht aber demselben 
entgegenwirke. Allein die Zustände von mehreren uud eben den 
grössten und wichtigsten Lehrerbildungsanstalten stehen mit diesen 
Absichten der Regierung in grellem Widerspruche : denn sie sind so 
beschaffen, als wäre es darauf angelegt, den Lehramtscandiduten den 
katholischen Glauben, welchen sie in die Bildungsanstalt mitbringen, 
zu rauben, statt sie in demselben zu befestigen und zur Mittheilung 
ihrer religiösen Ueb^rzeugung zu befähigen. Sie werden nach Lehr- 
büchern unterrichtet, welche die Oesclüchte zu Gunsten des Pro- 
testantismus und der Aufklärerei verfalschen, die katholische Kirche 
zu einem Zerrbilde entstellen und die göttliche. Offenbarung in das 
Gebiet der Mythen verweisen. Allerdings wird die Erziehungslehre 
bis jetzt nirgends vom Standpunkte des Materialismus vorgetragen. 
Doch ein verschwommener Deismus ist jetzt weniger als jemals ge- 
eignet einen thatkräftigen Glauben an Gott und die Unsterblichkeit 
zu begründen, üeberdies wird in den erwähnten Lehrerbildungsan- 
stalten die Wichtigkeit der Naturwissenschaften mit der nun für 
liberal geltenden Uebertreibung angepriesen, und dabei den Zöglingen 
entweder ganz deutlich gesagt: das Räumliche sei Alles in Allem, 
und Gott wie die menschliche Seele gehöre dem Bereiche der Dich- 
tung an, oder es ihnen doch sehr nahe gelegt, in diesen Wahn zu 
verfallen. Der theoretische und der praktische Materialismus, die 
einander wechselseitig unterstützen , ist aber gegenwärtig die 
schlimmste Seuche der Geisterwelt, und eine Lehrerbildungsanstalt, 
welche diesen Namen verdient, muss es sich zur besonderen Auf- 
gabe stellen, ihre Zöglinge davor zu bewahren. 

Eben so steht es im Widerspruche mit der Bestimmung, für 
welche die Lehramtscandidaten sich vorbereiten, wenn sie, wie dies 
an mehreren Orten geschieht, in der Bildungsanstalt zu keinen Re- 
ligionsübungen verhalten werden. Um dagegen einzuwenden, dass 
nach den Grundrechten Niemand zu religiösen Uebungen könne ge- 
zwungen werden , müsste man die Stellung des Zöglings gänzlich 
verkennen. Nicht gezwungen-, sondern freiwillig ist er in die Leh- 
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rerbildungsanstalt eingetreten, und hat sich dadurch einem Berufe 
gewidmet, für welchen es nothwendig ist, dass er Religion habe und 
die Religion aushilfsweise zu lehren befähigt sei. Wer Religion hat, 
Der übel sie auch: deswegen bringt der Zweck der Anstalt mit 
sich, dass die Zöglinge zu Religionsubungen angeleitet werden. Je- 
dem, der sich zum Yolkslehrer nicht geeignet ifühlt, steht es frei 
die Anstalt zu verlassen. 

Es verdient bemerkt zu werden, dass hie und da sogar ton 
der mit der Lehrerbildungsanstalt verbundenen Uebungsschule die 
Religionsübungen ausgeschlossen sind. Dass dies dem Gesetze ge- 
radezu widerstreite, wird wohl Niemand in Abrede stellen. Ist die 
sogenannte Uebungsschule nicht auch eine yolksschule? Wie Ifisst 
es sich also rechtfertigen, wenn in derselben die für alle Volksschu- 
len geltenden Vorschriften über die Religionsübungen vernachlässigt 
werden ? Um so mehr kennzeichnet die Sache den Geist, in welchem 
eine solche Anstalt geleitet wird. 

Ist der Zögling zum Lehrer geworden, so nifen Lehrertage, 
die von Diesterweg's Epigonen beheri'scht werden, ihn in ihre Mitte. 
Hier geschieht Alles, was der Missbrauch des Wortes vermag, um 
ihn der Religion und seinem Berufe zu entfremden. Er hört ver- 
künden , dass der Lehrerstand die Sendung habe , durch die rechte 
Jugendbildung dem Christenthume ein Ende zu machen und allen 
Forderungen der von Gott abgefallenen Vernunft die Bahn zu ebnen. 
Die Besoldung, welche der Welterneuerer anzusprechen hat, soll 
mit der Grösse seines Berufes in Einklang stehen. Von der Zufrie- 
denheit mit einem stillen, bescheidenen Loose ist keine Rede mehr. 
Um solche Versammlungen besuchen zu können, erhalten die Lehrer 
Urlaub, manchmal aucli Geld Unterstützung. 

So stehen die Dinge und wenn wir Abhilfe heischen , so sind 
es nicht die Interessen der Kirche allein, für die wir die Stimme 
erheben. 

Empfangen Emr Excellenjs den Ausdruck der ausgezeichnet- 
sten Hochachtung, mit der wir verharren 

Euer Excellenz 
Wien, am 2. Mai 1872. 

ergebenste Diener 

Friedrich Cardinal Schwär zenherg, m. p. Fürst-Erzbischof von 
Prag. — Joseph Othmar Cardinal Bauscher, m. p. Fürst-Erzbischof 
von Wien. — Maximilian von Tarnoczy, m. p. Fürst-Erzbischof von 
Salzburg. — Friedrich Landgraf Fiirstenberg, m. p. Fürst-Erzbischof 
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von Olmütz. — Franz Xaver WiergcUeysTci ^ m. p. Erzbischof von 
Leniberg (ritus lat.). — Peter Dominik Maupas ^ ni. p. Erzbischof 
von Zara. — Joseph Semhratowiczy m. p. ruth. Erzbischof von Lern- 
betg und ap. Administrator der ruth. Przemysler.Diöcese. — Hein- 
rich Förster^ m. p. Purst-Bischof von Breslau. — Franz Joseph 
Rudigier ^ m. p. Bischof von Linz. — Johann Joseph Vitesich, m. p. Bi- 
schof von Veglia. — Vincenz Gasser ^ m. p. Fürst-Bischof von Brixen. — 
Valentin Wtery, m. p. Fürst-Bischof von Qurk. — Jakob Stepisch- 
negg, m. p. Fürst-Bischof von Lavant. — Johann Zaffron , ra. p. 
Bischof von Sebenico. — Georg Dtibocovich, m. p. Bischof von Le- 
sina. — Johannes Ziverger, m. p. Fürst-Bischof von Seckau. — 
Georg Marhich^ m. p. Bischof von Cattaro.'— Cai*l NöUig, m. p. 
Bischof von Brunn. — Carl Hanl , Bischof von Königgrätz , ver- 
treten durch Johann Rais m. p., General- Vicar. 

3. . Erklärung d^ österreicjiischen Erehischöfe und Bischöfe vom 
20, März 1874 über die dem Rdchsrathe vorgelegten die Kirche 

betreffenden Geseteenhoürfe^), 

Am 2. Mai 1872 haben neunzehn Erzbischöfe und Bischöfe, 
welche der Zustimmung ihrer zu Wien damals )iicht anwesenden 
Amtsbrüder vollkommen sicher waren, gegen die Aufhebung der mit 

1) Diese schon im Archiv Bd. 31. S. 472 erwähnte Erklärung der vom 
12.— 22. März 1874 in Wien versammelten Bischöfe ist wie ohne Zweifel wohl 
anch die vorhergehenden yom Cardinal Fursterzbtschof von Rauscher von Wien 
verfasst. Von demselben liegen uns im Wien. Diöc-Bl. Nr. 8 f. zwei aasgezeich- 
nete im Herrenhanse gehaltene Beden vor, auf deren Inhalt wir zurückkommen, 
eine vom 10. April 1874 betr. das Gesetz über die äusseren Bech tsver hältnisse 
der kathol. Kirche, die andere vom 23. April 1874 betr. das Gesetz über die 
Beiträge zum Religionsfond. Dieser 2. und ein 3. Gesetzentwurf sind inzwischen 
unter dem 7. Mai 1874 bereits als Gesetze verkündet. Vgl. unten Nr. XI. 

Die Bischöfe nahmen an der Generaldebatte im Herrenhause aber das 
Gesetz, betr. die äusseren Rechtsverhältnisse der Kirche Theil, hielten sich 
aber von der gemeinsamen Theilnahme an den ferneren ßerathungen der Kir- 
chengesetzentwürfe fem, nachdem das Herrenhaus Dank dem Beust^schen Pairs- 
schub (s. Archiv Bd. 19. S. 191.) mit 77 gegen 43 Stimmen das Eingehen 
in die Detailberathung des vom Abgeordnetenhause mit Verschärfungen schon 
vorher angenommenen genannten Gesetzentwurfs beschlossen hatte. (Vgl. auch 
das Schreiben der Bischöfe vom 16. M8rz 1874 an den Präsidenten des Her- 
renhauses in der Germania 1874 Nr. 64.) 

Auch die osterr. Orc^ensvorstände wandten sich in einer Eingabe an den 
Reichsrath mit vergeblichen Vorstellungen gegen den Gesetzentwurf über die 
äusseren Rechtsverhältnisse der klösterlichen Genossenschaften und den Ent- 
wurf des am 7. Mai 1874 bereits sanctionirten Gesetzes, mit welchem Behufs 
Bedeckung der Bedürfnisse des kathol. Cultus die Beiträge des Pfründenver- 
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dem heiligen Stahle geschlossenen Vereinbarung im Namen der Ge- 
rechtigkeit, der Kirche und der Gesellschaft Verwahrung eingelegt. 
Der an das Herrenhaus gelangte Gesetzentwurf über die äusseren 
Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche bringt iu seinenr ersten 
Artikel folgende Bestimmung: »Das Patent vom 5. November 18r)5 
ist seinem vollen Inhalte nach aufgehoben.« Da dieses Patent es 
war, wodurch die vereinbarten Festsetzungen zum Staatsgesetze er> 
hoben wurden, so soll denselben nun die Gruudlagc des brügerlichen 
Rechtes gänzlich entzogen werden; aber die Forderung der Gerech- 
tigkeit ist dadurch nicht aufgehoben und auf sie berufen wie am 2. 
Mai 1872 so auch jetzt sich die Unterzeichneten. 

Die Rechte, welche bisher durch das Patent vom 5. November 
1855 noch geschützt waren , erfahren durch den in Verhandlung 
stehenden Gesetzentwurf mehrfache beklagenswertlie Eingrifte und 
es werden in demselben nicht einmal jene Befugnisse geachtet, welche 
das Gesetz über die allgemeinen Staatsbürgeirechta der Kirche zuer- 
kennt, wenn anders die Selbstständigkeit in Verwaltung ihrer inneren An- 
gelegenheiten, die der 15. Artikel ihr zusichert, nicht auf ein leeres Wort 
hinauskommen soll. Allein den innersten Kern des kirchlichen Le- 
bens bedrohen die Grundsätze, bei welchen die Rechtfertigung jener 
Anträge ^gesucht wird. Ohne Zweifel ist der Motivenbericht nicht 
bestimmt Gesetz zu werden; doch er ist die den Atiträgen von Amts- 
wegen beigefügte Erläuterung: von derselben keine Keuntniss zu 
nehmen, kann daher den Bischöfen, für deren Amtsbereich der Ent- 
wurf Gesetzeskraft erlangen soll, keineswegs gestattet sein. Sie ha- 
ben seit Gründung des Reichsrathes über die Rechte und Aufgaben 
der Kirche sich schon fünfmal gemeinsam ausgesprochen, nämlich 
am G. Mai 1861 (vgl. Archiv Bd. 6 S. 389 ff.) und am 28. Sept. 
18G7 (vgl. Archiv Bd. 18. S. 456 ff.) in an Se. Majestät den Kai- 
ser gerichteten Adressen, am 30. März 1868 (vgl. Archiv Bd. 19. 
S. 461 ff.) und am 9. März 1869 (s. oben S. 161 ff.) in den Zu- 
schriften an die damaligen Herren Minister-Präsidenten Se. Durch- 
laucht den Fürsten Karl von Äuersperg und Se. Excellenz den Gra- 
fen Taaffe (s. oben S. 161.), dann iu dem schon erwähnten an Se. 
Excellenz den HeiTn Minister von Stremayr (s. oben S. 164.) ge- 
richteten Schreiben. Die Grundsätze, zu welchen sie sich in dieser 

mögens zum Beligionsfond neu geregelt werden sollen. Eine Adresse und Pro- 
memoria der österr. Ordensvorstande über dieselben zwei Gesetzentwurfe an 
den Kaiser blieb im Vorbereitungsstadium, indem die Sache durch die schon 
erfolgte erwähnte kaiserliche Sanetion des einen dpr beiden Gesetze überholt 
wurde. (Vgl. den Adressentwurf und Auszug aus dem Prom. in der Germania 
1874 Nr. 76.) 
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Reihe von Kundgebungen bekannten, sind die Grundsätze der katho- 
li3cben Kirche stets gewesen und werden es immerdar bleiben, weil 
sie aus der Sendung und zum Zwecke derselben nothwendig henror- 
gelien. Die Unterzeichneten Werden zu jeder Zeit und auf jede Ge- 
fahr hin daran festbal^n. 

Die Regierung eines kleinen Landes hat vor wenigen Wooben 
die grosse Wahrheit ausgesprochen, welche fus das Verhältniss zwi- 
schen Staat und Kirche massgebend ist. Der Minister von Larisch 
bemerkte nämlich in dem Landtage von Anhalt: Der Staat habe 
auf das irdische Leben , nicht auf eine Sphäre einzuwirken , deren 
Zielpunkte im Jenseits liegen. — Kann man dem Staatsbürger die 
Pflicht auflegen zu glauben, dass er von dem Thiere nur der Stufe 
nach verschieden und die Religion im besten Falle eine schöne, mit- 
unter sehr nützliche Dichtung sei? Die Regierung, welche zugibt, 
dass dies weder möglich noch wunschenswerth sei, geräth mit sich 
selbst in Widerspruch , wenn sie auf allen Gebieten des Verlangens 
und Strebens die höchste Gewalt in Ansprmh nimmt. Man muss 
Gott mehr als den Menschen gehorchen! Vor der Macht dieses 
Wortes fiel das Heidenthunr^ wiewohl ihm ein Weltreich, dem bis- 
her nichts gleich und nichts ähnlich war, beschirmend zur Seite 
stand. Allein der Christ soll Gottes Willen und seine^ ewige Be- 
stimmung nicht nur höher stellen als die Wünsche und Befehle der 
Menschen, sondern auch höher als die Begierden des eigenen Her- 
zens: deswegen hat das Christenthum nicht nur die Götzenbilder 
gestürzet, sondern auch den christlichen Staat und die christliche 
Eamilie gegründet. In dem christlichen Staate gehorcht man der 
Obrigkeit selbst, wenn sie hart oder ungerecht verfährt, um detf Ge- 
wissens willen: also auch dann, wenn man ihr ungestraft trotzen 
könnte. Was für den Leib das Herz, das ist für die christliche 
Familie die christliche Ehe. Geweiht durch das Sacrament und be- 
festigt durch das'Pflichtgefahl gebietet sie den wandelbaren Begier- 
den und die sittlichen Mächte, die bei ihr beimisch sind, wirken 
auch jenseits des Kreises der häuslichen Gesellschaft. Es sind diese 
beiden Gründungen, welche dem Fortschritte, der zum Socialismns 
fährt, das Christenthum am meisten veriiasst machen. 

Wenn der Mensch den Beruf hat, Gott über Alles zu lieben 
und sein Leben auf Erden der entscheidnngsvoUe Vorhof eines nim- 
mer endenden Daseins ist, so versteht es sich von selbst , dasr das 
Staatsgesetz nicht fnr alle seine Pflichten und Aufgaben die oberste 
Richtschnur seih könne. Allein eben weil der Christ ein Gesetz 
hat, welches mit den Farben der Gränzpfähle nicht wechselt, fühlt 
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er sich im Gewissen verpflichtet auf dem weiten Gebiete der bür- 
gerlichen Rechte und Bechtsverbindlichkeiten die Staatsgewalt als 
die höchste anzuerkennen und ihr einen Gehorsam zu leisten, der 
ausser dem Bereiche des Christen thuraes ganz unbekannt ist. Wenn 
das Staatsgesetz von den Christen Huldigung und Opfer für Kom's 
Götter forderte, so wiesen sie die Zumuthung mit Abscheu zurück; 
dagegen zahlten sie den heidnischen Kaisern unweigerlich Steuern 
und Gaben , fochten in den Heeren derselben als tapfere Krieger, 
zollten ihren Verordnungen in allen weltlichen Dingen unverbrüch- 
lichen Gehorsam und blieben den Verschwörungen und Aufständen 
ferne , welche den Thron des liömerreiches so oft mit dem Blute 
der Imperatoren befleckten. Die heidnischen Kaiser hatten also 
über die Schranken, welche die christliche Ueberzeugung ihrer Herr- 
schermacht zog, sich wahrlich nicht zu beklagen; wie sollte dies 
bei den christlichen Fürsten der Fall sein? 

Die Lehre von der Staatsgewalt als der obersten, welcher jede 
andere untergeordnet sei, ist aus der Feindschaft gegen das Ghri- 
stenthum als eine ihrer würdige Tochter hervorgegangenj Sie ward 
aber nicht ersonnen, um den Glanz des Thrones zu erhöhen, sondern 
um einer Weltaufiassung, die ihr Siegestest über den Trümmern des 
Thrones wie des Altares feiern will, den Staatsbürger mit Leib und 
Seele dienstbar zu machen. Deswegen ist es eine Unwahrheit, wenn 
diese Partei die Staatsgewalt geradezu als die höchste verkündet: 
sie ist ihr dies nur in so weit als dieselbe sich in ihren Händen 
befindet od^ doch ihre Wege bahnt und ihre Geschäfte verrichtet: 
womit -die Regierung eines sehr mächtigen Staates sich so eben eif- 
rig befasst Richtig ausgedrückt lautet der Satz: dem Staat ohne 
Gott und König gebührt die höchste Gewalt: bis er fertig ist, ge- 
bührt sie Jenen, die den Ausbau der neuen Gesellschaft am kräftig- 
sten fordern. 

Da es sich so und nicht anders verhält, ifürden die öster- 
reichischen Bischöfe ihrer Sendung ungetreu werden, wenn sie der 
Behauptung, die Souveränität, das heisst die oberste Gewalt des 
Staates erstrecke sich auch auf die Kirche des Staatsgebietes, nicht 
mit voller Entschiedenheit entgegenträten. Diese Behauptung ist 
nicht allein unrichtig , sondern wenn man nicht von der Läugnung 
Gottes und der Unsterblichkeit ausgehen will, so gebricht ihr sogar 
die innere Folgerichtigkeit. Diese Behauptung muss jeder Christ, 
welcher die Tragvireite derselben einsieht, als- mit seiner Ueberzeug- 
ung unverträglich zurückweisen. Aber die Männer, auf deren Ban- 
ner die Abschaifung des Christenthumes geschrieben steht, weisen 
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sie nicht miticlcr zurück ; denn nicht die jeweiligen Staatsgesetze, 
sondern die Orundsätzo, nach welchen sie die Gesellschaft umstalten 
wollen, gelten ihnen als das Höchste nnd sie halten sich vollkom- 
men berechtigt, Wühlerei, Verhetzung und oifene Oewalt in Beweg- 
ung zu setzen, um die Einrichtungen und Gesetze des Staates ihren 
Plänen dicnstbaf zu machen. Ist dies gelungen, so gelten sie ihneh 
allerdings für unverletzlich nnd Wer denselben keinen blinden Ge- 
horsam zotlt, ist ein Aufrührer, ein Hochverräther. Indem also die 
Bischöfe für die oberste Gewalt, die der Kirche in ihrem Bereiche 
gebührt, die Stimme erheben , vertreten sie den Glauben an Gott 
und die Unsterblichkeit, das Christenthum nnd das höchste Gesetz 
der Freithätigkeit. Aber auch für die Zukunft des Vaterlandes 
stehen sie ein. W^elche Prüfungen Oesterreich noch zu erfahren 
habe, wissen wir nicht: dies ist aber gewiss, dass Gefahr und Be- 
drängniss in demselben Masse wachsen ^ wird, als die Feindschaft 
gegen das Christenthum und die Tugenden , die in seinem reinen 
Lichte aufkeinem, auf den Staat und die Familie Einfluss nimmt. 
Ein laut redendes Beispiel bidiet die neue Schuleinrichtung dar. Je 
genauer sie im Sinne ihrer Urheber durchgeführt wird, desto schnel- 
ler entweichen aus der Schule Beligion und sittliche Scheu, Gehor- 
sam, Fleiss und Ordnung; überdies hat der Lehrer, der sich zum 
Sendboten der modernen .Weisheit berufen glaubt, zum Unterrichte 
in den Anfangsgründen des Wissens weder Lust noch Geschick. 

Das Gesetz über die äusseren Rechtsverhältnisse der katho- 
lischen Kirche stellt zwar nirgends die Behauptung auf, dass dem 
Staate auch auf dem Gebiete der Kirche die oberste Gewalt ge- 
bühre; es enthält aber mehrfache Bestimmungen, welche nur vom 
Standpunkte dieser Ansicht aus sich als folgerichtig erweisen. Zum 
Theil beziehen sie sich auf Dinge , welche an sich betrachtet von 
geringer Bedeutung sind, so dass sich nicht absehen lässt , welchen 
Vortheil die Regierung davon erwartet. Aber auch dann sind jene 
Verfügungen von Wichtigkeit , weil sie auf Grundsätze hindeuten, 
deren durchgreifende Anwendung den Bestand der Kirche in Frage 
stellen würde. Dabei überschreiten sie fast immer nicht nur die 
durch das Concordat, sondern auch die durch den fünfzehnten Artikel 
d^r Staatsbürgerrechte gezogene Gränze , weil sie fast immer die 
Selbstständigkeit der Kirche in Verwaltung ihrer inneren Angelegen- 
heiten gänzlich verkennen. Das bürgerliche Gesetzbuch sagt: 
>Einem Gesetze darf in der Anwendung kein anderer Verstand bei- 
gelegt werden, als welcher aus der eigenthümlichen Bedeutung der 
Worte in ihrem Znsammenhange und aus der klaren Absicht des 
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Gesetzgeber? hervorleuchtet.« Bechtskraft hat dieser Aasspmch frei- 
lich nur für die im bürgerlichea Gesetzbuche enthaltenen Vorschrif- 
ten: er drückt aber eine Wahrheit aus, die' sich aus der Vernunft 
ergibt und daher so weit als die Vernunft Anwendung findet. In- 
nere Angelegenheiten einer Gesellschaft sind offenbar jene , welche 
sich auf ihre Mitglieder als solche beziehen. Dies 'gilt vom Staate 
aber nicht minder von der Kirche. Die Staatsbürger haben gegen 
die Staatsgewalt und gegen einander Kochte und Verbindlichkeiten, 
welche denselben entweder als solchen zukommen oder aus den von 
ihnen übernommenen Aeratern und Verrichtungen hervorgehen und 
Alles, was sich auf dioso Rechte und Verbindlichkeiten bezieht, ge- 
hört in das unbestrittene Gebiet der inneren Angelegenheiten. So 
verhält es sich auch mit den Mitgliedern der Kirche in ihren Be- 
ziolumgen zur Kirciiengewalt und zu einander, die grosse Vei'schie- 
denheit, welclie allerdings obwaltet , ergibt sich aus der Natur der 
Gegenstande, um die es sich handelt. Die Kirche ist gegründet, um 
durch Verkündigung der ewigen Wahrheit und Ausspendung der 
Geheimnisse Gottes die Erlösten zu Dem, der sie erlöst hat , zu 
führen. Die Ansprüche und Pflichten Aller, die sie in ihren Schoos 
aufnimmt , so wie die besonderen Rechte und Verbindlichkeiten, 
welche mit den von ihr verliehenen Aemtern verbunden sind, er- 
halten dadurch ihre Eigenthümlichkeit. Ueber diese Ansprüche und 
Pflichten urtheilen Jene, welche die Kirchen Verfassung dazu beruft. 
Wenn also gelehrt, ermahnt , gebetet wird , wenn der Priester die 
Sacramente ausspendet, wenn der rcthtmässige Vorsteher die Er- 
füllung odiBr Nichterfüllung der -übernommenen Verbindlichkeiten 
nach Massgabe des Kirchengesetzes beurtheilet und in Folge dessen 
auf Entziehung der Kirchengemeinschaft oder eines kirchlichen Am- 
tes erkennt, was geschieht dabei, wodurch der Bereich des katho- 
lischen Gemeindelebens überschritten würde, und wie könnte eine 
inner demselben liegende Angelegenheit den inneren nicht beigezählt 
werden? Für die Bedürfnisse des Gottesdienstes und die Erhaltung 
ihrer Diener kann auch die Kirche Gottes äusserer Hilfsmittel nicht 
entbehren und abgesehen von den Zeiten der Verfolgung ward ihr 
gesetzlich erworbenes Vermögen sogar von den heidnischen Kaisern 
gegen Eingriffe geschützt. Allein es liegt ihr ferne die Zwangsge- 
walt, welche bei der bürgerlichen Rechtsordnung Wache hält, mit 
dem Staate theilen zu wollen; sie verlangt für ihr Eigenthum blos 
den Schutz, der jed^r zu Recht bestehenden Gesellschaft gebührt. 

Ohne Zweifel nimmt die Kirche durch die ihr obliegende Lehr- 
thätigkeit auch auf die äussere Thätigkeit Einfluss: sie trägt ja 
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ihren Kindern nicht blos eine Theorie der Pflichten vor, sondern 
sucht sie auch zu getreuer Erfüllung der erkannten Pflicht zu be- 
stimmen. Wenn also die Staatsgewalt sich die Befugniss zuschriebe,, 
Alles, dessen Wirkungen auch äusserlich wahrnehmbar sind, von 
den inneren Angelegenheiten auszuscheiden und in Folge dessen 
darüber willkürlich zu verfugen, so wäre der Kirche das K'echt auf 
die ihr obliegende Wirksamkeit abgesprochen: denn nicht sie, son- 
dern die jeweiligen Träger der Staatsgewaft hätten zu entscheiden, 

' in wie weit noch -verkündet werden dürfe: Suchet zuerst das Reich 
Gottes und seine Gerechtigkeit! Der Aufklärung ist dies eine ver- 
basste Rede: wo sie aber die Herzen durchdringt, dort ist die Zu- 
kunft der Gesellschaft gesichert. 

Wie §. 1. in Folge der bisherigen Verhandlungen lautet, heisst 
es in demselben »die Staatsgesetze und die innerhalb derselben gel- 
tenden kirchlichen Vorschriften.« An anderen Stellen ist der Aus- 
druck »Kirchengesetze« in »die im Staate geltenden kirchliehen 
Vorschriften« umgeändert worden. Zwar gibt es einzelne Kirchen- 
gesetzc, welche nicht in allen Theilen der christlichen Welt Geltung 
haben» (das Hinderniss der Heimlichkeit hat in England und vielen 
anderen Ländern keine Geltung) und in diesem Sinne könnte man 
wohl von den in Oesterreich geltenden Kirchengesetzen sprechen. 
Doch i!i der Fassung des §. 1. ist der beabsichtigte Sinn zu deut- 
lich dargelegt, um einen Zweifel möglich zu machen. Die Kirchen- 
gesetze sollen inner dem Staatsgebiete eine Verbindlichkeit denselben 
nachzukommen nur in so ferne begründen, als sie durch das Staats- 
gesetz gntgeheisen sind, also gleichsam inner den Gränzen desselben 
liegen. Dadurch wird der Staatsgewalt offenbar das Recht zuge- 
schrieben, ihr missfällige Kirchengesetze ausser Kraft' zu setzen, das 
heisst die Verbindlichkeit denselben Folge zu leisten aufzuheben: 
sie vermag aber nichts als zur Anwendung und Ausführung solcher 
Kirchengesetze ihre Hilfe zu versagen. Nimmt sie mehr in An- 
spruch, so mnthet sie den Katholiken zu, mit den alten Sophisten 
zu sprechen: Das Gute ist nicht durch sich 'selbst, sondern durch 

. das Staatsgesetz gut. Nein, das Gute ist durch sich selbst gut! 
hat schon Socrates sammt allen besseren Heiden geantwortet. . 

Es ist nicht sehr lange her, dass es für liberal galt, die Tren- 
nung der Kirche von dem Staate anzuempfehlen. Jene, welche da- 
bei keine für das Christenthum freundlichen Hintergedanken hatten, 
sind nun plötzlich anderer Meinung geworden : denn sie finden, das 
dadurch herbeigeführte Verhältniss wäre für die katholische Kirche 
viel zu vortheilhaft. Die Männer des sogenannten Rechtsstaates le- 
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gen Dämlich, wenn es die Kirche betrifft, uiemals das Recht in die 
Wage, sondern stets nur den Nutzen, welchen sie für ihre Partei 
von der Sache erwarten. Die Kirche bleibt unberührt von den Strö- 
mungen der Tagesmeinung. Sie verkennt nicht, dass es Zustände 
gebe, durch die eine Trennung von Staat und Kirche nach Nord- 
araerika's Vorbild znm Gegenstande berechtigter Wunsche werde; 
aber nicht in der Trennung, sondern in dem freundlichen Zusam- 
menwirken von Staat und Kirche sieht sie das von Gott gewollte, 
den Aufgaben der Gesellschaft entsprechende Verhältniss und nm 
jedes Missverständniss nacli Möglichkeit ferne zu halten, hat sie den 
christlichei Fürsten auf die Auswahl der Vorsteher und Lehrer des 
christlichen Volkes einen weitgehenden Einflnss gestattet. In Oester- 
reich ist er durch die Vereinbarung mit dem heiligen Stuhle in 
seinem ToUen Umfange aufrecht erhalten und sogar erweitert wor- 
den. Das apostolische Schreiben vom 5. November 1855 veixnrdnet 
ausdrücklich, dass einem Geistlichen, der keine Seiner Majestät ge- 
nehme Person sei, eine Pfarre oder andere kirchliche Pfründe nicht 
solle verliehen werden. Der Gesetzentwurf über die äusseren Rechts* 
Verhältnisse der katholischen Kirche vorlügt aber §. &. vgl. 6. wie 
für die Canonicate, so auch für die weltgeistlichen Seelsorgerpfrün- 
den: der Bischof habe im Falle freier Verleihung wie auch einer 
nicht vom Kaiser oder den landeshirstlichen Behörden ausgehenden 
Präsentation die dafür ausersehene , Person der Landesbehörde anza- 
zeigen. Dieser stehe es zu dem Bischöfe ihre Einwendungen unter 
Angabe der Gründe mitzuth eilen ; werde Berufung eingelegt, so habe 
der Cultusminister zu entscheiden; werde binnen 80 Tagen keine 
Einwendung erhoben, so könne die Instituirung des betreffenden 
Geistlichen vor sich gehen. Diese Massnahme wird auch auf die 
Verweser incorporirter Pfründen ausgedehnt, von welchen in dem 
apostolischen Schrei bon vom 5. November 1855 nicht die Rede ist, 
und zwar aus gutem Grund. Ihre rechtliche Stellung, auf welche 
hier Alles ankömmt, ist nämlich von der eines wirklichen Pfarrers 
wesentlich verschieden. Sie sind und bleiben Pfarrverweser undköii- 
neu daher zu jeder Zeit entfernt werden ohne dass sie sich über die 
Verletzung eines ihnen zuständigen Rechtes zu beklagen haben. Fer- 
ner ist durch gedachtes apostolisches Schreiben eine Anfrage bei der 
Staätsregierung zwar nicht ausgeschlossen, allein auch nicht vorge- 
schrieben. Gänzlich unbekannt ist demselben die auf dreissig Tage 
angesetzte Frist, bis zu deren Ablauf auf die Aeusserung der Regier- 
nng zu warten ist. 

Die Unterzeichneten glauben nicht, dass die Besorgnisse, welche 
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in dieser Verfügung sich kundgeben, durch das von der Pfarrgeist- 
lichknit bisher eingehaltene Benehmen gerechtfertigt seien, üeber- 
dies wird eine genauere Bestimmung der für den Einspruch anzu- 
führenden Gründe durch die gegenwärtige Sachlage zu einer Forderung 
der Gerechtigkeit- gemacht. Das päpstliche Schreiben erwähnt der 
stattgehabten traurigen Ereignisse und deutet dadurch an, dass der 
heilige Stuhl Geistliche im Auge habe, welche Seiner Majestät aus 
politischen Gründen missfällig seien. Allein näher wird nicht darauf 
eingegangen, weil es im Jahre 1855 ganz undenkbar schien, dass 
der Eifer, womit ein Priester die Pflichten eines Seelsorgers erfülle, 
zu einer Einwendung gegen ihn Anlass geben könne. Wie aber die 
Dinge nun stehen, kann es geschehen, dass ein Mann, welcher seine 
Pflichten gegen die weltliche Obrigkeit auf das Treueste erfüllt, als 
Feind der Regierung verdächtigt werde, weil er in der Schule Glau- 
ben und Sitte zu wahren sucht, von der Ltsung wühlerischer Tages- 
blätter abmahnt oder über die Civilehe Dasjenige sagt, was die 
Kirche seit den Zeiten der Märtyrer lehrt und die österreichischen 
Bischöfe sammt denen der ganzen Welt bezeugen und verkünden. 
Dies wäre eine Ungerechtigkeit, welche zu beabsichtigen der Regier- 
ung Seiner Majestät wohl ferne liegt. Daher ist es unerlässlich zu 
verordnen, dass die Landesbehörde nur aus Grönden , die auf That- 
sachen beruhen und sich auf rein bürgerliche und politische Dinge 
bezieben, eine Einwendung machen könne. Diese höchst billige Be-' 
schränkung enthält das päpstliche Breve vom 22. Juni 1857, welches 
der württembergischen Regierung das Recht zugesteht, ihr missfällige 
Geistliche von Erlangung eines Beneficiums ausznschliessen, und so- 
gar das badische Gesetz fordert die Angabe des Grundes, aus wel- 
chem ein Geistlicher als in bürgerlicher oder politischer Beziehung 
missfällig bezeichnet werde. Können die Unterzeichneten darauf 
zählen, dass die Regierung Seiner Majestät keine anderen Einwend- 
ungen erheben werde als solche , die thatsächlich begründet sind 
und rein politische und bürgerliche Dinge betreffen, so werden sie, 
so lange das apostolische Schreiben vom 5. November 1855 in Kraft 
verbleibt, sich ganz im Sinne desselben die. Gewissheit verschaflFen, 
dass der zum Pfarramte Ausersehene Seiner Majestät nicht missföllig 
sei. Sich bei Bestellung der Pfarrer einer weiteren Beschränkung 
zu unterwerfen, fühlen sie sich nicht ermächtigt. Da auch von Ein- 
wendungen wegen ünsittlichkeit die Bede ist, so bemerken die Un- 
terzeichneten , dass sie ihrer Pflicht den Gemeinden nur würdige 
Seelsorger zu geben sich vollkommen bewusst sind. Ohne Zweifel ist es 
nicht unmöglich, dass sittliche Gebrechen des Anzustellenden ihnen 
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Verborgen bleiben und ist die Landesbehördc in der Lage sich dar- 
aber aufzuklären, so werden sie derselben zum Danke verpflichtet 
sein. 

Durch §. 8. wird yon der Regierung das Recht in Anspruch 
genommen, die Entfernung eines Seelsorgers zu verlangen, wenn er 
sich eines Verhaltens schuldig gemacht habe, das sein ferneres Ver- 
bleiben in dem kirchlichen Amte als . der öffentlichen Ordnung ge- 
fährlich erscheinen lasse. Allein die Geistlichen unterstehen im Be- 
treff von Hiindhingen, wider welche die Strafgesetze des Staates ge- 
richtet sind, dem weltlichen Gerichte und das Osterreichische Straf- 
gesetzbuch ist ja nicht so unvollständig , dass in demselben wider 
Jemanden, welcher durch sein Benehmen der öffentlichen Ordnung 
Gefahr brächte, keine Bestimmung könnte gefunden werden. Scheint 
es also der politischen Behörde, daas irgend ein Pfarrer durch sein 
Benehmen die öffentliche. Ordnung gefährde, so' steht es ihr frei za 
veranstalten, dass er vor das Strafgericht gestellt werde. 

Die Massregelung wird auch auf alle zeitweilig angestellten 
Geistlichen ausgedehnt und zwar mit Einscliluss der Hiltspriester, 
bei welchen das angedrohte Einschreiten keine andere Folge halte, 
als dass der Pfarrer sich derselben bei den vom Staate ihm anver- 
trauten Verrichtungen nicht mehr bedienen könnte. Uebrigeus hängt 
die Versetzung zeitweilig angestellter Geistlicher von dem Ermessen 
des Bischofs ab und wenn Schwierigkeiten entstehen, welche auf die 
seelsorgerliche Thätigkeit des Priesters störend einwirken, so kann 
dies ein Grund sein, denselben anderswo zu verwenden. Doch einer 
rechtmässig erworbenen Pfründe darf kein Geistlicher ohne das durch 
das Kirchenrecht vorgeschriebene Verfahren entsetzt weiden. Die 
Gegenseite erhebt so oft es ihr zweckdienlich scheint, einen Jammer* 
schrei über die Willkür, unter deren tyrannischen Joche die niedere 
Geistlichkeit schmachte. Die halbamtliche Bßgründung des Antrags 
findet das Vorgehen der Bischöfe vielmehr zu gelinde. Allein die 
Regierung Seiner Majestät kann den Vorstehern der Kirche doch 
nicht zumuthen, die wider sie geschleuderten Verläumdungen wahr 
zu machen, indem sie ohne hinreichenden Grund ein Urtheil der Ab- 
setzung aussprechen! Der Heiland, dessen Diener wir sind, hat 
siBlbst und durch seine Apostel die Pflichten gegen die bürgerliche 
Obrigkeit deutlich verkündet. Wir wissen sehr wohl , dass der 
Seelsorger auch in dieser Hinsicht der christlichen Gemeinde durch 
Wort und Beispiel vorleuchten solle und in aufgeregten Zeiten dop- 
pelt verpflichtet sei , nicht zur Gefährdung, sondern zur Sicherung 
der öffentlichen Ordnung beiznitragen. Allein zu solcher Zeit ist es 
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nicht immer leidit jeder ungerechten Verdächtigung auszuweichen. 
Wir werden, wenn solche Fälle vorkommen, Eines und das Andere 
in die «gewissenhafteste Erwägung ziehen. 

Wenn ein Katholik die Kirche verlässt, um zu anderen Re- 
ligionsgesellschaften überzugehen, so hat er zwar uus der Gemein- 
schaft der Gläubigen sich bereits selbst ausgeschlo^^sen ; doch kann 
es vorzüglich bei einem Piicster nothwendig sein, dem Aergernisse 
dadurch ein Gegengewicht zu geben, dass der Bann über ihm ver- 
hängt und so die Verwerflichkeit seiner Handlung der christlichen 
Gemeinde vor Augen gestellt wird. In Folge eines von dem Hause 
der Abgeordneten beschlossenen Zusatzes soll aber nach §. 18. von 
der kirchlichen Amtsgewalt nur gegen Angehörige der Kirche Ge- 
brauch gemacht werden. Der Zweck ist offenbar zu verhindern, 
dass wider Katholiken, die ihrer Kirche untreu geworden, der Bann 
ausgesprochen werde. Aliein dadurch, dass man erklärt, eine recht- 
massig übernommene Verbindlichkeit nicht erfüllen zu wollen, ist 
man von derselben nicht befreit. Dies iu Abrede stellen, hiesse so 
viel als das Vertragsrecht läugnen und die Bande der Gesellschs^ft 
lösen. Die Staatsgewalt mag erklären , dass sie die Pflichten , die 
man durch den Eintritt in die Kirche und den Empfang der Weihen 
übernehme, als blosse Gewissenspflichten betrachte , iu deren Beur- 
tbeilung sie sich nicht mische; aber dass dadurch gar keine Ver- 
bindlichkeit begründet werde, kann sie nicht behaupten. Selbst wenn 
man den Katholiken nichts als eine nothdürftige Duldung gewährt, 
muss man ihnen doch das Kecht zugestehen, von der Waltrheit ihrer 
Keligion überzeugt zu sein und daher den Abfall von derselben als 
eine verwerfliche Handlung anzusehen. Diese Ueberzeugung durch 
einen Spruch zu bethätigen, der im Staate nicht die mindesten 
Folgen hervorbringt, sollte selbst von protestantischen Regierungen 
ohne Anstand gestattet werden : wie kann die Regierung eines Lan- 
des, dessen Herrscherhans sammt einer so grossen Mehrzahl des 
Volkes katholisch ist, dawider ein Verbot erlassen! 

lieber die Heranbildung der Candidaten des geistlichen Stan- 
des wird zwar auf ein später zu erlassendes Gesetz verwiesen; bei 
der Wichtigkeit der Angelegenheit finden aber die Unterzeichneten 
sich dennoch bestimmt, darüber einige Bemerkungen zu machen. 
Wenn irgend Etwas, so gehört doch die Heranbildung der Priester 
und geistlichen Führer der christlichen Gemeinde zu den innersten 
Angelegenheiten der Kirche. Wenn die Staatsgewalt wünscht, der 
Priester möge die erforderliche Bildung besitzen, so sind die Bi- 
schöfe mit ihr vollkommen einverstanden und haben sich deshalb in 
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den Versammlungen von 1849 und 1856 bereit erklärt, in die theo- 
logischen Studien nur solche aufzunehmen, welche dai^ Gymnasiam 
mit hinreichendem Erfolge zurückgelegt haben. Doch für die Ein- 
richtung der theologischen Studien muss stets die Natur und der 
Zweck derselben entscheidend bleiben. Das Ghristenthum beruht 
auf der göttlichen Offenbarung. Die Offenbarung ist nnnütz, wenn 
man über den wahren Sinn derselben keine Gewissheit hat: die 
Ueberzeugung, dass der Geist Gottes die Kirche bei Auslegung der 
ihr anvertrauten Offenbarung vor jedem Irrthume bewahre, wurde 
daher im ersten Jahrhunderte wie im neunzehnten als die uner- 
schütterliche Grundfeste des Christenthumes anerkannt. Der Lehrer 
der Theologie würde somit seiner Aufgabe ungetreu , wenn er von 
der durch die Kirche bezeugten Wahrheit abwiche. Der mensch- 
lichen Vernunft ist bei Entwicklung, Gliederung und Begründung 
der Kirchenlebro ein weiter Spielraum aufgethan und die Hilfswis- 
senschaften der Theologie sind so reich und ausgedehnt, dass der 
ileissigste Gelehrte sie nicht zu bewältigen vermag. Doch es gibt 
eine Partei, welche von der wissenschaftlichen Theologie verlangt, 
dass sie eine unkirchliche sei , und dieser dürfen die Bischöfe auf 
den Unterricht derer, welche' sie zu Priestern des neuen Bundes 
weihen werden, nicht den geringsten Einfluss gestatten. 

üeberdies gebietet die Wichtigkeit dos Berufes, für welchen 
die Hörer der Theologie vorbereitet werden, dass man dieselben zu 
getreuer Benützung ihrer Studienzeit anleite. Fast Alle treten nach 
Empfang der Weihen sogleich in die Seelsorge und sind daher so- 
gleich berufen das Sacrament der Busse zu verwalten , das Wort 
Gottes zu verkünden, den Sterbenden beizustehen. Sie müssen also 
die Kenntnisse, deren man dazu bedarf, schon mitbringen: folglich 
ist es unerlässlich den Unterricht so zu ordnen, dass im Laufe der 
vier Jahre alles für den Priester und Seelsorger Unentbehrliche voll- 
ständig vorgetragen werde; es ist unerlässlich sich durch Prüfungen 
von dem Fortgänge der Studirenden zu überzeugen. Die Umrisse 
der theologischen Wissenschaft können und sollen so dargelegt wer- 
den, dass sie den Empßlnglicheren zu tieferem Eingehen anregen; 
mehr aber als eine Vorschule der Wissenschaft kann keine Facultät 
für ihre Hörer sein. Zudem sind für den Beruf des Priesters die 
entsprechenden Kenntnisse zwar nothwendig, aber nicht hinreichend: 
es muss die Kraft und Reinheit der Gesinnung hinzukommen, durch 
welche die Kenntnisse für den , der sie besitzt , und die Gläubigen, 
die er zu Gott leiten soll, fruchtbringend werden. Die Einrichtung 
der theologischen Lehr- und Bildungsanstalten ist hierauf berechnet 
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Dass sie ihrem Zwecke nicht entfremdet werden, ist für die Kirche 
eine Lebensfrage und die 'Unterzeichneten werden die Sache stets 
als eine Lebensfrage behandeln. 

Wir beabsichtigen keineswegs in alle Einzelheiten des Entwur- 
fes einzugehen: es ist die Wahrung der leif enden Grundsätze, welche 
wir vor Allem im Auge haben. Doch können die Festsetzungen, 
die er in Betreflf des Patronates und des kirchlichen Vermögens- 
rechtes enthält, mit völligem Stillschweigen nicht übergangen werden. 

Das Kirchengesetz unterscheidet folgerichtig zwischen dem Pa- 
tronate über ein Gotteshaus und dem einer Pfründe; doch am tief- 
sten greift das letztere in das kirchliche Leben ein, weil es das 
Becht mit sich bringt, dem Bischöfe einen Priester zu präsentiren, 
welcher wenn die Pfründe eine Pfarre ist, vielleicht die Seelsorge 
von mehreren Tausenden zu leiten hat. Den katholischen Gemeinden 
ihre Seelsorger zu geben liegt, aber offenbar ausser dem Gebiete der 
Staatsgewalt : mithin ist das Patronat ein von der Kirche verliehenes 
Becht und muss darum nach den Kirchengesetzen beurtheilt wer- 
den. Dagegen lag für den Staat ein dringender Anlass vor, sich 
mit dSn Verbindlichkeiten der Patrone zu beschäftigen. Die Ent- 
stehung* der dinglichen, d. h. der an dem Grundbesitze haften- 
den Pätronate reicht sehr weit zurück. Die Grundherren nahmen 
hinsichtlich der Gotteshäuser und der Anstellung der Seelsorger 
Bechte in Anspruch, von welchen sie behaupteten, dass sie mit ihrem 
Güterbesitze verbunden seien. Als ihre Forderungen eine kirchen- 
rechtliche Grundlage erhielten, so ergab es sich wie von selbst, dass 
auch die von dem Patrone zu tragenden Lasten als an dem Grund- 
besitze haftend betrachtet wurden. Dass die Inhaber dinglicher 
Pätronate sich ihren Verpflichtungen nicht entzogen, war für die 
Seelsorge und die Pfarrgemeinde von Wichtigkeit und sobald die 
landesfürstliche Gewalt wieder erstarkte, wurden die dem Patrone 
als Eechtsverbindlichkeit obliegenden Leistungen durch Verordnungen 
festgesetzt. Aus dem Gesagten erhellt, in wie fern die Bischöfe der 
Staatsgewalt ein selbstständiges Verfügungsrecht in Patronatssachen 
zugestehen können. Insbesondere muss daran festgehalten werden, 
dass der Bischof die Pfründen seines Kirchensprengels frei zu ver- 
leihen hat, in so weit er dabei nicht durch ein rechtmässig erwor- 
benes Patronatsrecht beschränkt ist. 

Das Kirchengut soll nach den Kirchengesetzen verwaltet wer- 
den. So will es die Gerechtigkeit, so will es die mit dem heiligen 
Stuhle geschlossene Vereinbarung, so will es die der Kirche zuge- 
sicherte Selbstständigkeit in Verwaltung ihrer inneren Angelegen- 
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heiten. Dass dadurch der Staat au dem tür ihn wünschenswerthen 
Einflüsse nichts verliert, hat die Erfahrung von achtzehn Jahren 
hinlänglich bewiesen und Alles, was in dieser Beziehung dem Staate 
nnd nicht blos den Kirchenstürmern zum Vortheile gereicht, kann 
inner dem Rahmen des Kirchenrechtes ohne Schwierigkeit erreicht 
werden. So schreibt §. 54. nach der neuesten Fassung der Staats- 
gewalt das Becht zu: wenn sich mit Sicherheit annehmen lasse, 
dass ein kirchliches Vermögen zu seinem Zwecke nicht vollständig 
benöthigt werde, das üeberflüssige anderen kirchlichen Zwecken zu- 
zuwenden. Das Recht wird dadurch in Anspruch genommen, dass 
man statt: »im Einvernehmen mit dem betheiligten Ordinariate« 
gesetzet hat: »nach Einvernehmung des bethoiligten Ordinariates.« 
Kann die Staatsgewalt nachdem sie den Bischof gehört hat, jedes 
kirchliche Einkommen, dass sie für überflüssig hält , jedem Zwecke 
widmen, der kirchlich ist oder von ihr für kirchlich erklärt wird, 
so ist der Willkür ein weiter Spielräum geöffnet. Ganz im Ein- 
klänge mit Billigkeit und Zweckmässigkeit verfugt das Kirchenge- 
sotz: eine Verminderung kirchlicher Einkünfte könne nur aus 
dringenden Gründen durch die rechtmässige kirchliche Obrigkeit 
vorgenommen werden. Ist aber das Vorhandensein des Ueberflös- 
sigen so unbestreitbar, wie §. 54. voraussetzt, und stehen die Be- 
dingungen der Stiftung nicht im Wege, so vajrd es wohl nicht schwer 
sein in der durch das Kirchengesetz vorgezöichneten Weise zu er- 
wirken, dass darüber zu Gunsten eines anderen der Unterstützung 
bedürftigen kirchlichen Zweckes verfügt werde. 

Durch die Investitur erwirbt der mit dem Beneficium Beliehene 
das Recht die Einkünfte desselben zu beziehen. Da in OesteiTeich 
die Einkünfte der ledig stehenden Beneficien dem Religionsfonde ge- 
hören, so geht von der Verwaltung desselben die üebergabe aus. 
Ist der Landesfürst oder der Rolirionsfond Patron, so vertritt dabei 
die Staatsbehörde auch den Patron. Was die Regierungsvorlage 
§. 7. über die Einführung in den Pfründenbesitz vorschrieb, entsprach 
dem zu Recht Bestehenden; doch das Haus der Abgeordneten hat 
Aenderungen vorgenommen, die eine Erklärung nothwendig machen. 
Der kirchliche Obere verleiht wie das Kirchenamt, so auch die mit 
demselben verbundenen Rechte in Betreff des Kirchengutes. Die 
Förmlichkeiten, mit welchen die Einführung in den Pfründenbesitz 
vollzogen wird, lassen gar manche Verschiedenheit zu; nur dürfen 
sie nichts enthalten, wodurch der Schein entstünde, als ginge die 
Verleihung der das Kirchengut betreffenden Rechte von der Staats- 
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gewalt ans. Sonst müssten die Bischöfe dawider als gegen einen 
Eingriff in das kirchliche Vermögensrecht Einsprache thun. 

Die Unterzeichneten bedauern den Ausdruck einer der katho- 
lischen Kirche feindlichen Richtung hervorheben zu müssen. Die 
Ministerialverordnungen vom 20. Juni und 13. Juli 1860 über Ver- 
änsserung und Belastung dieses Kirchenvermögens erhielten Verord- 
nungen über die Fälle, in welchen die genannten Bechtsgeschäfte 
der Genehmigung von Seite des heiligen Stuhles bedürfen. Der §. 51. 
des beantragten Gesetzes bestätigt diese Vorschriften mit einziger 
Ausnahme Dessen, was sich auf die Zustimmung des heiligen Stuh- 
les* bezieht. Dies hat ganz das Ansehen als wollte man dem Ober- 
haupte der katholischen Kirche keinen Einfluss auf Oesterreichs 
kirchliche Angelegenheiten zugestehen. Darin läge aber eine Läug- 
nung der Kirchenverfassung, die in allem' Wesentlichen auf göttlicher 
Einset-zung beruht.. 

Das Murch das Goncordat begründete Verhältniss wurde mit 
der sorgfilltigsten Schonung aller dem Staate gebührenden Bechte 
festgesetzt. Wenn man die Veränderungen, welche das Gesetz her* 
beifahren soll , genauer in 's Auge fasst , so zeiget sich , dass fast 
alle dem Staate entweder gar keinen redenswerthen Vortheil oder 
doch keinen solchen verschaffen, der sich nicht auch im Einklänge 
mit Gerechtigkeit ^ind Billigkeit hätte erzielen lassen. Aber selbst 
das minder Bedeutende wird bedeutend weil es, wie man glauben 
ranss, von einem Grundsatze ausgeht, dessen Sieg der Untergang 
der Kirche wäre, und nicht der Kirche allein : die Menschheit ver- 
löre alles Hohe und Heilige, wenn über dem wechselvollen Staats- 
gesetze nichts Höheres stände. 

Die Unterzeichneten halten es für noth wendig über die an das 
Herrenhaus noch nicht gelangten Begierungsvorlagen einige Bemer- 
kungen beizufügen. 

So lange der Beligionsfond als das was er ist, nämlich als 
Kircbengut anerkannt bleibt, erachten die Bischöfe ihre Geistlich- 
keit und sich selbst verpflichtet zu demselben Beiträge zu geben. Diese 
sind zwar von der Gewalt, die den Beligionsfond aus eingezogenem 
Kirchen vermögen schuf, eigenmächtig festgesetzt worden; doch in 
Anbetracht der kirchlichen Eigenschaft des Fondes sehen sie in den- 
selben eine ' verjährte Leistung für kirchliche Zwecke. Nach dem 
Ansätze, in welchem die Verjährung für sie streitet, ist sie sehr 
massig und die Bischöfe würden zu einer angemessenen Erhöhung 
derselben bereitwillig die Hand geböten haben. Die Unterzeichneten 
haben die Verautworllickkeit , nvelche der Besitz geistlicher Güter 
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mit sich bringt, stets vor Augen, nnd kein Opfer wird ihnen zu 
gross sein, um über den pflichtmäasigen Gebrauch des Anvertrauten 
sich vor Gottes Bicbterstnhl ausweisen zu k(^nnen. Aflein sie ver- 
mögen nicht abzusehen, mit welchem Rechte die Staatsgewalt über 
das Einkommen der Geistlichkeit eine einseitige Verfjigung trifft, and 
zwar eine Verfügung, welche für jedes Jahrzehent bis 1272% von dem 
Stammverm(^gen fordert. Der geistliche Besitz zahlt dieselben Abgaben 
wie der weltilche: überdies entrichtet auch jenes Eirchengut, welches 
ganz die Natur eines Fideicommisses hat, das Veränderungsgebühren- 
äquivalent , dem die weltlichen Fideicommisse nicht unterliegen. 
Wenn nun die Staatsgewalt sich noch das Recht beilegt, die kirch* 
liehen Einkünfte nach eigenem Ermessen zu besteuern und damit 
kirchliche Zwecke nach eigener Wahl zu betheiligen, wie kann denn 
noch von einer Anerkennung des kirchlichen Eigenthumsrechtes die 
Rede sein? Wir kommen dann mitten in die Zeit zurflc^, wo Jo- 
seph 11. fortgerissen von einer Strömung, über deren Ziele man 
durch die Eifahrung noch nicht belehrt war, den Landesfarsten for 
' berechtigt hielt, über die kirchlichen Anstalten und Güter nach Gut- 
dünken zu verfügen. Dennoch spricht der Motivenbericht von der 
Autonomie der Kirche. 

Das Gesetz über die äusseren Rechtsverhältnisse der klöster- 
lichen Genossenschaften trägt in besonderer Weise das Siegel des 
Misstrauens, der Willkür und der Härte an der Stirne. Es tritt 
dieses zu grell hervor, um ein anderes ürtheil übrig zu lassen. Die 
staatjliche Genehmigung kann nach §. 8. n. l. einer klösterlichen 
Genossenschaft entzogen werden, wenn Mitglieder derselben sich 
wiederholt eines solchen Verhaltens schuldig machen, wodurch die 
öffentliche Ordnung gefährdet wird. Was zwei- bis dreimal ge- 
schieht, ist wiederholt geschehen. Dann erhellt aus §.8. des Ge- 
setzentwurfes .über die Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche, 
dass man sich vorbehält, auch solche Handlungen von Geistlichen, 
welche dem Strafgesetze unerreichbar sind, als die öffentliche Ord- 
nung geföhrdend zu bestrafen. Wenn also im Laufe von Jahren 
zwei bis drei Mitglieder einer klösterlichen Qenossenschaft der poli- 
tischen Behörde Anlass zum Missfallen geben, so ist dies ein voll- 
giltiger Grund zur Aufhebung des Ordenshauses. Noch weiteren 
Spielraum gewährt aber §. 7. der Willkür und den Wühlerkünsten: 
er lautet nämlich: »Die staatliche Genehmigung kann klösterlichen 
Genossenschaften entzogen werden, wenn Umstände eintreten, unter 
welchen die Errichtung derselben nicht gestattet werden könnte.« 
Jener Liberalismus, zu dessen Glaubenssätzen es gehört, jeden Je- 
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Suiten für einen Feind des Staates und der Bildung zu halten, hat 
in der letzten Zeit die Larve vollkommen abgenommen. Im vorige^ 
Jahre berichtete der Präfcct von Fruntrut an die Begierung von 
Bern: Die Ursulinerinen seien eben so schlecht und geföhrlich wie 
die Jesuiten. Die Ursulinerinen halten nämlich an der katholischen 
Lehre fest, sie leiten die weibliche Jugend zu Glauben und Sittsam- 
keit au und in ihreo- Statuten finden sich die allen Ordensregeln 
gemeinsamen Bestimmungen. Wenn nun die Oesinnungsgenosseu 
jenes bernischen Beamten in Oesterreich einen Einfluss gewännen, 
bei dessen Obwalten die Regierung Seiner Majestät es nicht für ge- 
rathen hielte, die Genehmigung zu Errichtung einer klösterlichen 
Genossenschaft zu ertheilen, so wäre dies für sie ein gesetzlicher 
Grund alle bestehenden Orden aufzuheben, weil sie keinem derselben, 
wenn er jetzt erst sollte gegründet werden, hiezu die Genehmigung 
ertheilen würde. Und wiewohl das Gesetz den persönlichen An- 
sichten und den Einflüssen des Augenblickes einen beinahe schran- 
kenlosen Bereich eröffnet, soll doch der jcAveilige Cultusm in ister 
das Recht haben, mit Zustimmung der Minister des Innern und der 
Justiz jede klösterliche Genossenschaft aufzuheben. Sein Machtwort 
sammt Gründen, wie die oben erwähnten soll hinreichen, um ein tau- 
sendjähriges Ordenshaus von der Erde verschwinden zu machen und 
dessen Güter einzuziehen! 

Die harten und willkürlichen , in dem Gesetzentwurf enthal- 
tenen Bestimmungen treffen das Ordensleben um so schwerer, da 
man seit zwei Jahren in Oesterreich für jede nach einer Ordens- 
regel lebende Gesammtheit, weil für jedes irgendwie organisirte Zu- 
sammenleben , die Staatsgenehmigung fordert. Corporationsrechtc 
kann eine geistliche wie jede andere Genossenschaft nur von der 
Staatsgewalt erhalten. Wenn aber eine Anzahl Staatsbürger nach 
einer Ordensregel lebt ohne von dem Staate etwas Anderes anzu- 
sprechen als was Jedem als Einzelnem gebührt, so bedienen sie sich 
nur der ihnen als Menschen zukommenden Freiheit. In Frankreich 
entstand auf diese Weise eine grosse Menge klösterlicher Genossen- 
schaften und bei allem Wechsel der Regierungsformen wurden sie 
von der Staatsgewalt niemals beirrt, weil diese sich niemals von 
ihnen beirrt fühlte. 

Die Partei, welche der Staatsgewalt, wenn sie ihr dient, als 
der höchsten huldigt , wünschet ihr Werk durch Einführung der 
obligatorischen Civilehe zu krönen und die Vorbereitungen, welche 
sie in jüngster Zeit^ dazu gemacht hat, gehören der Oeffentlichkeit 
an, weil von den Arbeiten des damit beschäftigten Subcomit^ in 
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allen Blättern zu lesen war. Dadurch finden wir uns veranlasst 
auf Dinge hinzudeuten, welche zu wissen nicht schwer ist, die aber 
absichtlich in Schatten gestellt werden. Am 20. Sept. 1792 fährte 
.man in Frankreich die Civilehe ein; am nächsten Tage wurde das 
Königthum abgeschafft, im nächsten Jahre EOnig und Königin ent^ 
hauptet und der christliche Gottesdienst bei Todesstrafe verboten. 
Dem Blutvergiessen ward im Juli 1794 ein Ziel gesetzt; von dem 
Hasse gegen Kirche und Gbristenthum waren auch die Schritte des 
Directorinms geleitet. Eine solche Zeit blieb nicht ohne nachhaltige 
Rückwirkung und noch ein Yierteljahrhundert nachdem das Concor- 
dat die französische Kirche aus ihren Trümmern aufgerichtet hatte, 
«war zu Paris die Zahl der üngetauften selir bedeutend. 

Napoleons Gesetzbuch behielt die von der Bepublik überkora* 
mene Civilehe bei; doch man erkannte mehr und mehr, wie zer- 
setzend die Auflöslichkeit der Ehe auf die Familie wirke. Napoleon 
fiel und hob für hundert Tage sich wieder. Sobald aber Ludwig XVIII. 
seinen Thron befestiget sah, nahm er die Ehefrage ernstlich in An- 
griff. Man hielt so vielen Üngetauften gegenüber es ffir unmöglich, 
Aie kirchliche Ehe einzuführen. Aber die Ehetrennung ward abge- 
schafft, natürlich für Protestanten und Juden, wie für Katholiken: 
denn in dem Absehen von der Religion besteht ja das Eigenthnm- 
liche der Civilehe. In Ludwig Philipps ersten Zeiten ward ein Ver- 
such gemacht, die Auflöslichkeit des Ehebandes zu erwirken; aber 
die Pairskammer stimmte gegen den Antrag und die Regierung 
Hess die Sache fallen. Auch von der Arbeiterrepublik wurden die 
Wortführer der Auflöslichkeit abgewiesen. Seitdem gaben sie zu 
einer amtlichen Verhandlung nicht wieder Anlass und sogar Schrift- 
steller wie Dumas der Jüngere schämen sich die Auflöslichkeit ^er 
Ehe zu vertheidigen, sondern erklären die ünauflöslichkeit für ein 
Bedürfniss der Gesellschaft und erkennen das Wünsch enswerthe der 
kirchlichen, durch Gewissen und Sacrament geheiligten Ehe. Bei 
uns ist es aber einzig und allein die Auflöslichkeit des Ehebandes, 
um deren willen der Ruf nach obligatorischer Civilehe erschallt; man 
muthet der Gesetzgebung zu in Ehesachen bei der Jacobiuermütze 
in die Lehre zu gehen. Wenn nun Oesterreich diesen Irrweg in 
einer Zeit beschritte, zu welcher Frankreich schon längst bedauert, 
ihn jemals betreten zu haben, so wäre dies eine Versündigung an 
der Familie, an der öffentlichen Sittlichkeit und au der Lebenskraft 
des Reiches; es wäre ein Gegenstand der Trauer für seine besten, 
treuesten Kinder. Nebenbei würde es als verunglückte Nachahmung 
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in der Fremde ein mitleidiges oder höhnisches Lftcheln erwecken. 
Gott wird Oesterreich davor bewahren. 

Gerade die weseotUohen , von ihrer Sendnng unzertrennlichen 
Kechte der Kirche sind solche, die der Staat ihr nicht m geben 
brandet und nicht za geben vermag ; sie verlangt von ihm nur die Aner- 
kennung derselben und hat sie in Oesterreich durch das Goncordat erkaU 
ten. Im Jahre 1 868 ist hierin eine tiefeingretfende Aendemng vorgegan- 
gen : denn das Staatsgesetz trat mit hochwichtigen Bestimmungen des 
Concordates in Widerstreit. Wird nun auch den übrigen Theilen ^^ael" 
ben der Schutz des bfirgerlichen Gesetzes entzogen , so sind die teter- 
reichischen Bischöfe uni so mehr verpflichtet f&r die Anerkennung 
jener heiligen, unverflusserlicfaen Rechte ihre Stimme zu erbeben 
und in vieler Beziehung können sie sich daf&r sdbst auf ein Staats- 
gesetz berufen, an dessen Aufhebung bis jetzt Niemand denket, nftm«- 
lich auf den schon erwähnten fünfzehnten Artikel d^r Grundrechte. 
Die vorliegenden Gesetzentwürfe sind aber nicht geeignet einem so 
gereebten Verlangen Genüge zu leisten. 

Die Unterzeichneten hoffen klar gemacht zu haben, dass es 
ihnen unmöglich sei, dem Staate in einem anderen als seinem eige- 
nen Bereiche die oberste Gewalt zuzuerkennen. Wir wiederholen 
aber, dass wit die auf einen heiligen Vertrag gegründete Forderung 
der Gerechtigkeit nicht als erloschen ansehen, und in der Hoi&fbng, 
dass die Wahrheit sich Baum machen werde, sind wir bereit den 
Anforderungen, welche die Staatsgewalt in dem Gesetzentwurfe über 
die äusseren Becbtsverhältnisse der katholischen Kirche an uns 
stellt, in so weit zu entsprechen, als sie mit dem Coneordate der 
Sache nach im Einklänge stehen. Einer Zumuthmng, deren Erfül- 
lung 4fts Heil der Kirche gefährden würde, dürfen und werden wir 
uns niemals fBgen. 

Wien, am 20. März 1874. 

Friedrich Cardinal Schwär zenberg, m. p. Fürst-Erzbischof von 
Prag. — Joseph Othmar Card. Rauscher, m. p. Fürst-Erzbischof von 
Wien. — Maximilian Card. Tamocjsyj m. p. Fürst-Erzbischof von 
Salzburg. — Friedrich Landgraf Fürstenberg, m. p. Fürst-Erzbischof 
von Olmütz. — Gregor Szymmowiee m. p., Erzbischof von Lemberg 
(ritus Arm.) — Franz Xaver Wierechleyshi ra. p., Erzbischof von 
Lemberg (ritus Lat.) — Peter Dominik Maupas ^ m. p. Erzbiscbof 
von Zara. — Joseph Sembratowicz, m. p. ruth. Erzbischof von Lem- 
berg und Metropolit von Halicz. — Heinrich FSrster, m. p. Fürst- 
Bischof von Breslau. — Carl Hahl , Bischof von Königgrätz , ver^ 
treten durch Johann Valerian Jirsik, Bischof von Budweis. — Bar- 
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.tholomfins Legat l BiBcbof von Triest-Gapodistria , vertreten durcb 
Georg Dobrila^ Bischof von Pi^reiifiiO-'PoIa.. — Johann Valerian Jirsiky 
JH. p«, Bicehof von Badweis. *— Franz Joseph RMdigier m. p., Bi- 
schof von Lina» •*- Joseph Alois FuJccAski m. p. , Bischoi von Tar- 
inm -^ Vin^osi Qasserm.]^,^ Furst-Bisohof von Brixen. — Marcus 
ßalogera m. p. , Bischof von ^alato und Macarska. — Valentin 
Wieiry m. pw, FuESUBiscbof von Gnrk. — Georg' Dobrüa m. p., 
'Bischof von Parenzo^Pola. -^ Jakob Max St^ischn^gg m. p., Fürst- 
Bischof von Lavant. -^ Joann Zaffron m. p., Bisdiof von -Bagnsa. 
•^ Dominik Mayer m. p. , Bischof i. p. und apost Vicar der k. k. 
Beere. ~ Anteil Qaledßi m. p., Bisebof von Amatims nnd apost. 
Vicar von Krakau. -^ Augnstin Panhia Wahala m. pw, Bischof von 
LeitmeritZi ^ Jotianues Zwerger m. p., Fürst-Bischof von Seckau. — 
Carl Naitiff m. p«» Bischof, von Brunn. -- Georg Dubocatrich^ Bischof 
von Lesina, vertreten dnrch Peter Dominik Maupas^ Erzbischof von 
Zara. -- Georg Marchich^ Bisehof von Cattaro, vertreten darcb 
Peter Dominik Maupas, Erzbischof von Zara. — Jobann Sh^imieki 
m. p.v mihen. Bischof von Przemysl. — Matthäus Joseph Binder 
m. p., Bischof von St. -Pulten. — Benedict von Eiccabona^ Fürst- 
Biscbof von Trient, vertreten dut^h Johann HaUer^ Provicar. — 
Johann Joseph VUeaiehy Bischof von Veglia, vertreten durch Franz 
FefreMd^^ Domcapit .^ Mathias Hirsehiery Bischof von Przerayal 
(ritua lat.) , vertreten dar<^ Joseph Hoppe, Dompropst. 

4, Schreiben der im März 1874 in Wien versammelten Hochwür" 
digsten 'Herren Erebischofe und Bischöfe an den heiligen Vater 
' wid die Beantwortung dieses Schreibens. 

. (Aus dem Wiener DiÖcesan-Bl. 1874. Nr. 10.) 

Beatissime Pater! , 

Viennae ad conferendum de negotio gravissimo congregati ac- 
ceplmus litteras encyclicas a Sanctitate Tua 7. Martii die datas. 
Multa sunt, quae in legibus a gubernio Austriaco propositis optimo 
jure reprehenduntur : id autem , quod omuium maxime damnandum 
est, sapientissime notavit Sanctitas Tua, Intolerabilis plane et a 
cunctis Christi fidelibus rejicienda est sententia eorum, qui asserunt 
potestatem civilem in ecclesiasticia quoque rebus supremam esse. 
Disertis hoc verbis enuntiatur in motivorum expositione, quae legi 
de Ecciesiae catholicae rationibus exterioribus ad eam explicandam 
et commendandam praemittitar. Attamen post mutationes a depu- 
taüs ingestas etiam in ipsa legis r(^atione satis clare continetur. 
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Sanctum igitar nobis fait deolaratione tarn caltits et instrac- 
tioois pablicae mioistro quam senatui commanicata nee hob publice 
proposita contra istam juris divini ordinisque moralis inversionein 
fortissime reclamare. Front Sanctitas Tna ex aäjecto bis nostris 
litteris exemplare videt^ absqne nlla ambignitate exposuimns, quod 
vel a fide in Deura et Filinm ejus unigenitnm desciscant vel ipsi 
sibi contradicant, qui pdtestatem civilem supreraam esse praetendant 
ita nt catholici ei non in civilibus tantum sed indivinis qnoque ec- 
clesiasticisque rebus obedire teneantnr. Praeter pessimum istud prin- 
cipium etiara alia, quae in lege praefata potissimum reprehendenda 
essent, declaratione nostra perstriniimns ; ediximus postnlatum justi- 
tiae concordiae actni innixum factis adversantibus non esse sublatum 
et declaravimus : si contingat ut rogatio legis »de exterioribus juris 
Ecclesiae rationibusc sanciretur, nos ejus praescriptionibus eatenus 
obsecttturos quatenus cum concordatus sanctionibus quoad rem con* 
sentiant; nunquaro autem fore ut obsequium praestaremus manda* 
tis, quae salva Ecclesiae salute impleri non possent. 

Increscunt coirtinuo difßcultates et augentur pericula, qnibus 
Ecclesia Dei undique premitur: nos autem praeclarissimo Sanetita- 
tis Tuae exemplo excitati, sapientissimisque monitis communiti spe* 
ramus in Domino, cujus coelesti gratia nobis tribuatur, ut in omni 
rerum vicissitudine impleamus S. Üypriani verbum: »Sacerdos Dei 
evangelium tenens et Christi praecepta custodiens occidi potest, yinci 
non potest.€ Bonorum, quae vere bona sunt, cunctorum largitor 
Dens Sanctitatem Tuam custodiat et protegat atque conservet Ec* 
clesiae sub vexillo crucis militantil Nos vero sacras manus humil- 
^ Urne osculantes pro nobis ei fidelibus curis nostris commissis Aposto- 
licam petimus Benedictionem. 

Datum Viennae 26. Martii 1874. 

Sanctitatis Tuae 

bumill. devotiss. obligatiss. servus 
Fvieäric. Card. Schwargenherg^ Arcbiep. Fragens. 

humill. devotiss. obligatiss. servus et creatura 
Joseph. Oäim. Card. RauscheTj Arcliiep. Viennens. 

bumiU. devotiss. obligatis. servus et creatura 
MaximU. Card. Tamäcay, Archiep. Salisburg. 
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Dilectis Filiis Nostris 

Friederieo S. B. E. Presbytero Cardinali Schtcarzeiiberg, Archie- 

piscopo PrageDsi, 

Josepho Cardinaii Rauscher^ Archiepiscopo Yiennensi et 

Maximüiano Caa^dinali Tamocxy, Archiepiscopo Salisbttrgensi. 

PIÜS PP. IX. 

Dilecti Filii Nostri salutem et apostolicam Benedictionem. 

Excepimus litteras vestra religione et gradu dignas, die 26. 
elapsi Martii adNoe datas, ac adjectum exeroplar nobilissimae de- 
claraüoms Vestrae, qnaVos, una cum aliis Yen. Fratribus Austria- 
tae ditioniSf contra legem de exterioribus juris Ecclesiae rationibus 
ab isto Gubernio propositam, magno cum animi robore argumento- 
mm vi et orationis soliditate reclamastis. Perlibenter perspeximus, 
dilecti .Filii Nostri, Yos officii Yestri duxisse in ea declaratione pes- 
giioa illa prittcipia oppngnare , quae in praedicta Gubernii lege con- 
tinentoTv ioiti Coacordatus vim diserte tneri, ac jara et libertatem 
Ecclesiae firmiter asserere, in quibus agitar de sacro illo deposito, 
quod, ut ait Ambrosios, in aliorum manos tradi noa potest, nisi si- 
mul tradatur hereditas Christi. Gratulamur itaque Yobis impensis- 
sime ob egregium Yestnim in Beligionem et Catholicam Ecciesiam 
studiam ac zelnm , idque eo uberiori etiam cum affectu facimus, 
qaod non aolüm scripto, sed gravissimorum etiam sermonom pondere 
causam Ecclesiae strenue tueri coram ipso Procerum Conventu non 
omisistis. Dum . vero Yos hac ratione fidem et virtutem Yestram 
Ecclesiae Dei luculenter probastis, non dubitamus, quin eodem tem- 
pore exemplum et auctoritas Yestra plurimum sit valitura, ut isthic 
FideloB omnes in ?eritate conflrmentur, in officio suo erga Deum et 
Eoelesiam fi^rmitc^ maneant, ao sese dignos Christiane nomine et 
professionralacrltier et oontsanter . exhibere contendant. Yobis autem 
summis votis a Deo Clementissimo vires, gratiam, fortitudinem ad- 
precamur, ut juxta egregium propositum virtutis Vestrae, quod No- 
bis expressistis, nihil dimicationibus et adversitatibus territi, dignam 
eö gradu, quem in Ecclesia «btinetis, operam ipsi navare pergatis, 
eique tam misero tempore istis in regionibus firmo praesidio et de* 
fensioni esse possitis. Grato demum prosequentes animo vota, quae 
Nobis obtulistis, et in orationem Yestrarum auxiliis confidentes, Apo- 
stolicam Benedictionem in pignus sincerae ac praeciquae caritatis 
Nostrae, Yobis, Dilecti Filii Patri aliisque Yenerabilibus Fratribus 
Austriacae ditionis Episcopis, nee non gregibus uniuscujusque Yestrum 
curae concreditis amantissin^e in Domine impertimus. 

Datum Eomäe apud s. Petramt die ^9. Aprilis a. 1874. 

Pontificatus Nostri anno Yicesimo octavo. 
Pius PR IX. 
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X. 

Ueber die zwei Osterr. Gesetzvorlagen in Betreff der geist- 
lichen Genossenschaften, 

Ton Dr. Johann Nep9fnuh Clarus. 

Die sogenaunten confessionellen Gesetzvorlagen, welche die 
BegieruDg zur gesetzmässigen Yerimndlung dem Reichsrathe in der 
jetzigen Session übergeben hat, beruhen auf dem im vorigen Jahr- 
hunderte erfundeuen , aber unwahren Princip der Staatsomnipotenz, 
vermöge welchem dem Staat das Recht zugesprochen wird, ans 
eigener Machtvollkommenheit alle Verhältnisse, auch die kircUichen 
zu ordnen und zu bestimmen. Dieses Princip kann kein Katholik 
anerkennen, ohne Verräther an seiner Kirche zu sein. Wir Katho- 
liken müssen uns gegen den Grundsatz verwahren , dass die Rechte 
der Kirche und der geistlichen Orden ohne Beistimmung der kirch- 
lichen Gewalt durch die alleinige weltliche Gesetzgebung geregelt 
werden dürfen, denn dieser Grundsatz verletzt die Rechte der ka- 
tholischen Kirche im Allgemeinen und die der kirchlichen Institute 
und Genossenschaften im Besonderen. 

Wir wollen im Folgenden insbesondere in's Auge fassen die 
Gesetzentwürfe : 

J. Ueher die oMsseren BechtsverhäUnisse der klösterlichen Oe- 
nossenschafieHj und 

IL über die Beiträge des Pfründenverfnöffens und der regur 
laren Communitäten eum Rdigionsfonde, (resp. jetzt Gesetz vom 
7. Mai 1874, s. unten Nr. Xü.) 

Durch diese beiden Vorlagen werden nämlich die Rechte der 
klösteriichen Genossenschaften empfindlich verletzt, dieselben einer 
Spezialgesetzgebung und einer unverdienten Bevormundung im oob<- 
stitutionellen Rechtsstaate unterworfen und sogar in ihrem Bestände 
gefährdet. 

Zum Bäweise dessen sei es uns gestattet zuerst den Gesetz- 
vorschlag h^Uber* die äusseren BechtsverhaUnisse der htösterUehen 
Genossenschaft in Betracht zu ziehen und der Kürze halber nur 
einige Bestimmungen desselben hervorzuheben. 

I. 
1. Die Regierungsvorlage fordert im §• 11. als Bedingung, um» 
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;1)<tf'tiQldiier ein Gandidat in ein Ordenshaas aufgenommen werden 
iMf^ ^^ass dieses nur mit Einwilligung seiner Eltern und Vormünder 
:^ial(4l^e. Das kirchliche Recht wünscht wie für die Eheschlies- 
süBgi 80 auch für den Eintritt in ein Ordenshaus, zwar auch die 
Einwilligung der Eltern und Vormünder, abes es stellt sie nicht 
als ausnahmslose Bedingung auf , und die katholische Kirche be- 
sitzt merkwürdigerweise gerade mehrere sehr grosse und berühmte 
Kirchenlehrer und Heilige, z. B. S. Bemard, S. Thomaa ab Aquino, 
S« Franz v. Assisi , die gegen den ausdrücklichen Willen ihrer 
Stammfamilieu den Ordensberuf wählten und dennoch der allge- 
meinen Kirche zur grüssten Zierde gereichten, und in trüben Zeiten 
nicht wenig beitrugen zur praktischen Lösung der Frage über Volks- 
beglückung. Bei dem heut zu Tage herrschenden Unglauben dürfte 
so mancher Jüngling, der wahren Beruf zum Ordensstande bat, 
durch religionslose Eltern oder Vormünder in der Wahl seines Be- 
rufefl gehindert werden. 

Ferner ertzt derselbe §'. fest, dass die feierlichen Qelübde erst 
aach vollendetem 24. Lebensjahre abgelegt werden dürfen. Auch 
diese Bedingung ist dem gemeinen Kirchenrechte fremd und wollte 
man aueh behaupten, dass diese josephinische Vorschrift auf Grund 
des Ooncordates {^.ArcU\> Bd. 18. S. 456^ Bd. 17. S. 62 ff.) kirch- 
licher Seits hätte beobachtet werden müssen (vgL Verimg^ Lehrb. 
des Kirchenr. S. 231), so ist sie doch mit der Aufhebung des Con* 
cordates jedenfalls unverbindlich geworden , und widerspricht über- 
dies der gegenwärtigen Praxis. Auffallend sind diese Beschränk - 
ungen« während ihnen gegenüber in den §§. 12 , 13. und 14. die 
Apostasie der Ordensprofessen so erleichtert und sorgfältig beschützt 
wird!' 

2. Im §. 16. wird die Disciplinargewalt der Ordensoberen, die 
doch in den von der Kirche approbirten Ordensregeln ihren Grund 
hat, wenn nicht ganz confiscirt, so doch auf ein Minimum beschränkt, 
fiiat auf ein blosses Bitten und Ermahnen zur Besserung. Der Obere 
darf nach diesem §. bei Handhabung der Disciplinargewalt keinen 
äusseren Zwang eintreten lassen und auch der Staat versagt dazu 
eine zwangsweise Unterstützung. Es bleibt daher lediglich dem 
freien Willen des Schuldigen überlassen, ob er steh der verdienten 
Strafe unterziehen will oder nicht. 

Jede andere Gesellschaft kann sich eines unbotmässig^en Mit- 
gliedes durch die Ausschliessung entledigen. Die alten Orden haben 
aber nach dem bestehenden Kirchenrecht keine Gewalt, die durch 
feierliche Gefübde Gebundenen zu entlassen. Der §. 13. der G.-V. 
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spricht zwar von Solchem, die aus einer OrdensgfetaüeiiKle atulgesMoB'^ 
sen i^orden sind, doch das kann sich nur anf Jene beziehen^ vfelobe 
etwa bloss die einfachen QelAbde abgelegt haben. 

Was soll nun mit einem unwürdigen Ordensprofessen ge- 
schehen, der die ihm von seinem Oberen auferlegte Strafe freiwillig 
nicht annehmen will? An die Staatsbehörde tatm sich der Obere 
nicht' wenden, da ja der Staat kerne zwangsweise fJnterstfitzung ge- 
wilhrt. Soll er an den Diöcesanbiscfaof appelliren und um dessen 
Hilfä ansuchen? Dieses würde ebenfalls nuty.lo8 sein, weil äueh der 
Bi?chof nach dem §, 19, des Oesetjsfentwurfes iw Regdung der äus^ 
seren BechtsverhcUtnisse der halh. Kirche bei Ausübung seiner bisohM. 
Amtsgewalt 'keinen äusseren Zwang ausüben darf. 

In einem für eine geistliche Genossenschaft so traurigen Fall, 
den Gott verhüten wolle, bliebe der' klösterlichen Familie nichts üb- 
rig, als das pflichtvergessene Mitglied geduldig zu ertragen, zu des- 
sen ferneren Vergehen still zu schweigen und bei öffentlichen Aer- 
gemissen desselben ruhig abzuwarten, bis die Staatsbehürde etwa 
endlich ihre Hülfe gewährt, oder wohl gar statt Abhilfe zu bringen, 
die Aufhebung des Klosters auszusprechen für gut findet; denn 
auch diese YoUroacht wird in dem Gesetzentwurfe der politischen 
Behörde, beziehungsweise dem Cultusminister zugesprochen. 

3. Der §. 24. des Gesetzvorschlages bedroht ferner die Orr 
denshäuser mit staatlicher Visitation >wem sich der Verdaekt ge^ 
seUfwidriger Vorgänge im Inneren einer klösteriiohen GenossenBchafl 
ergibt. Diese Worte sind so allgemein und dehnbar, dass die poli- 
tische Landesbehörde nach Gutdünken und auf einen am Ende selbstr 
geschaffenen Verdacht oder auf ein blosses Vermuthen hin jeden 
Augenblick eia Kloster überfallen und das Haiisrecbt verletzen 
kano^ . . 

Nach dm §§. 7. und 8. steht es sogar in der Macht des Gul- 
tusministers im Einverständnisse mit dem Minister der Justiz und 
des Inneren einem r Kloster die Genehmigung seines Fortbestandes -zu 
entziehen, oder was dasselbe ist, die Aufliebung desselben zu deere- 
tiren. Gemäss §. 7, kann nämlich die staatliehe Genehmigung den 
klüsterlichen Genossenschaften entzogen werden, wenn Umstände ein^ 
treten, unter welchen die Errichtung derseJbem nicht gestattet wer^ 
den kann. Diese Umstände deutet der §. 5. an, nämlich wenn die 
Uosterlichen Satjnmgen der öffentlichen Ordnung^ den guten SiUen 
oder staatsunrthscJhafÜichen Rücksiehten widersprechen. Diese Worte 
enthalten die schwersten Beschuldigungen gegen das Wesen des Ordens^ 
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lebeas. la Wirklichkeit bestdit aber kein religiöser Orden, welcher za 
deiner Regel Satzungen h&tte, die im Widerspcuch ständen mit den 
gnten Sitten, u. s. w., und in alle Zukunft wird der römische Stuhl, 
ohne dessen Bestätigung eine religiöse Grenossenschafb nicht denk- 
bar ist, durch Greirung religiöser Orden weder der ünsittlichkeit 
noch der öffentlichen Unordnung u. s. w. Vorschub leisten. 

Femer spricht der §. 8. Aber die Orflnde zur Aufhebung eines 
Klosters durch die Staatsbehörde cKtid zwar im Absatz L' wenn une-- 
derhoU Mitglieder der Qenossenaohafl sich eines solchen VerhäUens 
sehuidig machen^ wodurch die öffeniUche Ordnung gefährdet wird; 
ebenso im Absatz IL desselben §. wenn wiederholt Qenassenschafts^ 
vorstände verbrecherischer oder solcher strafbarer Handlungen schuld 
dig erkannt worden sind^ die aus Gewinnsucht e9itstehen, gegen die 
öffentliche Sittlichkeit Verstössen oder sonst zu allgemeinem Äerger- 
fiiss gereichen. 

Schon aus diesen Bestimmungen der §§. 7. 8. und 24. erhellt, 
dass den Stiften und Klöstern die allgemeinen Rechte, die im con- 
stitutionellen Staate jeder Einzelperson und jeder juristischen Per- 
sönlichkeit zukommen, empfindlich verletzt, ja dass dieselben einer 
Spezialgesetzgebung zu ihrem grossen Natheile unterworfen werden. 

Dem jeweiligen Cultusminister, der nach der bestehenden Ver- 
fassung auch ein Protestant, ein Israelit oder gar ein Gonfessions- 
loser sein kann, wird dadurch eine grosse, ja ausserordentliche Ge- 
walt Aber die geistiiche Qenosaenschafben anvertraut. Denn derselbe 
kann a) aitf einen blossen Verdacht hin die politische Visitation der 
S[löster Tomehmen lassen, b) kann die Aufhebung eines Stiftes oder 
Klosters anordnen, wenn nach seiner Ansicht die Statuten desselben 
die öffenÜiehe Ordnung gefährden^ oder etaaitswirihschaftliche Rüch^ 
sichten es fordern oder wenn mehrere Mitglieder des Klosters durch 
ihr Verhcdien der öffentlichen Ordimng gefährlich sind, oder end- 
lich wenn der Ordensobere wiederholt in ein schweres Vergehen oder 
Verbrechen fällt. Da die meisten dieser Orflnde, welche den Cul- 
tusminister zur Vernichtung eines Klosters mit Ausschluss jedes ge- 
setzliehen Rechtsweges berechtigen, der subjectiven Auslegung den 
weitesten Spielraum gewähren, so ist die fernere Existenz der geist- 
lichen Genossenschaften besonders zur Zeit politisch unfertiger Zu- 
stände ganz precär und unsioher. Endlich c) warden die geistlichen 
Gorporationei einem ^enen Stratgesetze unterworfen, indem fSr das 
Vergeben iilniger Mitglieder derselben oder auch nur w^en eines 
von ihrem Oberen wiederholt begangenen Verbrechens die gamfe 
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Klostergemeinde cassirt wird, wodurch auch die ilbrigen unschul- 
digen Mitglieder von so schwerer Strafe betroffen werden. 

Alle diese Bestimmungen widersprechen offenbar der Bechts« 
gleichheit der constitutionellen Staatsbürger, und betrachten die Or- 
densleute schon im Voraus als gefährliche und sittenlose Subjecte, 
die man einer besonderen polizeilichen Aufsicht unterstellen mnss. 

Welch' nachtheiligen Einfluss ein derartiges Gesetz selbst auf 
das innere geistliche Leben der religiösen Genossenschaften auszu- 
üben vermag, wird gewiss jedem Sachkundigen einleuchten. Schon 
das Bewusstsein der steten, unverdienten Bevormundung und der 
precftren Existenz ihres geistlichen Vaterhauses wird auch die pflicht- 
getreuesten Ordenss^hne schwer zur freudigen Ertftllung ihrer Pflich- 
ten gelangen lassen. Was aber ein ungerathener Ordensmann für 
eine geisüiche Verwüstung im Ordenshause anzurichten vermöge, 
wurde bereits oben berührt. Wenn nämlich die hausväterliche Ge- 
walt des Ordensoberen so eingeschränkt wird, dass seinen Anord- 
nungen ungestraft der Gehorsam versagt werden kann, so muss nach 
und nach ganz folgerichtig das geistliche Leben in seiner Grund- 
lage zerstört werden, da es eben auf dem regulären Gehorsam 
beruht. 

Erhält demnach diese Gesetzvorlage Gesetzeskraft, so wird der 
geisttiche Ruin der Ordenshäuser nicht ausbleiben. 

n. 

Dieselben Gefahren für das Fortbestehen der geistlichen regu- 
lären Communitäten müssen wir auch aus dem zweiten oben citirten 
Gesetzentwurf über die Beitragsleistung eum Religionsfond befurch- 
ten. Sobald dieser zum formalen Gesetz erhoben und durchgeführt 
wird, gesellt sich zum geistlichen Buin der Ordenshäuser auch der 
materieUe und öcononUsche; denn dieser Gesetzentwurf enthält 
einen willkürlichen Eingriff in unser Eigeuthumsrecht und beraubt 
uns der nöthigen Mittel zur Erhaltung unseres Gesammtzustandes. 
Möge es uns erlaubt sein, auch diesen Beweis zu führen und die 
Wahrheit unserer Befftrchtungen zu erhärten. 

A. Se. k. k. Apostolische Majestät haben in allerhöchster Gross- 
muth und Gerechtigkeit die Eigenthumsfrage der geistlichen Pfrün- 
den und Corporationen vom natur- und civilrechtlichen Standpuncte 
gelöst, indem Allerhöchst Dieselben schon im kaiserl. Patent vom 
31. December 1851 ausdrücklich zu erklären geruheten, jede in 
Allerhöchst I)ero Kronlftndem gesetzlich anerkannten Kirche und 
BeligionsgeseUSchaft in dem Bechte der gemeinsamen Beligions- 
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Übungen, dann in der selbststftndigen Verwaltung ihrer Angelegen- 
heiten, ferner in dem Besitze und Genüsse der für ihre Cultus-, Dn* 
terrichts- und Wohlthätigkeits-Zwecke bestimmten Anstalten, Stif- 
tungen und Fonde zu erhalten und zu schützen. Diese allerh5ch* 
sten Worte sind auch in den Art. XY. der. Staatsgrundgesetze Yom 
21. December 1867 als intcyrirender Theil der jetzt bestehenden 
Verfassung aufgenommen wofden. Dadurch ist den Stiften und 
Klöstern ihr Eigenthum garantirt gleich jeder anderen Genossen- 
schaft, die vom Staate anerkannt ist, und bleiben dieselben nur den 
allgemeinen Staatsgesetzen unterworfen. Damit ist den Klöstern 
und Stiften die Möglichkeit gegeben, die rechtlichen Verbindlich- 
keiten zu Unterrichts-, Erziehungs- und Wohlthätigkeits-Zwecken, 
zur Seelsorge, Chorgebet, gottesdienstlichen Handlungen u. s. w. im 
Sinne ihrer frommen Stifter zu erfüllen, aber es sind hiermit auch 
alle Ausnahmesteuern behoben, wie sie auch wirklich nur mit Aus- 
nahme der Stifte und Klöster fllr alle übrigen Staatsbürger entfallen 
sind. 

Diesem entgegen jedoch greift die constüutionelle Staatsregie- 
rung in dem oben citirten Gesetzentwurfe in das Eigenthumsrecht 
der regulären Communitäten ein, indem sie mit dem Vermögen der- 
selben nach Belieben und ganz einseitig verfügt. Der Motivenbe- 
richt zu diesem Gesetzentwurfe scheint dieses schüchtern selbst zu- 
zugestehen , indem er diesen Eingriff in unser Eigenthum zu recht- 
fertigen sich bemüssiget sieht, und zwar dadurch, dass es sich nur 
um die Regelung einer durch Staatsgesetze näher bestimmten, doch 
unbestritten zu Recht bestehenden Abgabe handle. Die Josepbi- 
nische Gesetzgebung, welche die geistlichen Güter irrig als Staats- 
güter betrachtete, hat nämlich, nachdem eine ganze Reihe von Stif- 
ten und Klöstern casslrt und aus deren Besitzthümem der Religions- 
fond gegründet worden war , die noch, übrig bleibenden Stifte m 
einer bestimmten Beitragsleistung in den Religionsfond verpflichtet, 
der sich dieselben in Gehorsam beugen mussten. Dass diese Ver- 
fügungen aber einen offenbaren Eingriff in das fiigenthumsrecht in- 
volviren, wird wohl jeder Rechtskundige zugeben. Wenn die dies- 
bezüglichen Gesetze und Verordnungen des absoluten Staates bisher, 
trotz der allerhöchsten oben citirten Verheissnngen , noch immer 
nicht aufgehoben worden sind, so wäre es doch in der constitutio- 
nellen Aera die Pflicht der hohen Staatsregierung gewesen, diesel- 
ben als ungerechte Massregeln zu beseitigen und auch in dieser Be- 
ziehung die Rechtsgleichheit der regulären Genossenschaften mit den 
übrigen freigewordenen Staatsbürgern und juristischen Personen her- 
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zustellen. Allein da'S geschah und geschieht nicht nur nicht, son- 
dern die constitutionelle Regierung leitet vielmehr jetzt aus diesem 
den Stiften und Klöstern ehemals angethanen ünreclit für sich den 
RechtsUtel ab, auch fernerhin ihnen Unrecht zuzufügen und mit 
dem Vermögen derselben einseitig und beliebig zu schalten und zu 
walten. 

Die Berufung auf alte Staatsgesetze und auf den Bechtstitel 
der Verjährung muss um so mehr befremden, da ja diese nicht hin- 
derte, dass mit dem In^lebentreten der Verfassung die Judensteuer 
aufgehoben wurde, und für die Nichtkatholiken die Stölgebühren an 
katholische Seelsorger, auch wenn diese keine kirchliche Function 
für sie zu verrichten hatten und so manche andere Leistung an 
die katholische Kirche entfielen. Nach unserer üeberzeugung kann 
der Staat das Recht der Verjährung Vax sich nicht in Anspruch 
nehmen, weil die Stifte und Klöster bei dieser Leistung sich gegen- 
über der Staatsgewalt in einer Zwangslage befunden haben, und 
weil eine durch Verordnungen des absoluten Staates erzwungene Lei- 
stung unmöglich .ein Recht der Verjährung begründen kann. Und 
gesetzt, aber nicht zugegeben, dass diese Abgabe nach dem Prä* 
scriptionfflrecht noch fortbestelie , so könnte sich dieselbe doch nur 
auf die bisher von den Stiften in den Religionsiond eingezahlten 
Pauschalien beziehen , keineswegs aber auf eine höhere , ihnen jetzt 
erst aufzulegende Belastung. 

Ebenso wenig stichhaltig ist der weitere Grund zur Rechtfer* 
tigung des Eingriffes in unser Eigenthum. Der Motivenbericht sucht 
nämlich die fragliche Besteuerung der Stifte durch den Hinweis auf 
die Sotidariiät der TcircUichen Zwecke zu rechtfertigen und zieht 
daraus die Folgerung, dass die Inanspruchnahme des zu einem kirch- 
liehen Zwecke gewidmeten Vermögens füir einen anderen, insbeson- 
dere (ür einen kirchlichen Oesamrotzweck nicht einen solchen Ein- 
griff in eine fremde Rechtssphäre in sich schliesse , wie bei physi- 
schen oder anderen juristischen Persönlichkeiten. Dagegen muss 
bemerkt werden, dass es sich hier eben um Stiftungen handelt, die 
der Motivenbericht in derselben Alinea in Ausnahme stellt mit den 
Worten t^ Abgesehen von Stiffungen;^ sodann begründet der gemein- 
same kirchliche Zweck noch keine Gemeinsamkeit des Vermögens. 
Wenn diese bestände, so müssten sich ja die einzelnen Stiftungen 
in ihrem Bestände auch wechselseitig garantiren, so dass z. B. wenn 
ein Stift oder anderes kirchliches Beneficium durch unverschuldete 
Unglücksfälle materiell ruinirt würde, die übrigen kirchlichen Stif- 
tungen dasselbe wieder in Stand setzen müssten, was bisher unseres 
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Wissens, noch nicht, ausser durch ganz freiwillige Beiträge, gesche- 
hen ist. Das Stiftsgut ist eben ein zu bestimmteD Zwecken, für 
bestimmte juristische Personen in privatrechtJichen Titeln gegebenes 
Gut, und vondiesem kann nicht behauptet werden, dass es die Na- 
tur eines gemeinsamen Eirchengutes habe, so lange der Eigenttaümer 
desselben, d. i. die juristische Persönlichkeit existirt. Dieses Eigen- 
thumsrecht hat auch die allgemeine Kirche anerkannt; denn im 
Ocumenischen Concilium von Trient Sess. 23. cap. de ref. 18. wird 
den Diöcesanbischofen nur das Becht ertbeilt auch von den Abteien, 
Klöstern und den Begularbeneficien das sogenannte Alumnaticmn 
zur Errichtung der Knabenseniinai'e zu fordern, sonst aber durchaus 
nichts. Ferner haben die Bischöfe in den Bestätigungsbriefen der 
Klöster, sowie die römischen Päpste in den Errichtungs- oder Con- 
firmationsbuUen der Abteien die Stiftungsgäter derselben stets als 
deren heiliges Erbe erklärt und. über Jene den Kirchenbann aus- 
gesprochen, die es wagen würden, ihre Hände darnach auszustrecken« 
Ja selbst der Staat hat dieses Eigenthumsrecht durch die Jahrhun- 
derte herab bis zu den Zeiten weUand Kaiser Josephs U. anerkannt, 
wie aus den vielen Bestätigungs-Diplom^, welche Yon Kaisern, Kö- 
nigen etc. an die einzelnen Stifte ertbeilt wurden ersichtlich ist, 
und wenn im Laufe der Jahrhunderte gewaltthätige Regierungen 
den Klöstern ein oder das andere Gut entrissen oder verpfändet ha- 
ben, wurde nie geläugnet , dass das betreffende Gut ein Kloster^ii 
war, und wurden dieselben von den Begenten wieder so oft es mög- 
lich, ausgelöset und zurückgestellt. 

Die im Motivenbericht aufgestellte Behauptung können wir 
demnach nur insofern für begründet erachten, als von freiwäligen 
Gaben aus dem Vermögen eines Stiftes, oder einer Präbende oder 
Kirche zu anderen kirchlichen Zwecken die Bede ist. Dieses be- 
weist selbst die diesbezügliche im Motivenbericht erwähnte ^ZusUm^ 
tnung kirchlicher Autoritäten^^ und wenn, was allerdings geschehen 
ist und noch geschieht, besonders zwischen Kirchen desselben Pa- 
tronates, das Vermögen einer Kirche für eine andere in Anspruch 
genommen wird, so geschieht dieses nur mit Zustimmung auch des 
Patrones und in Form von Darlehen und Vorschüssen, die in den 
Kirchenrechnungen in Evidenz gehalten und zurückgezahlt werden 
müssen. 

Wir können daher den im oben citirten Gesetzentwurfe den 
Stiften drohenden Eingriff in ihr Eigenthumsrecht durchaus nicht für 
begründet und gerechtfettiget halten. 

B. Wenn schon aus dem Vorangehenden ersichtlich ist,. dass 
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die neue den Stiften und Klöstern angesonnene Belastung zu Gun- 
sten des Religionsfondes durchaus wiederrechtlich ist, so müssen wir 
im Nachfolgenden noch erweisen, dass die Hohe dieser Belastung 
fast unerschwinglich und die Berechnungsart derselben ungerecht 
ist War schon die Josephinische Gesetzgebung für die Stifte und 
Klöster sehr drückend, so geht das, was jetzt in diesem Gesetzvor- 
schlage von ihnen gefordert wird, weit über die Gränzen einer mög- 
lichen Leistung. Nach der Josephinischen Gesetzgebung sollten die 
jährlichen üeberschüsse des reinen Einkommens an den Beligions- 
fond abgeliefert werden. Die Regierungsvorlage geht aber von an- 
deren Grundsätzen aus. Nicht vom reinen Einkommen, nicht von 
dessen Üeberschüsse, sondern vom Vermögen, auf Grundlage der für 
das Gebühren-Aequivalent meist weit über den wahren Werth des 
unbeweglichen Gutes hinaufgeschraubten Werthansätze, — soll die 
neue Religtonsfondsteuer bemessen werden, während es doch als na- 
tionalöconomischer Grundsatz gilt, die Steuern msr vom EinTcommdn 
zu fordern. Schon deshalb ist diese Berechnungsweise unstatthaft, 
aber auch zugleich ungerecht ; denn die Stifte besitzen aus früheren 
besseren Zeiten eine Menge kostspieliger Yermögensobjecte, als Kir- 
clienschätze , Pretiosen, Bibliotheken, wissenschaftliche und Kunst- 
sammlungen u. dgl., die nicht nur kein Einkommen gewShren, son- 
dern regelmässige Auslagen verursachen. Deshalb hat denn auch 
das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes wenigstens die Bibliotheken, 
die wissenschaftlichen und Kunstsammlungen von dieser Besteuerung 
ausgenommen. 

Gemäss §. 10. des ursprünglichen G.-V. sollten die Säcular- 
beneficien bei einem Vermögen von' über 400,000 11. mit 1272^0» 
die. Stifte und Klöster aber mit 157d exceptionell besteuert werden. 
Diese ausnahmsweise Höherbelastung der Regularen wurde in dem 
Motivenberichte mit der unrichtigen Behauptung begründet, >dass 
der BegülarJderus für die MrcHichen Aufgaben nicht dieselbe Be^ 
deutung hat^ wie der weltgeistliche Stand, und dass die gemeinsame 
Lebensweise der Regtdaren das ÄusJcommen mit geringerem Ein" 
Tcommefi gestattet.^ 

Dieser Begründung müssen wir aus langjähriger Er&hrung 
ganz und gar widersprechen. Denn wohl die meisten Ordensbrüder 
leben auf den incorporirten Pfarreien und pflegen die Seelsorge wie 
der Säcularklerus , erfüllen daher ganz dieselben kirchlichen Aufga- 
ben und können mit einer geringeren Dotation nicht auskommen. 
Was aber die im Stifte selbst gemeinsam lebenden Brüder betrifft, 
als* die an der Verwaltung des Stiftes theilnebmenden Stiftesgeist- 
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liehen, die Professoren an den eigenen Stiftsgymnasien , die durch 
die SeelsiMTge oder das Lehramt deficient gewordenen Brüder ^ sowie 
Jene, die sich auf beide yorbereiten, dann die Novizen und stadie* 
renden Kleriker, so erfüllen doch anch diese nebst den gottesdiensi- 
lichen Verrichtungen nach Zulass ihrer Zeit und Kräfte die Aufga- 
ben der Kirche durch gemeinschaftliches Chorgebet, durch Aushilfe 
in der Seelsorge , besonders im Beichtstuhl und im Predigtamte« 
Und von dem Tische dieser Bruder zehren im Ordenshanse auch die 
Ortsurmen, arme Beisende, unbemittelte Studenten, das nothwendige 
Dienstpersonale für die Kirche und das Haus u. dgl., so dass ron 
einem Auslangen mit geringerem Einkommen, als beim EinzellebeDv 
nicht im entferntesten die Bede sein kann, sondern dass die diesbe- 
züglichen Auslagen sich vielmehr bedeutend h<^her stellen. 

Die beabsichtigt gewesene höhere Besteuerung der fiegularen 
wäre daher durch die obige Bemerkung des Motivenberichtes keines- 
wegs gereehtfertiget worden. 

Der Beichsrath hat zwar den oben citirten §. 10. des ur- 
sprünglichen Gesetzvorschlages nicht angenommei\ und dadurch die 
Hoherbesteuerung derBegularen behoben; allein der für die Ord^ns- 
häuser hieraus entspringende Yortheil ist zu gering, als dass er die 
Bestreitung der nothwendigen Bedürfnisse der geistlichen Genossen- 
schaften ermöglichte. 

Sollten nun die Stifte und Klöster genöthigt werden auch nur 
I2V3 oder nach Bestimmung des h. Herrenhauses auch nur 10 
Percente von ihrem Vermögen einzuzahlen, so würde diese Beligions- 
fondssteuer eine Höhe erreichen, dass sie selbe zu leisten nicht im 
Stande wären, ohne sich in fortlaufende Schulden zu stürzen und 
das ganze Stammvermögen nach und nach anfzuzehreu. Denn die 
regulären Communitäten haben nicht nur die Verpflichtung, ihre 
Mitglieder vollständig zu verpflegen und AUes zu leisten, was da- 
mit zusammenhängt, sondern auch die Mittel zu ihrer ferneren 
Ausbildung zn beschaffen , ihre Stiftsbibliotheken und wissenschaft- 
lichen Sammlungen zu vermehren, eben so auch die bestehenden 
Stiftsgebäude, die ihnen incorporirten und sonstigen Patronatskir- 
cheu und Pfarrhöfe, die Gebäude ihrer Lehranstalten, ihrer Oecono- 
mie-Meiereien, Forsthäuser, Arbeiterhäuser, Hospitäler u. dlg. m. im 
baufesten Zustande zu erhalten. Auf alle Dinge und andere Lasten 
nimmt der Gesetzentwurf keinen Bedacht, sondern fiberlässt der 
Begierung nach Einvernehmen des Bischofes die Ansmittelung der 
Gongrua ohne Intervention der Stiftsvorstände, die allein die Ver- 
bindlichkeiten und Lasten ihrer Häuser genau kennen. Wo sollen 
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die Stifte und KlOster za allen genannten Bedürfnissen die nöthigen 
Mittel hernehmen, wenn man ihnen mehr als die Hälfte ihres Ein- 
kommens in den Beligionsfond einzieht? Und wie sollen sie auf- 
kommen, wenn sie ein Elementar- oder Eriegsunglück und dgl. trifft 
oder Missjahre eintreten ? Sollen sie ?ielleicht da von Fall za Fall 
unter beschwerlichen Bechnungslegangen bei den hohen Staatsbe- 
hörden bittlich werden ^ damit man ihnen ans ihrem confisoii*ten 
Vermögen einiges Almosen spende? — Das wäre doch eine eigene 
Art von Knechtschaft, in die man die Klöster and Stifte versetzen 
würde, den Klöstern und Stiften bliebe nur die Sorge und die, Last 
der Verwaltung, den Nutzen von ihren Gütern hätte eigentlich der 
Beligionsfonds. Hierbei warden,den Stiften die Worte des Motiveuberichtes 
einen sehr geringen Trost spenden , nämlich , dass die neue Steuer 
den äUeren Vcrsckrißen gegenüber noch immer eine Herabsetzung 
der BeitragspfliciU bedeute. Ob dieses wirklich der Fall ist, lassen 
wir dahin gestellt, nm- das. zu bemerken müssen wir uns noch er- 
lauben, dass schon aus dem Hofcanzleidecrete vom 5. April 1788 
hervorgeht, dass die ersten Josephinischen Verordnungen vom 20. 
Januar und 7. April 1781 wegen Ablieferang des Qesammtüber- 
sdiusses selbst bei Lebzeiten weiland Kaiser Josephs II. nicht zur 
Durchführung kamen, indem schon damals klar wurde, dass selbe 
zur Auflösung der noch übrigen Klöster fijhren müssen. Es wurde 
demnach vom QeB»mmtiiberschu$s nach Abzng ihrer Bedürfnisse dr&i 
Viertheile oder 7&^Iq abzuliefern befohlen, rfn Viertheil den Stiften 
zur Fortsetzung ihrer Oeconomie bei eintretenden Unglücksfällen 
überlassen, und endlich wurden später die noch zweckmässigeren 
Pauschalien eingeführt, die nun im §. 11. dieses Gesetzentwurfes als 
ganz unzulässig erklärt werden. 

Auf jeden Fall sieht man hieraus , dass die Verfügungen des 
absoltttep Staates nicht so drückend waren, wie die jetzigen Gewalt- 
massnahmen des so viel gepriesenen freien Rechtsstaates. 

C. ]>ie Unbilligkeit, ja Ungerechtigkeit dieser neuen Auflage 
ist für die Stifte und Klöster um so kränkender, da sie nebst den 
fast durch ein Jahrhundert eingezahlten Pauschalien zur Erleichterung 
und Unterstützung des Beligionsfondes , wenngleich in veränderter 
Form, Vieles geleistet haben und noch leisten. Aus ihren durch 
die Grundeutlastung und Naturalienablösung geschmälerten Einkünf- 
ten müssen sie jene Localien und Pfarreien, die sie aus ihrem Ver- 
mögen auf Befehl der Begiernng w. Kaiser Joseph II. errichtet ha- 
ben, deren Kirchen, Pfarr- .und bis in die neueste Zeit auch die 
Scbulgebäude im baufesten Zustande erhalten und die unzureichende 
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Dotation der alten Pfarreien ei^nzen. Die Stifte z. B. in Nieder- 
Oe»terreich allein versehen anf ihre Kosten die Seelsorge auf 200 
Pfarreien und Looalien, in Böhmen anf 140 Beneficien und in Mäh- 
ren 12 Pfarreien u. s. w., sie erziehen sich ihren Nachwuchs für 
die Seelsorge und die im Dienste ergrauten Bräder werden nicht 
Tom Beligiousf onde , sondern von ihnen erhalten. Alle diese durch 
die veränderten Verhältnisse nothwendig gewordenen Auslagen sind 
eigentlich Religionsfondsbeiträge in anderer Form und zwar gewiss 
keine unbedeutenden. Den Stiften und Klöstern trotz dieser Lei- 
stungen noch eine so hohe und unerschwingliche Steuer aufzulegen, 
überschreitet gewiss schon das Mass der Billigkeit und Gherecbtigkeii. 

D. Dass die Stifte und • Klöster von ihrem Vermögen einen 
gewissenhaften Gebrauch machen, beweisen, abgesehen ron den vie- 
len Beiträgen zu humanitären, literarischen und wirthscbafttidien 
Zwecken bei den verschiedenen Vereinen, — ihre Anstalten for Er- 
ziehungs-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke. Die von vielen 
aus ihnen erhaltenen und besetzten öffentlichen Gymnasien von sechs 
Glassen haben sie in neuester Zeit aus freien Stücken zu achtclassigen 
Obergymnasien erwdtert, auch andere Lehranstalten als Bealgym- 
nasien, Bürgerschulen gegründet, andere unterhalten bei ihren Or- 
denshäusern Sänger-Alumnate mit dem Unterrichte in den niedern 
Gymnasialclassen und geben armen talentvollen Knaben vom Lande, 
die sich zu ihren geistlichen Studien- und Erziehungsanstalten drän- 
gen , Kost und Stipendten und bilden sie dadurch zu brauchbaren 
und braven Staatsbfii^ern. Was aber ein vollständiges Obergym- 
nasium sammt allem Zugehör koste, was andere ähnliche Studien- 
anstalten für Ausgaben verursachen, wird das Unterrichts- und 
Gultusministerium am besten zu beurtheilen im Stande sein. Ueber- 
dies müssen sie sich die Professoren selbst heranziehen und dazu 
bedarf es eines Zeitraumes von 9 Jahren, bis der junge Mann nur 
zur Prüfung zugelassen wird. Alles, was sie auf diesem Wege lei- 
sten, leisten sie fär den Staat, theils freiwillig , theils in Folge der 
Verpflichtungen aus ihren Stiftungen. 

Endlieh haben die Stifte und Klöster das Gebot ihrer Religion, 
ihrer Kirche und Ordensregeln zur Unterstützung der Armnth nie 
vernachlässiget; ihre Ordenshänser sind ganz besonders die Zuflucht- 
stätten der Armen. Deshalb haben sie auf ihren Gütern, oder bei 
ihren Klöstern häufig Hospitäler für Arme, flir Kranke und Ver- 
lassene errichtet, um Werke der leiblichen Barmherzigkeit zu üben. 
Die Hilfesuchenden umlagern heüt zu. Tage nicht nur persönlich 
die Klosterpf ort^n , sondern wenden sich auch brieflich, sogar aus 
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weiten Kreisen an die Stiftsvorsteher, dorcli deren HKtidfe Jftfariicli 
bedeutende Somrhen den Armen zofliesseir. Nimmt tüan imn, durch 
eine so nnerhOrte Belastung den Stiften die Mittet zum Wohtthuni 
80 wird das keinen Segen bringen; denn man eiitreissit den Armen 
das Almosen und die StiftsTorsteher können nch dami der Legion 
toti Bedfirftigen nicht mehr erwehren, und erregen j^nt ohne ihir 
Verschulden den Unwillen der um Hilfe Flehenden, w^n sie keiiie 
Hilfe mehr bringen können. Auch bleibt in dam schlimmsten Fälle, 
wenn die Stifte in 'Folge dei^ an ihrer Snbstans zehrenden Steuer 
nicht mehr zahlungsfähig sind , nicht einmal die leidige Oenug- 
thuung, dass dem Staate, der dann auch iäi^ Lasten flbemehinenmuss, 
ein erheblicher G^witiin erwachse ; Ja wir'gläubün keinen begründeten 
Widersprach m fisden, wenn wir behad^ten, dass es fflr den Staat 
gar nicht möglich ist, mit dem Vermögen der Stifte das iü leisten, 
watr^iese leisten, die ihr Bigeirthuin und dies ^wiss mit den ge- 
rihgsften Kosten selbst Verwalten. 

Oebt schon der erste Anfangt ^rWfthnte Gesistzentwurf den 
nacfatfa^iligsten Einfluss auf das reguMre Leben, so wird bei Durch- 
fVfarung dieses siweitin die Auflösung aller Bande <deT itinere^ Zucht 
und Ordnung die utiseTige Folge sein. Wie kann man von einem Sterb- 
lichen, welchem Stande er immer angehören mag, von dem man 
nur Leistungen fordert, ihm aber wphlbegriindete Rechte vor^i^thUt, 
Pffichir nud Benn&trette. erw4tii#ii? Wie sqU eß einem. Stiflvfor* 
Steher möglieb aain^ in aeinem Hanse, «o beigefthrdendeh Mms«- 
regeln der Missmuth 'Einmal die Oberhand gewinnt, und wo eine' 
precftre Existenz zuletzt auc^ den PflichgetreueSten !n seinem Jiiier 
und seiner Hingebung lähmt, die Disciplin aufrecht zu erhalten^ be- 
sonders wo der Ungehorsam noch gesetzlichen Schutz genicmt? 
Wie sollte der Abt eines Stiftes, dessen Existenz bedroht ist , zum 
eifrigen und gewissenhaften Betriebe der Wirthschaft aufmuntern 
können, wenn die Adminis trato re n stiftlicher Guter wissen, dass ein 
besserer Ertrag nicht ihrem geistlichen Vaterhause zu Guten komme, 
sondern in Gassen wandern müsse, für die er von den frommen 
Stiftern nicht bestimmt war ? — Erfahmngsgemftss erfolgt auf ge- 
fährdende Massregeln von Aussen, die Auflösung von Innen. 

Und haben die uralten Ordensstifte im Kaiserthum Oesterreich, 
diese D^km&ler einer grossen, frommen Vorzeit, die eine fast tau- 
sendjährige Existenz aufweisen dieses bittere Loos verdient ? — Wir 
glauben nicht; denn wie wir schon oben gezeigt, haben sich diesel- 
ben — bei vorurtheilungsfreier Beurtheilnng — gewiss grosse Ver- 
dienste um die Agricultnr, um Wissenschaft und Kunst für die öf- 
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foilliclie Oi;4iipiig nwl .S^ttliclikeit erworben und ihre Mitglieder ar* 
beiteil Üß auf deo bentigen Tag io den Yer9cbiedenen Zweigen des Lebr- 
amtea n^^ der Seelearge und viele derselben fanden als Seelsorger« 
Lehrer und Bildner der Jugend nnd des Volkee, als Proiessoren aa 
Gymnasien und Pniversitftten , als Mitglieder dei; k. Acadenue der 
Wissenschaften nnd gelehrten Vereinen in ehrenvollen . Ansxeich- 
nungen Se, L k. Majestät) in aeademiscben Ehren und bürden <}f* 
f entliehe Anerkennuiig., Sie waren pd pdnd ^ie legalsten Unter-r 
thanen uuserer erlauchten, erhabenen Dyiiastie und.tr^e Sohne des 
Yaterkndes. 

Jetzt aber sollen die Ordeusinitylieder als sQlclie der Seehte 
anderer Staatsbürger im (reien .l^btsstaate, verlcistig; .giuyiafoht, sollen 
dieselben b^i der allgemeinen, freiheitlichen Bew;egnI]g^ einer unwöi^r 
digen Beyonnnqdang . unter werten und io unverdieinie Fesseln ge- 
schlagen f.erden; es sollen di^ ebrw^rdi^n. Ifistitnt^ ^ dit im.LanSa 
der Jahrhunderte alle Stflrme übers.tandjdijL. haben, jetat .mitt^ im 
Frieden , in der ; ireibeiUichen Aera f die uns ftberaU . vofg^rieBm 
wird, unter dem Scepjtef ßr. apostolischen. M^jestiät des Kaisers 
Fjrans Josegb . dem geistlichen und materiellen £lend und Bu|p ver* 
fallen t^d .e|n(H99 lai;igaiam^,.9)»er um so.fua\voU|areq;Tod^.Ah6rUe* 
fert. werdpn ^). . ... 

T) Die Redfction eridAeit bei dieser Gelegenhdt aucli 'an das im Archiv 
Bd. n.'8. 47« tiiir^rtrte ansfllhtliche PlUdoy^r Ar deb Weith tnMlI^dTtbe- 
ataad. und 4en Kaobir«« ider gvosses seirenflMifikMi ll^kflOikeit dar 45 Dsler- 
mdasqbiwi AbMen nnd Priomte -- in der. Schpft: Die 8t^4^ alWn Ordes. 
in Oeiterreioh, ijtife Anfgal>e» SteUinc und Wirksamkeit, belen^hteti yon Dr. 
Joh. Frißdr, RUitr v. Schulte, Pro^ der Rechte ^n Prag. Gi^isen 1869. 












I '■•..■■ : 






. ..}■•• • . ' ■ •■. ' :..' • . \f • 1 






; ! i 









.» 1 ' .J ■ ' ' .. 1.' 






alt 






• XL 
Die isterrdieMsehen Kirohengesetze vom Miü[ 1^74. 

1, Gesetz vom t. Mai 1874, wodurch Bestimmunjgen zur Beg^ung 
der' äusseren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche erlassen 

• * * . . . 

werden. 
(Oesterr. Reichs^es.-Bl. XVI. 8tüek yo« 13. Mai 1874, Nr.. 50.) . 

..Kit Zostimpamaag der beiden ^;l^36r A^ fieicli^atbeft finde 
Ich anzuordneo, wie folgU 

Art j. Das Pateat voip 5. November 1855 (B.. Q. BL Nr^ 
195.) ist seiqein vollen Inhalte nach aufgehpben. 

Art. IL Die äusseren BecbtsYerhältnisse der katholiache|i Ki^phf^ 
werden dnrch die unten folgenden Bestimipung^n geregelt. . 

Art. m. Das gegenwärtige (}ßsetz Ij^tt mit df^ '^^P. 3Wiec 
Knndmachupg in Wirksamkeit, 

Art. lY. . Mit der Vojlziehung dieses Gesetzes- sind der lil|ni9te^ 
fQr Cultus Qftd Unterriebt ond die Minister des Innern und . der 
Justiz, beauftragt. 

Badapest, am 7. Mai 1874,. : ... : - . 

Fxana Joseph m, p. .. 
Auersperg in, p, Lasser m. p, Stremayr m, p, Qfoßer m, p. 

BtfttmlNinoet mr ftaielliiqi Uer HAsaerM BMUtverhUtaiite 4ftr ka- 

thdiaaheii Kircl» .^ 

. L In idnsehuhg der Mrchlicheti Aemkr umt tPfWinden. . 

g. 1. Fflr die Befähigung zur Erlangung kirchlicher AeinW 
ifnd Pfründe sind die Staatsgesetze und die innerhalb derselben 
geltenden kirchlichen TorSchrifteii, Sowie in bedühdereü I%lten die; 
Stiftungsurkunden massgebend. . ' 

§.-'2* Von Staätswegen wird' zu^ Erlangung ldr(;hlicher Aemter 
und Pfründen erfordert: / 

INe öilerreiehiaGhe StaatsbürgersehafI;, ' • 

eili in^sttäicher und staatsMirgedicher Hinsicht? ?orwurftft<ere»' 

Verbauen, 

diejenige besondere Befähigung, welche fÜt bestimnite kirch-' 
liebe AMitar nnd < PfriHden in d^ Sianisg^setsen «orgeachrieben ist. 

Dieselben Eigenschaften .werden bei jeiieD gelstlicheD • Penonen 
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erfordert, welche zur Stellvertretung oder provisorischen Versehang 
dieser Aemter oder zur Hilfeleistung bei denselben berufen werden. 

§. 3. Die Besetzung der Erzbisthumer und Bisthümer, dann 
der Canonioate an sämmtlichen C^piteln, sowie die Ernennung der 
bischoflichen Generalvicare erfolgt in der bisherigen Weise. 

Iv jPfLltailv wo 4ie Sfao^ng, qiohjt a«f la^destArsHKAer Bmen- 
nung oder einer landesfürstlich bestätigten canonischen Wahl beruht, 
ist die für eines der genannten kirchlichen Aen^ter in Aussicht 
genommene Person der staatlichen Cultusverwaltung anzuzeigen. 

Gegen eine von der letzteren erhobene Einsprache (§. 2.) darf 
die Besetzung der Ernennung nicht stattfinden. ^ 

§. i. Hinsichtlich der Von den Diöcesanbischöfen zu verleihen- 
den kirchlichen Aemter und Pfründen bleibt das ans besonderen 
Titeln der Sdtätdgewalt oder sonst Jetnanden zustehende Becht^ die 
Person zu bezeichnen; Welcher das kirchliche Amt oder die kirch- 
liche Pfründe vei4iehön werden soll, vorbehalten. 

Alle derartigen nicht unter einem Privatpatronate stehenden 
kirchlich€ln Aefmter und Pfründen, Welche ganz oder zum grösseren 
Theile aus dem Staatsschatze , dem Religiousfonde oder anderen 
Öffentlichen Mitteln dotirt Werden, können nur auf Grund einer 
durch die Staatsgewalt vorgenommenen Präsentation verliehen werden. 

Im Verordnungswege wird bestimmt, durch welche Organe 
dieses Präsentationsrecht in den einzelnen Fällen auszuüben ist 

§. 5. Für die Besetzung erlectigter Cänonicate und, weltgeist- 
licher S^äsorgerpfhioden ist ein Concurs auszuschreiben. 

-: »Die /BiMrM t JBeMtHttbuBgBtt -über depralb^ ^werdei nach Bin»' 
Vernehmung der Bischöfe iai YetordilQtigBwege getroffen. 

§.0. In vFättm dev freiaa Verleihung oder einiur liic&t vom 
^ser ' oder von . den land^sförstUchen Behö]:den ausgehenden Prä- 
sep^Uoi^y d^nn in, dem Fdle dar Bestellung einea Pforrverwesers 
füreji^e ifcorporirte Pfründe hat der Bischof , die hiefSi: i^psersehene. 
Person der Landesbehörde anzuzeigen. 

. ^ Dec let^tefon stallt zu, de^ Bischöfe ihre .^iawendungen . unter 
Angabe der Gründe (§. 2.) mitzutheilen. .■■... . 

Wird von der Land^sl^ab^de binnen 30. Tag^a ««eh ge^behe- 
ner. AoMig« \mk<b Eiqweadupg . erl^oben^ so steht den. Inttituimng 
des betreffenden Geistlichen oder der Besetzung der inearporirten 
PMndiB nicM^ ün Wi^ge« . 

Gk^en eine von der LandetbelK^de erhobene Einweadtef steht 
die BamfuBg an den GolbisminiBter offen. 
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Wird .der BerufoDg nicht F4^gd g^eben , so diirf . dii la- 
sütiüraug oder Besetxung nicht stattfinden. 

§. 7. Die EinsetBong der Ar kircbliolie >Aemker wd PMüt 
de» eraaimten Per^ooea in did mit diaMD Aeiotem «nd FfttadM 
verbandenea spiritaellen Befngniflse 9Mkt djm ^«omfeteiliM klv^«^ 
liehen Oberen zn. 

Die Einführung in die mit diesen AeMitern and PfrAad^n ver- 
bondenen Eiokönfke erfolgt darcb. die staatliche GidtusyerwaltiUig^ 
unto- Mitwirkung der Biscbdfo und der.Pfaregameindea und, nofeim 
diese Aemtar oder Pfründen ^einem Piivatpatroi^ate 4|DtorabAi0«> auch 
unter Mitwirkung der Kirebenpatrone^ 

D(ie Art und Wei^ dieser Mitwvjkung wird ^ nach Bhiv^^ 
n^hnuDg der Bischöfe im V«rordpttngswege geregelte 

§. 8. Wenn ein Inhaber eines kirchlichen Amtes oder fnnar 
kirchlichen Pfrfinde die österr^chMie' StaatBhArgdfschalt viurliertt 
oder wenn derselbe . verbrecheriscber oder soloher. straÜMMW Haifd^ 
langen schuldig erkannt worden ist, die aus.Gewinasiiobt ent^hen^ 
gegen die Sittlichkeit veorstossen oder m öfleotlitdian Aergernisse 
gereichen, so b^t die staatliche Cttltuaverwaltung' mw JSüifyttng 
Ton dem Amte oder der Pfründe zu v^rlangw« 

Hat sieb ein Seelsorger eines Verhaltens, sebnldig. gwwirtrti 
welches sein ferneres Verbleiben in dem .rkkqhUiQb^n Avi^a $b daf 
öffentlidieo Ordnung g^f{lhr)icb erscheinen^JAsit^ so. kann die/staat- 
liche Cultusyerwaltung seine Entfernung von diar Aosabmig; dea-UnSh^ 
liehen Amtes verlan|;en. 

Die Torsteheuden Bestimmungen finden SAeh. anf jeM geiat^ 
liehen Personen Anwendung, welche zur Stellvertretung und provi- 
sorischen Versehung dieser Aemter oder zur Hilfeleistung bei den- 
selben berufen werden. 

Wird dem Verlangen der Regierung seitens der iirchlicben 
Behörden in angemessener Frist nicht entsprochen, so ist das Amt 
oder die PAründ^ fSr den stkatltehen Bereiich als erledigt anzusehen, 
und hat die Regierung dafftr zu sorgen, dass jene Geschlfte, welche 
die Staatsgesetze dem ordentlichen Seelsorger ftbertragen , von einer 
anderen von ihr bestellten Pers((nlichkeit insolange versehen irerden, 
bis das betreffende Eirchenamt in staatsgiltiger Weise heu be^ 
setzt ist. ' 

In derselben Weise kann Torgegangen werden, wenn äus^einem 
anderen Omnde die oben beeeichneten Geidiäfte v(ta dem ordeftt^ 
lioiMi Seelsd^er nidrt besorgt werden. 

§. 9. In dem Falle eintretender Dienstesuntauglichkeit einee 
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« 

selbststftndigen Seelsorgers weltgeistlicben Standes ist im Einver- 
nehmen der competenten staaläiehen und kirehlicfaen BeMrde die 
EtttseUeidmg si treffen, ob ein Pro?isor (Administrator) oder Uilfis- 
priestor zu bestellen, oder der dienstautauglicbe Seelsorger nacb 
VeralehtleistQng • auf die PfrQnde in den DeflcientenstaDd zu über- 
nehmen ist. 

%. 10. Fttr die durch §. 9. nicht berührten Illle der V^- 
bittderang dineli geistliohen Fnnetionftrs, sein Aiht za versehen, 
hat der xnstftndige kirehlicbe Obere rechtzei^ Vorsorge za treffen. 

ifin der betreffenden VerfQgnDg ist die staatliche Znstimmnng 
einzoholen, wenn in Folge derselben an einen (öffentlichen oder unter 
MfeAtlieher Yerwalttmg stehendfen Fond ein Anspruch gestellt wer- 
den soll, oder wenn es sich am eine bleibende Belastnng der Pfrfinde 
bändelt 

Auf danerhd bestellte Provisoren (Administratoren) eines kirch- 
Hehei' Amtes (einer Oommende n. dgl.) * finden die Bestimronngen 
d«r §{. 6: nnd 8. Anwendung. 

§: 11. Jede Erledigung eines kirchlichen Amtes oder einer 
kirühlielieif PMnde ist der LandeSbeb^rde sofort anzuzeigen. 

§. 12. Die WiederbesetzQug erledigter kirchlicher Aemterund 
PfMn^en mnsi in der Riegel Innerhalb mnes Jahres, voin Zeitpunkte 
der üHedigiiMg, stattfinden. 

Ansnahmsweise kann diese Frist mit Zustimmung der Landes- 
bebdcde veiltngert werden. 

§. 13. Privatverträge über die Snccession in ^in kfrehliches 

Amt oder eime kirchliche Pfründe sind üngfltig. 

» » 

II. In Ansehung und At4sübunff der icirchlichen ÄmUgewoU . und 

der Seelsorge, 

g; H. Die Erzbischöfe, Bis^Gfe und bischdfiicben Vicare ver- 
walten die inneren kirchlichen Angelegenheiten ihrer DlOceaen nach 
den kirchlichen Vorschriften, insoweit diese nicht den Staatsgosetzen 
widersprechen. 

§. 15. ünbesdiadet des Rechtes der Bischöfe, die Weihen 
ansznspenden, wird der Tischtitel aus dem Beligiousfonde nur sokben 
S^lerikern ge]fr!^rt, welche zur Erlangung kircblicher Aemter befthigt 
sind (§. 2.). 

§.16» Die Bischöfe sind verpflichtet, ihre Erlftsse (Verord- 
nnngen, Instructionen, Hirtenbriefe efac.) sugk&ch mit deisen Pnbli* 
cation der politischen Landesbehdrde zur Eenntnissnabtne mitau«- 
tbdien. 
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§. 17. Findet die Kegierting, däss einer den OffentiiGhen 
Gottesdienst betreffenden kirchlichen Anordnung* 0ffil»ntli<$fae Bftclr- 
sichten entgegenstehen, sfö hftt si^ dtes^lKe tn tti^tersagett^ 

§ 18:* Von der kirehlichen Amtsgewalt darf nur «gen An* 
gehörige der Kirche und- niemals ztt dem ZWecke Oebrftndi gemaeht 
werden , um die Beiblgnng der Gesetz' nnd' behfirdtichen Anord^ 
nüngen oder^die freie Ausfibnng staatsbSVgerlicher Rechte tu hindern. 

§. 19. Bei Handhabung der kirchHt^ben Amts^walt darf kein 
äusserer Zwang aüsfgeflbt werden. ' 

§. 26. Zur Errichtung neuer DiOcesen und PferfbeKirlre, «u 
einer Aendernng in der Abgränzung"^ dei* bestehenden, dann %uV Er* 
richtung, Theilung oder Yereinfgung von Pfrflddeh !st die staatfiche 
Genehmigung erforderlich. "' 

§i 21. Im Palte einer ümpfarrünj^ wird der bisherige tVarrer 
aller Ansprüche auf die den Farochianen als solcheh obliegenden 
Leistungen verlustig, insoweit dem nicht privatrei^hUiche Titel ent- 
gegenstehen oder bei der ümp&rrung selbst etwas Anderes verein«» 
hart wird. ' r - 

Unter denselben Beschränkungen ist überall, wo bisher unge- 
achtet einer vorgekommenen tJmprarrung ein Recht - auf deiurtige 
Leistungen dem früheren Pfarrer vetblieben ist, dasselbe unfoe«* 
schadet des pers($nlichen Bezugsansprnehes des derzeitigett J^afrers 
zu übertragen. * 

§. 22. Aenderungen in der Botirttng bestehender Seelisorge- 
ämter, durch welche ein öffentlicher Fond ohne Beschädigung der 
gesetzlichen Gongruen und ohne Alterirung einer stiftungsmässigen 
Anordnung entlastet wird , können von der staatlichen Cultusver- 
waltung nach Einvernehmung des betreffenden Ordinamtes verfügt 
werden. Doch soll mit derartigen Massnahmen' in d'er Begel nur 
bei Gelegenheit eines Wechsels in der Ferson des P^ufdners vorge- 
gangen werden. 

§. 23. Zur Einbringung von Abgaben oder anderen Xeistungen 
für kirchliche Zwecke, welche den Kirchenangehürigen mit Zustim- 
mung der Regierung auferlegt worden sind, wird die politjscbe Exe- 
cution gewährt 

Dies gilt auch von den fixen Gebühren für kirchliche Bheaaf- 
gebbte, Trauungen und Leichenbegängnisse (Stolgebühren), sowie für 
pfarramtliche Ausfertigungen. 

Fersonen, welche auf das Armenrecht AjisprU($h haben,' sind 
von der Entrichtung der eben bezeichneten Gebühren befireii 

§. 24. Die Abänderung der bestehenden kirchlichen StoUai* 
Ordnungen steht der Regierung nach Einvernehmung der Bischüfe zu. 
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§. 25. In der Regel darf kein prarraiutliclter Act von der 
yoi;4i^bexablapg der Sieolgebühr Abh&ngig geipapiit werden. 

Nnr wenn derselbe in eiiier Form verlangt wird, welche einer 
hAberea als der niedrigsten Stolgebabr unterliegt (z. B« Assistenz 
■obrerer Priester > beim Leicbenbegftngnisse), ist die hief fir entfallende 
bObere Qebfibr Aber Verlangen im Vorhiaeia za entricliten. 

Bei pfiirraoitlicben Aosfertigungen kann die Entricbtong des 
etwa fiötbigen Stempelbetrages im Vorhinein begehrt werdmi» 

§. 26. ' Contraventionen gegen die Bestimmangen . der Stoltax- 
Ordnungen sind, sofern sich d^ Fall nicht %\i .einem Strafgericht- 
liehen Vorgehen eignet, nach Anhörung des Ordinariates ven den 
Verwaliungsbeb^den mit Geldstrafen bis 9um Betrage vop 100 Gul- 
den zu ahnden. 

Zugleich mit der Strafe ist die den Schuldigen treffendf ErjBatzlei- 
ftung atiszuspreoben. Solche 'Ersa^erkeuntnisse sind eiecutionsfftbig. 

Be^ wiederholtem BAckfaUe kann die staatliche Cultusverwaltung 
TerlUgODi das^ der. betreffende Geistliche von der Ausübung seines 
kirchlichen Amtes entfernt werde. (§. 8.) 

§..27. Für die Durchführung kirchlicher Anordnungeii und 
Entacbeiduogen wird ein staatlicher Beistand ausser dem Falle des 
g. 23. in nachstehenden Fällen und nur in folgender Art gewährt: 

a) Wenn zur Durchfuhrung der von einem Kirchenvorsteher inner- 
halb seiner Amtssph&re verfügten Entsetzung oder Entfernung 
einzelner Personen . von ji^rchlicben Aemtern und Pfründen 
äussere Vorkehrungen nOtbig werden sollten, so können diese 
Vorkehriingen, soweit es erforderlich scheint, über Ansuchen 
4os Kirdien Vorstehers vop der Landesstelle unter der Voraus- 
setzung getroffen werden, dass dem Erkenntnisse ein ordent- 
liches Verfahren vorangegangen ist, und dass das Erkeuntniss 
seibat we4^ den Staatfgesetzen noch den im Staate geltenden 
kirchlichen Vorschriften widerspricht; 

b) dessgleicben kann den Eirchenvorstehero zur Durchf&hrung 
einer von ihnen beabsichtigten kirchenamtlichen Untersuchung 
gogM geistliche Personen der etwa nOthige staatlifbe Beistand 
dann gewährt werden, wenn zugleich mit dem Ansuchen um 
diesen Beistjand dargethan wird«, dass dieses Vorgehen rochts- 
iftässig und begründet ist 

Die Vernebmung von Personen, die nicht der kath<di8chen 
Geistlichkeit angebOreUt kanii nur durch die staatliche Behörde 
erfolgen. 
^ 38, Wenn durch die Verfügung eines kirohlicben Oberen 
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ein Staatsgesetz verletzt wir4, so kann der hiedurch in seiaeiii Rechte 
Gekränkte sich an die Verwaltungsbehörde wenden, weklie Abhilfe 
zu schaffen hat, soferne die Angelegenheit nicht auf den GvnUr oder 
Strafrechtsweg zu überweisea ist ; in letzterem Falle kann sie pro- 
visorische Verftgongen treffen. 

§. 29. Wird ein katholischer Geistlicher wegen eines Yerbre-« 
chens, Vergehens oder einer Debertretung von einem Gerichte in 
XJntersnchung gezogen, so liegt dem letzteren ob, an den zur Aus- 
Übung der kirchlichen Disciplin Aber den Geistlichen berufenen kirch« 
lieben Oberen die entsprechende Verständigung gelangen zu lassen. 

Demselben ist sobin auch das gef&Ute Urtheil sammt den Ent- 
scheidungsgrnnden niitzutheilen. 

Bei Verhaftung und Festhaltung katholischer Geistlicher sind 
jene KQcksichten zu beobachten, welche die ihrem Stande gebührende 
Achtung erheischt. 

IlL In Ansehuvg der Jcaiholisch-theologischen Facültäten und der 
Heranbildung der Candidaten des geistlichen Standes, 

§. 30. Die Einriclitung der katholisch-theologischen Facültäten 
wird durch ^in besonderes Gesetz geregelt. 

lu gleicher' Weise wird bestimmt, inwieweit der Staat den 
Candidaten des geistlichen Staudes eine besondere Art der Heran- 
bildung vorschreibt. 

IV. In Ansehung der Mösierli€J^n Genossenschaften. 

§.31. Für die äusseren Bechts Verhältnisse der innerhalb der 
katholischen Kirche bestehenden kldsterlichcn Genossenschaften sind 
die far solche Genossenschaften überhaupt gdtenden besonderen Be- 
stimmangen massgebend. 

F. In Ansehung d^s hirMiehen Fatrünates. 

§. 32. Die Patronatsverhältnisse bleiben einer besonderen ge« 
setzlichMi Begelung vorbehatten. Bis dabin bleiben in Beli'eff die- 
ser Verhältnisse die bisbengen Vorschriften bestehen. 

Es hat jedoch bei Verortheilung einzelaer Fälle stets der Grund- 
satz znr Anwendung zq kommen, dass die Patronatslasten sich nur 
auf die unter dem Fatronate stehende bestimmte Kirche oder Pfründe 
beziehen, und dass sie durch ein vwmebrtes Cnltosbedürfniss der 
dieser Kirche oder Pfründe zugewiesenen Gemeinde nicht vergrössert 
werden ktanen. 

§. $3. Streitigkeiten über die Frage, ob einä Kirche oder Pfründe 
einem Patronate unterliege oder ob hinsichtlich der letzteren das 
freie Besetzungsrecht des Bischöfe eintrete, sind nach EinvemelHnung 
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der EircheDbehörden von der staatlichen OnltasverwaltQng im ordent- 
lichen Instanzenzoge zu entscheiden. 

Steht hingegen nur in Frage, wem ein Kirchen- oder Pfrfin- 
denpatronat zukomme, so tritt die richterliche Competenz ein. 

§. 34. Streitigkeiten über Leistungen, welche auf Grund eines 
bestehenden Patronates angesprochen werden, gehören in die ikstanz- 
mässige Entscheidung der CultusverwattuugshehOrden. 

Nur in dem Falle, das» der Patron die von ihm behauptete 
gänsliche oder theilweise Freiheit von der Leistung aus besonderen 
privati'echtlichen Gründen ableiten #ill, bat der Rechtsweg einra- 
treten, und steht den Verwaltungsbehörden nur die Anordnung eines 
etwa nöthigen Provisoriums zu (§. 56.) 

VI, In Ansehung der Pfarrgemeinden. 

§. 35. Die Gesammtheit der in einem Ffarrbezirke wohnhaften 
Katholiken desselben Ritus bildet eine Pfarrgemeinde. 

Alle einen kirchlichen. Gegenstand betrelTenden Rechte und 
Verbindlichkeiten , welche in den Gesetzen den Gemeinden zuge- 
sprochen oder auferlegt werden, gebühren und obliegen den Pfarr- 
gemeinden. Nur Patronatsrecbte können auch einer Ortsgemeinde 
als solcher zukommen. 

§. 36. Insoweit für die Bedürfnisse einer Ffarrgemeinde nicht 
durch ein eigenes Vermögen derselben oder durch andere zu Ge- 
bote stehende kirchliche Mittel vorgesorgt erscheint, ist zur Be- 
deckung derselben eine Umlage auf die Mitglieder der Pfarrgemeinde 
auszuschretben. 

g. 37. Die näheren Vorschriften über die Constituirung und 
die Vertretung der Pfarrgemeinden , dann über die Besoi^ng der 
Angelegenheiten derselben werden, durch ein besonderes Gesetz er- 
lassen, 

VIL In Ansehung des hirMieken VermögeMreoUes. 

§. 38. Für die Gebarung mit kirohtichem Vermögen gilt als 
Regel, dass dasselbe den für gemeinnützige Stiftungen bestehenden 
staatlichen Schutz geniesst. Die staatliche Cnltusverwaltuug ist ins- 
besoudisre befugt, die Erhaltung des Staramvermögens der Kirchen 
und kirchlichen Anstalten zu überwachen, sich jederzeit von dem 
Vorhandensein desselben die üeberzeugnng zu veiiscbaffen und wegen 
Einbringung wahrgenommener Abgänge das Erforderliche einzuleiten. 

Rucksichtlich der Frage des Eigenthums und sonstiger pri?at- 
rechtlicher Verhältnisse bezüglich des Kirchen- und Pfiründenverraö- 
geus sind die Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen Rechtes 
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massgebend; im Falle eiaes Stieites steht die Eiltscheiduog denGe- 
rieliteii zu. 

§. 39. Bei allen Kirchen and kirchlichen Anstalten ist das 
eigene Vermögen derselben von dem Pfröndenvermögeii al^smsendern 
und abgesondert zu verwalten nnd zu verrechnen, 

§. 40.. Ffir jcechUiche Verpflichtungen , welche auf dem Kir- 
chen- oder Pfründen vermögen haften:, ist zunächst das Ertrfigniss 
und erst, wenn dieses nicht ansteieht, die Stibataoz des Vernsögens 
in Anspruch za nehmen. 

Weui jedocli ansscr dem Kirchen- oder PfrfindenvermOgen üoch 
andere Verpflichtete vorbanden sind, so hat für die bezügliche Xei- 
stnng nur jener Theil der Vermdgenssubstailz aufzukommen, dessen 
Erträgniss nicht f&r die laufenden Bedürfoisse der Kirche oder 
Pfründe benöthigt wird : der Rest ist von den übrigeii Verpflichteten 
nach Massgabe ihrer Verpflichtung zu leiste» 

§« 4L Die Verwaltung des Vermögens der Kirchen und der 
bei denselben bestehenden kirdh liehen Anstalten (StiftOBgen und 
dergleichen) ist im Allgemeinen nach dem Grrandsatze einzurichten, 
dass an derselben der Kirdienvorsteher, sowie eine Vertretnng Der-» 
jenigen Theil zu nehmen hat, welchen bei Unzulänglichkeit jenes 
Vermögens die Bestreitung der Auslagen ffir die 'Kircbeubedürfnisse 
and die subsidiäre Haftnng für die Verpfltebtungen der Kirche oder 
kirchlichen Anstalten obhegt. 

§. 42. In Gem&sskeit des im §. 4L aofgesteliteü Qiiindsatzes 
ist das Vermügen der Ffiirrkircben gemeinsohaltlich von dem 
Pfiirrvorsteher, der Pfarrgemeinde und dem Kirehenpatrone za ver- 
walten. 

§.43. IMe nähere Ansfohrang der in den §§. 4L und 42. 
anfgestMIten Grundsätze erfolgt dnrch ein besonderes Gesetz. 

§. 44t Die Verwaltung des Bistkums-, Capitel- und Kloster- 
vermögens richtet sich unbeschadet des staatlichen Aiifsichtsrechtes 
(§. 38.) nach den diesfalls bestehenden sUitqtatiachien Anordnungen. 

§. 45. Innerhalb der Gränzen der voranstehenden Bestim- 
mungen vorbleibt im Bischüfen und ihren Stellvertretern der ihnen 
aa^h den kirchlichen Vorschriften zukommende Einfluas'auf die Ver- 
waltung des in ihren Sprengein befindlichen KircbenvermOgens , in- 
soweit diese kirchlichen Vorschriften den Staatsgesetzen nicht wider- 
streiten, 

§. 46. Das Pfründenverraögen wird von den geistlichen Nutz- 
niesseni der Pfründe unter Aufsicht der Patrone und unter der 
Oberaiifsicht der BischMe und des Staates (§. 38.) verwaltet. 
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Die röcksichtlich der Obsorffe der Pfarrgerneinden über 
Pfründengebäude bestehenden gesetzlichen Vorschriften bleiben 
anfrecbt. 

§. 47. Bein kirchlteke Stiftimgen verbleiben in der Verwaltang 
der kirchlichen Organe. 

Ueber Zweifel binaichtKch der kirchlichen Natur einer Stiftung 
entscheidet in letzter Instanz der Galtosminister. 

g. 48. Zur Beurkundung von Rechtegeschftften ffir eine Kirche 
oder kirchliche Anstalt wird die Fertigung des Kirchenvorstehers 
und mindestens zweier Mitglieder der im §. 41. beaeichaeten Ver- 
tretung erfordert. 

§. 49. Erhebliche Veränderungen in der Substanz des Kirchen*, 
sowie des Pfründen« und Stiftungsvermögens müssen sofort der staat- 
lichen Cultusverwaltung angezeigt werden. 

§. 50. Bei der Fructfficirung des Kirchen« und Pfründenver* 
m((gen6, sowie des Vermögens kirchlicher Anstalten (Stiftungen und 
dergleichen) sind, was die Art der Anlage und die Bedingungen der 
Sicberstellnng anlangt, die Vorschriften massgebend, welche zu 
Gunsten der unter den besonderen Sdmtz der Gesetze gestellten Per- 
sonen bestehen. 

Bei wechselseitigen Unterstützungen zwischen Kirchen derselben 
DiOcese können im Einverständnisse der staatlichen Cultusverwaltung 
und der Ordinariate aus besonders rücksichtswürdi^en Gründen Aus- 
nahmen von der voranstehenden Regel zugdassen werden. 

§.51. Die Bestimmungen der Ministerialverordnung vom 20. 
Juni 1860 (R 0. Bl. Nr. 162.) und vom 13. Juli 1860 <B. G. Bl. 
Nr. 175.), über Veräusserung und Belastung des Vermögens katho- 
lischer Kirchen und Pfründen und geistlicher Anstalten haben mit 
Ausschluss jener Anordnungen, wonach derartige Geschäfte der Ge- 
nehmigung Seitens der päpstlichen Curie unterliegen, fortaugelten. 

§. 52. Bis zur Erlassung der besonderen Gesetze über die 
Verwaltung des Kirchen- und Pfründenvermü^^ens (§§. 37. und 43.) 
werden die zur Ausführung der Bestimmungen dieses Gesetzes notb- 
wendigen Vorschriften im Verordnungswege erlassen. 

§. 53. Hört eine einzelne kirchliche Gemeinschaft oder An- 
stalt, welche selbstst&ndig ein Vermögen besessen hat, zu bestdien 
auf, so ist dieses Vermögen, soweit über dessen Verwendung nicht 
stiftungsmässige Anordnungen bestehen, dem Religionsfonde zuzu« 
wenden. 

§. 54. Wenn nach den üeberschüssen, welche aus den Renten 
eines kirchlichen Vermögens durch eine l&ngere Reihe von Jahren 
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in Ersparung gebracht werden, mit Sicberbeit anzanehinen iet, dass 
das betreffende Vermögen zu dem damit bewidmeten kirehllcheu 
Zwecke nicht vollständig benöthigt wird, so kann die staatliche 
Cultnsverwaltang nach Simrernehmung de^ betheiligten Ordinariates 
verfigen, dass der dem Durchschnitte der jährlichen Deberschüsse 
entsprechende Theil des Yermögens aqderen kirchlichen Zwecken, 
für welche eine genügende Dotation nicht vorhanden ist, zugevyen- 
det werde. 

Doch ist in einem solchen Falle ohne Beeinträchtigung des 
Yon einem kirchlichen Individuum bereits erworbenen Bezngsr^cbtes 
vorzugehen. 

In keinem Falle dürfen durch eine solche Verfügung nachweis- 
bare stiftbriefmässige Festsetzungen verletzt werden. 

§. 55. Streitigkeiten über die Verpflichtung zu Leistungen 
für Gultuszwecke werden, wenn eine solche Leistung ans dem all- 
gemeinen Grunde der Zugehörigkeit zu einer kirchlichen Oemeitide 
in Anspruch genommen wird, von den Verwaltungsbehörden im or- 
dentlichen Instanzenzuge, wenn sie hingegen aus einebi besonderen 
Titel gefordert wird, von den Gerichten entschieden. ' 

Wird die fragliche Leistung ans dem Titel des Patronates in An- 
spruch genommen, so richtet sich dieOompetenz zur Entscheidung nach 
den diesfalls bestehenden besonderen Vorschiiften (§§. 33« und 84.) 

§. 56. Die Verwaltungsbehörden sind in allen Fällen soloher 
Streitigkeiten über Leistungen zu Gultuszwecken befugt, dort, wo es 
das dringende Interesse der Seelsorge erheischt, auf Ohmd des bis- 
herigen ruhigen Besitzstandes oder, soweit derselbe nicht sofort er- 
mittelt werden kann, auf Grund der summarisch erhobenen that- 
sächlichen und rechtlichen' Verhältnisse ein Provisorium zu verordnen. 

§. 57. Unbeschadet der yoranstehenden Bestimmungen bleiben 
die Vorschriften in Kraft, welche in d^n einzelnen Königreichen und 
Lftadem in Botreff der Herstellung und Erhaltung der katholischen 
Kirchen- und Pfründengebände, dann der Beischaffnng der Kioehen* 
paramente, Einrichtung und Erfordernisse bestehen. 

In den eben bezeicbneten Angelegenheiten haben autdi ferner^ 
hin die Verwaltungsbehörden, falls ein öffentlicher Fond itt liitlei- 
densehaft steht^ von Amtswegen, ausserdem aber auf Verlangen der 
betheiligten Parteien die zur Bestreituhg der nothwendigen Annlage 
erforderlichen Einleitungen zu treten. 

Sie haben insbesondere, wenn eine Mehrheit von Leistung»^ 
pflißfatigen in Betracht kommty eine mündliche Verhandhwg (Con- 
carrena-VerhandluDg) ansmordnen , bei welefaet die Nothwendigkeit . 
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der Auslage festzustellen und sohin über die Art ihrer Beeitreitang 
ein ßinverständniss s&mmtlicber Betheiligten anzustreben ist. 

L&sst sich ein solches nicht erzielen, so ist über die in Streit 
gezogene Leistungspflicht auf Grund der bei' oder seit der Yerband- 
lung erhobenen thatsächlichen und rechtlicüen Verhältnisse im regel- 
mässigen Instanzenzuge, und zwar nach BescHaifenheit der Umstände 
entweder definitiv oder provisorisch zu erkennen (§§. 55. und 56.) 

§. 58. Die besonderen Bestimmungen über das Intestaterb- 
recht nach Weltgeistlichen werden durch dieses Gesetfe nicht berührt. 

§. 59. Die Einkünfte erledigter weltgeistticher Pfründen flies- 
sen in den Religionsfond. 

Die Vorschriften, durch welche die Pfründen einzelner welt- 
geistlicher Corporationbn bisher von dieser Regel ansgenomiDM 
waren, sinil aufgehoben. 

VIJL In Ansehung der Staatsaufsicht Über die kirchlicJie Fer- 

. , waltung, 

§. 60. Die staatliche CultusverwaJtung hat darüber izu waiAen, 
dass die kirchlichen Orgaoe . iUreu Wirkiingakreis uicbt überschrei- 
ten, und den Best^mmuiigpii des gegen wärtigeii Gksetzes» sowie den 
£^uf Grundlage desselben, von den staatlichen BehQrdeU: erlassenen. 
AnorclQungen und. jedem von ihnen kraft dieses Gesetzes gestellten 
Veiiaugea n8;qhkoQUueJi. Zu diesem Ende kOnnen die ßehörden 
Geldbussea in* einer den VermügensKerhältnis^en angemesse^iien Höbe, 
sowie sonst i gfsetzlicb luläasige Zwangsmittel iu Anwendung briip^en. 

,» • • • . . • 

2. Qesete vom 7, Mai 187 i^ mU welchem behufs Bedeckung der 

Bjf^dürfnisse des . iatholisohen Oultus die , Beiträge etw% Bdigions- 

. fonde geregelt werden. 

(Qesteir. BeiehAge8.-Bl. XYI. St«ck» vom, 13. Mai 1374, Nr. 51.) 

Mit 2astifiimang beider B&user den Reichsrathes finde Ich aA- 
zttordnen; wie folgt: : . ' ^ ; 

§. 1. Behufs Bededkung der Bedörfniase dea katholiaoben 
Cultna, ioBbesondere zur Atifbestermlg deabis^rigen normalmftlsigen 
Einkommens der Seelaorgägeistlichkeit « häbeil.'die inliaber kärch'^ 
lither Pfrändei »od die oregulftren GommunilAteu die nachstand 
bestimmten Beiträge an den Re^ioasfbnd abzugeben.. . 

§. 2. Als Massstab für die Bemesaung dea, Refigioactfondabel'« 
träges wird bei der Bemessung des GebübrenäquiTalentea ulr Gkund- 
lage dieneade Wertk desGesi^mmtFerm^Vgens der Pfründe oder Gdm«* 
nittfiitftt, einaehHesalich dto etwa! bei. denselben genoflaenen Stiftongeov 
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apgeoommen» jedoch aussqbliesslifih des in Bibliotlieken, wissenschafk- 
licb^n und Kunstsammlungen bestehenden Vermögens* 

Demzufolge bleiben VentbOigensbeatandtheile .oder Bezüge, wekhe 
dem äebilbren^uivalente nicht unterliegen^ auch bei Bemessnng^ des 
Beligionsfond^beitrages ausser Anschlag. 

Eine Ausnahme hievon tritt hinsichtlich solcher Vermögensbe^ 

standtheile ein , welche bei Beoiessung. <ies Qebubrenäquivalentcs 

lediglich aus dem Grunde der noch nicht vollendeten zehnjährigem 

-Besitzdauer ausser Anschlag bleiben ; von solchen. Vermö^ensb.e- 

standtheilen is t. der Beligionsfondsbei trag sofort zu bemessen. 

§. 3.' Auswärtigen kirchlichen Pfründen und Communitäten 
wird der Keligiousfondsbeitrag nach dem Werthe ihres hierländigen 
Bealbesitzes bemessen (§.2.) 

§. 4. Die Cultusverwaltung wird nach Einvernehmung der 
Bischöfe und mit Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse den- 
jentgen Betrag festsetzen, welclier bebnfs Deckung des standesmäs- 
sigen Unterhalts der geistücheh Personen von dem Religiönsfonds- 
beitrage freizulassen ist. 

Bei regulären Communitäten ^ deren statu tenmässige.r Zweck 
in d^r Pdege voir armen Kranken besteht , ist ferner auch jenes 
Einkommen freizulassen, welches nachweisbar für diesen Zweck ver- 
wendet wird. 

Das Gleiche findet auch hinsichtlich des' Einkommens statt, 
werlciies eine reguläre Commünltät auf kirchliche oder Cultuszwecke, 
wenn dieselben bei Ermangelnug einer solchen Commnnität aus dem 
Reügionsfotide bestritten Werden hiussten oder auf Zwecke des öf- 
fentlichen ütiterriehtds verwendet, die vbn der' Regiefrutig als noth- 
wendig erkannt werden. 

§.5. Bei regulären Oömmnditftten ist das aus dem Titel der 
kirchlichen Oottipofadtiz (§. 4.)' freitulassätide ' Einkommen in der 
Somme aller jenar' BeMge anzunehmen , welche den Corporations- 
gliedem niMb ihrem kirchlichen Stande als Competenz zukotnmon. 
Dasselbe gilt bei weltgeistUchen Corporationen mit ungetbeilter Do- 
tation (mensa communis.) 

In beiden Fällen ist den einzelnen Gorporationsgliedem auch 
ein. solchee PfrfiildaieiBkomtnea einturedinta, teUhm >sg^ andcArswo- 
ber als von der.Communitftt becieben. :i * 

§. €. • Die Gmndaäfasev nach denett bebufe Bestimtnttng der 
Goppetenz (§§, 4^ und 5,) die SUu^abmen.und Aus^beii der. geist- 
lichen Personen ;eu berecbot^n, sind, wc^rdeu nach Emvemehmung der 
Bischöfe ini Verordnungswege festg«steUU 



224 Oeslerr. Ges. 7. Mai 1874, Beitr. d. Kler. u. d. Ord. %. lUigfd. 

§. 7. Wo zum Zwecke der Erg&nzang der Competenz (§§. 4. 
und 5.) eine Subvention aus öffentlichen Foiiden geleistet wird, ent- 
fälH die Bemessung des Beligionsfondsbeitrages. 

^ §. 8. Der Religionsfondsbeitrlig wird gleich dem Gebühren- 
äquivalente für einen Zeitraum von je zehn Jahren vorhinein be- 
messen. 

§. 9. Für diesen Zeitraum (§. 8.) beträgt der Beligionsfoads- 
beitrag im Ganzen: 

von dem Betrage bis 10,000 fl V, Perct. 

„ den Beträgen zwischen 10,000 ,, und 20,000 fl. iVt t» 

„ „ „ „ 20,000 „ „ 30,000 „ 3 

„ „ „ „ 30,000 „ „ 40,000 „4 

„ „ „ „ 40,000 „ „ 50,000 „ 5 

„ „ „ „ 50,000 „ „ 60,000 ^ 6 ' 

,* n ,, s, 60,000 „ „ 70,000 „ 7 

„ „ „ „ 70,000 „ „ 80,000 „ 8 

„ „ „ „ 80,000 „ „ 90,000 „ 9 

jedem Mehrbetrage über 90,000 ...... 10 „ 

§. 10. Eine Pau8chaliruug der vorstehend bestimmten Beligions- 
fondsbeiträge ist unzulässig. 

§. 11. Zeigt sich, dass das Einkommen einer über die kirch- 
liche Gorapetenz (§§. 4. und 5.) dotirten geistlichen Person oder 
Corporation durch den in der gesetzlichen Hi5be bemessenen {teU- 
gionsfondsbeitrag unter die Coropetenz herabsinken wurde, 90 ist der 
Beitrag ganz oder in dem entsprechenden Theilbetrage abz^schrcdben. 

§. 12. Sjne innerbdlb des Zeitraumes, für welchen der Beli- 
gionsfondsbeitrag bemessen worden ist, eintretende dauernde Ver- 
mehrung oder Verminderung des Einkommens des beitmgspfliclitigen 
Subjectes oder des die Grundlage der Bemessung bildenden Ver* 
mögöns, haX auf die Beitragspfliobt nur insoferne Binfluss, als durdi 
eine solche Veränderung das Einkommen des Beitragspflichtigen über 
den die kicohliche Gompetenz bildenden B^arag hinaafsfaeigt oder — 
mit oder ohne Einrechnung des gesetzlichen Beitri^ges — unter diesen 
Betrag hinabsinkt. 

Im erstere» EVilie ist der Beitraf i&r den noch übrigen Theil 
der Bemessungsperiode nachträglicb vu bemessen, im ifweiten Falle 
ganz oder in dettl entot^^ckenden Theilbetrage abzusckveiben. 

In Fällen in welchto ein vorübergehend^ Nachlaß an den 
landesfOrsüiclien Steuern gewährt wird, kann auch ein entsprechender 
Nachlass des Beligionsfondsbeitrages eintreten. 
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§. 13. Der Religionsfondsbeitrag wird ohne Rücksicht anf Inter- 
cal^perioden b^mes^en. 

§. 14. Die. Bemessung des Religionsfondsbeitrags erfolgt dkirch 
die politische Landesbehörde desjenigen Kronlandes, in welchem das 
beitragspfliclitigo Subject seinen ordentlichen* Wohnsitz hat, oder in 
welchem im Falle des §. 3. der die Beitragspflicht begründende 
Realbesitz gelegen -isti 

Der Bemessung sind die zum Behufe der Vorschreibung des 
Gebührenäquivalentes errichteten Vermögensfas&ionen i\nd von den 
Finunzbehörden festgestellten 'Daten zu Grunde zu legen. Hinsicht- 
lich solcher Vermögensbestandtheile, bezüglich welcher die Verpflich- 
tung zur Entrichtung des Gebührenäquivalentes noch nicht einge- 
treten ist (§. 2, Abs. 3), sind zum Behufe der Bemessung des 
Religionsfoudsbeitrages besondere Fassionen zu emchten tmd binnen 
einer im Verordnungswege festzustellenden Frist der Landesbehörde 
vorzulegen. 

Diese Fassionen müssen alle jene Daten enthalten, welche be- 
hufs der Bemessung des Gebührenäquivalentes auszuweisen sind. 

§. 15. Welche Einzelnnachweisie zum Zwecke der gänzlichen 
oder theilweisen Befreinng von dem Religionsfon3sbeitrage aus dem 
im §. 4. angegebenen Grunde zu erbringen sind, wird im Verord- 
nungswege festgestellt. (§. 6.) 

§. 16. Die in den Vorschriften über das Gebührenftquivalent 
enthaltenen Bestimmungen über die Haftungspflicht der Fassions- 
ieger hinsichtlich .der Richtigkeit der-Fassionsangaben gelten auch 
in Betreff derjenigen Angaben, welche zum Zwecke der Bemessung 
des Religionsfdndsbeitrages oder der Befreiung von demselben zu 
erbringen sind. (§§. 14. und 15.) 

Die Strafe für die Verschweigung eines Vermögens oder Ein- 
kommens, dessen Vorhandensein auf die Bemessung des Religions- 
fondsbeitrages Einfluss nehmen kann, besteht in dem Doppelten des 
hiedurch verkürztön oder der Verkürzung ausgesetzten Beitrages. 

§. 17. Recurse in Angelegenheiten der Bemessung des Reli- 
fondsbeitrages gehen an den Cultusrainister. 

Dieselben sind bei der Landesbeliörde binnen vier Wochen vom 
Tage der Zustellung der angefochtenen Verfügung oder Entschei- 
dung einzubringen und haben keine aufschiebende Wirkung. 

§. 18. Die Einzahlung des Religionsfondsbeitrages erfolgt in 
vierteljährigen Anticipativraiou zu Händen der Landesliauptcasse 
desjenigen Landes, in welcliem die Bemessung de« Beitrages erfolgt 
ist. (§. 14.) 
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§. 19. Von rückständigen Beligionsfondsbeiträgen sind vom 
Zeitpunkte ihrer Fälligkeit (§. 18.) fünfpercentige Yerzugszinsen zu 
entnchten. 

§. 20. Solange beim Eintritte eines neuen Decenniums (§. 8.) 
die Bemessung des R^ligionsfondsbeitrages iör dasselbe nicht er- 
folgt isty ist dieser Beitrag mit dem Vorbehalte nachträglicher Aus- 
gleichimg in dem für das abgelaufene Decennium ermittelten Aus- 
masse provisorisch fortzuentrichten. 

§. 21. Die Keligionsfondsbeiträge, dann die etwa verfallenen 
Verzugszinsen und Strafen, werden in derselben Weise wie die lan- 
desfurstlichen Steuern und Abgaben eingebracht. 

§. 22. Insoweit die Religionsfondsbeiträge nicht über drei 
Jahre ausständig sind, kommt denselben und deren Nebengebübren 
ein den öffentlichen Abgaben und deren Nebengebübren nachstehen- 
des,, hingegen allen privatrechtlichen Forderungen vorgehendes ge- 
setzliches Pfandrecht ad fructus des unbeweglichen Vermögens der 
beitragspflichtigen Pfründe oder regulären Communität zu. 

§. 23. Im Falle eines Concurses sind die nicht über drei Jahre 
ausständigen Religionsfondsbeiträge und Nebengebühren unmittel- 
bar nach den öffentlichen Abgaben und deren Nebengebühren zu- 
berichtigen. 

§. 24. Der Religionsfondsbeitrag fliesst unmittelbar in die 
Religionsfondscasse desjenigen Landes, in welchem die Bemessung 
stattgefunden hat. (§. 14.) 

§. 25. Dieses (besetz -tritt am 1. Jänner 1875 in Wirk- 
samkeit. 

Von diesem Zeitpunkte an haben die bisher von den Inhabern 
kirchlicher Pfründen und den regulären Gommunitäten an den Re- 
ligionsfond geleisteten Beiträge zu entfallen. 

Dessgleichen entfällt von diesem Zeitpunkte an die den Ge- 
nannten bisher obgelegene Verpflichtung zur Leistung des Alumna- 
ticums (Seminaristicums). Der Anspruch des Keligionsfondes auf 
die Intercalareinkünfte erledigter Pfründen wird durch dieses (besetz 
nicht berührt. 

§. 26. Die erste Bemessung der in diesem Gesetze bestimm- 
ten Religionsfondsbeiträge erfolgt far den Rest des mit 31. Decem- 
ber 1880 zu Ende gehenden Decenniums. (§. 8.) 

§. 27. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes sind der Minister 
für Gnltus und Unterricht und der Finanzminister beauftragt. 

Budapest, am 7. Mai 1874. 
Frane Joseph m. p. Auersperg m. p. Stremayr m. p. Pretis m. p. 
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3, Gesetz voni 20. Mai 1874 , betreffend die gescidiphe Anerken- 

nung von Religionsgeseüschaften, 

(Reichsgesetz-Bl. XXI. Stück yom 27. Mai 1874, Nr. 68.) 

Mit Zustünmung der beiden Häuser des Reichsrathes finde Ich 
anzuordnen, wie folgt: 

§. l. Den Anhängern eines bisher gesetzlich nicht anerkann- 
ten lieligionsbekenntuisses wird die Anerkennung als Keligionsgesell- 
schaft unter nachfolgenden Voraussetzungen ertheilt: 

1. üass ihre ßeligionslehre, ihr Gottesdienst, ihre Verfassung, 
sowie die gewählte Benennung nichts Gesetzwidriges oder sittlich 
Anstössjges enthält; 

2. dass die Errichtung und der Bestand wenigstens Einer nach 
den Anforderungen dieses Gesetzes eingerichteten Cultusgemeinde 
gesichert ist. 

§. 2. Ist den Voraussetzungen des §. 1. genügt, so wird die 
Anerkennung von dem Cultusminister ausgesprochen. 

Durch diese Anerkennung wird die Keligionsgesellschaft aller 
jeuer Keclite theilhaftig, welche nach den Staatsgesetzen den ge- 
setzlicli anerkannten Kirchen- und Religionsgesellschaften zukommen. 

§. 3. Die Erfordernisse der Zugehörigkeit und die Art des 
Beitrittes zu einer anerkannten Religionsgesellschaft werden durch 
deren Verfassung bestimmt. 

§. 4. Zur Errichtung von Cultusgemeinden und von Bezirken, 
welche eine Mehrheit von Cultusgemeinden umfassen, dann zu jeder 
Aenderung in der Abgränzung der bestehenden Gemeinden und Be- 
zirke, ist die staatliche Genehmigung erforderlich. 

§. 5. Die staatliche Genelimigung zur Errichtung einer Gul- 
tusgemeinde (§. 4.) ist durch den (Nachweis bedingt, dass dieselbe 
hinreichende Mittel besitzt, oder auf gesetzlich gestattete Weise 
aufzubringen vermag, um die nöthigen gottesdienstlichen Anstalten, 
die Erhaltung des ordentlichen Seelsorgers und die Ertheilung eines 
geregelten Religionsunterrichtes zu sicliern. 

Vor ertheilter Genehmigung darf die Constituirung der Cultus- 
gemeindc nicht stattfinden. 

§. 6. Insoweit die innere Einrichtung der Cultusgemeinden 
nicht schon durch die allgemeine Verfassung der Religionsgesell- 
schaft bestimmt wird, ist sie durch Statute zu -regeln, welche die 
nachfolgenden Punkte zu umfassen haben: 

1. Die Bezeichnung der örtlichen Grenzen des Gemeindege- 
bietes ; 

15* 
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2. die Art der Bestellung des Vorstandes, dessen Wirkungs- 
kreis und Verantwortlichkeit; 

3. die Art der Bestellung des ordentlicbeu Seelsorgers and 
sonstiger kirclilicher Functionäre, deren Rechte und Pflichten ; 

4. die Rechte und Pflichten der Gemeindeangehörigen in Hin- 
sicht auf die Oemeindeverwaltung, insbesondere Bestimmungen über 
die bestehenden Wahlrechte; 

5. die Art der Besorgung, Leitung und unmittelbaren Beauf- 
sichtigung des Religionsunterrichtes; 

6. die Art der Aufbringung der für die ökonomischen Bedürf- 
nisse der Gemeinde erforderlichen Mittel; 

7. das Verfahren bei Abänderung des Statutes. 

Solche Statute sind den Gesuchen um die staatliche Geneh- 
migung zur Errichtung von Cultusgemeinden (§§. 4, 5.) beizulegen 
und unterliegen der Genehmigung des Cultusministers. 

§. 7. Soll eine Cultusgemeinde von Personen gebildet wer- 
den, welche der betreffenden Religionsgesellschaft bisher niclit ange- 
hört haben, so haben dieselben nach erlangter Genehmigung (§§. 4, 
5.) die Erklärung ihres Beitrittes zu der Gemeinde vor der poli- 
tischen Behörde abzugeben, welche hievon dem Vorsteher oder Seel- 
sorger der verlassenen Kirche oder Religionsgesellschaft Anzeige 
macht. 

Diese Erklärung hat alle rechtlichen Wirkungen der im Ar- 
tikel 6. des Gesetzes vom 25. Mai 1£C8 (R. G. Bl. Nr. 49.) nor- 
mirten Austrittserkläruug. 

§. 8. Mitglieder einer ordnungsmässig constituirten Cultus- 
gemeinde sind alle im Gebiete derselben wohnhaften Angehörigen 
der betreffenden Religionsgesellschaft. 

AngehörigeT^einer Religionsgesellschaft, welche nicht in dem 
Gebiete einer Cultusgemeinde wohnen, werden als Mitglieder der 
nächstgelegeuen Gemeinde ihres Bekenntnisses angesehen. 

Der Gemeindevorstand {§. 9.) hat für die Evidenzhaltung der 
Gemeindemitglieder zu sorgen. 

§. 9. In den Vorstand einer Cultusgemeinde können nur solche 
Mitglieder derselben berufen werden, welche österreichische Staats- 
bürger sind und im Vollgenusse der bürgerlichen Rechte stehen. 

Die Bestellung des Vorstandes ist der Landesbehörde anzu- 
zeigen. 

Die Bestellung eines Vorstandes, dessen Wirksamkeit sich auf 
mehr als Eine Cultusgemeinde erstrecken soll, bedarf der Bestätigung 
durch den Cultusmiuister. 
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§. 10. Als Seelsorger* kann in der Caltnsgemeinde nur ein 
5sterreicliischer Staatsbürger angestellt werden, dessen Verhalten in 
sittlicher und staatsbürgerlicher Hinsicht vorwurfsfrei ist und dessen 
allgemeine Bildung mindestens durch Vollendung des Gymnasial- 
studiums erpropt ist. 

§. 11. Den zur Anstellung der Seelsorger Berechtigten liegt 
ob, die im einzelnen Falle ausersehene Person der Landesbehörde 
anzuzeigen. 

Der letzteren steht zu, den zur Anstellung Berechtigten ihre 
Einwendungen unter Angabe der Gründe (§. 10.) mitzntheilen. 

Wird von der Landesbehörde binnen 30 Tagen nach geschehe- 
ner Anzeige keine Einwendung erhoben, so steht der Anstellung des 
betreffenden Seelsorgers nichts im Wege. 

Gegen eine von der Landesbehörde erhobene Einwendung steht 
die Berufung an den Cultusminister offen. 

Wird der Berufung nicht Folge gegeben, so darf die Anstel- 
nng nicht stattfinden. 

Die Anstellung von Beligionsdienern, deren Wirksamkeit sich 
mehr als auf Eine Cuttusgemeinde erstrecken soll, bedarf der Be- 
stätigung durch den Cultusminister. 

§. 12. Wenn ein Religionsdiener verbrecherischer oder solcher 
strafbarer Handlungen schuldig erkannt worden ist, die aus Gewinn- 
sucht entstehen, gegen die Sittlichkeit Verstössen oder zu öffent- 
lichem Aergeruisse gereichen, oder wenn ein Seelsorger die öster- 
reichische Staatsbürgerschaft verliert, so hat die Regierung seine 
Entfernung vom Amte zu verlangen. 

Hat sich ein Seelsorger eines Verhaltens schuldig gemacht, 
welches sein ferneres Verbleiben in seinem Amte als der öffentlichen 
Ordnung gefährlich erscheinen lässt, so kann die Regierung seine 
Entfernung von der Ausübung des Amtes verlangen. 

Wird die von der Regierung verlangte Entfernung von den hie- 
zu Berufenen nicht in angemessener Frist vollzogen, so ist das be- 
treffende Cultusamt für den staatlichen Bereich als erledigt anzu- 
sehen, und hat die Regierung dafür zu sorgen, dass jene Geschäfte 
welche die Staatsgesetze dem ordentlichen Seelsorger übertragen, 
von einer anderen von ihr bestellten Persönlichkeit insolange ver- 
sehen werden, bis das betreffende Cultusamt in staatsgiltiger Weise 
neu besetzt ist. 

In derselben Weise kann vorgegangen werden,^ wenn aus einem 
anderen Grunde die oben bezeichneten Geschäfte von dem ordent- 
lichen Seelsorger nicht besorgt werden. 
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« 

§. J3. Jede nicht schon in der allgemeinen Verfassung der 
Religionsgesellschaft vorgesehene Vereinigung mehrerer Cultusgemein- 
den oder der Vertreter derselben zu einer dauernden oder vorüber- 
gehenden gemeinsamen Thätigkeit, insbesondere zur Beschlusfass- 
iing über gemeinsame Angelegenheiten, bedarf der von Fall zu Fall 
zu ertheilenden Gestattung des Cultusministers. 

§. 14. Zur Einbringung der. mit staatlicher Zustimmung aus- 
geschriebenen Umlagen und der den Beligionsdienern zustehenden 
Einkünfte und Gebühren wird der staatliche Beistand gewährt. 

§. 15. Die staatliche Gultusverwaltung hat darüber zu wachen, 
dass die anerkannten Religionsgesellschaften , deren Gemeinden und 
Organe ihren Wirkungskreis nicht überschreiten und den Bestim- 
mungen des gegenwärtigen Gesetzes, sowie den auf Grundlage des- 
selben Ton den staatlichen Behörden erlassenen Anordnungen und 
jedem von ihnen kraft dieses Gesetzes gestellten Verlangen nach- 
kommen. Zu diesem Ende können die Behörden Geldbussen in 
einer den Vermögens Verhältnissen angemessenen Höhe, sowie sonst 
gesetzlich zulässige Zwangsmittel in Anwendung bringen. 

§. 16. Dieses Gesetz tritt mit dem TagB seiner Kundmachung 
in Wirksamkeit. 

§. 17. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes sind der Mi- 
nister für Cultus und Unterricht und der Minister des Innern be- 
auftragt. 

Budapest, am 20. Mai 1874. 

Franz Joseph m. p. 
Äuersperg m. p. Lasser m. p. Strenuxyr m. p. 
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Xli. 
Literatur. 

1. Die preussisehen Kirchengesetze des J. 1873 herausgegeben mit 
Einleitung und Commentar von Dr. Paul Hinschius, ord. Prof, 
des Kirchenr. a. d. Univ. Berlin. 2. Lief. Berlin ChMentag 
1874. XLVIII. pp. u. S. 99—212. 

(Vgl. Archiv. Bd. 31. S. 218). Die Einleitung illustrirt die 
neuen Eirchengesetze als einen Kampf des Protestantismus gegen 
den ültramontanismus. Ausserdem enthält die 2. Lief, des Werkes 
den Text des Gesetzes über Vorbildung und Anstellung der Geist- 
lichen nebst Erläuterungen, wodurch der von der Germania als Mit- 
verfasser der preussisehen Staatskirchengesetze bezeichnete protestan- 
tische Canonist sich bemüht, die Lücken, welche zuerst in dem 
scharfsinnigen Urtheil des israelitischen Ereisrichters Norden zu 
Tarnowitz und dann in einer grossen Zahl anderer gerichtlicher Ent- 
scheidungen gefunden wurden, durch Argumentationen auszufüllen, 
wodurch die durch die Lücken erfolgenden Freisprechungen kath. 
Geistlichen beseitigt werden könnten. Sodann folgt das Gesetz über 
den Austritt aus der Kirche mit Erläuterungen und den, wie auch 
bei dem vorigen Gesetze beigefügten dazu gehörigen Minist. -Er- 
lassen. Den Schluss bildet ein aiphabet. Sachregister. 

2. Die Anschauungen des CuUusministers Hm. Dr. Falk über die 
Tcaih. Kirche nach dessen Rede vom 10. Dec. 1873. Beleuchtet 
vofi Wüh. Emman. Frhm. v. Ketteler^ Bisch, v, Mainz. Das. 
Fr. Kirchheim 1874. 30 8. 8. 

Der Hr. Bischof wendet sich gegen die unwahren Anschuldig- 
ungen, die der preussische Cnltusminister Falk, ebenso wie die übri- 
gen nationalliberalen Parteimänner gegen die kath. Bischöfe, den 
kath. Klerus und das kath. Volk erhoben haben, dass die Katholiken 
die Gesetze ihres Vaterlandes geringer achteten, als den Wink eines 
Mannes ausserhalb des Vaterlandes, des Papstes. Der Bischof zeigt, 
wie der Vorwurf des Mangels an Vaterlandsliebe auf den Cultus- 
minister selbst zurückfällt, indem dieser selbst den grössten Theil 
der Schuld daran trägt, dass sich der Feuerbrand innerer religiöser 
Kämpfe immer biehr entzündet und das lediglich zur Befriedigung 
intoleranter Forderungen einer dem Christenthum entfremdeten Par- 
tei; wie der das Christenthum und dessen göttliche Stiftung ver- 
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neinende Standpunkt eines (kurzlich verstorbenen) David Strauss es 
ist, auf dem sich der preussische Cultusminister Falk befindet und 
wie die kränkenden Vorwürfe des Ministers darin wurzeln, dass er 
sich in der vollsten Unkenntniss vom Wesen des christlichen Glau- 
bens befindet und unfähig ist, sich von christlichen Männern eine 
unbefangene Vorstellung zu inachen, die im Papste das Oberhaupt 
der Kirche verehren, die an eine göttliche Einrichtung glauben, die 
bei der gewissenhaftesten Beobachtung aller Staatsgesetze nur da 
nicht gehorchen können, wo diese mit den Gesetzen Gottes in Wie- 
derspruch treten. 

3. Schweizer Brochüreii für Volk und Gelehrte. 7. IlrP. Possumtis, 
Einige Briefe an Hm. E, Roihplefz z, alten Thurm in Aarau 
über dessen Programm z, Bundesrevision, verfasst von Joh. Ant 
Rohn, KHf^gnau 1873. Fcrd. Biirli 54 8. S. 

4. Der gegenwärtige Kampf der schweizerischen Katholiken. Fest- 
rede hei der (ieneralversammlung des Piusvereins in der St. Mi- 
chaelskirche zu Zug den 21. Aug. 1871, geJialten von- Joh. An- 
ton Mohn, Decan und Pfarrer iii Rohrdorf. Lnzcrn. Gebr. Ru- 
ber 1873. 24 S. 8. 

Zwei vortreffliche gut geschriebene Volksschriften, welche sich 
zwar zunächst mit den gegcuiwärtigen Hodrängnissen der Kirche in 
der Schweiz beschäftigen , aber auch, namentlich die auäführlichere 
erstere, auf die Principicn, Zwecke und Folgen des Liberalismus im 
Einzelnen näher eingehen und auf die Folgen des liberalen Uegimen- 
tes in den verschiedenen Ländern hinweisen. Die Kritik des liberalen 
Programms des Hrn. Rothpletz ist wahrhaft vernichtend. 

5. Das bischöfl. Knabenseminar der Diöcese St. Gallen, Rechtsbe- 
stand, Nothwendigkeit und Einrichtung desselben. Zuschrift des 
hochw. Bischofs von St. Gallen an den Tit. kathol. Adminislra- 
tionsrath des Kantons St. Gallen. Das, Druck von G. Moosber- 
ger 1874. 39 S. 8. 

In dieser vom 9. Dec. 1873 datirten ausgezeichneten Schrifl; 
legt der hochw. Bischof Dr. Greith den rechtlichen Bestand de^ 
bischöi. Knabenserainars zu St. Galleu dar und die unerlassliche 
Nothwendigkeit desselben für die Diöcese, und die innere Einrich- 
tung und Beschaffenheit desselben gegenüber den auf Ausrottung 
imd vorläufige Sperrung der jährlichen Unterstützung von 3000 Fcs. 
aus dem kathol. Kantonsschulfond gerichteten Anträgen und Ankla- 
gen, unvaterländischer und freiheitsfeindlicher, »jesuitischer,« fremd- 
ländischer Gesinnung, die dort angeblich gehegt und gepflegt werde. 
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6. Gespräche Über den Syllahus, Augsburg. Kranefelder 1873. 
70. S. S. 

In Gesprächsform vertheidigt hier ein Pfarrer gegenüber einem 
Doctor, einem Professor und einem Staatsanwalt den Syllabus, wider- 
legt die Missverständnisse derselben nnd setzt den wirklichen In- 
halt des Syllabus auseinander. Die ganze Darstellung ist sehr anspre- 
chend und fasslich und verdient die Schrift, — wie wir hören ist 
sie die eines Priesters der Diöcese Bichstätt, — alles Lob. 

7. Sind die sog. AlfkatholiJcen noch Katholiken und wenn nichts 
was folgt daraus? Hirte^ischreiben des hochw. Hrn. Dr. Lothar 
von Kfibel, Bischof von Leuca i. p. i. und Erzbkthumsverwesers 
der Erjsdiöcese Freiburg an den hochw. Klerus und die Gläu- 
bigen der Erediöcese. Freibwy i. Br. IHlger'sche Buchdruckerei. 
44 S. 8. 

Im Archiv ist schon wiederholt der Nachweis geführt worden, 
dass die sog. Altkatholiken keine Katlioliken mehr sind. Vgl. Bd. 
30. S. 329. 33G ff. Bd. 31. S. 240 ff. Dev vorliegende Hirtenbrief' 
führt diesen Nachweis in einer ebenso eingehenden und gründlichen, 
wie zugleich allgemein fasslich gehaltenen Weise. 

8. Kann ein Jesuit von seinem Oberen za einer Sünde verpflichtet 
werden? Corresponde^iz mit dem Director des Grossh. Hess. 
Minist, des Innern Frhrn. v. Starck, von Wilhelm Emmanuel 
Frhm. v. Ketteler^ Bischof von Mainz. 2. Aufl. Mainz, Franz 
Kirchheim 1874. 47 S. 8. 

Unter dem 18. Dec. 1873 telegraphirte man den Zeitungen 
aus Darmstadt: »Gegenüber der bei dem Ministerium Seitens des 
Bischofs von Mainz wegen der Begründung der Ausweisung des Je- 
suitenpaters Zöller eingereichten Beschwerdeschrift thut die [officielle] 
Darmstädter Zeitung durch einen wissenschaftlich begiündeten f??] 
eingehenden Artikel dar, dass der General des Jesuitenordens einem 
Untergebenen eine Sünde befehlen könne [?!]. Jener in den Zei- 
tungen dem damaligen Giessener, jetzt Kieler ord. Prof. der Philo- 
logie Dr. Lübe zugeschriebene Artikel verdreht die ähnlich wie in 
anderen alten Ordensstatuten, in denen der Jesuiten und schon in den 
ersten christlichen Jahrhunderten vorkommende Redeweise »obligare 
ad peccatum,« d. h. dass der Jesuit unter einer Sünde zum Gehor- 
sam gegen seinen Oberen verpflichtet sei, in eine angebliche Vor- 
schrift, sich von Oberen auch sogar zur Sünde verpflichten zu lassen. 
Die Berliner Germania 1874 in den drei Beilagen zu Nr. 1—3 hat 
alsbald diesen philologischen wie moralischen Blödsinn des Giessener 
ordentlichen Professors der klassischen Philologie eingehend beleuchtet. 
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In der vorliegenden Schrift des Herrn Bischofs ist jener Artikel der 
Darmst. Ztg. nebst der voransgegangenen'Correspondenz des Bischofs 
mit dem Ministerinra mitgetheilt, nnd (S. 24—40) die ausführliche 
Widerlegung jenes Artikels und der darauf von dem Ministerium 
gestützten Anklagen gegen die Jesuiten. Der Bischof forderte den 
Minister zur Zurücknahme seiner ungerechten Anklagen auf, widri- 
genfalls er diese seine Antwort ebenfalls veröffentlichen werde. An- 
gehängt sind (S. 41—47) noch die Bemerkungen eines Philologen 
zu dem philologischen Gutachten der Darmst. Ztg. Der Herr Bi- 
scliof fuhrt in seinem Schreiben, wie wir noch hervorheben wollen, 
namentlich auch positiv den Nachweis, dass die Constitutionen der 
Jesuiten ausdrücklich und wiederholt den Gehorsam in Allem, was 
Sünde ist, vollständig mit möglichster Klarheit ausschliessen. 

9. Der Kampf der hessischen Kirche um ihre Freiheii «nd der 
General-Superifitendent Dr. Martin zu Cassel. Ein Beitrag zum 
Versiändniss des kirchlichen Kampfes in Hessen^ von Friedr. 
Pfeiffer, Pfarrer zu Breitau, Erlangen, A, Deichert 1874. 99 S. 8. 

Der Verfasser dieser lesenswerthen Schrift begründet und recht- 
fertigt darin seine und zahlreicher anderer kurhess. protest. Geistlichen 
und Gemeinden Opposition gegen das durch die Allerhöchsten Er- 
lasse vom 13: Juni 1868 und vom 24. April zu Cassel errichtete 
Consistorium für den Reg.-Bez. Cassel. Die uiederhessische Consi- 
storialordnung von 1657, eine neue Auflage der von 1610, sei zwar 
lediglich »auf Antrag der Landstände und ohne Mitwirkung der Sy- 
node,« also einseitig gegeben, es liege also auch hier ein Gewaltact 
territorialistiscker Willkür, ,ies sog. landesherrlichen Episcopats vor. 
Aber man habe sich diese Consistorialordnung gefallen lassen, weil 
dieselbe in ihrem 7erhältniss zu der rechtsgültigen Eirchenordnung 
von 1657 einen vollen Rechtsschutz, eine Garantie für die Erhaltung 
der Aagsburger Confession und Apologie gewähre, indem die ge- 
nannte Eirchenordnung an die Augsburger Confession gebunden sei 
und das nach der ihr beigefügten Consist-Ordnung constituirte Eir- 
chenregiment die Augsburger Confession als Norm seiner kirchenre- 
gimentlichen Thätigkeit festzuhalten habe und gehalten sei , alle 
Diener der niederhessischen evangel. Eirche auf dieses Bekenntniss 
zu verpflichten. Dagegen sei die Einsetzung des neuen unirten Ge- 
saramtconsistoriums eine wesentlich den Glauben und das Gewissen 
verletzende Massnahme, denn die dadurch geschehene Veränderung 
der Eirchenordnungen hebe die hessische Eirche auf, 2) die Leitung 
durch eine Behörde^ welche aus verschiedengläubigen Mitgliedern be- 
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stehe, widerspreche dem Bekeniitniss und 3) das Ordinariatsgelübde 
verbiete den Gehorsam. 

10, Acta et statuta synodi dioccesanae Pragensis anno Dotnini 

1873, Pontificaius Fit Papae IX, vigesimo octavo celehratae. 

Pragae in aedibus CaroU Bellmann 1873 fol. min. XVIL 

et 62 pp. 

Prof. Borovy gab im Archiv IM. 31. S. 198 ff. bereits einen 

kritischen üeberblick der Prager Diöcesansynode v. J. 1873. Die 

Acta (p. I— XVII) und Decreta (p. 1—48) nebst Anhängen (p. 

49—62) liegen jetzt in einer elegant ausgestatteten Ausgabe vor 

und sind auch im Buchhandel zu beziehen. 

IL Begesta pontificum Bomanorum inde ab a, post Christum na-- 
tum 1198 ad a. 1304 edid. Augustttö Potthast, Uuxäriensis 
Westfalus. Opus ab academia literarum Berolinensi duplici 
praemio omatum ejiisque subsidiis liberalissinic concessis edi^ 
tum, Facs, 7, et 8. plag. 119, ad 158, Berolini in aedib. 
Budolphi de Decker 1874 in 4. . {Preis de^ fasc, iV» ^^* 
netto) (Vgl. Archiv Bd. 31. S. 216 f., 384.) 

Diese beiden Hefte des rüstig im Drucke voranschreitenden 
grossen werth vollen Werkes (pag. 943—1262) schildern und ver- 
zeichnen die ungeheuere gesetzgeberische und jurisdictionelle Thätig- 
keit Innocenz's IV. mit der Sorgfalt und Vollständigkeit , die "wir 
schon au den früheren Lieferungen gerühmt haben. 

12. Hefele,- Dr. K. J. v. (Bischof von Bottenburg), Concüienge- 
schichte. Bd. 7. 2. Abth. Freiburg, Herder 1874, (XII. 
496 S. 8.) 

Diese Abtheil., mit welcher der Verf. sein berühmtes Werk 
leider abschliesst, behandelt die Zeit zwischen den Synoden von 
Constanz und Basel, und sodann das von Basel, Ferrara und Flo- 
renz. Eine zweite verbesserte Ausgabe der früheren Bände ist 
begonnen und davon der 1. Bd. bereits erschienen. 

13. Der Katholik. Zeitschrift für kath. Wiss. u. kirckl. Leben. 
Maine, Fr. Kirchheim (jährlich 12 Hefte = 8 /J. rh.) 

wurde im J. 1821 von dem jetzigen Bischof von Strassburg Dr. 
Bäss und dem seligen Dr. Weiss , (f als Bischof von Speyer) ge- 
gründet und wird bekanntlich schon seit einer langen Beihe von 
Jahren von Domdecan Prof. Dr. J. B, Heinrich und Regens Dr. 
Ch. Moufang herausgegeben. Den Inhalt der Ztschr. bilden Ab- 
handlungen aus allen Zweigen der Theologie, besonders wichtige 
kirchliche Actenstücke und kurze literar. Anzeigen. Wir registriren 
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hier die auch fär's Eirohenrecht bedeutendereQ Abhandlangen aus 
den beiden letzten Jahrgängen: 

a) aus dem Jahr 1872: I. Der Einfluss der Päpste auf die 
dogmatischen Entscheidungen der allgemeinen Concilien von Ephe- 
sus und Chalcedon. (Januar-H. S. 13—37, Febr.-H. S. 129—149). 

II. Herr Reicbsrath v. Döllinger und die Kirche von Utrecht. 
(Febr.-H. S. 188-206). 

III. Ludwig der Bayer und Papst Johann XXII. (von 1316 — 
1330) von P. B. Miitermüller. (Pebr.-H. S. 207—225). 

IV. Das Vaticau. Concil und die deutsche Wissenschaft, nach 
dem Tagebuch des Prof. Friedrich gezeichnet. (März-H. S. 341 — 
360, April-H. S. 450-475). 

V. Die Trennung der Kirche vom Staate. (Juni-H. S. 678 — 
98, Juli-H. S, 69—87). 

VI. Die Verfassung der Kirche und ihr Lehramt nach den 
ältesten Kirchenvätern. (Jui)i-H. S. 699—741). 

VII. Der Primat in den ersten drei Jahrhunderten. (Sept.-H. 
S. 257-84). 

VIII. üeber die Vorschläge [Domcapit. Dr. H. OerlacVs im 
Archiv f. Kirchr. Bd. 23. S. 169 ff., 317 ff.,] zur Verbesserung der 
kirchlichen Ehegesetzgebung durch dass allgem. Concil. (Juli-H. 
S. 50-68, August-H, S. 207—229). 

IX. üeber Vorschläge zu einer Revision der kirchlichen Ehege- 
setzgebung. [Replik von Dr. Gerlach,'] Dec.-H. S. 667—687). 

X. Die »Cölner Wirrenc und die heutige Lage. "(Dec.-H. S. 
731-41). 

b) Ans dem J. 1873 : I. Nachklänge zu 'dem Vatican. De- 
crete von der Unfehlbarkeit des päpstlichen Lehrprimats. (Jan.-H. 
S. 50-68).^ 

II. Geschichte der Civilehe in Frankreich von Dr. Hirschel, 
(April-H. S. 435-465, Mai-H. S. 513-46). 

III. Die Beeidigung und Anerkennung des altkatholischen Bi- 
schof Reinkens. (Octbr.-H. S. 501—5). 

IV. Die Lehre über Kirche und Hierarchie bei Tertullian. 
(Nov-H. S. 551-68). 

V. üeber Entstehung und Entwickelung der canonischen Ta- 
geszeiten. (Nov.-H. 569-85, Dec.-H. S. 675—91, und -im Jahrg. 
1874 Jan.-H. S. 77-79, Febr.-H. S. 182—215). 

Atis dem J. 1874: Febr.-H. (S. 216—40) eine gediegene 
Abhandlung über die Stellung des Klerus zu den polit. Bewegungen 
der Gegenwart. 
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14. Periodische Blätter zur tvissenschaftlichen Besprechimg der 
grossen religiösen Fragen de7* Gegenwart^ heraasgeg. von Dr. 
M. J. Scheelen. Regensburg Pustet. (Jahrg, 1872 576 S. ; 
1873 : 572 S, 8). 

Diese gediegene wohlfeile Ztschr. (jährl. 12 Hefte z= 27io fl* 
rh.) begann eben (1874) ihren dritten Jahrgang. Dieselbe wurde 
ursprünglich zur Mittheilung und Besprechung der auf das Vatic. 
Concil beiifiglichen Gegenstände gegründet und hat auch fortgefahren 
Dahingehöriges zu erörtern, wie namentlich sehr eingehend die sog. 
altkatholischen Bestrebungen und Versammlungen beleuchtet. Aus- 
serdem sind in den beiden letzten Jahrgängen Streiflichter auf die 
staatskirchlichen Verhältnisse in Bayern und Preussen geworfen, und 
die Thätigkeit religiöser Orden in der Volksschule, die Grenzen des 
staatlichen Gehorsams, und besonders die Freimaurerei, wie viele an- 
dere zeitgeraässe Fragen abgehandelt. Die interessanten und quellen- 
mässigen Artikel über die Freimaurerei sind im Jahrgang 1874 
(Heft 2 und 3) fortgesetzt worden. 

15. Stimmen aus Maria-Laach. Katholische MonxUschrifi. Frei- 
. hurg.B. ^Herder 1873, (12 Hefte. Bd. 4. V. und 616 S. ; 

Bd. 5. V. und 600 S. 8,) Preis per Bd. 3. fl. rh. 

Die Stimmen aus Maria-Laach haben eine so grosse weite 
Verbreitung gefunden, wie sie es verdienen und wie sie solche nicht 
bloss als Stimmen verbannter treuer katb. Priester, sondern auch 
abgesehen davon wegen ihres bedeutenden inneren Werthes verdie- 
nen. Der Inhalt zeichnet sich durch Mannigfaltigkeit, Beichhaltig- 
keit, Ernst und Wäime, Gründlichkeit und Fasslichkeit aus, nirgends 
aber tritt irgendwelche Bitterkeit hervor , wie man sie von denje- 
nigen erwarten könnte, die sich so sehr verfolgt sehen. Auch ver- 
mag kaum eine Zeitschrift eine grössere Zahl durchweg gediegener 
Mitarbeiter aufzuweisen. Jedes' Heft enthält eine Reihe von Ab- 
handlungen, Becensionen und Miscellen aus den 'verschiedensten Ge- 
bieten des menschlichen Wissens. Wir verzeichnen hier ^ die haupt- 
sächlichsten Abhandlungen des J. 1873, welche in das Gebiet des 
Archivs fallen: 

a) Aus dem Bd. 4.: 1. Das Jesuitengesetz und der »Noth- 
standc des deutschen Reiches von P. R. Cornely; 2. Geschichte 
der Auflehnung gegen die päpstliche Auctorität von P. R. Bauer 
(Artikel 10 und 11, die 9 ersteh im Jahrg. 1872 ersciiienen); 3. 
Die Bulgaren und die griechisch-schismatische Kirche von P. D. 
Raitinger; 4. Die Ehe, ihre Wichtigkeit für Individuum, Staat 
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und Kirche von P. B. Rive; 5. Die neuen prenss. Gesetzentwürfe 
über die Kirche von P. O. Schneemann. 

h) Aus dem Bd. 5.: 1. P. T. Pesch. Der Kampf gegen den 
Liberalismus der Wissenschaft; 2. P. B, Rive. Der moderne Ver- 
fall der Ehe (2. Artikel); 3. P. R. Bauer. Gesch. der Auflehnung 
gegen die päpstl. Auctorität (Art. 12. und 13.: Die Massregeln 
gegen die Sorbonne, die Deelamation des Klerus von 1682); 4. P. 
R. Cornely. Ein Beitrag^ zur Gesch. der polit. Heuchelei (die ante 
Bismarck gegen die Jesuiten geübt wurde); 5. P. C. BrischsLr. Der 
Kampf gegen den apostolischen Ausspruch : Man muss Gott mehr 
gehorchen als den Menschen ; 6. P. L. v. Hammerstein, Staat und 
Kirche; 7. P. B. RaUinger. Die Bulgaren und die griechisch-schis- 
matische Kirche (Art. 4 und 5); 8. P. R. Corndy. Russische Pa- 
rallelen zur neupreussischen Kirchenpolitik; 9. P. L. v. Hammer- 
stein. Welche Vollmachten hat Christus seiner Kirche hinterlassen. 
10. P. B. Rive. Die Ehe als Naturverhältniss. 

16. Revue caiholique des instiitäions et de droit par une socicte 
de jurisconsuUes. Grenoble Baratier freres et Dardelet. (Paris. 
Jos, AWanel. 1873—74.) 

Von dieser im Archiv Bd. 30. S. 219 erwähnten neuen vor- 
trefflichen juristischen Monatsschrift gingen uns inzwischen Heft 12 
des I. Jahrg. 1873 zu und Heft 1 — 5 des II. Jahrg. (der mit Dec. 
1873 begann). Im 12 Heft des I. und im 2. und 3. Hefte des II. 
Jahrg. sind die gründlichen Abhandlungen von Dr. Andre Gairal 
über das kath. Begräbniss und das Civilgesetz fortgesetzt; aus Heft 
1. des IL Jahrg. ist hier die Abhandlung von Dr. F, Perier zu 
Grenoble über die Vermächtnisse an gesetzlich nicht anerkannte 
Wohlthätigkeitsanstalten hervorzuheben, üeft 5. enthält ausser dem 
Anhang einer Uebers. d. Denkschr. des Erzb. Gap.-Vic. von Frei- 
burg V. Jan. d. J. S. 333 ff. noch (S. 316-^18) eine bemerkens- 
werthe EniscJieidung des Appellhofs von Aix vom 2. März 1874^ 
welches ausspricht , dass das Gesetz , welches in Frankreich den 
Bestand nicht autorisirter , religiöser Gongregationen verbot , doch 
nicht diejenigen der Verantwortlichkeit entziehen wollte, welche sich 
Vergehen gegen die Mitglieder solcher religiöser Vereinigungen 
erlauben, indem diese doch dieselben bürgerlichen Rechte haben wie 
andere Bürger, und dass desshalb die Stadtgemeinde Marseille den 
dem Missionshause der Jesuiten durch die Bürgerwehr von Marseille 
zugefügten Schaden ersetzen müsse. 

17. SchuUe^s Kirchenrechtsmssenschaft einst und jetzt ^ von Dr. 
Franz Laurin^ k. k. Hofcaplan und Universitätsprofessor in 
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Wien. • Wien md Pest. C. Satari. 1783. IL Bl. md 67. 
S. 8. 

Ein Sonderabdruck d^r schon Bd. 31. S. 371 erwähnten Ar- 
tikel des Wiener »Vaterland,« worin mit grosser Sorgfalt und vor- 
trefBicher Auswahl aus den zahlreichen Schriften des ehemaligen* 
katholischen Ganonisten Professor Schulte die Lobsprüche und Aus- 
führungen desselben zu Gunsten des österreichischen Concordats 
und des nunmehrigen neuprotestantischen Bitters von Schulte ge- 
radezu entgegengesetzte Behauptungen zu Qunsten des neuen kir- 
chenfeindlichen österreichischen Gesetzentwurfes aus der liberalen 
Bismarckischen Wiener »Neuen freien Presse« nebidneinandergestellt 
und in einem übersichtlichen Besumä (S. 53 — 55) schliesslich kurz 
zusammengefasst sind. 

18. Manuale totius juris canonici auetore D. Graisson, quondam 
vicario generali dioecesis ValenHnensis. Opus Bomae ex auc- 
toritaie superiore examinaium^ approbaium ei commendatum ah- 
examinaioribus Bomanis. Edüio terüa, SyUaho PH IX. Con- 
cüio VaiicanOj consiitutioni Apostol. Sedis et recentibus Congr. 
Bomanarum decreüs adoptata nwiMsque mendis accuraie ex- 
purgata\ 4. |tom. Pictavii (Poitiers) sunUibus auctoris , ex 
iypis H. Oudin^ episcop. typographi 1872. 
Die zweite Auflage dieses Werkes ist im Archiv Bd. 21. S. 
173 ff. ausführlich besprochen worden. Diese dritte Ausgabe ist nicht 
Ton der zweiten verschieden, nur dass an den ersten Band nach 
dem Register angehängt sind die Vatic. Constitutionen, die Bulle 
Apostolicae Sedis, Exi^rpte aus dem Syllabus und Berichtigungen 
folgender Errata: Page 401 1. 18: cette d^cision est modific^ par 
le decret suivant: An parochus die feste a sua parochia absens sa- 
tisfaciat suae Obligation! missam celebrando pro populo in loco ubi 
degit, seu potius teneatur substituere alium qui missam pro populo 
dicat in propria ecclesiae ... S. G. Concilii respondit 14. Dec. 
1872: Parochum die feste a sua parochia legitime absentem satis- 
facere suae Obligation! missam celebrando pro populo suo , in loco 
ubi degit, dummodo ad necessariam populi commoditatem alins sa- 
cerdos in ecclesia parochiali celebret et Terbum Dei explicet. Pa- 
rochum vero, utrumque legitime impeditum ne missam celebret, 
teneri eara die feste per alium celebrari et applicari facere pro po- 
pulo in ecclesia parochiali ; quod se ita factum non f uerit, quam pri- 
mum poterit missam pro populo applicare debere (Revue des scienc. 
eccl. t. 27. p. 276 sqq.). 

Pag. 729 1. 12: changer tonte la linea commencant par le mot 
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omnes tarn etc. et mettre : Manclantes seu cogetites tracli sepalturae 
ecclesiasticac haereticos uotorios aut nominatim exconimunicatos vel 
interdictos, excommanicationem nemine reservatam incQrruot, qui 
vero scienter celcbraat vel celebrari faciunt in locis interdictis ioter- 
dicuntur ab ingressu ecclesiae donec satisfecerint ei, cujus senten- 
tiam coutems^rint. (Const. Apost. Sedis). 

Pag. ibid. 1. 36 changer toute la linea coramencant par le 
mot: admittentes et mettre: 

Admittentes laicos interdictos ad officia divina non amplius 
hodie interdicuntur ab ingressu ecclesiae (Const. Apost. Sedis). 

Pag. 730 1. 26. effaser les mots: aut interdictos. (Const. 
Apost. Sedis). 

An Bd. 3. sind pag. 753-— 55 nach dem Index beigefügt und 
zwar nach der schon in der zweiten Auflage angehängten decisio s. 
Poenitentiariae circa jejunium noch angefügt: 

Facultas celebrandi extra ecclesiam propter magnum populi con- 
cm-sum die £esto, denegata fuit a S. K. C. 27. Apr. 1836 n. 4788. 
(Vide super p. 68 n. 8563). 

De calice ex äluminio 

Pius IX. sub qnibusdam condicionibus permisit calices et pa- 
tenas confectas ex äluminio aliis metallis commixto. 6. Dec. 1866. 
Revue des sciences eccl. t. 17. p. 539 etc. 
Decisio circa matrimonium. 

S. Cougregatio Cardinalium Concilii Trientini interpretum sae- 
pius respondit: hodie post Tridentinum Concilium Matrimonium metu 
coutractum etiam purgato metu per cohabitationem cum camali co- 
pula alisque actus non convalidari, nisi iterum contrahatur, adhibita 
rursus eiusdem Concilii forma 20. Jnnii 1609. 

Alia decisio ejusd. Congreg. refertur in Analect. 74 1. col. 2241— 
2247 etc. quae est 10. Jnnii 1865. 

De communione danda et raissa defunctornm dicenda cum pa- 
ramentis nigris (folgt der Abdruck eines Decr. S. C. Rit. vom 27, 
Juni 1868, welches der h. Vater am 23. Juli 1868 bestätigte. Am 
Bd. 4. ist am Schlüsse der Rest des Index der im Bd. 4. der zwei- 
ten Auflage S. 734 noch folgt und den Inhalt des Anhanges ver- 
zeichnet fortgelassen. 

19, Verimfj Lehrbuch des katholischen und proteUanti sehen Kirchen- 

rechtes, mit besonderer Rücksicht auf das Vaticanische Ooncil, sowie auf 

Deutschland, Oesterreich und die Schweiz. 1. Abth. Freiburg. Herder 

1874. 240 S. gr. 8. flVö Thlr.) 

Der Verfasser berichtig^ sogleich einen sinnentstellenden Druckfehler: 

Auf S. 57 Z. 8. V. 0. lese man : ist von dem 5. Later. Concil «n^^nommen 

Verlng. 
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Xill. 

SANCTISSIMI DOMINI NOSTBI PlI DIVINA PROVlDENWA 

PAPAE lt. 

E P I S T L A 

Cid Archiepiscapum LeopoUen. Hdliden, ei Cameneden. Rutheno^ 
tum aUosque Episcopos ejusdem ritus gratiam et communianem cum 

aposloUca sede habentes. 

Venerabilibus Fratribus Josepho Sembratowicz Ärchiepiscopo Leopo- 
lien. Halicien. et Camenecien. Bathenorum aliisque Episcopis ejnsr 
dem ritns gratiam et commanionem cum Apostolica Sede habentibus. 

PIüS PAPA IX. 

VeneraMles Fratres, 

Salntem et Apostolicam Beaedictionem. 

Omnem soUicitudinem vel a primis diutarni Pontificatus No- 
stri annis adhibuimns atque operam dedimus ad spiritnale Orienta- 
linm Ecclesiaram bonum procnrandum et fovendum, solemniter, in- 
ter cetera, declarantes sartas ac tectas religiosp servandas et custo- 
diendas peculiares catholicas Litnrgias (Litterae Apostolicae ad Orient 
täleSj quarnm initium In Suprema diei 6. Januar. 1848), quas pa- 
riter Praedecessores Nostri maxime in pretio semper habuerunt. Qua 
porro in re luculentissima sunt quae Clemeua YIIT. tradidit in sua 
Constitutione Magnus Dominas an. 1595, Paulus V. in suo Bre?i 
diei 10. Decembris 1G15, ac potissimum, reliquis omissis, Benedic- 
tus XIV. in suis encyclicis Litteris Demandatam an. 1743, et AU 
latae sunt an. 1755. 

Cum autem arctissimus existat nexus quo cum dogmaticis doc- 
trinis disciplina praesertim liturgica conjungitur et consociatur, hinc 
Apostolica Sedes, infallibilis Fidei Magistra ac sapientissima Veri- 
tatis Custos, vix ac deprehendit »periculosum et indecorum aliquem 
»ritum in Orientalem Ecclesiam irrepsisse, illum damnavit, impro- 
»bavit ejusque usum ipsi prohibuit.c (Benedictus XI Y. in suis Lit- 
teris Allatae sunt §. 27. diei 26. Julii 1755.) 

Bursus memorata cura illibatas servandi veteres Liturgias im- 
pedimento non fuit quominus inter orientalis ritus adsciscerentur 
etiam nonnuUi ex aliis Ecclesiis accepti, quos, uti ad catholicos Ar- 
menos Qregorius XVI. fei. record. scribebat: »Majores vestri aut, 
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»quia rectiores visi fuefant, adamarunt, aut tamquam notam ab hae- 
»reticis scbismaticisque eos discernentem aliquo abhinc tempore as- 
sumpserunt.« (Qregorius XVI. in suis Littcris Studium paiemae he- 
ncvolentiae diei 2. Maji 1836.) Quapropter, ceu tradit idem Sum- 
mus Pontifex, »ea regula omnino servanda est qua statuitur, incon- 
»sulta Sede Apostolica, in sacrao Liturgiae ritibus uihil esse inno- 
»vandura etiam nomine instaurandi caerimonias, quae Liturgiis ab 
»eadem Sede probatis magis conformes esse videantur, nisi ex gra- 
»vissimis cansis «t accedeute Sedis Apostolicae auctoritate.c (Gre- 
gorius XVI. in suis Litteris Inier gravissimas diei 3. Febrnarii 1832.) 

Hisce porro juris principiis, quae pro universis orientalis ritas 
Ecclesiis sapienti consilio fuerunt sancita, regitur quoque, uti pluries 
data oecasione declaratum est praesertim in superius memorato Brevi 
Pfloli V., liturgica disciplina Bathenorum, quos non destitenint Ro- 
mani Pontifices singulari benevolentiae affeetu ac peculiaribus favo- 
ribus prosequi ; et vix ac aliquod periculum imminere et eorum fidem 
in discrimen adduci perspectum est, Apostolica Sedes ad tantum 
malum avertendum vocem suam absque ulla mora attollere non 
praetermisit. Solemnia adbuc sunt verba quibus usus est Decessor 
Noster Qregorius XVI. fei. mel. (Allocutio habita in Consistorio diei 
22. Nov. 1839) cum scilicet Kuthenorum natio, ut cuique explora- 
tura est, in asperrima versaretur rerum conditione qua ipsos ad 
usqne tricies centena millia ex Catholicae Ecciesiae gremio miser- 
rime avulsos et hodie lamentamur. 

Nee pariter Buthenorum nationi defuit ejusdem Apostolicae 
Sedis auxilium, cum graves et diuturnae controversiae in ecclesiasticA 
Provincia Leopoliensi ob disciplinae et ritus varietatem, atqne ob 
mutuas relationes, quae intor ccciesiaslicos vires latiui et graeci ri- 
tus ibi intercedebant, non absque christianae charitatis detrimento 
agitabantur, quae per conventionem seu coucordiam ad Episcopis 
utrinsque ritus propositam, et die 6. Octobris 1863 sancitam de- 
creto S. Congregationis de Propaganda Fide pro negotiis orientalis 
ritus, teliciter fuerunt compositae ac diremptae. 

Verum raiserrima rerum adjuncta in quibus eadcm ecciesiastica 
Provincia, et potissimum finitima Chelmeiisis Dioecesis in praeseu- 
tiarum vereantur, omnem Nostram vigilantiam et sollicitudinem jure 
ac merito rursus expostulant. Nuperrirae siquidem ad Nos relatum 
est inter istos Catholicos Graeco-Rutheni ritus vel acrem controver- 
siam de re liturgica temerario ausu excitatam esse, ac qnosdam ex- 
istere, licet in clericali ordine constitutos, qui rebus novis studentes 
sacras caeremonias alias immemorabili usu laudabiliter receptas, 
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alias qaoque Zamoscenae Synodi, quam Apostolica Sedes probavit, 
(Benedictus XIII. in suo Brevi Aposiolatus Officium diei 19. Julii 
1724), sanctione, solemniter confirmatas, proprio lubita immutare 
ac reformare pertentant. 

Sed quod magis Nos angit, et intima aegritadine Cor Nostrum 
afficit est quod rec^nter accepimus de miserrimo rerum statu qnod 
affligitnr ClielmeDsis Dioecesis. Siqnidem, recedente ejusdem Epis- 
copo paucis abhinc annis per Nos Ipsos iustitnto, et spiritnali vin- 
culo cum eadem Dioecesi adhuc illigato, quidam pseudo-administra- 
tor, qnem Nos episcopali manere indignum jam pridem judicavirnus, 
minime dubitaTit ecclesiasticam jurisdictionem usurpare, cuncta in 
memorata Ecclesia pessumdare, ac potissimum rem liturgicam ca- 
nonice sancitam proprio marte confnndere ac pertnrbare. 

Moerentes adhuc prae ocnlis babemus circulares litteras die 
20. Octobris anni 1873 editas, quibus infelii ille pseudo administra- 
tor diyini cultus exercitium sacramque liturgiam innovare audet, ea 
plane mente ut in catholica Chelmensi Dioecesi Sohismaticoruro li- 
turgia inducatur; et ad rüdes ac simplices decipiendos, eosque faci- 
lius ad Schisma impellendos ipse non erubescit in medium proferre 
nonnullas Apostolicae Sedis Constitutiones, earumque sanctionibns in 
snum sensum detortis fraudnlenter abuti. 

Porro quae in praecitatis litteris de re liturgica disponuntur 
nulla prorsus ac irrita existere nemo est qui non videat, eademque 
Nos nulla et prorsus irrita Apostolica Nostra Auctoritate declaramus. 
Imprimis enim memoratus pseudo-administrator quavis ecclesiastica 
iurisdictionc penitus destituitur, quam scilicet nee legitimus Episco- 
pns in suo discessn, nee postea Aportolica Sedes eidem unquam de- 
mandarunt, ac proinde ipsum per osHum non intrasse in ovüe avium j ^ 
sed ascenäisse cHiunde^ (Jo. Cap. X. v. 1.) ac veluti intrusum ha- 
bendum cuique perspectum et exploratum est. 

Ad haec Sacri Ecclesiae Canones antiquos orientales ritus le- 
gitime inductos religiöse utique servandos praecipiunt , cum >Frae- 
»decessores Nostri Bomani Pontifices satius consultatiusque duxerint 
»ritus hujusmodi, qua in parte necFidei catholicae adversantur, nee 
»periculum generant animarum, aut ecciesiasticae derogant honestati, 
»approbare seu permitterec (Benedictus XIV. in sua Constitutione 
Etsi pasioralis edita diei 26. Maii 1742.) ad simul ipsi solemniter 
indicunt, nemini prorsus, hac Sancta Sede inconsulta, fas esse in re 
liturgica vel leviores innovationes peragere, quemadmodum satis ab- 
unde commonstrant Apostolicae Constitutiones, quas initio retulimns. 

Nee ullius momenti est qnod ad fucum facicndum adjicitur 
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nimiram litargicas hujusiDodi innovationes proponi ut orientalis ritns 
expurgetur et ad nativam integritatem restitnatur. QuaDdoqQidem 
ButhenorutD liturgia nulla alia esse potest nisi quae Tel a sanctis 
Ecclesiae Patribus fuit instituta, vel Synodorum canonibus saacita, 
Tel legitimo usn inducta, Äpostolica Sede sive expresse sive tacite 
seraper adprobante: et siquae variationes teiuporis lapsn in eadem 
Liturgia occnrrerunt, eae profecto non inconsultis Jlomanis Pontifici- 
bus et potissimum ea inente invectae sunt, ut hujusmodi ritua a 
quavis haeretica et schismatica labe eximerentur, atque ita catholica 
dogmata ad incolaraitatem fidei tueudara, et bonum animarum pro- 
movenduii) rectius et clarius exprimerentur. Quocirca sub dolosa 
specie ritas expurgandi , eosque in integrum restituendi nihil aliud 
intenditar nisi.parare insidias fidei Kuthenorum Chelmensium, quos 
ab Ecclesiae Catholicae gremio distrabere, et haeresi ac schismati 
devovere perditissimi homines adnituntur. 

Sed acerbissimas inter, quibus undique premimur, angustias 
Nos reficit ac recreat praeclarissiinum et plane heroicum fortis et 
constantis aniini spectaculum nuperriroe Deo, Angelis et hominibus 
oblatnm a Chelmensis Dioeceseos Buthenis, qui iniqua pseudo-ad- 
ministraloris mandata rejicientes, mala quaeque perpeti atque ipsam 
vitam in extremum discrimen maluerunt adduci quam avitae fidei 
jacturam •facere et catliolicos dimittere ritus quos ipsi ab eorum ma- 
joribus recepernnt et incorrnptos ac illibatos ae pei-petuo servaturos 
conclamamnt. 

Nos autem Deum omnibus precibus orare »non intermittimns, 
ut dives in misericordia lumen gratiae snae in corda eorum , qui 
omne contra fas Clielmensem Dioeeosim divexant, clementer effundat, 
ac simul miseris illis fidclibus omni prorsus auxilio et spirituali re- 
gimine destitutis potentem suam opem afferat, et optatae tranquilli- 
tatis solatium acceleret. 

Post haec Vos, Venerabiles Fratres, qui tanto studio ac singu- 
lari zelo demandatam Ruthenorum curam suscepistis , etiam atque 
etiam in Domino bortamur, ut liturgicara disciplinam ab Apostolica 
Sede probatam, vel eadem sciente et non contradicente invectam re- 
ligiöse tueamini, quavis innovatione penitus interdicta, et accuratam 
Sacrorum Canonum Iiac in re editorum, ac potissimum Zamoscenae Sj- 
nodi custodiam Parochis atque Sacerdotibus vel per severissimas, si opus 
fuerit, poenarum sanctiones praecipiendam curetis. Agitur enim de 
re gravissima, videlicet de salute animarum, cum illegitimae inno- 
vationes catholicam Fidem et sanctam Ruthenorum unionem in 
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summam discrimen adducant. Quamobrem nalli curae, nulli labori 
parcendum est, nihilque intentatum relinqui debet quo aniversae in 
re liturgica pertnrbaj^ioaes istic a pravis hominibus excitatae vel ab 
earum primordiis penitus comprimantur : quibus muneribus fortiter 
et saaviter obeundis Vo8, Venerabiles Fratres, Dei opitalante gratia, 
miniine defaturos conüdimus. 

Quod nt feliciter contingat Apostolicam Benedictionem Vobis, 
Venerabiles Fratres, et gregibus cuiqne Vestrum eurae concreditis 
peramanter in Domino impertinias. 

Datum Ramae apud S. Petram , die decimatertia Maji 
MDCCCLXXIV. 

Pontificatus Nostii anno Vicesimo octavo. 
Kt^ PF. IX. 
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XIV. 
Decretum s. Congr. Conc. dd. 23. Maji 1874 

de Helveticarum aique Italorum guorufidam usurpoUione propriossibi 

eligendi animarum curatorcs. 

Actaosi iniquarum sectarum asseclae, qui ubique fere reram 
potiti omnem pervertere ordinem , ipsaque Gonstitntionis Ecclesiae 
Christi fundamenta snffodere conantar^ etiam in catholica Italia ple- 
bes commovere audent, ut imitantes nefarium qaorundam Helyeti- 
conim exemplum , jus eligendi proprios animarum curatores sibi aa- 
dacter nsurpent. Nee, quod deterius est, defuit inter aliquos perdi- 
tissimos ecclesiasticos vires, qni munus parochiale tarn perverse sibi 
delatum suscipere, atque etiam obire impudenter praesumpserit De- 
testabile sane facinus, quod Ecclesiasticam Hierarcbiam evertit fun- 
ditusqne pessumdat: siquidem »docendns est populus,« inquit Cae- 
lestinus Papa, »non sequendus, nosque, si nesciunt, eos quid lioeat, 
»quidve non liceat, commonere, non bis consensum praebere debe- 
»mus.« (Gan. Docendus, 2 dist. 63.) Temerarius proinde ansus 
»contra statuta Sanctorum Patrum, crimen tarn ambitionis, quam 
»inobedientiae,€ ex quo, subdit Oregorius VII., »plurimas perturba- 
»tiones in Ecclesia (imo ruinam sanctae religionis) oriri, ex quibns 
»christiana religio conculcatur.« (Gan. Si quis deinceps 12. et Gan. 
Qtwniam 13. Gaus. 16. q. 7.) Nil propterea mirum quod SS. Ga- 
nones tantum nefas perpetuo reprobaverint, ac gravissinüs poenis de- 
voverint. Praelaudatus namque Oregorius YII. (Gan. Si quis dein- 
cqts IZ. Gan. Quoniam 13. Gan. Si quis Episcopus 14. Gaus. 16. q. 
7.) Paschalis IT. (Gan. Si quis Clericus 16. Gan. ConsUtuiiones 17. 
Gan. NuUus 18. Gan. Sicui 19. Gaus. 16. q. 7.), Alexander IL (Gan. 
Per laicos 20. Gaus. 17. q. 7.) et Goucilium Lateranense sub Alexan- 
dre Ifl. celebratum (Gap. Praeterea 4. de jurepatr.) solenmiter de- 
creverunt, investituram Ecclesiae per manus laicorum susceptam ir- 
ritam esse, et Glericos Ecclesias taliter recipientes ab introitu Eccle- 
siae interdici, excommunicatione mnlctari, et si in scelere persti- 
terint, a ministerio ecclesiastico deponi debere. Quin imo scelushu- 
jusmodi eam praeterea redolet nequissimam jurisdictionis, bonorum 
ac jurium Ecclesiae usurpationem , quam Goucilium Tridentinum 
(Sess. 22. cap. 11. de Reform.) anathemati tamdiu subjecit, quamdin 
usurpatio cessaret, ac Gonstitutio Apostolicae Sedis IV. Id. Octobris 
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1869 (Part. I. §. 11.) obnoxiarn declaravit excoramunicationi latae 
sententiae special! modo Romano Pontifici reservatae. Cum tarnen tot 
salnberriraae SS. Canonum sanctiones band fregeriiit audaciam ac ncqui- 
tiam novatorum, ne in superit)ribus Italiae regionibus illud ipsum patra- 
retur nefaa, quod in proxima Helvetia nuperfncrat Apostolica Aiictoritate 
disjectnm, Sanctissimus D. N. Pias Papa IX., prae maxima qua flagrat 
crgaomnes ovessollicitudine et cbaritate, mandavit buic Sac. Congrega- 
tioni Concilii, eidem malo eadem occnrrendum esse medela : ideoque ins- 
»it Ecclesiasticis Provinciis Venetae ac Mediolanensi, singnlisque Dioece- 
sibtts Patriarchali acMetropolitanae jurisdictioni subjectis applicari atqne 
inoulcari, prout praeseuti Decreto reapse applicantur atque inculcau- 
tar , ea omoia , quae pro Helvetica foederatione , quoad populärem 
Parocborum electionem, sapientissime constituta sunt in nuperrimis 
Literis Encyclicis diei 21. Novembris 1873 ; adeo ut quicumque in 
praemomoratis Dioecesibus, suffragante populo, ad Parocbi sive Vi- 
carii officium electi audeant sive Ecclesiae , sive jurium ac bonorum 
praeteusam possessionem arripore, atque obire mnnia ecclosiastici 
ministerii, >ipso facto incurrant in excommuöicationem majorem 
»peculiariter reservatam S. Sedi, eliasque poenas canonicas, iidemque 
»omnes fugiendi sint a fidelibus juxta divinum monitun), tamquam 
»alieni aut fures, qni non veninnt, nisi ut furentur, mactent et per- 
dant.« Ita porro eadem Sac. Gongregatio Goneilii statuit ac decre- 
vit, et ab omnibus servari mandavit, sublatis exemptiouibus ac pri- 
vilegiis quibuscumque, etiam speciali mentione dignis. 

Datum Komae ex Secretaria Sac. Congregationis Goocilii die 
23. Maji 1874. 

P. Card. Catcriniy Praef. 
P. Archiepiscopus SardianuSj Secr. 
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XV. 

Grossh. Sachsen-Weimar. Regulativ vom 29. Juni 1867 Qber 

Aufgebote und Trauungen 0- 

(Begiernngs-Blafi für das Grosahenogthnm Sacbsen^Weimar-Eisenach Nr. 16. 

vom 28. Juli 1867.) 

Da das BedQrfniss immer fühlbarer geworden ist, dass in einem 
allgemeinen Regulative sowohl für protestantische als für katholische 
Püurreien die Vorschriften über Aufgebote und Trauungen zur bessern 
Uebersicht gesammelt, mit den neueren Gesetzen und Verordnungen 
in Einklang gebracht und bezüglich anders geordnet und yervoU- 
ständigt werden, so wird mit höchster Genehmigung Seiner König- 
lichen Hoheit, des Grossherzogs, gleichmässig für protestantische wie 
für katholische Pfarreien über Aufgebote und Trauungen Folgendes 
verordnet und zur Nachachtung bekannt gemacht : 

§. 1. Es darf bei Vermeidung disciplinarischer Ahndung be- 
züglich der gesetzlich angedrohten Nachtheile (Gesetz über die Hei- 
mathsverhältnisse vom 23. Februar 1850 §. 35.) weder ein Aufge- 
bot sofern dasselbe zum Behufe einer Trauung von Inlftndem oder 
Ausländern in dem Grossherzogthume, oder ven männlichen Staats- 
bürgern des Grossherzogthums in dem Auslande erfordert wird, noch 
eine Trauung innerhalb des Grossherzogthums vorgenommen und 
vollzogen werden, bevor die Erlaubniss (Trauschein) der inländischen 
Gemeindebehörde, in deren Bezirke entweder das Ehepaar sich nie- 
derlassen will, oder wo in Bezug auf Ausländer und solche, die im 
Auslande sich niederlassen wollen, die Trauung erfolgen soll, dazu 
beigebracht worden ist (§§. 27. u. 31. des angezogenen Gesetzes >). 
Siehe Verordnungen über die Führung der Kirchenbücher 

für die protestantischen Pfarreien vom 24. October und 3. 

November 1847 §. 27. und bezüglich für die katholischen 

Pfarreien vom 5. December 1837 §. 27. 
Der Trauschein ist in dem Archive des Pfarrers aufzubewahren, 
welcher die Trauung verrichtet. 

§. 2. Das Aufgebot hat ohne Beibringung eines Trauscheins 
nur in folgenden Fällen zu erfolgen: 

1) Man Tgl. darüber Vering, Lehrb. des kath. und proteet. Kircbenr. 
Prdburg 1874 §. 37. Nr. II. 9. S. 140. 

2) Seitdem erfolgte die Anfhebnng der polizeilieben Bescbrankongen der 
EbeecbliesBung dorcb Norddeutsches Bundesges. vom 4. Mai 1868 (ArcMv Bd 
21. S. 446.) 
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1) wenn Ausländer sich im Auslande trauen lassen .wollen und 
nur wegen besonderer Verhältnisse ein Aufgebot für den 
einen oder andern Theil in einer Kirche des Grossherzogthums 
beantragt wird; 

2) wenn eine dem Grossherzogthume angehörige Frauensper- 
son sich mit einem Ausländer im Auslande trauen lassen 
will; 

3) wenn die Verlobten beide dem Auslande angehören und 
nur die Trauung um deswillen in einer Kirche des Gross- 
herzogthums vorgenommen werden muss, weil der Wohnort 
der Verlobten in diese Kirche ^ welche insofern die Stelle 
einer ausländischen vertritt, eingepfarrt ist. 

In diesen Fällen ist jedoch der Pfarrer verbunden, vor der 
Vornahme des Aufgebots im Zweifel eine zureichende Nachweisung 
zu erfordern, dass der Aufzubietende Ausländer sei. Biese Nach- 
weisung ist zureichend, wenn der Aufzubietende durch einen von 
einer öffentlichen Behörde seines Staats ausgestellten Staatsbürger- 
(ünterthanen-) Nachbar- oder Heimaths-Sohein sich als Ausländer 
ausweist, oder wenigstens diese seine Eigenschaft in dem ihm von 
dem Pfarrer seines Wohnorts zum Behufe des dortigen Aufgebots 
ausgestellten Ehezeugnisse (sogenannten Ledigkeits- oder Intregri- 
täts-Zeugnisse) mit unzweifelhaften Worten bezeugt wird. 

§. 3. Vor Ausstellung des zur Erlangung des Trauscheins 
erforderlichen Ehezeugnisses, dass keine kirchlichen (canonischen) 
Hindernisse der Eingehung der Ehe entgegenstehen (Gesetz über 
die Heimathsverhältnisse vom 23. Februar 1850 §. 28. Ziffer 1), 
hat sich der Pfarrer darüber in Gewissheit zu setzen, dass 

1) beide Verlobte ihre freie ungezwungene Einwilligung geben ; 

2) die Eltern, bezüglich Grosseltern oder Vormünder, falls 
deren vorhanden, einwilligen, oder bei unbegründeter Wei- 
gerung derselben die gerichtliche bezüglich obervormund- 
schaftliche Ergänzung der Einwilligung ausgewirkt worden 
ist (§§. 8, 9, 10); 

3) beide Verlobte sich im ehelosen Stande befinden, weshalb 
im Falle eines hierüber obwaltenden, von der vorgesetztea 
geistlichen Behörde gebilligten Zweifels, besonders wenn 
ein Theil sich längere Zeit im fernen Auslande befunden 
hat, der Eid des ledigen Standes bei der zuständigen Be- 
hörde abgelegt sein muss (§§. 11—14, 25.); 

4) dieselben nicht durch allzunahe Verwandtschaft oder Schwä- 
gerschaft oder andere Verhältnisse nach den Landesgesetzen 
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an der Ehe gebindert sind, oder deshalb Dispensation von 
der zuständigen Behörde erlangt haben (§§. 15—21.); 
5) wenn die Eingehung einer zweiten oder weitern Ehe in 
Frage steht, dass die gesetzliche Traaerzeit abgelaufen oder 
deshalb Dispensation beigebracht worden ist (§. 22.) 
Siehe die zu §. 1. a. E. angezogenen Verordnungen §. 27. 
§. 4. Ein früheres Eheversprechen begründet weder ein Hin- 
derniss, noch einen Einspruch wider eine ander weite Verehelich ung. 
Gesetz über die Form und Wirkung der Eheverlöbnisse vom 
2. November 1848 §. 9. 
§. 5. Damit nicht Ehezeugnisse für Trauscheine gehalten wer- 
den können und so zu ungesetzlichen Trauungen Veranlassung ge- 
ben, dürfen dieselben nichts enthalten als die Versicherung, dass 
keine kirchlichen Hindernisse der Eingehung der Ehe entgegen- 
stehen. Zudem ist in den Zeugnissen für Grossherzogliche Staats- 
unterthaneu, welche sich im Auslande trauen lassen wollen, ausdrück- 
lich zu bemerken, dass hierzu die Auswirkung eines Trauscheins 
von der diesseitigen zuständigen Gemeindebehörde des Bräutigams 
nach hierländischen Gesetzen unerlässlich sei. 

§. 6. Das Ehezeugniss muss von dem zuständigen Pfarrer im 
Wohnorte der Verlobten, oder, wenn jedes derselben einen andern 
Wohnort hat, von den zuständigen Pfarrern beider Wohnorte aus- 
gestellt werden. Hierbei ist nur der wesentliche Wohnort (domici- 
lium fixum) nicht ein vorübergehender Aufenthaltsort, bei denen aber, 
welche einen eigenen Wohnort dieser Art noch nicht haben, der Wohnort 
der Eltern massgebend. Doch soll für Schutzgenossen, welche, ohne 
der Ortsgemeinde anzugehören, in derselben einen, wenn auch nur 
zeitweiligen , Aufenthalt in selbstständigen Verhältnissen genommen 
haben (Art. 42. der revidirten Gemeindeordnung vom 18. Januar 
1854), namentlich far Pächter am Orte der Pachtung, für Personen, 
die in Privat-Dienst oder Arbeit stehen ohne zum Hausstande ihrer 
Dienstherren oder Arbeitgeber zu gehören, solcher zeitweiliger Auf- 
enthaltsort als wesentlicher Wohnort gelten. 

§. 7. Wenn Verlobte, bezüglich wo nach obiger BestinMuung 
der Wohnort der Eltern massgebend ist, diese an dem betrefTenden 
Wohnorte noch nicht ein volles Jahr wohnen, so ist dem zuständigen 
Pfarrer daselbst, welcher das Ehezeugniss ausstellt, behufs der Ans- 
stellung ein amtliches Zeugniss des Pfarrers im gesetzlichen Hei- 
mathsorte, welchen die Verlobten bezüglich Eltern hatten, bevor sie 
den letzten Wohnort nahmen, darüber beizubringen, dass auch dort 
kirchliche Hindernisse gegen die Ehe nicht bekannt sind. 
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Zu §. 3. Nr. 2. 

§. 8. Die Einwilligung zur Verehcliclmng ist erforderlich (Ge- 
setz über die Form und Wirkung der Eheverlöbnisse vom 2. No- 
vember. 1848 §. 2.) von Seiten 

1) des ehelichen Vaters eines jeden der Verlobten ; wenn aber 
dieser nicht vorhanden, 

2) der Mutter und neben dieser des etwaigen Vormundes; in 
Ermangelung auch der Mutter 

3) eines der Grosseltern , wenn solche noch vorhanden \ eben- 
falls neben dem etwaigen Vormunde und dergestalt, dass 
auch hier die väterliche Linie und in jeder Linie der Gross- 
vater vorgeht; 

4) in Ermangelung von Eltern und Grosseltern des etwaigen 
Vormundes. 

Bei Adoptirten treten in gleicher Weise die Adoptiv-Eltern 
an die Stelle der naturlichen. 

§. 9. Die verweigerte Einwilligung eines Vormundes kann durch 
ein Decret der obervormundschaftlicben Behörde ersetzt werden (§. 3. 
des angezogenen Gesetzes vom 2. November 1848). ~ 

Ist ein Ascendent, dessen Einwilligung erforderlich, von dem 
zfiständigen Gerichte seines Einwilligungsrechts für verlustig erklärt 
worden, so tritt dann der nftchstberechtigte Ascendent an seine Stelle 
(g. 4. des angezogenen Gesetzes). 

Die von einem Ascendenten, Ojäer von dem Vormunde mit Bei- 
tritt der Obervormündscbaft, versagte Einwilligung kann durch Er- 
kenntniss des zuständigen Gerichts supplirt werden (§. 5. des ange- 
zogenen Gesetzes). 

§. 10. Die erforderliche Einwilligung der Eltern, bezüglich Gross- 
eltern einschliesslich der Adoptiv-Eltern und der Vormünder, muss 
bei dem Pfarramte, welches das Ehezeugniss ausstellt, mündlich er- 
klärt, oder demselben durch das Zeugniss eines andern Pfarramts 
oder durch gerichtliche oder notarielle Urkunde nachgewiesen werden. 

Wenn ein Ascendent seines Einwilligungsrechtes für verlustig 
erklärt, oder die Einwilligung des Vormundes oder eines Ascenden- 
ten von der obervormundschaftlicben Behörde, oder durch Erkennt- 
niss des Gerichts ergänzt worden, so ist dies dem zuständigen Pfarr- 
amte durch Vorlegung des bezüglichen Decrets oder Erkenntnisses 
im Original oder beglaubigter Abschrift, oder durch gerichtliches 
Zeugniss nachzuweisen. 
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Zu §. 3. Nr. 3. 

§. 11. Witt wer und Witt wen haben den Tod ihrer verstorbenen 
Ehegatten, dafern solcher nicht sonst genugsam bekannt ist, durch 
ein pfarramtliches oder anderes öfifentliches glaubwürdiges Zeugniss 
zu bescheinigen. 

§. 12. Geschiedenen Personen kann das Ehezeugniss zu einer 
anderweiten Verehelichung nicht eher ausgestellt werden, als bis die 
Trennung der Ehe und, im Falle der Scheidung durch rechtskräftiges 
Erkenntniss, vom schuldigen Theile die zur anderweiteu Verehe- 
lichung erlangte landesherrliche Dispensation durch Vorlegung des 
rechtskräftigen Erkenntnisses bezüglich Gnaden-Eescripts im Original 
oder beglaubigter Abschrift oder durch gerichtliches Zeugniss er- 
wiesen worden ist. 

§. 13. Die in Ansehung katholischer Ehegatten erkannte lebens- 
längliche Trennung von Tisch und Bett wird im Grossherzogthum 
einer völligen Ehescheidung gleich geachtet. Ob ein solchergestalt 
geschiedener Ehegatte eine Ehe mit einer andern Person eingehen 
könne, wird lediglieh dem Gewissen desselben überlassen. 

Dasselbe findet in Ansehung des katholischen Ehegatten und 
einer zweiten Ehe desselben statt, wenn zwischen Ehegatten ver- 
schiedener Confession die Ehe richterlich getrennt worden. 

Gesetz über das Verhältniss der katholischen Kirchen und 
Schulen vom 7. October 1823, §§. 48. 49. 

§. 14. Die Ehe eines Katholiken mit. einer Protestantin oder 
einer Katholikin mit einem Protestanten, welche schon früher in 
einer gültigen, aber von der zuständigen Behörde gesetz- und ver- 
fassungsmässig wieder aufgelösten Ehe gestanden haben, ist in dem 
Grossherzogthume zulässig, wenn sich gleich der erste Ehegatte des 
geschiedenen Theils noch am Leben befindet. 

§. 50. des angezogenen Gesetzes vom 7. October 1823. 

Zu §. 3. Nr. 4. 

§. 15. Die Ehe ist verboten zwischen Verwandten in auf- und 
absteigender Linie und zwischen voll- und halbbürtigen Geschwistern, 
gleichviel ob die Verwandtschaft ehelich oder ausserehelich ist. 

§. 16. Die Ehe ist verboten zwischen Schwiegereltern und Schwie- 
gerkindern, Stieveltern und Stiefkindern, in der ganzen auf- und 
absteigenden Linie, selbst nach Beendigung der die Schwägerschaft 
begründenden Ehe. 

§. 17. Niemand kann eine Person heirathen, mit deren Ab- 
kömmlingen, Eltern oder Voreltern er, oder mit welcher eines von 
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seinen Abkömmlingen, Eltern oder Voreltern ausser der Ehe den 
Beischlaf ausgeübt hat. 

§. 18. Die Ehe zwischen Oheim und Nichte, Tante und Nefte, 
ohne Unterschied zwischen ehelicher und ausserehelicher Verwandt- 
schaft; ferner die Ehe zwischen Geschwisterkindern, die Ehe mit 
der Bruderswittwe, mit der Schwester oder dem Bruder eines ver- 
storbenen oder geschiedenen Ehegatten, mit der Schwester der Stief- 
mutter oder des Stiefvaters ist nur gestattet, wenn die Dispensation 
der zuständigen Behörde ertheilt worden. 

§. 19. Zwischen Adoptiv-Eltern und Adoptiv-Kindern soll so 
lange, als die Adoption nicht aufgehoben ist, eine Ehe nicht ge- 
schlossen werden. 

§. 20. Für alle übrigen Gjade der Verwandtschaft und Schwä- 
gerschaft, einschliesslich des durch Adoption begründeten Verhält- 
nisses, in denen die Ehe sonst nach dem bestehenden Hechte ver- 
boten ist, soll hiormit im Voraus ein für alle Mal Dispensation er- 
theilt und die Ehe gestattet sein. 

§. 21. Inwiefern Katholiken in den hiernach erlaubten Fällen 
auch noch die Dispensation der bischöflichen Behörde nachzusuchen 
haben, bleibt lediglich dem Gewissen derselben überlassen. 

Zu §. 3. Nr. 5. 

§. 22. Wenn die Ehe durch Tod oder Scheidung aufgelöst 
worden, so darf, sofern nicht Dispensation erlangt worden, der Witt- 
wer oder der geschiedene Ehemann nicht vor Ablauf eines halben 
Jahres, die Wittwe oder die geschiedene Ehefrau nicht vor Ablauf 
eines Jahres eine andere Ehe eingeben. 

§. 23. In besonderen Fällen, wo Verlobte die erforderlichen 
Zeugnisse nicht zu beschaffen vermögen, wenn z. B. der eine Theil 
sich längere Zeit im fernen Auslande befunden hat (§. 3. Nr. 5.), 
oder dessen Eltern im fernen Auslande leben oder gelebt haben, 
oder sonstiger gewichtiger Hindernisse halber, können dieselben nach 
Befinden zur eidlichen Bestärkung der zn bescheinigenden umstände, 
namentlich der Ledigkeit, der Einwilligung oder des Todes ihrer 
Eltern oder Grosseltern vom Staats-Ministerium zugelassen werden. 
Durch solchen Eid wird im Betreff des beschworenen Umstandes das 
mangelnde Zeugniss ersetzt. 

§. 24. Geistliche, welche sich der Ausstellung unrichtiger Zeug- 
nisse schuldig taachen, haben, abgesehen von den sie betreffenden 
gesetzlichen Strafen und disciplinarischen Ahndungen, für jeden dem 
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einzelnen Heimathsbezirke dadurch erwachsenden Nachtheil einzu- 
stehen. 

Gesetz über die Heimathsverhältnisse v. 23. Febr. 1850 §. 35. 

§. 25. Sobald der Trauschein vorgelegt worden« oder in den 
Fällen, wo das Aufgebot ohne Trauschein erfolgen kann (§. 2.), der 
Pfarrer sich in Gewissheit gesetzt hat, dass der Ehe keine kirch- 
lichen Hindernisse entgegenstehen, sind die Verlobten zu Drei ver- 
scliiedenen Malen öffentlich aufzubieten, soweit nicht Dispensation 
von Einem oder Zwei, oder durch Gestattung der stillen Trauung in 
Nothßlllen von sämmtlichen Aufgeboten beigebracht wird; die Auf- 
gebote erfolgen an Drei unmittelbar auf einander folgenden Sonn- 
tagen ; wenn jedoch auf einen dieser Drei Sonntage der erste Feier- 
tag eines der Drei hohen Feste fällt, so ist das betreffende Aufge- 
bot am zweiten Feiertage vorzunehmen. Uebrigens können die Auf- 
gebote nicht nur in der * ganzen Adventszeit , sondern auch in den 
Fasten ausser den Drei letzten Wochen geschehen. 

§. 26. Das Aufgebot muss von dem zuständigen Pfarrer am 
Wohnorte der Verlobten, oder, wenn jedes derselben in einem an- 
dern Pfarrbezirke wohnt, von den zuständigen Pfarrern der beiden 
Wohnorte vorgenommen werden. Hinsichtlich des Wohnorte kom- 
men die Bestimmungen in §. 6. zur Anwendung. 

§. 27. Begel ist, dass, wenn das Aufgebot an verschiedenen 
Orten nöthig, es überall gleichzeitig begonnen und vollführt werde. 
Zu dem Ende hat der Pfarrer, welcher die Trauung vornehmen soll, 
den betreffenden Pfarrern darüber behufige Mittheilung zukommen 
zu lassen, wann mit dem Aufgebote vorzuschreiten sei. 

§. 28. Sollte nach Ausstellung des Ehezeugnisses oder auch 
erst nach Beginn des Angebots durch einen begründeten Einspruch 
— Einsprüche wegen frühern Eheverlöbnisses sind nicht zu beachten 
(§. 4.) — oder sonst ein Bedenken gegen die Vollziehung der Ehe 
hervortreten, so hat der Pfarrer hierüber unverzüglich, der evange- 
lische an die ihm vorgesetzte Superintendentur, der katholische an die 
Immediat-Commission für das katholische Kirchen- und Schulwesen, 
zu berichten und, wenn das Aufgebot noch von einem andern Pfar- 
rer vorzunehmen ist, zugleich auch diesen in Eenntniss zu setzen. 
Das Aufgebot selbst hat jedodi, ausser wenn glaubhafte Anzeige 
eines Ehehindernisses vorliegt, welches auf einem bereits bestehenden 
Ehebande oder einem der in §§. 15, 16, 17, 19. bezeichneten ver- 
botenen Verwand tschafts- oder Schwägerschafts-Grade beruht,^ seinen 
Fortgang und nur mit der Trauung ist Anstand zu nehmen, bis das 
Bedenken von der Superintendentur, bezüglich der Immediat-Com- 
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mission, oder in weiterer Instanz voin Staats-Ministerium zurückge- 
wiesen oder sonst erledigt worden ist. 

§. 29. Wenn vor dem Aufgebot oder nach dem Beginne des- 
selben von den Verlobten ein Theil zurücktritt, so muss im ersten 
Falle der Beginn, im andern die Fortsetzung des Aufgebots unter- 
lassen werden. 

§. 30. Die Trauung kann, soweit nicht Dispensation erwirkt 
ist, nicht eher geschoben, als nach Ablauf des Tags, an welchem 
das letzte Aufgebot erfolgt ist. Sie findet nur in den letzten drei 
Wochen der Fasten nicht statt, kann jedoch, wenn Dispensation — 
bei den Katholiken von der bischöflichen Behörde — • erlangt wor- 
den, oder in NothiUlIen von besonderer Dringlichkeit, aber immer 
nur in der Sülle, auch in dieser geschlossenen Zeit stattfinden. 

§. 31. Wenn die Trauung nicht binnen Jahresfrist nach dem 
letzten Aufgebote vollzogen wird, so muss, sofern sie überhaupt noch 
vollzogen werden soll, das dreimalige Aufgebot wiederholt werden. 

§. 32. Der Pfarrer, dem die Trauung obliegt, hat, wenn ein 
Aufgebot auch von einem andern Pfarrer vorzunehmen ist, von dem- 
selben ein Zeugniss beibringen zu lassen, dass das Aufgebot gehörig 
geschehen und ein Ehehinderniss nicht hervorgetreten sei. 

§. 93. Haustrauungen sind nur nach erlangter Dispensation 
gestattet. Trauungen in der Kirche dürfen nur zur Tageszeit vor- 
genommen werden. 

§. 34. Die Trauung gebührt dem zuständigen Pfarrer im Wohn- 
orte der Braut; jedoch wird, wenn hiervon der Wohnort des Bräu- 
tigams oder der künftige Wohnort der Brautleute verschieden ist, 
denselben freigestellt, sich von dem zuständigen Pfarrer in diesem 
Wohnorte trauen zu lassen. Die Stolgebühren (jura stolae et scho- 
lae) sind in solchem Falle immer nur einmal und zwar von dem 
Pfarramte zu erheben, wo die Trauung stattfindet. Wollen sich 
aber die Brautleute von einem andern Pfarrer trauen lassen, so soll 
ihnen auch dies — bezüglich gegen die gesetzliche Abgabe (Spor- 
telgesetz §. 73, Absatz 4.) — , aber nicht eher gestattet sein, als 
wenn sie (neben dem erforderlichen Trauscheine: §. 1.) ein amt- 
liches Zeugniss von dem zuständigen Pfarrer im Wohnorte der Braut 
beigebracht haben, dass sie gehörig aufgeboten sind, bezüglich wegen 
des Aufgebots Dispensation erlangt haben und dass kein Ehehinder- 
niss heiTorgetreteu ist, auch dass sie die Stolgebühren (jura stolae 
et scholae) an diesen Pfarrer und bezüglich die erwähnte gesetzliche 
Abgabe entrichtet haben. Ohne solches Zeugniss darf kein Pfarrer 
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des 'Landes Personen trauen, für welche er nicht ohnedies zur Vor- 
nahme der Trauung zuständig ist. 

Hinsichtlich des Wohnorts kommen die Bestimmungen in §. 6. 
zur Anwendung. 

§. 35. Wenn die Trauung nicht am künftigen Wohnorte der 
Eheleute vollzogen wird, hat der Pfarrer, welcher die Trauung voll- 
zieht, dem Pfarramte jenes Wohnorts, auch dem ausländischen, je- 
doch nicht über die deutschen Staaten hinaus, von der erfolgten 
Trauung (gebührenfrei) Eeniitniss zu geben. 

§. 36. Auch die protestantischen Pfarrer haben bei der Trau- 
ung eines Katlioliken Zwei Zeugen, welche von den Brautleuten 
selbst gewählt werden, beizuziehen. Ist solches geschehen, so ist 
eine weitere Einsegnung von Seiten eines katholischen Geistlichen 
nicht erforderlich. 

Gesetz vom 7. October 1823 §. 46. 

§. 37. Ausländer, welche sich im Grossherzogthume copuliren 
lassen wollen, dürfen, wenn beide Theile zu einer imd derselben 
Gonfession sich bekennen, nur von einem Geistlichen ihrer Gonfession 
copulirt werden. 

Gesetz vom 7. October 1823 §. 46. 

§. 38. Der katholische Pfarrer, welchem nach §. 34. die Trauung 
gebührt, darf bei gemischten Ehen, wo ein Theil der katholischen, ein 
Theil der protestantisch en Kirche zugethan ist, weder Aufgebot noch 
Triuung verweigern, wenn glefch der protestantische Theil darein, 
dass die in solcher Ehe erzeugten Kinder in der katholischen Kirche 
erzogen werden sollen, nicht gewilligt hat. Sollte der katholische 
Pfarrer diesem entgegenhandeln, so soll das Aufgebot und die Trau- 
ung auf Ansuchen einem protestantischen Pfarrer übertragen und 
die Autorisation dazu aus dem Staatsministerium ertheilt werden. 
Eben dies soll geschelifti in allen andern Fällen, in welchen der 
katholische Pfarrer das Aufgebot und die Trauung bei einer nach 
den Gesetzen des Grossherzogthums zulässigen und gültigen Ehe 
versagt hat. 

Gesetz v. 7. October 1823 §. 47. vgl. mit Gesetz v. 6. 
Mai 1857 §. 6/ 

§. 39. Säramtliche hier erwähnte Dispensationen, mit Ausnahme 
der bei der Wiederverehelichung Geschiedener nach §. 12. erforder- 
lichen landesherrlichen Dispensation und der von Katholiken bei der 
bischöflichen Behörde gegen die geschlossene Zeit nach §. 30. aus- 
zuwirkenden Dispensation, werden für Protestanten von dem Kirchen- 
rath, für Katholiken von der Immediat-Commission, welche darüber 
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in wichtigen Fällen an den Landesherrn zu berichten hat, ertheilt. 
Fühlt der katholische ünterthan sich hierbei in seinem Gewissen 
nicht beruhigt, so bleibt es ihm überlassen, auch noch die Dispen- 
sation bei der bischöflichen Behörde einzuholen. Daaselbe ist bei 
solchen blos canonischen Ehehindernissen erlaubt, welche in dem 
Grossherzogthume gesetzlich nicht aufgehoben worden sind. Aber 
der Pfarrer, welcher die Trauung vollziehen soll, hat in einem sol- 
chen Falle vor der Trauupg die Immediat-Commission von der er- 
theilten bischöflichen Dispensation in Kenntniss zu setzen. 

Die Dispensationen von blos aufschiebenden Ehehindernissen 
hat die bischöfliche Behörde zu ertheilen mit Ausnahme derei*, welche 
in der Beobachtung des Trauerjahres liegen. 

Gesetz v. 7. Oct. 1823 §. 44. vgl. mit Gesetz v. 6. Mai 
1857 §. 4, 

§. 40. Finden sich die Betheiligten durch Versagung oder Ge- 
währung eines Ehezeugnisses oder des Aufgebots oder der Trauung 
beschwert, so steht ihnen hiergegen Beschwerde an die dem betref- 
fenden Pfarrer vorgesetzte Superintendentur bezüglich die Immediat- 
Commission und wBiter an das Staats-Ministerium zu. , . 

§.41. In Ansehung der kirchlichen Dissidenten bewendet es 
bei den Vorschriften des dieselben betreffenden Gesetzes vom 10. 
Februar 1864 und der Ausführungsverordnung dazu. Jedoch haben 
daneben die Bestimmungen gegenwärtiger Verordnung bezüglich ana- 
log auch auf sie Anwendung finden. 

§. 42. Alle mit den Bestimmungen gegenwärtiger Verordnung 
im Widerspruch stehende Vorschriften und Observanzen sind aufge- 
hoben. 

Weimar, am 29. Jani 1867. 

GroKshcrzoglich Sächsisches Staats-Ministerium, 
Departement der Justiz und des Cultus: 
V. Wwtzingef'ode. 
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XVI. 

Rechtsgutachten Ober die Frage der Anerkennung des ait- 
katholischen Bischofs Dr. Reinkens in Bayern, 

bekannt gemacht vom königl. bayerischen Staatsministerium des Innern für 

Kirchen- nnd Schulangclegcnheiten. 

Das unter diesotn Titel (zu München bei Ohrist. Kaiser 1874, 
33 S. 8., nebst S. 34—46 dem Gesuche des Dr. Beinkens und Ge- 
nossen V. 23. Oct. 1873 und einer nachträgliehen Erklärung des 
Prof. V. Schulte v. 17. Nov. 1873) erschienene von den HH. Edel, 
Held, Eleinschrod, Neumayr, Pözl unter dem 10. März 1874 er- 
stattete Rechtsgntachten lassen wir hier in dem ausführlichen Aus- 
zuge der Augsb. Postztg. 1874 Nr. 88, Ausserord. Beil. Nr. 89, 
Nr. 90. folgen: 

»Die Frage, über welche sich die Commission gutachtlich zu 
äussern aufgefordert ist, lässt sich im Hinblicke auf die Eingabe 
des Dr. Reinkens und Genossen formuliren, wie folgt: 

Ist die bayerische Staatsregierung nach Massgabe des positi- 
ven Landesrechts befugt, den Dr. Ueinkens in Form einer Verwal- 
tungsanorduung als katholischen Bischof mit den Wirkungen anzu- 
erkennen, welche die Petenten als Consequenzen dieser Anerkennung, 
in 6 Hauptstücken zusammenfassen? 

Die Frage ist daher eine Rechtsfrage ^ die nach den Bestim- 
mungen des positiven Rechtes, primär des Landesreclites , subsidiär 
des gemeinen Rechtes zu benrtheilen und zu beantworten ist; sie 
ist keine politische Frage , die man nach Rücksichten der Zweck- 
mässigkeit, nach Gründen des Staatswohles und der dfTentlichen In- 
teressen erledigen darf. 

Die Petenten haben in ihrer Eingabe vom 23. October 1873 
vielfältig politische Gründe zur Unterstützung ihres Petitums gel- 
tend gemacht und insbesondere die Vortheile hervorgehoben, welche 
der Regierung aus der Gewährung des Gesuches erwachsen würden, 
nnd andererseits auf die Nachtheile hingewiesen, welchen sie sich 
aussetzt, wenn sie dasselbe ablehnt. 

Wir halten es nicht für nngeeeigt^ auf die Würdigung dieser 
Gründe einzugehen , niclit weil wir das Gewicht derselben unter- 
schätzten, sondern weil dieser Punkt ausserhalb unseres Bereiches 
liegt. Wir haben daher weder zu untersuchen und zu entscheiden, 
ob und wie weit es richtig ist, dass die Anhänger des Dogmas von 
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der Unfehlbarkeit dtaatsgeßllirlich oder »staatsfeindlich« seien, noch 
ob andererseits die Altkatholiken nationalgesinnt und Freunde und 
Förderer des Reiches und der Einzelstaaten seien. Wir haben le- 
diglich die ihatsächlichen Verhältnisse, um deren Beurtheilung es 
sich handelt, klar und bestimmt festzustellen und diese unter die 
bestehenden Gesetze zu subsumiren, wobei die Vorfrage auftauchen 
wird , welches die Gesetze seien , die auf die hier in Frage stehen- 
den Verhältnisse Anwendung zu finden haben. 

(§. 2. resumirt nun diese thatsächlichen VerhäUmsse, d. h. die 
Entstehung und Gründung altkatholischer Eircfaengemeinden , ihrer 
Bischofswahl u. s. w., welche unseren Lesern sattsam bekannt sind. 

Angeführt mögen aber* hier noch werden (weil auch in §. 1. 
darauf hingewiesen worden) die 6 PunktCt welche die altkatholische 
Synodalrepräsentanz als selbstverständliche Folgen der Anerkennung 
ihres Bischofs von der preussischen Begierung erlangt hat und die 
sie nun auch von der bayerischen Regierung verlangen): 

1) Das Recht des altkatholischen Bischofs im Gebiete des 
preussischen Staates bezüglich der Altkatholiken alle kirchlichen 
Acte vornehmen und alle jene Rechte üben zu dürfen, welche nach 
dem katholischen Eirchenrechte, wie es bis zum 18. Juli 1870 galt 
und vom Staate anerkannt war, bischöfliche Acte sind, nach Mass^ 
gäbe der von der Delegii-tenversammlung vom 3. Juni 1873 ange- 
nommenen »Provisorischen Bestimmungen über die Verhältnisse der 
Altkatholiken des deutschen Reichs« und innerhalb der Grenzen der 
Staatsgesetze. 

2) Der volle Schutz der im Reichsstrafgesetzbuche §. 166 bis 
168 den anerkannten Kirchen gewährt wird. 

3) Die Berechtigung des Bischofs , mit Genehmigung der Re- 
gierung altkatholische Pfarreien zu errichten , die Anerkennung der 
nach Massgabe des Gesetzes vom 11. Mai 1873 von dem Bischöfe 
anzustellenden Pfarrer und somit deren Recht die Kirchenbücher 
nach Massgabe der Staatsgesetze anlegen und als staatlich anerkannt 
fuhren zu dürfen, sowie deren Berechtigung, die Pfarracte mit öffent- 
licher Glaubwürdigkeit zu bekunden. 

Hierzu sei die Regierung ahne gesetzliche Regulirung befugt. 

4) Man behält sich das Recht vor, mit gerichtlicher Klage 
den Gebrauch der katholischen Pfarrkirchen und den Mitgenuss des 
katholischen Kirchenvermögens zu erstreben, wobei jedoch von der 
Regierung im Hinblicke auf die Verliältnisse nichts Anderes begehrt 
wird , als dass sie gegen eine solche Klage nicht den Competenz- 
conflict erheben möge. 

17* 
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5) Die Entbindung aller Altkatholiken von der Verpflichtung, 
zu den Kircbenunilagen der Neukatholiken beizutragen, demzufolge 
der Erlass einer allgcmeineu Verordnung, welche alle Adtninistrativ- 
organe anweist, von einem zwangsweisen Vorgehen gegen Altkatho- 
liken abzustehen, mit der ausdrücklichen Erklärung, dass ein Alt- 
katholik darum nicht verpflichtet sei, in der Form des Gesetzes vom 
14. Mai 1873 seinen Austritt aus der katholischen Kirche zu er- 
klären, weil er in derselben geblieben ist. 

6) Eine amtlidie Verlautbarung, dass Joseph Hubert Reinkens 
als Bischof der altkatholigchen Kirche (in Preussen) anerkannt wor- 
den sei und ihm die Regierung jene Rechte beilege, welche ein 
Bischof nach dem katholischen Kirchenrechte in den vom Staate 
anerkannten Grenzen besitze , soweit die Altkatholiken solche dem 
Bischöfe zugestehen^). 

1) Von der bayerischen Hcgicrung erwartet das Gesuch des Dr. Rcinkcns 
und Genossen an das kgl. Staatsministerinm vom 23. October 1873 noch: 

1. Die kgl. Regierung werde im Wege der Gesetzgebung den Anspruch 
auf den Afitgebrauch der öiFentlichen katholischen Kirchen und den Mit- 
gcnuss des katholischen Eirchenguts nach Grundsätzen, welche der Bil- 
ligkeit entsprechen, verwirklichen ; 

2. für das Gebiet des französischen Rechts bestimmen, dass, soweit die Ge- 
meinden für die Bestreitung der Bedürfnisse der Kirche und die Unter- 
haltung der Pfarrer aufzukommen verpflichtet sind , jene Quote den Alt- 
katholiken sugewendet werde, welche sich aus dem Verhältnisse der von 
ihnen zu entrichtenden Communalbeitrüge zu den Auslagen ergibt. 

3. Durch Einstellung in das nächste Budget, beziehungsweise durch eine 
Nachtragsforderüng, einen Beitrag zur Unterstützung der altkathoUsche 
Theologie Studirenden, der temporär arbeitsunfähigen Geistlichen, zur 
Leistung von Zuschüssen zur Seelsorge in unbemittelten Gemeinden, zu 

^den Kosten der Gesamratleitung gewähren. 

4. Bis zu dem Momente, wo die Altkatholiken in den Mitgenuss der ka- 
tholischen Kirchen und des Kirchenguts werden getreten sein, möge die 
hohe Regierung an denjenigen Orten, wo altkatholische Vereine beste- 
hen und eine Seelsorge einzurichten wünschen, und wo es eine, im Staats- 
eigenthuni befindliche Kirche oder Kapelle gibt, diese den Altkatboliken 
zum Mitgenuss einräumen. 

5. Mit Rücksicht auf ihre Lage bitten die Altkatholiken zu erklären, dass 
die hohe Regierung die. auf deutschen Anstalten erlangte Bildung der 
Theologen für genügend hält und bereit ist, einen deutscUen Geistlichen, 
der ihr namhaft gemacht wird, zuzulassen. 

6. Für den Bischof Reinkens die landesherrliche Anerkennung als kathol. 
Bischof zu erwirken und demselben die betreffende Urkunde zuzustellen. 

7. Dem Bischöfe zur Ablcgung des Eides Zeit und Ort geneigtest zu be- 
stimmen. 

8. Eine, im Staatsei genthum stehende Kirche in München zum Mitge- 
brauche einzuräumen. 
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Dieser Anerkennung Preüsseus folgt in ueuester Zeit auch die 
Anerkennung des Dr. Keinkens von Seite der badischen und der 
liessisclien Regierung." 

§. 3. Ob nun eine solche Anerkennung in gleicher Weise auch 
von Seite Bayerns rechtlich möglich sei , das und das allein ist die 
von der Commission- zu beantwortende Frage; sie hat sich insbe- 
sondere nicht zu beschäftigen mit der rechtlichen Stellimg der ein- 
zelnen Individuen , welche der altkatholischen Richtung sich förm- 
lich angeschlossen haben. 

In den beiden uns vorliegenden Eingaben an das preussische 
und an das bayerische Staatsministerium wird auf diesen Punkt ein 
Gewicht gelegt, das ihm nicht zukommt; er wird als der Ausgangs- 
punkt betrachtet und es werden daraus Consequenzen für die Ent- 
scheidung unserer Frage gezogen, welche der Begründung entbehren. 

Aus diesem Gnmde erscheint es geboten,^ uns über diesen mit 
den Verhältnissen der Altkatholiken zusammengehörigen, wenn auch 
für unsere Frage nicht präjudiziellen Punkt zu äussern und ihn 
richtig zu stellen. 

Für das bayerische Recht kann über die Behandlung der Alt- 
katholiken von Seite des Staats kaum ein ernstlicher Streit entste- 
hen; denn man hat hier, abweichend vom preussischen Rechte, einen 
formellen Anhaltspunkt darin, dass für die Verkündigung der vali- 
oanischen Beschlüsse das kgl. Placet, di© die Beilage IL §. 58. zur 
Verf.-Urk. klar und bestimmt fordert, tlieils gar nicht nachgesucht, 
theils soweit nachgesucht verweigert worden ist. Wie man auch 
über die kirchenrechtliche Giltigkeit der vaticanischen Beschlüßse 
urtheilen möge, für das bayerische Staatsrecht sind sie wirkungslos, 
da sie eitler bestimmten Vorschrift desselben, die die Art der Pu- 
blication regelt, nicht entsprechen. 

Principielle Bedenken gegen . die Angemessenheit des Placet 
können juristisch nicht in Betracht .kommen. Auch der Wortlaut 
des Concordates (Art, XII. lit. e) kann gegen dasselbe nicht ange- 
führt werden; denn dem libere publicare desselben steht der prä- 
cise Wortlaut des §. 58. des Religionsedictes gegenüber , der im 
Hinblick auf das Verhältniss der beiden Rechtsquellen zu einander 
in erster Linie Mass xu geben hat. Demnach sind die Neuerungen, 
welche das katholische Kirchenrecht durch die Beschlüsse von 1870 
erfahren hat, bis zur Stunde für das öffentliche Recht Bayerns nicht 
existent geworden; sie können daher auch keine rechtlichen Wir- 
kungen für die bayerische Regiening und ihre Organe äussern. 
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§. 4. Wir wollen nur einige der wichtigsten der daraus flies- 
senden Consequenzen ziehen: 

1) Eine Ausschliessang aus der kirchlichen Oemeinschaft we- 
gen Nichtanerkennung der neuen Dogmen, geschehe sie in welcher 
Art immer, kann keine bürgerliche Wirkung haben; der nach der. 
Intention der Infallibilisten Ausgeschlossene wird als Mitglied der 
katliolischen Kirche anerkannt, so lange er nicht selbst den Austritt 
erklärt und nimmt. 

Die bayerische Regierung ist demnach nicht blos berechtigt, 
sondern verpflichtet, die Altkatholiken, welche in ihrer Eingabe vom 
23. October v. J. ausdrücklich bitten, als Katholiken behandelt zu 
werden , in ihren äusseren Verhältnissen zu anderen Staatsangehö- 
rigen und zum Staate nach wie vor als Angehörige der katholischen 
Kirche zu behandeln. 

2) Wer ein öffentliches Amt bekleidet, zu dessen Voraussetz- 
ungen die Eigenschaft eines katholischen Priesters gehört, kann des- 
selben nicht darum gegen seinen Willen verlustig werden, weil er 
die vaticanischen Beschlösse nicht anerkennt; die Regierung kann 
und soll ihn vielmehr gegen jeden Versuch , ihn aus seinem Amt 
und seiner Pfrflnde desshalb gewaltsam zu vertreiben, soweit es von 
ihr abhängt, in Schutz zu nehmen. 

Nach diesem Grundsatze ist die bayerische Regierung auch, 
soviel wir wissen, bisher verfahren. Es steht aber schon hier nicht 
in ihrer Macht, die betreffenden Beamten, wenn ihr Amt wesentlich 
kirchlichen Inhaltes ist , auch in der Ausübung ihrer kirchlichen 
Functionen zu schätzen : denn ein Zwang nach dieser Richtung wäre 
ein Eingriff in die Gewissensfreiheit dritter Personen, denen kirch- 
liche Functionen nicht aufgenöthigt werden dfirfen. Dieser Unter- 
schied hat sich denn auch praktisch gemacht bei den wenigen 
Pfarrern , welche sich dem Unfehlbarkeitsdogma nicht unterworfen 
haben. Da, wo die kirchliche Gemeinde im Ganzen oder doch in 
ihrer Mehrheit dem Beispiel ihres Pfarrherru gefolgt ist, wie in 
Mering , befindet sich dieser geschützt von der Regierung zur Zeit 
nicht blos im Genüsse seiner Pfründe, sondern übt auch sein kirch- 
liches Amt aus. 

Wo der Pfarrer allein stand, wie in Tuntenhausen, da konnte 
die Regierung ihn wohl in dem Fortgenusse seiner wohlerworbenen 
Vermögensrechte schätzen, aber nicht in der Ausübung seines geist- 
lichen Amtes durch Zwangsmassregeln erhalten. In gleicher Weise 
hat die Regierung mehrere Männer in der Fortsetzung ihres Lehr- 
amtes an öffentlichen Anstalten geschützt und den Anträgen der 
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Eirchenbehördeu auf Entfernung vom Amte keine Folge gegeben. 
Aber auch hier hat sich die Regierung nur defensiv verhalten; sie 
übt keinen positiven dircctm oder indirecten Zwwig , um diesen 
Lehrern Schüler ztusufÜhrem. Dagegen ergibt sich 

3) die weitere Consequenz, dass die in Bayern für die Jcatho- 
tische Kirche und deren Angehörige geltenden Gesetze auch für die 
Äl{katholiken massgebend sind^ und dass di^e der geistlichen Ju- 
risdiction der in Bayern anerkannfen katholischen Kircheiibekorden 
unterliegen^ wenn auch die mit dem Inhalte des Infallibüitäts-Dog' 
mas susammenhängenden Verfügungen dieser Behörden keine bür- 
gerliche Wirkung haben. 

§. 5. Indem die bayerische Regierung die Altkatholiken als 
Angehörige der katholischen Keligionsgesellschafi; behandelt, die öf- 
fentlichen Beamten und Diener in ihren wohlerworbenen Rechten 
schützt , vollzieht sie , wie gezeigt , nur das geltende Recht. Aber 
anders verhält es sich bei dem Oesuche von Reinkens und Genos- 
sen. Die Peteuten würden berechtigt sein, aus dem Verhalten der 
Regierung, wie es eben dargelegt wurde, eine Folgerung für sich 
abzuleiten, wenn es sich darum handelte, einen der vorhandenen ka- 
tholischen Bischöfe in seiner' Eigenschaft als Bischof fortwirken zu 
lassen, obwohl er das Unfehlbarkeitsdogma nicht anerkannt hat. 
Dann wäre die Lage der Dinge analog der des Pfarrers von Mering, 
der des Professors Friedrich u. a. — Allein die thatsächlichen Ver- 
hältnisse sind, wie bekannt, ganz anders gelagert; die sämratlichen 
acht katholischen Bischöfe Bayerns haben das Unfehlbarkeitsdogma ent- 
weder von Anfang an anerkannt, oder sich ihm später unterworfen, 
und die Altkatholiken woUeu sich ihrer Jurisdiction und sonstigen 
Obergewalt nicht unterordnen. Sie haben sich daher einen Bischof 
aus der Reihe der Gesinnungsgenossen gewählt, und diesen soll die 
bayerische Regierung als katholischen Bischof anerkennen. 

§. 6. Nach dieser Richtigstellung der Thiitsachen können wir 
zur Erörterung der zweiten Vorfrage uns wenden, nämlich zu der 
Präge, welche positiven Normen dem Gutachten der Commission zu 
Grunde zu legen seien. 

Unter Rechtskundigen wird darüber kaum ein ernsiliclier 
Streit möglich sein. Die Entscheidungsnormen sind primär aus den- 
jenigen Gesetzen des Königreichs Bayern zu schöpfen, welche das 
Verhältuiss der Religionsgesellsctiafteu überhaupt und dann das der 
katholischen Religionsgeseltschaft insbesondere regeln. 

Diese sind aber: 

1) Die Verfassungsurkundo Tit. IV. §. 9. 
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2) Das Edict über die äusseren liechtsverhältnisse des KOuig* 
reichs Bayern in Beziehung auf Beligion und kirehliche Gesellschaf- 
ten vom 26. Mai 1818, gewöhnlich das Religionsedict genannt, das 
als U. Beilage der Yerfassungsurkunde publicii*t ist und daher die 
Eigenschaft eines Verfassungsgesetzes hat; 

3) das durch den §. 103. Abs. III. dieses Edictes als sein in- 
tegrirender Bestandtheil erklärte Concordat mit dem römischen 
Stuhle vom 5. Juni 1817 für die »übrigen inneren Angelegenheiten 
der katholischen Kirche,« d. i. für dicjenigeu Angelegenheiten, welche 
nicht schon im Edicte eine für alle BeligionsgeseUschaften gleich- 
massig geltende Begelung erhalten haben. Es ist wohl nicht nöthig, 
hier die Streitfrage über die rechtliche Natur des Concordates, ob 
es als einfaches Staatsgesetz oder als Verfassungsgesetz zu betrach- 
ten sei ^), dann die über sein Verhältniss zum Edict , ob das eine 
oder das andere principaliter entscheide, eingehender zu erörtern; 
— die erste nicht, weil es für unsere Frage gleichgiltig ist, ob man 
die eine oder die andere Ansicht für richtig halte ; die andere nicht, 
weil unter Bechtsverständigen über deren Beantwortung kein Zwei- 
fel bestehen kann, namentlich seit Herr Professor v. Sicherer den 
geschichtlichen Beweis geliefert hat, dass man in Born eben so gut 
wusste, was seit 1818 in dieser Beziehung in Bayern Bechtens sei, 
als in München. 

Da das Concordat für die Katholiken und die katholische 
Kirche Gesetz ist, so wird wohl darüber Jcein Zweifel mehr sein, 
dass auch die AUkatholikcn, dasselbe anzuerkennen haben^ sowohl in 
maieridlcn, als in formellen Dingen, soweit es überhaupt durch die 
Publicationsformel des erwähnten §. 103. des Religionsedictes Ge- 
setzeskraft erlangt hat. 

§. 7. Man hat wohl die Behauptung aufgestellt und stellt sie 
noch auf, dass Bayern darum nicht an das Concordat gebunden sei, 
weil der andere Theil — die Curie — kein Concordat als Vertrag 
auffasse, sondern nur als widerrufliche Bewilligung — Indult — 
die sie je nach ihrem Ermessen zurücknehmen könne. [Die Curie 
selbst erklärte wiederholt, dass die Concordate zweiseitige beide 
Theile bindende Verträge seien , vgl. Vering , Lehrb. des Kirchenr. 
§. 50. und desselb. Zusätze zu §. 17. von Philipps', compend. jur. 
eccl. ed. Vering. Batisbonae 1874.] 

1) Bekanntlich hat Brater Bedenken erhoben , ob das Concordat als 
Verfassungsgesetz zu betrachten sei; die Gründe, worauf sich seine Bedenken 
stützen, schellten uns indessen nickt triftig genug , um von der allgemei- 
nen Meinung und der Praxis in diesem Punkte abzuweichen. 
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Allein dagegen kommt zu erinnern, dass die Möglicklceit des 
Rücktritts doch nicht dem wirklicJien Rücklritte gtdchgestcUt werden 
darf; bis jetzt hat die Curie nirgends erklärt, dass sie das Concor'^ 
dat ihrerseits nicht mehr als t\x Recht bestehend anerkennet und so 
lan^e dieses nicht der Fall ist^ kann Bayeirn steh nicht auf die (Ge- 
genseitigkeit berufen^ um ebenfalls vom Coucordat zurückzutreten. 

Diesen Sat£ wird man um so weniger anzufechten vermögen, 
als der bayerischen Regierung die curialistwche Theorie von der 
rechtlichen Natur, der Goncordate schon beim Abschluss ihres Con- 
cordates wohl bekannt war. Wenn sie die IJebereinkuuft doch ab- 
schloss, ratificirte und als Gesetz publicirte , so kann dieses Verfah- 
ren nur dahin, gedeutet werden, dass sie die Hoffnung hegte, die 
Curie werde das Concordat ihrerseits beobachten. 

§. 8. In anderer Fassung sind seit dem Jahre 1870 Stimmen 

» 

in der Presse und wohl auch in der Literatur laut geworden, welche 
die üngiltjgkeit des Concordats aus dem Inhalt der Glaubensdecrete 
des vaticanischen Concils ableiten, also die Frage auf sich beruhen 
lassen, ob es vor dem Juli 1870 zu Recht bestanden habe. 

Wir glauben in dieser Richtung unserer Aufgabe einer recht- 
lichen Würdigung der Verhältnisse am besten dadurch zu genügen, 
wenn wir die Behauptungen und Ausführungen von Schulte's , des 
Hauptstimmführers und juristischen Vertreters der Altkatholiken in 
der Presse, in Kürze anführen und der rechtlichen Beurtbeilüng un- 
terstellen. Schulte sucht in mehreren seiner Schriften, insbesondere 
in seiner »Denkschrift über das Verhältniss des Staates zu den 
Sätzen der päpstlichen Constitution vom 18. Juli 1870, gewidmet 
den Regierungen Deutschlands und Oesten*eichs« den Satz zu be- 
gmnden: 

. Die bayerische Regierung sei seit dem 18. Juli 1870 an das 
Concordat ntoht mehr gebunden. 

Zur Begründung desselben führt er zwei Argumente alternativ 
an, so dass das eine oder das andere benützt werden kann, um die 
üngiltigkeit des Concordats darzuthuu: ' 

1) Entweder gehe die bayerische Regierung von der Thatsache 
aus , dass der eine Contrahent , der Papst den Vertrag in absolut 
wesentlichen Punkten gebrochen hat; denn er habe sich durch die 
neuen Dogmen als alleinigen Universalbischof erklärt, mithin die 
vertragsmässig, nach Lehre und Recht der Kirche zur Zeit des Ver- 
tragsabschlusses anerkannte Verfassung der Kirche urogestosscn; er 
habe sich für unfehlbar erklärt u. s. w. — Eine Anwendung des- 
selben Gedankens ist es, wenn Schulte herkommen lässt, dass das 
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Yerlialten dor bayerischen Bischöfe in Bezug auf die Publicatiou 
der Decrete die Regierung ihrer Verpflichtungen gegen die Organe 
der Kirche entbinde; denn wenn die Bischöfe sich über das Ke- 
ligioosedict hinwegsetzen, so sei die Regierung auch- nicht mehr 
verbunden, die Bestimmungen des Concordats zu erfüllen, beziehungs- 
weise zu vollziehen. 

2) Oder die bayerische Staatsregiernng erklärt: Durch die 
neuen Dogmen ist die Formel und die von der. Staatsgewalt aner- 
kannte Verfassung der katholischen Kirche, auf deren Grund hin 
diese im Hinblick auf die §§. 27. und 38. des Religionsedictes ihre 
rechtliche Anerkennung in Bayern gefunden hat, so wesentlich al- 
terirt worden , dass die den 18. Juli 1870 zur Basis nehmende 
Kirche nicht mehr dieselbe ist mit der anerkannten, der letzteren 
vielmehr nur jene angehören, welche die neuen Dogmen verwerfen. 
Folglich sind die an den neuen Dogmen haltenden Bischöfe und 
Priester nicht mehr berechtigt, als Repräsentanten der anerkannten 
Kirche angesehen zu werden. In Uemässheit davon ist die Regier- 
ung der Verpflichtungen gegen sie enthoben. 

§. 9. Wir wollen nicht darauf eingehen, ob Schiilte wirklich 
zwei Rechtfertigungsgrfinde für seinen Satz beigebracht habe ; es will 
uns scheinen, dass beide im Wesen zusammenfallen und sich unter 
den von den Lehrern des Völkerrechtes formulirten Grundsatz sub- 
sumiren lassen, dass ein Vertrag seine Wirksamkeit verliere wegen 
Veränderung derjenigen umstände, welche nach der Absicht des 
Verpflichteten die stillschweigende Bedingung des Vertrages, be- 
ziehungsweise seiner Fortdauer bildeten. 

Wir haben hier nicht zu untersuchen , ob die Verhältnisse 
wirklich so gelagert seien, dass die bayerische Regierung berechtigt 
wäre, darum das Concordat als unverbindlich zu betrachten. Die 
cigmefi Ausführungen Schultes würden in uns BedettkeA e^regeti. 

Er bemerkt in seiner Denkschrift selbst, dass die katholischen 
Bischöfe schon vor dem 18. Juli 1870 in Folge des von ihnen dem 
Papste geleisteten Eides »demuthig annehmen und auf's Genaueste 
ausführen mussten, was ihnen der Papst befiehlt, folglich auch die 
conslitutio dogmatica prima de Ecclesia Christi,« da kein Vorbehalt 
irgend einer Art in dem Eide gemacht sei. Man darf es daher 
jsum Mindesten als zweifdhaft ansehen , oh der Papst erst durch 
die Decrete von 1870 üniverscdbischof geworden. Indessen, wie ge- 
sagt, diese Frage liegt der Gommission nicht vor. 

Aus den Ereignissen des Jahres 1780 könnte möglicher Weise 
ein Grund abgeleitet werden, das Concordat anzufechten und aufzu- 
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heben. Allein die bayerische Regierung hat bis zur Stunde keine 
Schritte gethan, welche die Absicht erkennen lassen, das Concordat 
anzufechten — zur Zeit besteht es in der Weise, wie es publicirt 
ist, in Wirksamkeit. Jedenfalls wäre die blosse Anfechtung oder 
Kündigung des Concordats noch nicht hinreichend , um demselben 
die Gesetzeskraft zu entziehen , welche ihm , wie gezeigt , zukommt. 

Wenn Schulte bemerkt, es lasse sich bezweifeln, ob die Auf- 
hebung des Concordats als Staatsgesetz noch besonders nöthig sei, 
nachdem dasselbe durch den offenbaren Rücktritt des Mitcontrahen- 
ten .krafblos geworden sei , so verwechselt derselbe das Motiv , das 
zur Auflidmng Aiüass geben kann, mit den formellen Bedienungen 
der Aiifhebung eines Gesetzes, abgesehen davon, dass er nun von 
einetn T^Bücktritt^ des Papstes spricht, während er kurz voriger den 
9Bru€h€ des Concordates als Grund der üngittigkeit bezeichnet 
hatte. 

Die Einwendung gegen die Giltigkeit des Concordats vermögen 
hiemach, wie wir gezeigt zu haben glauben, dasselbe- nicht zu be^ 
seitigen; es ist geltendes Recht und muss in Verbindung mit dem 
Beligionsedicte die Entscheidungsnorm für uns bilden. 

§. 10. Treten wir der Beantwortung der Frage selbst näher, 
so halten wir es vor Allem für angemessen, diejenigen Gründe zu 
würdigen, welche Reinkens und Genossen in ihrer Eingabe vom 23. 
October v. J. zur Unterstützung und Begründung des Gesuches an- 
führen. 

Wir gehen hier nicht weiter auf den Grund ein, der aus der 
Pflicht der Staatsregierung hergeleitet wird, die Altkatboliken als 
Katholiken in ihren Rechten zu schützen und nicht zu dulden, dass 
dieselben Rechtsnachtheilen blos deswegen unterliegen, weil sie sich 
den bekannten Glaubensdecreten nicht unterwerfen. Denn wir haben 
oben schon dargethan, dass dieser Funkt für sich zu beurtheilen 
sei und mit unserer Frage nicht zusammenfalle .... 

Der allgemeine Grundsatz, den die Eingabe oben anstellt und 
später wiederholt, soll einstweilen nur kurz erwähnt werden; ob er 
haltbar sei, wird die spätere Darlegung ergeben. Er besteht in der 
Behauptung: es könne an dem Rechte des Königs, den Bischof 
Reinkens anzuerkennen , gar nicht gezweifelt werden , oder wie es 
später ausgedrückt wird, es bestehe kein Gesetz, welches verböte, 
oder die Regierung hindere, ein besonderes Bisthum für die Altka- 
tholiken zu errichten oder zu gestatten, dass ein auswärts residiren- 
der Bischof die kirchliche Jurisdiction über die Altkatholiken aus- 
übe. Diese Sätze verschieben oder verhüllen die Frage, um welche 
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es sich lumddL Denn diese geht nicht dahin, ob der König von 
Bayern überhaupt befugt sei , einen* altkatholi^chen Bischof E^nzuer- 
kenneu, beziehungsweise ein Bisthum für die. Altkatholiken zu er- 
richten; sondern die Frage ist, ob er das eine odor andere »im 
Verwaltungswege« thun könne und dürfe und ob er in dieser Fornf 
dem betreffenden Bischöfe die Hechte einräumen könne, welche dieser 
prätendirt. 

Von diesem Standpunkte sind die positiven Vorschriften zu in- 
terpretiren, und wenn man diesen Standpunkt festhält , dann dürfte 
sich, wie aus unseren weiteren Ausführungen sich ergeben soll, 
allerdings an dem Rechte .des Königs zweifeln lassen. 

§. 11. Als positivrechtliche Begrundujig des Gesuches führt 
die Eingabe den §. 26. des Keligionsedictes an, wornach der König 
befugt sei, die Brlaubniss zur Einführung von neuen Religions- oder 
Kirchengesellschaften zu geben. Wenn der König hiezu die Macht 
habe, so verstehe sich von selbst, dass er befugt sei, den Mitglie- 
dern einer bestehenden anerkannten Kirche, die sich in einem Noth- 
stände befinden, zu dem Rechte zu verhelfen, nach ihren Grund- 
sätzen leben zu dürfen. 

Allein dieses Argument ist in mehrfacher Beziehung anfecht- 
bar und unzutreffend. Vorerst geht die Eingabe offenbar von der 
Voraussetzung aus, der König sei für sich befugt, in allen Fällen 
ohne Unterschied einer neuen Religioasgesellschaft die Aufnahme zu 
gewähren. Allein diese Voraussetzung ist nicht richtig. Der König 
kann im Verordnungswege die Erlaubniss gewahren, wenn der neuen 
Religionsgemeinschaft die Stellung einer Privatreligionsgesellschaft 
eingeräumt werden will; es ist aber ein Gesetz erforderlich, wenn 
die neue Gesellschaft mit den Befugnissen einer öffentlichen Corpo- 
raiion ausgestattet sein will. Hierfür spricht der Wortlaut des Ge- 
setzes, die Praxis der Regierung vor und nach der Vorfassungsur- 
kunde und die Natur der Sache. 

Der §. 26. des Religionsodictes erkennt ausdrücklich an, dass 
die im Jahre 1818 im Königreiche bestehenden Religionsgesellschaf- 
ten, sowohl die drei christlichen Confessionen als die nicht christ- 
lichen Glaubensgenossen, d. i. die Israeliten, zu den »gesetzlich« 
aufgonommenen geliören und negirt nur, dass eine Religiohsgesell- 
schaft sich von Selbst bilde und als solche Rechte beanspruche, for- 
dert vielmehr die ausdrückliche königliche Genehmigung. In wel- 
cher Weise diese Genehmigung zu ertheilen sei , darüber enthält 
das Edict direct keine Bestimmung. Indem es jedoch als Grund- 
lage der bestehenden Religionsgesellschaften »das Gesetz« .nennt, er- 
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kennt es u.. E. überhaupt an, dass die Form des Gesetzes auch Be- 
dingung für die Aufnahme neuer Keligi onsgesellschaf teil sei , falls 
diese den bereits vorhandenen rechtlich gleichstehen sollen. 

üeber die bisherige Praxis haben wir in gedrängter Kürze 
Folgendes zu bemerken : 

Die Gleichstellung der beiden reichsgesetzlich anerkannten 
protestantischen Bekenntnisse mit. dem katholischen und die Er- 
tbeilung der Eigenschaft von öffentlichen Corporationen erfolgte durch 
das Edict vom 10. Januar 1803, das schon durch seine Bezeich- 
nung die Natiir des Gesetzes andeutet. Dieselbe Bestimmung ging 
dann in das Religionsedrct vom 24. März 180Ö und in das jetzt gel- 
tende. Edict vom 26. Mai 1818 über, die beide zweifellos die Eigen- 
schaft von Gesetzen haben. 

So ward es auch nach der Verfassüugsurkunde gehalten, um 
die Bekenner der griechischen Kirche mit den Bekennern der ini 
Königreiche bereits verfassungsmässig bestehenden drei christlichen 
Kii-cheugesellschaften in bürgerlichen und politischen liechten gleich 
zu stellen, wurde ein Verfassungsgesetz (vom 1. Juli 1834) fürnoth-, 
wendig erachtet. 

Andererseits wurde die «^orm der k. Entschliessung oder Ver- 
ordnung als genügend erachiet, als man im Jahre 1848 der s. g. 
deutsch-katholischen Gemeinde die Rechte einer Privat-Keligionsge- 
sellschaft einräumte. Die Führung der Givilstandsrcgister- in Bezug 
auf die Angehörigen dieser neuen Gemeinde ward, daher nicht den 
Dienern dieser Gemeinde, sondern den Staatsverwaltungsbehörden 
übertragen. 

Auch die Natur der Sache dürfte für dieses Verfahren spre- 
chen. Die Einräumung der Eigenschaft einet öffentlichen Religions- 
gesellschaft hat so tiefgreifende Wirkungen für-dasGesammtsystem 
des bestehenden bürgerlichen und öffentlichen Reell tes, dass nur ein 
Gesetz dieselbe verleihen kann. 

§. 12. Ist hiernach die Grundlage und der AusgangsimnM 
der Argumentution von Reivkens nfid Genossen hinfällig^ so ist diese 
schon darum ohne WertJi, da die Altkatholiken ja die Rechte der 
öffentlichen Religionsgesellsobaften für sich in Anspruch nehmen. 
Aber auch abgesehen von diesem Einwandte dürfte auch die aus 
der These gezogene Folgerung unhaltbar sein. 

Auch wenn der König die Macht haue, eine ne94e Religions- 
gesellschaft mit dem Charakter einer öffentlichen Corporation im 
Verwaltungswege aufzunehmen , so könnte daraus nicht gefolgert 
werden^ dass er darum berechtigt sei, in die inneren Angelegenheiten 
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einer bestehenden öffenÜichen ReligionsgeseUscJuift sich dnzumischen 
ihre Verfassung jsu ändern und zwar alles dieses im VerwaUungs- 
wege. 

Die Eingabe scheint dieses anch zu fühlen. Direct folgert sie 
au:^ dem Rechte der Aufnahme nur die Macht, den Altkatholiken zu 
dem Rechte zu verhelfen, nach ihren Grundsätzen leben zu dürfen. 
Zu den Grundsätzen der Altkatholiken gehört aber auch die Auf- 
stellung eines katholischen Bischofs, zu dem hiernach der König 
ihnen mitverhelfen soll. 

Was in dieser in verschiedenen Variationen wiederkehrenden 
Behauptung eines Nothstandes der Altkatholiken und der Pflicht des 
Schutzes von Seite der Regierung Wahres enthalten sei, haben wir 
schon früher angedeutet. Die bayerische Regierung hat es princi- 
piell als ihre Pflicht anerkannt, die Altkatholiken gegen unberech- 
tigte Eingriffe und Zumuthungen ihrer Gegner in Schutz zu neh- 
men. Allein diese Pflicht kann nicht weiter gehen als ihr Recht 
geht und ob sich ihr Recht auch bis zur Befugniss, ihren Bischof 
anzuerkennen, erstrecke, das ist die Zweifelsfrage, die erst beant- 
wortet werden soll. Ein Beweis für die Bejahung derselben kann 
aber nicht durch eine petitio principii — denn das und nichts an- 
deres liegt in obiger Ausführung ^ geliefert werden. 

Eine zweite Stelle, auf welche sich Reiukens und Genossen 
zur Begründung ihres Begehrens berufen, ist der §. 66. des Re- 
ligionsedictes, der lautet: 

»Auch ist derselbe (der Regent) befugt, wenn er wahrnimmt, 
dass bei einer Eirchengesellschaft Spaltungen , Unordnungen 
oder Missbräuche eingerissen sind, zur Wiederherstellung der 
Einigkeit und kirchlichen Ordnung unter Seinem Schutze Kir- 
chenversammlungen zu veranlassen, ohne jedoch in Gegenstände 
der Religionslehre Sich selbst einzumischen. € 
Allein dieser Paragraph ist offenbar für unsere Frage völlig 
unerheblich ; denn wenn er auf die Altkatholikenfrage überhaupt an- 
gewendet werden wollte, so würde dem König nur das Recht daraus 
erwachsen, »eine Kirchenversammlung zu veranlassene (nicht isu be- 
rufen), um die Einigkeit und die kirchliche Ordnung wiederherzu- 
stellen; eine Einmischung in die Streitfragen selbst steht ihm 
nicht zu. 

Es ist nicht abzusehen, was der angefahrte Paragraph für eine 
Beziehung zu der Anerkennung des altkatholischen Bischofs habe 
und wie er dazu benützt werden könne, dem Könige das Reclit der 
Anerkennung des Bischofs im Verwaltungswege zu vindiciren. Selbst 
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der Zweck , den dieser Paragraph im Auge luU , trifft nicht nur 
nicht zuy wenn der König den Bischof anerkennt, sondern gerade 
das Gegentheil von dem, was der Paragraph wiü^ wird erzielt: die 
Einigkeit und die kirchliche Ordnung wird nicJU wiederhergestellt^ 
sondern die Uneinigkeit besiegelt, 

§. 13. Der Vollständigkeit wegen halten wir es für augezeigt, 
noch einer Begründung zu erwähnen und sie zu würdigen, welche 
sich in der Beilage F. zur Eingabe — in dem von Dr. Schulte her- 
rührenden Artikel der Spenerschen Zeitung — findet. 

Hier wird nämlich gelehrt: »Die Anerkennung eines Bischofs 
ist unzweifelhaft ein Theil des jus circa Sacra. Die Ausübung des 
jus circa sacra ist dem Verwaltungswege vorbehalten.c 

Diese These wird für das preussische Recht aus dem Artikel 
13. der Verfassung gefolgert, welcher zur Ertbeilung der Corpora- 
tionsrechte ein Gesetz fordert, woraus sich ergebe, das» sonst diese 
Anerkennung ein einfacher Akt des administrativen jus circa sacra 
sein würde.* 

Der erste Satz ist im Allgemeinen richtig; aber es dai*f nicht 
übersehen werden, dass es sich im concreten Fall nicht um die An- 
erkennung eines Bischofs handelt , der nach dem bisiier geltenden 
Rechte oder Usus bestellt ist, sondern um die Statnirung eines 
neuen Princips, wovon die Anerkennung nur die rechtliche Folge ist. 
Der zweite Satz aber ist in der AügemeinJteity wie ihn Schulte 
aufstellt^ völlig unhaltbar , und es stünde schlimm um die Rechts- 
sicJierheit der ReligionsgesellscJiaften und ihrer Einrichtungen ^ wäre 
er richtig, hätte also nur das administrative Ermessen über die 
Ausübung des jus circa sacra Mass zu geben. Offenbar sollte der 
Satz etwa so lauten: 

»Die Ausübung des jus circa sacra geschieht nach Mass- 
gabe der bestehenden Gesetze im Verwaltungswege, c 
Nur soweit keine gesetzlichen Bestimmungen existiren und wo 
der Gegenstand sich zur Regelung im Verordnungswege eignet, oder 
wo die Gesetze der freien Verfugung der Verwaltung Raum lassen, 
mögen Erwägungen der Zweckmässigkeit für die Regierung die 
Richtschnur bilden. 

Die ans dem Artikel 13. der preussischen Verfassung abge- 
leitete Folgerung wäre selbst dann, wenn sie allein stünde, nicht 
haltbar, da aus dem Schweigen der Verfassung nicht der ScMuss 
gezogen werden kann, dass jede Materie, für welche nicht ausdrück- 
lich die Form des Gesetzes geboten ist, im Verwaltungswege ge- 
ordnet werden könne. Allein es kommt hinzu, dass das preussische 
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Recht selbst für die Ausübung des jus circa sacra abgesehen von 
den Vorschriften des Landrechtes die Gesetzesforra zu beobachten 
{gebietet. .Wir ervvähnen nur die beiden, aoi 5. April 1873 in rao- 
dificirter Fassung sanctionirten Artikel 15. und 18. der Verfassung, 
die lauten: 

Art. 15: 

»Die . . . Kirche ordnet und verwaltet ihre Angelegenhei- 
ten selbstständig, bleibt aber den Staatsgesetzen und det- ge- 
. setzlich geordneten Aufsicht des Staates nntei-worfen,^ 
dann der Absatz III. des Art. 18: 

»Im Uebrigeu regelt das Gesetz die Befugnisse des Staates 

hinsichtlich der Vorbildung, Anstellung und Entlassung der 

Geistlichen und Religionsdiener . . .« 

Für das bayerische Recht ist die besprochene These völlig 
werthlos; denn dasselbe hat eine Reihe von Gesetzesbestimmungen in 
die Verfassung aufgenommen, welche die Ausübung des jus circa 
Sacra regeln, und Niemanden — am allerwenigsten einein Juristen 
— wird es in den Sinn kommen, zu behaupten, die Regierung könne 
sich über diese positiven Normen hinwegsetzen, weil es sich um 
»Ausübung des jus circa sacrac handelt. 

§. 14. Aus dem Gesagten dürfte sich ergeben, dass dieje- 
nigen Argumente^ welche die Eingabe zur rechtlichen Begründung 
des Begehrens anführt^ nicht genügend seien, das zu beweisen^ was 
sie t^olkn^ dass der König von Bayern befugt sei , die Anerken- 
nung im Vertoaltungswege auszusprechen — weder die allgemeinen 
Erwägungen noch die positiven Citate sind dazu hinreichend. Da- 
gf'gen gibt es eine Reihe von positiven Bestimmungen des hier ein- 
schlagenden Landrechtes^ welche es geradezu als unzulässig erschei- 
nen lassen, den altkatholi^chen Bischof so toic begehrt ist; anzuer- 
kennen. Wir wollen die wichtigsten derselben im Folgenden an- 
fuhren und in möglichster Kürze beleuchten. 

1) Wir wollen kein entscheidendes Gewicht darauf legen, dass 
das katholische bayerische Eirchenrecht nur Eine Art der Croirung 
eines Bischofs kennt — die »Emenfiungt durch den König. Der 
Einwand , dass dieses Recht auf einer besonderen Concession des 
Oberhauptes der Kirche beruhe, kann dagegen nicht erhoben wer- 
den: denn auch die Altkatholikcn erkennen den Primat an und er- 
kliiren alle Acte desselben für rechtsgiltig, welche aus der Zeit vor 
dem 18. Juli 1870 datiren. Sie perhorresciren nur den gegenwär- 
tigen Inhaber des römischen Stuhles aus den bekannten Gründen; 
sie müssen daher auch die Verfügung des Artikel IX. des bayerischen 
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Concordates als verbindlich anerkennen. Nicht wegen eines Beden- 
kens in Betreff der Bechtsverbindlichkeit des Artikels IX. für die 
ganze katholische Beligionsgesellschaft legen wir kein entscheidendes 
Gewicht auf denselben, sondern darum weil vielleicht der König in 
einem einzelnen Falle auf dieses Recht verzichten und sich mit einem 
geringeren Masse der Einwirkung auf die Ernennung eines Bischofs 
begnügen könnte. Freilich steht dem die Erwägung entgegen, dass 
die AUkatholiken grundsätzlich die königliche Ernennung negiren 
und das Recht der Wahl ihres Bischofs in Anspruch nehmen; da- 
rin läge eine Abänderung des Artikels IX,y welche unseres Erach- 
tens nur in Form eines Gesetzes erfolgen köfinte. 

§. 15. 2) Von entscheidender Bedeutung ist dagegen der Ar- 
tikel IL des Concordates. Derselbe zählt die Erzbisthümer und Bis- 
thümer^ die es im Eönigieiche Bayern geben soll, mit den zu jedem 
gehörigen Diöcesen und mit dem Sitze des Eizbischofs resp. Bischofs 
auf und lässt für einen neunten oder weiteren Bischof innerhalb d«a 
bayerischen Gebietes insolange keinen Baum, als dieser Artikel nicht 
rechtsgiltig geändert oder aufgehoben ist, wozu unseres Erachtens 
die Form eines^ bayerischen Gesetzes genügte, worunter wir in Con- 
sequenz unserer oben geäusserten Anschauung über die rechtliche 
Natur des Concordates ein Verfassuugsgesetz verstehen. 

Eine Zustimmung des römischen Hofes in diesem Punkte hal- 
ten wir ebensowenig für nothwendig, als eine solche im Jahre . 1818 
zur Erlassung des Beligionsedictes für nothwendig erachtet wurde; 
sowie die Staatsgewalt damals einseitig dasjenige verfügte, was das 
Staatsinteresse zu fordern schien, so kann sie dieses auch heute ^). 
Dass aber die Gestaltung der Dinge, wie sie sich in Folge der An- 
erkennung des katholischen Bischofs Reinkens ergeben würde , mit 
dem Wortlaute und mit der Absicht des Gesetzes in Widerstreit 
käme, das wird noch klarer, wenn man sich diese Gestaltung etwas 
näher betrachtet. Es würde nämlich dann ein ausserhalb Bayerns 
residirender Bischof in Bayern Jurisdictionsrechte üben und zwar 
in allen acht Diöcesen neben dem in Bayern residirenden Erzbi- 
schofe, beziehungsweise Bischöfe — Beides im Widerspruche mit 
dem Anhang L zum Beligionsedicte. Dass die bayerische Regierung 
auf diese Organisation ein entscheidendes Gewicht legte und deshalb 
der angeführte Artikel II. so gefasst wurde, wie er gefasst ist, er- 



1) Diese AnffasBung ist entschieden falsch. Wenn Vertrüge nicht eine pure 
Lächerlichkeit sein sollen, dann mnss auch die »Staatsgewalt« sich durch die- 
selben für gebunden erachten. Die Bed. d. Postztg. 
Archiv fUr Kirebeiirecbt XXXU. * 18 
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gibt sich auch aus den Vorverhandlungen fiber das Concordat. Bayern 
wollte , wie der leitende Staatsminister (von Zentner) damals sich 
ausdrückte, eine »eigene geschlossene Kirche, c nnd diesem Gedanken 
gab der I. Anhang practischeii Ausdruck. 

Wenn dem gegenüber in der Beilage F. zur Eingabe auszn- 
führen versucht wird, dass eine solche Einrichtung dem canonischen 
Rechte nicht widerspreche, also statthaft sei, so kann man das fBr 
das gemeine Recht und für Preussen als richtig anerkennen; aber 
die AusRihrung beweist nichts für das bayerische Kirchenrecht, das 
hierüber klare und bestimmte Normen enthält; — ein Armeebischof 
könnte in Bayern im Verwaltungswege nicht wie in Preussen ein- 
geführt oder anerkannt werden. 

§. IG. 3) Den (Berichten der Erzbischüfe und Bischöfo, wie 
sie im Concordat genannt sind (»bei ihrem Gerichtec) räumt der 
Artikel XII. lit. c. des ersten Anhangs die Jurisdiction in geist- 
lichen Sachen und insbesondere in Ehesachen ein. Die bei den Or- 
dinariaten bestehenden Ehegerichte gehören mit zu dem Organismus 
der bayerischen Gerichte, die im Ganzen, wie im Einzel neu auf .^e- 
seizlicher Grundlage beruhen, die nur durch ein Gesetz errichtet 
und wenn errichtet nur in der Form des Gesetzes geändert oder 
aufgehoben werden können. 

Dass mit der Einsetzung eines neuen katholischen Ehegerich- 
tes der bisherige Wirkungskreis der bestehenden Gerichte geändert 
resp. beschränkt würde, dürfte kaum bestritten werden. Mantrürde 
dahety wenn dem Bischof Reinkens die Jurisdiction in Uiesachen 
im Verwaltungswege eingeräumt würde , nicht bloss mit der ange- 
führten Stelle des Concordais ^ sondern auch mit der allgemeinm 
gesetzlich geregelten Gerichtsverfassung in Widerspruch kommen, • 

Dieser Schwierigkeit wird durch die nachträgliche Ergänzung 
der Eingabe vom 17. November v. J. , unterzeichnet von Dr. v. 
Schulte, nicht abgeholfen. Derselbe erklärt nämlich , dass die Ge- 
richtsbarkeit der Altkatholiken hur durch bayerische Staatsangehö- 
rige, — Juristen und Theologen — ausgeübt werden wurde. Allein 
es handelt sich nicht um die staatsrechtliche Qualificatiou der zur 
Beseteung des Beinkens'schen Ehegerichts nöthigen Personen , son- 
dern um die gesetzliche Zulässigkeit des Gerichts im Ganzen. 
Könnte diese behauptet und begründet werden, dann würde unseres 
Erachtens nichts im Wege stehen, auch Angehörige anderer deut- 
scher Bundesstaaten zu Richtern zu bestellen ; denn die Bestimmung 
im §. 7. der Beilage I, zur bayerischen Verfassungsurkunde kann 
seit Einführung der Beichsyerfassung in Bayern im Hinblick auf 



.4 
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Art. 3. der Beichsyerfassung, dann auf §. 9. des Reichsgesetzes über 
die Bundes- und Staatsangehörigkeit auf Angehörige des deutschen 
Reichs nicht mehr angewendet werden. 

Auch ein anderer Ausweg, auf den Schulte in diesem Nach^ 
trage hinweist, fuhrt uns nicht zu dem begehrten Ziele. Er be- 
merkt nämlich, dass die Altkatholikeu in ihrer Eingabe an das preus- 
sische Ministerium dem Staate das^Becht der Ehegerichtsbarkeit 
zuschreiben, also auf dieselbe verzichten. Allein so wichtig diese 
Erklärung ihrem Inhalte nach ist, so ändert sie eben doch nichts 
a& dem bestehenden Recht. Die Zusimdigkeii der gei^ichen Oc" 
riehie in Ehesachen der . Katholiken heruhi auf einer Oesetaesbe- 
Stimmung^ welche die Regicnmg im Verwaltungswege aheuändem 
nicht befugt ist. 

Nur nebenbei sei noch die Notiz gestattet, dass diese Er^ 
klärung van Schulte mit den von ReitJsens und Genosse}} selbst ge-^ 
sfogenen Conseqi%enzen mcht harmonire; denn dort wird als Folge 
der Anerkennung ausdrücklich bezeichnet, dass der Bischof alle jene 
Bechte üben dürfe, welche nach katholischem EirchenTechte, wie es 
vor dem 18. Juli 1870 gegolten hat, dem Bischöfe zustehen , und 
auch die »provisorischen Bestimmungen,« auf welche hier Bezug ge* 
nommen.ist, besagen unter Ziff. 4. einfach: »Der Bischof hat ... . 
alle jene Rechte und Pflichten, welche das gemeine Kirchenrecht 
dem Bischöfe beijegt.« Zu den nach gemeinem Eirchenrecht dem 
Bischöfe zukommenden Rechten gehört aber unbestritten auch das 
Becht der Ehegerichtsbarkeit ^). 

4) Welche Bewandtniss es mit der Forderung habe, dass der 
anerkannte Bischof der Altkatholiken berechtigt sein soll , mit Ge- 
nehmigung der Regierung Pfarreien zu errichten, dass die vom Bi- 
schöfe anzustellenden Pfarrer als Pfarrer anerkannt werden und das 
Recht haben, Kirchenbücher anzulegen und als staatlich anerkannte 
zu fahren, desgleichen die Ffarracte mit öffentlicher Glaubwürdig- 
keit zu bekunden, wird sich aus Folgendem ergeben : 

Der Art. XII. lit. f. des I. Anhanges zum Religionsödicte 
räumt allerdings den bayerischen Erzbischöfen und Bischöfen das 
Recht ein, »im Einverständniss mit dem Monarchen Pfarreien zu 
errichten. . . .« Was die Aufstellung der Pfarrer betrifft, so ver- 



1) Dass die Frage der Dispensation Yon Ehehindernissen, so weit sie 
Keservatrecht ist oder d^n Bisehöfen herkömmlich durch die facnltates qnin- 
qnennales eingeräumt wird, in den Eingaben der Petenten völlig ungelöst 
bleibt, obgleich sie grosse Schwierigkeiten hervorrufen wQrde, wollen wir hier 
nur andeuten. 

18 • 
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(ügt darüber der Art. XI. , ein Hecht die Pfarrer selbstst&ndig und 
ohne Mitwirkung der Regierung aufisostellen, wie es in der Eingabe 
vorausgesetzt wird , ist dem Gesetze unbekannt. Der Bischof hat 
bei Patronatpfarreien >die canonische Einsetzung zu ertheilen,« die 
übrigen Pfarreien aber mit Personen zu besetzen, »die von Sr. Ma- 
jestät genehmigt werden. c 

Da wir nicht annehmen 'wollen , dass die Petenten mehr be. 
gehren, als dem bestehenden Rechte gemäss die Bischöfe anzuspre- 
chen haben, so Iftsst sich das Gesuch wohl nur so auffassen, dass 
die Altkatholiken für die von ihrem Bischöfe aufgestellten Pfarrer 
die gleichen Rechte postuliren, wie sie den s. g. neukatholischen 
Pfarrern zukommen. Nur befindet 9ich die Eingabe in einem Irr- 
thum, wenn sie davon ausgeht, dass die Führung der Kirchenbücher 
als OivUstandsregister und die Qualität der Pfarraete, und Docu- 
mente als öffenilieher eine directe Wirkung der Ud^ertragtmg des 
Kirehenamies sei^ also vom Bischöfe übertragen tverde. Dieser Auf- 
fassung steht der klare Wortlaut des §. 64. lit. h. der II. Beilage 
zur Verfassungsurkunde entgegen , der »die Vorschriften über die 
Einrichtung der KirchenlisteUf als Quellen der Bevölkerungsverzeich- 
nisse, als Register des Civtlstandes und über die Legalität der 
pfarrlichen Documente,c »als wdUiche Gegenstände* etVVkri^ worüber 
der Staatsgewalt allein nach«''§. 65. die Gesetzgebung und Gerichts- 
barkeit zukommt. 

§. 18. Diesem Stande der Gesetzgebung dürfte es entsprechen, 
wenn bezuglich der altkatholischen Pfarreien resp. Pfarrer ausge- 
schieden und gesondert betrachtet wird 

a) die Errichtung von Pfarreien und die Aufstellung der 
Pfarrer, 

b) die Befugniss der Pfarrer als Givilstandsbeamte zu fungiren 
und in dieser Eigenschaft Zeugnisse auszustellen, welche 
öffentlichen Glauben gemessen. 

Bei den zuerst genannten Acten bildet der Bischof einen we- 
sentlichen noth wendigen Factor, die Staatsregierung hat nur das 
Recht der Zustimmung oder Genehmigung; die letzteren bilden zur 
Zeit ein Annexum des Pfarramts, das den Vorschriften der Staats- 
gesetzgebung unterstellt ist und vom Staate übertragen wird. 

Die Errichtung von Pfarreien und die Aufstellung der Pfarrer 
kann aber nur von einem verfassungsmässig .creirten Bischöfe aus- 
gehen, und zu den nothwendigen Voraussetzungen der Verfassungs- 
mässigkeit gehört insbesondere die Anerkennung von Seite der 
Staatsregierung, zu deren Ertheilung im Verwaltungswege dteee 
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fiberhaupt nicht befagt ist, und folgeweise kann sie auch das hier 
fragliche Recht nicht $ils vorhanden anerkennen. 

Die Befugniss zur Fährnng der Civiistandsregister und der da- 
mit verbundenen Geschäfte ist zwar als weltliches , den Pfarrern 
übertragenes Amt zn betrachten , nnd es könnte scheinen , dass der 
König in Folge seiner Amts)ioheit, insbesondere in Folge seiner Be- 
fugniss die öffentlichen Beamten anzustellen berechtigt sei, die Ci- 
vilstandesbeamten zu ernennen und sohin auch die vom altkatho- 
lischen Bischöfe aufgestellten Seelsorger mit dieser Function zu be- 
aufbrageu. Allein diese Frage ist nicht an uns gediehen. Die Fe- 
tenten beansprudien das Recht, staatlich anerkannte Kirchenbucher 
zu fuhren und Pfarramtsacte nit öffentlicher Beglaubigung zu er- 
richten nicht als eine vom Pfarramt abzutrennende Function (die 
ohne das Recht zum Abschluss anerkannt giltiger Ehen fflr sie vou 
geringem Werthe sein würde), sondern sie verlangen es für ihre 
Pfarrer als eine mit dem Pfarramt verbundene Befugniss, deren Er- 
werbung dadurch bedingt ist, dass die Neuerrichtung altkatholischer 
Pfarreien auf gesetzlichem Wege ermöglicht wird. 

Unter welchen Voraussetzungen es jetzt schon rechtlich mög- 
lich ist , dass ein altkatholischer Pfarrer die Givilstandsaete anneh- 
men, die darüber bestehenden Bücher führen und öffentliche Zeug- 
nisse darüber ausstellen könne, davoo* war oben schon die Rede; 
allein um diesen Fall handelt es sich hier nicht 

§. 19. 5) Wenn es auch vielleicht nicht unbedingt nothwen- 
dig wäre, auf die übrigen besonderen Postulate der Eingabe näher 
einzugehen, da ihre Erörterung mit der Erledigung der Präjudicial- 
frage ohne practischen Werth für diese ist, so dürfte es doch zweck- 
mässig sein, sie mit einigen Bemerkungen zu begleiten, welche zur 
Beurtheilung der Hauptfrage beitragen. 

Ob den Altkatholiken und ihrem Bischof der Schutz der §§. 
166—168 des Reichsstratgesetzbuches zu Theil werden soll (Punkt 
2.), darüber kann in keinem Falle die Staatsregierung als solche 
eine die Gerichte bindende Verfugung im Verwaltungswege erlassen. 
Auch wenn sie den Bischof Reinkens im Verwaltungswege anerken- 
nen würde y so wären die Gerichte nicht gehindert zu untersuchen' 
und darüber zu entscheiden^ ob die Regierung verfassungsmässig 
befugt war^ oder ob hiezu ein Gesetz nothwendig sei* 

Anderei-seits ist damit, dass die Staatsregierung die föimliche 
Anerkennung ablehnt, nicht der Schutz der angeführten strafgesetz- 
lichen Bestimmungen entzogen, sondern es bleibt Sache der Gerichte, 
darüber zu verhandeln und zn entscheiden, ob diom Schutz zu ge- 
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währen sei. Die Erkenntnisse verschiedener deutscher Gerichte lie- 
fern Belege hierfür. 

Der Vorhehalt — das Recht mit gerichtlicher Klage den Ge- 
brauch der katholischen Pfarrkirchen und den Mitgennss des katho- 
lischen Kirchenvermögens zu erstreben, wobei von der Itegiening 
nar verlangt wird, dass sie gegen eine solche Klage nicht den Com* 
petenzconflict erhebe — hat nur für Preussen practische Bedeutung, 
wo es einer unabhängigen Kichterinstanz zur Entscheidung der Com- 
petenzconflicte mangelt, wo daher die Erhebung des Competenzcon- 
flictes gleichbedeutend sein kann mit der Versagung der richter- 
lichen Hilfe. In Bayern steht der beabsiclitigten Klage kein Hin- 
derniss im Wege, und die Regierung hat nicht die mindeste Ver- 
anlassung, ihr ein solches zu bereiten. Glaubt sie im einzelnen 
Falle einen Gompetonzconflict anregen zu sollen , so ist durcli das 
Gesetz vom 28. Mai 1850 Vorsorge getroifen, dass dei*selbe durch 
ein unabhängiges Richtercollegium entschieden werde. 

§. 20. Was unter Zifter 5. als Consequenz der Anerkennung 
des altkatholischen Bischofs bezeichnet wird — die Entbindung aller 
Ältkatholiken von der Verpflichtung zu den Kirchenumlagcn der 
Neukatholiken beizutragen, demzufolge Erlass einer allgemeinen Ver- 
ordnung, welche alle administrativen Organe anweist, von einem 
zwangsweisen Vorgehen gegen die Altkatholiken abzustehen,3mit der 
ausdrücklichsten Erklärung , dass ein Altkatholik darum nicht ver- 
pflichtet sei, seinen Austritt aus der katholischen Kirche zu erklä- 
ren, »weil er in derselben geblieben istc — könnte unseres Brju5h- 
tens selbst dann nicht gewährt werden, wenn die Voraussetzung 
dieser Forderung — die Anerkennung des Bischofs und insbesondere 
seines Rechtes Pfkrreien zu errichten — rechtlich zulässig und 
wirklich ausgesprochen wäre. Dass die Vorschriften , welche die 
Umlagepflicht für öflfentlicbe Zwecke regeln , die Bedeutung eines 
Gesetzes haben und daher nur in der Form eines Gesetzes geändert 
werden können, darüber dürfte wohl kein Streit sein. Nun enthält 
zwar das bayerische Recht in unserer Materie eine den Ältkatholiken 
. scheinbar günstige Bestimmung. Der Artikel 5. des Umlagen-Ge- 
setzes vom 22. Juli 1819, den der Artikel 206. der Gemeinde-Ord- 
nung vom 29. April 1869 aufrecht erhalten hat , verfügt näm- 
lich: »Kein Staatsbürger ist verbunden, zur Befriedigung der Be- 
dürfnisse von Kirchen und Schulen einer Religionspartei, zu welcher 
er nicht gehört, mittelst Umlagen beizutragen , wenn nicht ein ge- 
meinschaftlicher Genuss oder ein besonderes Rechtsverhältuiss be- 
steht.! 
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Allein diese Verfügung kann offenbar auf die AUkatholiken so, 
wie sie lautet, nicht angewendet, werden. Denn abgesehen davon, 
dass dieselben, wie wir gesehen haben,^ den Mitgebrauch der iLatho- 
lischen Kirchen durch gerichtliche Klage zu erlangen suchen und 
folgeweise dann zur Kirche beitragspflichtig wären < widersprechen 
sie auf's bestimmteste eine besondere KeQgionspartei zu sein; sie 
wollen nicht austreten, sondern ELatholiken bleiben. — Soll der Zweck 
— Befreiung der Altkatholil{:eR von den Umlagen für Kirche und 
Schule der Gegner — erreicht werden, so n^usste dem obigen Sat^e 
des Artikel 5. ein weiterer Satz beigefügt werden, der die Beitrags- 
pflicht der Angehörigen der nämlichen Keligionspartei genauer 
regelt. Ob das möglich sei, erscheint, wenn man die verschiedenen 
Richtungen innerhalb der protestantischen Kirche denkt, in hohem 
Qrade zweifelhaft. 

Atis diesen Erörterungen dürfte sich ergeben, dass die baye" 
rische Regierung nicht berechtigt sei , den aUkatholischen Bischof 
Reinkens mit den von ihm begehrten rechUichen Folgen im Ver- 
waltungswege anzuerkennen y sondern dass es hiezu eines Qesetaes 
und zwar eines Verfassungsgesetzes bedürfte. 

Unter §. 21. verweist das Gutachten schliesslich auf einen 
* Präcedenzfall, der die protestantische Kirche in Bayern betrifft und 
den das in Nr. 87. der Postztg. mitgetheilte Referat schon des 
Nähern erwähnt hat. Das Gutachten ist datirt : München , den 
10. März 1874, und unterzeichnet von den Herren Edel, Held, 
Kleinschrod, Neumayr und Fözl. 
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XVII. 

Die katholische Feldpropstei in Preussen und das Disciplinar- 
verfahren gegen den Feldpropst Namszanowski , Bischof von 

Agafhopolis i. ^ i. 

Von einem Prenssischen Juristen. 
(Schlnss. Vgl. Archiv Bd. XXXII. S. 88-126.) 

K Zur Kritik des g^yen den katholischen Fddpropst stattgehabtefi 

Disciplinarverfahrens, 

A. Den eigentlichen Kernpunkt der ganzen Sache bildet die 
Competenzfrage. Lag die Einleitnng und Führung dieser Discipli- 
naruntersuchung in der Zuständigkeit der weltlichen Disciplinarbe- 
hörden, oder war dies nicht der Fall? Der Angeschuldigte hat da* 
her mit Recht die Einrede der Tncompetenz an die Spitze seiner 
Vertheidiguttgsgründe gestellt. 

Wir halten dieselbe in Bezug auf alle drei Anklagepnnkte für 
begründet. 

Staat und Kirche bilden nach der, auch der preussischen Ver- 
fassung zu Grunde liegenden Anschauung aller christlichen Völker 
zweierlei, nach Gegenstand^ Zweck und Wirksamkeit wesentlich selbst-' 
ständige Gemeinschaflen ^). 

Während zum Bereiche des Staates alle äusseren Verhältnisse 
der Staatsbürger in soweit gehören , als sie unter den allgemeinen 
Begriff des Bechts, nämlich der nöthigenfalls durch Zwang geltend 
zu machenden Ordnung für das menschliche Qemeinleben nach sei- 
ner irdischen Seite fallen, ist die Kirche die zur Pflege der Religion 
bestimmte Organisation der menschlichen Qesellschaft. 

Die preussische Verfassungsurkunde gewährt, unter Anerken- 
nung des Grundsatzes der vollen Freiheit des religiösen Bekennt- 
nisses, der Vereinigung zu Beligionsgesellschaften, der evangelischen 
und römisch-katholischen Kirche, sowie allen anderen Beligionsge- 
sellschaften volle Selbstständigkeit und Unabhängigkeit vom Staat 
hinsichtlich der Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten. Die 
Frage, ob hierin durch den Zusatz, welchen Artikel XV. der Ver- 
fassung durch die Gesetzgebung vom Jahre 1873 erbalten hat, et- 
was geändert worden ist, bleibt hier unberührt, weil die hier in 
Betracht kommenden Thatsachen in die frühere Zeit fallen. 

Diese Trennung zwischen Staat und Kirche in zwei weseni^ 
lieh selbstständigen Oenmnschaflen erstreckt sieh selbstverstämUich 

1) Cf. V. Rönne, Staatsrecht. I. Bd. 2. Abth. S. 465. 
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auch auf die Angehörigen der preussischen Armee. Nur in Bezug 
auf die Austeilung der Militftrgeistlichen ist im Art. 18. der Ver- 
fassungsnrkunde der Vorbehalt gemacht, dass die Bestimmung im 
Alinea 1. dieses Artikels , wonach das Ernennungs-, Vorschlags*, 
Wahl- und Bestätigungsrecht bei Besetzung kirchlicher Stellen, so- 
weit es dem Staate zusteht und nicht auf dem Fatronat od^r auf 
besonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben ist, — darauf keine An- 
wendung erleidet. 

Dieser Vorbehalt ist aber, wie sich aus dem Folgenden erge- 
ben wird, von keinem Belang für die Beurtheilung des vorliegenden 
Gegenstandes. 

Aus der Trennung von Staat und Kirche in zwei ^Ibst- 
stäiidige Gemeinschaften folgt selbstverständlich auch die Unter- 
scheidung der für die Zwecke jeder dieser beiden Qemeinscliaflen 
nothwendigen Aemter in Staats- und Eirchenärater und die Unab- 
hängigkeit der Kirchenbeamten im Bereiche ihrer Amtssphäre von 
den EinflAssen der Staatsgewalt. 

Die Disciplinargewalt des Staats über Beamte reicht nicht 
hinaus über seine Sechissphäre. Sie ist selbstverständlich unbestritten, 
wo es sich um ein' reines Staatsamt, d. h. um ein solches handelt, 
dessen Attributionen nach Ursprung, Zweck und Wirksamkeit als 
Ausfluss der Staatsgewalt zu betrachten sind. 

Sie ist ebenso selbstverständlich ausgeschlossen, wo es sich 
um ein reines Kirchenamt, also um den Inbegriff amtlicher Functio- 
nen handelt, welche ihrem Ursprünge und Zwecke nach der Uechts- 
sphäre der Kirche angeh(^ren, weil sonst die in der Verfassung ga- 
rantirte Selbstständigkeit der Kirche in Ordnung und Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten illusorisch wäre. Darum sind auch die Mai- 
gesetze entschieden verfassungstvidrig^ denn die vor Erlass der Mai- 
gesetze herbeigefährte Modification der Verfassung hat die Selbst- 
ständigkeit der Kirchen in der Ordnung und Verwaltung ihrer An- 
gelegenheiten bestehen lassen, die zu erlassenden Staatsgesetze dür- 
fen also, wenn die Verfassung überhaupt irgend welche Bedeutung 
haben soll, nicht der Art sein, dass sie diese verfassungsmässige 
Selbstständigkeit der Kirchen wieder aufheben, wie dies die Mai- 
gesetze unzweifelhaft gethan haben. 

Doch dies nur beiläufig, da für die gegenwärtige Sache die 
Verfassung, wie bemerkt, in ihrem intacten früheren Worthiute zur 
Anwendung kommt. 

Es kann nun allerdings noch der Fall vorkommen, dass staat- 
liche und kirchliche Functionen in einem Amte cumuHrt sind , wie 
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z. B. bei vereinigten ' Lehrer- und Kuät^räuitern \ alsdann kann in 
DiscipliDarfällen die Gompetenz der staatlichen uiul kirchlichen Be- 
hördeii neben einander bestehen und entweder unter gegenseitiger 
Verständigung genieinsGhaftlich, oder ohne solche vereinzelt in Wirk- 
samkeit treten , jedenfalls .aber bleibt die Thätigkeit jeder dieser 
«Behörden im Effect auf ihr Gebiet beschränkt. 

Amtsrechte und Amtspflichten, welche Jemand von derKirche, 
als zum Bereiche der kirchlichen Kechtssphäre gehörig empfangen 
hat, können ihm vom Staate nicht genommen, noch sonst durch Dis- 
ciplinarmassregeln in der Ausübung verkunimert werden, selbst wenn 
der Staat die Besoldung für ein solches Eirchenamt, weil dessen Er- 
richtung in seinem mi^^6aren Interesse liegt, übernommen hat, wie 
umgekehrt auch die Kirche keinen Staatsbeamten seines Staatsamtes 
entheben kann, auch wenn sie ein mittelbares Interesse am Bestehen 
dieses Amtes hat. 

Hiernach hängt die 'Entscheidung der Competenzfrage von der 
Beantwortung der weiteren Frage ab: 

Ist das Amt des katholischen Feldpropstes ein Staatsanit, 
ist es ein Kircbenamt, oder finden sich kirchliche und staat- 
liche Attribute in demselben tmtersclmdbar cumulirt? 
Bei der Erörterung dieser Frage werden wir zuerst positiv, 
dann negativ verfahren, d. h. wir werden zuerst klarlegen, welche 
Bestimmungen lür die Beantwortung derselben massgebend sind, 
dann aber uns zu denjenigen wenden, welche wir nicht für entschei- 
dend erachten. 

I. Das feitholische Feldpropsteiamt ist, wie bereits oben ange- 
tührt' wurde , errichtet durch das apostolische Breve vom 22. Mai 
1868, also kirchlichen Ursprungs. 

Dieses Breve beruht auf einer durch diplomatischen Notenaus- 
tausch stattgefundmen Vereinbarung des heiligen Stuhles mit der 
preussischen Regierung , es befindet- sich in demselben kein Saiz^ 
welcher nicM die auf den sorgfältigsten Erwägungen beruhende 
vorhef^ige Zustimmtmg dieser Regierung erhalten hääe. 

Vermöge dieser vertragsmässigen Grundlage hat das Breve 
für die preussische Regierung in allen Stücken verbindliche Kraft. 

Aus demselben ist an erster Stelle ersichtlich, dass es Se. Ma- 
jestät der König vonPreussen war, welcher dem heiligen Vater den 
Wunsch Mt aussprechen lassen , dass derselbe für die katholischen 
Angehörigen der preussischen Armee ein Feldvicariat errichten 
möge. (Sipro Catholicis, qui in terrestribos maritimisque Borussiae 
copiis stipendia faciunt, Vicariatum Castrensem , sive Cappellaniam 
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majorem, uti dicnnt, institucre , de benignitate Nostra digna- 
rcmur ) 

Daraus erhellt, dass die preussische Regierung darüber nicht 
im Zweifel gewesen sein kann, dass ein solches Amt bisher in der 
preussischen Armee nicht existirte, es erhellt daran.«« aber auch, dass 
die preussische Regierung gewünscht hat, dass das ku errichtende 
Amt ein geistliches^ eine Cappellania major, ^ein solle. 

Der Pjipst entspricht jenem Wunsche und setzt motu proprio, 
certa scientia, matnra doliberatione durch das Breve einen Gross* 
caplan in Preussen ein unter folgenden Bedingungen: 

a) Derselbe 'erhält eine von den übrigen Ordinarien getrennte 
und unabhängige Jurisdiction über Alle, welche wo immer zu Was- 
ser oder zu Lande unter den preussischen Fahnen dienen , ebenso 
über alle Personen , welche nach den Gesetzen des preussischen 
Staates zum Heere gehören^). (Aeussere Begränzunj,^ Circurascrip-* 
tion des Amtssprengeis.) 

b) Er empfängt vom apostolischen Stuhl in forma Brevis alle 
Facultäten , welche den Grosscaplänen anderer Armeen ertheilt zu 
werden pflegen und kann von denselben entweder persönlich oder 
durch andere, von ihm zu subdelegirende Priester Gebrauch machen. 
(Inbegriflf der Jurisdictionsrechte.) 

c) Die jeweilige Bestimmung der Person fär das Amt des 
Grosscaplans (Peldpropstes) soll geschehen durch den Papst collatis 
consiliis mit dem Könige von Preussen. 

d) Der Feldpropst hat seinen Wohnsitz in Berlin, erhält von 
der Regierung ein angemessenes Gehalt und wird vom apostolischen 
Stuhle mit der bischöflichen Würde unter dem Titel einer Kirche 
in partibus inf. ausgestattet. Mit der Führung des Informativpro- 
cesses wird ein preuss. Bischof beauftragt. 



1) Das sind nach der Militärlcirchenordnunj^ vom 12. Februar 1832: 

a) die mit InactivitStsgehalt, Wartegeld oder Pension entlassenen Offi- 
eiere, so lange sie Militargerichtsstand behalten, 

b) alle Militärbeamten und Militärhandwerker, welche ihrer Bestimmung 
nach den Truppen ins Feld und beim Garnisonswechsel folgen müssen, 

c) die Festungsbeamten und die in den Festungen angestellten Militär- 
ö conomiebeamten, 

d) die Zeughausbeamten, 

e) die Milit&rlazarethbeamten, 

f) die Militärkirchendiener und Gamisonsecbullehrer, 

g) die Frauen sämmtlicher ad a-g genannten Personen und ihre Kin- 
der, so lange sie sich im väterlichen Hause befinden und ebenso Frauen und 
Kinder der unter den Fahnen dienenden Officiere, Unterofflciere und Soldaten. 



284 Die katkolüche Feldpropslei in Fretissen. 

e) Aufgabe der aus dem Klerus der preussisclien Diöcesen zu 
wählenden Militärgeistlichen (Cappellani minores) , welche während 
der Dauer ihroä Amtes durchaus der geistlichen Jurisdiction des 
Feldpropstes unterworfen sind, ist es, den Feldpropst, der ihnen nach 
Umständen und Zeit seine Vollmachten ganz oder zum Theil über- 
tnigen wird, in der Ausübung seines Amtes nach allen Kräften zu 
unterstützen. 

f) Der Feldpropst hat Vollmacht, die Feldgeistlichen zu er- 
nennen, die Disciplimirgewalt über sie auszuüben, sie von einem 
Orte an einen anderen zu versetzeu, sowie vom Amte zu entfernen, 
wenn eanomsche Gründe es erfordern. Vor der Brnennung soll er 
sich vergewissern, dass die Begierung an der zu ernennenden Per- 
son nichts auszusetzen findet, von Versetzungen und Amtsenthe- 
bungen hat er der Regierung Kenntniss zu geben. 

Er hat das Kecht, die Zahl der Feldgeistlichen dem Bedürf* 
niss entsprechend nach ßerathung mit der königl. Begierung za 
vermehren. 

g) Einer der Militärgeistlichen soll vom Feldpropst erwählt 
werden, um Titel und Amt eines Qeneralvicars zu übernehmen. 

h) Die Militärgeistlichen sollen dasselbe Uehalt als mit ihrem 
Amte verbundenes Einkommen (officii sui proprium) empfangen, 
welches ilnien gegenwärtig beim Erlass des Breve gezahlt wird und 
sie sollen ein Abzeichen Behufs Erkennung haben, das ihrem Amte 
augemessen ist, auch eine entsprechende Bangstellung im Heere 
und nach ehrenvollem Abschiede eine billige Pension. 

i) Da die Feldgeistlichen selbstverständlich als Pfarrer des 
Truppentheiles zu betrachten sind, welche der Propst ihrer geist- 
lichen Obhut anvertraut hat, so sollen sie frei alle ihnen vom Feld- 
propst übertragenen Vollmachten ausüben. Aber wenn sie irgend 
wohin kommen, sollen ^ie innerhalb dreier Tage dem Pfarrer jenes 
Ortes die Zeugnisse sowohl über ihr Priesterthum , als audi über 
ihre Sendung und die ihnen zur Ausübung solchen Amtes über- 
tragenen Facultäten vorzeigen , wonächst derselbe gestatten muss, 
dass sie in seiner Parochialkirche Gottesdienst halten , den ihnen 
untergebenen Gläubigen die Sacramente spenden und alle ihnen über- 
tragenen Vollmachten ausüben. 

k) Als Aufgabe des ersten Feldpropstes bezeichnet das Breve 
unter Ertheilung der dazu erforderlichen Vollmacht: Än4>rdnungen 
au erlctssenj welche sowohl die kirchliche Disciplin der Feldgeist^ 
liehen ordnungsmässig schützen y als auch den Gläubigen^ wdche 
unter den Fahnen stehen , einen ungehinderten und bequeme- 
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ren Weg eur Ausübung der katholisehcn Olauhemhandlungen 
sichern. 

Dass er aber diesen Gegenstand mit der Begierung ins Ein- 
vernehmen za treten habe, ist schon oben erwähnt worden. 

1) Bei Erledigung des feldpropsteilichen Amtes sollen bis znr 
Ernennung des Nachfolgers die Jurisdiction und die diesem Amte 
eigenen Vollmachten vom General- Vicar ausgeübt werden. 

Das Breve schliesst mit der generellen Bekräftigungsformol: 

»Haee volumus, statuimus, mandamus, decernentes praesen- 
tes Nostras Litteras semper firmas, validas et efficaces existere 
et fore, suosque plenaricos et integres effectus sortiri et ob- 
tinere, ac illos ad quos spectat et pro tempore quandocunqiie 
spectabit plenissime suffragari. Non obstantibus etc. etc.« 
Seinem Ursprünge nach ist also das katholische Feldpropstei- 
amt vom Oberhaupte der katholischen Kirche — kraft apostolischer 
Machtbefugniss errichtet^ und seinem Inhalte nach ist eine mit 
den JurisdictionsrecTUen eines Diöcesan-Ordinarius ausgestattetes 
KirchenanU^ in welchem über die katholischen Armeeangehörigen 
eine von der Jurisdictio ordinaria der Diöcesanbischdfe exemte und* 
getrennte kirchliche Jurisdiction geschaffen wird, die, mag die Be- 
gierung wollen oder nicht , so lange fortbesteht , bis der Papst sie 
wieder aufhebt und die Jurisdiction der Diöcesanbischöfe über die 
Armeeangehörigen wiederherstellt. 

Dem katholischen Feldpropst sind damit also die Jurisdictions- 
rechte, welche ehedem Jedem der preussischen Bischöfe besonders 
für die in seiner Diöcese zeitweilig stationirten einzelnen Tnippen- 
iheüe kraft der juHsdictio ordinaria zugestanden hatten, für die Ar- 
mee in ihrer Gesammtheit übertragen. Er hat die Stellung, welche 
später der Cardinal von Diepenbrock provisorisch und wiederruflich 
bekleidete, als wirkliches officium ecclesiasticum überkommen. 

Andere als geistliche AnUshefuffnisse sind dem Feldpropst 
nicht beigelegt. 

In dieser Hinsicht stellt ihn aber das Breve den Staatsbe- 
hörden ganz selbstständig gegenüber. Denn wie könnte man wohl 
behaupten, dass Derjenige, welcher kraft eigener Machtvollkommen- 
heit die Militärgeistlichen einsetzt, absetzt und versetzt, welcher 
mit der Begierung in Bezug auf die ihr in Personenfragen zuge- 
standenen Befugnisse au/* dem Fusse des Verhatidelns steht, ein 
Untergebener des Kriegs- oder Cultusministers sei, zu den Beamten 
ihres Bessorts gehöre! 

Wie die Brection des Feldpropsteiamtes, die Umschreibung sei- 
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nes Sprengeis und die Ertheiluiig der in demselben inbegriffenen 
Machtbefuguisse — unter Zustimmung der Regierung — durch das 
Oberhaupt der Kirche erfolgt ist, so ist in gleicher Weise der Feld- 
propst Namsganowski für seine Person in dieses sein kirchliches 
Amt vom Papste eingesdst nach vorgängigem Einverständnisse mit 
dem Staatsoberhaupte hinsichtlich der Persouenf rage, wie dies schon 
oben näher erwähnt worden ist. 

Das Erreetionsbreve vom 22. Mai 1868 und das Brevc vom 
24. Juli ej» a %y wodurch der Feldpropst Namszanowski in sein Amt 
eingesetzt wurde , sind die aüeinigen Quellen für die Beurtheilang 
der mit diesem Amte verbundenen Bechte und Pflichten und dar- 
nach kann es keinem Zweifel unterliegen, dass dasselbe, wenigstens 
dem wesenäichen Inhalte nach, sowie nach Ursprung und Zweek 
ein rein geisüiches Amt ist. 

II. Der Staat hat zu den kirchlichen Hechten und Pflichten 
dieses Amtes nichts an staatlichen Functionen, nichts von dem hin- 
zugefügt, was nach Ursprung, Zweck und Wirksamkeit als Ans- 
fluss seinem- Machtsphäre betrachtet werden könnte. 

Zwar hat der Feldpropst Seiner Majestät dem Könige einen 
Homagialeid geleistet, aber ganz in derselben Form, wie ihn bis 
dahin die preussischen Bischöfe leisteten, ohne dadurch Staatsbeamte 
zu werden. Gerade diese Eidesform beweist, dass auch die Staats- 
regierung das Amt des katholischen Feldpropstes als ein geistliches 
betrachtet haben muss, da ^onst die Verpflichtung des Letzteren 
auf den gewöhnlichen Beamteneid zu veranlassen gewesen wäre. 

Ebensowenig hat die dem Feldpropst nach seiner Vereidigung 
eingehändigte staatliche Bestallung seinen rein geistliclien Amtsbe- 
fugnissen und Pflichten irgend welche staatliche hinzugefügt. Die^ 
selbe ist nichts weiter als eine Urkunde, durch welche dem Feld- 
propste die seinem geistlichen Amte entsprechende und zur Entfal- 
tung seiner Wirksamkeit erforderliche Stellung in der Armee — 
als einer staatlichen Institution angewiesen wird. Sie hat ihre, 
auch vom kirchlichen Staudpunkte nicht zu läugnende Bereciitigung, 
insofeiai dadurch beurkundet wird,- dass der Feldpropst in kirch- 
lichen Angelegenheiten in der Armee einen Höheren nicht über sich 
habe , dtnn sie besagt ausdrücklich , dass der Bestallte als katho- 
lischer Feldpropst der Armee die mit diesem Amte verbundene 
obere Leitung der kirehlicheti und seelsorglichen Angelegenheiten 



1) Das Collations-Breve vom 24. Juli 1868 ist jetzt im lat. Urtexte voll- 
ständig abgedruckt bei Friedberg : Der Staat und die Bischofs wählen. Leipsig. 
1874, Bd. II. S. 269 ff. 
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der der Armee und Marifie angehörigen katholischen Glaubensgenos^ 
seti^ zu welcher ihm die geeigneten kirehlichen Vollmachien verliehen 
seien, fortan fuhren werde, und drückt damit eigentlich recht ver- 
ständlich ans, dass er in Angelegenheiten seines Anotes unabhängig 
sein solle vom Kriegsministßr, wie von allen Militärbefehlshabern. 
Auch ist dainit ja klar anerkannt, dass das Amt des Feldpropstes 
seinem innersten Wesen nach ein Kirchenamt und kein Staatsamt ist. 

Allerdings spricht die Bostallungsurkuude auch die Erwartung 
aus, Aass der Feldpropst in allen militärischen Angelegenheiten sei- 
nes Berthes sich nach den Befehlen seiner militärischen Vorgesetx- 
ten richten werde, darin liegt aber keine Zuweisung besonVlcrer 
staatlicher oder militärischer Functionen, sondern nur der Hinweis, 
dass, da mit dem au sich geistlichen Amte des katholischen Feld- 
pr^ipstes und der ihm untergebenen Greistlichen und Laien militä- 
rische Angelegenheiten, wie k. B. Oarnisonsveränderungen, Märsche, Dis- 
locationen, Einqunrtirungssachen in Beziehung stehen und zwar in un- 
trennbarer, in diesen Dingen der Feldpropst, dessen Unabhängigkeit 
von den Militärbehörden in allen sonstigen Beziehungen eben ge- 
rade datlurch anerkannt wird , den Militärbefehlsbabern Folge zu 
leisten habe. Dergleichen AngelegenJieiien stehen aber zu dem Amte 
des Feldpropstes nw in nebensäcMicIier Beziehung u^d können auf 
das Ressort in Disciplinarsaehen keinen Einfluss hal)en^ weil das 
Amt ein einheitliches, untheilbares und seinem inner^en Wesen nach 
ein geistliches iM. 

üebrigens gehört der Kriegsminister nicht zur Kategorie der 
Militärvorgesetzten im Sinne der Allerh. Bestallung vom 19. Sept. 
1868. Denn offenbar ist dieser Ausdruck hier in demselben Sinne, 
wie in der Militärkirchenordnung vom 12. Februar 1832 gebraucht, 
wo unter den Militärvorgesetzten der Militärprediger stets die Be- 
fehlshaber der Truppen theile verstanden werden , denen die be- 
treffenden Militärprediger als Seelsorger beigegeben sind. Der 
Kriegsrainister ist aber kein Militärbefeblshaber in diesem Sinne, 
sondern der Chef der W\\\\&xvenoaltung. — Dass er in dieser Eigen- 
schaft dem katholischen Feldpropste , der ihm in Angelegenlieiten 
seines Beruft in voller kirchlicher Selbstständigkeit gegenübersteht, 
militärische Befehle ertheilen konnte, muss bestritten und wird wei- 
ter unten noch Gelegenheit gefunden werden , eingeliender darauf 
zurflckzukommen gelegentlich der Erörterung der Frage, in welchen 
Beziehungen er als Verwaltungschef zu den Militärkirchensachen steht. 

Auch eine Amtsinstruction , woraus etwaige , mit dem geist- 
lichen Amte des Feldpropstes verbundene staatliche Attributionen 
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ersichUieh wären , ist dem Herra Bischof Na,ipi8zanow8ki weder von 
Seiten des Kriegs-, noch von Seiten des Cultusministeriums jemals 
mitgetheilt worden. Im Gegentheil ist in einem, von dem letzteren 
unter dem 27. Angust 1868 an ihn gerichteten Schreiben^) ihm 
mitgetheilt worden , dass die mit dem päpstlichen Stuhle über die 
cU^niHve Gestaltung der katholischen Feldpropsteisteile gepflogenen 
Verhandlungen nunmehr zu einem erwünschten Abschluss gelangt 
und durch Breve vom 23. Mai 1868 die katholische Feldpropstei 
als ein kircldiches Amt errichtet worden sei. Zwar wird Herr 
Namszanowski in dem gedachten Schreiben zugleich aufgefoidert, 
die. Ihm von Bom direct zugegangene päpstliche Ernennungsurkunde 
einzureichen, damit für ihn unter Vorlegung derselben von Sr. Ma- 
jestät die, Behufs Eintritts in die ihm zugedachte Stellung in der 
Armee und in die damit verbundenen weltlichen Prärogative nötige 
landesherrliche Bestallung erwirkt werden könne. Es ist iudess we- 
der in diesem Schreiben, noch sonst wie dem Feldpropst zu erken- 
nen gegeben worden , dass mit dieser »Stellung in der Armee« ir- 
gend welche andere , als gastliche Amtsfunctiouen verknüpft sein 
sollten. Es kann damit nur an die Herstellung der zur Ausübung 
des geMichefi Amtes imierhalb der Armee erforderlichen äusseren 
Beziehungen des Feldpropstes zu den ' militärischen Organen gedacht 
worden sein, wie denn auch unter den in Aussicht gestellten welt- 
lichen Prärogativen nur die mit dem geistlichen Amte als solchem 
mit Rücksicht darauf, das9 es für die Armee errichtet ist , — ver- 
bundenen C(Mnpetenzen und äusserlichen Ehren, die sich zu dem 
Amte selbst gewissermassen wie die Einrahmung zu eineni Gemälde 
verhalten, gemeint sein konnten. 

Durch die Hinzufügung dieser weltlichen Aeusserlichkeitou 
konnte aber das seinem ganzen Wesen nach geistliche Amt noch 
nicht in ein Staatsarat , selbst nicht in ein gemischtes verwandelt 
werden, da es auf der Hand liegt, dass dergleichen Aeusserlichkei- 
ten nur eine accidentelle Bedeutung haben und in der Armee ebenso 
gut mit einem geistlichen , wie mit einem Staatsamte verbunden 
sein können. 

Es liesse sich nun freilich auch die Frage aufwerfen, ob nicht 
aus der Militärkirchenordnung staatsamtliche Functionen für den 
katholischen Feldpropst erweislich gemacht werden kdnnt&i , wie 
dies ja in Bezug auf den evangelischen Feldpropst unbedenklich 
der Fall ist, welcher darin als Organ der dem Militärkirchenweseu 

1) Dasselbe ist abgedrackt in Nr. 127 der >Qermania« rom 8. Juni 
1872 aaf der ersten Seite. 
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in Mberer Instanz yorgesetzten Minister der gei^tUcken Angetidgen-» 
beiten «iid derg Krieges in Berag auf die dasselbe betreffenden Ge* 
genstände beaeiebnet »t. 

Denn wenn aneb durch die nacb Emantion der Militfirkir^hea* 
Ordnung eingefflbrte Yerfaasung des prenssiseben Staates die Kircbe 
in Bezng auf die Verwaltung ihrer Angelegenheiten s^lbststftndig 
geworden ist, und diese Selbstständigkeit noth wendigerweise auch 
dem evangelischen Militärkircfaenwesen in der Art zu statten kom-^ 
men inusste, dass dasselbe Ton der oberen Leitung der Ministerien 
in vielen Stücken frei geworden nt, so sind doch nocb verschiedene 
Angelegenheiten tbeils kirchlicher, theils staatskirchlieher Natth^ 
den Ressort der gedachten beiden Ministerien verblieben , so däss 
der evangelische Feld{>ropst anch gegenwärtig noch als d^^ren- Organ 
fortfungirt, also mit seinen geistlichen Funotiünen ' aneh 4iejetfigW 
eines Staatsbeamten , namentlich idie eipes Referenten im Gultus- 
ministerium verbindet. 

Allein ganz abgesehen von der weiter unten ausführlicher zw 
erörternde Nicbtanwendbarkeit der Militärkirchenordnung vom 12, 
Februar 1832 auf die katholische Militärseelsorge überhaupt , kann 
diesem Gesetze wenigstens in den hier angedeuteten Beziehungen 
des Feldpropstes zu den Ministem der geistlichen Angelegenheiten 
und des Krieges eine analoge Anwendung in keiner Weise zuge- 
standen werden , weil das \\\ dieser Hinsicht allein massgebliche 
Breve vom 22. Mai 18CS jede derartige Analogie schnurstracks aus- 
scliliesst und auch thatßächlich die Minister niemals daran ge<lacht 
haben, den katholischen Feldpropst als ihr Organ in den auf. die 
katholische Militärseelsorge bezüglichen Angelegenheiten ihrer Bes*' 
sorts zu betrachten oder als Referenten zu beschäftigen. 

Der katholische Feldpropst ist vermöge der, der katholischen 
Kircbe durch die Staatsverfassung garantirten Selbstständigkeit 
nnd mit Bücksicht auf das dem Breve zu Grunde liegende Ver- 
tragsverhältniss innerhalb des Kreises der ihm durch das Breve bei- 
gelegten Amtsbefugnisse das geistliche Oberhaupt der katboÜsohen 
Militärkirche und die Minister lassen die aut das Verhaltniss, de» 
Staates m dieser Kirche bezüglichen Angelegenheiten ihrer Re^rts 
durch die Räthe ihrer Ministerien bearbeiten. 

Während wir hiernach in dem Amte des katholischen F^ld- 

• • ' 

propstes irgend welche Attribute, welche als Ausfluss derStaatsge^ 
walt zu betrachten wären, nicht entdecken können« und der Ansicht 
sind, dass derselbe nur als Militärkirchenoberllaupt Militärbeamter, 
d. h. Angehöriger der Armee und darum verpdichtet ist, in mili- 

ArelÜY fiir Kirehenr«cht XXXIL 19 
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tSriaebeii AngdegOBheiten sich den Anordnongen der Milit&r^-Yorge- 
setzten zu fügen , geht der DiscipUnarhof von der ABnahme aus, 
dass in der amtlichen Person des katholischen Feldprepstes die bei- 
den Eigenschaften eines Geistlidien und eines Militärbeamten unter- 
s<^eidbar vereinigt seien, und dass er in der ersteren Eigenschaft 
den geistlichen Gerichten, in der letzteren dagegen nach Massgabe 
des .Gesetzes vom 21. Juli 1863 der weltlichen Disciplinarbehörde 
unterstehe. Indem er sodann aber weiter die demselben zur Last 
gelegten Anschuldigungspiinkte nach ihrer cbfectiven Seite prüft, 
gelangt er zu der Ueberzeuguog, dass die €!ompetenz der weltlichen 
Disciplioarbehörden für die Aoschuldigungeu zu Pnnkt I. und III. 
der Anklage aus sachlichen Gründen zu Temeinen sei, weil es sieh 
dabei nnr.^un Angelegenheiten der geitUichen Amtsspbftre, nicht aber 
xßsk n^itirische Piichten handle. 

Dieser Ausführung ist das Bestreben, der kirchlichen Stellung 
des katholischen Feldpropstes, als einer von dem Einflüsse der welt- 
lichen Disciplinargewalt unabhängigen, gerecht zu werden, nicht ab- 
zusprechen, gleichwohl leidet sie an Oberflächlichkeit, weü der 
Disciplinarhof auf eine materielle Erörterung der Frage,' worin 
die Attribute des von dem katholischen Feldpropst bekleideten Mi- 
Ktäramies im Gegensätze eu denen seines geistlicJien Amtes bestehen^ 
gar nicht eingegangen ist. Denn nur, wenn eine solche Verschie- 
denheit und Trennbarkeit der amtlichen Functionen nachweisbar 
wäre, würde sich der Satz vertheidigen lassen, dass der katholische 
Feldpfopst in Ansehung seines geistlichen Amtes unter clen geist- 
lichen Behörden, dagegen aber, wo lediglich die militärische Seite 
des Amtes in Betracht komme, unter den militärischen Behörden, 
speciell unter dem Eriegsminister stehe. Statt sich mit dieser ma- 
teriellen Erörterung zu beschäftigen, begnügt sich der Disciplinar- 
hof mit einer auf die rein äusserliche Seite der Stellung des Feld- 
propstes gerichteten Betrachtung und deducirt aus der Natur deir 
Sache , die es mit sich bringe , dass der , welchem die Ausübung 
ämtlicher Functionen in der Armee obliege., damit auch eine amt- 
liche Stellung zu deren Vorgesetzten überkomme, und aus den schon 
in der Anklage angezogenen Bestimmungen, nämlich dem Erlässe vom 
17. %[uli 1862 und der Verordnung vom 29. December 1867, weil 
darin' Q^r Feldpropst unter die Militärbeaniten classificirt sei , dass 
derselbe nun auch ein weltlicher, der Disciplinargewalt des Eriegs- 
ministers unterstellter Militärbeamter sein müsse. Hierzu komme 
noch der geleistete Homagialeid, der Hinweis auf den Gehorsam in 
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militärischen Angelegenheiten In der IcSnigliclien Bestallung und der 
Bezng des nur bei Militärpersonen üblichen Senrises. 

Diese ganze Deduction ist aber eine in jeder Hinsicht ver- 
fehlte. 

Die mit dem Erlasse vom 17. Juli 1862 uud der Verordnung 
vom 29. Deeember 1867 verbundenen Classificationen der zum preus* 
sischen Heere und zur Marine gehörenden Militärpersonen geben 
über QnaHtät und Inhalt des katholischen Feldpropsteiamtes nicht 
den mindesten Aufschlnss , noch weniger enthalten sie eine Fest- 
setzung darüber, dass in diesem Amte in disciplinarischer Beziehung 
kirchliche mid staatliche FuuctioBen zu unterscheiden seien. Aller- 
dings classillciren sie den katholischen Feldpropst unter die Mili- 
tSrtesmten, aber gerade in seiner Eigenschaft als solchen^ also in 
seiner geistlichen Eigenschaft. Denn wenn der mit »1?. Jfiltttörie- 
amte€ überschriebene Abschnitt dieser dassificatiouenf in welchem sab 
I. d. auch der kathoUscIie Feldpropst seine Stelle gefiinden hat, mit 
den Worten anhebt: 

»Von den für das BedürflBss der Armee und Marine oder 

» 

zu Militärischen und maritimen Zwecken angestellten , nicht 
zum Soldatenstande gehörigen Personen, sind nur die im nach- 
siehenden Verzeichniss angefahrten als Militärpersonen zu be- 
trachten, c 
so ist wohl die Annahme gerechtfertigt, dass der Feldpropst nicht 
unter die Militärpersonen classificirt ist, weil er irgend welche 
staatsamtliche Functionen für die Armee zu verrichten hätte ^ son- 
dern nut darum, weil er einerseits zu den Personen des ^oUaten- 
skmdes (Litt. A. der Classification) nicht gerechnet werden .kann, 
andererseits aber das von ihm bekleidete geistliche Amt für das.B^- 
dürfniss der Armee creirt ist. Die Aufnahme des katholischen 
Feldpropstes in dieses Verzeichniss, welches schon der JlJfm nach 
jeäc iäfer seinen eigenüichcn Zweck hinausgelu^ide interpretaUyrische 
Ausbetitunff ausschliesst, ändert also an dem rein geistlichen Charak- 
ter seines Amtes nicht das Mindeste. Der Zweck dieses dem Straf- 
gesetzbdche tür das Heer angehängten Verzeichnisses ist aber nur 
der, die ArmeeangcHörtgkeit der darin verzeichneten Kategorien und 
damit die Anwendbarkeit der in dem gedachten Strafgesetzbuch 
enthaltenen Strafgesetze und Processvorscliriften in eigentlichen Cri- 
minalsachen auf dieselben festzustellen. Für die Anwendbarkeit des 
Disciplinargesetzes vom 21. Juli 1852 auf 'UiMtSiTgeisaiche , ifisbe- 
sondere auf den katholischen Peldpropst bieten dagegen jene Classi- 
ficationen an sich keinen gesetzlichen Rückhalt, vielmehr ist die 
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FDft0e» wie ein Mi)itftr|€t«flick€r ffir DiacipUDarvergeheii m bestrafen 
sei und ob er in gleicher Weise» wie die in sUaUichen Pone- 
tioAen diependeii Militär- nnd sonstigen Staatsbeamte vor die welt- 
lichen DiBciplinarbehörden gestellt werden könne, ans ganz andeven 
üesicbtspopkten m benrtheilen, wie aos^ dem jener Clasaification. 

Es darf ibrigens hierbei nicht nnerwfthnt bleiben, dass die 
Anwendbarkelt des AUerh. Erlasses vom 17. Jnli 1862 und der 
Verofd^ng vom 29« December 1867 anf den Feldpropst Namsza- 
nowaki, wenn daraus fnr ihn die Qoalit&t eines Staatsbeamten abge* 
leitet werden soll , schon dämm nastatthaft ist , weil aar Zeit der 
Pnblication jener Erlasse die Feldpropstei in ihr^ jetzigen defiiu* 
tiwn Qestaltung als Kirchenamt noch gar nicht, sondern nur wie 
pben gezeigt^ ein Provisorium existirte, besü^ich dessen die Staatß- 
reffiermngi threrseits eine bindernde üebereinkunft^ wie 9olcke dem 
Brevß fum 22. Mai 1868 au Grunde liejft^ nicht ei$tgegQ$iffeii war. 
Wenn ^ir daher auch keioeswegs zuzugeben gewillt siiMl, dass die 
provisorischen Feldpröpste vor weltliche Disciplinarbehörden h&tten 
gestellt wevden können , so mfisaen wir doch behaupten , dass die 
Sachlage beim Amtsantritte des Feldpropstes NamszanowskI eine 
vOUIg ver&nderte war, dieser daher mit vollem Becht , verlangt hat, 
in pejnen Amtsverhftitnissen nach deu unter Zustimmung des Staates 
festgestellten, also für den letzteren verbindlichen Bedingnngen, un- 
ter den^n, ihm sein Amt von d«n Oberhaupte der Kirche nach vor- 
g&^gigem Einverständnisse mit dem Staatsoberhaupte übertragen 
Wjorden ist, benrtheilt zu werden« 

Nun ist freilich dem mit dem 1, October 1872 in Kraft ge* 
tfetefe Militärstrai^esetzbnche für das deutsche Beich vom 20, 
Jui|i 1872 ehen&lls ein Verzeichniss der zum deutschen Heere nnd 
^nr kf^rliohen Marine gehörigen Militärpersonen als Anlage bei- 
9st^gt| u^ welchem sich sab B. vermerkt findet: 

»A|i|itärbeamte sind alle im Heere und in der Marine ffir 
daß Bedtcfiiiss des Heeres oder der Marine dauernd oder aqf 
2^it angestellten, nicht zum Soldatenstand gehörenden und 
nnter dem Kriegaminister oder Chef der Admiralität als Ver- 
waltungschef stehenden Beamten , welche einen Militäcraiig 
' • haben.« 

^isk dieser Notiz ist kein specißlles Verzeichniss der bezig^ 
licheii E^ategorien beigegeben, es ist somit unzulässig, daraus flir 
den kathoUsofaen Feldprepst die Qaa^^tät eines mit staatlichen Fonc« 
tionen betrauten un4. darum unter dem. Kriegsminister als Verwal- 
tnngschef stehenden Militärbeamten herzuleiten. 
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Die Erricbtang der Feldpropstet ftad im Jahne 1868 et»% 
das diesOllige Amt ist ädhwt wed^ oach den Mheten Srlassen a*B 
den Jahren 1802 und 1867, noek nach der Aidage mm Militir* 
itrafgesettbaehe vom 30. Joni 1872 za benrtheihm , . weaa es nuk 
am die Präge handdty ob der kathoUsehe Feldpropst gWeh einem 
Staatsbeamten von den weltlioheii Diseiplinarb^örden gemMsregelt 
irarden kenne. 

Diese Anlage anm Stra^esetzbach fBr das deutsche Heer iet 
aber auch schon darmn hier ganz ausser Betracht zn lassen, weil 
die Thatsacbeni welche der Einleitung der DisoiplinftrunterBUchuig 
zu Grunde liegen und diese Einleitmig selbst in eine Zeit falleti, 
in welcher das gedachte Strafgesetsbuch noch gar nicht einmal pa-> 
blicirt, viel weniger in Kraft getreten war. 

Dies henrorznheben ist darmn wichtig , weil die Anlage zum 
lüKtirgesetsbuch yon 1872 ab wesentliches Merkmal einee Ifili- 
tärbeamten hinstrilt , dass derselbe ein anter dem Eriegaiiiftister 
oder Chef der Admiralität als Verwattimjiadirf stekendor Beamter 
sei, grade die Frage aber , ob der kaiboÜsehe Feldptopnt in dem 
Eriegsminister seinen VencäUuhgsdhef anzuerkranen kabe, den we- 
sentlicken Kernpunkt der hier vorliegenden Differenzen bildet Wem 
es daher in der Absicht des Gesetzgebers gelegen bfttte, mit der 
Definition, welche die Anlage zum Militftrgesetzbnch Yon 1872 von 
Militftrbeamten gibt, auch den katholischen FeMpropst zn treffen, 
so wflrde dies ftur den vorfiegenden Fall gleichwohl irrelevant sein, 
weil dieser Bestimmung eine rfickwirkende Kraft nicht beizulegw 
wftre. 

Die Anklageschrift hat auch aus der Verordnung fiber die 
Disciplinarbestrafung in der Armee vom 21. Juli 1867 (Mili<-y.-Bl. 
1867) Ar die Zulftssigk^t des v<HrUegradm DisdpUnarverfUirens 
deducirt, aber unseres Erachtens gana mit Unrecht Denn wemi 
auch der §. 86. dieser Verordnung hervorhebt, dass in den VerhUt- 
nissen, in welchen die Militftrbeamten nicht den MüUätbefMihabem^ 
sondern den VerwaUimgsbehSrden untergeordnet seien, die letzteren 
die Disciplinarstrafgewalt nach den Vorschriften der, die Dienstver* 
gehen der Beamten betreffenden Gesetze , insbesondere also des Ge- 
setzes vcHu 21. Juli 1852 auszufiben haben, so ist doch damit noch 
nicht bewiesen, dass der Eriegsminister der VerwaikmgsvargeMi^ 
des auf Grund des apostolischen Breve vom 22. Mai 1868 berufen 
neu katholischen Feldpropstes sei. 

Das Bedenkliche , was in der Heranziehung dieser und der 
schon frCber dtirten , vor 1868 Uegenden staatlichen Bbrlasse zur 



294 Die kathoUäche Feldpropsiei in Prrusßen. 

BegrfiQdiing der ZmUadi^eit der wettlichen Disciplinarbebörden 
tther die amtliebe Ferioil des katboliechen Feldpropstes Aogesicbts 
der seine Unabhängigkeit siehemdeUf klaren Bestiinmuugeii des 
Bnve vom 92. Hat 1868 liegt, hat ftbrigeus die Ankbgeschrift 
selbst heraoRgefUlt. Bbendesshalb macht sie den allerdings misa* 
j^ftckien Versach , ansrafSbren , dass die Feldpropstoi Sta;its- und 
Kirchenamt zugleich sei und wenn auch als Kirchenamt erst 1868 
zo Stande gekommen , doch als StuicUsamt schon frfiher bestanden 
habe, schon seit der provisorischen Berufung Menckes. — Den Be- 
weis daßr aber, dass und welche sCaatsatnUiehß Functionen dem 
Herrn Mencke durch diese Berafung fibertragen worden seien, ist 
die Anklageschrift schuldig geblieben. In Wahrheit hat, wie oben 
bereits gezeigt ist, das Provisoriam des Herrn Mencke durchaus uor 
in geistlichen Functionen nnd Attributen bestanden und staatlicher- 
setta ist nichts weiter geschehen, als dass durch die Cab.-Ordre vom 
19. Februar 1852 und das Ministerialrescript vom 4. M&rs ej. a. 
die provisorische Anstellnng eines mit diesen Befugnissen ansgestat^ 
teten OeistMcben geftehmigi wurde. Dasselbe gilt auch von der pro* 
visortsehen Stellung des Herrn Pelldram. Sie war nichts weiter als 
mt mit Genehmigung des Staate» ausgeübtes kirchliches Mandat, 
welches man trotc seines provisorischen Charakters ^ ftusserlich mit 
dem Titel »Feldpropstt ausgestattet hatte. 

Ein Amt wurde die Feldpropstei , kirclilich wie staatüch be- 
trachtet, erst durch das Ereetiensbreve, ans dessen Inhalt sieh klar 
ergibt, dass die prensstscfae Begiening selbst der Deberzeugung war, 
dass dasselbe als solches vorher in der preussischen Armee noch 
nicht bestanden habe. 

Darnach ist die Stellung des Herrn Naraszanowski eine durch- 
aus verschiedene von derjenigen des Mencke und Pelldraro. Diese 
hatten kein Kirchenamt, keine Jurisdictio ordinaria oder quasi or- 
dinaria , sie waren nur Subdelegaten , wogegen der Bischot Nams- 
zanowski als Inhaber eines auf legitime Weise errichteten Kirchen- 
amtes der selbstst&ndige Träger der mit demselben verbundenen Ju- 
risdictionsrechte nnd als solcher auch vom Staate anerkannt war. 

Ffir die Benrtheilung seiner amtlichen Stellung , seiner ge- 
sammten Beziehungen zum Staate und zur Kirche können daher 
nicht flrfibere königliche Erlasse, selbst wenn sie die ihnen vom ersten 
Biditer zugestandene Bedeutung hätten, was aber nicht eingeräumt 
wird, massgeblich sein, sondern nur das Breve vom 22. Mai 1868 
als d^ Ausdruck der Vereinbamng zwischen Staat und Kirche. 

Während indessen die Anklageschrift, wenigstens nach Orfin- 
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den fftr die Anwendbarkeit jener Erlasse auf den AngeselmldigteBt 
wenn auch erfolglos» geforscht hat , ist der Diadplinarbof in seiner 
BegrAndnng der Competensfrage ober alle hier angedeuteten Ge- 
sichtspunkte ganz hinweggegangen. 

Was er ans der Ableistung des Homagialeides und ans dem 
Inhalte der staatlichen Bestallnng noch gefolgert hat, ist schon oben 
als nnbegr&ndet dargethan. 

Nur int Bezug auf den, dem katholischen Feldpropst, bewillig- 
ten Servis bleibt noch hervorzuheben, dass aus dem Bezüge desselben 
zwar auf die Armeeangehörigkeit des Serrisberechtigten, nicht aber 
darauf geschlossen werden kann, ob das von demselben für das Be- 
dfirfiiiss der Armee bekleidete Amt seiner Natur nach ein geistlidies 
oder staatliches ist. 

Wir gelangen hiernach zu dem Schlüsse, dass das, was der 
Diflciplinarbof zur Begrfindung seiner Ansicht fiber die doppelte Na- 
tur des feldpropsteilichen Amtes gesagihat, um darauf eine bedingte 
Zustftndigkeit der staatlichen Disciplinarbehörden zu basuren, voll- 
kommen unhaltbar ist. 

Noch oberflftchlicher ist die Zuständigkeitafirage indem auf die 
Berufung der Staatsanwaltschaft in 2. Instanz ergangenen Besehlasse 
des Staatsministeriums behandelt 

Das Staatsministerium folgert aus den GrQndmi des ersten Er- 
kenntnisses, der Disciplinarhof sei weit entfinrnt gewesen, sicfa zur 
Entscheidung auf die erhobene Anklage für unzuständig zu erachten. 
Denn diese werfe dem Angeschuldigten nicht eine Verletzung seiner geist- 
lichen Amtspflichten, sondern wiederholten Ungehorsam gegen An- 
ordnungen seines militärischen Chefs, des Kriegsminister» vor, b«- 
treffe also die militftramtliche Stellung des Feldpropstee und in Be- 
zug auf diese erkenne der Disciplinarhof seine Zustftndigkeit aus- 
drücklich an. Der Disciplinarhof habe viehnehr nur dem Qedanken 
Ausdruck geben wollen, dass dem Angeschuldigten eine Verletzung 
der ihm durch sein Militftramt aufertegten Pflichten nicht zur Last 
falle, er also des ihm zur Last gelegten Vergehens nicht schuldig 
sei, weshalb das erste ürtheil eigentlich als ein freisprechendes be- 
trachtet werden müsse. 

Das Staatsministerinm zieht also Vortheil aus der Halbheit 
und Schwftche der yom ersten Richter zur MotiTirung seiner Incom- 
petenzerklärung angefUurten Gründe, erkUrt eine formafe Incompe- 
tenzerklärung rundweg für eine Freisprechung und hfttt damit ohne 
jede weitere eigene Prüfung sowohl die Zustäniigkeit der staatliehen 
Disciplinarbehürden zur Entscheidung auf die erhobene Anklage, als 
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.aiieb ä«iae eigene Befii^ü» xdr maimeUm EntscheidQDg in li. In- 
stanz kl Beimg auf Punkt I. iindlll.'der Anklage begründet, obwohl 
eine fintsdieidnag in der Sache in I. Instanz auf diese beiden Punkt» 
nicht erfolgt war. 

Diese Art, mit einer, in ihren Conseiiuenaen nicht bles nach 
der persdnlichen, sondern anch nach der staatsreebtlicben Seite wich- 
tigen Frage umzuspringen, ist allerdings Ifir das ganze Verfahren 
gegen den katholischen Feldpropst im höchsten Qrado eharak- 
'tefistiflch. • ■ • ■ 

Darnach wflrde der Kriegsminister darch jeden Uebergriff, 
welchen er mit seinen militftrisciien Befehlen in die geistliche Ajnta- 
apbike der MilitArgeistHehkeit macht, einen Militftrgeistlichen , der 
sich solcheii Befehlen aus Gewissensbedenken nicht lugt, der Com- 
petenz der weltiichen DiseipÜBarbeh^rden in .Bezug auf ihr geist- 
llehee Amt unterwevfen ktaneo. Er braacht nur einen Beamten 
seines RessMrts mit der Binreichung einer Klageschrift beim ENs^ 
oipiinarhaf an beauftragen, welche das Verhallten des QeisUiehen als 
Ungehorsam gegen militärische Befehle qnalificirt , und die Sache 
ist abgethan. Demi der DiscipKnarhof darf nicht weiter darnach 
fragen, ob diese Befehle in der Machtsph&re des Kriegsmiaisters 
lagen, und ob die Handlung oder Unterlassong des QeistUcfaen einer 
Becfatesphftre angehört, welche dem Berttche der staatliehen Discip- 
lin gar nicht anhelmfUlt, sondern es genügt zur Begründung der 
ZüMAndigkeitt dass die Staatsanwaltschaft das Thnn des Geistlichen 
als efaien Verstoss gegen die staatliche Disciplin qualificirt hat. *- 

Wir haben indessen im Laufe unserer Erörterung zur Genüge 
iärgetbaa, daas der erste Richter mit der Unterscheidung geistlicher 
Md staatlicher Qnalifieationen in dem Amte des katholischen Feld- 
pnipstes im Irrthume, dieses Amt vielmehr seraer ganzen Natnr und 
Wesenheit nach ein ausschliesslich geistliches ist. 

Eben deshalb konnte der katholische Feldpropst, was immer 
ihm anch zur Last gelegt werden mochte, überhaupt nicht vor ein 
weliliohes Disciplinargerieht gestellt werden. 

IXe Richtigkeit dieses Satzes ergibt sich ebensowohl aus 
staatsgesetzlichen Bestimmungen, wie aus Vernunftschlussen. 

Auf OeiMiche und KirchenbeanUe finden die Bestimmungen 
des Dtsciplinargesetzes vom 21. Juli 1852, insbesondere dessen Gom- 
petenzbestimmnngen überhaupt keine Anwendung, sondern die Dis- 
dplin über dieselben wird nach denjenigen Gesetzen geübt, welche 
darüber vor Brlass der Verfassnngsurkunde ergangen sind und die 
betreffmden Diseipliaarbebürden sind die vorgesetzten kirchlichen 
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Aufsichtsbehörden. Diese sind in Betreff d^r evangelischen Geist- 
lichen und Kirehenbeaaiten die Provinzialconsistorien , resp. in If . 
Instanz 4er evangriische Oberkirchenratti , oder da , wohin sich des- 
sen AmtstbStigkeit noch nicht erstreckt, der Ciiltvsniinister, in^ Betreff 
der kakholischen die nach der VerfiBSsni^ der katholischen Kirche 
zuständigen geistlichen Gerichte. 

Diese von van Börne (Staatsrecht Bd. II. Abthl. 1. 8. 283) 
ohne irgend welche Einschrftnknng vertretene Ansicht findet ihre 
Begründung in dem Bestehen einer besonderen , die Gompetenz der 
kirchlichen B^örden in Disciplinarsachen gegen Geistliche sichern- 
den Gesetzgebong vnd in der Entstehungsgeschichte des Gesetzes 
vom 21. Juli -1852. Dasselbe ist bekanntlich hervorgegangen ans 
der octroyirten Verordnung vom 11. Juli 1849, betreffend die Dienst- 
vergehen der nicht richterlichen Beamten, welche (jlemnächst den 
Eammerji zur Genehmigung vorgelegt wordeq war. Im §. 1. dieser 
Verordnung war die NitiiiimwendbarheU derselben auf Geistliche 
und Kindienbeamte ansdrficklich bestimmt. Bei der Berathung des 
Gesetzes in den Kammern wurde indess beschlossen, den diesfälligen 
Satz in das Gesetz nicht aufzunehmen, weil derselbe (ms Art. 15. 
der Verfaasungsurhunde van selbst folge ^ wonach Geistliche als 
solche keine Staatsbeamten seiend). 

1) Diese Oesetigebmig findet sieh in ihrer geschichtUchea £ntwi€k«limg 
spectell dArgestellt in v. Rönne, Staatsrecht IL 1. S. 283. 

2) Ans den stenographischen Berichten ist darüber Folgendes zu notiren: 
1. MB dem Bericht über die Verhandlangen der I. Kammer Bd. L, 9. 

Sitzung vom 7. Jannar 1852 S. SS. Berichterstatter Abgeordneter Dr. Ton 

Zander liest: 

Oegsn den innerhalb der Commission gestellten Antrag, den Schlnsssatz: 
»Sie ist nicht finwendbar anf Geistliche nnd Kirchenbeamte« an strei- 
chen, weil diese negative Bestiromnng nach der positiren, dass das Ge- 
setz auf alle im unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienste stehenden 
Beamten Anwendung finde, OberflOssig sei, wurde geltend gemacht, dass 
die Voraussetzung, Geistlicbe und Kirchoibearote seien weder unmittel- 
bare noch mittelbare Staatsdiener nicht allgemein und nicht ausser allem 
Zweifel sei, da selbst das Amt eines Superintendenten Ton Einigen als 
ein Staatsamt betrachtet werde ; daher erscheine es gerathen, den Schluss- 
satz beizubdialten , wie er bisher in der Verordnung gestaiiden. habe. 
Hierauf wurde jedoch entgegnet, dass die Beseitigung oder das Fortbe- 
stehe dieser Zweifel nicht mit der Beibehaltung oder Streichung dieses 
Satzes in Verbindung stehe , da die Entscheidung , ob ein Geistlicher 
oder ein Kirchenbeamter überhaupt oder in einer besonderen Beziehwig 
als Staatsdiener zu betrachten sei, nicht in diesem Gesetz getroffen wer- 
den könne. Geistliche als solche zu den Staatsdienem zu rechnen , sei 
den Bestimmungen der Verfassung gegenüber ohne Zweifel unwilissig; 
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Dies ergiebt sich aus den übermBstimnieiiden firklftrongen aliar 
bei der Gesetzgebung belheiUgten Fäetoren, die «nderevseits aller- 
diitgs ancb darin einverstanden waren, dass, wenn ein GeirtHcher 
n^en setnem geistlichen Amte auch ein siaaüiches^ z. B. das eimes 
Reffiettmgs-Schvilni,hw\ Seminardirectors ete. bekleide, er dann in 



wenn jedoch ein GeUtlicher oder ein Mirchenbeamier zugleich 
,ein Stautsami bekleidet z. B. dan Amt eines Regierungsschul- 
ratheSj eines Seminar dir ectorSf einen Lehrers ,, dann soUe er in 
Beiner Eigenschaft ah Staatsbeamter auch unter die Bestini' 
mungen dieses Gesetzes fallen , und eben dieses Verhältniss ent- 
halte einen weiteren Grand rar StreiohuDg des Saties.« 
DieMlbe wurde aach mit 9 gegen B Stimnen angenommen nnd tragt 
die Commission darauf an, dass die Kammer die Streichnag beschliessen wolle. 
Ohne Discassion beschliesst die Mehrheit die Weglassnng, 
2. Aus dem stenographischen Berichte ftber die Verhandlungen der II. 
Kammer, 52. Sitzung vom 29.'M6rz 1852 IL Bd. S. 992 : 

Abgeordneier NOldechen: »Der Entwarf der Beglening enthielt «um 
§. l.noeh die ScUoesbestimmiuig, daat die Yerordnong nidit anwendbar sei 
auf Geistliche and Kirchenbeamte. Sowohl die vorjährige Berathang dieses 
Gesetzes in dieser Kammer, als auch die diesjährige in der ersten Kammer* 
hat za dem Resultate gef&hrt , dass man diese Worte streichen könne , weil 
sie sich ton selbst verständen, indem schon nach Art. 15. der Terfassnng die 
Kirche Ober ihre Beamten die Disciplin setbetstilndig fihre. Da indessen ^ 
Verhältniss vorkommt, dass manche Geistlichen zugleich ein Staatsamt ver- 
sehen nnd andere Staatsbeamte wirklich Kirchenämter Itane haben , so sind bei 
einzelnen Verwaltungsbehörden Bedenken entstanden, ob sie in solchem FMh 
überhaupt oder nicht gar fftr beiderlei Aemter competent wären. Es ist nur 
bekannt, dass eine k. Regiemng es für zulässig gehalten habe , Lehrer auch in 
Beziehung anf ein daneben bekleidetes Kirchenamt zu discipliniren. 

Diese praktischen Zweifel , die ich fOr nnbegrandet halte , würden mich 
bewegen, den Antrag n stellen, einen Zosatz zu §. 1. dahin za beschliessen: 
»dass die Verordnung auf Geistliche und Kirchenbeamte , welche zugleich ein 
Staatsamt versehen, and in Bezag auf das letztere anwendbar wäre.« 

Ich würde aber davon Abstand nehmen, einen solchen Antrag zu stellen, 
wenn der H. Berichterstatter , wie der H. Commissar der k. Regierung sich 
bewogen finden sollten , sich darüber zu erklären , ob die Anslegung, wie ich 
sie ausgesprochen« der Absicht nnd Meinung des Gesetzes gemäss ist.« 

Beg.-Gom. Geh. B. B. Grf. zn Eulenburg: »Ich kann hierauf erklären, 
dass von Seiten der Regierung der §. 1. des Gesetzes so aufgefasst wird, wie 
ihn der H. Abgeordnete eventuell durch sein Amendent declarirt haben wollte. 
Bei denjenigeh Personen , welche in sich ein weltliches und Kirchenamt ver- 
einigen, wird, wenn sie in Beziehong anf eines derselben ein Vergehen begangen 
haben, Jedesmal diejenige Behörde als Disdplinarbehörde angesehen werden, 
welche diese Seite repräsentirt , also z. B. bei Schnllehrem und Küstern wird 
dasjenige Vergehen , welches sie als Schallehrer begangen haben , von Seiten 
der Regierang, das , welches sie als Küster begangen haben , von Seiten des 
Consistoriums geahndet.c 



Das DUclpi,'Verf. gt^en Ffidpropst Vi^chof tfumwanatrshi. 899 

dieser seiner Eigenscbaft unter die Bestunmimgen des Disciplinar- 
gesetzes falle. Da wir nim aber nachgewiesen hfiben« dass das Amt 
des Feldprefistes eine Gunialation geistlicher und staatlicher Fnnc- 
ttoiien Dicht enthftlt, seadern nach Urspraog, Inhalt und Zweck ein 
ausschliesslich geistliehes ist« so folgt aus dem. Qesagten die Nicht- 
auwendbarkeit des DiscipUnargesebBes vom 21. Juli 1852 ai^f den 
Feldpropsi tob selbsk 

Wollte man indess' aueh aanebmen, das Amt des FeMiMropstes 
habe durch die ihm, wie jedem anderen Militftrg^stliohen obliegende 
Yerpflichtwg in milit&riacben Augelegenbeiten seines Berufes den 
Anordnungeii der militftriecheu Vocgesetaten siph au figen, eiue Bei- 
mischung staatlicher Functionen erhalten, so wurde gleichwohl da- 
dar43h — uud das ist besonders für den Aakbigepunkt ad U. von 
Belang ^ eine Scbeidnog der Competena ip Disctplinarsacben nach 
der geistlichen und militirischen Seite u4 ^ Anwendung des Dis- 
dplinargesetzes vom 21. JuM 1852 in letzterer Hinsicht nicht f&r 
stetihafk zu erachfcsn sen , veH im Strafiqrsteni dieses Oeseties die 
AmUenteeünmf des Culminationspunkt bildet, diese aber von einem 
weltlieheB Gerichte in Bezug auf das geistliche Amt mit rechtlijcher 
Wirkmg niemals ausgesprochen werden kaAu^), selbst wenn, das 
gegen die mtlitftrische Ordnung etwa begangene Discipliaarvergeben 
ein noch so schweres wtire. 

Dies ist ftbrigens in Bezug auf die evangelischeu Militirpre- 
diger im §. 29. der Militärkirchenordoung selbst anerkannt, wenn 
es dort b^t: 

»In Hinsicht der AnäsenUeteung oder tmfreiwiUigeH Eni- 

r 

Berichterstatter Abgeordneter Boltz: »leb kann mich nur dahin aas- 
sprechen, dass die Ansicht, die der H. Abg. Nöldechen ausgesprochen hat, und 
die auch Seitens der Staatsregierung adoptirt worden ist, vollständig auch die 
der Commission war, d. h. die Commission hat sieh für die Weglassudg des 
Satzes: die Yerordn.sei nicbt anwendbar auf CkistUehe and Kirchenbeamte, aus 
dem Graade entschieden, weil sie glaahte, dass, in so weit diese Geistlichen und 
Kirchenbeamte Uos in Bezug auf ihre kirchlichen Functionen in Ansprach ge- 
nommen werden , sie ausserhalb dieses Gesetzes bleiben müssen ; in so fem 
ihnen aber andere Functionen, wie sie doch auch vorkommen , übertragen wer- 
den, mOssten sie unter das Gesetz fallen. Das ist , wie ich den Abgeordneten 
N51dechen verstanden habe, dessen Ansieht.« 

Der §. 1. wird in der Fassung der erstem Kammer demnächst ange- 
nommen. 

1) Die Maigesetze gehen freilich von der entgegengesetzten Seite aus 
der Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten dürfte aber bald genug die 
praktische Erfahrung machen, dass der obige Satz richtig ist. Seine Urlheiie 
werden eben vom Bechtsbewusstsein des Volkes nicht anerkannt werden. 
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' fernrng ang ilmtn amtlichen YeiMltnine kommeii aach aof 
^ die lüKUrgdstlicIi«!! die m der Yerorda. vom 12. April 1822 
(das Dieeipfiaaireffaiirefi gegen Geiettieh» betroifeDd) enthal« 
tenen Voraobriften atif Anweidvng. Ihre S^pensiam wird we« 
' gen eigenüiekef AmtsifergAen vom betreffeiiden Congistorio^ 
wegen gemeiner^ sowie wegen etwaiger auf ihre uHiUriKlieD 
Dienstverhältnisse sich beziehenden Vergehen aber v^n üme^ 
und dem Oeneraloommasdo gemeineehaftlioh reif&gt E&nnen 
beide Ideh nieht dardber einigen oder beschwert der Militär« 
geistliche sich deshalb, eo wird gemeinechaftlieh vw den Mi- 
nistem der geistliche Angelegenheiten nnd des Krieges darfiber 
entschieden.« 

lliernach gehOrt das Verfahren anf Amteenteetzäng oder im^ 
freiwUHger J&Ufemmig aus dem Amte nnd ebenso die Sospenitian 
weisen eigentUcber Amtsvei^ehen iw ansaehliesslichen Oempeteak 
der geistlichen Disciplinarbehardiin , (Qeestz vom 12. April 18S)2) 
eine Mitwirkung der MUitftrvorgeeetktea findet nur bei der Snapetir 
m&n und anch bei dieser nnr dann statt , wenn es sieh nm ein gb- 
meiaes oder nm ein, auf die militärischen Dienstverhältnisse bez&g«- 
liches Disciplinarvergeben bandelt. Darans erhellt « in welchem 
Grade die Gompetena der geistlichen Behörden gewahrt ist. Aach 
die eventuelle Entscheidung der Minister der gmtlichen Angelegen- 
heiten und des Krieges bezieht sich nur auf die Suspensiim vsai er- 
klärt sich bezflgMch des ersteren dadurch, dass derselbe bis «nr Ein« 
führnng der Verfassung auch die jetzt anf den evangelisehen Ober- 
kirchenrath fibergegangene höchste Instanz ffir innere kiNhliche An- 
gelegenheiten repräsentirte. 

Es ergibt sich hieraus ferner, dass aus der Anmerkung zu der 
dem mehrerwähnten königlichen Erlasse vom 17, Juli 1862 beige- 
fugten Classification, welche besagt, 

dass die Medieinalpersonen, die Auditeure, die Militärgeistlichen 
nnd Kfister, die Intendanturbeamten etc. in einem doppelten 
Unterordnungs Verhältnisse stehen, beziehungsweise zu den Mi- 
litärbefehlshabern und zu den ^nen vorgeseUten höheren Be- 
amten oder Verwaltungsbehörden, 
ein Schluss auf die Gompetens der staatlichen DisciplinarbehOrdaa 
fiber Militärgeistliche, selbst wenn es sich um reine militärische 
Dienstvergeben handelt, nicht zu ziehen ist 

Dass die Bestimmung des §. 29. der Militärkirchenordnung in 
Bezug auf die evangelischen Militärprediger aufgehoben wäre, kann 
nicht behauptet werden. 
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Von dieser BestimniiiQg ini eia «nalogür Sohlws »Wer «neb 
auf dijd ))ebaii41«iig der PiedplinaiBacbeQ. gegen katholisebe MilMflr- 
geietKcbe wohl gerechtfertigt^ da die katkolieclie MUitArgei^tUeMeit 
«itt dam Veldpriqwt an der^itw in Beang anf Unabhängigkeit ;roo 
den StaatsbehOnjien dwcfa das JBreve yem 22. Mai 1868 effenbar 
noch gänstiger gestellt ist, als die evangelische durch die MUitjlr" 
kincheaordnnng. . 

Nach g. 66. tit. 11. Tb. IL Allgemeines Landrecbt üind 
die besonderen fieohte und Pflichten eines katboliscben PriesteiB in 
Ansehaiig soiner geistlichen Amtsyerriehtungen nach im V^rscktiHf' 
tM de$ ^auMmisckm Meektß au beiurtbeilen« Nach S* 11&« !• e^.ist 
bei den l^atbaUschen Glaubensgenessen der fiisdiof der gemeinschitft- 
liehe Yjprgeaetzte aller KirchengeseUschf^n des ihm angqwie^eeeo 
Difltfietg} ihm gebOhrfe nach %, 1^21. 1, c die Aniwieht^ über die 
Amtsi&brung» Lehre und Wandel der seiner J)iOoese unterworftien 
GMsttieben. Ihm steht nach g, &92. L c* u dte fiinleitttng Jer 
Diseipünarnnteimcbungi die YerbiMigug der Amtisuq^naian weeeoi 
DiscipliiuMrvergebeii der ihm untergebenßu ((^istlioheni dem. geist- 
lichen Qerichte aber nach g. 535. L p< die Eutooheidung. i 

Die JBiBchöfe $^lmt haben invierhalb der preussisohen Lende 
kmen DisdplinaESQberen ftber sieb. ]bi^ geistiüchen Obliegenheiten 
und Verrichtongea gebi^ren, wieSrnre« zu der obigen. Yorsehrift im 
§^ llö. des Sntwwrfe9 d(Mi Allgemeinen Gesqtabuches, (I. 2. tit. 6. 
g. 95.) bemerkt« nicht in das allgwieine Qesetzbuclu 

Der katbeUsphe Feldi^opst stebt nun nach Messgabe der Ue- 
bereinkunft abwischen der pceufsüichen Begierung und deqi heiligen 
Stuhle und nach d^Breve vom 22. Mfti 186B su. dei| knth(dis(^bw 
MüiUUrkirchengemeinden und zur geeammteU' katholiacben Militlbr* 
geistlicbkeit in dem Yerh&ltniese eines DiOcesanbisebofa. In 9l^vkg 
auf 8^ fsistlichefi Amt hat er im pusassischen Staate keinen Dis-i 
ciplinarebeuren flfc^ sich, w&hrend dagegen er der alleinige Diseip* 
linarobere der katholischen Militftrgeistliehen ist und Ober diese die- 
selben Befugnisse hat, wie die evangelischen Consistonen nnd der 
evangelische Oberkhrchenrath resp^ der Oultqsn^nislier aber die 
evangelischen H ilitftrgeistlichen. 

Fehlt ^ In Bezug auf. miMt&rioc^e Angpl^enheiten seines Be^ 
rufes, so UiMbt, wena der Yeretosy ein .90 erheblicher wire, daas die 
Regierung aus der Fortführung seines Amtes Nacbtheile f&r den 
Stuat ftrchten mfksstei / nichts. äbrig^ als tfcb mit dem .apoetoUschen 
Stuhle in Yerhindpng zu eetzan , um auf kirchlichem KMpcipHaiir^ 
wege seine Entfernung zu erwirken. Dia welHichen Disciplinaibe^ 



302 IHe käthoüschi Peldpropstei in Freussen, 

höMen können itan seines Amtes als DKcesanoberer der Milttärkirche 
nicfat entsetzen, weil ifa6i Aeses Amt Yoro Papste kraft apostolischer 
MabhtvollkemmenheiC verliehen ist und in der Yerfiissung der ka- 
thdiisehen Kirche seine Wurzel hat, deren SelbststindigkeR ifti der 
Veirwaltang ihrer Angelegenheiten ja sogar durch die iStaatäferflts- 
sang anerkannt ist. 

B. Wenn wir nach Vorstehendem nnn auch darin von der An- 
sicht dbs Disciplinarrichters erster Instanz abweichen , dass wir 
die Person des katholischen Feldpropstes flbilrhaQpt niid ohne RQck- 
sicK anf die QuaNtftt eines etwaigen Vergehens der weltlioheii Die- 
cipliffargewult nkht f3r nnterworfen eracliten können, eo^ hat doeh 
seAstverstftndlich dasjenige, was er zur Darlegung seiner tncompe« 
tene zu I. und HL der Anklage in sachlicher Beziehnng anführt, 
indem er nachweiset, dass es sieh b^ den diesen Anschuldigungen 
zu- Grunde liegenden Tbatsachen oÄtobar mir um innere, unmitti^ 
bat die AasQbung der geistlichen AmtsobKegenheÜen betreffiNvIe, nielit 
ab^ um militftrieeüe Angelegenheiten handle, namtt infit Bustirnmung. 
' Vorausgesetzt , aber nicht zugegeüen , es batftnde neben dor 
geistlichen Dfesciplinarinstanz in Bom ffir den katholischen Feldpropst 
novh eine besondere Maaffiebe, so liegt auf der Hand, dais die letz- 
terft sieh in den strietesten Oränzen rein mrHtärischer Dienstver« 
geken zu halten und jeden Eingriff in da« kirchliche Gebiist avT das 
söigftltigste zu vermeiden bitte, sowohl in Bezug auf die Frage, 
worin der Tbatbeständ eines mitttärischen IMenstvergehens bestehe, 
als' ancÄi in Bezug auf die anzuwendenden Disciplinarmassregeln. 

Der Thatbestand eines militärischen Dienstvergehens kann nicht 
als vorliegend erachtet werden , wenn der Militftrvorgesetzte eines 
MMitftrgeistKchen einen Dienstbefehl ertheilt, der nicht iAnerhalb 
des Bereiches der rein militärischen Angelegenheiten liegt, sondern 
kirchliches Gebiet auch nur belehrt, oder wenn gar der Befehlende 
nicht zu den militftrisehen Vergesetzten des betreffenden Militär-* 
geistlichen gehört. 

Ebensowenig könnte die von einem weHlictien Disciplinarge- 
richt gegen einen Militätgeistlichen * zu verhängende Dlsciplinarstrate 
bis zur Amtseutsetznng oder bis zur unfreiwilligen Entfernung aus 
dem Amtäe gehen , weil das Amt seinem ganzen Wesen nach ein 
kirchliches ist und die militärischen Beziehungen desselben nur ac- 
eidente sind. 

Diese Grandsätze sind in dem auf die Appeihttion der Staats- 
anwaltschaft ergangenen StaatsministerialbescMuss vom 26. Juni 
1873 in flagranter Weise verletzt. 



Das Disciph'.Ytrf* gt§en FeldprcpatBUekaf MUnmaaumowaki. 3^ 

Da in demaelben die formale Frage weg<m der Kost&ndigkeit 
dev etaakliohaD. Diecij^ioarbeliQrd^^ wie wir bereite ai^edentet ha- 
b^B, dareh die geeohielte Wendai^ ^ daes der erste Richter , weit 
ent&rat^ «eh aaf die erhobene AMage ihr incompet^nt ziierkl&reDt 
vielmebr die Freiepreoboag des AnfesehuMigten dedaeirt habe, im 
Handamdrehen in den Bereich der materiellen Erörteräng fiber die 
Söhiüd hinfiber gespielt wird, so sehen auch mr uns yeraalasst, dem 
gedachten Besehlasse auf dieses Gebiet zn iolgen und nt» mit den 
Qrftnden zn beschfiftigen, aas denen der KriegsministerniidderCaUusmi- 
nister im Verein mit aodi im, aadlBKen Celiegen eine Scbnld und 
Bestrafung des AngescbnhligteD aosspreoh«! in sollen geglaubt ha- 
ben. Zwar nicht die volle Strafe der Di^isttntlflistang , denn diese 
konnte ja nach §. 46« des Diaciplinargesetzes aieht mehr erkannt 
werden f dajiaeh der Meinung der Herrn Minister der Diseiplinar- 
hof aaf Freisprechttttg erkannt kitte , doek aber die nftbhste nach 
dieser, nämlteh die Straft der «instweiligeB Versetiung in den Rohe- 
staad mit Wartegeld. Freilich hatte, die Staatsregiming, da sie 
sich fftr befugt gehalten, die Anfbebung. der Beldfffoprtei durch kö- 
nigliche Ordre herb«zufübren und< der Feldpr^t nach ihrer An- 
sicht Staatsbeamter ist^ dasselbe Ergehnise auch ohae ein iwrurthei- 
lendes Disciplinaieriieuitttisa schon auf Qrund desQeeetses vom 14. 
Juni 1848 (G.-^S. S. 163) eiteieht, alMn das DiseiplnarTerfahren 
müsste doch tum Aoatrage gebracht Werden, um vor 4er Oeffent- 
lichkeit durch ein yemrtheileiides Erkennfaiiss den Beweis au liefern, 
dass der kakholisefae Feldprcfst und nicht d«r Eriegsiuiaister im 
Unrecht war* 

Seine .guize sachliche Erditernng Ober die Schaldfjfage baut nun 
der SfawtoministerialbeschhiSB vom 26. JvuA 1873 auf die ^oraus- 
setsung, der Angeschuldigte habe nicht bestritten, also tugestenden, 
dass er sich ditrch das Verbot, die Pai^leenskarche fenw hin zur 
Abhaltung des katholischen Militirgottesdienstea m beaAteen und 
durch die AafrecSithiJtung dieses Verbotes in dfarecten Widerspruch 
mit den Anordniuigen des EriegsmiBisters gesetet habe«, ailei seine 
VertheidigaBgsgvfinde seien nur auf den Nachweis gencfatei^ dass 
diese Anordnungen für ihn unverbindlich gewesen Stten. 

Dies€i Behauptung ist. unwahr. Der AngsBchnldigte ' hht im 
Gegenthfiile in seiner fisantwertnng 4er AnUage auf das Edtschie- 
densto in Abrede gestellt, rieh in einen solchen Widemproch mit 
den Anordnungen des Kriegministers gesetzt zn haben. 

Sr sagt;;^. 

. »Durch Bescript des: l&rm Gnlinflittinisters vom 15. Bebruar 
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1872 irarde ioh vant Angabe der Oründe, ans deneR kh die 
Abbaltang des katheliscbea OotteMÜenstes in der Paaialeoss* 
kivebe verboten liatte, aufgeferdert In metaeai bereite et-- 
wfthatea Berichte vom 28. Februar er. wies leb unter genauer 
Dulegung der Sache die miah ak geietli^en Oberbirten za 
dieser Maasregel zwingenden Grfinde nach. Daravf wurde ich 
durch Beecript des Herrn KriegsministerB vom 2. Ifärz 1872 
unter; Androhung der Suspension zur Zurfleknabme des V«r* 
botes aufgetordert. Inzwisoben hatte ich die Sachlage dem 
apeetelischen StttUe berichtet und um Entscheidung desselben 
in kirchlicher Beziehung gebeten« Hierron machte ich in inei- 
nem Beridit v^ooi 4. M&rz 1872 dem Herrn Eriegsminister 
Anzeige, indem iob zugleich die Hoffnui^ zum Ausdruck brachte, 
dass durch die Biastimnuiig des Papstes die Beieitigujig der 
Schwierigkeiten in befriedigender Weise geschehen werde. Iw 
diedsm Berichte sowohl wie in dem vom 23. Febrwsr er. habe 
ich auadriekllch betont , dass ich den Oehoream in anderon 
als kirdilidien Dingen nie versagen werde. Die Fassung und 
der Inkalt mäner Berichte geben nicht die leiseste Andeutung 
von der Absicht eines Ungeborsams oder einer Benitenz. In 
seinem Sescripte vom 0. Mftrz er. aittwoitete mir der Herr 
Kriegsminister, dass er in der Erworümg^ dass ich tis mu 
der erJudlenen Eniseheidung aus Eom eUer weiteren SehriUe 
midi enihaUen teerde, variäufiff van der Zurücknähme des 
Veriotes lAsehen wette. Dieser Bedingung Un ich so getreu- 
lich nachgekommen, dass ich selbst dann, als der, Divisions- 
pfarrer Lünnemann m^^eaehiei meines niehl eurMögenommenen 
Verbotes wieder CMtesdie^ in der 8i. Rmtaieemsklrehe ab* 
UeUf keinerlei Massre^dn vernahm eder BrUätnngen darüber 
abgab. Erst als demnftchst vom päpstlichen Stuhle der Be- 
schsid an mich gelangte, dass das Verbot gerechtfertigt und 
auflpeebt zu erhalten sei| habe ich mich mit dieser Angelegen- 
heiit. von Nienem befasst, indem ich sowobl dem Divisionspfar* 
rer von der Entaofaeidung des Papstes Ifittheilung machte 
und nunmehr das Verboü der Benitzung der Kiiohe zAr Ab- 
Uiltm^ des katholischen Oottesdienstes wi^erboüe, ab auch 
gleichzeitig am 21^ Hai dem Herrn Kriegsministev selbst iber 
den Ansfoll des. päpstliclmi Spruches Anzeige erstattete. Dar- 
auf eriolgte sofort am 28. Mai meine Sus^nsion. SMnaeh 
habe ich nur einmal eine Äaffarderung eur ZuHkknahme des 
Verbotes erh(d^ nS mU e h'in thm ReseHpi desBei^m Kriegs-- 
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minisiers vom 2. März er. Biese Auffoi'derung hat der 
Herr Kricgsminister selbst am 6. März bis nach Eingang des 
Bescheides von Rom suspe^^dirt. Bis dahin kann also offen- 
bar von einem Ungehorsam meinerseits, weni^ ein solcher in 
dieser rein kirchlichen Angelegenheit überhaupt denkbar wäre, 
o^egen die Anordnung des Kriegsministers nicht die Rede sein. 
Der Ungehorsam müsste also erst nach Eingang des päpst- 
lichen Bescheides angefangen haben. Das war aber unmög- 
lich, weil ich nunmehr an die Bestimmung des apostolischen 
Stuhles , in deren Erwartung der Kriegsminister selbst von 
siner früJwren Anordnung Abstand genommen hatte, gebun- 
den tcar.t 

Mit klareren Worten konnte wohl der Angeschuldigte das 
nicht bestreiten, was ihm der Staatsministcrialbeschluss als zuge- 
standen imputirt. 

Das, was der Angeschuldigte hier angeführt hat, ist aber auch 
richtig und schliesst in der That das Vorhandensein eines Ungehor- 
sams vollkommen aus. Der erste Richter selbst hat dies in seinen 
Urtheilsgründen anerkannt, wenn er ausführt: 

»Dass der Angeschuldigte etwa die Pflichten, welche seine 
militärische Stellung mit sich führte, dadurch verletzt haben 
. sollte, dass er nicht vor Erlass des definitiven Verbots an p. 
Lünnemann den vom päpstlichen Stuhle eingetroffenen Bescheid 
dem Kriegsministerium unterbreitete, kann ebenfalls nicht za- 
gegeben werden. Denn das kriegsministerielle Schreiben vom 
6. März 1872 hatte dem Angeschuldigten bis zur eingeholten 
Entscheidung von Rom Frist gewährt und konnte ihn zu der 
Annahme fuhren, dass der kirchliche CharaJUer der bezüg- 
lichen Angelegenheit dadurch anerkannt sei. Sodann aber 
hatte ihm dasselbe Schreiben unter vorläufiger Zurücknahme 
des früher ertheilten Befehls alle weiteren Schritte in der An- 
gelegenheit ausdrücklich nur bis zum Eintreffen des päpst- 
lichen Bescheides untersagt und der Angeschuldigte konnte sich 
daher nach dein Eintreffefi sehr wohl für befugt halten, nun- 
mehr ohne Weiteres kraft seines geistlichen Amtes wiederum 
in die Angelegenheit einzugreifen: Es kann dem Angeschul- 
digten hieraus um so weniger ein Vorwurf gemacht werden, 
als er, so lange er die päpstliche Entscheidung noch nicht 
kannte , sich nicht nur für die Beschaffung einer anderen 
Kirche für den katholischen Gottesdienst verwendet , sondern 
auch den von dem Kriegsministerium an p. Lünnemann er- 
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theilten Befehl zur Weiterbenützung der St. Pantaleonskirche 
vollständig und unbedingt respectirt hatc 

Damit ist die Nichtschxüd des katholischen Feldpropstes an 
dem ihm unter I. der Anklage bezeichneten Disciplinarvergehen des 
Ungehorsams gegen einen Befehl des Kriegsministers selbst für den 
Fall dargethan , dass der Letztere mit diesem Befehle seine amt- 
liche Befugnisse nicht überschritten gehabt hätte. 

Diese wichtigen Gründe konnte freilich der Staatsniinisterial- 
beschluss mc\\t ganz unberührt lassen. Er erwähnt darum am Schlüsse 
seiner Erörterung flüchtig: 

Der Angeschuldigte berufe sich darauf, dass sein Verbot 'Sei- 
tens der päpstlichen Curie für gerechtfertigt erklärt worden sei und 
der Disciplinarhof halo zur Unterstützung seiner obigen Gründe 
auf diese vom Ai.geschuldigten behauptete Thatsache Gewicht ge- 
legt, jedoch mit Unrecht, da über den Inhalt des nach Angabe des 
Angescbuldiglen ergangenen päpstlichen Bescheides bei den Acten 
überall nichts fest^^iehe. Habe der Angeschuldigte, in dessen Händen 
sich die Bescheidung befinde, geglaubt, aus derselben einen Yer- 
theidigungsgrund entnehmen zu können, so wäre es seine Sache ge- 
wesen, dieselbe dem Disciplinarrichter vorzulegen. 

Nun ist es aber wieder unwahr , dass über den Inhalt des 
päpstlichen Bescheides überall in den Acten nichts feststehe. Denn 
das Schreiben des Feldpropstes an den Kriegsminister vom 21. Mai 
1872, worin dem letzteren von dem Inhalte jenes Bescheides Mit- 
theilung gemacht wird, befindet sich wie oben nachgewiesen ist, im 
Original bei den Disciplinaruntersuchungsacten und die Anklage- 
schrift selbst hat auf den Wortlaut dieser Mittheilung recurrirt. 
Ueberdies ist die Aufhebung der katholischen Feldpropstei von Sei- 
ten der preussischen Regierung dem apostolischen Stuhle gegenüber 
nach den ofjficiösen Blättern wesentlich dadurch motivirt wor- 
den, dass von diesem das Verfahren des Namszanowski ausdrück- 
lich gebilligt und dadurch zu einer nicht blos die Person des letz- 
teren berührenden, sondern auch sachlich wichtigen Angelegenheit 
gemacht sei. 

Was soll man zu solchen Actenwidrigkeiten sagen! Hatten 
die Minister etwa irgend welchen Zweifel an der Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der amtlichen Mittheilung des Feldpropstes, nun so 
war es doch sicher ihre Sache, das Original des die päpstliche Ent- 
scheidung enthaltenden Schreibens des Cardinal -Staatssecretärs An- 
tonelli einzufordern, jedenfalls durften sie sich mit einer Verurthei- 
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lang des Angeschuldigten nicht belasten, so lange es Yertbeidigungs- 
momente für ihn gab, die für sie erreichbar waren. 

Der Herr Bischof Namszanowski hat nun aber seine Verthei- 
digung allerdings nicht auf den Nachweis beschränkt, dass er sich 
mit den Anordnungen des Kriegsministers nicht in Widersprach ge- 
setzt, sondern er hat auch dargethan, dass die fraglichen Anord- 
nungen des Kriegsministers als Uebergriffe in die kirchliche liechts- 
sphäre für ihn unverbindlich waren. Der Disciplinarhof ist ihm 
darin beigetreten und dem Staatsministerialbeschlusse vom 26. Juni 
1873 ist es in keiner Weise gelungen, die diesfalligen Gründe zu 
entkräften. 

Worum handelt es sich denn? 

Der Kriegsminister gestattet (ob mit Recht oder Unrecht, las- 
sen wir dahin gestellt, jedenfalls sehr unnöthiger Weise) den Alt- 
katholiken den Mitgebrauch der schon mit dem Militärgottesdienst 
zweier Confessionen belasteten St. Pantaleonskirche. Der Feld propst 
verbietet hierauf im Interesse des Seeleuheiles der zur katholischen 
Militärgemvinde in Köln gehörenden Pfarrkinder dem Divisionspfar- 
rer Lünnemann die Abhaltung des katholischen Gottesdienstes in 
dieser Kirche auf solange, als der Mitgebrauch der Altkatholiken 
dauern werde. Der Kriegsminister befiehlt nunmehr dem Feldpropst 
sein Verbot unverzüglich zurückzunehmen und weiset das Gouverne- 
ment zu Köln an, dem p. Lünnemann die Wiederabhaltung des ka- 
tholischen Militärgottesdienstes in hergebrachter Weise zu befehlen. 
Das geschieht und Lünnemann fügt sich, der Feldpropst aber re- 
monstrirt gegen den Befehl des Kriegsministers und holt die Ent- 
scheidung des Papstes eii; , womit der Kriegsminister einverstanden 
ist. Der Papst erklärt das Verbot des Feldpropstes für begründet, 
und dieser wiederholt nun sein Verbot an Lünnemann unter Benach- 
richtigung des Kriegsministers. 

Worauf gründet nun der Staatsministerialbeschluss vom 26. 
Juni 1873 das Recht des Kriegsministers zn jenem Befehle, durch 
welchen der Feldpropst gezwungen werden sollte , eine Handlung 
wider seine Pflicht und sein Gewissen als geistlicher Oberhirt der 
katholischen Militärangehörigen zu begehen? 

Auf §. 22. der Militärkirchenordnung vom 12. Februar 1832. 
— »Es liegt aber in der Natur der Sache,« sagt er, »dass die Aus- 
wahl der kirchlichen Gebäude, welche zur Abhaltung des Militär- 
gottesdienstes dienen sollen, im Allgemeinen zu denjenigen äusseren 
Anordnungen für den Gottesdienst gehört, zu welchen der §. 22. 
der auch für den Angeschuldigten verbindlichen Militärkirchenord- 
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nung vom 12. Februar 1832 die Militärvorgesetzten ermächtigt. Es 
ergibt sich überdies aus der im §. 54. ebendaselbst für den Fall des 
Krieges gemachten Anwendung.« 

Dem gegenüber behaupten wir: 

1) dass die Militärkirchenordnung und insbesondere die von der 
Anklage in Bezug genommene Bestimmung aus §. 22. dersel- 
ben für den Angeschuldigten keine verbindliche Kraft hat, 

2) dass event. unter Voraussetzung der Anwendbarkeit der Mili- 
tärkirchenordnung 

a) der Kriegsminister nicht der Militärvorgesetzte des katho- 
lischen Feldpropstes 

h) und selbst unter Voraussetzung dieser Qualität des Kriegs- 
ministers, der gedachte Befehl als ein Eingriff in die geist- 
lichen Aniti^belugnisse des Feldpropstes für den letzteren 
unverbindlich war. 

Der Di.si ip^marhof hat sich mit der Erörterung der von ihm 
als zivrifelhaß bczoi« hneten Frage , ob die Militärkirchenordnung 
auf den katholische!) Feldpropst anwendbar sei, nicht näher befasst, 
eine Heranziehung der in dem Gesetze niedergelegten allgemeinen 
Grumhätzc aber zweifellos für zulässig erklärt. 

Unseres Erachtens ist die Militärkirchenordnung auf den ka- 
tholischen Feldpropst und auf die katholische Militärgoistlichkeit 
weder iu ihren speciellen Bestimmungen, noch in iliren allgemeinen 
Grundsätzen anwendbar, wenn dieselben als Grundlagen für An- 
schuldigungen in einem Straf- oder Disciplinarver fahren dienen 
sollen. 

Denn 

a) nach dem klaren Wortlaut der Militärkirchenord nung un- 
terliegt es keinem Zweifel, dass dieselbe ausschliesslich die Organi- 
sation der evangelischen Militärseelsorge betrifft. Das Wenige, was 
darin iu Bezug auf das katholische Militär vorkommt, beschränkt 
sich auf dessen Pastoration durch die gewöhnlichen katholischen 
Pfarrer an Orten, wo katholische Soldaten in Garnison stehen , also 
auf Verhältnisse , welche das Bestehen einer , mit der Organisation 
der Armee zusammenhängenden gesonderten Organisation der katho- 
lischen Militärseelsorge ausschliessen. Die Anstellung besonderer 
katholischer Militärgeistlicher war im §. 1. der Militärkirchenord- 
nung nur für den Fall eines Krieges in Aussicht gestellt und mit 
Beziehung darauf heisst es im §. 27. 1. c. ausdrücklich: 

dass so wie beim Ausbruche eines Krieges die Anzahl der 

während desselben bei der Armee anzustellenden katholischen 
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Militärgeistlichen bestimmt werden werde, dann atich jedestml 
die näheren Bestimmungen über deren geistliche Am^tsverhäU- 
nisse für die Dauer dieser Anstellung erfol-gen umrden. ♦ 
Damit aber hat der staatliche Gesetzgeber selbst anerkannt, 
dass die Militärkirchenordnung für besonders anzustellende katho- 
lische Militärgeistliche keine Geltung habe. 

b) Gesetze, welche für bestimmte Angelegenheiten, Verhält- 
nisse und Personen erlassen sind, werden selbst unter der Voraus- 
setzung einer gewissen Homogenität auf andere Angelegenheiten, 
Verhältnisse und Personen nicht von selbst anwendbar. 

Daher hätte es, um die für die evangelische Militärseelsorge 
erlassene Kirchenordnung auch . als Gesetz für die spätere katholische 
Organisation verpflichtend zu machen, eines neuen Actes des Gesetz- 
gebers bedurft. 

Der Erlass eines solchen Gesetzes ist nicht erfolgt, hätte auch 
bei der grossen Dishomogenität der bezüglichen thatsäclilichen , so 
wie der kirchlichen Bechtsverhältnisse ausserhalb des Bereiches der 
moralischen Möglichkeit gelegen. 

c) Noch weniger wäre die Regierung befugt gewesen, die Mi- 
litärkirchenordnung im Verwaltungswege auf die katholische Mili- 
tärseelsorge auszudehnen. Es ist dies auch nicht geschehen, weder 
durch eine allgemeine Verfügung, noch durch Verpflichtung der ka- 
tholischen Militärgeistlichen auf dieselbe. In der Verwaltungspraiis 
mag man sich freilich in einzelnen analogen Punkten beim Mangel 
gesetzlich oder vertragsraässig bindender Normen für die katholische 
Militärseelsorge nach der Militärkirchonordnung gerichtet haben, 
aber von einem solchen praktischen Behelfe bis zur gesetzlichen Gül- 
iigJceit derselben als Grundlage für Disciplinarstraffälle ist ein un- 
geheurer Schritt. 

d) Sodann ist die Anwendbarkeit der Militärkirchenordnung 
auf die katholische Militärseelsorge , welche bekanntlich erst seit 
Emanation der preussischen Verfassung zuerst provisorisch, dann de- 
finitiv eingeführt ist , durch den Art. 15. der * Verfassungsurkunde 
ausgeschlossen, da die Vorschriften der Militärkirchenordnung mit 
der Freiheit und Selbstständigkeit der Kirche in der Ordnung und 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten in wesentlichen Punkten unver- 
einbar sind. 

e) Endlich hat ja in der That die katholische Militärseelsorge 
sowohl nach ihren inneren, kirchlichen, als auch nach ihren staat- 
lichen Beziehungen die umfassendste Regelung durch das auf einer 
Uebereinkunft zwischen Staat und Kirche beruhende Breve vom 
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22. Mai 1868 gefunden, welches recht eigentlich die katholische Mi- 
litäjrhircKenordnung wenigstens in den wesentlichen Grundlagen dar- 
stellt und darum eine analoge Anwendung der protestantischen Mi- 
litärkirchenordnung vom 12. Februar 1832 geradezu ausschliesst, 
da die Staatsregierung beim Abschluss der Uebereinkunfk mit dem 
apostnlischen Stuhl keinerlei Vorbehalte zu Gunsten der letzteren 
gemacht hat. 

Darin können wir aber dem Discipiinarhof beipflichten, dass 
eine analoge Anwendung der in der Militärkirchenordnung nieder- 
gelegten allgemeinen Grundsätze auf die katholische Militärgeist- 
lichkeit in so weit nicht blos statthaft ist, sondern ihre volle Be- 
rechtigung hat, als die katholische Militärgeistlichkeit in ihrem Ver- 
hältnisse zum Staate und dessen Behörden unter keinerlei Verhält- 
nissen schlechter gestellt sein darf, als es ceteris paribus nach die- 
sen Grundsätzen die evangelische Militärgeistlichkeit ist. Dies folgt 
einfach aus der Gleichberechtigung der Confessionen und dem all- 
gemeinen Grundsatze, dass das , was dem Einen recht, dem Andern 
billig ist. — üeber diese engeti Gräiusen darf aber die analoge An- 
wendung nicht hinausgehen, namentlich sind alle dispositiven ße- 
stimmangen der Militärkirchenordnung als leges speciales zu be- 
handeln. 

Wenn nun der §. 22. der Militärkirchenordnung bestimmt, 
dass der Militärvorgesetete eines Müitärgeistlichen nicht befugt sci^ 
ihm in Absicht auf die eigentliche Verwaltung seiner geistlichen 
Amtsgeschäfte Vorschriften zu ertheilcn^ so wird Niemand bestrei- 
ten können, dass d^ damit ausgesprochene Grundsatz auf die ka- 
tholischen Militärgeistlichen ebenso anwendbar sei , wie auf die 
evangelischen ; denn die eine wie die andere Kirche wurde ihre Auf- 
gabe schlechterdings nicht erfüllen können, wenn die Militärbefehls- 
haber in diese Angelegenheiten hineinzureden hätten. 
Die weitere Bestimmung des allegirten §. : 
1) Die Autorität der ersteren (der Militärbefehlshaber) beschränkt 
sich vielmehr in kirchlichen und ^ro/^^dienstlichen Angelegen- 
heiten auf Anordnungen für die Militärgemeinde nach den be- 
stehenden äusseren kirchlichen Einrichtungen. Den von ihr 
in dieser Beziehung ausgehenden Anweisungen muss der Mi- 
litärgeistliche unweigerlich Folge leistende 
ist dagegen nicht von der Beschaffenheit, dass ihre Anwendbarkeit 
auf katholische Eirchenverhältnisse so ohne Weiteres zugestanden 
werden könnte, selbst wenn es sich auch nur um Ort und Zeit der 
Abhaltung des Gottesdienstes handelt, weil nach den Grundsätzen 
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der katholischen Kirche alle den Gottesdienst betreffenden Anord- 
nungen von den Kirchenoberen ausgehen und selbst Oii und Zeit 
der Abhaltung des Gottesdienstes in den Bereich der kirchlichen 
Jurisdiction fallen, da bekanntlich das hl. Messopfer weder zu je- 
der beliebigen Zeit noch an jedem beliebigen Orte dargebracht wer- 
den darf und ein für gewöhnlich erlaubter Ort unter Umständen zu 
einem unerlaubten werden kann. Daher bedarf es in diesen Punkten 
für die katholische Militäiseelsorge einer Kegelung und Begränzung 
der wechselseitigen Befugnisse zwischen der Kirche, vertreten durch 
den Feldpropst und den betreffenden Militärbefehlshabern. 

Dieser Punkt ist in dem Breve vom 22. Mai 1868 ausdrück- 
lich vorgesehen , indem , wie schon bemerkt, darin dem ersten Feld- 
propst die Aufgabe gestellt ist, im Einverständniss mit der Regier- 
ung in Bezug auf die Ausübung der katholischen Glaubenshand- 
lungen leges conscribere. 

Darnach unterliegt es keinem Zweifel, dass dieser letztere Ab- 
schnitt des §. 22. 1. c. auf den katholischen Feldpropst nicht an- 
wendbar ist. Dafür spricht auch noch ein anderer Qrund , den wir 
weiter unten berühren werden. 

Wir haben ferner behauptet, dass selbst, wenn die Militärkir- 
chenordnung auf die katholische Militärseelsorge anwendbar wäre, 
doch der Kriegsminister nicht als Militärvorgesetzter des katho- 
lischen Feldpropstes im Sinne dieses Gesetzes zu betrachten und so- 
mit auch nicht berechtigt wäre, demselben in den im §. 22. berühr- 
ten äusseren kirchlichen Angelegenheiten militärische Befehle zu er- 
theilen. 

Die §§. 21. und ff. der Militärkirchenordnung, welche von den 
Dienstverhältnissen der Militärgeistlichen handeln, unterscheiden ein 
doppeltes ünterorduungsverhältniss derselben. 

Die Militärprediger sind^ wie es im §. 21. heisst, in allen, sich 
unmittelbar auf die Ausübung ihrer geistlichen Amtsobliegenheiten 
beziehenden Angelegenheiten den geistlichefi Behörden^ also nach 
§. 24. 1. c. die Divisions- und Garnisonsprediger dem Oberprediger 
des Armeecorps und mit diesem sowohl dem Consistorio der Provinz 
als auch dem Feldpropst, in höherer Instanz aber dem Minister der 
geistlichen Angelegenheiten; in allen sich zunächst auf ihre Ver- 
hältnisse als Militärbeamte beziehenden Angelegenheiten aber dem, 
einem Jeden von ihnen unmittelbar vorgesetzten MilitärbefeMshaber^ 
nämlich der Oberprediger dem commandirenden General des Armee- 
corps, der Divisionsprediger dem Divisionscommandeur und der Gar- 
nisonsprediger dem Commaudanten , sowie , wenn am Orte, ein Gou- 
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vernear Torhanden ist, diesem, mittelbar aber dem Vorgesetzten die- 
ser Befehlshaber untergeordnet. 

Die Militärgeistlichen stehen demnach in einem militärischen 
Unterordnungsverhältnisse nur zu Militärbefehlshabern, worunter die- 
jenigen Generale verstanden werden , denen das Commando über 
Truppenkörper oder Festungen zusteht. Der Kriegsrainister als sol- 
cher ist kein Militärhefehlshaber , sondern oberster Verwaltungschef 
der Armee. Nicht er, sondern der König selbst ist im Frieden und 
im Kriege der oberste Befehlshaber der gesammten Armee und der un- 
mittelbare Vorgesetzte der commandirenden Generale der Armeen 
und Armeecorps , der Gouverneure und Festungscommandanten in 
Commandoangelegenheiten, wie denn viele dieser Befehlshaber in den 
militärischen Rang- und Aniciennetätsverhältnissen dem Kriegsmi- 
nister voranstehen. 

Das militäriscJ^ Subordinationsverhältniss der Militärgeistlichen 
hat hiernach seine gewiesenen Gränzen , und wenn auch zugegeben 
werden muss, dass dem Kriegsminister nach der Militärkirchenord- 
nung gewisse Ressortbefugnisse in Militärangelegenheiten (cf. §§. 
29, 30, 113 flF.) zustehen, so ist er darum doch niclit zu den Mili- 
i^SLvbefehlshabern im Sinne dieses Gesetzes zu rechnen, dessen stricte 
Interpretation in Bezug auf derartige militärische Ausdrücke selbst- 
verständlich ist, wenn nicht selbst jeder Schein von Selbstständigkeit 
fär die Kirche beseitigt werden soll. 

Die Richtigkeit dieser Ansicht findet ihro Bestätigung in der, 
der oben allegirten Classification zum Erhiss vom 17. Juli 1862 
beigedruckten Anmerkung, worin bezüglich dos doppelten Unterord- 
nungsverhältnisses der Militärbeamten ebenfalls zwischen den Mi- 
litärbefehlshabern und den diesen Beamten vorifesetzten höheren Be- 
amten (der höhere Beamte ist bei der Militärgeistlichkeit eben der 
Feldpropst) oder Verwaltungsbehördeyi unterschieden wird. 

Wie nun aber einerseits der Kriegsniinister zu den Militär- 
geistlichen nicht im Verhältnisse eines Militärbefehlshabers steht, so 
gehört andrerseits der Feldpropst nicht zu den Militärgeistlichen, 
welche bestimmten Militärbefehlshabern untergeordnet sind, da in 
§. 21 — 24. 1. c. ausdrücklich nur von den, dem Feldprop^t unterge- 
benen Militärgeistlichen die Rede ist. Bezüglich auf den Feldpropst 
ist in der Militärkirchenordnung ein Militärvorgesetzter überhaupt 
nicht genannt. Wenn der evangelische Feldpropst im §. 2. dieses 
Gesetzes als Organ des Kriegsministers für die railitärkirchlicheu 
Angelegenheiten seines Ressorts bezeichnet wird, so ist hier von dem 
Kriegsminister als Verwaltungschef die Rede, welchem in der Per- 
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son des Cultnsministers ein anderer Verwaltungschef als höhere kirch- 
liche Instanz des Feldpropstes (vom evangelisch-kirchlichen Stand- 
punkt gesprochen) zum Schutze der kirchlichen Interessen gegen- 
übersteht, so dass nach der in den Ministerien geltenden Praxis, die 
ein wechselseitiges Einvernehmen in Dingen gemischten Ressorts be- 
dingt, das Ertheilen militärischer Befehle in kirchlichen Angelegen- 
heiten für den Kriegsminister sich von selbst verbietet. 

Da der katholische Feldpropst nicht Organ der Minister, son- 
dern selbst der höchste kirchliche Verwaltungschef für die katho- 
lische Militäräeelsorge ist, so gebühren ihm doch mindestens die- 
selben Rücksicliten, welche der Kriegsminister auf den evangelischen 
Feldpropst zu nehmen hat. 

Es erübrigt nur noch der Nachweis , dass der vom Kriegsmi- 
nister erlassene Bctehl ftlr den katholischen Feldpropst auch dann 
unverbindlich war, wenn die Militdrkirchenordnung an sich auf den 
letzteren anwendbar und der Kriegsminister, als Militärvorgesetzter 
desselben zu betrachten wäre. 

Von diesem Gesichtspunkte hat der Discipliuarhof die Sache 
beurtheilt, indem er, ausgehend von der aus den §§. 21 — 24. der 
Militärkirchenordnung sich ergebenden Unterscheidung zwischen den 
geistlichen Amtsobliegenlieiten der Militärgeistlichen und den ihr 
äusseres, militärdienstliches Verhältniss betreffenden Angelegenheiten 
mit unwiderleglichen Gründen ausführt , daits es sich bei dem zu 
Punkt I. der Anklage incriminirten Verhalten des Angeschuldigten 
um eine innere, unmittelbar die Ausübung der geistlichen Amtsob- 
liegenheiten betreffende Angelegenheit handelt. — Nicht das ist in 
Frage, ob der Kriegsminister befugt gewesen sei, den Altkatholiken 
den Mitgebrauch der St. Pantaleonskirche einzuräumen, oder wer an 
sich Ort und Zeit des katholischen Militärgottesdienstes zu bestimmen 
habe , der Militärvorgesetzte oder der Feldpropst , nicht um eine, 
die äusseren kirchlichen Einrichtungen betrefl'ende Anordnung han- 
delt es sich, sondern um die Frage, ob der Feldpropst ohne 
Schaden und Gefahr für das Seeleuheil der. seiner geistlichen 
Obhut unterstellten Gläubigen einem ihm untergebenen Geistlichen 
die Feier der heiligen Geheimnisse an einem Orte gestatten dürfe, 
wo ein suspendirter , von der Kirche abgefallener Priester unter 
Gutheissung der militärischen Vorgesetzten, aber in offener Auflehn- 
ung gegen die Gesetze und gegen die Autorität der Kirche diesel- 
ben gottesdienstlichen Handlungen verrichtete. Dass aber diese 
Frage lediglich dem Bereiche der geistlichen Amtspflichten des ka- 
tholischen Feldpropstes angehört und mit den Befugnissen der Mi- 
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lif&rvorgeselzten nach der MilitArkirchenordnaug nichts zu thun hat, 
springt in die Augen und kann von dem Eriegsminister selbst nicht 
bezweifelt worden sein , da er sonst seinen Befehl nicht bis eutn 
Eingange der Entscheidung des Papstes suspendirt hätte. Wenn 
dem aber so ist, so findet das Verhalten des Kriegsministers grade 
in dem von der Anklage angezogenen §. 22. 1. c. selbst, wonach 
der Militärvorgesetzte eines Militärgeistl|cheu nicht befugt ist^ ihm 
in Absicht auf die eigentliche Verwaltung seiner geisüichen Amts- 
geschäfte Vorschriften zu machen, seine schärfste Venirtheilung. 

Das Zutreffende dieser Auffassung bat auch der Staatsministe- 
rialbescblass vom 26. Juni 1873 anerkennen müssen. Der Versuch, 
den er gleichwohl macht, um dennoch eine Schuld des Feldpropstes 
herauszufinden, hebt sehr Ueinlaui an und ist als ein gänzlich miss- 
glückter zu betr^^chten. Der Disciplinarhof hatte an die Darlegung 
seiner Behauptung, dass das Verbot der weiteren Abhaltung des Mi- 
litärgottesdienstes in der St. Pantaleonskirche lediglich der inneren, 
geistlichen Amtsthätigkeit des Angeschuldigten angehöre, weil diese 
Amtsthätigkeit die Sorge für das Seelenheil seiner Diöcesanen vom 
Standpunkte der katholischen Kirche, mithin auch die Beurtheiluug 
der Frage umfasse, ob in dieser Beziehung ein Simultaneum mit den 
Altkatholiken für gefahrbringend und daher für unstatthaft zu er- 
achten sei oder nicht , — die ganz richtige Bemerkung geknüpft, 
dass hierbei gänzlich dahingestellt bleiben müsse , ob die Ansicht 
des Angeschuldigten von der Unstatthaftigkeit eines Simultaneums 
objectiv begründet sei oder nicht, weil diese Frage für die disci- 
plinarische Beurtheiluug irrelevant sei , insofern der Angeschuldigte 
als katholischer Bischof sich für berechtigt und sogar für verpflich- 
tet erachtet habe, seine auch nur subjective Ansicht gegenüber der 
ihm untergebenen katholischen Militärgeistlichkeit zum Ausdruck zu 
bringen. 

Was thut nun der Staatsministerialbeschluss? Er klammert 
sicli an diese letztere Bemerkung und will der suhßctiven Ansicht 
des Angeschuldigten gegenüber- einem Befehle des Kriegsministers 
keine Berechtigung zugestehen. »Der Angeschuldigte,« heisst es, 
1 würde sich in der Lage einer Collision zwischen seinen militär- 
amtlichen und geistlichen Amtspflichten nur dann befunden haben, 
wenn er ohne Verletgung der Vorschriften seines geistlichen Amtes 
nicht im Stande gewesen wäre , die fernere Benutzung der Kirche 
zur Abhaltung des katholischen Militärgottesdienstes zuzulassen. 
Waltete dagegen bin solches Hinderniss nicht ob, beruhte vielmehr 
seine abweichende Ansicht nur darauf, dass er die von dem Kriegs- 
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minister getroffene Disposition den kirchlichen Interessen nicht 
für entsprechend erachtete, so lag der Fall einer PflichtencoUission 
nicht vor. Der Angeschuldigte musste in diesem Falle die Pflicht 
des Gehorsams gegen seinen militärischen Vorgesetzten als die für 
ihn massgebende erachten, da es keinem Beamten zusteht, sich der 
Befolgung der von der vorgesetzten Behörde ertheilten Anweisung 
aus dem Grunde zu entziehen, weil er dieselbe nicht für erspriess- 
lich erachtet. Der Angeschuldigte hätte duhcr, um seinen Einwand 
zu begründen, darlegen müssen, dass die Grundsätze der katholischen 
Keligion die fernere Abhaltung des Gottesdienstes in der genannten 
Kirche verbieten. Diese Darlegung war um so mehr erforderlich, 
als die Kirche feststehender Massen eine evangelische ist tind fort- 
während für den evangelischen Militärgottesdienst gedient hat, ohne 
dass hieraus gegen die seit einer Reihe von Jahren erfolgte Abhal- 
tung des katholischen Militärgottesdienstes in derselben Kirche ein 
Bedenken Seitens der geistlichen Oberen entnommen worden ist.« 

Und nun sitzen fünf protestantische Minister zu Gericht über 
die Frage, ob der katholische Peldpropst durch Grundsätze der ka- 
tholischen Religion zu dem von ihm erlassenen Verbote igenöthigt 
gewesen sei und machen Anspruch darauf, dass man ihr ürtheil über 
die gewissenhafte Ueberzeugung eines katholisclten Bischofs stelle, 
welcher für treue Pflichterfüllung doch wahrlich nicht ihnen, son- 
dern Gott selbst verantwortlich ist. Dass dieses ürtheil nicht zu 
Gunsten des Angeschuldigten ausfallen würde, Jiess sich ja nach den 
obigen Prämissen leicht voraussehen. 

Die Prämissen verschieben jedoch die Streitfrage, indem sie 
dieselbe in die Perspective einer Pflichtencoüision stellen, während 
es sich einfach darum handelt, ob das vom Peldpropst erlassene 
Verbot als ein der geistlichen Amtssphäre desselben angehöriger Act 
anzusehen ist, oder nicht. Ist Ersteres der Fall, so hatte der Kriegs- 
minister kein Recht, dem FelJpropst die Wiederaufliebung des Ver- 
botes anzubefehlen, und dieser keiiio Pflicht, ilnn zu gehorchen. Der 
Fall einer Pflichtencollision ist also überhaupt nicht denkbar, auch 
wenn man hinsichtlich der Motive für dieses Verbot einen Unter- 
schied zwischen Grundsätzen der katholischen Religion und katho- 
lisch kirchlichen Interessen machen wollte, denn der Kriegsminister 
hat sicherlich kein Recht, dem katholischen Peldpropst etwas anzu- 
befehlen, was auch nur den Interessen der katholischen Kirche zu- 
widerliefe. Als der geistlichen Amtssphäre des Feldpropstes ange- 
hörig rauss aber der erwähnte Act betraclTtet werden, weil es sich 
dabei, wie der Disciplinarhof bündig nachgewiesen hat, gar nicht 
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um eine äussere kirchliche Einrichtung, sondern um eine innere, dem 
Gewissensgebiet angehörige Frage handelte, bezuglich derer das 
eigene Bewusstsein der Verantwortlichkeit entscheidend und mass- 
gebend ist. 

Es lässt sicli fkber auch in Bezug auf die Amtspflicliten des 
Feldpropstes ein Unterschied nicht statuiren zwischen dem, was den 
Grundsätzen und dem, was den Interessen der katholischen Religion 
zuwiderläuft, denn es ist einer der Hauptgrundsätze der katholischen 
Religion j dass ein Kirchenoberer verpflichtet sei^ in Allem das In- 
teresse der Religion zu wahren ^ av^h liegt nur das im kirchlichen 
Interesse^ was mit den Grundsätzen der katholischen Religion im 
Einklänge steht. Das zum Mindesten wird wohl Niemand bezwei- 
feln, dass nacli den Grundsätzen der Religion ein Eirchenoberer an 
erster Stelle die Pflicht hat, das Seelenheil seiner Gläubigen zu för- 
dern und sie vor der Gefahr der Apostasie zu bewahren. In dieser 
Beziehung steht der katholische Feldpropst dem Eriegsminister so 
unabhängig gegenüber , dass sogar die Absetzung der Militärgeist- 
lichen kraft der ihm durch das Breve vom 22. Mai 1868 ertheilten 
Jurisdiction sein ausschliessliches Recht ist. Die Militärgeistlichen 
fungiren überall nur auf Grund der Vollmachten, die ihnen der 
Feldpropst ertheilt hat und in der Natur jeder Vollmacht liegt es, 
dass sie von dem Auftraggeber zurückgenommen oder eingeschränkt 
werden darf. In diesen Bereich durfte der Eriegsminister also mit 
seinen Befehlen überhaupt nicht eingreifen. 

Der Feldpropst war daher auch in keiner Weise verpflichtet, 
das seinerseits erlassene Verbot in der Disciplinaruutersuchung durch 
den Nachweis bestimmter kirchlicher Vorschriften zu rechtfertigen. 
Noch weniger «waren die weltlichen Disciplinarbehörden, insbesondere 
das Staatsministerium befugt, darüber zu entscheiden, ob die von 
dem Feldpropst in seinen Erlassen an Lünnemann oder sonst für 
seine Massregel angeführten Gründe zutreffend seien oder nicht; 
denn sie haben auf diesem rein kirchlichen Gebiete überhaupt nichts 
zu suchen. — Es ist deshalb irrelevant , ob die Pantaleonskirche 
eine evangelische ist und hieraus gegen die Abhaltung des katho- 
lischen Militärgottesdienstes in derselben zeither Seitens der geist- 
lichen Oberen keine Bedenken entnommen sind. Wie die geistlichen 
Oberen übrigens über diese Frage urtheilen würden, wenn sie ihrer 
Unterscheidung unterbreitet wäre, was bishigr nicht der Fall war, 
kann das Staatsministerinm nicht wissen. Abgesehen davon springt 
der Unterschied zwischeft diesem Simultaneum und einem solchen 
mit »Altkatholiken« in einer Zeit, wo die altkatholische Bewegung 
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im Fluss ist und von der Staatsregiening — wie der Cultusminister 
Falk ja selbst zugestanden hat, sogar als Waffe gegen Rom benützt 
wird, in die Augen. 

Es ist ferner Alles, was in dem Staatsministerialbesclilusse aus 
dem canoniscben Recht deducirt wird , um darzuthun , dass eine 
Kirche durch Darbringung des Messopfers Seitens eines excommuni- 
drten Priesters nicht entweiht werde und dass keiner, der im ca- 
nouischen Recht vorgesehenen Pollutionsfalle vorgelegen habe , für 
die Beurtheilung der vorliegenden Angelegenheit aus dem gleichen 
Grunde durchaus unerheblich. Zudem waltet über den eigentlichen 
inneren Grund der gedachten, vom Feldpropst ergriffenen Massregel 
nach seinen Anführungen in der Disciplinarnntersuchung ebensowe- 
nig ein Zweifel ob, wie darüber, dass derselbe, wenn es überhaupt 
darauf ankäme, einen Beweis in dieser Hinsicht zu führen, ein durch- 
schlagender ist. 

Wenn aber der Staatsministerialbeschluss im weiteren Verlaufe 
seiner Erörterungen sicli sogar bis zu der Behauptung versteigt, dass 
der Feldpropst durch seinen, dem apostolischen Stuhle über die Sach- 
lage erstatteten Bericht und seine dem Kriegsminister davon ge- 
machte Anzeige selbst eingeräumt habe, dass die katholische Kirche 
sich in der Lage befunden habe, die Mitbenutzung der Pautaleons- 
kircbe durch die Altkatholiken ignoriren zu können, so liegt eine 
solche Folgerung durchaus ausserhalb der Gonsequenzen logischer 
Schlüsse. 

Der Feldpropst sieht , dass eine von ihm nach seiner bester 
Ueberzeugung, innerhalb der Gränzen seiner amtlichen Befugnisse 
getroffenen Anordnung von der Staatsregierung als Anlass zu einer 
folgenschweren, nicht blos seine eigene Stellung, sondern die Bezieh- 
ungen zwischen Staat und Kirche überhaupt in hohem Masse alte- 
rirendeu M issregel benützt wird. Was war selbstverständlicher, als 
dass er die Angelegenheit der Prüfung und Entscheidung des hei- 
ligen Stuhles unterbreitete und der Regierung davon Anzeige machte 
mit dem Hinweis, dass die von diesem zu erwartenden Instructionen 
entweder ohne Weiteres oder nach vorgängiger Verhandlung mit 
der Staatsregierung geeignet sein würden, die entstandenen Schwie- 
rigkeiten zu beseitigen. — Wenn nun der apostolische Stuhl das 
Verfahren des Feldpropstes so zweifellos den Pflichten seines Am- 
les und den Grundsätzen der katholischen Religion entsprechend 
fand, dass er keinen Anstand nahm, demselben ohne Weiteres und 
zwar laudando zuzustimmen, wie lässt sich da wohl die Behauptung 
rechtfertigen, dass die katholische Kirche sich allerdings in der 
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Lage befunden habe, die Mitbenutzung der Fantaleonskirche durch 
die Altkatboliken ignoriren zu können. 

C. Mit solchen Gründen hat also das Staatsministerium , über 
die Incompetenzerklärung des ersten Richters hinwegscbreitend , die 
Verurtheilung des Angeschuldigten zu Punkt I. der Anklänge recht- 
fertigen zu können geglaubt. 

Aber was ist denn 'aus den beiden anderen Anklagepunkteu 
geworden? 

In Bezug auf Punkt IT. (die Reise nach Fulda betreffend) er- 
wähnen die Gründe des das erste Urtheil bestätigenden Staatsmi- 
nisterialbeschlusses : 

»Der Angeschuldigte beschwert sich über die ihm zu Funkt 
II. des Erkenntnisses ertheilte Warnung. Neue Thatsaclien 
hat er indessen nicht beigebracht und seine Rechtsausführ- 
ungen sind nicht geeignet, die zutreffenden Gründe des ei^sten 
Richters zu widerlegen.« 

Der erste Richter gründet die Verurtheilung auf §. 92. Tb. 
IL tit. 10. Allg. Land-Rechts, §. 32. der Militärkirchenordnung und 
§§. 2, 8, 15. des Disciplinargesetzes vom 21. Juli 1852. 

Wir halten, wie sich aus unserer obigeii Ausführung ergibt, 
zunächst die Competenz der Staatsbehörden auch bei diesem Punkte 
ausgeschlossen. Eventuell sind die angeführten Gesetze nicht ge- 
eignet, eine Bestrafung irgend welcher Art gegen den katholischen 
Feldpropst zu rechtfertigen. 

Der §. 92. tit. 10. Th. IL Allg. L.-R. , wonach kein Beamter 
den zur Ausübung seines Amtes ihm angewiesenen Wohnort ohne 
Vorwissen und Genehmigung seiner Vorgesetzten verlassen soll , be- 
zieht sich gar nicht auf Militärbeamte, zu denen im Sinne des §. 53. 
ib. der Feldpropst zu rechnen wäre, sondern wie aus der Bemer- 
kung am Rande zu §• 68 ö*. erhellt, nur auf Civilbeamte. Der §. 
92. 1. c. ist ferner nur im Zusammenhange mit §. 93. ib. aufzufas- 
sen, welcher bezüglich auf die Urlaubsertheilung auf die für die ein- 
zelnen Glassen der Beamten ertheilten Ämtsimtructionen verweist. 

Für den katholischen Feldpropst und die ihm untergebene Mi- 
litärgeistlichkeit ist eine Amtsinstruction oder ein Specialgesetz mit 
Torschriften über die staatliche Urlaubsertheilung nicht erlassen. 
Der Angeschuldigte konnte sich nur an das Breve vonth 22. Mai 
1868 halten. Darnach ist er selbst das Oberhaupt der katholischen 
Militärkirche in Preussen und als solches von Niemandem abhängig. 
In Bezug auf seine Rungstellung in der Armee ist ihm der Eriegs- 
minister niemals als sein Militär vorgesetzter bezeichnet worden, dies 
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wftre aber erforderlich gewesen, wenn man ihn für eine Entfernung 
von seinem Wohnorte ohne Urlaub des Kriegsministers disciplhia' 
risch verantwortlieh machen wollte. Denn die Anwendung von Stra- 
fen kann nur auf Grund positiver, zweifelloser Vorschriften des Ge- 
setzgebers erfolgen, wenn nicht die blanke Willkübr einreissen soll. 

Eine analoge Anwendung des §. 82. der Militärkirchenordnung 
ist nicht statthaft , einmal weil durch analoge Anwendung eines Ge- 
setzes die Stratbarkeit einer bestimmten Handlung überhaupt und 
grundsätzlich niemals gerechtfertigt werden kann, dann aber auch 
deshalb, weil der §. 32. cit. sich überhaupt nicht auf den Feldpropst, 
sondern nur auf die ihm untergebenen Militärgeistlichen bezieht. 

Eine Verletzung der Amtspflichten im Sinne des §. 2. des 
Disciplinargesetzes liegt also hier nicht vor. Der §. 8. dieses letz- 
teren Gesetzes endlich hat nur den Fall im Auge, dass ein Beam- 
ter, ohne den vorschriftsmässigen Urlaub sich von seinem Amte ent- 
fernt hält^ ein Fall, der bei einer vom Feldpropst in kirchlichen An- 
gelegenheiten unternommenen zweitägigen Reise doch sicherlich nicht 
als vorliegend angesehen werden kann. 

Diese resp. ähnliche, von dem Angeschuldigten in seiner Ap- 
pellationsrechtfertigung angeführten rechtlichen Momente hat der 
Staatsministerialbeschluss mit der einzigen Bemerkung abgefertigt, 
dass sie zur Widerlegung der zutreffenden Gründe des ersten Rich- 
ters nicht geeignet seien! 

Hinsichtlich des Anschnidigungspunktes ad UI. (betreffend die 
Mittheilungen an die Militärgeistlichen) herrsciit in den Gründen 
des Staatsministerialbeschlusscs vollständiges Stillschweigen. Es ist 
nicht einmal der Versuch gemacht, die im Tenor rücksichtlich die- 
ses Punktes ausgesprochene Abänderung des ersten Urtheils zu be- 
gründen. 

Eine weitere Frage wollen wir nur im Vorbeigehen berühren. 
Es ist die, wie denn eigentlich der Cultusmi nister dazu gekommen 
ist, sich in dieser Sache als Disciplinarminister des katholischen 
Feldpropstes zu geriren. Nach §. 23. des Disciplinargesetzes vom 
21. Juli 1852 ist, wenn die Entscheidung der Sache vor den Dis- 
ciplinarhof gehört, die Einleitung des Disciplinarverfahrens zu ver- 
fugen und der Untersuch ungscommissär zu ernennen von dem Mi- 
nister, welcher dem Angeschuldigten vorgesetzt ist. 

Nun ist es ja grade ungehorsam gegen einen militärischen 
Dienstbefehl und Entfernung aus dem Amtsdomicil ohne Urlaub des 
Militärvorgesetzten ^ wodurch der Feldpropst in seiner Eigenschaft 
als Müitärbeamter sich gegen die Disciplin vergangen haben soll« 
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In diesen Anpfelegeoheiten konnte sich doch mindestens der Cid- 
tusminister nicht als Vorgesetzter des Peldpropstes betrachten. Sollte 
etwa aber angenommen worden sein, dass nicht sowohl die Qualität des 
Dienstvergehens, als vielmehr der Umstand entscheide, dass §. 2. 
der Militärkirchenordnung das Militärkirchenwesen überhaupt als 
zum Ressort der Minister des Krieges und des Cultus gehörig be- 
zeichnet, so ist zu bemerken, d<x8S der katholische Feldpropst und 
die gesamnUe katholische Militär geistUchkeit in gar keinetn amt- 
lichen ünterordnungsverhiätnisse jsum (Jultusminister stehen. Ganz 
abgesehen von der oben nachgewiesenen Nichtanwendbarkeit der 
Militärkirchenordnung auf die katholische Militärseelsorge überhaupt 
ist auch die evangelische Militärgeistlichkeit in Bezug auf Aufsicht 
ufid Disciplin dem Kessort des Gultusministers entrückt, indem die- 
ser Theil seiner fiüheren Befugnisse seit dem Allerh. Erlass vom 
29. Juni 1850 auf Grund des Art. XV. der Verfassungsurkunde auf 
den evangelischen Oberkirchenrath übergegangen ist. 

Nur der evangelische Feldpropst kann, weil er als Organ des 
Gultusministers bezeichnet ist, noch als Rcssortbeamier desselben 
bezeichnet werden. 

Die Einmischung des Gultusministers ist also als ein ganz be- 
sonderer Eingriff in die verfassungsmässige Selbstständigkeit der 
Kirche zu betrachten und es ist im höchsten Grade zu beklagen, 
ddss der Cultusminister^ anstatt den katholischen Feldpropst in sei- 
nen kirchlichen Amtsrechteti gegen üehergriffe des Kriegsmini- 
sters eu schüteen^ was in der lliat seine Pflicht gewesen wäre, 
sich selbst an diesen üebergriffen betheiligt hat, 

VL Schlussbemerkungen , 

VtTir kpmmen nun znm Schluss unserer Erörterungen. Das 
Ergebniss ist: Der katholische Feldpropst ist staatlich zur Dis- 
ciplinarufitersuchung gezogen, ohne Staatsbeamter zu sein , von Mi- 
nistem, deren Untergebener er nicht war; er ist vor incompetente 
Gerichte gestellt und verurÜveiU von Richtern , die ihm als Partei 
gegeniHjerstanden ^), nach Gesetzen^ von denen kein einziges auf ihn 
anwendbar war , auf Gru)id eines Thatbestajides , der ihn selbst 
unter dem Gesichtsptmhte dieser Gesetze als schuldlos darstellt, 

1) Es handelt sich in dieser Sache am einen Conflict zwischen Staat 
und Kirche ; dass in einem solchen Falle Niemand die Minister des beteffenden 
Staates für unbetheiligte Kichter halten wird , liegt auf der Hand. Sie sind 
eben Richter in eigener Sache. Der Fall liegt also ganz anders, als wenn sonst 
z. B. die Ressortminister in Discipliuaruntersachungen gegen Beamte ihres 
Ressorts mit zu Gericht sitzen. 
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Mag die öffentliche Meinung für ein solches Verfahren die 
richtige Bezeichnung finden. 

In Bezug auf seinen Effect ist dasselbe, da der Felilpropst sein 
Amt nicht von den Ministern, nicht vom Staate empfangen, sondern 
von der Kirche, auf dem Gebiete dieser Gemeinscliaft nichtig und 
wirkungslos und selbst die durch die Allerb. Gab.-Ordre vom 15. 
März 1873 erfolgte Aufhebung der katholischen Feldpropstei bat 
eine rechtliche Wirkung auf kirchlichem Gebiete nicht erlangen, 
sondern nur einen in der Ansfibung seiner Functionen staatlich be- 
hinderten Gappellanus major schaffen k5nnen. 

Der also behinderte Feldpropst ist aber kirchenverfassungsmfts- 
sig der Träger der mit seinem Amte verbundenen kirchlichen Ju- 
risdictionsbefugnissc, wie sie ihm durch seine Ernennung vom Papste 
verliehen worden, geblieben und alle jetzt noch im Amte befindlichen 
katholischen Militärgeistlichen und mit der Militärseelsorge beauf- 
tragten oder zu beauftragenden Civilgeistlicben , sowie die spä- 
ter noch anzustellenden Militärgeistlichen leiten ihre Befugnisse zur 
Ausübung der Miiitärseelsorge nur von ihm her und könneii sie nur 
von ihm herleiten, da die Diöcesanbischöfe, von denen gegenwärtig 
die genannten Geistlichen ihre kirchlichen Vollmachten erhalten, 
diese nicht kraft eigener^ Jurisdictionsbefugniss , {denn diese fehU 
ihnen in Bezug auf die in ihren Diöeesen stehenden Truppeniheile 
seil der kirchlichen Errichtung einer eigenen Feldpropstei), sondern 
als Substituten des Feldpropstes Namszanowski ertheilen. Ohne 
diese Substitution würde die katholische Militärseelsorge factisch 
aufgehört haben oder allmälig aufhören und es würden in Bezug auf 
kirchliche Jurisdictionsacte, z. B. Trauungen bereits die beklagens- 
werthesten Verwirrungen entstanden sein. 

Die Frage, ob, nachdem die katholische Militärseelsorge durch 
Errichtung der katholischen Feldpropstei eine kirchenverfassungs- 
mässige Organisation erhalten hatte, die Aufhebung derselben durch 
einen staatlichen Act nicht einen Eingriff in die durch die Staats- 
verfassung garantirte Selbstständigkeit der katholischen Kirche ent- 
hält, 80 wie die völkerrechtliche Seite der in Rede stehenden Ange- 
legenheit bleibt hier unberührt. Jedenfalls aber ist das Disciplinar- 
verfahreft gegen den katholischen Feldpropst, von welchem Gesichts* 
punkte immer man es betrachten mag, als ein Missgriff zu bezeich- 
nen, wie er grösser nicht gemacht werden konnte. 
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Anlagen. 

A. 

PI US PP. IX. 

Venerabilis Frater salutem , et Apostolieani Benedictioneni. 
Cum Noliis iiiliil potius, nihil optabilius quam Omnibus carisäimis in 
Christo Filiis Nostris ubique geutiiini, ubique torrarum morautibus 
ainnuiissimc consulere, ac spirituales eornm utilitates, quanium in 
NobJH Ost, nnijori aequc ac meliori, quo fieri potust, modo studiosis- 
jiime pntcuniro, summa quidem consolatione aiTecti fuimus ubi pri- 
mum Serenissimi, ac Potentissimi Borussiac Rei^'is lilustris nomine 
orßci;i Kobi» inuotuere, quae eo spectaiit, ut Catholici Cappellani in 
re<;ii.< ejusdein Priucipis copiis augäantur, ac simnl suprernus Eccle- 
siasticud statuatur Moderator, qui Cappellanis ipsis delej^ata sibi ab 
Aposlolioa Sede auctoritato invigilet, atqne praesideat. Itaque etsi 
tarn utilorn, üimqne salntarem rem stabili raiione statim constituere 
roinimc potuimus, veluti in Nostrid voiis fuisset, tarnen pro Aposto- 
liea (^t paterna Nostra de spirituali animarum bono sollicitudine, 
nihil certe antiquius habuimua, quam ut tanti momenti negotio nuHa 
iuterjecta mora aliquo modo oonsuleremus. Et quoniam haud igno- 
ra'mus, Venerabilis Frater, quae tua sit religio, pietas, quique sacer- 
dotalis tuus secunduro scientiam zelus, et catholicae religionis Stu- 
dium, ntqne aliae tui nnimi ingeniique dotes, iccirco ejusmodi gra- 
vissimum ac religiosissimum mumis Tibi interea quam libentissinie 
committendum censuimus. Quamobrera hisce Litteris, donec aliter 
a Nobis et Apostoliea Sede statuatur. Tibi, Venerabilis Frater, re- 
rum Catholicarum curam committimus in cunctis ejusdcm Serenis^ 
simi et Potentissimi Bornssiae Begis IllustrLs copiis terra marique 
in quovis loco degentibus, ac propterea Te Nostrum et A|K)stolica 
ejusdem Sedis Delegotuni eligimus, constituimas, et deputamus cum iis 
facultatibus, quas in Nostris hisce Litteris commemoramus, et quas aliis 
quoque uni, vel pluribns idoneis ecclesiasticis viris subdelegare poteris ea 
ex parte, in qua pro loco et tempore expedire in Domino judicaveris. Tibi 
igitur Auötoritate Nostra Apostoliea potesUtem facimus eligendi pro Bo- 
rnssicis copiis catbolicos Gappellanos cum facultate adminiatrandi saue- 
tissimaSacramenta (^xceptis scilicet Confirraationis et Ordinis Sacramen- 
tis), et peragendi parochialia munia pro iUa earumdem copiarum parte, 
quae unicuique ex dictis Cappellanis iuerit concredita. Praeterea potesta- 
tem Tibi tribuimus deputandi in eorumdem Cappellanprum auxilium 
alios catholicos Sacerdotes, quibus minores facultates conferre po- 
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teris velnti oppontunius existimaveris. Insuper anctoritatem Tibi 
deferimus, qua ntriusque generis Cappellanis advigilare, eosque sns- 
pendere, atque ad Sacrorum Canonum normara corrigere, et- ab of- 
ficio efciam atnovere possis,' qnod qnidem officiam ita semper exisii- 
mari debet, ut illud ad nutum rcvocari queat. Denique Tibi conce- 
dinins , ut ad spiritualem eorumdem exercituum , et Gappellanoruin 
utilitateni licite et libere uti possis facultatibus absolvendi , . et dis- 
pensandi, aliisque omnibns facultatibus, quae continentur in tormula 
tertia typis edita , quae per Nostram Cougregationem Pidei propa- 
gaiidae praepositam expediri seiet. Quo circa eas ipsas facultates 
quae Tibi in pracdicta formula pro Yratislaviensi fcna Dioecesi con- 
ceduntur, adhibcre poteris ad spirituale eorumdem esercitnum, et 
Cappellanornm bonum in quovis loco ipsi fuerint. Haec interim, 
Venerabilis Frater, statuenda, ac tribnenda eici8tima?imus, dum a 
Te expectamus, ut pro prudenti tuo consilio ea omnia Nobis. sigui- 
ficare vclis, quae Tibi magis opportuna esse videantur, ut tanti mo- 
menti negotium utiliore, ac meliere ratione in posterum perlici poe- 
sit. Ac pro certo habentes, Te hoc etiam mauere summa cura, et 
studio esse perfuncturum , et Nostris desideriis, ac postulationibus 
perdiligenter responsurum, hanr. oocasionem perlibeater amplectimur, 
ut praecipuam Nostram ergo Tc benevolentiam denuo testemur, et 
confirmemus. Cujus qnoque pignus adjungimus Apostolicam Bene- 
dictionem , quam ex intimo oorde profectam Tibi ipsi , Venerabilis 
Frater, omnibusqne CIcricis, Laicisque fidelibus tuae vigilantiae con- 
creditis peramanter impertimur. Datum Neapoli in Suburbano Por- 
tici die XXIV. Öctobris Anno MDCCCXXXXVIIII. 

Pontificatus Nostri Anno Quarto. 

PIüS PP, IX. 



Fc7ierahili Frairi 
Melchiöri de Diepenhroh 
Episeopo Vratislaviensi 

Vralislaviam. 

B. 

Die königliche Staatsregierung hat, von dem Wunsche erfüllt, 
die Seelsorge für den der katholischen Religion angehörigen Theil 
der königlichen Armee in umfassender und übersichtlicher Weise zu 
ordnen, schon seit längerer Zeit dahin zu wirken sich bemüiit, dass 
nach dem Vorbilde anderer mit ihr in ähnlichen Verhältnissen be« 
findlichen Staaten die obere Aufsicht über das geistliche Wohl der 
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katholischen Angehörigen des Heeres und über die zu deren Seel- 
sorge ungeordneten kirchlichen Personen in Einer Hand Tereinigt 
werden möge. Die iu den letzten Jahren gemachten Erfahrungen 
über die mannigfachen Schwierigkeiten, welche sich bei öfter ein- 
tretender Dislocaüon der Truppen aus den bisherigen Einrichtungen 
ergeben, haben die Wichtigkeit einer solchen Concentrirung vorzug- 
lich erkennen lassen, und ist dieselbe durch die Bereitwilligkeit, mit 
welcher der Herr Fürstbisciiof von Breslau den Absichten der Staats- 
regiei'ung entgegen gekommen ist, in ihrer Ausführung wesentlich 
erleichtert worden. Demnach ist nunmehr in Folge gemeinsamen 
Einverständnisses Seiner Majestät des Königs und des päpstlichen 
StulUes die «Einrichtung getroffen worden , dass der gedachte Herr 
Fürstbischof, dessen Sprengel nicht nur der ausgedehnteste ist und 
die Hauptstadt des Staates in sicii schliesst, sondern auch am läng- 
sten den königlichen Landen angehört, von nun an die obere geist- 
liche Aufsicht über sämmtliche zum königlichen Heere gehörigen 
Personen katholischen Glaubens und alle für deren Sedsorge bestell- 
ten Geistlichen im Wege der Delegation übernimmt und sich hierin 
zugleich, durch einen Snbdelegaten vertreten lassen kann. 

Indem ich Ew. etc. hiervon ergebenst benachrichtige ver- 
anlasse ich Sie zugleich ergebenst, dem Herrn Fürstbischöfe baldigst 
ein Ver/eichniss der in dortiger Provinz zur Zeit fungirenden katholischen 
Militärgeistlichen, so wie derjenigen Civilgeistlichen zu seiner In- 
formation mitzutheileu, welche in den einzelnen Gamisonorten g^en- 
wärtig mit der Wahrnehmung der katholischen Militärseelsorge be- 
auftragt sind, eine Abschrift dieses Verzeichnisses auch hierher ein- 
znreichen. 

Ew. etc. überlasse ich ergebenst, die untergeordneten Be- 
hörden , soweit dieselben bei der getroffenen Einrichtung betheiligt 
sind, von solcher in Eenntniss zu setzen. 

Den bischöflichen Ordinariaten ist die erforderliche Benach- 
richtigung von hieraus zugegangen. 

Berlin, den 25. April 1850. 

An säm^nÜiche Je. Oberpräsidenten. 

C. 

Im Namen des Königs, 

In der Disciplinaruntersnchnngssache wider den katholischen 
Feldpropst der Armee, Bischof von Agathopolis i. p. i. Adolph Nams- 
zanowski zu Berlin , hat der königliche Disciplinarhof in der 
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Sitzung Yora 14. Deceraber 1872 an welcher Theil genommen 
haben : 

der Präsident, Staatsroinidter ?on ühden, 

der Wirckliche Geheimerath von Konen, 

der Generalauditeur der Armee Fleck, 

der Obertribtinals-Bath Dr. Kühne, 

die Geheimen Oberregierungsrftthe Schede, Bindewald, Bibbeck, 

die Obertribanalsräthe Clanswitz, von Holleben, von Graevnitz, 

der Geheime Oberjustizrath Wentzel, 
für Recht erkannt: 

dass bezüglich der Anschuldigungen zu L und IIL dahin 
gehend, dass der Angeschnldigte sich des wiederholten Ungehorsams 
gegen seine Vorgesetzten schuldig gemacht habe, der Disciplinarhof 
nicht für competent zu erachten, 

dagegen zu II. der Angeschuldigte schuldig, sich ohne Urlaub 
von seinem Amtssitze entfernt zu haben, und demselben desshalb 
eine Warnung zu ertheilen, dem Angeschuldigten auch die Kosten 
des Disciplinarverfahrens, soweit dieselben in haaren Auslagen be- 
stehen aufzuerlegen. 

Gründe. 

Durch Verfügungen der Herrn Minister des Krieges und der 
geistlichen etc. Angelegenheiten vom 28. Mn und 14. Juni 1872 ist 
gegen den katholischen Feldpropst der Armee, Bischof von Agatho- 
polis i. p. i. Franz Adolph Namszanowski zu Berlin das förmliche 
Disciplinarverfahren auf Grund des Gesetzes vom 21. Juli 1852 ein- 
geleitet und gleichzeitig die Suspension vom Amte des Feldpropstes 
verfügt worden. Nachdem die Voruntersuchung von dem hierzu er- 
nannten Commissar, Ober- und Gouvernementsauditeur , Geheimen 
Justizrath Schlitte unter Beobachtung der gesetzlichen Formvor- 
schrifter gefuhrt worden, ist von dem mit Wahrnehmung der Func- 
tionen der Staatsanwaltschaft beauftragten Divisionsauditeur, Ju- 
stizrath Hootz in der Anschuldigungsschrift vom 30. Juli 1872 der 
Antrag gestellt: 

gegen den Angeschuldigten besage §g. 2, 8. und 14. des 
Gesetzes vom 21. Juli 1852 wegen Pflichtverletzung im 
Amte die Dienstentlassung zu beschliessen. 

Seitens des Angeschuldigten ist die Anschuldigungsschrift recht- 
zeitig beantwortet und beantragt worden, 

principaliter das Disciplinarverfahren für unstatthaft und 
den königlichen Disciplinarhof für incompetent erklftren, 
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eventualiter aber den Äugcscbaldigten von der Anschul- 
digung der Verletzung seiner Aintspfliclitcu freizusprechen. 

(Hier folgen die Personalien des Angeschuldigten.) 

Dann heisst es weiter: 

Den Gegenstand der Disciplinaruntersuchung bilden die nach- 
folgenden Thatsachen, wie sieb dieselben aus den betreffenden, theils 
im Original, theils in Abschrift vorliegenden, vom Angescbuldigteu 
stillschweigend anerkannten Schriftstücken ergeben. 

(Es folgt nnn die Specics facti wie sie im III. Abschnitte unserer Schrift 
vorgetragen ist.) 

Dann wird fortgefahren: 

In dem vorstehend dargestellten Verhalten des Angeschuldigten 
findet die Anklage eine Verletzung der demselben durch sein Amt 
aulerlegten Pflichten, insofern derselbe: 

zu 1. den ihm vom Kriegsminister, seinem militärischen Chef, 
ertheilten stricten Befehl, den Pfarrer Lunnemann anzuwei- 
sen, den Militärgottesdieiist, wie seither, in der Pantaleons- 
kirche zu Köln abzuhalten, nicht nur nicht befolgt, sondern 
sogar dem p. Lunnemann unter' Androhung schwerer kirch- 
licher Strafen diese Amtshandlung verboten, 

zu n. im Monat April 1872 ohne Urlaub seinen Amtssitz 
verlassen, 

zu III. Amtshandlungen vorgenommen habe, nachdem ihm 
die Suspension vom Amte notificirt und zugleich ausdrück- 
lich jede fernere amtliche Tbätigkeit untersagt worden 
war. 

Gegenüber dem von dem Angeschuldigten in der Vorunter- 
suchung erhobenen Einwände , dass er als kircliliche Behörde der 
staatlichen Disciplinargewalt überliaupt nicht unterworfen sei, führt 
die Anklage aus, dass der Angeschuldigte in seiner Eigenschaft als 
katholischei' Peldpropst zugleich Kirchen- und Staatsbeamter, und 
zwar in letzterer Beziehung Militärbeamter sei. Dies sei schon in 
dem Allerhöchsten Erlass vom 17. Juli 1862 (G.-S. S. 224.) und 
in der königl. Verordnung vom 29. December 1867 (B. G.-Bl. S. 
283) gesetzlich festgestellt und auch durcli die Verhandlungen mit 
der römischen Curie nicht geändert, da der Eintritt des Peldpropstes 
in sein Amt ausdrücklich von Ertheilung einer besonderen königl. 
Bestallung abhängig gemacht sei. Dass der katholische Feldpropst 
Militärbeamter sei, ergebe sich auch schon daraus, dass ihm in sei* 
ner Bestallungsurkunde Gehorsam gegen seine militärisclien Vorge- 
setzti^n ^nr Pflicht gemacht werde, dass mit der Bemuneration seines 
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Amteij ein bekcinntlicb nur Militärpersonen zustehender Servis ver- 
bunden sei, und dass er endlich, wie eventuell leicht festzustellen 
sei, von der den Militärpersonen zustehenden Befreiung von Commu- 
nalsteuern Gebrauch mache. 

Gegen die von dem Angeschuldigten behauptete rein kirchliche 
Natur der inerinünirlen Handlungen macht die Anklage geltend 
zu I., dass nach §. 22. der MiUt&rkirchjenordnung vom 12. Februar 
1832 (G.^. S. 69.) der Militärvorgesetzte in kirchlichen und got- 
tesdienstUchen Angelegenheiten die Anordnungen für die Militärge- 
meinde nach den bestehenden äusseren kirchlichen Einrichtungen zu 
treffen und der Militärgeistliche «ihm hierin unweigerlich Folge zu 
leisten habe. Da nun die Bestimmung des Ortes und der Zeit für 
den Militärgottesdienst offenbar eine äussere kirchliche Angelegen- 
heit betreffe, so widerspreche das von dem Angeschuldigten dem p. 
Lunn^nann ertheilte Verbot den Pflichten des Gehorsams, den in 
militärischen Angelegenheiten der Angeschuldigte seinem militä* 
rischen Vorgesetzten schulde. 

Zu II. befreie der kirchliche Zweck der Heise nach Fulda den 
Angeschuldigten noch nicht von der einem jeden Beamten obliegen- 
den Verpflichtung, zum Verlassen, seines Wohnsitzes die Genehmig- 
ung seiner Vorgesetzten einzuholen, und zu III. handle es sich eben- 
falls nicht um eine rein kirchliche Angelegenheit und sei es insbe- 
sondere unrichtig, dass — wie der Angeschnldigte eingewendet hatte 
— ohne jene Massnahme des Angeschuldigten die von letzterem zur 
Militärseelsorge jurisdictionirten Geistlichen diese ihre Qualität nach 
der Suspension des Angeschuldigten verloren haben würden. 

Da sonach der Angeschuldigte die ihm in seiner Eigenschafl 
als Militärbeamter obliegenden Pflichten verletzt habe, so erachtet 
die Anklage die Anwendung des, Gesetzes vom 21. Juli 1852 auf 
ihn für begründet. 

In der Beantwor^ng der Anschuldigungsschrift verbleibt der 
Angeschuldigte zunächst I. dabei, die Zulässigkeit dos Disciplinar- 
verfahrens auf Grund des Gesetzes vom 21. Juli 1852 zu bestreiten. 
Er überreicht verschiedene auf die Einsetzung des katholischen Feld- 
propstoiarates bezügliche Schriftstücke, um darznthun, dass dasselbe 
in erster Linie und hauptsächlich ein kirchliches Amt sei, in der 
Weise, dass der Feldpropst als Bischot fuugire, die katholischen An- 
gehörigen der Armee mit ihren Familien seine Diöcese und die 
sämmtlichen katholischen Militärgeistli<)hen seinen Diöcesanklerus 
bildeten. In das Verhältniss als Staatsbeamter sei er. Angeschul- 
digter, also lediglich in seiner Eigenschaft als Geistlicher und Be«- 
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hufs Ausübung seiner geistlichen resp. bischöflieben Functionen ge- 
treten. Somit finde auch auf ihn, wie auf jeden anderen Geistlichen 
das Gesetz vom 21. Juli 1852 keine Anwendung, vielmehr unterläge 
er als Geistlicher nur der Discipliuargewalt der kirchlichen Be- 
hörden. 

Nur in diesem Sinne will der Angeschuldigte bisher seine 

Qualität als Staats* resp. Militärbearoter bestritten haben. Er über- 
reicht verschiedene, auf die in der Anklage erwähnte Grunert'sche 
Angelegenheit bezügliche Schriftstücke, um darzuthun, dass er stets 
seine Pflicht zum Gehorsam in militärischen Dingen anerkannt und 
nur pflichtmässig seine Stellung als Geistlicher vertheidigt habe. 
Uebrigens sei ihm auch nie eine Instruction für sein Amt ertbeilt 
worden, und die von der Anklage herangezogene Militärkirchenord- 
nung betreffe nur das evangelische Militärkirchenwesen, sei also im 
vorliegenden Falle nicht anwendbar. Ein Irrthum über seine Bearo- 
leneigenschaft könne also nicht strafbar sein, namentlich da in Wirk- 
lichkeit — wofür mehrere Schriftstücke producirt werden — bisher 
über alle Angelegenheiten des katholischen Feldpropsteiamtes und 
der katholischen Militärseelsorge nur mit dem Gultusminister cor- 
respondirt sei und auch alle dahin gehenden Anordnungen des 
Eriegsministers dem Feldpropste durch den Cultusminister znge- 
gangen seien , und erst in letzter Zeit <iieser Geschäftsgang nicht 
mehr beobachtet sei. 

Weiter führt der Angeschuldigte aus, dass selbst, wenn an 
sich das Gesetz vom 21. Juli 1852 für anwendbar erachtet werden 
sollte, es doch im vorliegenden Falle nicht zutreffe, da die incrimir- 
ten Handlungen und Anordnungen von ihm »nur in Ausübung und 
in den Grenzen seines ihm vom Papste verliehenen kirchlichen Am- 
tes und vermöge seiner Befugnisse als Ordinarius der katholischen 
Militärkirche, nicht aber als Staatsbeamter vorgenommen seien. t 

a) Anlangend die Untersagung des katholischen Militärgottes- 
dienstes in der Pantaleonskirche zu Köln, fuhrt der Angeschuldigte 
aus, dass er sich nie geweigert habe, die Bestimmungen der Mili- 
tärbehörde über Zeit und Ort des Militärgottesdienstes anzuerken- 
nen. Im vorliegenden Falle habe er zunächst die beiden betheilig- 
ten Minister gebeten, entweder den sog. Altkatholiken die Mitbe- 
nutzung der Kirche nicht mehr zu gestatten oder zu erlauben, dass 
der katholische Militärgottesdienst in einer anderen Kirche gehalten 
werde. Sodann aber habe er von vornherein lediglich kraft seines 
bischöflichen Rechts und aus Gründen, welche durch die Grund- 
sätze der katholischen Kirche geboten seien, die Pantaleonskirche 
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mit dem Interdict belegt, da er in der Mitbenutzung derselben durch 
die Altkatholiken eine Gefahr ffir das Seelenheil seiner Gemeiiide- 
glieder gesehen habe ; und diese Gründe habe er anch in einem Be- 
rieht vom 23. Februar 1872 dem Gultnsminister ausführlich darge- 
legt. Dass er lediglich in seiner Eigenschaft als Geistlicher gehan- 
delt habe, ergebe sich auch schon daraus, dass er die ganze Ange^ 
legenheit der Kenntniss des p&pstlichen Stuhles unterbreitet habe. 

Das demnächst Yon ihm , dem Angeschuldigt-en an p. Lfinne- 
mann erlassene Verbot stehe in gar keiner Beziehung zu irgend 
einer militftrischen Ano];dnung : die den Mitgebrauch der Pantaleon»- 
kirche seitens der Altkatholiken betreffende Anordnung sei keine 
militärische gewesen, denn die Frage, ob die sog. Altkatholiken noch 
Angehörige der römisch-katholischen Kirche seien und ob ein Simul- 
tanenm mit ihnen statthaft sei, betreffe lediglich die rein kirchlichen 
Ang^egenbeiten, in welchen der Angeschuldigte vermöge seiner An- 
stellung keiner weltlichen Be)iörde untergeordnet sei. Die Militär- 
behörde sei daher auch nicht berechtigt gewesen, die von ihr ein- 
seitig getroffene rein kirchliche, jedenfalls ganz und gar nicht zu 
den militärischen Angelegenheiten gehörige neue Einrichtung in 
ihren Folgen und Wirkungen der katholischen Miiitärgeistlichkeit 
gegendber durch einen militärischen Befehl zur Geltung zu bringen. 
Dies könne um so weniger zulässig sein , als der Feldpropst nber- 
haupt nicht den blinden militärischen Gehorsam schulde, vielmehr 
die Gentralbehörde für die katholische geistliche Gewalt innerhalb 
der preussischen Armee bilde, und er daher, wenngleich die äussere 
praktische Verwaltung dieses Departements zum Besssort des Gnl- 
tus- und des Eriegsministers gehöre, doch bezüglich der rein kirch- 
lichen Angelegenheiten den genannten Ministern unabhängig und 
ebenfalls als Bessortchef gegenüber stehe. E?entuell hält es der 
Angeschuldigte für unzulässig, die Streitfrage, ob eine gewisse An- 
gelegenheit in das Bessert der rein kirchlichen Angelegenheiten; 
also in das Bessert des Feldpropstes, oder in dasjenige der staat- 
lichen Verwaltungs- resp. der Militärbehörden gehöre, im Wege des 
Disciplinarverfahrens gegen den Feldpropst oder gar im Wege mili- 
tärischer Befehle zum Austrag zu bringen. 

Die von der Anklage in Bezug genommenen §§. 21 ff. der 
Militärkirchenordnnng hält der Angeschuldigte för ananwendbar, 
weil die Eirchenordnung nur das evangelische Militärkirchenwesen 
betreffe und speciell jene Paragraphen sich lediglich auf die Mili- 
tärprediger, nicht aber auf den Feldpropst bezöge. Uebrigens aber 
seien auch gerade nach §. 21. a. a« G. die Militärprediger in Hin- 
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sieht aller sieb unmittelbar auf die Ausübung ihres geistücbeu Amtes 
bezictbendon Angelegenheiten den geistliehen Behörden untergeordnet, 
und nach §. 22. sei der Militärvorgesetzte nicht befugt, ihnen hin- 
sichtlich der eigentlichen Verwaltung ihrer geistlichen Amtsgeschäfle 
Vorschriften zu machen. Vielmehr beschränke sich die Autorität 
des Militärvorgesetzten in kirchlichen und gottesdienstlichen Ange- 
legenheiten nur auf Anordnungen nach den bestehendoD äusseren 
kirchlichen EinrichtUBgan. Schon hieraas folge, dass der Militär- 
geistliche nicht durch militärische Befehle gezwungen werden könne, 
eine neue von der Militärverwaltung einseitig getroffene äussere 
kirchliche Einrichtung anzuerkennen, wenn dieselbe nach seiner Ue- 
berzeugung sich mit seinen geistlichen Amtsgeschäften nicht in Ue- 
bereinstimmung bringen lasse. Ein solcher Gonflict sei vielmehr zwischen 
den staatlichen und kath.-kirchlichen Behörden zum Austragzu bringen. 

b) Be^glieh der von ihm unter dem 1. Juni 1872 den ka- 
tholischen Militärgeistlichen gemachten Mittheilung führt der Au- 
geschuldigte aus, duss durch seine Suspension die geistlichen Func- 
tionen seines Amtes als Ordinarius der von ihm angestellten Mili- 
tärgeistlicheu nicht berülirt seien. Letztere seien nach wie vor seine 
Untergel>enon geblieben und sei es daher geboten gewesen , ihnen 
von einem Ereigniss, das sie in ihrem kirchlichen Amte erfaeblicb 
berühre, Mittheilung zu machen. Ein Act der Renitenz gegen die 
Staatsgewalt sei dies nicht gewesen, denn er, der Angeschuldigte, 
habe dabei gar nicht die Qualität als Staatsbeamter zur Geltung 
gebracht, sondern auch hier lediglich in Ausübung seines geistlichen 
Amtes gehandelt. 

c) Endlich bezüglich seiner zweitägigen Abwesenheit von Ber- 
lin zur Reise nach Fulda erkenne die Anklage selbst an, dass die- 
selbe zu kirchliclien Zwecken geschehen sei. — 

II. Eventuell will aber der Angeschuldigte auch materiell 
seine Amtspflichten nicht verletzt haben und führt in dieser Be- 
ziehung folgendes aus. 

' a) In seinen Berichten an den Gultusminister vom 23. Februar 
und an den Eriegsministor vom 4. März 1872 habe er ausdrücklich 
betont, dass er in anderen, als kirohlicheu Dingen, den Anordnungen 
seiner militärischen Vorgesetzten nie den Gehorsam versagen würde. 
Sodann sei er auch der in dem Uescript des Kriegsministers vom 
6. März 1872 gegebenen Weisung, bis zum Eintreffen der päpst- 
lichen Entscheidung sich aller Massnahmen in der Sache zu ent- 
halten, so vollständig nachgekommen, dass er selbst die von p. 
Lünnemana inzwischen fortgesetzte Abhaltung des Gottesdienstes in 
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der Paiitaleouskirebe nicht inliibirt habe. Bis dahin könne also von 
einem Ungehorsam seinerseits nicht die Bede sein. Nach dem Ein* 
treffen des päpstlichen Bescheides aber sei er an diesen gebunden 
gewesen, so dass von da ab aas rein kirchlichen Qrfinden ihm ver- 
möge der Pflichten seines geistlichen Amtes die Zurücknahme jenes 
Verbotes nicht mehr möglich gewesen sei. Seit dieser Zeit habe 
vielmehr der Conflict nicht mehr zwischen ihm und dem Eriegsmi- 
nister, sondern zwischen der Staatsgewalt und der römisch-katho- 
lischen Curie bestanden, und er, der Angeschuldigte, habe desshalb 
auch in seiner Remonstration vom 1. Juni 1872 anheimgestellt, die 
Angeh'genheit durch Verhandlungen mit der päpstlichen Curie zum 
Austrag zu bringen. 

Auch bei der materiellen Beurtheilung der Sache will der An- 
geschuldigte berüch sichtigt wissen, dass er lediglich in seiner Eigen- 
schaft als Geistlicher und zur Ausübung seiner geistlichen Func- 
tionen in den Dienst des Staates getreten sei und jenes Interdict 
erlassen habe. Der Staat könne daher unmöglich die Anforderung 
an ihn stellen, dass er »im directen Widerspruch mit den Pflichten 
seines geistlichen Amtes eine Handlung vornehme, welche nach sei- 
ner Ueberzengung und nach der Weisung des Papstes den Grund- 
sätzen der römisch-katholischen Kirche gemäss eine unzulässige und 
unmögliche sei.c Der Angeschuldigte erklärt es für einen Wider- 
spruch in sich selbst, dass ihm wegen der Verweigerung einer flag- 
ranten Verletzung seiner geistlichen Pflichten vom Staate Renitenz 
gegen die Staatsgewalt und Ungehorsam gegen seinen weltlichen 
Vorgesetzten vorgeworfen werde.c Mit Rücksicht darauf, dass er 
zur Ausübung seines vom Staate unabhängigen geistlichen Amtes 
vom Staate angenommen sei, erachtet der Angeschuldigte die Grund- 
sätze von den technischen Militärbearaten auf sich nicht anwendbar ; 
und endlich macht er geltend , dass selbst , wenn er bei Erlass des 
ersten Verbotes an p. Lünneraann geirrt hätte, — eine Annahme, 
die allerdings durch den inzwischen eingegangenen päpstlichen Be- 
scheid widerlegt werde, — er doch immerhin nach bester üeber- 
zeugung gehandelt habe, und somit der Vorwurf des Ungehorsams 
gegen den weltlichen Vorgesetzten unbegründet sei. 

b) Bezüglich seiner Mittheilung an die katholischen Militär- 
geistlichen bestreitet der Angeschuldigte, dass sich diese als eine 
Amtshandlung seinerseits als eines weltlichen Beamten charakterisire. 
Denn es seien weder äusserlich die Sendungen als feldpropsteiliche 
bezeichnet oder von ihm als Peldpropst unterschrieben, noch en\r 
halte ihr Inhalt irgend eine amtliche Weisung oder Anordnung« 
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c) Bei seiner Reise nach Fulda will der Angeschuldigte voll- 
kommen bona fide gehandelt und nicht gewusst haben , dass er zu 
einer zwei- bis dreitägigen Reise innerhalb seines Oberaufsichtsbe- 
zirkes in kirchlichen Angelegenheiten einen Urlaub seitens des 
Eriegsministers nachsuchen müsse. Er beruft sich auf das Zeugnisa 
des evangelischen Feldpropstes, dass auch dieser in solchen Fällen 
niemals Urlaub nehme, und will auch eventuell meiner Abwesenheit 
nur die Wirkung beigelegt wissen, dass ihm der auf diese Zeit fal- 
lende Theil seines Diensteinkommens abgezogen werde. — 

Somit beantragt der Angeschuldigte, wie erwähnt, principaliter, 
das Disciplinarverfahren für unstatthaft zu erklären, event ihn frei- 
zusprechen. 

Im Audienztermin waren der Vertreter der Staatsanwaltschaft 
und für den Angeschuldigten der Justizrath Arndts, durch Voll- 
macht gehörig legitimirt, erschienen. Von beiden Seiten wurden, 
ohne neue Anführungen, die früheren Anträge wiederholt 

Es war wie geschehen zu erkennen. 

Die Präjudizialfrage bezüglich der Competenz ist dahin ent- 
schieden worden, dass das Gesetz vom 21. Juli 1852 auf den An- 
geschuldigten unter gewissen Voraussetzungen, Anwendung finde und 
somit der Disciplinarhof , was die Person des Angeschuldigten be- 
trifft principiell zur Entscheidung der Sache in erster Instanz nicht 
unbedingt unzuständig sei. Es ist hiebei folgendes erwogen worden: 

Das von dem Angeschuldigten bekleidete Amt eines katho- 
lischen Feldpropstes der Armee ist keineswegs, wie die Vertheidig- 
ung auszuführen sucht, ein Amt rein geistlichen Charakters, viel- 
mehr vereinigt der katholische Feldpropst der Armee in seiner Per- 
son die beiden Eigenschaften eines katholischen Qeistlichen und 
eines Militärbeamten. Wie es schon in der Natur der Sache be- 
gründet erscheint, dass derjenige, welchem die Ausübung amtlicher 
Functionen in der Armee obliegt, damit auch eine amtliche Stellung 
in der Armee und zu deren Vorgesetzten überkommt, so ist auch 
ferner die Eigenschaft des katholischen Feldpropstes als eines Mi- 
litärbeamten ausdrücklich gesetzlich festgesetzt. Nach dem Aller- 
höchsten Erlass vom 17. Juli 1862 (6.-S S. 224.), betreffend die 
Classification der zum preussischen Herre und zur Marine gehören- 
den Miiitärpersonen und nach der königlichen Verordnung vom 29. 
December 1867 (Bund.-Qes.-B. S. 283 ff.), welche diese Classification 
auch auf die norddeutsche Bundesarmee fibertrug, gehören dieje- 
nigen Beamten der Militärverwaltung, welche einen Militärrang ha- 
ben, zu den Militärbeamten und als solche zu den Militärpersonen, 
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während diejenigen Beamten der Militärverwaltung, welche keinen 
Militärraug haben, Civilperaonen sind. Orade im Gegensätze zu die- 
sen letzteren aber hat jeder Militärbeamte einen Militärrang, und 
es wird sodann weiter unterschieden einmal zwischen solchen Mili- 
tärbeamten die einen bestimmten, d. h. einer bestimmten Militär- 
charge entsprechenden Militärrang haben, und solchen, bei denen 
dies nicht der Fall ist und andererseits je nach Massgabe des Mi- 
litärranges zwischen oberen und unteren Militärbeamten, von denen 
die ersteren im Of ficiers-, die letzteren im UnterofGciersrange stehen« 

In der erwähnten Classification der Militärpersonen sind die 
einzelnen Kategorien der im Ressort des Kriegsministeriums zu den 
Militärbeamten gehörigen Angestellten aufgeführt. Danach gehören 
die Militärgeistlichidn ohne Ausnahme zu den Militärbeamten, und 
werden insbesondere der evangelische und katholische Feldpropst 
der Armee unter derKubrik B. sub I. Nr. 1. d. ausdrücklich nam- 
haft gemacht. Beide gehören danach zu den oberen Militärbeamten 
ohne einen bestimmten Militärrang. 

Hieran ist auch durch das mit dem 1. October 1872 in Kraft 
getretene MUitärstrafgesetzbuch für das deutsche Reich vom 20. 
Juni 1872 (Beichsges.-Bl. S. 173 ff.) nichts geändert. In dem als 
Anlage zu demselben publicirten Yerzeicbniss der Militärpersonen 
werden als Militärbeamte bezeichnet, diejenigen im Heere und in 
der Marine für das Bedürfniss des Heeres oder der Marine dauernd 
oder auf Zeit angestellten, nicht zum Soldatenstande gehörenden und 
unter dem Kriogsminister oder dem Chef der Admiralität als Yer- 
waltungschef stehenden Beamten, welche einen Militärrang haben.« 
Es wird also auch hier , um die Eigenschaft als Militärbeamter zu 
begründen, keineswegs erfordert, dass der bietreffende Beamte einen 
bestimmten, sondern nur dass er überhaupt einen Militärrang hat, 
indem die Schlussbestimmung jenes Verzeichnisses, dahin gehend, dass 
Militärbeamte mit bestimmten und ohne bestimmten Militärrang 
unterschieden werden, beibehalten ist. 

Wie hiemach kein Zweifel obwalten kann, dass der katholische 
Feldpropst der Armee Militärbeamter ist, so ist auch seine Eigen- 
schaft als solcher äusserlich dadurch anerkannt, dass derselbe an- 
lässlich seiner Ernennung zum Feldpropst Sr. Majestät dem Könige 
einen besonderen Homagialeid geleistet hat, wozu, wenn es sich um 
ein ausschliesslich geistliches Amt gehandelt hätte, kein Anlass ge- 
wesen wäre, dass ferner in der ihm ertheilten königlichen Bestal- 
lung vom 16. September 1868 ausdrücklich die Erwartung ausge- 
sprochen wird, dass er sich in allen militärischen Angelegenheiten 



234 Die katholische Feldprapstei in Preu8sen„ 

seines Berufes nach den Befehlen seiner militärischen Vorgesetzten 
richten werde; nnd dass endlich wie der Angeschuldigte selbst nicht 
zu beatreiten vermocht hat, mit dem Qchalt des katholischen Feld- 
propstes ein notorisch nur Militärpersonen zustehender Servis ver- 
bunden ist. 

Dass der Angeschuldigte, — wie er besonders betont — le- 
diglich zur Ausübnng seiner geistlichen Functionen in den Dienst 
des Staates resp. der Armee, getreten ist, ändert an dem oben Aus- 
geführten nichts: Denn überhaupt jeder Militärbeamte, sei es im 
Ressort des Auditoriats, der Intendantur oder sonst wo, ist in seine 
Stellung eben zur Verwendung und Ausübung seiner technischen 
Fähigkeiten und Functionen berufen , seien dies nun juristische, ad- 
ministrative oder, wie im vorliegenden Falle, geistliche. — 

Wie einerseits in seiner auf dem päpstlichen Breve vom 22. 
Mai 1868 beruhenden Eigenschaft als Geistlicher der katholische 
Feldpropst unzweifelhaft nur der Jurisdiction der katholisch geist- 
lichen Gerichte nuterliegt, so findet andererseits unbedenklich auf 
denselben als Militärbeamten das Gesetz vom 21. Juli 1852 An- 
wendung. Denn dieses erstreckt sich nach seinem §. 1. auf alle im 
unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienste stellenden Beamten, 
und seine Anwendbarkeit auf die Beamten der Militärverwaltung 
wird in den §§. 79 ff. daselbst ausdrücklich anerkannt. Da die An- 
stellung und resp. Bestätigung des Angeschuldigten als katholischer 
Feldpropst durch Sr. Majestät den König erfolgt ist, so greift die 
Bestimmung des §. 24. Nr. 1. des cit. Gesetzes Platz und der Dis- 
ciplinarhof ist die entscheidende Disciplinarbehörde erster Instanz. 

Allein wenngleich hiernach der Angeschuldigte für seine Per- 
son als Militärbeamter sein Forum vor dem Disciplinarhof findet, so 
ist doch für die Beurtheilung der Competenz dieser letzteren Be- 
hörde noch ein zweites Moment von durchgreifender Bedeutung. 
Diese 'Competenz findet nämlich, da sie nur durch die Eigenschaft 
des Feldpropstes als eines Militärbearaten begründet ist, in objec- 
tiver Beziehung insofern eine Grenze, als sie nur da eintritt, wo in 
dem Disciplinarverfahron grade diese militäramtliche Stellung des 
Feldpropstes zur Sprache kommt, niit andärju Wotiion, wo er sich 
eines disciplinarisch zn ahndenden Vergehens gegeu'seine militärischen, 
resp. railitäramtlichea Pflichten schuldig gemacht hat. Wo dies 
nicht der Fall ist und die incriminirten Handlungen lediglich die 
geistliche Seite seines Amtes betreffen, da bleibt die Competenz der 
weltlichen Disciplinarbehörden a&sgeschlossen und es tritt diejenige 
der geistlichen ein. Es muss für unzulässig erachtet werden nnd 
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mit der mitärischen Disciplin unverträglich, wenn Zuwiderbandlangen 
der Militärgeistliciieu gegen die militärische Zucht und Ordnung 
oder Uebertretungen der für sie göltigeii Dienstvorschriften vor das 
Forum der geistlichen Gerichte verwiesen werden sollten; aber es 
muss in gleicher Weise für unzulässig erachtet werden , der Ent- 
scheidung der weltlichen Disciplinafbehörden auch diejenigen Pflicht- 
verletzungen der Militärgeistlichen zu unterbreiten, deren sich die- 
selben in rein kirchlichen Angelegenheiten, bei denen nnr ihre Stel- 
lung als Geistliche in Betracht kommt, schuldig machen. 

Die Prüfung der erhobenen Anschnldigungen in sachlicher Be- 
ziehung von diesem Gesichtspunkte aus, musste dahin führen, die 
Competenz der weltlichen Disciplinarbehörden für die Anschuldig- 
ungen zu Punkt I. und III. zu verneinen. Es ist dabei folgendes 
erwogen worden: 

I. Zu Punkt I., anlangend das dem Divisionspfarrer Lünne- 
mann ertheilte Verbot, den katholischen Militärgottesdienf;t in der 
SL Pantalcouskirehe zu Köln abzuhalten. 

Wie schon angedeutet, steht der Angeschuldigte, da er in sei- 
ner Person die Eigenschaft eines katholischen Geistlichen und eines 
Militarbeamten vereinigt, in einem zwiefachen Unterordnungsvcrhält- 
niss, wie dies auch in der Anmerkung 1. zu dem oben erwähnten 
Allerhöchsten Erlass vom 17. Juli 1862 ausdrücklich anerkannt 
wird. Als katholischer Geistlicher steht er unter den katholisch- 
geistlichen Behörden, als Militärbeamter unter den militärischen, 
speeiell unter dem Eriegsmlnisterinm. Die Befugnisse dieser beiden 
vorgesetzton Gewalten greifen aber nicht durcheinander, sondern 
schliesaen sich gegenseitig aus, dergestalt, dass da, wo lediglich die 
militärische Seite des Amtes in Betracht kommt, auch nnr die mi- 
litärische Behörde und deren Anordnung massgebend ist, umgekehrt 
aber auch deren Befugnisse überall da eine Grenze finden, wo der 
Angeschuldigte nur als Geistlicher auftritt und seine geistlichen 
Functionen in Ausübung bringt. Eine derartige Trennung der bei- 
den Amtseigeoschaften ist zwar bei Einsetzung des katholischen 
Feldpropsteiamtes nicht ausdrücklich festgesetzt, wie denn dem An- 
geschuldigten eine bestimmte Dienstinstmetion überhaupt nicht er- 
theilt worden ist Jene Trennung ist aber nicht nur in der Natur, 
des Amtes begründet, sondern sie wird auch durch die Analogie der 
Bestimmungen in der Militärkirchenordnung irom 12. Februar 1832 
G.-S. S. 69 ff.) bestätigt. Ob dieses Gesetz im Einzelnen auf das 
katholische Feldpropsteiamt , das zur Zeit der Emanation des Ge- 
setzes noch nicht existirte, und überhaupt auf die katholischen Mi- 
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litärgeistlichen Anwtodong findet, — was nach §. 27. des Gesetzes 
allerdings zweifelhaft sein k()nnte, -— mag dahin gestellt bleiben. 
Eine Heranziehung der \m dem Gesetze niedergelegten allgemeioen 
Grundsätze ist zweifellos zulässig. 

Es bestimmt nun §. 21. der Militärkirchenordnung: 

»Die Militärprediger find in Hinsicht aller sich unmittel- 
bar auf die Ausübung ihrer geistlichen AmtsobliegBnheiten 
beziehenden Angelegenheiten den geistliiehen Beh(^rden, in 
allen sich zunächst auf ihre Verhältnisse als Militärbeamie 
beziehenden Angelegenheiten aber dem , jeden von ihnen 
unmittelbar vorgesetzten Militärbefehlshaber untergeordnet.« 
Ferner heisst es im §. 22. a. a. 0.: 

»Der Militärvorgesetzte eines Militärgeistlichen ist nicht 
befugt, ihm in Absicht auf die eigentliche Verwaltung sei- 
ner geistlichen Amtsgeschäfte Vorschriften zu ertheilen. 
Die Autorität des ersteren beschränkt sich vielmehr in kirch- 
lichen und gottesdienstlichen Angelegenheiten auf Anord- 
nungen für die Militärgemeinde nach den bestehenden äus- 
seren kirchlichen Einrichtungen. Den von ihm in dieser 
Beziehung ausgehenden Anweisungen muss der Militärgeist- 
liche unweigerlich Folge leisten.c 
Und endlich in Nr. 24. a. a. 0.: 

»In allen geistlichen Amtsangelegenheiten, also in allen 
nicht das äussere militärdienstliche Verhältniss, sondern 
ihre Amtsführung als Prediger betreffenden, stehen die Di- 
visions- und Garnisonäprediger zunächst unter dem Ober- 
prediger des Armeecorps und mit diesem sowohl unter dem 
Consistorio der Provinz, als auch unter dem Feldpropste, 
in höherer Instanz aber unter dem Ministerio der geistlichen 
Angelegenheiten. Insbesondere stehen die Militärprediger 
in allen Angelegenheiten, welche auf die Ausübung und das 
Formelle des Miüfcärgottesdieustes und die Beobachtung der 
darüber gegebenen Vorschriften Bezug haben, unter dem 
Feldpropste,« u. s. w. — 
Es wird danach in der Militärkirchenordnung bezüglich der 
Subordinationsverhältnisse der Militärgeistlichen untei'schieden zwi- 
schen den »sich unmittelbar auf die Ausübung ihrer geistlichen 
Amtsobliegenheiten beziehenden« und den »ihr äusseres militärisches 
Verhältniss betrefienden Angelegenheiten.« Erstere gehören aus- 
schliesslich zum Ressort der gastlichen, letztere zu demjenigen der 
militärischen Vorgesetzten. Derselbe Unterschied greift aber zwei- 
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felloss auch bei den amtlichen Functionen des katholischen Feld- 
propstes Platz. 

Bei dem zu Punkt I. der Anklage incriminirten Verhalten des 
Angeschuldigten handelt es sich offenbar nur uni eine innere, un- 
mittelbar die Ausübung der geistlichen Amtsobliegenheiten betref- 
fende Angelegenheit. Das Eriegsministerium mag an sich berech- 
tigt sein, die als Qarnisonskirche benutzte fiscalische St. Pantaleons- 
kirche den sog. Altkatholiken zur Mitbenutzung einzuräumen. Welche 
Folgen aber von seinem Standpunkte als Geistlicher aus der Ange- 
schuldigte an die erfolgte £ini*äumung glaubte knüpfen zu müssen, 
ob derselbe also in der Mitbenutzung der Kirche seitens der Altka- 
tholiken eine Entweihung der Kirche erblickte und desshalb für er- 
forderlich erachtete, dem betreffenden Qeistlichen die Ausübung 
geistlicher Amtshandlungen in derselben zu unt-ersagen, ist eine 
Frage, welche lediglich der inneren geistlichen Amtsthätigkeit des 
Augeschuldigten angehört. Denn zu seiner Amtsthätigkeit als Geist- 
licher gehört die Sorge für das Seelenheil seiner Diöcesanen vom 
Standpunkte der katholischen Kirche aus, mithin auch die Beur- 
theilung, ob er in dieser Beziehung ein Simultaneum mit den Alt- 
katholiken vom Standpunkte seines geistlichen Amtes aus , für ge- 
fahrbringend und daher für unstatthaft hielt. Der Augeschuldigte 
handelte also nur innerhalb der, kraft seines geistlichen Amtes, ihm 
innewohnenden Befagnisse, wenn er, — namentlich nachdem sein 
Verfahren die ausdrückliche Billigung des päpstlichen Stuhles ge- 
funden, — sein Verbot aufrecht erhielt. Von einer Verletzung des 
dem militärischen Vorgesetzten schuldigen Gehorsams konnte, in 
einem Falle nicht die Bede sein , in welchem es sich um eine rein 
geistliche, nicht militärdienstliche Angelegenheit handelte. 

Es hat hierbei gänzlich dahin gestellt bleiben müssen, ob die 
Ansicht des Angeschuldigten von der UnStatthaftigkeit eines Simul- 
taneum mit den Altkatholiken objectiv begründet ist oder nicht. 
Für die disciplinarische Beurtheilung ist diese Frage irrelevant, in- 
sofern der Angeschuldigte als katholischer Bischof sich für berech- 
tigt und sogar verpflichtet erachtete, seine auch nur subjective Auf- 
fassung, gegenüber der ihm uniergebenen katholischen Militärgeist- 
lichkeit zum Ausdruck zu bringen , insbesondere , nachdem * diese 
Auffassung von dem Papste als dem vom Staate anerkannten Ober- 
haupte der katholischen Kirche, gutgeheissen war. Von diesem Ge- 
sichtspunkte aus handelte es sich daher um eine ausschliesslich geist^ 
liehe Angelegenheit. 

Der militärdienstliche Charakter der in Bede stehenden Auge« 

ArohiT fiir Kirchenreoht. XXXU. 22 
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legenheit nnd demgem^s die YerpflichtuDg des Angeschuldigten, 
jenem kriegsofiinisteriellen Befehle Folge zu leisten, lässt sich auch 
nicht aus dem oben angefahrten §. 22. der Militärkirchenordnung 
herleiten, nach welchen 

»die Antorität des Mililftrvorgesetzteii sich in kirchlichen 
und gottesdienstlichen Angelegenheiten auf Anordnungen 
far die Militärgemeinde nach den bestehenden äusseren 
kirchlichen Einrichtungen beschränkt.« 
Die Anklage beruft sich auf diese Bestimmung für ihre Aus- 
führung, dass die Anordnung der Zeit und des Ortes für den Mi- 
litärgottesdienst eine äussere kirchliche Einrichtung betreffe und so- 
mit dem Militärvorgesetzten zustehe. Allein, ^ zugegeben selbst die 
von dem Angeschuldigten bestrittene Anwendbarkeit der Milit-är- 
kirchenordnung im Einzelnen, so lässt sich doch die Auffassung der 
Anklage unter den Umständen des vorliegenden Falles nicht für zu- 
treffend erachten. Die Befugniss der Militärvorgesetzten zu Anord- 
nungen in kirchlichen und gottesdienstlichen Angelegenheiteu ist 
davon abhängig gemacht, dass diese Anordnungen sich auf die be- 
stehenden kirchlichen und gottesdienstlichen Einrichtungen beziehen. 
Im vorliegenden Falle aber handelt es sich nicht lediglich um eine 
äussere Einrichtung, sondern vom Standpunkte des Angeschuldigten 
aus, wesentlich' um die L((sung einer innern , der geistlichen Amts- 
thätigkeit und der daraus entspringenden kirchlichen üeberzengung 
angebörigen Frage. 

Dass der Angeschuldigte etwa die Pflichten, welche seine mi- 
litärische Stellung mit sich fßhite, dadurch verletzt haben sollte, 
dass er nicht vor Erlass des definitiven Verbotes an p. Lfinnemann 
den vom päpstlichen Stuhle eingetroffenen Bescheid dem Kriegsnii- 
nisterium unterbreitete , kann ebenfalls nicht zugegeben werden. 
Denn das kriegsministerielle Schreiben vom G. März 1872 hatte dem 
Angeschuldigten bis zur eingeholten Bescheidung von Rom Frist ge- 
währt, und konnte ihn zu der Annahme fuhren, dass der kirchliche 
Charakter der bezüglichen Angelegenheit dadurch anerkannt sei. 
Sodann aber hatte ihm dasselbe Schreiben, unter vorläufiger Zurück- 
nahme des früher ertheilten Befehles, alle weiteren Schritte in der 
Angelegenheit ausdrücklich nur bis eiwn Eintreffen des päpstlichen 
Bescheides untersagt, und der Angeschuldigte konnte sich daher 
nach dessen Eintreffen sehr wohl für befugt halten, nunmehr ohne 
Weiteres kraft seines geistlichen Amtes wiederum in die Angelegen- 
heit einzugreifen. Es kann dem Angeschuldigten hieraus um so 
weniger ein Vorwurf gemacht werden, als er, so lange er die päpst- 
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liehe Entscheidung noch nicht kannte, sich nicht nur für die Be- 
schaffung einer anderen Kirche für den katholischen Militärgottes- 
dienst verwendet, sondern auch den von dem Kriegsministerium an 
p. Lfinneroanu ertheilten Befehl zur Weiterbenutzung der St. Pan- 
taleonskirche vollständig und unbedingt respecürt hat. 

Nach allem Vorstehenden konote, da eine Verletzung der ihm 
durch sein Militäramt auferlegten* Pflichten dem Angeschuldigten 
nicht zur Last föllt , es sich vielmehr um eine Angelegenheit aus- 
schliesslich geistlichen Characters handelt, bezüglich der Anschul- 
digung zu 1. der Disciplinarhof als weltliche Disciplinarbehörde sich 
nicht für zuständig erachten, wie dies auch bereits aus den bezüg- 
lichen gesetzlichen Bestimmungen , und zwar aus dem §. 29. der 
Militärkirchenordnung vom 12. Februar 1832 in Verbindung mit 
den Allerhöchsten Cabinetsordrcs vom 12. April 1822 und 24. Sep- 
tember 1826, sodann aus den §§. 532—535. Th. 11. Tit. 11. des 
Allgemeinen Landrechts sich ergibt und durch das Disciplinargesetz 
vom 21. Juli 1852 bestätigt wird, welchem Geistlichen in dieser 
ihrer anitlichen Eigenschaft überhaupt nicht unterworfen sind, was 
aus der Entstehungsgeschichte dieses Gesetzes erhellt, wobei auf 
den §, 1. Nr. 6. des dem Allerhöchsten Erlasse vom 29. Juni 1850, 
betreffend die Einsetzung des evangelischen Oberkirchenraths beige- 
gebenen Reglements hinzuweisen ist. 

II. Dasselbe musste bezüglich des dritten Anschuldigungs- 
punktes, betreffend die von dem Angeschuldigten nach seiner Sus- 
pmision den katholischen Militärgeistlichen gemachte Mittheilung 
angenommen werden. Sofern diesen Mittheilungen überhaupt der 
Charakter von Amtshandlungen beizumessen ist , stehen dieselben 
jedenfalls durchaus in keiner Beziehung zu dem militärischen Amte 
des Angeschuldigten. Wie die Anklage selbst anerkennt, waren die 
Mittheilungen zunächst äusserlich in keiner Weise als militäramt- 
liche, d. h. von dem Feldpropst in seiner Eigenschaft als solcher er- 
lassene , gekennzeichnet , vielmehr fehlte sogar der Namensunter- 
schrift des Angeschuldigten jeder seine militärische Stellung an- 
deutende Zusatz. Aber auch ihrem Inhalte nach stehen die Mit- 
theilungen ausser jeder Beziehung zu der militärischen Stellung des 
Angeschuldigten und am allerwenigsten kann in demselben eine 
Verletzung der durch eben diese militärische Stellung dem Ange- 
schuldigten auferlegten Pflichten gefunden werden. Die erwähnten 
Mittheilongen sind vielmehr för solche zu erachten, welche der An- 
geschuldigte in seiner Eigenschaft als geistlicher Oberer der übrigen 
katholischen Militärgeistlichkeit gemacht hat. Es handelt sich so- 
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nach auch hier um eine rein kirchliche Angelegenheit und konnte 
sich daher auch bezüglich der Anschuldigung zu III. der Discipli- 
narhof nicht für competent erachten. 

III. Anlangend den Anschuldigungspunkt II., so hat sich al- 
lerdings der Angeschuldigte einer Verletzung der ihm durch sein 
militärisches Amt auferlegten -Pflichten durch eigenmächtige Ent- 
fernung vom Amtssitze schuldig gemacht. 

Die allgemeine Vorschrift des §. 92. Th. II. Tit. 10. Allge- 
meinen'^ Landrechts : 

»Kein Beamter darf den zur Ausübung seines Amtes ihm 
angewiesenen Wohnort ohne Vorwissen und Genehmignng 
seiner Vorgesetzten verlassen,« 
findet , wie auf alle Civilbeamten , so auch auf die Militärbeamten 
Anwendung und §. 93. a. a. 0. deutet keineswegs, wie der Ange- 
schuldigte will, darauf hin , dass es auf die besonderen umstände 
des einzelnen Falles ankomme, sondern Qberlässt es nur den beson- 
deren Gesetzen und Instructionen, ob im einzelnen Falle die Er- 
laubniss der unmittelbaren oder der höheren Vorgesetzten erforder- 
lich sei. Ob die Heise des Angeschuldigten zu kirchlichen Zwecken 
geschah, ist hiernach irrelevant, wie denn auch §. 32. der Militär- 
kirchenordnung, — deren Analogie auch hier zweifellos anwendbar 
ist, — selbst bei Reisen der Militärgeistlichen in Amtsangelegeii- 
heiten die Anzeige an den militärischen Vorgesetzten und dessen 
Zustimmung bei Beisen in eigenen Angelegenheiten sogar die aus- 
drückliche Nachsuch ung eines Urlaubs erfordert. Ob auch der 
evangelische Feldpropst in gleich formloser Weise, wie seitens de^ 
Angeschuldigton geschehen, verfährt, und ob der Angeschuldigte 
nur aus Unkenntuiss der gesetzlichen Bestimmungen sich der Ver- 
säumniss schuldig gemacht hat, bleibt für die disciplinarische Straf- 
barkeit an sich eiuflusslos, ebenso, wie letztere auch nicht, wie der 
Angeschuldigte auszuführen sucht, dadurch bedingt ist, dass durch 
die Abwesenheit eine Störung im Amte veranlasst worden sei , viel- 
mehr schon durch die einfache Thatsache der Entfernung ohne Ur- 
laub begründet wird. 

Was die Strafe betrifft, so besteht dieselbe keineswegs, wie 
der Angeschuldigte vermeint, nur in dem Verlust des Oienstein- 
komaiens für die Zeit der unerlaubten Entfernung. Dieser Verlust 
ist vielmehr, sofern die vorgesetzte Dienstbehörde von ihrer Befag* 
niss Gebrauch machen will, eine Folge, welche unter den im §. 8 ff. 
des Gesetzes vom 21. Juli 1852 bestimmten Voraussetzungen eo 
ipso mit der unerlaubten Entfernung verbunden ist ; er charakteri* 
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sirt sich also seinem Wesen nach überhaupt nicht als Disciplinar- 
strafe, deren Verhänguiig vielmehr aussenieni dem Ermessen der 
DiscipHnarbehörde überlassen bleibt. Im vorliegenden Falle ist das 
Dienstvergehen, das dem Angeschuldigten zur Last Hlllt, von geringer 
Erlicblichkeit, weil seine Versicherung, nur aus ünkenntniss der Be- 
stimmungen gefehlt zu haben , nicht widerlegt , seine Abwesenheit 
auch nur von kurzer Dauer gewesen ist und irgend welche amtliche 
Nachtheile nicht herbeigeführt hat. Es ist daher auf das niedrigste 
Maas einer Ordnungsstrafe, — eine Warnung — erkannt worden. 

Die Verurtheilugg des Angeschuldigten in die Kosten erfolgt 
nach §. 53. des Gesetzes vom 21. Juli 1852 (G.-S. S. 465.), §. 178. 
der Verordnung vom 3. Januar 1849, (G.-S. S. 14.) und §. 6. des 
Gesetzes vom 3. Mai 1853, (G.-S. S. 170.). 

Ausgefertigt unter Siegel und Unterschrift des königlichen Dis- 
ciplinarhofes. 

Berlin, den 14. December 1872. 
(L. S.) V. Uhden. 

D. 

In der Disciplinar Untersuchung wider den katholischen Feld- 
propst der Armee, Bischof i. p. i. Franz Adolph Namszanowski zu 
Berlin hat das königliche Staatsministerium in seiner Sitzung vom 
26. Juni 1875, an welcher Theil genommen haben : Der Präsident 
des Staatsministeriums, Feldmarschall Dr. Graf von Boon, die kö- 
niglichen Staatsminister Dr. Leonhardt, Camphausen, Dr. Falk und 
Dr. Achenbach auf den Vortrag zweier Referenten den Beschluss 
gefasst : 

dass auf die Berufung des Angeschuldigten das Erkennt- 
niss des königlichen Disciplinarhofes vom. 14. December 
1872 zu Punkt IL zu bestätigen, im Uebrigen aber auf die 
Berufung der Staatsanwaltschaft das gedachte Erkenntniss 
dahin abzuändern, dass der Angeschuldigte, katholischer 
Feldpropst Namszanowski wegen Verletzung seiner militä- 
rischen Pflichten mit Wartegeld einstweilen in den Ruhe- 
stand zu versetzen, ihm auch die Kosten des Verfahrene 
zur Last zu legen. 

Gründe. 

Gegen das Erkenntniss des Disciplinarhofes vom 14. December 
1872, anf dessen Sachdarstellnng Bezug genommen wird, haben so- 
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wohl der Angeschuldigte als die Staatsanwaltschaft die Berufung an 
das Staatsministeriuin ergriffen. 

Der Angeschuldigte beschwert sich über die ihm zu Punkt IF. 
des Erkenntnisses ertheilte Warnung. Neue Thatsachen hat er in- 
dessen nicht beiget)racht und seine Rechtsausfuhrungen sind nicht 
geeignet, die zutreffenden Gründe des ersten Richters zu widerlegen. 
Es musste daher insoweit die Bestätigung des angefochtenen Ur- 
theils erfolgen. 

Was die Berufung der Staatsanwaltschaft anlangt, so würde 
dieselbe allerdings für verspätet zu erachten SQin , wenn , wie der 
Angeschuldigte geltend macht — die Anracldungsschrift schon von 
der Verkündigung des ürtheils abzulaufen begonnen hätte. Die 
letztere^ ist aber nach Inhalt des aufgenommenen Protokolls ohne 
gleichzeitige Verkündung der Gründe erfolgt und deshalb nach con- 
stanter Praxis des Staatsministerinms der Lauf der verwdchentlichen 
Anmeldungsfrist erst von der am 20. Januar 1873 bewirkten Zut 
Stellung des vollständig abgefassten Urtheils an den Vertreter der 
Staatsanwaltschaft zu berechnen , so zwar , dass die unter dem 3. 
Februar 1873 eingegangene Berufungsanmeldung der Staatsan- 
waltschaft als rechtzeitig anzusehen ist. 

Die Beschwerde der Staatsanwaltschaft richtet sich gegen den 
vom Disciplinarhof bei Punkt I. und III. gefällten Ausspruch sei- 
ner Unzuständigkeit. Dem an diese Beschwerde geknüpften Antrage: 
gegen den Angeschuldigten unter Abänderung des ersten ürtheils 
auf Dienstentlassung zu erkennen, kann keinenfalls stattgegeben wer- 
den. Denn nach g. 46. des Gesetzes vom 21. Juli 1852 kann, wenn 
die Entscheidung des Disciplinarhofes auf "Freisprechung gelautet 
hat, das Staatsministerium , wenn es den Angeschuldigten strafbar 
findet, nicht die Strafe der Dienstentlassung, sondern nur eine ge 
ringere Disciplinarstrafe verhängen oder die einstweilige Versetzung 
in den Ruhestand mit Wartegeld verfügen. Im vorliegenden Falle 
lautet nun allerdings der Tenor des ersten ürtheils nicht auf Frei- 
sprechung, sondern auf Unzuständigkeit des Disciplinarhofes. Die 
Gründe der Entscheidung ergeben aber, dass der Disciplinarhof weit 
davon entfernt gewesen ist, sich zur Entscheidung auf die erhobene 
Anklage für unzuständig zu erachten. Denn diese wirft dem An- 
geschuldigten nicht eine Verletzung seiner geistlichen Amtspflichten, 
sondern wiederholten Ungehorsam gegen Anordnungen seines mili- 
tärischen Chefs, des Kriegsministers vor, betrifft also die militäramt- 
liche Stellung des Feldpropstes, und in Bezug auf diese erkennt 
der Disciplinarhof seine Zuständigkeit ausdrücklich an. Derselbe 
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hat vielmehr, wie seine weiteren Ausführungen ergeben, nur dem 
Gedanken Ausdruck geben wollen , dass dem Angeschuldigten eine 
Verletzung der ihm durch sein Militäramt auferlegten Pflichten 
nicht zur Last falle, er also des ihm zur Last gelegten Vergehens 
nicht schuldig sei. Die gefällte Entscheidung muss hiernach als 
eine freisprechende angesehen werden und demgemäss die angezo- 
gene Bestimmung des §. 46. zu Gunsten des Angeschuldigten in 
Anwendung kommen. 

Greift darnach der Antrag der Staatsanwaltschaft in Bezug 
auf das Mass der Strafe über die zulässige Gränze hinaus, so moss 
doch die Beschwerde selbst bei Punkt L für begründet erachtet 
werden. 

Die Zuständigkeit der staatlichen DisciplinarbehOrde zur Ent- 
scheidung auf die erhobene Anklage ist bereits oben ausgeführt. 
Ans dieser Zuständigkeit folgt mit Noth wendigkeit, dass nicht blos 
die Anschuldigung, sondern auch die geltend gemachten Vertheidig- 
nngsgründe der Prüfung dieses Bichters unterliegen. 

In der Sache selbst wird Seitens des Angeschuldigten nicht . 
bestritten, dass er sich durch das Verbot, die Pantaleonskirche fer- 
nerhin zur Abhaltung des katholischen Militärgottesdienstes zu be- 
nutzen und durch die Aufrechterhaltung dieses Verbotes in directen 
Widerspruch mit den Anordnungen des Kriegsministers gesetzt bat. 
Alle seine Vertheidigungsgründe sind nur auf den Nachweis gerich- 
tet, dass diese Anordnungen für ihn unverbindlich gewesen seien. 
Es liegt aber in der Natur der Sache, dass die Auswahl der kirch«- 
liehen Gebäude, welche zur Abhaltung des Militärgotteadienstes 
dienen sollen, im Allgemeinen zu denjenigen äusseren Anordnungen 
für den Gottesdienst gehört, zu welcher der §. 22. der auch für 
den Angeschuldigten verbindlichen Militärkirchenordnung vom 12. 
Februar 1832 die Militärvorgesetzten ermächtigt. Es ergibt sich 
dies überdies aus der im §. 54. ebendaselbst für den Fall des Krie- 
ges gemachten Anwendung. Wenn der Angeschuldigte einwendet: 
der §. 32. ertheile jene Ermächtigung nur nach den bestehenden 
äosseren kirchlichen Einrichtangen, im vorliegenden Falle seien aber 
die letzteren von dem Kriegsminister einseitig geändert worden, 
so übersieht er , dass eine Aendenmg des bisherigen Verhältnisses 
nicht auf Seiten des Kriegsministers, welcher auf der »Fortbenutz- 
ung der Pantaleonskirche bestand , sondern auf Seiten des Ange- 
schuldigten bezweckt war, welcher die üeberweisnng einer anderen 
Kirche verlangte. Dass das Mitgebrauchsrecht der katholischen 
Kirchengemeinde an jener Kirche durch die den Altkatholiken Sei- 
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tens des Kriegsministers eingeränrate Mitbenutzung irgend wie ge- 
schmälert, beschränkt oder gefährdet worden sei, ist von dem An- 
geschuldigten in keiner Weise behauptet. Der Disposition des 
Kriegsministers, zu welcher derselbe kraft des dem Staate zustehen- 
den Eigenthumsrechts an der Kirche befugt war , stand daher ein 
rechtliches Hinderniss nicht im Wege. Diesem Anerkenntniss hat 
sich auch der erste Richter nicht verschlossen, er hat aber die Ver- 
pflichtung des Angeschuldigten , sich den Anordnungen des Kriegs- 
ministers zu unterwerfen, aus einem anderen Grunde verneint. Er 
führt nämlich aus: 

»Welche Folgen der Angeschuldigte von seinem Standpunkte 
als Geistlicher an jene Disposition knüpfen zu müssen geglaubt habe, 
ob derselbe also in der Mitbenutzung der Kirche Seitens der Alt- 
katholiken eine Entweihung der Kirche erblickt und deshalb für er- 
forderlich erachtete, den betreifenden Geistlichen die Ausübung geist- 
licher Amtshandlungen in derselben zu untersagen, sei eine Frage, 
welche lediglich der inneren geistlichen Amtsthätigkeit des Ange- 
schuldigten angehöre; denn zu seiner Amtsthätigkeit als Geistlicher 
gehöre die Sorge für das Seelenheil seiner Diöcesanen vom Stand- 
punkte der katholischen Kirche ans, mithin auch die Beurtheilnng, 
ob er in dieser Beziehung ein Simultaneum mit deu Altkatholiken 
vom Standpunkte seines geistlichen Amtes aus für gefalirbringend 
und daher für unstatthaft hielt. Der Angeschuldigte habe also nur 
innerhalb der, kraft seines geistlichen Amtes ihm innewohnenden 
Befugnisse gehandelt, und es könne von einer Verletzung des dem 
militärischen Vorgesetzten schuldigen Gehorsams in einem Falle 
nicht die Rede sein ,^ in welchem es sich um eine rein geistliche, 
nicht militärische Angelegenheit handelte. 

Hierbei habe gänzlich dahingestellt bleiben müssen , ob die 
Ansicht des Angeschuldigten von der UnStatthaftigkeit eines Sinml- 
t-xneuras mit den Altkatholiken objectiv begründet sei oder nicht. 
Für die disciplinarische Beurtheilung sei diese Frage irrelevant, in- 
sofern der Angeschuldigte als katholischer Bischof sich ftir berech- 
tigt und sogar verpflichtet erachtet habe, seine auch nur sabjective 
Ansicht gegenüber der ihm untergebenen katholischen Militärgeist- 
lichkeit zum Ausdruck zu bringen.« 

Wenn diese Ausfahrung, wie nach den letzten Worten anzu- 
nehmen ist, bis zu der Auffassung gelangt, dass der Angeschuldigte, 
weil er die den Altkatholiken eingeräumte Mitbenutzung der Pan- 
taleonskirche nach seiner subjectiven Ansicht als Geistlicher nicht 
billigte, berechtigt gewesen sei, den Anordnungen des Kriegsmioi- 
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stcrs den Qehorsam zn versagen, so muss diese Auffassung als eine 
/iUweitgebende bezeichnet werden. Der Angeschuldigte würde sich 
in der Lage einer Collision zwischen seinen militäramtlioben nnd 
geistlichen Amtspflichten nur dann befunden haben, wenn er ohne 
Verletzung der Vorschriften seines geistlichen Amtes nicht im Stande 
gewesen wäre, die fernere Benutzung der Kirche zur Abhaltung 
des katholischen Militärgottesdienstes zuzulassen. Waltete dagegen 
ein solches Hiuderniss nicht ob, beruhte vielmehr seine abweichende 
Ansicht nur darauf, dass er die von dem Kriegsminister getroffene 
Disposition den kirchlichen Interessen nicht für entsprechend er- 
achtete, so lag der Fall einer Pflichtoncollisioii nicht vor. Der An- 
geschuldigte musste in diesem Falle die Pflicht des Qehorsams 
gegen seinen militärischen Vorgesetzten als die für ihn massgebende 
erachten, da es keinem Beamten zusteht, sich der Befolgung der 
ihm von der vorgesetzten Behörde ertheilten Anweisungen aus dom 
Urunde zu entziehen , weil er dieselben nicht für erspriesslich er- 
achtet. 

Der Angeschuldigte hätte daher, um seinen Einwand zu be- 
gründen, darlegen müssen, dass die Grundsätze der katholischen 
Religion die fernere Abhaltung des Gottesdienstes in der genannten 
Kirche verboten. Diese Darlegung war um so mehr erforderlich, 
als die Kirche feststehender Massen eine evangelische ist und fort- 
während für den evangelischen Militärgottesdienst gedient hat, ohne 
dass hierans gegen die seit einer Beihe von Jahren erfolgte Abhal- 
tung des katholischen Militärgottesdienstes in derselben Kirche ein 
Bedenken Seitens der geistlichen Oberen entnomnaen worden ist. 

Die Schriftsätze, welche Namens des Angeschuldigten einge- 
reicht sind, beschränken sich nun aber auf die Versichenmg , dass 
die fernere Benutzung dieses gottesdienstlichen Ortes kirchlich un- 
möglich gewesen sei, nnd dass er sich durch Zulassung derselben 
einer flagranten Verletzung seiner Pflichten als katholischer Geist- 
licher schuldig gemacht habe, ohne dass diese Behauptung näher 
zu begründen versucht wird. Geht man auf die Schriftstücke s^urück, 
welche der Angeschuldigte unter dem 14. und 19. Januar 1872 an 
den Divisionspfarrer Lflnnemann zu Köln und unter dem letzteren 
Datum an den Kriegsminister gerichtet hat, so flndet sich hier al- 
lerdings eine bestimmtere Meinung ausgesprochen, es wird hier näm- 
lich die Ansicht aufgestellt, dass durch die Darbringung des Mess- 
opfers Seitens eines excommunicirten Prieeters die Kirche entweiht 
werde und daher bis zu ihrer Reconciliation für den katholischen 
Gottesdienst geschlossen bleiben müsse, und es wird hierfür in dem 
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letzterwähnten ^ Schriftstück auf die »canoniscben Bestimmungen« 
Bezug genommen. Diese Ansicht findet aber in dem canonischen 
Rechte fiberall keine Stutze. Das canottische Bechtsbuch behandelt 
an mehreren Stellen die Ansibnng priester lieber Functionen durch 
einen excommunicirten Priester, knfipft hieran aber nur strafrecht- 
liche Folgen für die betreffanden Priester, nicht aber die Wirkung, 
duss die Kirche , in der solche Handlungen vorgenommen werden, 
entweiht werde. 

c. 7. C. 11. qu, 3. 

Gap. 1. bis 6. 9* 10. X. de clerico exoom. ministr. (V. 27.) 
Die im canonischen Rechte anerkannten Pollutionsfälle be- 
stehen vielmehr lediglich in der Verübung einer Blutthat, einer 
Unzucht oder in der Benutzung der Kirche zur Bestattung eines 
Ungl&ubigen. 

Bichter, Lehrbuch des Kirchenrechts §. 306. S. 052. (Auf- 
lage 6.) 
Müller, (Domcap. zu Würzburg). Lexikon des Kirchenrechts 
und der römisch-katholischen Liturgie, Wurzburg 1842, 
8ub voce Pollution einer Kirche. 
Schmidt Liturgik der christlich-katholischen Religion, Passan 
1835. Bd. UI. S. 79. 
Auch hat der Angeschuldigte in seinem Itoricht an den Krieg»- 
minister vom 4. M&rz 1872 selbst anerkannt, dass die von ihm 
aufgestellte Theorie Jedenfalls keine absolut verpflichtende war. 
Denn wenn er in diesem Berichte anzeigt: 

dass er in Anbetracht der Tragweite, welche die ganze Ange- 
legenheit erhalten habe, sich verpflichtet gefühlt habe, dem 
apostolischen Stuhle ohne Verzug von der gesammten Sach- 
lage Kenntniss zu geben und dass die Instruction , welche er 
erwarte, wie er nicht zweifle, entwedv ohne WeUeres oder 
nach vorg&ngiger Verhandlung mit der k. Staatsregierung ge- 
eignet sein würde, die entstandenen Schwierigkeiten zu be- 
seitigen, 
so hat er damit eingeräumt, dass die katholische Kirche sich aller- 
dings in der Lage befand , die Mitbenutzung der Pantaleonakirohe 
durch die Altkatholiken ignorirai zu k^tonen. 

Bei dieser Sachlage hat die üeberzeugung nicht gewonnen 
werden können^ dass der Angeschuldigte durch Grundsätze der ka- 
iischen Religion zu dem von ihm erlassenen Verbot genüthigt ge- 
wesen sei. — 

Der Angeschuldigte beruft sich fexner darauf« dass dieses Ver- 
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« 

bot Seitens der päpstlichen Curie für gerechtfertigt erklärt worden 
sei und der Discipiinarhof hat zur Unterstützung seiner obigen 
Grande auf diese von dem Angeschuldigten behauptete Thatsnche 
Gewicht gelegt, jedoch mit Unrecht, da jtiber den Inhalt des nach 
Angabe des Angeschuldigten ergangenen päpstlichen Bescheides bei 
den Acten übemll nichts feststeht. Glaubte der Angeschuldigte, 
in dessen Händen sich diese Bescheidung befindet , aus derselben 
einen Vertheidigungsgrund entnehmen zu können, so wäre es seine 
Sache gewesen, dieselbe dem Disciplinarrichter vorzulegen. 

Konnten hiernach die von dem Angeschuldtgten zu seiner Yer- 
theidigung geltend gemachten Anführungen für durchgreifend nicht 
betrachtet werden, so bleibt gegen ihn die^ Thatsache des Ungehor- 
sams gegen die von seinem militärischen Vorgesetzten erlassenen 
Anordnungen bestehen. 

Anlangend das deshalb zu verhängende Strafmass, so ist mit 
dem Disciplinarhof anzuerkennen , dass der Inhalt der von dem 
Kriegsminister unter dem 5. März T872 an den Angescliuldigten 
erlassene Verfügung geeignet ist, das spätere Verhalten des letz- 
teren in einem milderen Lichte erscheinen zu lassen. Andrerseits 
kommt jedoch strafschärfend die Art und Weise in Betracht , wie 
der Angeschuldigte den Gonflict hervorgerufen hat. 

Wenn die Mitbenutzung der Pantaleonskirche durch die Alt- 
katholiken ihm Gewissenbedenken hervorrief, so wäre es seine Sache 
gewesen, dieselben dem Kriegsministerium vorzutragen. Statt dessen 
erliess er, ohne sich vorher mit der Militärbehörde in Verbindung 
gesetzt zu haben, unter dem 14. Januar 1872 die in der Anklage 
angeführte Verfügung an den Divisionspfarrer Lünnemann zu Köln, 
durch welche er diesen anwies : Die Kirche eo ipso als geschlossen 
zu betrachten, falls in derselben in sacrilegischer Weise von einem 
excommunicirten Priester Altardienste vorgenommen würden , und 
sich auf die Sacristei zu beschränken, soweit man nicht auch diese 
entweihe. 

Diese Anordnung lässt sich mit den Rücksichten, welche dem 
Angeschuldigten durch seine militärische Stellung auferlegt waren, 
nicht vereinigen. Er hätte es unter allen Umständen vermeiden 
müssen , gleich bei seinem ersten Schritt in dieser Angelegenheit 
eine so schroffe , ihn selbst und den p. Lünnemann vinculirende 
Stellung einzunehmen , zumal die von ihm vertretene Anschauung 
— wie bemerkt — im cauonischen Recht keine Begründung findet. 

Bei dieser Sachlage erscheinen die in dem angezogenen §. 46. 
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des Gesetzes vom 21. Juli 1852 bezeichneten geringeren Discipli- 
narstrafon der Verschuldung des Angeschuldigten nicht entspre- 
chend. Das Staatsininisterium hat es vielmehr für augemessen 
erachtet, von der in diesem Paragraphen ihm beigelegten Befagniss, 
die einstweilige Versetzung in Buhestand mit WartegeM zu yer- 
fugen, Gebrauch zu machen und es war daher, ohne dass es weiter 
auf die Erörterung des Punktes Hl. der Vorentscheidung ankam, 
wie geschehen zu erkennen. 

Berlin, den 26. Juni 1873. 

Königliches Staatsministerium. 
(L. S.) 

Oraf Eulenburg. 
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XVIII. 

Ueber das Erkeontniss des kgL preuss. GericMsiMfM Mr 
kirchliche Angetogenbetten vom 7. Januar 1874, 

abgednuM in Nr. 10. des preuss. JusHs^Ministerial-BkUies vom 

6. März 1874. 
Von Dr. Reuter. 

Unter der Flnth der seit dem Bestehen der Maigesetse gegen 
die katholische Kirche, ihre Bischöfe und Priester ergangenen Mi- 
nisterialrescripte , Oberprftsidial- und Regieraagserlasse , Uadräth« 
liehen und bargermeisterlichen Verfägungen, von welchen die Spal* 
ten der öffentlichen Blätter erfüllt sind, erregte neuerlich der Br- 
lass des Oberprftsidenten der Provinz Westfalen an den Hoch wür- 
digsten Herrn Bischof von Paderborn vom 29. März er. darum un- 
sere besondere Aufmerksamkeit, weil er sich als die erste Frucht 
der richterlichen Thätigkeit des durch das Gesetz vom 12. Mai 
1873 in's Leben gerufenen königlichen Gerichtshofes Mr kirchliche 
Angelegenheiten erweist. Derselbe lautet: 

Munster, den 29. März 1874. 

Nachdem der königliche Gerichtshof f&r kirchliche Angelegen- 
heiten anf die von dem vormaligen Caplaneiverweser Mönnikes zu 
Lippspringe eingelegte Berufung an den Staat mittels des Ew. bi- 
schöflichen Hoch wurden insinuirten, zufolge §. 35. des Gesetzes vom 

12. Mai V. J. (G.-S. S. 198.) rechtskräftigen Erkenntnisses vom 7. 
Januar d. J. entschieden hat, 

dass die Verfügungen Ew. bischöflichen Hochwflrden, bezieh- 
ungsweise des Generalvicariats vom 13. October und 29. No- 
vember 1870, insoweit sie über den Berufenden die Suspension 
ab ordine et ofBcio verhängen, zu vernichten und die Kosten 
des Verfahrens ausser Ansatz zu lassen, 
muss in Gemässheit des §. 23. Abs. 1. des citirten Gesetzes die 
Aufhebung der Vollstreckung der vernichteten Entscheidungen vom 

13. October und 29. November veranlasst und die Wirkung der be- 
reits getroffenen Massregeln beseitigt werden. 

Da solches bisher nicht geschehen ist und der p. Mönnikes 
unter dem 7. d. beantragt hat, dass die AusfAhrung des Erkennt- 
nisses in Gemässheit des §. 23. a. a. 0. nunmehr hwbeigeffihrt 
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werde, so richte ich hierdurch auf Grund des § 23. Abs. 2. a. a. 
0. an Ew. bischöflichen Hochwürden die ergebenste Auffordernng, 
die yernichteten Entscheidungen vom 13. Oclober und 29. Novem- 
ber 1870, insoweit dadurch über den p. Mönnikes die Suspension 
ab ordine et officio verhängt worden ist , in ihrer ferneren Voll- 
stafi^ckBig jaftobeton oad Aif Wiifcueg der behalt ^r VoUstreek- 
ung bere^.jetrpffaaj9n IfajSscogqlB zu beseitigen^ Pur die Erledig- 
ung dieser Auffordung wird hierdurch eine vierwöchentliche Frist 
— vom Tage der Behändigung der gegenwärtigen Mittheilung* an- 
gerechnet — mit der Massgabe bestimmt, dass bei fruchtlosem Ab- 
laufe dieser Frist unter Vorbehalt der Anwendung fernerer Execu- 
tivmittel die Festsetzung ^ind Ginziehnng einer Geldstrafe ron fünf- 
hundert Thalem erfolgen wird. 

G«gen diese Verfügung steht Ew. bischöflichen HochwOrden in 
Qemässfaeit des %. 23. Abs. 3. a. a. 0. die Beschwerde bei dem 
königliehen Gerichtshöfe für kirchliche Angelegenheiten offen. 

Der Oberpräsident von Westfalen, 
gez. V. Kühlwelier. 

Darauf erfolgte nachstehende Antwort: 

Paderborn, den 1. April 1874. 
Auf das geehrte Schreiben vom 29. v. M. , den ehemaligen 
Caplaneiverweser Mönnikes in Lippspringe betreffend, beeile ich 
mich, Ew. Excellens ergebenst zu erwiedern, dass ich die Campe- 
tena des ißniflichen Oenchiskofes für kirchliche Angelegenheiten in 
der Sache des gedachten suspendirten und excommunieirien Prie- 
sters nicht anerkennen und daher auch Bur Ausführwug seiner Eni- 
Scheidung nicht mitwirken kann und nie mitwirken werde. 

Der Bischof von Paderborn, 
gez. Dr. Conrad Martin. 
Diese Antwort bezeicbnet kurz und bnndig den Standpunkt 
eines seiner Pflicht getreuen OberUrtefl * ). Dieser Standpunkt ist 

1) Die Correspondenz des Oberpräsidenten mit dem Herrn Bisdiof hat, 
seitdem diese Zeilen geschrieben wurden, folgende Fortsetzung erhalten. Der 
Öberprasident schreibt an den Bischof (cf. Germania Yom 13. Mai 1874) : 

»Münster, den 11. Mai 1874. 

Mittels de« Ew. bisehftfliohen Hochwfirden imter dem 1. April d. J. zu- 
gestellten Schreibens Tom 29. Man d. J. 2480 richtete ich auf Grnind des §. 
23, Absatz 2. des Gesetzes über die kirchliche Disciplinargewalt and die Er- 
richtung des königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten vom 
12. Mai y. X, (G.-S. S. 198.) an Ew. bischöflichen Hochwürden die Aufforder- 
ung, die durch das Erkenntniss des königlichen Gerichtshofes für kirchliche 
Angelegenheiten Tom 7. Jamiar d. J. in der BerufoQgssaehe des vormaligen 
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selbstverdtändlich auch der nnsrige. Dar Bischof kann ohne Ver- 
letzung seines Gewissens, seiner A.intspflictit, seines dem Oberhanpte 
der Kirche geleisteten Eides dem Gerichtsbofi) för kirchliche Ange- 
legenheiten nicht die Befagniss zugestehen , die von ihm , als dem 
kirchlichen Richter in seiner Diöcese, erlassenen DisciplinareDtschei- 
dungen zu revidiren, zu vernichten oder auch gut zu heissen. 



CaplaneiYerwesers Mönnihes in Lippspringe vernichteten Entscheitoigl«!! Ew. 
bischöflichen Hochw&rden resp. dero Genenlvicariats fom 13. October und 29. 
November 1870, insoweit dadurch über den etc. Mönnikes die Sospension ab 
ordine et officio verhängt worden, in ihrer ferneren Vollstreckung aufzuheben 
nnd die Wirkung der behufs der Vollstreckung bereits getroffenen Massregeln 
zu beseitigen. 

FOr die Erledigung dieser Auff>rdenmg wurde durch das bezeichnete 
Schreiben eine vierwöchentliche Frist mit der Massgabe bestimmt , dass bei 
fruchtlosem Ablauf dieser Frist unter Vorbehalt der Anwendung fernerer Exe- 
cutivmittel die Festsetzung und Einziehung einer Geldstrafe von 500 Thlr. 
erfolgen ^ürde. 

Der hiemach vorgesehene Fall ist nunmehr eingetreten, da Ew. bischSf- 
lichen Hochwürden der bezeichneten Aufforderung innerhalb der anberaumten 
Frist weder nachgekommen sind, 'noch auch die gegen die diesseitige Requisi- 
tion in Gemassheit des §. 23. Absatz 3. a. a. 0. zuständige Beschwerde bei 
dem königlichen Gerichtshofe fQr kirchliche Angelegenheiten eingelegt, zudem 
aber noch mittels Schreibens vom 1. April d. J. die ausdruckliche Erklärung 
abgegeben haben, dass Sie die Competenz des gedachten Gerichtshofes in der 
Mönnikes*schen Sache nichs anerkannten, und daher auch zur Ausführung der 
Entscheidungen des Gerichtshofes nicht mitwirken könnten und nie mitwirken 
würden. 

Dass diese Erklärung den Lauf der gestellten Frist nicht unterbreche, 
vielmehr nach Ablauf derselben in der Sache weiter werde vorgegangen werde, 
habe ich Ew. bischöflichen Hochwürden bereits mittels Schreiben vom 8* d. 
mitgetheilt. 

Bei dieser Sachlage wird nunmehr hierdurch die bezeicluiete Geldstrafe 
von 500 Thalern »FOnfhundert Thalem« unter dem Bemerken festgesetit, 
dass die königliche Regierung zu Minden wegen Einziehung des Betrages mit 
Anweisung versehen ist. 

Gleichseittg richte ich an Ew. bischöfliche HochwQrden die erneute Auf- 
forderung, binnen einer ferneren vierwöchentlichen , vom Tage der Zustellung 
dieses Schreibens an laufenden Frist, die durch das Erkenntniss des königlichen 
Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten vom 7. Januar d. J. in der Be- 
rufungssache des vormaligen Caplaneiverwesers Mönnikes in Lippspringe ver- 
nichteten Entscheidungen Ew. bischöflichen HochwQrden resp. dero Generalvi- 
cariats vom 13. October und 29. November 1870 , insoweit dadurch über den 
etc. Mönnikes die Suspension ab ordine et officio verhängt worden , in ihrer 
ferneren Vollstreckung aufzuheben, nnd die Wirkung der behufs der Vollstreck- 
ung bereits getroffeden Massregeln zu beseitigen, widrigenfalls eine anderweite 
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Darum kann er zar Ansfuhrnng eines von diesem Oeriebtshofe 
erlassenen Urtheils nicht mitwirken und der starke Staat steht mit 
seiner Executive auch hier vor der stärkeren Macht des chrisUicben 
Qe Wissens.. 

Auch der Widerspruch, in welchem das Gesetz vom 12. Mai 
1873 durch die Einfuhrung des königlichen öerichtshofes für kirch- 
liche Angelegenheiten mit der preussischen Staatsverfassung, selbst 
in ihrer neuerdings modificirten Gestalt getreten ist, zeigt sich ao 
einem Specialfalle, wie der vorliegende in seiner ganzen Schärfe. 
Der Art. 15. der Verfassung vom 31. Januar 1850 gewährt der 
katholischen Kirche daK^ Recht, ihre Angelegenheiten seJbsistafuiig 
zu ordnen und zu verwalten. Zwar fügt das Gesetz vom 5. April 
1873, betreffend die Abänderung der Art 15. und 18. der Verfiis- 
sungsurkunde vom 31. Januar 1850, die Einschränkung hinzu, dass 
sie den Staatsgesetzen und der gesetzlich geordneten Aufsicht des 
Staatet unterworfen bleibe, es liegt aber auf der Hand, dass, wenn 
die für die SelbsiständigkeU der Kirche durch die Yerfassuag ge- 
gebene Garantie Aberhaupt einen Sinn und eine Bedeutung haben 
soll, die zu erlassenden Staatsgesetze nicht von der Art sein dürfen, 

Geldstrafe von 800 Thlr. »Achthundert Thalern« gegen Ew. bischöflichen Hoch- 

w&rden mr Festsetzung nnd Einziehong gelangen würde. 

Der Oberpräsident Ton Westfalen. 

V, Kühlwetler. 
An den Herrn Bischof von Paderborn, 

Dr. Conrad Martin, 
Bischöfliche Hochwürden 
zu Paderborn. 

Der Herr Bischof antwortete: 

»Ew. Ezcellenz kann es als einem Katholiken nicht unbekannt sein, 
dass ich durch die Ausführung des Erkenntnisses des königlichen Gerichts- 
hofes für kirehliche Angelegenheiten den yormaligen Caplaneiverweser Mön- 
nikes zu Lippspringe betreffend, meinen, Gott nnd der h. Kirche geschworeneB 
h. Eid brechen würde. Auf die unter dem 11. d. unter neuen Straffestsetz- 
ungen und Strafandrohungen erneuerte Aufforderung zur Ausführung des oben 
gedachten Erkenntnisses erwidere ich daher mit dem Ausdrucke def Bitte, 
Sieh überzeugt halten zu wollen , dass ich meinen htUigen hi$chöfiichen 
Eid nie und nimnu;!'' brechen werde. 

Paderborn» den 16. Mai 1874. 

Der Bischof von Paderborn. 

gez. Dr. Conrad Martin. 

An den königlichen OberprSsidenten von Westfalen, 

Wirklichen Geheimenrath Herrn v. Kühlwetter, 

Eicellenz zu Münster. 

Die während des Druckes erfolgte weitere Correspondenz zwischen dem 

OberprSsidenten und dem Herrn Bischöfe von Paderborn ist als Anhang beigedruckt 
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dasB dadurch alle Selbstständigkeit der Kirche in der Ordnung und 
Leitung rein kirchlicher Angelegenheiten wieder beseitigt wird« 

Ferner hat zwar der Art. 18. der Yerfassungsurkunde, welcher 
bestimmt; dass das Emennungs-, Vorschlags-, Wahl- und Bestätig- 
nngsrecht bei Besetzung kirchlicher Stellen, so weit es dem Staate 
zusteht und nicht auf dem Patrenat oder besondern Bechtstiteln be- 
ruht, anfgeheben ist, durch das Oesetz vom 5. April 1873 den Zu- 
satz erhalten, dass im üebrigen das Qeaei» die Befugnisse des Staa- 
tes hinsichtlich der Vorbildung, Anstellung und EnÜassung der 
Oeistlichen und Beligionsdiener regle und die Crrenaen der kireh- 
liehen DiseifiinargewaU fesUtdle^ aber es gilt auch von diesem Zu- 
sätze das vorher Gesagte, dass nftmlich die in Bezug auf die Vor- 
bildung, Anstellung und Entlassung der Geistlichen zu erlassenden 
Staatsgesetze nicht eingreifen dürfen in die verfassungsmässig garan- 
tirte Selbstständigkeit der Kirche. 

Dieses ist aber, wie Herr Peter Beichensperger schon bei der 
Maigesetzdebatte selbst und dann neuerdings gelegentlich der Be- 
gründung seines Antrages, betreffend die Beseitigung der Maige- 
setze in der 16. Sitzung des preussischen Abgeordnetenhauses vom 
10. December 1873 (cf. S. 273. der stenogr. Berichte) in aberzeu- 
gender Weise dargethan hat, bei den Maigesetzen der Fall. Er sagte 
hierüber bei der letzteren Gelegenheit, indem er die Fluth von Be- 
einträchtigungen, welche in dem kurzen Laufe von drei Jahren ge- 
gen die höchsten und innersten Interessen, namentlich der katho- 
lischen Kirche , im Wesentlichen aber auch gegen alle christlichen 
Kirchen in Preussen verwirklicht worden sind, aufzählt. Folgendes: 
»Und nun , m. H., beginnt die Krönung dieses Werkes durch die 
Maigesetze und durch den Sturmlauf auf die Verfassungsurkunde, 
den der Herr Gultnsminister nicht einmal lUr nothwendig erachtet 
hatte, indem er erklärte, sich mit der thatsächlichen Beseitigung 
derselben durch Einzelgesetze zu begnügen. Es ist das nicht 
filr zulässig erkannt worden, es umrde vielmehr in die formelle ÄeU' 
derung des Staatsgrundgeseises eingdretetit jedoch mit eimem Effect^ 
von dem ich heute^ wie damaJs behaupte , dass dieee Verfassung^' 
Veränderung nichi die Schranke aufgehoben hat , wdche der JEr- 
lassung der Maigesetjse entgegenstand und noch entgegensteht. Denn 
so ' lange Sie nicht dus Energie haben^ das verfassungsmässige Pr i n- 
cip der Freiheit und Sdbstständigheü der Kirche in Ordnung und 
Verwaltung ihrer Angelegetiheiten als solches bu cassiren^ so lange 
können imd dürfen alle Oesetee^ welche in dieser Angelegenheit ge- 
geben werden , nur auf dieser Ch^mdlage der Anerkennung jener 
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Freiheit und Selbstständigkeit der Kirthe ergehen. Ich behaupte 
heuie^ me ich es damals behauptet habe , die Maigesetae sind ver- 
fassungswidrig und dartim nichtig^ w\d ich bedaure nur das Eine, 
dass unsere Verfassungsurkwtde nicht, wie manche andere die 
Möglichkeit gewährt, einen dessfallsigen richterlichen Ausspruch jsu 
erwirken. 

Nun, m. H., in diesen Maigesetzen wird zunächst bestimmt, 
dass ein geistliches Amt in Preussen nur bekleiden kann , wer auf 
staatKch reglementiften Anstalten seine Vorbildung erhalten uod 
wer vor einer Staatsprnfuugseomniiesion seine Qualifieation nachge- 
wiesen hat. Hat er aber diese Bedingungen erfüllt, dann kann er 
inimerbin in einem geistlichen Amte nur angestellt werden, wenn 
kein Einspruch des Oberpräsidenten dazwischen tritt. Meine 
Freunde und ich haben damals darauf aufmerksam gemacht, da^ 
mit einem derartigen Satze bei Weitem nicht blos das religi<^ 
Leben der Confessionen gefthidet werde, sondern wir haben behaup- 
tet, und ich meine, es liege auf der Hand, dass damit das Existenz- 
recht der Kirche, ja des Cbristenthums überhaupt beseitigt und ver- 
läugnet werde. Oder, m. H. — erkennen Sie denn nicht an , dass 
das Ghristenthum selbst und eine christliche Kirche wirklich ein 
Exietenzrecht nicht mehr hat, wenn man sagt: Du darfst das 
Evangelium nicht predigen ohne hohe obrigkeitliche Erlaubniss, Du 
darfst nicht Sacramente spenden ohne hohe obrigkeitliche Erlaub- 
niss des Oberpräsidenten.« 

Weiter bemerkte er, und das berührte grade unseren Fall : 
»Aber, m. H., nur noch eine andere Seite der Maigesetze er- 
lauben Sie mir, hier vorzuführen. Die Maigeseize bestimmen wei- 
ter , dass die geisüicl^ Jurisdictionsgetvalt nur ausgeübt werden 
könne von deutschen kirchlichen Oberen, sie bestimmen noch weiter^ 
dass die Berufung von aUen ürOieUssprücJien der deutschen geist- 
lichen Behörde an eine Staatsbehörde zulässig sein soll, und dass 
von dieser königlichen Staatsbehörde das Recht der Amtsentseieung 
gegen- Geisäiche und Bischöfe, die sich mit dem Gesetze in Wi- 
derspruch stellen, ausgeübt werdeti soUe. M. H. Sie er%Mte$yi sich 
vielleicht, dass icir Sie damals darauf hingeudesen haben ^ es. Ver- 
stösse der erste dieser Sätze materiell gegen unseren Glauben , in- 
dem das Princip der- fundofuenialen Einheit, welches wir als auf 
göttlicher Einsetzung Im-uhend erkennen, d^imit vcrJcamit, und ver- 
läugnet n^erde, indem dieses- Princip w der höcJhsten Jurisdiciions- 
gewalt des römischen Bischofs und Papstes sich manifestirt , Wir 
haben Ihnen iveiter gesagt , dass jede innere und äussere kirchliche 



klage des ausp. Vic, Mönnikes gepen Bischof van Paderborn, ^5 

Ordnung mit dem jmeiten S&tee unverträglich sei, dass an eine 
Laienhehorde soll appelürt werden von dem Spruch des Bischofs^ 
der einen Priester wegen ümvUrdijßoeit oder Irrlehre aus seinem 
geistlichen Amte entfernt hat ; da soU der Staat diesen verurtheilien 
Geistlichen in seinem geistUehefi Amte nmerhälb der katholischen 
Kirche schiiisen ! Und endlieh , diese Staatsbehörde soll OeisÜiche 
und Bischöfe voti einem Amte entsetzen , das der Staat nicht gAen 
Jcatm und hoffentlich nicht den thörichten Versw^ machen urird^ zu 
geben. AUeifi^ m. H., Sie haben uns gehört und Oberhörtf Sie hcd>en 
einseitig auf dem Boden geschaltet^ den der Herr 9S einen Wein-- 
berg€ genannt hat; Sie haben etwas gethan , von dem wir ihnen 
sofften^ dass Sie es nicht kömmt und nicht dürfen , — md wir 
stehen heute vor dem Anfang der Ernte dieser Drachensaat.€ 

Am vorliegenden SpecialMle sagten wir , zeige sich dieser 
Widerspruch der Maigesetze mit der Verfassnngsurkiinde in seiner 
ganzen Schärfe. 

Der Bischof suspendirt kraft des ihm in seiner Diöcese kir- 
chenyerfassungsmässig zustehenden Bichteramtes einen widerspen- 
stigen Geistlichen, indem er ihm zugleich die ihm fiüher ertheilte 
Administration einer Caplanstelle wieder entzieht , ab ordine et of- 
ficio, weil er die ihm in einer Dienstinstruction auferlegten Ver- 
pflichtungen gegen die Kirchengemeinde theilweise nicht weiter er- 
füllen will und den, seinem geistlichen Oberen schuldigen Gehorsam 
beharrlich verweigert. Der königliche Gerichtshof für kirchliche 
Angelegenheiten vernichtet die VerfQgungen des Bischofs und sei- 
nes Generalvicariats in Betreff der Suspension und nun verlangt der 
Oberpräsident auf Grund des §. 23. des Gesetzes vom 12. Mai 1873 
unter wiederholter Androhung resp. Festsetzung unerschwinglicher 
Geldstrafen, der Bischof selbst solle die Aufbebung der Vollstreckung 
der vernichteten Entscheidungen veranlassen und die Wirkungen 
der bereits getroffenen Massregeln beseitigen. 

Wie kann da, wo man von dem Bischöfe kirchliche Amts* 
bandlungen erzwingen will, welche gegen seine Pflicht und sein 
Gewissen sind , noch von einer Selbstständigkeit der Kirche in der 
Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten die Bede sein. Was 
für eine Selbstständigkeit ist es, wenn der rechtmäissige Kirchen* 
obere keinen Act seiner Jurisdiction gegen sane Untergebenen aus- 
üben kann ohne die Perspective auf ungeheure Geldstrafen , welche 
in ihrer ohne Beschränkung zulässigen Wiederholung zu seinem 
vollständigen Vermögenarnin fähren müssen. 

23* 
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Dabei kann nur die Widersetzlichkeit floriren, die kirchliche 
Ordnung aber mnss Schaden erleiden. 

Es ist indessen nicht unsere Absicht, den vorliegenden Fall 
einer näheren Beleuchtung Tom principiell kirchlichen und vertas- 
sungsni&ssigen Standpunkte zu unterziehen , wir haben vielmehr aus 
den oben erwähnten Oberpräsidialverfliguiigen gegen den Bischof von 
Paderborn Anlass genommen, dass auf die Berufung des vormaligen 
Caplaneiverwesers Mönnikes an den Staat ergangene Drtheil des 
Oerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten, womit dieser Gerichts- 
hof in der juristischen Welt sein Debüt gemacht bat, vom maige- 
setzlicben Standpunkte, selbst etwas näher ins Auge zu fassen. 

Die Frage ist also die , ob, wenn man von der principiellen 
ünannehmbarkeit des Oerichtshofes för kirchliche Angelegenheiten 
vom Standpunkte des katholischen Oewissens und von der Unver- 
einbarkeit der Maigesetze mit der preussischen Verfassungsurkunde 
gänzlich absieht, wenn man also die Coropetenz des Oerichtshofes 
für kirchliche Angelegenheiten voraussetzt, ohne sie zuzugestehen, 
ob von diesem Standpunkte das auf Instanz des p. Mönnikes von 
Seiten des gedachten Oerichtshotes gegen den Bischof von Pader- 
born erlassene Urtheil die juristische Probe besteht oder nicht. 

Das betreffende Erkenntniss, welches wir als Anlage beidrucken 
lassen, ist bekanntlich als Musterstück in Nr. 10. des preussischen 
Justizrainisterialblattes vom 6. März er. zur öffentlichen Eenntniss 
gebracht worden. 

Den Gründen desselben und anderweiter Information entneh- 
men wir folgenden Tbatbestand. 

Der p. Mönnikes, welcher schon seit dem Jahre 1851 eine 
oppositionelle Stellung seiner geistlichen Obrigkeit , insbesondere 
seinem Diöcesanbischofe gegenüber eingenommen und zu wieder- 
holten Malen in den Jahren 1853, 1855, 1857-1858, zur Bestra- 
fung im IMsciplinarwege wegen Unbotmässigkeit , Herabwürdigung 
und Beleidigung seiner geistlichen Vorgesetzten , theils auch wegen 
unstatthafter Aeusserungen in Predigten — Anlass gegeben hat, 
wurde, nachdem er zuletzt unter dem 21. August 1858 nach mehr- 
wöchentlichem Aufenthalt im Kloster zu Rietberg vor biechöflichen 
Gommissarien die Pflicht des Gehorsams, der Bescheidenheit und 
Demnth gegenüber der geistliehen Behörde von Neuem anwkannt 
und demgemäss zu handeln versprochen, durch bischöfliches Decret 
vom 5. Oclober 1858 mit der Administration der Caplanei zu Lipp- 
springe beauftragt. 

Für diese Caplanei war unter dem 20. Januar 1851 vom Ge- 
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neralvicariat zu Paderborn eine Dienstinstraction erlassen worden, 
wonach der Caplan iieben den stiftungsmässigen Obliegenheiten des 
ursprünglichen Caplaneibeneficiams, welches jedoch sp&ter durch an- 
derweite Einkünfte verbess^t ist, einen Theil der pfarramtlichen 
Functionen mit zu übernehmen hat. 

In Oemässheit dieser Dienstiustruetion wurde dem p. Mön- 
nikes bei Uebernabme der Administration der Kreis seiner ami- 
lichen Verpflichtungen gegen die Parochie zu Lippspringe angewiesen. 

Diese Anweisung befolgte derselbe auch bis ins Jahr 1870, 
nun aber verlangte er die Aufhebung der Dienstinstruction unter 
der Behauptung, dass sie mit dem Inhalte der Stiftungsnrkunde der 
Gaplanei im Widerspruch stehe. Nicht zufrieden mit jeiaer ihm 
nach anfänglicher Abweisung bewilligten Milderung der fraglichen 
Dienstinstruction verlangte er wiederholt deren völlige Aufhebung 
und erklärte, als er vom Generalvicariat bedeutet worden war, die 
Entscheidung des damals in Bom weilenden Bischofs abzuwarten, 
in einer schliesslichen Eingabe vom 5. September 1870, dass er sich 
vom 25. desselben Monats ab auf dem Standpunkt der Nothwehr 
stellen mfisse, falls bis dahin die Entscheidung nicht erfolgt sein 
wärde. ^ 

Da mit Ablauf des 25. September die Entscheidung des Herrn 
Bischofs resp. des Generalvicariats nicht eingegangen war, so Hess 
M. in der That am 26. September ej. a. dem Pfarrer K. in Lipp- 
springe die schriftliche Erklärung zugehen , dass er von Stunde ab 
die Dienstinstruction als nicht erlassen betrachte und fortan nur die 
Frühmesse als stiftmugamässiges Ofßclum, nicht mehr aber den Pfarr- 
gottesdienst abhalten werde , es sei denn , dass eine beiderseitige 
freie Vereinbarung darüber stattfinde. Zugleich mit dieser Aufkün- 
digung stellte er an den Pfarrer das Ansinnen, ihm für die nach 
Massgabe der Dienstinstruction seit zwölf Jahren beim Pfarrgottes- 
ilienste geleistete Hülfe eine Vergütung von 300 Thalern nebst Zin- 
sen zu zahlen zur Vermeidung der Klage vor dem geistlichen und 
weltlichen Bichter. 

Der Hochwürdigste Herr Bischof von Paderborn hatte inzwi- 
schen, noch bevor ihm über Vorstehendes von dem Pfarrer K. in 
Lippspringe Bericht erstattet wurde , in Erfahrung gebracht , dass 
M. durch eine im Laufe des Sommers in der Kirche zu Lippspringe 
gehaltene Fredigt bei vielen Katholiken schweren Anstoss erregt 
habe und darüber die Vernehmung eines zuverlässigen Zeugen veran- 
lasst. 

, Dieser Zeuge .hatte unter dem 14, September 1870 zu Pro- 
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toooU erkl&rt, M. habe in einer am 14. Angust ej. a. gehaltenen 
Predigt sich fiber die Yerhandlangen auf dem • vaticanischen Ck>ncil 
dahin ausgelassen , dass die grosse Majorität der auf dem Concil 
versammelten Bischöfe sich för die Unfehlbarkeit des Papstes ans- 
gesprochen, während eine Minorität, von der man wohl behaupten 
könne , dass auf ihrer Seite sich die Intelligenz und die Gelehr- 
samkeit befinde, sich dagegen erklärt habe. 

M. wurde nun zu seiner verantwortlichen Vernehmung auf 
den 30. September 1870 vor das General vicariat geladen und mit 
Bezug auf vorstehenden Thatbestand von einem der geistlichen 
Käthe des Generalvicariats unter Zuziehung eines ProtocoUföhrers 
über folgende Punkte verhört: 

1) über seine Weigerung, sich der erthcilten Dienstinstmetion 
gemäss an der Abhaltung des Pfarrgottesdienstes zu betheiligen, 

2) über einige in seiner Eingabe an das Generalvicariat vom 
5. September 1870 gebrauchte, anscheinend auf das Infallibilitäts- 
dogma bezugliche bedenkliche Ausdrücke, 

3) über die in derselben Eingabe und in dem Schreiben an 
den Pfarrer Klein vom 26. September enthaltenen Ausdrücke gegen 
das Generalvicariat und gegen verstorbene Mitglieder dieser Be- 
hörde, 

4) über Mittheilungen, die er anderen Personen über den In- 
halt seiner an die kirchliche Behörde gerichteten Eingaben gemacht 
habe, 

5) über die anstöesige Predigt vom 14. August. 

Nach dieser verantwortlichen und erschöpfenden Vernehmung, 
durch welche bei den Zugeständnissen des Beschuldigten in den 
wesentlichsten Punkten der volle Beweis erbracht wurde , liess der 
Herr Bischof von Paderborn durch einen seiner geistlichen Bälhe 
den p. M. mündlich eu sich bescheiden und eriheilte ihm die der 
Suspension vorauszuschickende monitio cationica unter Anärohmg 
der gedachten Censur. Ein schriftlicher Vermerk befindet sich dar- 
über allerdings nicht in den Acten, jedoch ist der Beweis dafor 
anderweit gesichei-t. *Es schien dem Bischof und sämmüidien 
T^GenerälvicaricUsräthen eine mündliche , liebevoll ernste Unter- 
^redung mit diesefn hartnäckigen Priester und eine daran geknüpfte 
T^perenUorische Monitio canonica als das Miste Mittel^ den harten 
^Sinn desselben eu brechen und ihn zur Umkehr su stimmen. Des- 
^halb ward die Ertheüung einer mündlichen Admonition in einer 
'kGeneralvicariatssitmng beschlossen und später der BescMm 
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*auch abgeführt ^ jedoch ohne dass die heahsichtigte Wirkung er- 
folgt u)&re%€ 

Erat nachdem die Fruchtlosigkeit der Admonition feststand, 
erliess der Herr Bischof von P. die in dem Erkenntnisse des 
Gerichtshofes für k. A. yom 6. Januar 1874 wörtlich abgedruckte 
Entscheidung vom 13. October 1870, mittelst welcher er 

a) da» Decret vom 5. October 1858, wodurch dem Mönnikes 
die Administration der Caplanei zu Lippspringe übertragen war, zu- 
rücknimmt und denselben dieser Administration enthebt, 

b) den p. M. zugleich für den Bezirk des Decanats Faderborn 
ab ordine et officio suspendirt , ihm somit die Yotnahme irgend 
eines kirchlichen Dienstes innerhalb dieses Bezirkes untersagt 

Die Suspension wurde später durch dnen Beschluss des Ge- 
neralvicariats zu Paderborn vom 28. Nov. 1870 im Auftrage des 
BischofiT auf den ganzen Umfang der Diöcese Faderborn ausge- 
dehnt Dieser Beschluss gründet sich darauf, das M. ungeachtet 
der ihm in einer Verfügung vom 28. October angedrohten Strafe 
die Räumung der Caplaneiwohnung hartnäckig verweigert und des- 
halb die Hülfe des weltlichen Armes habe in Anspruch genommen 
werden müssen. 

In der That musste M. auf gerichtlichem Wege ans der Gap* 
laneiwohnang exmittirt werden. 

Gegen die voratebend erwähnten Entscheidungen des Herrn 
Bischofs von F., resp. seines Generalvicars erhob M. am 23. Jtdi 
1873 Beschwerde bei dem durcl) die Maigesetzgebung von demselben 
Jahre ins Leben gerufbnen Gerichtshofes für kirchliehe Angelegen- 
heiten, 

In der Beschwerdeschrift führt er an , er habe gegen seine 
Suspension, weil sie nicht -auf einem formellen Erkenntnisse •beruhe, 
nicht appelliren können, sich daher damit begnügen müssen , gegen 
dieselbe als farmeil ungültig und materiell ungerecht zu protestiren. 
Nach vergeblichen Versuchen, von dem Bischof wenigstens die Ge- 
währung seiner Subsistenzmittel zu erlangen, habe er doch noch 
einen Versuch machen wollen, sich auf dem Wege des kirchlichen 
Instanzenzuges Recht zu verschaffen und habe deshalb am 4. Juli 
1871 bei dem erzbisehöflichen Stuhle zu Köln angefragt, ober seine 
Beschwerde, (nicht Appellation) gegen die Verfügung seines Bischofs 
vom 13. October 1870 klagbar beim Erzstuhle anbringen könne. 



1) Wir entnehmen ^ese Data einem Priyatsclireiben von zaverlässig- 
ter Seite. 
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Der Besdieid des Erzbiechofs von Köln vom 23. Juli 1871 (von 
welchem er Abschrift beigelegt hat) habe aber dahin gelaatet, 

dass eine Appellation gegen die bischöfliche Verfügung^ vom 
13. October 1870 schon, desshalb nicht ffir zulässig erach- 
tet werden könne, weil die gesetzliche Frist dalfir abge- 
laufen sei. 
Sein Antrag an den Gerichtshof fflr kirchliche Angelegenhei- 
ten ging dahin: 

1) die über ihn verhängte Suspension für formell ungültig und 
materidl ungerecht zu erklären, 

2) den Bischof oder bischöflichen Stuhl von P. zu verorthei- 
len, dass derselbe ihm bis dahin , dass er auf ordnungsmässigem 
Wege eine kirchliche Anstellung wiedererlangt habe , jährlich und 
zwar vom Tage sriner Einsetzung, 17. October 1870, oder vom Tage 
der Bechtskraft des Gesetzes vom 12. Mai 1873 ab auf Grand sei- 
nes bischöflichen Ordinationstitels die zu seinem Unterhalt erfor- 
deijichen Existenzmittel gewähre. 

Der Herr Bischof von F., welchem Abschrift dieser Beschwerde 
und eines Nachtrages zu derselben vom 25. August 1878 Ton Sei- 
ten des Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten mittelst Schrei- 
bens vom 8. September 1873 zur Gegenerklärung mitgetheilt wurde, 
erwiederte^) darauf am 18. September 1873 unter Hinw^sung auf 
die von den Bischöfen Preussens an das königliche Staatsministerinm 
am 28. Mai ej. a. gerichtete GoUectiveingabe nur, dass er die Com- 
petenz des Gerichtshofes in dieser rein kirchlichen Angelegenheit 
nicht anerkenne und als katholischer Bischof dem seiner Jurisdic- 
tion unterstehenden vormaligen Gaplaneiverweser Mönnikes das 
Becht nicht zugestehen , könne, gegen eine von ihm, dem Bischof, in 
kirchlichen Angelegenheiten getroffene Entscheidung sich an einen 
weltlichen Gerichtshof zu wenden, da solches allen Mii^liedera der 
katholischen Kirche durch die kirchlichen Gesetze unter Strafe der 
ipso facto eintretenden Ezcommunication untersagt sei. 

Der Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten hat sich , wie 
aas den Gründen seines Erkenntnisses erhellt , mit dem Petitum des 
p. M. ad 2, als seinem Geschäftskreise durchaus ferne liegend, über- 
all nicht befasst, dagegen aber, was den Antrag ad 1. anlangt , an- 
genommen, dass derselbe die Richtung verfolge^ welche in dem Oe* 
setae vom 12. Mai 1873 dem Bechtsmittel der Berufung an dei 



1) Diese Erwiederung befindet sich in den Person.-Acten des M. beiii 
bischöflichen Generalyicariat zu Paderborn. 
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Staat gegdten sei ; er hat es daher uicht für bedenklich erachtet, die 
Eingabe des M. so weit sie diesen Antrag enthält und begründet, 
als Anmeldongs- nnd zugleich als Bechtfertigungsschrift der Beruf- 
ung im Sinne der §§. 13, 15, 16. des allegirten Gesetzes aufzufas- 
sen. Der Tenor seiner Entscheidung lautet wörtlich : 

»dass die Verfügungen des Bischofs au Paderborn ^) be- 
ziehungsweise des bischöflichen Generalvicariats daselbst vom 
13. October und 29. Noyember 1870 , insoweit sie über den 
Berufenden die Suspension ab ordine et officio verhängen , zu 
vernichten und die Kosten des Verfahrens ausser Ansatz zu 
lassen. — 

Indem wir nun die Gründe dieser Entscheidung einer näheren 
Prüfung unterwerfen, wenden wir uns 

I. zu der auch von dem qu. Gerichtshofe an erster Stelle an- 
geregten Frage nach der jMtliehen Wirksamkeit des Gesetzes vom 
12. Mai 1873, concreter ausgedrückt , zu der Frage , ob die durch 
das allegirte Gesetz eingeführte Berufung an den Staat (§§.10-^23,) 
mit rückwirkender Kraft auch auf kirchliche Discipiiuarsachen zu 
erstrecken sei, wekhe vor dem Inkrafttreten des Qesetaes von dmi 
Bischöfen resp. deren Behörde verhandelt und entschieden sind. 

Der Gerichtshof gelangt durch Erwägungen über allgemeine 
processnalische Grundsätze zu dem Ergebnisse , dass die Berufung 
des Hönnikes nicht schon desshalb für unstatthaft erachtet werden 
könne, weil die angefochtenen Verfügungen ..vor Erlass des Gesetzes 
vom 13. Mal 1873 ergangen seien. Würde freilich , fügt er ein- 
schränkend hinzu, diesen Verfügungen die Wirkung^ rechtskräftiger 
JEntsckeidungeu zuzuerkennen sdn , so hätten diese durch kein spä- 
teres Gesetz wieder beseitigt werden können. Dass diese Voraus- 
setzung aber nicht zutreffe, wird dann im weiteren Laufe der Erör- 
terungen näher auszuführen gesucht. 

Wir sehen von diesen weiteren Erörterungen vorerst ab und 
beschäftigen uns nach dem Vorgange des Gerichtshofes zuerst eben- 
falls nur von allgemeinen Gesichtspunkten mit der Frage über die 
rückwirckende Kraft der Bestimmungen in den §§. 10, 11, 23. des 
Gesetzes vom 12. Mai 1873. 



1) Dem Bischof kommt der AmUtitel »Bischof von Paderborn« za, weil 
er nach der staatsgesetzlich anerkannten Bolle »De salute auimarnm« Bischof 
der Diöceae Paderborn nnd als solcher auch für seine Person landesherr- 
lich anerkannt ist. Es kann einer einzelnen Staatsbehörde nicht gestattet sein, 
die Amtstitel katholischer Bischdfe willkürlich umzugestalten und ihrer Be- 
deutung zu entkleiden. 
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Der Gerichtshof hat sich , um über diese Frage ins Klare za 
kommen, nach Analogien umgesehen und in dieser Beziehnng* die 
Uebergangsbestimmungen in Betracht gezogen , welche boi Erlass 
neuerer Processgesekze ^ betreffend das Straf- oder Disciplinar ver- 
fahren getroffen worden sind. Es sind dies 

a) der §. 184. der Verordnung vom 3. Januar 1849 über die 
Einführung des öffentlichen und mündlichen Verfahrens mit Ge- t 
sohworenen in Untersuchungssachen, 

b) Art. XXI. der Verordn. vom 25. Juni 1867 , (Oes.-S, S. 
921), betreffend das Strafrecht und Strafverfahren in den durch das 
Gesetz vom 20. September 1866 und die beiden Gresetze vom 24. 
December 1866 mit der preussischen Monarchie vereinigten Landes- 
theilen, 

c) §. 26. des Gesetzes vom 29. März 1844, (Ge8.-S. S. 77), 
betreffend das gerichtliche DiscipUnarverfahren gegen Beamte, 

d) §. 79. des Gesetzes über Dienstvergehen der Kicbter vom 
7. Mai 1851 (Ges.-S. 8. 218), 

e) §. 99. des Gesetzes über die Dienstvergehen der nicht 
richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852 (Ges.-S. S. 465), 
welche sämmtlich bis auf eine in dem letzterwähnten Gesetze sich 
zeigende Abweichung darin übereinstimmen, 

dass die Anwendung des neuen Gesetzes jedenfalls dann 
ausgeschlossen ist, wenn vor dessen Inkrafttreten bereits ein 
Urtheil erster Instanz ergangen war. 
Der Gerichtshof für k. A. bezeichnet indessen diese Analogie 
selbst als unzutreffend, indem er erwägt, dass das Rechtsmittel der 
Berufling an den Staat nicht als eine Erweiterung daß kirchUchen 
Instanzenznges zu betrachten sei und er selbst, der Gerichtshof, keine 
in das kirchliche Disciplinarverfahren eingefügte Instanz, vielmehr 
das Organ für die Ausübung der im Art. 18. der Verfussungsur- 
kunde in der Fassung des Gesetzes vom 5. April 1878 vorbehalte- 
nen staatlichen Befugnisse sei. 

Diese Entdeckung zu machen , bedurfte es Areilith keines be- 
sonderen Scharfsinnes und es wird wohl Niemand auf den seltsamen 
Gedanken kommen, in dem Gesetze vom 12. Mai 1873 eine Pro- 
cessordnung für die kirchlichen DisciplinarbehOrden , um uns eines 
von dem Gerichtshofe gebrauchten Ausdruckes zu bedienen , finden 
zu wollen. 

Man sollte indessen meinen, dass die richtige Erkenntniss von 
dem, was der königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten 
vorstellt und was seine Aufgabe ist, bei weiterem Nachdenken den 
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Verfasser des Urtheils vom 7. Januar er. zu einem ganz anderen 
Ergebnisse hätte fuhren mässen, als zu dem, welches von ihm wei- 
terhin entwickelt wird. 

Weil vermöge. des Verhältnisses, in welchem der Gerichtshof 
für kirchliche Angelegenheiten zu den kirchlichen Disciplinarbehör- 
den, resp. zn den Bischöfen steht, die oben allegirten, fflr den Ue- 
bergang aus einem älteren staaüichen Processverfahren in ein der- 
gleichen neueres gegebenen Bestimmungen auf das vorliegende Sach- 
verhältniss unanwendbar sind, so müsse man, meint der Gerichts- 
hof , bei dem allgemeinen Grundsatze stehen bleiben , dass proees^ 
suaUsehe Vorschriften , wenn der Gesetzgeber ein anderes nicht be- 
stimmt hat , gofcHrt mit ihrer Gesetzeskraft ihre volle Wirksamkeit 
entfalten und ihre Anwendung insbesondere dadurch nicht ausge- 
schlossen werde, dass die in dem Verfahren zu erörternden Thatsa- 
chen einer älteren Zeit angehören. 

Nun ist dieser Satz an sich zwar nicht zu bestreiten, es wäre 
aber doch ein gewaltiger Irrthum, annehmen zu wollen, dass es sich 
in dem Gesetze vom 12. Mai 1873 lediglich um processualische 
Vorschriften, und nicht um ganz andere Dinge handle. 

Wenn, wie bemerkt, das hier in Bede stehende Urtbeil vom 
7. Januar er. selbst den Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten 
als ein Organ fSr die Ausfibung der im Art 18. der Verfassungs- 
urkunde in der Fassung des Gesetzes vom 5. April 1873 vorbehal- 
tenen staatlichen Befbgnisse bezeichnet, so lag doch wohl der Ge- 
danke nahe, sich die Maigesetze , insbesondere dasjenige vom 12. 
Mai einmal darauf hin näher anzusehen, in wie weit darin, ausser 
den processualischen Vorschriften über die Berufung an den Staat 
und das dabei zu beobachtende Verfahren , Vorbehalte eu Gunsten 
staatlicher Befugnisse gemacht sind. Ebenso dürfte nicht zu be- 
streiten sein , dass , wenn es einer fSrmlichen Verfassungsänderung 
bedurft hat, um dem Staate Befugnisse in Bezug auf die kirchliche 
Disciplinargewalt vorzubehalten , die letztere vor der Verfassungs- 
veränderung und den daraufhin als Ausfl&hrungsbestimmungen er- 
lassenen, freilich über den Bahmen der Verfassungsänderung weit- 
binausgehenden Maigesetzen — vermöge der der Kirche staatsgrund- 
gesetzlich garantirten Selbstständigkeit in der Ordnung und Ver- 
waltung ihrer Angelegenheiten — ohne irgend welche Beschränkung 
Seitens des Staates im Besitze der verfassungsmässigen kirchlichen 
Organe gewesen sein muss. 

In der That hat hierüber auch während der ganzen Zeitpe- 
riode von Einführung der preussischen Verfassung im Jahre 1850 
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bis zur Verfassungsabänderung im Jahre 1873 weder bei den Ver* 
waltuugsbehördeii , noch bei den Gerichten irgend ein Zweifel be- 
standen. 

Wenn nun der Staat im ersten Abschnitte des Gesetzes vom 
12. Mai, welcher, die §§. 1—9. umfasst, sich geradezu als Gesetzge- 
ber auf dem Gebiete der durch Kirch enj^esetze yollkommen geregel- 
ten kirchlichen Disciplinarsachen gerirt, wenn er im §. 1. die Juris- 
dictionsgewalt des Oberhauptes der Kirche geradezu eHminirt, in den 
§§. 2—5. der kirchlichen Disciplinarbefugniss ihre Gränzen ver- 
schreibt, in den §§. 6—8. das kirchliche Discipliuarverfahren in sei- 
ner Handhabung und in Bezug auf die Vollstreckung der Strafm der 
Aufsicht des Oberpräsidenten unterstellt, welchem als Zivangsmassregel 
die — so lange, bis dem Gesetze genügt ist, zulässige Verhängung 
und Wiederholung von Geldstrafen bis zu 1000 Thalern zu Gebote 
steht , so sind das unzweifelhafte Vorschriften , welche dem Gebiete 
des materiellen Rechtes angehören und durch welche die katholische 
Kirche in Prenssen und ihre verfassungsmässiffen Organd, die Bi- 
schöfe, in ihren wohlerworbenen Rechten in wesentlichster Weise ge- 
schädigt werden. Denn mit denselben ist nicht allein die durch das 
Staatsgrundgesetz vom Jahre 1850 gewährleistete Selbstständigkeit 
der Kirche beseitigt, sondern es sind damit auch die nach den , auf 
Staatsverträgen beruhenden und als Staatsgesetze anerkannten Cir- 
cumscriptionsbullen der preussischen Bisthümer , insbesondere der 
Bulle »De salute aninarumc den Bischöfen über Geistliche und 
Laien ihrer Diöcesen zustehenden Diöcesan- und Ordinationsrechte 
jeglicher Art auf das Wesentlichste geschmälert. 

Ganz von derselben materiellen Bedeutung ist die Einfuhrung 
der Berufung an den Staat und die Einsetzung eines königlicheo 
Gerichtshofes mit der Befugniss, kirchliche Disciplinareutscheidungen 
zu cassiren und Kirchendiener auf Einschreiten des Staates ihres 
Amtes zu entsetzen. (§§. 10—12. 24. 1. c.) 

Zwar handelt es ^ich in allen hier erwähnten Beziehungen nicht 
um Privatrechte, sondern nm öffentliche, uqa verfassungsmässige 
Rechte der Kirche and ihrer leitenden Organe, nichts desto weniger 
aber um wohlerworbene Rechte , welche durch die Maigesetze eine 
Abänderung erfahren haben und in solchem Falle ist es nicht zu- 
lässig, den abändernden Bestimmungen eine ruckwirkende Kraft bei- 
zulegen. Denn die Befugniss , die Jurisdiction der Bischöfe zu be- 
schränken, welche seit dem 12. Mai 1873 der Staat in kirchlichen 
Angelegenheiten für sich in Anspruch nimmt , hat er vorher Qutschie- 
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den nicht gehabt, was also an Mrchlichen Jurisdictionsacten in die 
frühere Zeit f&llt, muss davon unberührt bleiben. 

Wenn mithin der königliche Gerichtshof in den Gründen des 
Urtheils vom 7. Januar er. sich zur Begründung seiner Ansicht 
über die Anwendbarkeit der Vorschriften des Gesetzes vom 12. Mai 
1874 mit ruckwirkender Kraft aaf die Cab.-Ordre vom 11. October 
1839 (Qes.S. S. 329), auf das Erkennthiss des Obertribunals vom 4. 
November 1862 {Striethorst^ Archiv Bd. 47. S. 133), auf Bornemanns 
Erörterungen auf dem Gebiete des preussischen Bechts S. 62. und 
auf eine Abhandlung Hoffmann's in OruthoVs Archiv Bd. XI. S. 
492 ff. beruft, so beweisen diese Citate sämmtlich Nichts für die hier 
in Kode stehende Frage, weil darin nur von processaalisehen Vor- 
schriften die Bede ist. 

Im Gegentheil bestätigt sowohl Bomanann als auch Hoffmann 
a. a. 0. sogar ausdrücklich , dass überall da , wo wohlerworbene 
Rechte in Frage stehen , dieselben den Schutz des Rechts in An- 
spruch nehmen dürfen, unter welchem sie erworben worden. 

Uebrigens beruht der allgemeine Grundsatz , ^ dass processua- 
lische Vorschriften ihre Wirksamkeit anch auf ältere, d. i., vor ihrer 
Publication liegende Thatsachen erstrecken, auf der Voraussetzung, 
dass ältere, für die staatlichen Gerichte erlassene Processvorschriften 
vom staatlichen Gesetzgeber durch neue Processvorschriften für die 
staatlichen Gerichtsbehörden ersetzt, resp. abgeändert werden und 
die neueren, wie die älteren Bestimmungen ihrer Art nach derselben 
Kategorie (Civilprocess, Strafprocess oder Disciplinarverfahren) ange- 
hören. Diese Voraussetzung trifft hier keineswegs zu, vielmehr haben 
wir es mit einem iStaategesetze zu thun , welches der Mrchlichen 
Jurisdidionsgetcalt Gränzen zieht, von denen früher keine Rede war. 
Dass man eine auf die Grenzen zwischen Staat und Kirche bezüg- 
liche Gesetzgebung nicht mit dem Massstabe einfacher Processvor- 
schriften messen kann,- ist eigentlich selbstverständlich. 

Auch noch eine andere Seite der Betrachtung lä.*?st sich der 
Sache abgewinnen. 

Das Rechtsmittel der Berufung an den Staat beruht, wie aus 
den §§. 10 — 12. in Verbindung mit §. 1 ff. des Gesetzes vom 12, 
Mai erhellt, auf der Voraussetzung eines vom kirchlichen Richter 
begangenen Missl)rauehs der kirchlichen Amtsgewalt. Dieser Miss- 
brauch wird darin gefunden, dass bei einem kirchliclien Disciplinar- 
nrtheile die in den allegirten gesetzlichen- Bestimmungen gezogenen 
Grenzen kirchlicher Seits überschritten werden. 

Der Amtsmissbrauch ist daher als ein Vergehen gegen die 
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staatliche Ordnung aufgefasst , gegen welches der Staat durch den 
Oerichtshof für kirchliche Angelegenheiten und resp. durch den nach 
§. 23. 1. c. zur Ausführung der Urtheile desselben berufenen Ober- 
prftsidenten seine Repression auszuüben habe , und das eigenUiche 
Wesen des sog. Reehismiitels der Berufung eeigl sich darin , €UiSs 
der mü seiner Bestrafung uneufriedcne kirchliche Untergebene sei- 
nen kirchliehen Oberen in der RoUe eines Angeschuldigten vor etn, 
für diesen Zweck eigens eingerichtetes weltliches Ausnahmegericht 
steUt. Verh&lt sich die Sache aber so, dann liegt doch auf der 
Hand, dass man den kirchlichen Oberen nicht fflr Handlungen ver- 
antwortlich machen kann , welche zur Zeit , als sie vorgenommen 
wurden, vom Staate völlig unbeanstandet waren und denen der Cha- 
rakter eines Vergehens! gegen die bürgerliche Ordnung erst darch 
ein sp&teres Gesetz aufgeprägt worden ist. Da nun der sog. Miss- 
brauch der geistlichen Amtsgewalt in der That erst durch das Ge- 
setz vom 12. Mai 1873 seinen legalen Thatbestand erhalten hat, so 
bedarf es wohl keines weiteren Nachweises , dass ein Kirchenoberer 
sich dieses Vergehens durch Ausübung kirchlicher Jurisdictionsacte 
nicht eher schuldig machen konnte , als von dem Zeitpunkt ab , an 
welchem das Gesetz ^om 12. Mai 1873 in Kraft getreten ist. 

Mit welchem Becht wollte man auch an die Discipllnarent- 
scheidungen eines Kirchenoberen den Massstab von Vorschriften le- 
gen, welche zur Zeit , als die Entscheidungen ergingen , noch gar 
nicht eiistirten, und mit welchem Uechte könnte man einen Kirchen- 
oberen, wie es der §. 23. cit. will , durch Oeldstrafen bis zu 1000 
Thalern zwingen , in den Bereich seiner Jurisdiction fallende Ent- 
scheidungen, welche er vor den Maigesetzen bona fide und im vollen 
Bewusstsein seines auch staatlicherseits unbeanstandeten Bechts er- 
lassen, in ihren Wirkungen rückgängig zu machen. 

Wo gäbe es endlich eine Qrenee der Zeit , an tgelcher die 
rückwirkende Kraft der Maigesetse Halt au machen .hätte ? Die 
angefochtenen Verfügungen des Herrn Bischofs v. P. und seines Ge- 
neralvicars sind fast drei Jahre vor Erlass der Maigesetze ergangen, 
sie würden nach der Theorie des Gerichtshofes für kirchliche Ange- 
legenheiten auch durch ein zwanzigjähriges Alter gegen das Ein- 
schreiten des Gerichtshofes nicht gesichert gewesen sein. 

Das Drtheil vom 7. Januar er. unterscheidet zwar zwischen 
rechtskräftigen und nicht rechtskräftigen Entscheidungen, indem es 
die Meinung ausspricht, dass wenn den hier in Bede stehenden Sns- 
pensionsbeschlüssen die Wirkung rechtskräftiger Entscheidungen bei- 
zumessen wäre, diese dann durch kein späteres Gesetz würden haben 
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beBeiiigt werden kdiuen, alleüi^ wenn man äberhaapt berechtigt w&re, 
dem Gesetze vom 12« Mai rückwirkende Kraft beizulegen , so liesse 
sich eigentlich kein Qrund absehen, warum nicht auch ältere rechts- 
kräftige Entscheidungen der Eirchenoberen , insofern sie den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes zawiderkufen , zum Gegenstande der 
Berufung an den Staat sollten gemacht werden können. Wie kann 
die Bechtekraft einer kirchlichen Entscheidung für die Berufung an 
den Staat ein RUiderniss sein« wenn §. 12. des Gesetzes vom 12. 
Mai im Gegentheil diese Berufung von der Bedingung abhängig 
macht, dass die gegen diese Entscheidung zulässigen Becbtsraittel bei 
der kirchlichen Instanz ohne Erfolg geltend gemacht worden seien. 

Die Eiolegung der Berufung beruht dagegen allerdings auf der 
Voraussetzung der Existena des Gerichtshofes für ktrchiiehe Ange^ 
legctiheUen. Bei diesem ist die Berufung schriftlich anzumelden, 
nnd zwar in Fi^Uen, wie der vorliegende , nach §. 10. Nr. 2. und 
§. 11. Nr. 1. von dem durch die kirchliche Entscheidung Betroffenen 
innerhalb vier Wochen, gerechnet vom Ablaufe des Tages, an welchem 
die Entscheidung mit Gründen ihm zugestellt ist. Grade in dieser 
Bestimmung liegt also ein Grund mehr fflr 'die Richtigkeit der An- 
sicht, dass die Berufung gegen kirchliche Entscheidungen , welche 
vor den Maigesetzen liegen , nicht zulässig sei. Die gegentheilige 
Ansicht des Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten ist mit dem 
Wortlaute nnd Sinne des Gesetzes vom 12. Mai dnrchaus unver- 
einbar. 

Noch klarer erhellt dies aus einer Vergleichung des §. 13. 
dieses Gesetzes mit dem vorletzten Alinea des §. 16. des Gesetzes 
vom 11. Mai. In der letzteren Stelle ist dieKede von dem Rechts- 
mittel der Berufung, welches dem geistlichen Oberen wider die von 
dem Oberprflsidenten gegen die Anstellung eines Geistlichen erhobene 
Einspruchserklärnug zusteht. »Gegen diese Einspruchserklärung,c 
heisst es, »kann innerhalb dreissig Tagen bei dem königlichen Ge- 
richtshöfe far die kirchlichen Angelegenheiten! und sa lange dessen 
Einsetzung nicJU erfolgt ist , bei dein Minister der geistlichen ^n- 
gelegenheiten Berufung eingelegt werden. Im §. 13. des Gesetzes 
vom 12. Mai ist dagegen nichts davon zu lesen , dass für die Zwi- 
schenzeit vom Tage des Inkrafttretens des Gesetzes bis zur Einsetz- 
ung des Geric1)tshofes die Berufung bei dem Minister der geistlichen 
Angelegenheiten angemeldet werden könne, und doch hätte es nahe 
gelegen , eine solche Bestimmung zu treffen , wenn der Gesetzgeber 
die Berufung gegen kirchliche Entscdieidungen , welche in diese 
Zwischenzeit füllen , hiltte zulassen wollen. Hut er dies aber nicht 
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gewollt, so Itet sich logisch mit am so sUrktr^n GruQde behaup- 
ten, dass er aach nicht an die Zul&ssigkeit der Berafang gegen kirch- 
liche Entscheidungen, welche noch vor den Maigesetsen eriftwen sind, 
gedaclit haben kann. 

Hiernach gelangen wir vi dem Schlüsse, dass nnr die seit d^ 
thatsächlichen Einsetzung des k^ynigliclien Gerichtshofes ergangenes 
kirchlichen Disciplinarentscheidungen , wenn die dagegen zalftssigHi 
Rechtsmittes bei der vorgesetzten kirchlichen Instanz ohne Erfolg 
geltend gemacht sind, Gegenstand der Berufung an den Staat sein 
kennen, nicht die früheren, namentlich die vor den Maigesetsen er- 
lassenen, dass also die Bemfung des p. MOnnikes schon ans diesem 
Grande von dem Gerichtshofe hätte abgewiesen werden müssen. 

IL Nachdem nun aber der Gerichtshof kein Bedenken getragen 
hat, den Bestimmungen des Gesetzes vom 12. Mai über die Beruf- 
ung an den Staat rückwirkende Kraft beizulegen , und naobdem er 
es ferner fSr statthaft erachtet hat, mit der in Ansehung der Zeit 
für die Einlegung der Berufung im §. 13. gegebenen BesKmmnngeo 
nach Gutdünken zu schalten, musste er sich freilich dann gemäss 
§. 12. Abs. 1. des Gesetzes vom 12. Mai weiter mit der Frage be- 
schäftigen, 

ob dem Berufenden gegen seine Suspension Rechtsmittel an 
die vorgesetzte kirchliche Instanz zustanden und eventuell, 
ob er diese ohne Erfolg geltend gemacht hat. 

Mönnikes hat gegen das von ihm am 17. October 1870 insi- 
nuirte bischöfliche Suspensionsdecret vom 13. ej. m. am 4. Juli 1871 
eine Beschwerde an den erzbischöflichen Stuhl in Köln gerichtet, auf 
welche ihm, da die für die Einlegung der Appellation vorgeschriebe- 
nen zehntägige Frist längst verstrichen war , eröffnet worden ist, 
dass eine Appellation gegen jenes Decret schon desshalb nicht fnr 
zulässig erachtet werden könne , weil die gesetzliche Frist dafür 
längst abgelaufen sei. 

Eine materielle Entscheidung über die Frage , ob die Appel- 
lation innerhalb der zehntägigen Frist statthaft gewesen sein würde, 
hat nun freilich der Erzbischof von Köln nicht gegeben, eben weil es 
nnnöthig war, sich, nachdem das Patale längst vor Einbringung der 
Beschwerde abgelaufen war, noch auf eine sachliche Erörterung ein- 
zulassen. 

Dass der Herr Erzbischof der Meinung gewesen sein sollte, die 
Appellation sei überhaupt, anch wenn sie rechtzeitig eingelegt wor- 
den wäre, in casu concreto unstatthaft, lässtsich aus dem fraglichen 
Beschoidc nicht herauslesen. 
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Der Berufende hat an seinem Tbail aUerdiiigs bemttksl;, 
dass er gogen das bischöfliche Saspensioasdecreti nicht luibe appri- 
liren können, weil es kein förmliches Erkenntniss geiresen sei ^ twd 
der Gerichtshof ist ihm darin beigetreten. Er macht, (unier i3erü- 
fung auf Kober, die Suspension der Kirchendiener. TubiogeR! 1802 
S. 61) geltend , dass nach canouischem Itecht die Suspeudon der 
Kleriker regelmässig ntir in Folge einer gehörig geführten Unter* 
suchung und auf Qrund eines ft^rnilichen Richter^pruohes erfolgeu 
könne. Diese Voraussetzung sei im vorliegeihlen FaUe nirbt erfüllt 
worden. Zwar würde der van dem JBerufuiigshlüger iietonte^ ^/mmtt- 
rische Charakter des staUgehabieu Uuiereuchungweiffabrens dkmed- 
ben nicht mU NdkweudigkeU die Bvdetäuug eimee genelMicheu etU- 
ziehen^ da bei dem AnUageuerfahren > auf Grund der ifeiorUiM.es 
einer ßrmlichen Anklagesehrift und Beweisfüliruvg .nichi heOirfe^ 
als entscheidend sei aber der Umstand zu betrachten, dass eies aprud) 
des Offidalata zu Faderborn, als der zur Ausübung der biscköfli^hpn 
Gerichtsbarkeit eingesetzten Behörde nicht vorliege , die beiden in 
Rede stehenden YerfugungeBi vielmehr tbeils vou) Biscli^fe selbst, 
theils von seinem Gefteralvicariat ^ dem Organe dei' Verwaltungs- 
behörde der Diöcese erlassen worden seien« Wober die bischöfliche 
Behörde die Befugniss zu diesem lediglich administrativen Vor- 
gehen genommen habe, sei aus den Acten ^) nicht ersichtlich. Xi%a 
Tridentinum gestehe allerdings in Sess. 14. cap. 1. de Beipr^EU. 
dem Diöcesanbischof die Befugniss zu, bei geheimen .- Viergehen 
eines Klerikers die Suspension desselben vom Ordo und vom- Amt 
ohne alle gerichtliche Frocedur auf Grund der aussergeriehtUch 
gewonnenen Ueberzeugung der Schuld zu veriiftngea. Von aiiiflni 
geheimen Vergehen sei hier aber nicht die Bede. Für die vorlie- 
gende Frage sei es fibrigens ohne £iufluss, ob die bischöflfcelie B^- 
liörde sich zu ihrem Vorgehen ohne allen liechtsgrund oder.: iinf 
Grund einer missbr&uchlichen Ausdehnung jenes tridentiniüchAn 
Bechtssatzes entschlossen habe. Entscheidend in beiden FiWen 
sei , dass eine Appellation nur gegen richterUclie Urtbeite, 
nicht gegen Verfügungen im Verwaltungswege denkbar sei. Itab^- 
sondere stehe nach canonischem Rechte fest, dass gegen die exiii- 
fonnata conscientia verhängte Sudpension die Appellation nicht statt- 
finde, sondern nur der Recurs an den päpstlichen Stuhl wogen Miaß- 
brauchs der bischöflichen Gewalt zulässig sei , jedoch liabe. dem Bf^ 

^_ • • i . . 

1) Die betreffenden Acten sind vom Oener&lykariat nieht frei^R^ig ver- 
MAgi, sondern im Wege der Bxeention ihm abgenommeii worden. 
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nifting8kl&ger die vot^ngigd Betretung dieses, ausserordeutlicheß 
Weges nicht eugenrathet werden k(^nnen, denn der §. 12. des Ge- 
setzes fofn 12. Mai erheische nacli seinem dentlichen Wortsinne nur 
die Erschöpfung der im geordneten Instanzenznge etwa znlSssigen 
Rechtsmittel. 

Ein so geartetes Rechtsmittel stehe dem p. M. innerhalb der 
Kirche irieht zu, folglich liege der Berufung an den Staat ein Hin- 
derniss nieht im Wege. 

Was nun die obige Frage, ob dem p. M. gegen seine Saspen- 
sien Bechtsmittel an die vorgeschriebene kirchliclie Instanz zuge- 
standen , und event. ob er dieselben ohne Erfolg geltend gemacht 
anlangt, so roftssen wir der Ansieht des Gerichtshofes, dass der Be- 
rufende gegen die SuspensionsverfAgungen vom 13. October und 29. 
November 1870 nicht habe appelliren können, weil sie nicht als 
ftemlidie Erkenntnisse zu betrachten seien, etitschiedeu wider- 
sprechen. 

Auch dem Satze , dass nach canonischem Rechte die Suspen- 
sion der Kleriker regelmässig nur in Folge einer geführten Unter- 
suchung und auf Orund eines fSrmlichen Richterspniches erfolgeu 
k&nnei m(k;hteb wir nicht unbedingt zustimmen. 

Nach Lage des vortridentinischen Rechts wfirde dieser Satz 
allerdihgs nicht zu bestreiten sein, dagegen ist er unsei^s Eraclitens 
nicht Vereinbar mit der Bestimmung dos Goncils yon Trient in Sess. 
14. cap. I. de Reform. , und mau wird zwar zugeben müssen / dass 
es der Regel nach auch jetzt noch zur Verhängung der Suspension 
eines f&rmlichen Verfahrens bedürfe , dagegen aber auch mit guten 
Gründen behaupten künnen, dass der durch die allegirte Bestimmung 
des Cpncils von Trient den Bischöfen eingeräumten Befugniss , die 
Suspension ohne ßrfnlichefi Beweis extrajudicialiter , oder wie zwar 
nicht ^das Goneil von Trient selbst , wohl aber die Canonisten sich 
ausdrücken, ex informata conseientia zu verhängen , eine ausgedehn- 
tere Berechtiguug zuzugestehen ist , als der Gerichtshof für k. A. 
nach 4lem Vorgange mehrerer Canonisten annimmt, welche dieses 
Verfahren ausschliesslich auf die Suspension wegen geheimer Ver- 
gelien beschränkt wissen wollen. 

Ohne indessen hier auf diesen Punkt näher einzugehen, glauben 
wir Pt>rerst die Ansicht vertreten zu können, dass es sich in concreto 
um ^n Verfahren ex informata conseientia gar nicht handelt , die 
Saeh^ vieiraehr so liegt, dass der Bischof in der That auf Grund 
einer: g<.*hörig gefulirten Untersuchung durch einen Richterspruch die 
Suspension mit Beschränkung auf das Decanat Paderborn verhängt 



trtage des sUkp. Vic. Mönnikes gegen 6i8i^f i)on Paderborn, 371 

und der Generalvicar sie demnächst ebenfalls judicando auf die 
ganze Diöcese ausgedehnt hat. 

Wie bemerkt, gibt der Gerichtshof selbst, gestützt auf üföti- 
chei}, Ganonisches Gerichtsveifabren. K&In 1865 Bd. I. S. 449 ff., 
zn, dass der von dem Berufuugskläger betonte summarische Charakter 
des stattgehabten Untersnchungsverfah'rens demselben nicht mit 
Noth wendigkeit die Bedeutung eines gerichtlichen entziehe, da l>ei 
dem Auklageverfahrcn auf Grund der Notorietut es einer förmlichen 
Anklageschrift und Beweisführung nicht bedürfe. 

Zwar ist das Verfahren auf Grund der Notorietät keine beson- 
dere Art des Strafverfahrens 

cf. Schulte, Lehrb. des kath. Kircheurechts 2. Aufl. S. 33S. 

Anm., 
wohl aber ist es richtig, dass bei vorhandener Notoriet&t , es keiner 
besonderen Beweisführung bedarf und eben darum gewisse Förmlich* 
kciten des sumarischen Processes, welclie sonst zu beobachten wären, 
im Falle der Notorietät als unnöthig wegfallen. »In notoriis cnim 
servare ordinem judiciorum, vanum est et superfluum.c 

PiasecU, Praxis üpiscopalis. Cracoviae 1627 pars II. c. 4. 

art. X. pag. 427. 
In der vorliegenden Disciplinarsache handcllc es sich allerdings 
zumeist um notorische Thatsacben, um offenkur.dige Nichtbefolgung 
einer für die Verwaltung der Gaplanei /ti Lipi)springe gegebenen 
Dienstinstrnction , um ungebührliche Ausdrücke, um dogmatisch in- 
correcte Aeusserungen in Schriftstücken, welche dem Bischof vor- 
lui^en, dennoch sind bei dem Verfahren gegen M. nicht blos die 
nothdürftigeu Desiderate des sog. Notorietätsvcrfahrens 1 sondern 
alle Förmlichkeiten des summarischen Processes beobachtet. Auch 
im summarischen Frocesse bedarf es nicht nothwendig des Klageli- 
bclls und der Litiscontestation , der Richter darf simpliciter et de 
piano ac sine strepitu et figura judicii verfahren , auch zur Ferien- 
zeit verhandeln, die Appellationes frustratorias zurückweisen, allen 
Stoff zu Verzögerungen abschneiden, die überflüssige Zahl der Zeugen 



1) SchOpp, Handb. des Kirchenrechts. Schaffhansen 1857. Bd. 3. S. 237. 
sagt di^rüber : 

»Zam Procedere (ex notorio) bedarf es weder einer Accusation, noch De- 
nnnciation, desgl. nicht des Klagelibells noch der Litiscontestation , nocb des 
Jaramenti calninniae, auch braucht der notorische Verbrecher zum Verhör nicht 
nothwendig citirt zu werden , wohl aber in der Regel zum Sentenzspruch, 
endlich braucht auch diesententia condemnatoria nicht feierlich zu geschehen, 
noch schriftlich abgefasst zu sein.« 

24* 



1) Diese CoDstitntion lautet : 

Litiam dispendiis et ambagibus, praesertim inter persona» cnrac et ja- 
risdictioni nostrae, etiam in temporalibus subjectas, occurrerc quantum in uo- 
bis est copicntes, statu tum iec. rcc. Pii PP. IV. Praedecessoris nostri , nc Ju- 
dices alinac Urbis nullitates attendant, niai ex dtfitiu citatiottiit, jurixdir- 
iloiiis, auf mandatl, sed illis non obstantibus ad expeditionem causarnm pro- 
ccdant ; ad omnes et quoscunque Judices ordinarios et Magistratus et Ofßcia- 
les in quibusvis ditionis nostrae temporalis Ecclesiasticae Provinciis et Civita- 
tibus, Terris, Oppidis et locis quamcunque jurisdictionem ezerceptos, et qna- 
vifi auctoritate et dignitate fungentes, hac nostra perpetuo valitura constitu- 
tione (xtendimu6 et amplüwius , atque in - quocunque Tribunali aut Curia 
saeculari vel Ecclesiastica firmiter et inviolate servari, sicque et non aliter per 
qaoscunqae ex ipsis Jadicibus , etiam causam ni Palatii Apostelici Auditoren, 
etiam Sanctae Rom. EccL Cardinales , ac Legatos etiaui de latere , anbiata eis 
et eorum cuilibet quavis aliter judicandi facultate, in quacunque causa d 
instantia ttiain nunc pendeute, aut in fufurum nwvenda Eccltbia- 
Htica^ profanOf civili et vrimlnall, aut inixta, judlcarif dfiiniri, et qui- 
huncauque nuUitalibus praeter super iua expreasas nequaquam ntten- 
tls. ad exptditionem Cauaarum earundem pt ocedi debere praecipinitis 
et niandamuH, Decernentes irritum et inane, si secus super hia per quoscun- 
qae quavis auctoritate scientor vel ignoranter contigcrit attentari. Non oh- 
stantibus Constitutionibus et Ordinationibus Apostolicis et c. Dat. Rom. An. 
Incarn. Dom. 1592 Idib. Febr. 

Erging diese Constitution zwar dircct nur an die Ricbter im Kirchen- 
staat, so wird sie doch von den Canonisten für alle übrigen Kirchen als ver- 
pflichtend erachtet, »cum R..:n. Curiae , quae omnium Ecclesiariiim mater est 
et magistra, stylum omnes Ecclesiae sequi et servare teneantur.« Piasecki, 
1. c. p. 427, 428. 
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beschränken, so jedoch, dass Beweis und Vertheidigung niclit gehin- j 
dert wird und das Juraraentum calumniae, wenn es nicht g-eforden ' 

wird, erlassen. 

Clem. n. de verb. signif. V. 11. 

Ferner ist von Clemens VIII. in der Constitution »Litiam dis- 
pendiis^)« unter Bezugnahme auf eine Bestiuinum^ Pins IV. ver- 
ordnet, dass nur der Mangel der Citation , des Mandats oder der 
Jurisdiction als ein wesentlicher Fehler des Verfahrens zu betrach- 
ten ist. 

Die Termine ad ponendum, ad artieulanduni , ad prodacendnin 
omnia et ad dicendum contra producta sind nur dann zu hallen, 
wenn die Lage der Sache es erfordert, in Notoriis können sie uiitor- 
bleihen, hier genügt die Vorladung und der Urtheilsspruch. 

Piaseckij 1. c. p. 427. 

Z>. Bouix, Tractatus dejudiciis ecclesiaslicis. Paris 1855. 
Tom. sec. pag. 305—308. 



J 
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Im vorliegenden Falle ist über die von Mönnikes am 14. Ang. 
gehaltene Predigt ein Zeuge informatorisch vernommen; die incri- 
minirten Schriftstücke des .p. M. haben im Original vorgelegen; 
demnächst ist der Angeschuldigte vorgeladen und unter Vorlegung 
der Schriftstücke und genauer Specification aller Anklagepunkte über 
jeden einz.elnen derselben von einem geistlichen Rath und Protocoll- 
fülirer, also vor besetztem Gericht vernommen und damit zugleicli, 
da er im Wesentlichen geständig war, der zur Peststellung der that* 
sächlichen Unterlagen für die Entscheidung des Bischofs erforder- 
liche Beweis geführt , auch der Vertheidigung Raum gewährt 
worden. 

Nachdem solchergestalt die Untersuchung ihren Abschluss ge- 
funden, hat der Herr Bischof unter dem 13. October 1870 die Ent- 
scheidung gefällt. Dieselbe ist gemischter Natur. Sie gehört dem 
administrativen Gebiete an, insoweit sie den p. M. der Administra- 
tion der Caplanei zu Lippspringe enthebt. Denn hierzu bedurfte es 
keiner gerichtlichen Massregel, weil die Caplanei zu Lippspringe dem 
p. M. nicht als Beneficium verliehen, sondern durch Decret vom 5. 
October 1858 nur zur Administration anvertraut war, es genügte 
zur Lösung dieses Verhältnisses eine einfache Verfügung im Verwal- 
tungswege , ohne dass es dabei irgend einer Angabe von Gründen 
bedurfte. Dies ist auch von dem Gerichtshöfe fiir kirchliche Ange- 
legenheiten nicht in Frage gestellt. 

Die gedachte Verfügung hat aber insoweit unzweifelhaft den 
Charakter einer richterlichen Sentenz , als darin gegen den p. M. 
die Suspension ab ordiue et officio tur den Bezirk des Decanats Pa- 
derborn ausgesprochen wird. Dasselbe gilt von dem General vicariats- 
beschlusse vom 28. November ej. a. , welcher die Suspension auf den 
Bereich der Diöcese Paderborn ausdeJmt. Beide Beschlüsse sind dem 
p. M., der erstere durch den Landdechauten , Domcapitular Koch, 
der letztere durch den Pfarrer Klein laut der darüber bei den Acten 
bctindlicben Berichte und Insinuationsdocumente vom 17. October 
resp. 2. December 1870 insindrt worden. 

Wir glauben, dass hiermit allen Förmlichkeiten, welche der 
summarische Process und der Paderborner Diöcesangcbrauch für der- 
artige ürtheile erfordert, geuügl worden ist und werden dies noch 
näher nachweisen. 

Da nach der Ansicht bewährter Canonisten 
(cf. Piasechi^ 1. c. p. 426.) 
der summarische Process jetzt in allen Sachen ohne Unterschied an- 
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weiidbar ist, und sofern sie, wie in casu concreto ,- ob uliquod imnji- 
nens periculunj morani non patiuntur, auch angemeldet werden 
muss, 

Bmdx^ 1. c. pag. 310, 
wofiir übrigens auch schon die oben allegirte (Constitution Cle- 
mens VHI. »Litium dispendiisc genügenden Anhalt gewährt, so un- 
terliegt es keinem Zweifel, dass er auch in FJezug auf die Suspensio 
ab ordine et officio die Kegel bildet , wie denn überhaupt nach heu- 
tigem Recht in geistlichen Strafsachen nur summarisch verfahren 

wird ^). 

Permaneder, Kirchenrecht 2. Aufl. S. 622. 

Fasst man unter Berücksichtigung des vorstehend Gesagten die 
Voraussetzungen der Suspensio ferendae sententiae nochmals kurz zu- 
sammen, so dürfte deren Vorhandensein in dem in concreto stattge- 
fundenen Verfahren in der That nicht zu bezweifeln sein. 

1) Die Monitio canonica , verbunden mit Androhung der Sus- 
pension für den Ungehorsamsfall hat, wie schon angeführt wurde« 
von Seiten des Herrn Bischofs persönlich und zwar ein Mal für alle 
Mal stattgefunden. Die persönliche Insinuation entspricht dem 
c. 48. X. de sent. exc^m. V. 39. 

Die eimnalige peremtorische monitio (statt dreimaliger) genügt 
im Falle der Dringlichkeit, welcher unseres Erachtens hier vorlag, 
nach c. 9. de sent. excom. in 6. V. 11. — Es ist überhaupt fraglich, 
ob die Monitio canonica dergestalt wesentlich ist, dass die ohne sie 



1) Das soinmanscho Verfahren beruht im Wesentlichen auf der Giemen- 
tine »Saepe contingit« (2. de vcrb. si^nif.) und auf der Clementine »Dispendio- 
sam« (2. de judiciis), wo acch die Falle angeführt sind, für welche es anfaDg- 
lich vorgeschrieben wurde lUuiix antwortet auf die Frage: Qaibo« in casi- 
bns sonimarie procedi possit aut debeat, wie folgt: 

1. Snramarie procedere tenetur dclegatus a Papa, cui summarie termi- 
nanda causa aliqua commissa est, nisi tarnen partes consentiant, ut tnnc Ordi- 
narius instituatur processus, 

2. Summarie procedi potest in cansis super electionibus, postulationibns. 
provitiionibus, dignitatibus, personatibus, officiis, canonicatibas, praebendis, be- 
ncficiis ecclcsiasticis, decimis, niatrimoniis et usnris. 

o Insuper summarie expediri possnnt sequentes causae : a) causae paupo- 
rum, viduarum; pupillorum et miscrabilium personarum, b) causae alimento- 
rum, c) causae spolii, depositi: mercedis et peregrinomm, d) causae religiöse- 
rum, c) causae levioris niomeiiti, f) his addunt commaniter anctores, quae ob 
uUquifii immlnens pcricnlnm^ moratn non patiuntur. — 

Wenn, wie im conrcetcn Falle, ein Geistlicher gradezu seinen Dienst 
versagt , den Gehorsam aufkündigt , dann muss im Interesse der Parochianen 
aufs Schleunigste eingeschritten werden. 
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verhängte SuspeDsion null und nichtig wäre. Bejaht wird diese 
Frage von Kober a. a. 0. S; 59 ff. mit lificksicbt auf das Wesen 
dieser Strafe unter Berufung auf Barbosa , Suarejg uud RiciUer's 
Kircheurecht §. 213. Dagegen vertritt Piasecki a. a. 0. pag. 440. 
in Betreff der Excommuuication (und was von dieser gesagt ist , gilt 
auch von der Suspension) die Ansicht, dass sie auch ohne vQrgängige 
Monitic gültig verhängt werde und die Monitiones nur insofern nö- 
thig seien, als der Kichter, welcher sie unterlassen würde, ipso facto 
der Suspensio ab ingressu Ecciessiae per inensam vorfallen würde. 

»Tenet tarnen oxcommunicatio lata sine monitionc , vel 
non servato juris ordine , licet puniatur judex ut dixirous, 
gloss. in. V. probari et v. justa, in c. sacro cit. Abbas in c. 
Äpostolica nu. 5. de der. excom.« 

Nur die Excommunicatio major lata CQntra participantes cum 
excommunicatis ab excommunicatione bezeichnet er, gestützt auf 

c. statuimus (3. de sent. excom. in 6. V. 11.) 
als null und nichtig , falls sie ohne vorgängige Monition verhängt 
würde. 

Desgleichen die ohne Monition erfolgte sententia declaratoria 
excomnmnicationis incursae, es sei denn, -dass sie wegen eines no- 
torischen Delicts erfolgt wäre, ebenso die von einem Delegaten ohne 
Monitio verhängte Excomrounication, besonders wenn ihm diese Form 
ausdrücklich vorgeschrieben war. 

uns scheint die von Piasecki vertretene Ansicht die richlige zu 
sein, wenigstens vermögen wir das Gegentheil weder ans dem ins 
Corpus jur. can. (c. 26. de appell. IT. 28.) übergegangenen Canon 
»Reprehensibilisc des dritten lateraneusLschen Concils, noch aus 
c. 14. X. de vita et honest. III. 1., und ausc. 4. X. de coli. der. III. 2. 
zu folgern, da in diesen Stellen von einer aus der Unterlassung der 
vorgeschriebenen Monitio entstehenden Nichtigkeit der Sentenz nicht 
die Rede ist. Das von Kober a. a, 0. citirte c. 13. de sent excom. 
in 6. V. 11. bestätigt nur die in dem oben allegirten c. »statuimus« 
hervorgehobene Ausnahme. 

2. Es ist eine Untersuchung gepflogen und ein Urtheil gespro- 
ciien und damit der Vorschrift des geltenden Rechts 
(cf. Kober j a. a. 0. S. 61. 

Schulte^ Lehrb. des kath. Kirchenr. S. 325 und die dort 
angeführten Citate) 
genügt. 

3) Die Entscheidung ist» wie es im c. »Cum medicinalisc de 
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sent, excom. in 6. V. IL und c. ult. de sent. et re jud. in 6. II. 14. 
^'«fordert wird, scliriftlich abgefasst. 

Ueber die äusscrliche Form einer die Suspension verhängenden 
Sentenz und der dabei zu gebrauchenden Ausdrücke enthalt das can. 
Recht keinerlei Vorschriften, es genügt, wenn aus der Entscheidnng 
die Intention des liichlcrs , die Strafe zu verhängen, unztoeidetUig 
zu erkennen und zugleich mit Bestimmtheit ausgesprochen ist , van 
welcher Art und von welchem Umfange die Suspension sein soU^ 
ob ab ordine, a Jurisdictionen ab officio, a beneßcio oder ab officio 
et beneficio, 

(cf. Kobcr, a. a. 0. S. 62.) 

Nach dieser Richtung hin lassen die Entscheidungen des Herrn 
Bischofs von P. und seines General vicariats vom 13. October und 
29. November 1870 durchaus nichts zu wünschen übrig. 

4) Fraglich könnte es dagegen sein, ob in Bezug auf die Po- 
blication den Vorschriften des canouischen Verfahrens genügt sei. — 
Kober a. a. 0. ist der Ansiclit, dass die Publication an der gewöhn- 
lichen Gerichlsjjtelle und vom Richtorstuhle herab so wesentlich sei, 
dass .ohne diese Solennitäten das ürtheil völlig nichtig sei. Er be- 
ruft sich in dieser Hinsicht auf das c. ult. de sent. et re jud. in 
6. II. 14., wo es allerdings bezüglich der Publication eines Definitiv- 
Erkenntnisses heist : 

»Sententia , quam scriptam edi a judice ilitigantibust 
non recitari, vel quam ab ipso stände, non sedendo proferri 
contingit, nullius pcuitus est momentic 
und wo nur den Bischöfen in Anbetracht ihrer hohen Würde gestat- 
tet wii'd, die Sentenz nicht persönlich zu verlesen, sondern durch einen 
untergeordneten Beamten publiciren zu lassen. 

Allein diese Förmlichkeiten sind schon durch die oben cit. 
Clementine »Saepe contingit« für den summarischen Process dahin 
gemildert, dass der Richter die Definitiv-Sentenz (citatis ad id, licet 
non peremptorie partibus) in scriptis et (prent magis sibi placuerit) 
stans vd scdens verkünden kann etiam (si ei videbitur) conclasione 
non facta, d. li. ohne dass der förmliche Actenschluss erfolgt ist. 

Es ist aber auch das particulare Gewohnheitsrecht nicht ohne 
Einfluss auf die Art und Weise der Publication richterlicher Ent- 
scheidungen geblieben, so dass in einzelnen Diöcesen Abweichungen 
von den vorstehend erwähnten Bestimmungen vorkommen. Die 
rechtliche Statthaftigkeit solcher Gewohnheiten unterliegt keinem 
Zweifel. Der Canonist Engel sagt darüber in seinem Colleg. Uni- 
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versi jur. Can. Salisburgi 1751 pars 1. S. 479 ad Lib. II. tit. XXVII. 
der Decretalen: 

»Veruin licet haec solemnia ita de jura requirantur , ut 
iis non observatis sententia reddatar ipso jure niilla, prout 
ex locis allegatis legeuti patebit. Nihüominus Iwdic magis 
ad singulorum tribunalium et locorum stylum et ratioiiabi- 
Ics consueiiiäines attendendam eriLt 
Dies bestätigt auch Reifcnsttiel (Jus. Can. univ. ad Lib. ^ II. 
tit. XXVII. Beeret, de sent. et re jud. N. 67. 69. 

Ein solches Oewohnlieitsrecht besteht auch in der Diöcese Pa- 
derborn, wo nicht blos in Fällen wie der vorliegende» sondern auch 
dann , wenn von dem OfBcialat mit allen Förmlichkeiten procedirt 
wird, statt der Publication an gcwöhnliclier Gerichtsstello die Insi- 
nuation der Definitiv-Sentenz durch den Dechunten oder einen anderen 
damit beauftragten Geistlichen oder auch durch die Post erfolgt. — 
So ist ein unter dem 23. October 1857 in einer Disciplinaraache ge- 
gen Mönnikcs ergangenes Erkenntniss des Officialats dem Verurtheil- 
ien durch die Post behändigt und das bezügliche Insinuationsdocu- 
ment zu den Acten gebracht worden. In welcher Weise die gegen- 
wärtigen Suspensionssentenzen behändigt wurden , ist bereits oben 
angegeben. 

Die Rationabilität dieses Gebrauches, wird nicht zu bezweifeln 
sein, da eine gleiche resp. ähnliche Verfahrungsweise bei den könig- 
lichen Gerichten üblich und überdies dadurch praeveniendo der An- 
forderung entsprochen ist, dass dem Verurtheilten , wenn er in Mo- 
natsfrist darum ansucht, eine authentische Abschrift des Urtheils zu- 
gestellt werden soll. 

c. 1. de sent. excom. in 6. V. 11. 
6) Auch darin endlich ist den processualischen Anforderungen 
der eben citirten Stelle entsprochen , dass in den Entscheidungen des 
Herrn Bischofs und des Generalvicariats vom 13. October resp. 
29. November 1870 die ^eausa excommunicationisc genau ausge- 
drückt ist. 

Wir können daher selbst bei den sorjgfältigstcn Erwägungen zu 
keinem anderen Schlüsse gelangen, als zu dem , dass den mehrer- 
wähnten Suspensionsbeschlüssen ein , wenn auch nur summarisches, 
doch mit den unumgänglich nöthigen Erfordernissen versehenes Ver- 
fahren vorausgegangen ist und dass dieselben allen loesentlichcn Re- 
quisiten einer Definitiv-Sentenz, d. i. einer solchen, 

quae decidit negotium prinoipale, in Judicium deductum et 
finem causae imponit per absolutionem vel condemnationem 
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cf. Piasecki, 1. c. p. 467. 
Beifenstucl^ 1. c. N. 7. 
vollkommQQ entspricht, obwohl, was aber naerheblich ist, die äus- 
sere Form derselben von derjenigen abweicht, in welcher bei dea 
königlichen Gerichten die Deßnitiv-Urtheile erlassen zu werden pfleg^eu. 
Es darf übrigens aas den Gründen des Urtheils des Gerichts- 
hofes für k. A. gefolgert werden, dass nach den vorstehend ange- 
deuteten fiichtudgen hin der Gerichtshof selbst keine erheblichen 
Bodenken gehabt hat. Was ihn bestimmt, den Sospensionsbeachlüs- 
sen die Bedeutung richterlicher Entscheidungen abzusprechen, ist, 
dass ein Spruch des Officicdats zu F. als der zur Ausübung 
der bischöflichen Gerichtsbarkeit eingesetzten Behörde nicht 
vorliegt, die beiden in Bede stehenden Verfügungen vielmehr 
theils vom Bischöfe selbst, theils von seinem Geueralvicariat 
dem Organe für die Verwaltungsgeschäfte der Diöcese er- 
lassen worden sind. 
Dieses Bedenken l&8st sich aber ohne Schwieri,£rkeit widerlegen. 
Thatsächlich ist es richtig, dass der zeitige Herr Bisehof von 
F. mittelst Verordnung vom 10. Februar 1857*) zur Verwaltung 
der dem Diöcesanbischofe zustehenden contentiösen Gerichtsbarkeit 
für seine Diöcese eine besondere, von dem General vicariat getrennte 
Gerichtsstelle , wie solche in dem grössten Theile der Diöcese auch 
früher schon bestanden hatte, unter dem Namen »Bischöfliches Offi' 
ciulatc von Neuem errichtet und mit der Verhandlung und Entschei- 
dung aller in der Diöcese bezüglich der Disciplinar-, Beneficial- und 
Ehesachen vorkommenden Sireüigkeüen in I. Instanz betraut hat, 
mit der Massgabe jedoch, dass die ürtheile des Ofücialats vor ihrer 
Ausfertigung der bischöflichen Bestätigung bedürfen , es sei denn, 
dass der Bischof hei den betreffenden Verhandlungen, wie er sich 
vorbehalten, selbst den Vorsite geführt hat* 

Zum Chef des Officialats (Official) wurde durch jene Verord- 
nung der Domcapitular und geistliche Bath Peine ernannt und wurde 
demselben eine besondere Instruction ertheilt 

»In allen Verwaltnngssachen,€ heisst es dann in der gedachten 
Verordnung weiter , »wird Unser Geueralvicariat die vorkommenden 
administrativen Geschäfte nach wie vor gemäss den bestehenden Ge- 
setzen und Bestimmungen in dem bisher beobachteten Geschäfts- 
gänge wahrnehmen. Desgleichen haben Wir Uns und Unserem Ge- 



1) Diese Verordnung, deren fnhalt wir vorstehend im Contexte wieder* 
gegeben, hat uns in beglaubigter Form vorgelegen. 
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neralvicariat die Ansübung der dem Diöcosanbischofe zustehenden 
freiwilligeu Gerichtsbarkeit, so wie alle nacli den Kirohensatzungen 
und der bestehenden Diöcesan Verfassung zu treffenden aussergericJU- 
liehen Massnahmen^) ausschliesslich vorbehalten.« 

Was indessen die Form der Suspensionsverhängung und das 
dabei zu beobachtende Verfahren betrifft, so ist, wo es sich blos um 
eine Suspension vom ordo oder vom ofßcium oder von beiden zugleich 
als Mittel zur Erwirkung eines luirtnäekig verweigerten Geliorsafns 
JiandeÜe^ sowohl vor als nach der Einsetzung des Officialats im Jahre 
1857 in der Diöcese Paderborn stets ein solches Verfahren zur An- 
wendung gekommen, wie es gegenwärtig dem p. MOnnikes gegenüber 
stattgefunden hat^). 

Die Befugniss des Bischofs, auch nach Einführung des Officia- 
lats in gewissen, dem Bereiche der Gerichtsbarkeit angehOrigen Sa- 
chen persönlich zu entscheiden oder durch seineu Generalvicar die 
Entscheidungen fällen zu lassen, kann nach canonischem Kecht nicht 
bezweifelt werden. 

Der Bischof ist der eigentliche kirchliche Richter in seiner 
DiGcese. 

c. de persona 2. qu. 1.,. c. conquerente de off. ord. 
Er braucht aber nicht nothweudig immer in Person zu Gericht 
zu sitzen, sondern kann die gerichtlichen Geschäfte gleich wie die 
administrativen auch einem oder mehreren Vicaren delegiren und je- 
dem der Vicare einen Geschäfbskreis zuweisen , welchen er immer 
will 

c. quouiam de off. ordin. ; c. Komaua hoc titulo in 6. Abbas 

in Clement. 2. de rescr. 
Ja, nach der allgemein gebräuchlichen Lehransicht soll der Bi- 
schof sogar einen Vicar (oder mehrere) einsetzen , weil , obwohl er 
selbst genügt^ er doch kaum im Staude ist, die Gura und die grosso 
Menge der Geschäfte in seiner Diöcese allein wahrzunehmen. 

c. inter caetera de off. ord. Cioncil Trid. sess. 24. cap. 1(>. 

1) Unter aussergericht liehen Massnahmen sind nicht etwa hlosse Ad- 
ministrativgcschäftc, sondern Acte des bischöflichen Richteramtes zu verstehen, 
welche nur nicht grade im geordneten processnalischen Verfahren zu treffen 
sind. 

Die Suspcnsio ex inform, conscicntia gehört zu diesen Massnahmen. 

2) Wir entnehmen diese Thatsachen einem Schreiben des Herrn Bischofs 
von P. vom 28. April er. Ausserdem bieten Belege dafür zwei in den Perso- 
nalacten des M. befindliche, in Disciplinarnntcrsuchungen gegen ihn ergangene 
Beschlüsse vom 7. Juni 1853 und 15. December 1855, sowie die denselben vor- 
ausgegangenen summarischeo Informationsverhandlnngen. 
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de Reform. Concilium Narbonnense auni 1609 bei JÄo/mis- 
sin vetas et nova Ecclesiae disciplina Pars I. Lib. IL cap. 
9. de official. 
Bekanntlich schufen die Bischöfe , um den ücbergriflfeii der 
Archidiacone', welche in der vortridentinisclien Zeit eine umfang- 
reiche Jurisdiction übten, ein Ziel zu setzen, das Amt der Officialcs 
oder Vicarii generales *) , indem sie ihre Jurisdiction einzelnen Per- 
sonen mandirten bald so, dass eine (oder z. B. in Frankreich meh- 
rere) als Vicarius generalis mit der eigentlichen Administration, eine 
zweite mit der contentiösen Jurisdiction als Officialis generalis be- 
traut , bald so , dass in beiderlei Beziehung eine Person bestellt 
wurde ^). 

In der Diöcese Paderborn ist, wie schon erwähnt wurde, neuer- 
dings, 1857 , die Trennung des Officialats vom Generalvicariat er- 
folgt, jedoch mit gewissen Vorbehalten in Bezug auf einzelne Ange- 
legenheiten der Kirchendisciplin. 

Der Official ist aber nichts weiter als der Vicarius (Stellver- 
treter) des Bischofs für die Handlungen der contentiösen Jurisdiction, 
er handelt überall nur kraft bischöflichen Mandats und seine Juris- 
diction reicht nicht weiter, als das Mandat , und dieses kann nach 
dem Belieben des Bischofs eine weitere oder beschränktere Ausdeh- 
nung haben. 

Da es in dem Willen des Letzteren liegt , seine Jurisdiction 
einem Anderen zu übertragen, so kann er die übertragene auch wie- 
der beschränken , wie er will ; er kann den Auftrag nach Belieben 
ganz znrücknehmen oder eine einzelne Sache , welche instructious- 
mässig in den Geschäftskreis des Officials fällt, wieder an sich 
ziehen und persönlich erledigen. Ja in wichtigeren Fällen soll er 
dies sogar thun. Daher sagt Thomassin a. a. 0. N. 4 : 

»Itaque procul sunt a vero, qui consent , non possc Epis- 
copos per sese, sed per officiales tantum suos causis audien- 
dis et dirimendis vacare.« 
und weiter: 

»Posse et debere Episcopum per sese incumbere judican- 
dis causibus majoribus ut puta de matrimoniis et criminali- 
. bus et vix eas Officialibus delegare,« 
und Piasecki, 1. c. pag. 339. bemerkt: 



1) Das Geschichtliche hierüber und Ober die ursprOnglicho Archidiaco- 
natseinrichtang siehe bei Schulte, System Bd. 11. S. 279 ff. 

2) So ist in Prag und Wien der General vicar zugleich Präsident des 
geistlichen Gerichts. 
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»Committeus autem voluntarie jurisdictionem propriam al- 
ten, potest illam limitare prout Yult.€ 

üeberhaupt verweisen wir zam Beleg für die Bichtigkeit un- 
serer ganzen vorstehenden Ausführung auf Thomassin und Piasecki 
a. et. 0. und auf die von ihnen citirten Quellen , ebenso auf Schulte, 
System Bd. II. S. 273. 

Was nun insbesondere den Herrn Bischof von Faderborn be- 
trifft, so ist er bei Einrichtung des Officialats und seit dessen Be- 
steben durchaus nach diesen Grundsätzen verfahren. Dies erhellt 
theils aus der oben allegirten Verordnung vom 10. Februar 1857, 
theils aus der Praxis der bischoflichen Behörden. Der Herr Bischof 
führt, so oft es seine sonstigen Geschäfte erlauben, bei den Verhand- 
lungen seines Officialats selbst den Vorsitz, und wo dies nicht der 
Fall ist, müssen ihm die vom Officialat gefällten Entscheidungen vor 
der Publication zur Bestätigung vorgelegt werden , so dass in der 
That kein einziger ürtheilsspruch ohne seine auctoritative Mitwirkung 
ergeht. 

Wenn nun in der Diöcese Paderborn , wie oben angedeutet 
wnrde, diejenigen Fälle der Suspensionsverhängung , in welchen es 
sich um die Erzwingung eines hartnäckig verweigerten Gehorsams 
handelt, und in das Beneficial- resp. AemteiTecht eingreifende Rechts- 
fragen nicht zu entscheiden sind, auch seit Errichtung des Officialats 
durch Beschlüsse des Bischofs selbst und beziehungsweise in seiner 
Abwesenheit des General ncariats nach vorgängiger summarischer 
Untersuchung erledigt worden sind, so entspricht auch dies durchaus 
den vorstehend über die Verwaltung der bischöflichen Jurisdiction 
entwickelten canonischen Grundsätzen. 

Das Mandat des Officials erstreckt sich eben nicht auf diese 
Fälle, sie sind, da sie im Interesse einer geordneten Diöcesanvcr- 
waltimg ein rasches und energisches Handeln bedingen tind mit ad- 
ministrativen Zwecken zusammenhängen, dem Bischof selbst und be- 
ziehungsweise seinem Vertreter in der Administration der Diöcese 
vorbehalten. 

Darum sind die diesf^lligen Entscheidungen aber keineswegs 
als gewöhnliche Verwaltungsacte zu betrachten , sie sind vielmehr 
wahre richterliche Acte , welche der Bischof, da seine Gerichtsbar- 
keit eine immediate ist, entweder selbst vornehmen oder vornehmen 
lassen kann, durch wen er will und wo er will. 

Piasecki, 1. c. 333, 334. 

»Ex qnolibet loco dioecesis suae pro tribunali sederc po- 
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test. Nee quisquam alias judicare potest snbditos Episcopi, 
ipso invito.c 

Es nimmt sich daher in der That seltsam aus , wenn \\\ dem 
Urtheile des Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten bemerkt 
wird, es sei aus den Acten des Qeneralvicariats nicht ersichtlich, 
woher die bischöfliche Behörde die Befagniss zu diesem lediglich ad- 
ministrativen Vorgehen genommen habe. Nun die Befugniss Hegt 
in der Jurisdictiousgewalt des Bischofs und das beobachtete, übrigens 
als ausreichend nachgewiesene Verfahren ist auch nichts weiter als 
ein Ausfluss dieser Jurisdictionsgewalt. 

Wir haben dargethan , dass dieses Verfahren , wenn auch ein 
summarisches^ doch nicht das Verfahren ex informata conscientia des 
Concils von Trient ist, und da wir femer auch nachgewiesen haben. 
dass die Beschlüsse des Herrn Bischofs und seines Generalvicariats 
vom 13. October und 29. November 1870 als wirkliche sententiae 
definitivae ihrem Wesen nach zu betrachten seien , so sind wir an 
unserem Theile nicht im Zweifel , dass dein p. Mönnikes dagegtm 
die AppeUaüon an den ergbischöflichm Stuhl von Köln zugestanden 
hat und dass es lediglich seine Schuld ist, wenn er durch Nicht" 
heachtung des Fatale auf die Appellation verzichtet hol. 

Appelliren kann nach canonischen Grundsätzen Jedermann, 
der innerhalb oder ausserhalb des Gerichts eine Beschwerde erlitten 
hat, selbst der Excommunicirte. Nur wer sich selbst das Appella- 
tiousrechts begibt oder wer sich desselben aus eigener Schuld ver- 
lustig macht, (z. B. durch Nichtbeachtung des Fatale) oder wer das- 
selbe bereits erschöpft hat, kann nicht weiter appelliren. 

In Ansehung de» Ohjects kann die Appellation in allen Fällen 
eingelegt werden, welche irgend eine Beschwerde involviren , in Ci- 
vil-, wie in Criminalsachen. 

cf. Schöpfe Handbuch des kath. Kirchenrechts. Bd. II. S. 

106 ff. 
Schmier, Jurisprudentia canonica lib. II. tract. III. cap. XIII. 

Sect. III. §. 1-6. 
PiasecJcij 1. c. pag. 466 ff. 

Die Frage über die Zulässigkeit der Appellation wegen Ver- 
hängnng einer kirchlichen Censur löst Schmier 1. c, wie folgt: 

»In appeliationibus a censura ecclesiastica sie licet distin- 

guere. Vel censura ante appellationem jam lata est, vel non. 

Si jam lata sit, potest quidem appellari, sed tantnm eo effecta, 

ut causa deferatur ad judicem superiorem, non item ut exe- 

cntio declaratio, et denunciatio suspcndatur. Rationem dant 
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Interpretes : quia Censnra , cum statim liget animam , tra- 
hit immediate secuin executionem et quantocyus in refn ju- 
dicatam transit. 

Si censmra post appellationem interpositam feratur, fertur 
nalliter indeque non impedit, qnominns appellans tarn in divi- 
nis, quam in Immanis possit cum aliis fidelibus communicare.c 
Es handelt sich in concreto um eine vor Eiulegung <ler Appel- 
lation verhängte Censur, die Appellation ist also zulässig, allerdings 
nur mit Devolutiveffect. 

Mit demselben Effect ist die Appellation zulässig gegen die in 
Causis correctionis morum ergangene Suspension. 

cf. die bei PiasecH 1. c. pag. 469 — 470 abgedruckte Ver- 
ordnung der Congregatio Concilii Trid. vom 16. October 
1600. 
Die einzige Ausnahme bildet der Fall , wo der Bischof in cor- 
rectione non ut judex judicialiter, sed ut pater paterne verfährt und 
dabei innerhalb det Schranken der Eirchengesetze bleibt. 
Schmier, 1. c. §.3. 

Reifenskiel, Jqs can. Lib. II. decretal. tit. XXVIl. de ap- 
pell. Nr. 300. 301. 
Der Fall einer patema correctio liegt aber hier nicht vor. 
In causis notoriis soll zwar die Appellation nicht zugelassen 
werden, 

c. Cum Sit Bomana 5. §. fin. 

c. Pervenit 13., c. Consuluit 14. X. de Appellat. II. 28. 
Schöpf, l c. Bd. II. S. 238. 
allein wenn irgend Zweifel gegen die Notorietät obwalten , erscheint 
die Zulassung der Appellation räthlich. 

»Nam in factis et delictis dubiis, dummodo causa probabilis 
coram Judice exprimatur, bene admittitur appellatio.c 

Reifenstuel l c. N. 298. 
Unseres Erachtens ist die vorliegende Sache des p. M. nicht 
strictissime als Notorietätsfall zu betrachten , denn obwohl die That- 
saehen vom Angeschuldigten zugestanden, fheilweise sogar oftenkun- 
dige waren , so hatte er doch Einwendungen rechtlicher Natur ge- 
machtf welche mit in Erwägung zu ziehen waren. 

Will man aber annehmen, dass es sich um facta notoria han- 
delt, dann würden eben die Entscheidungen des Herrn Bischofs und 
resp. des Oeneralvicariats vom 13. October und 29. November 1870 
wegen ünzulässigkeit der Appellation sofort rechtskräftig geworden 
sein, wie sie es im entgegengesetzten Falle dadurch geworden sind, 
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dass p. Mönnikes die Frist zur Einlegong der Appellation versäoiut 
hat. 

In dem einen wie im anderen Falle aber würde nach der eige- 
nen Ausfuhrung des Gerichtshofes för k. A. ihre Wirkung durch da? 
beinahe drei Jahre später erlassene Maigesetz nicht wieder beseitigt 
werden können. 

Zu demselben Ergebniss müsste man aber auch gelangen, wenn 
man die gedachten Beschlüsse als Entscheidungen ex informata cod- 
scicntia betrachten wollte. Denn auch die Suspensio ex informata 
couscieatia hat alle Wirkungen einer fSrmlicben Suspensio ab officio. 
Schtdte^ Lehrb. des k. Eirchenrechts S. 325. 
Der Beschluss des Bischofs, durch welchen die Suspension ver- 
bftngt wird ist ein Act des kirchlichen Richters, steht einer Defini- 
tivsentenz gleich, und ist, wie der Gerichtshof für k. A. in seinem 
Urtheile selbst durch Berufung auf die bei Benedict XIV. de synodo 
dioccesana lib. XI. cap. 8. N. 5. mitgetheilte Resolution der Con- 
gregatio Concilii, auf Walter, Lehrbtich des Kirchenrechts 14. Aufl. 
S. 451. und Kober a. a. 0. S. 74. nachgewiesen hat, in appellabel. 
Sie steht also einer rechtskräftigen Sentenz völlig gleich und muss 
als solche so lange betrachtet werden, bis es etwa dem Suspendirten 
gelungen ist, dnrch den für statthaft erachteten Becurs beim heiligen 
Stuhl eine Abänderung zu bewirken. 

Der Recurs ist allerdings nur ein ausserordentliches Rechtsmit- 
tel, aber eben weil er das ist , gilt , so lange er nicht mit Erfolg 
eingewendet wird, der die Suspension verhängende Beschluss des Bi- 
schofs als rechtskräftig und als solcher hätte er nach logischer Üon- 
Sequenz auch von dem Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten, 
für den ja nach §. 1. des Gesetzes vom 12. Mai 1873 der heilige 
Stuhl als ausserdeutsche KircheubebOrde ohfiehin nicht in Betracht 
kommt, respectirt, folglich als ausserhalb der Wirkungen der Muige- 
setze liegend , behandelt werden müssen , da diese neueren Datums 
sind. 

Bei dieser rechtlichen Lage der Sache ist denn auch f&r den 
Zweck dieser Abhandlung es nicht erforderlich, auf eine Erörterung 
der auf das Caput L Sess. XIV. de Reform, des Concils von Trient 
bezüglichen Rechtsfragen näher einzugehen, 

ob die Suspensio ex informata conscientia nur auf geheime Ver- 
gehen der Kleriker oder auch auf offenkundige anwendbar, ob 
sie als censura medicinalis oder als poena vindicativa zu be- 
trachten und daher nur auf Zeit zu verhängen sei etc. — 
Bios als Strafe und nicht als Censnr wird die Suspensio ex 
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ioform. conacientia aufgefasst von Ferraris^ prompta bibliotheea sub 
voce »Sttspensioc Art. I. N. 14. und vou den dort genannten Cano- 
nisten, ferner von Schopf, 1. c. Bd. 3. S. 243. 244., SchuUe, Lehr- 
bach des katb. Kirchenrechts S. 325. und Anderen. 

Die Ansicht^ dass sie nur wegen geheimer Vergehen verhängt 
werden könne, wird von vielen Canonisten, ausser Schopf und Schulte 
a. a. 0. unter Anderen von Fagnani Comroent. ad c. 4. 5. X. de 
temp. ordin. I. 11. und von Kdber a. a. 0. S. 70 if. — vortreten. 

Neuere Canonisten, namentlich der Bischof von Lu9on in sei- 
ner 1852 erschienenen Schrift: Des sentences episcopales P. II. §. 32. 
und Bouix , de jndiciis ecclesiasticis Tom. II.' pag. 312 ff. wollen 
sie, und zwar mit guten Orfinden, auch auf offenkundige Vergehen 
angewendet wissen. 

m. Nach' den canonischen Erörterungen darüber , ob dem M. 
ein kirchliches Bechtsmittel gegen seine Suspension zugestanden 
haben wfirde, und ob er es ohne Erfolg geltend gemacht, beschäf- 
tigt sieb das Erkenntniss vom 7. Januar er. mit der materiellen 
Prüfung seiner Beruflmg. 

Die Beruflmg wird in dieser Beziehung ffir begrfindet erachtet 
sowohl nach §. 2. Abs. 2. des Gesetzes vom 12. Mai 1873, als 
auch nach §. 125 , 126, 108. in Verbindung mit §§. 530—588. 
Tit. 11. Tb. n. AUg. Landrechts. 

Wir können diese Ansicht nicht theilen. Im Gegentheil sind 
wir der Meinung, dass ganz abgesehen von der von uns bestrittenen 
formalen Zulässigkeit der Beruflmg und abgesehen von der recht- 
lichen Unmöglichkeit, dem Gesetze vom 12. Mai 1873 eine rück- 
wirkende Kraft auf die vor seinem Inkrafttreten erlassenen kirch- 
lichen Strafisentenzen beizulegen, die Beruflmg materiell: 

1) nicht einmal nach der citirten Bestimmung des Gesetzes 
vom 12. Mar selbst für begründet erachtet werden könne. 
Wenn der §. 2. im 2. Alinea bestimmt: 

»Der Entfernung aus dem Amte , (Entlassung , Versetzung, 

Suspension , unfteiwilHgen Emeritirung) muss ein geordnetes 

processualisches Verfahren vorausgeben. 

In allen diesen Fällen ist die Entscheidung schriftlich nn* 

ter Angabe der Gründe zu erlassen,« 
so setzt derselbe doch zunächst einen Kirchendiener voraus, der em 
bestimmtes Kirchenamt, sei es nun ein blosses Officium oder zu- 
gleich ein Beneficium wirklich inue hat, aus dem er entfernt wer- 
den soll. 

Mit dem Empfang des Ordo ist bekanntlich gegenwärtig 

ArabiT fiir KirehenrMht TlXlh 25 
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der Begel nach ein bestimmtes Kircheaamt nicht verbunden und 
selbst die Verleihung der Jurisdiction, welche die Bischöfe den nicht 
beamteten Priestern filr den Umfang ihrer Diöcese oder einzelner 
Theile derselben zum Zwecke der Hülfsleistung bei den gottesdienst- 
liehen Functionen , bei der Spendung der Sacrament^ und bei der 
Yerkündung des Wortes Gottes zu Theil werden lassen, gewährt noch 
kein bestimmtes Eirchenamt, mit Bezug auf welches von Entlassung, 
Versetzung , Suspension , unfreiwilliger Emeritirung die Bede sein 
könnte. — 

Was nun den. p. Mönnikes anlangt, so hat er, wie schon be- 
merkt , ein bestimmtes Kirchenamt in der That nicht bekleidet. 
Die Caplanei zu Lippspringe ist allerdings ein Eirohenamt , aber M. 
war nicht Inhaber desselben, nicht instituirt, die Caplanei war ihm 
vielmehr nur zur Verwaltung übertragen* — Dass der Bischof be- 
rechtigt ist , eine solche Administration ohne alle Gründe wieder 
aufzuheben, liegt auf der Hand, der Gerichtshof für kirchliehe An- 
gelegenheiten selbst hat diese Befugniss nicht in Frage gestellt, und 
im Staatsdienste geschieht es alle Tage, dassein mit der Verwaltung 
einer Stelle Beauftragter, nicht etatsniässiger Staatsdiener aas sol- 
cher Stellung einfach abberufen wird. Zn einer solchen Abberufung 
bedarf es keines processualischen Verfahrens mit richterlicher Ent- 
scheidung, im Gegeutheile würde alle Welt in gerechte. Verwunder- 
ung gerathen, wenn ein solohes stattfände. 

Ganz dasselbe muss der gesunde Verstand auch auf kirch- 
lichem Gebiet gelten lassen. 

Nachdem M. durch den administrativen Theil der Verfügung 
des Henn Bischofs von P. vom 13.. October 1870 der Administration 
der Caplanei 2U Lippspringe enthoben war , trat er eo ipso in die 
Kategorie derjenigen Priester der Diöcese Paderborn zurück, welche 
ohne bestimmte Tbätigkeit zur Disposition des Bischofes stehen, es 
blieb für ihn nur die allgemeine Obedienzpflicht bestehen, in welcher 
alle Priester einer I)id^ese kraft des von ihnen bei der Ordination 
oder bei der etwa später erfolgten Beception in die Didcese abgeleg- 
ten Gelöbnisses zu ihrem Diöcesanordinarius stehen und vermöge 
deren sie demselben verbunden sind zum^Gehorsam rücksichtlich der 
mit dem Ordo verbundenen Pflichten, der Disciplina' Cleri und der 
Aufträge, welche er ihnen in kirchlichen Dingen ertheilt. 
SchuUe, Lehrbuch S. 179. 

Die von dem Herrn Bischof gegen M. verhängte Suspen^on ab 
ordine et ofücio bezieht sich daher gar nicht auf ein bestimmtes 
Eirchenamt , sondern nur auf jenes allgemeine , aus dem Ordo und 
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aus der Ertbeilung der Missio imy Ausübung der Jurisdiction iimer- 
lialb der Diöcese eutspriugende Aratsverliältinss, welches voa den 
Maigesetzen in keiner Weise berührt wird. 

Auch involvirt die Suspension kaineswegb eine Entlassung ans 
diesem allgemeinen Amtsverbkitniss , sondern nur die Uniersagung 
der aus dem Ordo und aus der Ertheilung der Missio erfliessenden 
OrdinaHonS" und Jurisdictionsrechte bis zur Untencerfung unter 
den, dem Bischof schuldigen Gehorsam. M. blieb nach wie vor der 
Suspension Priester der DiOcese Paderborn mit allen Pflichten sei- 
nes Priesterstandes; die suspendirten Kechte aber und dassu die 
Wiederverwendung im kirchlichen Dienste der Diöeese konnte er, 
bevor er noch duirch Berufung an den weltlichen Arm der Excom- 
raunicaiion ipso facto verfiel , durch eine einfache Unterwerfungser- 
klärung wiedererlangen, jetzt freilich bedarf es dazu noch der Be- 
seitigung der Wirkungen der Excommnnicatio ]^tae sententiae. 

Fehlt es hiernach einerseits an der wesentlichen Voraussetzung 
für die Anwendbarkeit des §. 2. des Gesetzes vom 12. Mai 1878, 
dem Kirchenamte, so fehlt es doch andererseits grade an denjenigen 
Requisiten nicht, welche vorhanden sein müssen , wenn es sich bei 
der vorliegenden Suspension wirklich um eine Entfernung aus dem 
Amte im Sinne des §. 2. cit. handelte, nämlich an dem geordneten pro- 
cessuaiischen Verfahren und an einer schriftlich unter Angabe der 
Gründe erlassenen Entscheidung. 

Wenn der Gerichtshof für k.. A. selbst sagt, dass der voni Be- 
rufungskläger betonte snmmarische Charakter des siaUgehabten Un- 
tersuchungsverfahrens demselben nicht mit Kothwendigkeit die Be- 
deutung eines gerichtlichen entziehe, so gibt er doch damit zweifel- 
los zu , dass ein Verfahren stattgefunden hat , und dass es als ein 
geordnetes processualisches zu betrachten ist. Wenn er dt^egen das 
Verlangen stellt, dass dieses Verfahren vor dem geistlichen Gericht 
(Officialat) stattgefunden haben müsse und nicht vor dem Bischöfe 
selbst^ resp« dem Generalvicar , so geht er damit über die Maige- 
setze hinaus, denn der §. 2. cit. stellt dieses Verlangen nicht und 
der §. 1. schliesst nur .nichtdeutsche kirchliche Behörden .von der 
Ausübung' der .kirchlichen Disciplinargewalt aus , folglich sind die 
deutschen Bischöfe maigesetzlich vollkommen berechtigt^ das im §. 2. 
erwähnte processuiilische Verfahren entweder in Person oder durch 
ihr aus Deutschen zusammengesetztes Generalvicariat vornehmen zu 
lassen. 

In Bezug auf die in dem Verfahren zu erlassende Entachei- 
duQg ist aber auch im citirten §. 2. nur gesagt, dass dieselbe schrifU 

25» 



^^ Ürtheii des kgt ptiüia. ktrchengtHckiihofa vom S. Marx 1874. 

lieh unter Angabe der Orfinde zu erlassen sei, nicht aber, dass sie 
gerade vom Officialat und in der bei den königlich preussisches 
Gerichten üblichen Urtheilsform erlassen werden mfisse. 

Der Gerichtshof Ar k. A. meint aber 2) dass, auch wenn man 
vom §. 2. Abs. 2. des Oes. vom 12. Mai 1878 absehe und lediglicb 
die gesetzlichen Bestimmungen in Betracht ziehe, welche znr Zeit 
des Ton der bischoflichen Behörde eingeleiteten Yer&hrens in Gel- 
tung gewesen seien, die ausgesprochene Strafe nicht aufrecht erhal- 
ten werden ktane. Diese Bestimmungen findet der Gerichtshof ins 
11. Tit. Tb. II. des Allg. Landrechts. 

Der §. 125. dieses Titels, bemerkt er, beschränke die dem Bi- 
schof gegen die untergeordneten Geistlichen gestatteten Znchtmittd 
auf geistliche Bussfibungen auf kleine , den Betrag von 20 TUr. 
nicht flbersteigende Geldbussen und Geftngnissstrafen von nicht mehr 
als vier Wochen. 

Die AnUsenihebung sei also als Zuchtmittel nicht zagelasseiL 
Vielmehr mAssten gem&ss §. 126. ebendaselbst grobe Vergehnngeo, 
deren sich katholische Geistliche in ihrer Amtsf&hrung schuldig 
machen , nach dem Erkenntnisse des gdsUieken Oeriehts bestraft 
werden. Vergleiche man damit den §. 103. desselben Titels , wo- 
nach grobe Vergebungen gegen die Eirchenordnungen und die darin 
vorgeschriebenen geistlichen Amtspflichten die Entsetzung eines 
Geistlichen begründen und ziehe man dann weiter die besondere 
in Betreff der Amtsentsetzung der Pfarrer getroffenen Bestimmungen 
(§§. 530. 538. ebend.) in Betracht, welchen zufolge einem angeschul- 
digten katholischen Pfarrer von dem Bischöfe zwar nach dem Be- 
funde der geführten Untersuchung die Entsetzung angedeutet wer- 
den könne, der Angeschuldigte aber hiergegeh auf die Entscheidung 
des geistlichen Gerichtes provociren kOnne, so ergebe sich als Grund- 
satz des Landrechts, 

dass der Bischof nicht befligt sei, die Amtsenthebung anes 
Geistlichen mit Ausschliessung des geistlichen Gerichts ent- 
gflltig zu verhängen. 

Damit sei die Suspensio ex informata conscientia epi8c<^i als 
beseitigt zu erachten. Denn das Kirchenrecht des Allgemeinen 
Landrechts sei gemäss den Fublicationspatenten zu demselben an die 
Stelle des gemeinen Kirchenrechts getreten und es könne daher je- 
denfalls darüber kein Zweifel bestehen , dass die den Bestimmungen 
des Allg. Landrechts entgegenstehenden Vorschriften des canoniscben 
Rechts durch das erstere ausser Kraft gesetzt worden seien. 

Die angefochtenen VerfBgungen fiberschreiten daher, schliesst 
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der Gerichtshof, insoweit sie die Suspension des Bernienden ab or- 
dine et officio betreffen , die landesgesetzlichen Grenzen der bischöf- 
lichen AdministratiTgewalt , mithin seien sie der Becbtskraft über^ 
haupt nicht empfänglich und ebendesshalb wegen Verletzung derGe* 
setze des Staats nach §. 11. Nr. 1. und 21. des Gesetzes ?om 12. Mai 
1873 zu vemichten. 

Der äusserst bedenkliche Charakter dieser ganzen Deduction 
erhellt aus folgenden Erwägungen : 

1) Wenn die hier citirten Bestimmungen des AUg. Landrechts 
aber die Grenzen der bischöflichen Disciplinargewalt und aber die 
Pflicht der Bischöfe^ gewisse Disciplinarsachen durch das geistliche 
Gericht entscheiden zu lassen, zur Zeit der Yerhängung der Suspen- 
sion gegen M. wirklich noch in Kraft und Geltung gewesen wären, 
so würden sie es wenigstens jetzt nicht mehr sein. Denn da das 
Gesetz vom 12. Mai ebenfalls Vorschriften aber die Grenzen der bi- 
schöflichen Disciplinargewalt und über das Verfahren in kirchlichen 
Disciplinarsachen enthält, so sind nunmehr die$e und nicht mehr die 
älteren Bestimmungen des Allg. Landrechts massgebend nach dem 
Grundsatze, dass das jüngere Gesetz dem älteren derogirt, und ob- 
wohl wir den Maigesetzen an sich die rückwirckende Kraft abspre- 
chen, so wird doch Jeder zugeben müssen , dass , wenn einmal die 
Berufung an den Staat in Beziehung auf vor den Maigesetzen lie- 
gende kirchliche Disciplinarentscheidungen zugelassen wird, in sol- 

' eben Fällen die maigesetzlichen Bestimmungen insoweit, als sie den 

' Berufungsverklagten günstiger sind, als die älteren Gesetze, vor die- 

' sen letzteren nach allgemeinen Bechtsgrundsätzen den Vorzug 

' haben. 

Der von dem Gerichtshöfe für k. A. aus den citirten landrecht- 
^ liehen Vorschriften abstrahirten Satz, dass der Bisohof nicht befugt 
sei, die Amtsenthebung eines Geistlichen mit Ausschliessung des 
geistlichen Gerichts endgültig zu verhängen, entspricht aber, wie wir 
gezeigt haben , nicht dem Inhalte der besüglichen Bestimmungen 
des Gesetzes vom 12. Mai 1873, vielmehr erheischt dieses fSr den 
Fall der Entfernung aus dem Amte nur ein geordnetes processua- 
lisches Verfahren und eine schriftliche, mit Angabe der Gründe ver- 
sehene Entscheidung, ohne dem Bischöfe die ihm nach canonischem 
Recht zustehende BeAigniss abzusprechen, die Sache persönlich und 
ohne Mitwirkung des Officials zu erledigen. 

2) Es. muss aber auch auf das Entschiedenste bestritten wer- 
den, dass die allegirten landrechtlichen Bestimmungen fOr den Herrn 
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Bischof von P. im Jahre 1870 bei Verh&nguBg der Suspension 
massgeblich gewesen wären. 

Diese Bestimmungen sind^ in ihrer Anwendbarkeit im Wesent- 
lichen schon durch die auf einem Staatsvertrage beruhende , durch 
die Allerb. Cab.-Ordre vom 23. August 1821 als Staatsgesetz publi- 
cirte Bulle »De salute animarum« beseitigt worden. 

Denn wenn in dem Abschnitte »Praedictas« dieser Bulle den 
Bischöfen der neu circumscribirten Diöcesen die geistliche Leitung 
und Verwaltung und alle Diöcesan-' taid OrdinariatsrecMe über 
Geistliche und Laien derselben überwiesen werden, so lässt sich nicht 
absehen, wie mit diesen Befugnissen die landrechtlichen Beschrän- 
kungen der bischöflichen Jurisdiction in ungeschwächter Kraft und 
Ausdehnung hätte fortbestehen sollen, auf welche nun der Gerichts- 
hof für kirchliche Angelegenheiten wieder recurriil;. 

Weiter hat aber auch die Verfassungsurkunde vom 31. Ja- 
nuar 1850 alle in dem sog. jus circa sacra begriffenen Schranken 
der Selbstständigkeit der Kirchen in der Ordnung und Leitung ihrer 
Angelegenheiten vollständig beseitigt und zugleich durch Gewähr- 
leistung der persönlichen Freiheit (Art. 5.) und der Freiheit des re- 
ligiösen Bekenntnisses (Art. 12.) das Correctiv gegeben , um dem 
einzelnen Individuum, welches sich der Jurisdiction der kirchlichen 
Behörde und ihren Folgen etwa nicht fügen will , die Freiheit sei- 
ner EntSchliessungen erfolgreich zu sichern. 

Für den Staat musste also seit Einführung der Verfassung 
alle Einmischung in die kirchlichen Jurisdictionsangelegenheiteu mit 
Noth wendigkeit aufhören , wenn ja üeberrcste davon sich erhalten 
hatten. Seine Gesetze über Gegenstände dieser Art traten ausser 
Kraft, und die Bischöfe waren seitdem ganz unzweifelhaft berechtigt 
die kirchlichen Disciplinarstrafen und das Discipfinarstrafverfabren 
ganz und gar nach den Vorschriften der Kirchengesetze festzusetzen 
und resp. zu regeln und diesen Vorschriften gemäss ist in der Dis- 
ciplinarsache gegen M. verfahren worden. 

Dass die landrechtlichen Bestimmungen nicht etwa durch die 
Verfassungsveränderung vom 5. April 1873 von selbst wieder in 
Kraft getreten sind, hat die Staatsregierung selbst anerkannt, indem 
sie in den Maigesetzen Bestimmungen getroffen hat , durch welche 
diejenigen, welche ehedem das Landrecht zur Feststellung der Gren- 
zen zwischen Staat gegeben hatte und die durch die Verfassung 
vom Jahre 1850 als beseitigt zu betrachten waren, ersetzt werden 
sollen. 
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3) Wären aber auch wircklich die allegirten laadrechtlichen 
Vorschriften zur Zeit der Verhängung der Suspension geger M. noch 
gültig gewesen und wären sie es trotz den Bestimmungen des Ge- 
setzes vom 12. Mai 1873, deren derogirenden Charakter wir behaup- 
ten , auch jetzt noch , so müssen wir doch entschieden bestreiten, 
dass der daraus in dem ürtheile des Gerichtshofes für k. A. vom 7. 
Januar er. abstrahirte Grundsatz : Der Bischof sei nicht befugt, die 
Amtsentsetzung eines Geistlichen mit Ausschliessung des geistlichen 
Gerichts endgültig zu verhängen, auch auf einen Suspensionsfall, wi^ 
der vorliegende ist, anwendbar wäre. 

Zuzugeben ist, dass die Amtscntsetztmg nach dem §. 125. ver- 
glichen mit §. 126. Tit. 11. Th. II. Allg. Landrecht als kirchliches 
Zuchtmittel nicht zugelassen, sondern nach §. 126. in Verbindung 
mit §. 103. und mit den §§. 530 flf. 1. c. nur als Strafe wegen gro- 
ber Vergehungen vom geistlichen Gericht zu verhängen ist. Voraus- 
setzung einer Amtseniseteung ist aber doch unzweifelhaft, dass Je- 
mand ein geistliches Amt bekleidet und grade die §§. 530 ff. liefern 
für die Richtigkeit dieser Annahme den schlagendsten Beweis. Diese 
Voraussetzung hat bei der gegen M. verhängten Suspension eben gar 
nicht zugetroffen. M. war, wie feststeht, nur Administrator der 
Caplanei Lippspringe ad nutum episcopi, konnte ohne jegliches Ver- 
fahren abberufen werden, durch einfache Zurücknahme des ertheiltcn 
Auftrages. 

Mit dieser Zurücknahme trat M. de jure sofort in die Katego- 
rie derjenigen Weltgeistlichen, welche kein bestimmtes Amt bei einer 
Gemeinde oder Kirche haben (§. 545. Tit. 11. Th. II. AUg. Land- 
rechts), von diesen aber heisst es im §. 546. I. c, dass sie in An- 
sehung ihrer geistlichen Functionen unier dem Bischöfe stehen^ weU 
* eher dafür sorgen mu^s, dass sie weder Unordnung oder Aergerniss 
anrichten^ noch dem Staate zur Last fallen. 

Der Bischof ist also in Bezug auf solche Geistliche in der Aus- 
übung der kirchlichen Zuchtmittel nicht beschränkt, im Gegentheil 
dem Staate verpflichtet, sie in Ordnung zu halten , und auf welche 
Weise anders könnte dies geschehen, als durch Handhabung der 
kirchlichen Zuchtmittel. 

Auch haben diese Weltgeistlichen nach §. 547. a. a. 0. , so 
lange sie bei einer Gemeinde oder Kirche nicht wirklich angesetzt 
sindy auf die äusseren Vorrechte der Geistlichen , die nach §§. 96. 
97. a. a. 0. darin bestanden , dass sie als Beamte des Staates be- 
trachtet werden und der Kegel nach von den persönlichen Lasten 
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und Pflichten des gemeinen Bürgers frei und in Bezug auf den Ge- 
richtsstand exemt sein sollten, keinen Anspruch. 

Wird gegen sie die Suspension von den aus dem Ordo und der 
Missio hergeleiteten geistlichen Functionen ausgesprochen, so ist das 
keine Amtsentsetzung im Sinne der oben allegirten Bestimmiiiigen 
und wie wir oben dargethan haben , auch keine Amtsentsetzong' im 
kirchenrechtlichen Sinne. 

Wo es sich um eine solche handelt, wird anch in der Diöcese 
F. mit allen Formen und Feierlichkeiten gerichtlich procedirt. — 

Demnach zerfällt die ganze Deduction des Gerichtshofes in lau- 
ter unhaltbare Behauptungen und es ist nicht der mindeste Be- 
weis dafür erbracht, dass die Suspension des M. ab ordine et officio 
die landesgesetzlichen Grenzen der bischöflichen Amtsgewalt äber- 
schreite und als EingrifT in die dem geistlichen Gericht vorbehaltene 
Jurisdiction der Rechtskraft überhaupt nicht empfänglich gewe- 
sen sei. 

IV. Es erübrigt nun noch, das Urtheil vom 7. Januar er. in 
seinen Wirkungen in Betracht zu ziehen. 

Nachdem der Gerichtshof für k. A. sich das Becht beigelegt 
hat, die Vernichtung einer die Suspension ab ordine et officio gegen 
einen nicht beamteten Geistlichen verhängenden kirchlichen Disci- 
plinarentscheidung auszusprechen, welches Becht ihm nicht einmal 
die Maigesetze geben , so sollte man meinen , dass , was den Fall 
Mönnikes anlangt, mit dem Urtheile vom 7. Januar er. die Sache 
eo ipso ihre Endschaft erreicht habe und für den Oberpräsidenten 
nichts weiter zu thun bleibe. 

Ein Kirchenamt hatte M. nicht , der Bischof kann also gar 
nicht gezwungen werden, ihn in ein solches wieder einzusetzen, auch 
ist in der That von Seiten des Oberpräsidenten ein bestimmt formu- 
lirtes Ersuchen dieser Art an den Bischof nicht gestellt worden. 

Ist die Suspension von den lediglich aus dem Ordo und der 
Missio erfliessenden allgemeinen geistlichen Functionsbefugnissen 
ebenfalls als zur Staatsdomäne gishörig und der Controle des Ge- 
richtshofes für k. A. unterliegend zu betrachten , dann wäre dieser 
Gerichtshof in der That eine mit höheren Jurisdictionsrechten , als 
die Bischöfe, ausgestattete Staatskirchenbehörde und der Staat der 
eigentliche Inhaber aller geistlichen Jurisdiction. 

Wozu bedürfte es dann aber überhaupt noch irgend einer Thä- 
tigkeit des Bischofes, um die Aufhebung der Vollstreckung der gegen 
M. verfügten Suspension zu veranlassen und die Wirkungen der be- 
reits getroffenen Massregeln zu beseitigen. 
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Die von dem Gerichtshofe ausgesprochene Vernichtung der 
kirchliclien Entscheidung muss doch , wenn sie überhaupt einen 
Werth haben soll, auch die Wirkung haben , dass das, was für ver- 
nichtet erklärt wird, eo ipso null und nichtig ist, woraus, wenn es 
Mch um die Suspensiim eines nicht beamteten Geistlichen handelt, 
folgt, dass derselbe ohne weiteres von den Weihe- und Jnrisdictioiis- 
rechteu, die er vor der Suspension hatte, wieder Gebrauch machen 
darf. — 

Vom Standpunkte der Maigesetze hat daher Mönnikes unseres 
Erachtens nur nöthig, das Urtheil des Gerichtshofes für kirchliche 
Angelegenheiten in der Diöcese Paderborn Allen , die sieh dafür in- 
teressiren, vorzuzeigen oder sonst wie öffentlich bekannt zu machen, 
seine Functionen, so weit sie auf dem Ordo und der Missio beruhen, 
an jedem beliebigen Orte der Diöcese , wo sich für ihn Gelegenheit 
bietet, wieder zu beginnen und abzuwarten, ob sich Angehörige der 
Diöcese Paderborn finden werden, welche seine priesterliche Thä- 
tigkeit mit Nutzen für ihr Seelenheil glauben in Anspruch nehmen 
zu können. 

Wie aber der Oberpräsident den Herrn Bischof von Paderborn 
noch durch Geldstrafen soll zwingen können , die Wirkungen einer 
kirchlichen Sentenz zu beseitigen , welche , wenn der königliche Ge- 
richtshof überhaupt die Befngniss hat, mit seinen Erkenntnissen auf 
das rein kirchliche Gebiet des Ordo und der Missio hinüberzugreifen, 
an sich schon durch die Entscheidung des Gerichtshofes selbst nulli- 
ficirt sind, das begreife, wer kann. Jedenfalls würde der Oberprä- 
sident in • seinen Erlassen an den Herrn Bischof sich doch näher dar- 
über haben aussprechen müssen , was der Herr Bischof noch thun 
soH, um dem §. 23. des Gesetzes vom 12. Mai 1873 zu ensprechen. 

Nachtrag der Redaction. 

• 

Zwischen dem Herrn Bischof und dem Oberpräsidenten zu Pa- 
derborn hat folgende neueste Correspondenz stattgefunden : 
L Der Obergerichtspräsident von Westfalen , v. Kühlweüer , an den 

Tit. Bischof von Paderborn^ Dr. Martin. 

T^ Münster, den 26. Juni 1873. 

Da Ew. bischöfliche Hochwürden der in meinem Schreiben 
vom 11. V. Mts. Nr. 4108. auf Grund des §. 23. Absatz 2. des 
Gesetzes über die kirchliche Disciplinargewalt und die Errichtung 
des königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten vom 
12. Mai V. J. (G.-S. S. 198) wiederholt gestellten Aufforderung, die 
durch das Erkenntniss des königlichen Gerichtshofes für kirchliche 
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Angelegenheiten vom 7. Januar d. J. in der Berufungssache des 
vormaligcu Caplaneiverwesers Mönnikes zu Lippspringe vernichteten 
Entscheidungen Ew. bischöflichen Hochwürden resp. des Geaeralvi- 
cariats vom 13. Octobn- und 29. November 1870 , insoweit dadurch 
über den etc. Mönnikes die Suspension ab ordine et otficio verhängt 
worden, in ihrer ferneren Vollstreckung aufzuheben und die, Wirkung 
der behufs der Vollstreckung bereits getroffenen Massregeln za be- 
seitigen ^ binnen der vom Tage des Empfanges des vorerwähnten 
Schreibens an laufenden Frist von vier Wochen Folge nicht gegeben 
haben, so wird nach nunmehrigem Ablauf dieser Frist die fiir diesen 
Fall zufolge des gedachten Schreibens vom 11. Mai d. J. vorge- 
sehene Geldstrafe von 800 Thalcrn »Achthundert Thalemc hier- 
durch gegen Ew. bischöfliche Hochwürden festgesetzt mit dem Be- 
merken, dass die königliche Regierung zu Minden wegen Einziehung 
des Betrags mit Anweisung versehen worden ist. Gleichzeitig richte 
ich an Ew. bischöfliche Hoch würden die erneuerte Aufforderung, bin- 
nen einer ferneren vierwöchentlichen , vom Tage der Zustellung die- 
ses Schreibens an laufenden Frist, die durch das Erkenntniss des 
königlichen Gerichtshofes fär kirchliche Angelegenheiten vom 3. Ja- 
nuar d. J. in der Berufungssache des vormaligen Caplaneiverwesers 
Mönnikes zu Lippspringe vernichtenden [teten!] Entscheidungen Ew. 
bischöflichen Hochwürden resp. des Generalvicariats vom 13. Octo- 
ber und 29. November 1870, insoweit dadurch über den etc. Mön- 
nikes die Suspensation [!] ab ordirfe et officio verhängt worden, in 
ihrer ferneren Vollstreckung aufzuheben und die Wirkung der be- 
hufs der Vollstreckung bereits getroffenen Massregeln zu beseitigen, 
widrigenfalls eine anderweite Geldstrafe von 1000 Thalern »Ein Tau- 
send Tbalern* gegen Ew. bischöfliche Hoch würden zur Festsetzung 
und Einziehung gelangen würde.« 

t sig. V. Kühlweiter. . 

IL Der Bischof von Faderbam an den TU. OberpräsidaUen von 

Westfalen, r. KiMwetter. 

»Auf die an mich gerichtete Aufforderung, die Ausführung des 

Erkenntnisses des königlichen Gerichtshofes in der Sache des p. 
Mönnikes in Lippspringe betreffend , hatte icii Ew. Exellenz unter 
dem 16. Mai c. offen erklärt, dass ich dieser Aufforderung ohne 
einen Meineid nicht entsprechen könne. Hochdieselben haben lei- 
der diesen mir durch Pflicht und Gewissen abgedrungenen Protest 
unberücksichtigt gelassen und jene Aufforderung unter erneuerten 
Strafverfügungen inhaltlich des sehr geehrten Schreibens vom 26. 
V. Mts. einfach wiederholt, lieber dieses Verfahren kann ich, ohne 
die Ew, Exellena schuldigen Rücksichten hintenan^usetaen , mich 
nicJU iveiicr äussern und ich sehe mich daher zu meinem Bedauern 
genöthigt, jegliche Correspondenz über diese Atigelegenheit mit Hoch- 
derselben hiermit abzubrechen. 

Paderborn, am 10. Juli 1874. 

gez.: Dr. Conrad Martin.* 
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XIX. 
Preussische Gesetze vom 20. und 21. Mai 1874. 

1. Gesetz über die Verwaltung % erledigter € katholischer Bisthümer. 
Vom 20. Mm 1874. {Ges.-Samml St. 11. Nr. 8190.) 

Wir WiU^lmy von Gottes Gnaden König von Prenssen etc. 
verordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtags , für den 
Umfang der Monarchie, was folgt: 

§. 1. In einem katholischen ßi^hume , dessen Stnbl erledigt 
ist, dürfen die mit dem bischöflichen Amte verbundenen Rechte und 
geistlichen Verrichtungen, insgesammt oder ein/ein , soweit nie nicht 
die Güterver waltung betreffen, bis zur Einsetzung eines staatlich an- 
erkannten Bischofs nur nach Massgabe der folgenden Bestimmungen 
dieses Gesetzes ausgeübt werden. 

§. 2. Wer bischöfliche Rechte oder Verrichtungen der im §. 1. 
bezeichneten x\rt ausüben will , hat dem Oberpräsidenten der Pro- 
vinz, in welcher sieh der erledigte Bischofssitz befindet, hiervon un- 
ter Angabe des üraftmgs der auszuübenden Rechte schriftliche Mit- 
theilung zu machen , dabei den ihm ertbeilten kirchlichen Auftrag 
darzuthun, sowie den Nachweis zu führen, dass er die persönlichen 
Eigenschaften besitzt, von denen das Gesetz vom 11. Mai 1873, 
(G.-S. 1873., S. 191.)» die Uebertragung eines geistlichen- Amtes ab- 
hängig macht. Zugleich hat er zu erklären, dass er bereit sei, sich 
eidlich zn verpflichten, dem Könige treu und gehorsam zu sein und 
die Gesetze des Staates zu befolgen. 

g. 3. Innerhalb zehn Tagen nach Empfang der Mittheilung kann 
der Oberpräsident gegen die beanspruchte Ausübung der im §. 1. 
genannten bischöflichen Rechte oder Venichtungen Einspruch er- 
heben. Auf die Erhobung des Einspruchs finden die Vorschriften 
des §. 16. de« Gesetzes vom 11. Mai 1873, (G.-S. S. 191.), mit der 
Mussgabe Anwendung, dass die Berufung bei dem Gerichtshofe für 
kirchliche Angelegenheiten nur innerhalb zehn Ta^en zulässig ist. 

Wenn kein Einspruch erhoben oder der Einspruch von dem 
Gerichtshofe für kir<>hliche Angelegenheiten verworfen worden ist, 
erfolgt die im §. 2. vorgeschriebene eidliche Verpflichtung vor dem 
Oberpräsidenten oder einem von demselben ernannten Commissarius. 

§. 4. Wer vor der eidlichen Verpflichtung bischöfliche Rechte 
oder Verrichtungen der im §. 1. bezeichneten Art ausübt, wird mit 
Gefängniss von sechs Monaten bis zu zwei Jahren bestraft. 

Dieselbe Strafe trifft den persönlichen Vertreter oder Beauftrag- 
ten eines Bischofs (General vicar, Official u. s. w.), welcliernach Er- 
ledigung des bischöflichen Stuhles fortfährt, bischöfliche Rechte oder 
Verrichtungen auszuüben, ohne anderweit in Gemässheit der §§. 2. 
und 3. die Befugniss zur Ausübung derselben erlangt zu haben. 

Die vorgenommenen Handlungen sind ohne rechtliche Wirkung. 

§. 5. Kirehendiener, welche auf Anordnung oder im Auftrage 
eines staatlich nicht anerkannten oder in Folge gerichtlichen Er- 
kenntnisses aus seinem Amte entlassenen Bischofs oder einer Person, 
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welche bischöfliche Hechte oder Verrichtungen den Vorschriften die- 
ses Gesetzes zuwider ausübt, oder eines von diesen Personen ernann- 
ten Vertreters Amtshandlungen vornehmen , werden mit Gddstrafe 
bis zu Einhundert Thalern oder mit Haft oder mit Gefängniss bis 
zu Einem Jahre und, wenn auf Grund eines solchen Auftrags biseböf- 
liehe Becbte oder Verrichtungen ausgeübt sind , mit Gefängniss too 
sechs Monaten bis zwei Jahren bestraft. 

§. 6. Wenn die Stelle eines Bischofs in Folge gerichtlichen 
Urtheils erledigt worden ist, hat der Oberpräsident das Donicapitei 
zur sofortigen Wahl eines Bisthumsverwesers (Gapitelsvicars) auf- 
zufordern. 

Erhält der Oberpräsident nicht iimerbalb zehn Tagen Nach- 
richt von der zu Stande gekommenen Walil oder erfolgt nicht biniieo 
weiteren vierzehn Tagen die eidliche Verpflichtung des Gewählten, 
so ernennt der Minister der geistlichen Angelegenheiten einen Com- 
mi^sarius, welcher das dem bischöflichen Stuhle gehörige und das 
der Verwaltung desselben oder des jeweiligen Bischofs unterlieg^eode 
bewegliche und unbewegliche Vermögen in Verwahrung und Verwal- 
tung nimmt. Zwangsmassregeln, welche erforderlich werden, um das 
Vermögen der Verifigung des Commissars zu UQterwerfen , trifft der 
Oberpräsident. 

Derselbe ist befugt, schon vor Ernennung des Commissani nnd 
selbst schon bei Erlass der Aufforderung an das Donicapitei das im 
Vorstehenden bezeichnete Vermögen in Verwahrung zu nehmen and 
die hierzu erforderlichen Massregeln nöthigenfalls zwangsweise zn 
treffen. 

§. 7. Die Bestimmungen des §.- 6. finden gleichfalls A.nwen- 
dnng: 

1) wenn in einem Falle, in welchem die Stelle eines Bischofs 
in Fol^e gerichtlichen Urtheils erledigt ist, der Bisthumsverweser 
aus seinem Amte ausscheidet, ohne dass die Einsetzung eines neaen 
staatlich anerkannten Bischofs stattgefunden hat, und 

2) wenn in anderen Fällen der Erledigung eines bischöflichen 
Stuhles bischöfliche Rechte oder Verrichtungen von Personen aosge- 
fibt werden, welche den Erfordernissen der §§. 2. und 3. nicht ent* 
sprechen. 

§. 8. Die Bestimmungen des §. 6. über die Bestellung eines 
Commissarius zur Verwaltung des dort bezeichneten Vermögens, so* 
wie über die Beschlagnahme dieses Vermögens finden ferner in allen 
Fällen Anwendung, wenn ein erledigter bischöflicher Stuhl nicht in- 
nerhalb eines Jahres nach der Erledigung mit einem staatlich aner- 
kannten Bischöfe wiederbesetzt ist. 

Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist ermächtigt, 
die Frist zu verlängern. 

§. 9. Die Verwaltungsbefuguisse des Bischofs gehen auf den 
Commissarius über. 

Die Kosten der Verwaltung werden aus dem Vermögen vorweg 
entnommen. 

Der Commissarius vertritt den bischöflichen Stuhl oder den 
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Bischof als solchen in allen vermögensrechtlichen Beziehungen nach 
Aassen. Er führt die dem Bischöfe zustehende obere Verwaltung 
und Aufsicht über das kirchliche Vermögen in dem bischöflichen 
Sprengel, einschliesslich des Pfarr«, Vicarie«, Gaplanei- und Stif- 
tungsvermögens, sowie über das zu kirchlichen Zwecken bestimmte 
Yermögen äler Art. 

Der Commissariua wird Dritten gegenüber durch die mit Siegel 
und Unterschrift versehene Emennungurkunde auch in den Fällen 
legitimirt, in welchen die Gesetze eine Specialvollmacht oder eine . 
gerichtliche notarielle oder*anderweitig beglaubigte Vollmacht erfordern. 
§. 10. Die Verwaltung des Commissars endet , sobald ein in 
Gemässheit der Vorschriften dieses Gesetzes gültig bestellter Bis- 
thumsverweser (Capitelsviear) die Bisthumsverwaltung übernimmt, 
oder sobald die Einsetzung eines staatlich anerkannten Bischöfe 
stattgehabt hat. 

Der Commissarius ist für seine Verwaltung nur der vorgesetz- 
ten Behörde verantwortlich, und die von ihm zu legende Rechnung 
unterliegt der Bevision der königlichen Oberrechnungskammer in 
Gemässheit der Vorschrift des §. 10. Nr. 2. des Gesetzes vom 27. 
MArz 1872. (G.-S. 1872, S. 278.) Eine uiderweite Verantwortung 
oder fiechnungslegung findet nicht statt. 

§.11. Der Oberprftsident bringt die nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes erfolgte Bestellung des Bisthumsverwesers , sowie die 
Ernennung des Commissars unter Angabe des Tages , an welchem 
ihre Amtsthätigkeit begonnen hat, ingleichen das Erlöschen der 
Amtsthätigkdt und den Tag desselben durch den Staatsanzeiger, so- 
wie durch sämmtliche Amts- und Ereisblätter , welche in dem bi- 
schöflichen Sprengel erscheinen, zur öffentlichen Eenntniss« 

§. 12. Die Anwendung der §§. 6—11. wird dadurch nicht aus- 
geschlossen, dass das Domcapitel ffir die Dauer der EilMigung des 
bischöflichen Stuhles einen besonderen Vermögensverwalter (Oeconom) 
bestellt oder selbst die Verwaltung übernommen hat , ohne dass eine 
besondere bischöfliche Behörde für dieselbe besteht. 

§• 13. Während der Dauer einer commissarischen Verwaltung 
in den Fällen, der §§. 6. und 7. ist derjenige , welchem auf Grund 
des Patronats oder eines sonstigen Kechtstitels in Betreff eines er- 
ledigten geistlichen Amtes das Präsentations* , (Nominations- , Vor- 
Bchhigs«) Recht zusteht, befugt, das Amt im Falle der Erledigung 
wieder zu besetzen und für eine Stellvertretung in demselben zu sorgen. 
§. 14. Macht der Berechtigte von dieser Befligniss Gebrauch, 
so kommen die Vorschriften des Gesetzes vom 11. Mai 1873. (G.-S. 
S. 191.) zur Anwendung. Die im §. 22. , Absatz 1. daselbst dem 
geistlichen Oberen im Falle gesetzwidriger Amtsübertragung ange- 
drohte Strafe trifft in gleichem Falle den Berechtigten. 

§. 15. Wenn der Berechtigte innerhalb zwei Monaten, von der 
daza eröffneten rechtlichen Möglichkeit an gerechnet, für eine Stell- 
vertretung nicht sorgt oder innerhalb Jahresfrist die Stelle nicht 
wieder b^tzt, so geht seine Befngniss auf die Pfarr-, (Filial-, Ca- 
pellen u. s. w.) Gemdnde über. 
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Die Gemeinde hat die im §. 13. bezeichneten Befugnisse in allen 
Fällen, in welchen ein Präsentationsbereehtigter nicht vorhanden ist. 

§. 16. Liegen die Voraussetzungen des §. 15. vor« so beroit 
der Lajidrath (Amtmann) , in Stadtkreisen der Bürgermeister , auf 
den Antrag von mindestens zehn grossjährigen, *ini Besitze der bür- 
gerlichen Ehrenrechte befindlichen , männlichen Qtfmeindemitg'licd^i'n 
welche nicht einem mitwählenden Familienhaupte untergeordnet sind, 
sämmtliche diesen Erfordernissen entsprechende MitgÜMler der Ge- 
meinde zur Beschlussfassung über die Einrichtung der SteUvertre- 
tung oder über die Wiederbesetzung der Stelle. 

Zur Gültigkeit der Beschlüsse ist ertorderlicb , dass mehr als 
die Hälfte der Erschienenen dem Beschlüsse zugestimmt hat. 

Die näheren Bestimmungen über das Verfahren erlässt der 
Oberpräsident. 

§. 17. Kommt eine gültige Wahl zu-Stande, so ist nach Mass- 
gabe des §. 16. ein Repräsentant zu wählen , wrieher die lieber- 
tragung des Amtes an den gewählten Geistlichen auszuführen hat. 
Für das Verhalten und die Verantwortung d^s Bepi*äsentanten gelten 
die Vorschriften des §.14. 

§. 18. Wird in den Fällen der. g§. 13. bis 17.. vom Oberprä- 
sidenten kein Einspruch erhoben oder der erhobene Einspruch von 
dem Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten verworfen , so gilt 
der Geistliche als rechtsgültig angestellt 

§. 19. Wenn vor dem Tage, an welchem dieses Gesetz in Emft 
tritt, die Stelle eines Bisehofs in Folge gerichtlichen Urtiieila erle- 
digt worden ist, so finden die Vorschriften dieses Gesetzes ebentalls 
Anwendun<^'. 

§. 20. Wo in diesem Gesetze von oiuem Bischöfe, bischöflichen 
Stuhle, Amte, Sitze u. s. w. oder einem Bisthume die Rede ist, 
sind darunter auch ein Erzbischof, Fürstbischof, sowie deren Stuhle, 
Aemter, Sitze, Bisthüraer u. s. w. zu verstehen. 

Unter deu mit dem bischöflichen Amte verbundenen Rechten 
und geistlichen Verrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind sowohl 
die in dem bischöflichen Amte als solchem enthaltenen, als auch die 
auf Delegation beruhenden Rechte und Verrichtungen begriffen. 

§. 21. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist mit dor 
AuBführnng dieses Gesetzes beauftragt. 

Urkundlich unter unserer Höchsteigenhändigen Unterschrifb und 
beigedruckten königlichen Insiegel. 

Gegeben Wiesbaden, den 20. Mai 1874. 

(L. S.) Wilhelm. 

Camphausen, Gr. zu Eulevimrg. Leonhardt. Falk. v. Kanieie. 

' Achmbach. 

2. Gesetz wegen Declaraiion und Ergänzung des Gesetzes vom 11. 

Mai 1873 über die Vorbildmig und Anstellung der Geistlichen. 

(G.-8. 1873 St. IL, S. 191.) Vom 21. Mai 1874. 

Wir Wühelm , von Gottes Gna^Ien König von Preussen etc. 
verordnen mit Zustimmung beider Häuser des Landtages Uniitoer 
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Monarchie, zur Declaration und Ergänzung des Gesetzes über die 
Vorbildung und Anstellung der Geistlichen vom 11. Mai 1873, was folgt: 

Art. 1. Das Gesetz vom 11. Mai 1873, wird daliin declarirt, 
dass die Uebertragnng eines geistlichen Amtes, sowie die Genehmig- 
ung einer solchen Uebertragung auch dann den Vorschriften der 
§§. 1. bis 3. des Gesetzes zuwider sind, wenn dieselben ohne die im 
§. 15. daselbst vorgeschriebene Benennung des Candidaten oder vor 
dieser Benennung oder vor Ablauf der im §. 15. für die Erhebung 
des Einspruchs gewährten Frist erfolgen. 

Art. 2. Die Strafe des §. 23. des Gesetzes vom 11. Mai 1873, 
trifft einen jeden Geistlichen , welcher Amtshandlungen vornimmt, 
ohne den Nachweis führen zu können, dass er zu einem hierzu er- 
mächtigenden Amte oder zur Stellvertretung oder zur Hülfeleistung 
in einem solchen Amte unter Beobachtung der §§. 1—3. des ge- 
nannten Gesetzes berufen worden sei. 

Art. 3. Nach Erledigung eines geistlichen Amtes ist der Ober- 
präsident befugt, die Beschlagnahme des Vermögens der Stelle zu 
Terffigen, wenn 

1) das erledigte Amt den Vorschriften der §§. 1—3. des Ge- 
setzes vom 11. Mai 1873, zuwider übertragen ist, oder 

• 2) wenn Thatsachen vorliegen, welche diö Annahme begründen, 
dass die Uebertragung des Amtes nicht unter Beobachtung dieser 
Vorschriften erfolgen werde. 

Der Beschlagnahme unterliegt das gesammte Vermögen der 
Stelle, einschliesslich aller Nutzungen, Hebungen und Leistungen. 
Der Oberpräsident ernennt einen Commissarius, welcher die Beschlag- 
nahme ausfiihrt und bis zur gesctzmässigen Wiederbesetzung der 
Stelle, beziehentlich bis zur gesctzmässigen Einrichtung einer einst- 
weiligen Vertretung das Vermögen für Rechnung der Stelle verwal- 
tet. Zwangsmassregeln, welche zur Ausfuhrung der Beschlngnahme 
erforderlich sind, werden im Verwaltungswege getroffen. Der Com- 
missarius übt alle vermögensrechtlichen Befugnisse des berechtigten 
Stelleninhabers mit voller rechtlicher Wirkung aus. 

Die Kosten der Verwaltung werden aus den Einkünften der 
Stelle entnommen. 

Art. 4. Wenn nach Erledigung eines geistlichen Amtes ein 
Geistlicher wegen unbefugter Vornahme von Amtshandlungen in die- 
sem Amte in Gemässheit des §. 23. Absatz 1. des Gesetzes vom 
11. Mai 1873, oder des Artikels 2. dieses Gesetzes rechtskräftig zur 
Strafe verurtheilt worden ist , so ist derjenige , welchem auf Grund 
des Patronats oder eines sonstigen Rechtstitels das Präsentations-, 
(Nominations*, Vorschlags-) Recht zusteht, befugt, das Amt wieder 
zu besetzen und für eine Stellvertretung in demselben zu sorgen. 

Art. 5. Für eine Stellvertretung in dem erledigten Amte zu 
sorgen, ist der Berechtigte auch dann befugt, wenn einem Geist- 
lichen nach Massgabe des §. 5. des Reichsgesetzes vom 4. Mai 1874, 
betreffend die Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kircheu- 
ämtern, der Aufenthalt in dem Bezirke des erledigten Amtes versagt 
worden ist. 
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Art. 6. Dem Berechtigten ist von dem Straforiheil (Art. 4.), ■ 
sowie von der Verfiigung wegen Beschränkung des Aufenthaltes f 
(Art. 5.) amtlich Kenntniss zu geben. : 

In Betreff der vor Verkündigung dieses Gesetzes ergangenen 
ürtheile und Verfugungen ist jene Mittheilung sofort nach Inkraflr 
treten desselben zu bewirken. 

Art. 7. Macht der Berechtigte von der ihm zustehenden Be- 
fugniss (Art. 4., 5.) Gebrauch, so kommen die Vorschriften des Gesetzes 
vom 11. Mai 1873 zur Anwendung, Die im §. 22., Abs. 1. daselbst 
dem geistlichen Oberen im Falle gesetzwidriger Amtsübertragung an- 
gedrohte Strafe trifft in gleichem Falle den Berechtigten. 

Art. 8. Wenn der Berechtigte innerhalb zweier Monate vom Tage 
des Empfanges der vorgeschriebenen Mittheilung (Art. 6.) für eine 
Stellvertretung nicht sorgt, oder innerhalb Jahresfrist, von dem n&mlichen 
Zeitpunkt an gerechnet, die Stelle nicht wieder besetzt, so geht seine 
Befugniss auf die Pftirr- (Filial-, Gapellen* etc.) Gemeinde ober. 

Die Gemeinde hat die in Art 4., 5. bezeichneten Befugnisse in 
allen Fällen, in welchen ein Prftsentationsberechtigter nicht vorhanden ist 

Die Vorschriften des Art. 6. finden auf die Gemeinde entspre- 
chende Anwendung. Dieselbe ist insbesondere davon in Kenntniss zu 
setzen, dass dw PriUtentationsberechtigte innerhalb der gesetzUcheo 
Frist von seinem Bechte keinen Gebrauch gemacht hat. 

Art. 9. Liegen die Voraussetzungen des Art 8. vor, so beruft 
der Landrath (Amtmann), in Stadtkreisen der Bärgermeister, anf den 
Antrag von mindestens zehn grossjährigen, im Besitze der bürger- 
liehen Ehrenrechte befindlichen , männlichen Gemeindemifcgliedern, 
welche nicht einem mitwählenden Familienhaupte untergeordnet sind, 
sämmtliche diesen Erfordernissen entsprechende Mitglieder der Ge- 
meinde zur Beschlussfdssnng über die Einrichtung der Stellvertre- 
tung oder über die Wiederbesetzung der Stelle. 

Zur Gültigkeit der Beschlüsse ist erforderlich, dass mehr als die 
Hälfte der Erschienenen dem Beschlüsse zugestimmt hat 

Die näheren Bestimmungen über das Verfahren erUsst der 
Oberpräsident 

Art. 10. Kommt eine gültige Wahl zu Stande , so ist nach 
Massgabe des Art 9. ein Repräsentant zu wälilen, welcher die üeber- 
tragung des Amtes an den gewählten Geistlichen auszuführen hat 
Für das Verhalten und die Verantwortung des Repräsentanten gelten 
die Vorschriften des Art. 7. 

Art. 11. Wird in den Fällen der Art 4~-10. vom Oberpräsidenten 
kein Einspruch erhoben oder der erhobene Einspruch von dem Gerichts- 
höfe vorwerfen, so gilt der Geistliche als rechtsgültig angestellt 

Urkundlich unter Unserer Höohsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem königlichen Insiegel. 

Gegeben Wiesbaden, den 21. Mai 1874. 
(L. S.) WXhdm. 

Camphausen. Gr. eu Eidenburg, Leonhardi. Falk. v. Kamtie, 

Äehenbach, 
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XX. 

Das Postulatum eines maronitischen Erzbischofs an das 

Vaticanum, 

erl&Qtert yon Dr. Michael Treuyoit 

Die Beilegung von Streitigkeiten ist einer der Hanptzwecke der 
Concilien. Es gilt dies nicht nur von den Provincialsynoden , denen 
das Tridentinnm ausdrücklich diese Aufgabe vorsteckt , sondern auch 
von den allgemeinen Versammlungen der katholischen Kirche. Na- 
türlich müssen solche Zwiste von allgemeinem Interesse sein , sonst 
können sie ja von Provincialconcilien oder von noch niedrigeren In- 
stanzen geschlichtet werden, während sie dem allgemeinen Concil die 
Zeit zur Lösung der wichtigen, die ganze Kirche betreffenden Fragen 
rauben würden. Insbesondere gehören die Olaubensstreitiglreiten 
zum Hessort der ökumenischen Concilien , und demgemäss hat das 
Vaticanum die gallicanische Frage endgültig gelöst. Wenn die Sy- 
node längere Zeit gedauert hätte , so würden ohne Zweifel auch an- 
dere Zwiste zum Austrage gekommen sein, wiewohl unter den jetzt 
vorliegenden und vom Hochwürdigsten Bischöfe Dr. Conrad Martin 
von Paderborn veröffentlichten Postulata nur eine einzige Streit- und 
Anklageschrift im eigentlichen Sinne des Wortes sich befindet, näm- 
lich das Tostulatum Archiepiscopi Berytensis^), 

Man konnte voraussehen, dass, wenn eine Streitigkeit vor das 
Tribunal eines allgemeinen Concils gebracht werden sollte « dieselbe 
aus dem Orient und speziell aus Syrien kommen würde. In Beirut 
allein durchkreuzen sich vier oder gar fünf verschiedene Jurisdic- 
tionen katholischer Oberhirten; denn ausser dem lateinischen Klerus 
gibt es dort einen maronitischen Erzbischof, einen melchitischen 
Bischoff eine syrische und eine armenische Gemeinde. Auch von den 
Lateinern sind die verschiedensten Nationalitäten vertreten. Wo in 
einem so engen Winkel solche Gegensätze aufeinanderstossen , da 
kann es an Reibereien nicht fehlen , selbst dann nicht , wenn die 
Orientalen mit geringerer Eifersucht ihren Bitus sammt dessen Vor- 
rechten und Eigenthfimlichkeiten bewahrten. Trotz alledem ist 
jene einzige Streitschrift höchst auffallend , so dass man gerade in 
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Syrien, wohin ich mich gewandt hatte, an deren Existenz nicht glau- 
ben wollte. Es dürfte indess zur Erklärung ihres nnglaublichen In- 
haltes beitragen , etwas über die Persönlichkeit ihres Urhebers vor- 
auszuschicken. 

m 

Der Erzbischof -von Tyrus, welcher das Postulatum unterzeich- 
nete, war keineswegs von hervoiragender Bildxtng. Kadi dem syri- 
schen Massacre von 1860 machte er ^ine Beise durch Europa , um 
Almosen für die Hinterbliebenen der ermordeten Maroniten zn sam- 
meln. Als es aber zur Vertheilung dieses Geldes kam , gerieth er 
in Streit mit seinem Volke. Man beschuldigte ihn , er hätte seinr 
Familie zu sehr bedacht. Wir wissen nicht, in wiefern diese Inzieht 
gegründet ist. Geldliebe ist ein hervorstechender Zug des orieuta- 
lischen Charakters, .und wo Geldliebe herrscht, entsteht nur gar zq 
leicht bei einer Vertheilung Streit , da Niemand befriedigt wird. 
Dieser Zwiespalt mit den Maroniten musste natürlich die alten Tage 
des Prälaten verbittern. Anderes trat hinzu, was die gleiche Wir- 
> kung hatte. Es umgeben einen Oberhirten im Oriente, besonders an 
den grossen Stapelplätzen des Handels , gewaltige Schwierigkeiten : 
der immer wachsende Proselytismus der Protestanten , die Freimau- 
rerei, die Verdorbenheit der katholischen Franken in den Seestädten 
der Levante, die Verführung gebildeter Orientalen durch die Frem- 
den, die Verschiedenheit der Riten, das Ineinandergreifen verschiede- 
ner Jurisdictionen , die ungenügende Bildung des einheimischen Kle- 
rus und dessen Zurackstehen hinter den an Bildung überlegenen 
Lateinern. So begi*eift es sich , dass es dem Erzbischofe an Unan- 
nehmlichkeiten und schlimmen Erfahrungen nicht mangelte, die in 
Verbindung mit den oben erwähnten Streitigkeiten ihn auf das Tiefste 
betrüben mussten. Da wurde der alte Mann immer mehr gegen 
alles Fremdländische gestimmt, und er öflfnete dem Geklatsche wider 
die lateinischen Missionäre sein Ohr und glaubte endlich den unwahr- 
scheinlichsten Erzählungen. Nach Rom gekommen, vernahm er das 
viele Schimpfen gegen die Jesuiten in der Unfehlbarkeitsfrage , und 
in dieser Atmosphäre kam das JPostulatum heraus , von dem mein 
syrischer Gewährsmann urtheilte, er wüsste nicht, wie man mehr Ab- 
surditäten und Unwahrheiten in Ein Actenstück zusammentragen 
könnte. 

Das Postulat des maronitischen Erzbischofes von Beirut ent- 
hält drei Punkte. Zuerst wird die Proselytenmacherei der Prote- 
stanten in Syrien beklagt und als einziges Mittel dagegen die Gra- 
tisvertheilung von guten Schriften vorgeschlagen. Die zweite Klage 
betrifft die Schulen der Lazaristen in Anthura und der Jesuiten in 
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Ohazir ; die dritte das Wirken der Jesuitenroission&re in Beirat, die, 
wie in den Schulen, so auch in der Seelsorge darauf bedacht wären, 
möglichst viel Geld zu machen und dadurch grossen Uebelstftnden 
Thär und Thor öffneten. 

Der Erzbischof behauptet, die meisten orientalischen Bischöfe 
hätten dieselben Klagen gegen diese Missionäre, wobei freilich zu 
yerwunderu ist, dass er unter allen Prälaten auch keinen einzigen 
gefunden hat, der mit ihm das Postulat unterschrieb. Die Sprache 
des Postülatum ist , wie Bischof Martin mit Becht geurtheilt hat, 
sehr schlechtes Latein. Der »Deutsche Merkur« witzelt über diese Be- 
merkung. Aber sehr schlechtes Latein mit groben grammatika- 
lischen Schnitzern steht doch für walir einem Erzbiscbof , welcher 
den Gymnasialnnterricht reformiren willf nicht gut an , mögen auch 
altkatbolische Koryphäen in diesem Punkte mit dem. maronitischen 
Erebischofe wetteifern^). Dennoch habe ich mich wegen dieses 
sehr schlechten Lateins nicht abhalten lassen, keine Mühe zu spa- 
ren, um der Klage auf den Grund zu kommen. Da die mir zu 
Gebote stehende Literatur nicht über alle Punkte des Postülatum 
Auskunft gab, so schrieb ich einem in Syrien weilenden deutschen 
Gelehrten, der seinerseits, obwohl von der Grundlosigkeit der Be- 
sehwerden überzeugt, den Rector des Gollegs in Ghazir P. Rode, 
den Generalobern der syrischen Mission P. Canuti und den P. Estöve, 
der diese Mission vor 42 Jahren mitgrunden half, um Aufschluss 
bat. Ich wandte mich ausserdem an einen deutschen Baron , der 
als Malteserritter dreimal im Orient gewesen war und gerade in 
jüngster Zeit die kirchlichen Zustände auf dem Libanon und in Pa- 
lästina zum Gegenstand seines Studiums gemacht hatte. 

Der Verfasser der Klageschrift war bereits gestorben, so dass 
er nicht interpellirt werden konnte; doch hat sein Klerus, für 
dessen Interessen er angeblich eintrat , bereits eine thatsächliche 
Antwort gegeben, wie wir später sehen werden. Wir wollen nun im 
Einzelnen die Punkte des Postülatum durchgehen. 

I. »Der Protestantismus,« sagt der Erzbischof, »hat vor etwa 30 
Jahren seine Thätigkeit in Syrien begonnen und Alles aufgeboten, 
um. sein Gift zn verbreiten durch Gründung von Schulen und Aus- 
theilung von Büchern, insbesondere von verfälschten Uebersetzungen 
der hl. Schrift. Diese Austheilung hat besonders dadurch gescha- 
det, dass gute katholische Bücher fehlten. Der Druck- und die Gra- 
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tisvertheilung katholischer Schriften wäre das einzige Heilmittd 
gegen jene Propaganda. Denn wenn auch bisher nur Wenige »ich I 
finden Hessen, die um Geldes willen dem Protestantismus anhingen, 
so hat doch die Verbreitung ihrer Bücher grossen Schaden ge- 
bracht.« 

Die hier gerügten üebelstände sind auch von manchen prote- 
stantischen Schriftstellern tief beklagt. Marshall hatte aus den- 
selben viele Zeugnisse gesammelt ^). Ungeheure Summen werden 
insbesondere von amerikanischen und englischen Missionsgesellschaf- 
ten auf den Orient verwandt. Schon vor 10 Jahren schlug Marshall 
die ganze Summe des durch diese Missionen verschlungenen Geldes 
auf eine Million Pfund Sterling an. Diese Summe ist zu gering. Ein 
der Pforte von der ^^proteslantischeH Oememde* überreichter offi- 
cieller Bericht beziffert die von den Missionsgesellschaften allein 
im Jahre 1870 aufgewandten Summen auf 186,694 Pfund Steiiing. 

Fabelhaft ist auch die Zahl der gedruckten Bücher und Trak- 
tätlein, die vertheilt wurden. Der Erfolg ist aber sehr gering. Da 
die Juden keine Neigung zum Ghristenthum zeigten, wandte man 
seinen Bekehrungseifer — selbst in Jerusalem entgegen der frohem 
ausdrücklichen Zusicherung — den Christen zu und betrieb den 
Proselytismus in einer Weise, dass Admiral Slade ausrief: >Zn 
welchem Zwecke besuchen die Missionäre die Küsten des türkischen 
Reiches ? Um diejenigen zu bekehren , welche schon Christen sind. 
Die gänzliche Nutzlosigkeit des Wirkens dieser Herren kann nicht 
genug herorgehoben werden ^).€ Auch unter den Christen hat man 
wenig Proselyten gewonnen, und diese haben im Ganzen dem Pro- 
testantismus wenig Ehre gemacht. Was noch vor Kurzem (8. No- 
vember 1873) die Neue evangelische Kirchenzeitung über die kir- 
ckenfeindlichen Bestrebungen in Italien sagte: »mit dem Allem ist 
noch keine Saat des Bessern ausgestreut; was auf diese Weise der 
römischen Kirche entzogen wird, fällt meist dem Atheismus oder 
der Gleichgiltigkeit zu,< das haben andere Protestanten schon längst 
über die evangelisirten Orientalen geurtheilt. Patterson ftllte vor 
20 Jahren über die »Bekehrtent folgendes ürtheil : »Ihr Glaube 
ist ein hohles Nichts und ihre Principien sind entschieden antfiio- 
mianisch. Ich behaupte nach eigener Er&hrung, dass alle die dem 
Protestantismus zugeffihrten Proselyten im Osten zu der einen oder 



1) Marshall , Die ohristlichen Missionen. Autorisirte üeberaetznDg. 
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zu der andern dieser Glassen gehören : sie sind entweder nicbtsnutzige 
Personen oder Skeptiker und Ungläubige. Die Berichte der Mis- 
sionsgesellschaften selbst zeigen die Wahrheit dieser Behauptungen. . . . 
Das Werk der protestantischen Missionen ist einfach destmcUv; 
zuerst machen sie tabula rasa in den Seelen, auf welchen die Ge- 
setze eines reinen Glaubens und einer festen Bethätigung desselben 
einzuschreiben ihnen später niemals gelingt^).« 

Trotz solcher Misserfolge setzte man mit der gr5ssten Zähig- 
keit das begonnene Werk fort. Man verband mit mehreren Schulen 
Pensionate. Das grosse Blutbad im Libanon von 1860^ bot Gelegen- 
heit Waisenhäuser zu gränden und unter dem Scheine der Liebe die 
Kinder katholischer Eltern zum Protestantismus zu erziehen. Wie 
es in diesen Waisenhäusern hergeht , mag man aus dem scbliessen, 
was selbst auf dem protestantischen Gyinnasium von Beirut laut 
dem Programm geschieht: »Ohne den Protestantismus den Schülern 
aufzuzwingen , wird doch jegliche Anstrengung durch den persön- 
lichen ^Verkehr der Professoren und Lehrer in der Schule, und zu 
andern Zeiten und durch die allgemeinen Uebungen und Anord- 
nungen der Anstalt gemacht, um alle Schäler [auch »die Studenten 
anderer Secten«] in Gontact mit dem charakteristischen Wesen des 
Protestantismus zu bringen.« Dem zu Folge müssen dieselben auch 
den Gebeten und Bibelstunden beiwohnen und die Bibel, d. i. die 
protestantische Uebersetzung derselben, wird als ünterrichtsbuch ge- 
braucht >). 

Auch die in Beirut bestehenden Freimaurerlogen standen im 
Culturkampfe gegen den Eatholioismus auf Seiten der protestan- 
tischen IGssionäre. Dank dieser eisernen Beharrlichkeit aller Rom 
feindlichen Elemente kann sich der Protestantismus in neuester Zeit 
selbst eines Erfblges unter den M$kroniten -rühmen, an deren katho- 
lischer Glaubenstreue bisher alle Versuche abgeprallt waren. Wenn 
die Gräfin Gasparin noch die gänzliche Erfolglosigkeit der prote- 
stantischen Mission in Ehäbeija zu berichten hatte (Journal d'un 
voyage an Levant III. 447.), so soll dagegen 1873 eine erkleckliche 
Anzahl Maroniten gerade in diesem Orte zum Protestantismus über- 
getreten sein« 

Nach dem oben erwähnten officiellen Berichte betrug die Zahl 
der fremden Missionäre 166, die der einheimischen Gehülfen 140. 
Kioder wurden in den protestantischen Schulen 6720 unterrichtet, 
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300 in Waisenhäasern aufgezogen. Ausserdem besassen die Pro- 
testanten 3 Hospitäler mit 600 Betten. Als Protestanten waren 
23000 einregistrirt. Die Ton englischen Ladys gegründeten and un- 
terhaltenen »Britisch Syrian Schoolsc zählten 1505 Kinder in 20 
Schulen. 

Ich habe über die Thätigkeit der protestantischen Missionäre 
etwas ausführlicher berichten mässen, um die Vorschläge^ welche der 
Erzbischof zur Bekämpfung ihres Einflusses macht, wfirdigen zu kön- 
nen. Er schlägt als das »einzige Heilmittel« die Verbreitung' von 
guten Buchern vor und möchte sogar , wie wir bald sehen werden, 
die Schulthätigkeit mindern, um das dadurch ersparte Geld auf Ans- 
theilung solcher Schriften verwenden zu können. Doch dieses Sy- 
stem wird jetzt selbst von einsichtsvollen Protestanten trotz ihrer 
frühern Begeisterung für die Bibelgesellschaft verworfen. Mit Aus- 
theilung von Schriften für sich cMein ist wenig oder nichts gewonnen. 
Und vollends diese Austheilung auf Kosten der Schule urgiren wol- 
len, ist geradezu lächerlich. Auch protestantischerseits kommt man 
immer mehr auf das Princip zurück , welches die katholischen Mis- 
sionäre seit frühesten Zeiten beobachtet haben : nämlich die vorzüg- 
lichste Sorgfalt der Gründung von Schulen und Erziehungshänsera 
zuzuwenden. So haben schon die alten Benedictinermissionäre ge- 
handelt. Ihre Niederlassungen bildeten sich alsbald zu Schulen aus. 
So urtheilten die Jesuiten von Anfang an. üeberall, wohin. sie ka- 
men, organisirten sie den Unterricht, angetangen von den Elemen- 
tarschulen bis hinauf zu Academien, und so hielten sie es auch im 
Ijbanoii* Das gleiche System wird von den Lazaristen befolgt. P. 
Etienne (später Generalobere) schrieb 1840^): »Das Haupthin- 
derniss, welches der Irrthnm dem Fortschritt des Evangeliums ent- 
gegenstellt, ist tiefe Unwissenheit, die gewöhnliche Basis der Häre- 
sie und des Islam's. Das erste, Mittel daher, den Sieg des Evange- 
liums zu fördern, ist die Erziehung der Jugend.« 

Uebrigens vernachlässigen die Jesuiten in Beirut auch die Ver- 
breitung guter Bücher nicht. Dort besitzen sie eine Presse, grün- 
deten eine Bibliothek, aus der sie gratis den Katholiken Bücher 
leihen, sie bildeten endlich in Ghazir tüchtige Schriftsteller heran, 
die mit Eifer literarisch thätig sind''). 

II. An zweiter Stelle beklagt der Erzbischof zuerst das Verderb- 
niss der aus den Ansialten der Lazaristen in Antura und der Jesuiten 
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in Ghazir*) entlassenen Schüler: »Obwohl ihre Lehrer sie im Col- 
leg mit aller Sorgfalt in der Religion unterrichtet und zu den Uo- 
buDgen der Frömmigkeit und dem Empfange der Sacramente ange- 
halten, so kommt doch sofort nach dem Austritte aus dem Goll^ium 
eine merkliche Aenderung ihrer Lebensweise zum Vorschein. Sie 
scheinen nur mehr mit den Franken in Beirut verkehren zu können, 
und da diese gottlos, ja zumeist Feinde der Religion sind, worden 
die Jänglinge durch deren schlechte Beispiele, Bücher und Keibnngen 
so verdorben, dass sie ihre Meister noch übertreffen und Andere ver- 
führen. Man halte das nicht für Uebertreibung, es ist stricte wahr, 
alle Zöglinge sind so besehaffen, und höchstens fünf auf hundert 
bleiben religiös.« 

xEs ist demnach ein Unterschied zwischen ' diesen Alumnen 
und den Zöglingen der Protestanten; jene erklären sich nach dem 
Verlassen des Gollegiums ganz gegen ihre Lehrer und Keligionsge- 
nossen, diese im Gegentheil sprechen für ihre Lehrer und deren Dog* 
men und suchen mit aller Kraft auch Andere für Letztere 7.u ge- 
winnen.« 

»Ich glaube, dieser- Unterschied kommt daher , dass die Pro- 
testanten in ihrer Schule nicht so sehr auf den UnteiTicht in Spra- 
chen als auf die Einimpfung ihrer Principien über Religionssachen 
sich verlegen, ihre Zöglinge nicht vor dem 21. Jahre entlassen, und 
auch dann nicht aufhören, sie zu beaufsichtigen und zu besuchen, und 
nicht um zeitlichen Gewinnes halber, wie es die katholischen Missio- 
näre tbun^ auf die Menge der Schüler sehen, weil sie gratis alle leh- 
ren. Um also jene Uebelstände zu heben, muss man : 1) viel mehr 
auf den Unterricht in der Religion als auf die Unterweisung in den 
Sprachen sehen; 2) die Jünglinge nicht vor dem 16. Jahre aufneh- 
men und nicht vor dem 21. entlassen; 3) die Mischung von Häre- 
tikern und Ungläubigen mit katholischen Schülern ausschliessen ; 
endlich 4) die grosse Zahl der Schüler vermindern und die dadurch 
gewonnenen Ersparnisse auf den Druck und die Gratisaustheilung 
der Bücher verwenden.« 

»Da aber jene Uebel durch die (protestantischen) Missiönsge- 
sellschaften Europa's verursacht werden, so sollten auch die eifrigpn 
Katholiken Europa's tapfer mit wirksameren Mitteln gegen die hol- 



1) »In collegiis B. R. P. P. missionis Anturae et Gasirensis R. R. P. P, 
Jesaitaram. < Der »Deutsche Mercur« gibt das fälschlich mit »zwei von den 
Jesuiten geleiteten Missionsanstalten« wieder. R. R. P. P. missionis sind die 
»Priester der Mission,« die Lazaristen. 
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lischen Mächte k&mpfen ; denn der Orient vermag kaum aas eigner 
Kraft zu widerstehen.« 

Die letzten Worte enthalten die moralische Natzanwendang, 
welche der Erzbischof ans seinen Klagen zieht. Die abendländischen 
Katholiken sollten die Orientalen besser nnterstfitzen , und von dem 
Qelde , das sie beisteuern , nicht so viel den lateinischen Missionären 
zu Schnlzwecken geben. Da dieselbe erbauliche Moral auch im drit- 
ten Punkte wiederkehrt, wollen wir , anstatt hier bereits davon zu 
sprechen, auf ihre Motivirung eingehen. 

Meine Gewährsmänner weisen das ober die katholischen Zög- 
linge (besagte einfach als eine Yerläumdung zurück und berufen sich 
auf einen Aufsatz in der Zeitschrift »Das heilige Land,« der Ql)er 
die herrlichen, ditrch das CoUeg von Ghazir erzielten Frfichte han- 
delt^). Sicher sind dieses Colleg und das der Lazaristen in An- 
tura die blfihendsten und besuchtesten Syriens; wie liesse sieb di^e 
Frequenz mit der Angabe des Erzbischofes . von Beirut reimen ? 
Marshall hat mehrere Zeugnisse von Protestanten für die Vortreff- 
lichkeit dieser Anstalten gesammelt, doch ich habe nicht nöthig, 
dieselben hier anzuführen. Denn im Grunde läugnet der Erzbischof 
nicht, dass die Zöglinge Ghazir's und Antura's sehr gut in den 
Sprachen und mit »aller Sorgfalt« in der Religion unterrichtet werden. 

Sein Vorwurf gehl eigentlich dahin, dass die Missionäre so 
Viele in den neuem Sprachen unterrichten und dadurch in die Mög- 
lichkeit des Gontactes mit den verdorbenen Fremden bringen. Darum 
will er, dass, durch Beschränkung der Schülerzahl in den Mittel- 
schulen, möglichst Wenige diese Sprache erlernen und noch dazu we- 
niger Zeit als bisher auf die Erlernung derselben verwenden. Solche 
Vorschläge zur Beschränkung der Mittelschulen würden in Deutsch- 
land mit Lachen aufgenommen werden; ihres Urhebers und seines 
»sehr schlechten Lateins« ist denn auch der weitere Batii ganz wür- 
dig, dass man den Gymnasialunterrioht erst mit 16 Jahren beginnen 
und vom Besuche der katholischen Schulen alle Akatholiken (mix- 
tura haereticorum et infidelium) ausschliessen solle. Es lässt sich 
endlich unschwer zeigen, dass gerade dasjenige , was der Erzbischof 
durch seine Vorschläge verhindern will, schliesslich durch deren Be- 
folgung bewirkt werde. Beirut mit seinen 100000 Einwohnern ist 
die erste Handelsstadt Syriens, seine Einwohner in fortwährender Be- 
rührung mit den Fremden, insbesondere mit den Franzosen und Ita- 
lienern, die auch in grosser Zahl sich dort niedergelassen haben. 



1) Jahrgang 1869, S. 74 ff. Vergl. auch J. 1878, S. 108 ff. 
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Darum ist die Erlernung dieser Sprache für Viele eine Nothwendig- 
Iceit, welche der Erzbischof mit allem Poltern nicht aufheben kann. 
Durch Einschränkung der katholischen Mittelschulen wurden darum 
die Katholiken gezwungen sein, die protestantischen Gollegien zu be- 
suchen und dort >den höllischen Mächten« (vires infernales) verfal- 
len. Rom ist deshalb so wenig den Bathscblägen des Erzbischof es 
gefolgt, dass es vielmehr die Jesuiten bestimmt bat, das Colleg von 
Ghazir nach Beirut zu verlegen , damit diese volkreiche , Stadt in 
den Besitz eines katholischen Grymnasiums käme. 

Man bedenke auch die Widersprüche, in die sich das Postu- 
latum verwickelt. Den Unterschied zwischen den protestantischen 
und katholischen Professoren setzt es darin , dass die ersteren nicht 
authören, die Schüler auch nach ihrer Entlassung zu besuchen und 
zu beaufsichtigen. Aber im folgenden Punkte wirft es den Jesuiten 
am meisten vor, dass sie in den Häusern der Maroniten herumlau- 
fen. Die Jesuiten haben, um ihre Schüler nach dem Austritte aus 
dem Colleg im Auge zu behalten und sie vor der grenzenlosen Ver- 
führung einer orientalischen Handelsstadt zu bewahren, eine Congre- 
gation gestiftet. Auch darüber mergelt der Erzbischof im dritten 
Punkte seiner Anklageschrift. Er wirft endlich den Jesuiten vor, 
dass sie nicht wie die Protestanten gratis lehren, und dennoch ver- 
dächtigt er sie im folgenden Punkte , dass sie ihre Wirksamkeit in 
Beirut mit einer Oratisschnle begonnen hätten. Was sollen denn 
die Jesuiten nun? Mögen sie ihre Schüler besuchen oder nicht be- 
suchen, für dieselben Gongregationen gründen oder nicht gründen, 
gratis lehren oder nicht gratis lehren , immer handeln sie verkehrt. 
Und der Mann, der in dieser Weise Alles bemäkelt, will ihr 
IVeund sein? Ueberdies hat er fast so viele Unwahrheiten als Be- 
hauptungen gegen die Jesuiten vorgebracht. 

Die Gesellschaft Jesu besitzt ein Colleg in Ghazir, einem Dorf des 
Eesraan, etwa sechs Stunden von Beirut. Dasselbe umfasst zuerst 
ein Seminar zur Heranbildung von Priestern der verschiedenen orien- 
talischen Riten. Es studiren in demselben Maroniten, Syrier, Chal- 
däer, Armenier und Bulgaren. Der ganze Cursus beti-ägt 12 Jahre. 
Die Zöglinge dieses Seminars zahlen mit wenigen Ausnahmen nichts, 
weder für den Unterricht noch für die Kost. Vor dem französischen 
Kriege waren es 80. Da nur die Almosen aus Frankreich den Un- 
terhalt so vieler Seminaristen möglich machten, dieselben aber in 
Folge der Kriegsereignisse stockten , so sah man sich gezwungen, 
eine grosse Zahl der Seminaristen zu entlassen. Mit dem Seminar 
ist ein Gymnasium und Pensionat zur Ausbildung von Laien ver- 
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bandeo. Der Lehrcursus, einschliesslich der Philosophie, Cbemie 
und Physik dauert 8—9 Jahre. 400 Pranken ist die volle Pension, 
(einschliesslich der kleineren Ausgaben , als : Papier , Schreibzeag, 
Wäsche , Flicken , Arzt u. s. w.) Der Unterricht wird gratis er- 
theilt. 

Die Pension ist das Einzige, was man von den Kindern erhält. 
Sie ist so massig, dass sie kaum hinreicht, um die Kosten der Nah- 
rung und anderer Bedürfnisse für die betreffenden Kinder zu decken. 
Der Unterhalt der Lehrer und Bediensteten der Anstalten wird aus 
europäischen Almosen bestritten. Trotz dem die Pension so gering 
ist, geschehen noch viele Abzüge ^). Es gibt nur wenige eingeborene 
Familien, welche sie ganz zahlen. Der grössere Theil derselben be- 
ansprucht eine Ermässigung. Es hat das seinen Grund sowohl in 
ihrer .Armuth, als auch in d^ den Orientalen eigenthümlichen 
knauserigen Charakter. Darum ziehen auch so viele ihre Kinder 
vor beendigtem Cursus trotz aller Vorstellungen der Patres von der 
Anstalt zurück. Dass die Jesuiten bei dieser Anstalt keinen irdi- 
schen Gewinn machen, erhellt aus der angegebenen Sachlage. 

Nach dem oben citirten Programme des protestantischen üol- 
legs in Beirut fordert dasselbe als Pension für die Kost 391 Fr., 
der Unterricht (tuitiou) allein kostet 116 Franken, Der Erzbischof 
dreht also in seinen Angaben die Wahrheit einfach um. Damit 
wollen wir nicht läugnen, dass die Protestanten den eingeborenen 
Katholiken regelmässig ganz oder zum grossen Theil die angegebe- 
neu Summen nachlassen. Aber sie thun das nicht aus Uneigen- 
nützigkcit , sondern weil sie sonst keinen Eingeborenen bekommen 
würden. Denn auch sie sind, wie überhaupt alle Lehrer, auf He- 
bung der Frequenz ihrer Schule bedacht. Was der Erzbischof sagt, 
dass sie aus Princip nur Wenige zuliessen , ist geradezu läoberlicb. 
Wenn die Zahl ihrer Schüler gering ist , so hat dies einfach darin 
seinen Grund , dass sie mit allen ihren Anstrengungen nicht mehr 
bekommen können. 

Die Anhänglichkeit an die frühem Lehrer zeichnet gerade die 
Jesuitenschüler aus. Der Libanon macht davon keine Ausnahme. 
Durch ihre immense Wirksamkeit, welche die Jesuiten auf dem Ge- 
biete der Schule entfalten, haben sie die tiefsten Wurzeln in's Herz 
des maronitischen Volkes getrieben. Als Msgr. Mislin auf seiner 
Reise einem jungen Maroniten , der geläufig französisch sprach , be- 
gegnete, entspann sich folgendes Gespräch : 
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»Wie, Sie sprechen französisch! Wo haben Sie es gelernt?« 

iZu Ghazir bei den Jesuiten.« 

»Es freut mich sehr, Ihnen begegnet zu sein. Sa^^en Sie 
mir, was hält man denn hier zu Lande von den Jesuiten?« 

»Wir lieben sie wie unsere Eltern^).« 

Dennoch können die Jesuiten nicht hindern , dass manche 
ihrer Schüler vom Strome der Corruption, wie er . besonders die gros- 
sen Seestädte überschwemmt, hinweggerissen werden und die von 
ihnen dagegen getroffenen Vorkehrungen nicht bei allen den gewünsch- 
ten Erfolg haben. Dieser Untergang der Seelen mag einen Oherhir- 
ten tief beträben, sollte ihn aber nicht gegen die Bildung selbst ein- 
nehmen, und noch weniger ihn das grossartige Gute, das die Je- 
suitenschulen gerade im Libanon zu Wege bringen , verschweigen 
lassen. Denn die Gesellschaft Jesu beschi*änkt ihre Wirksamkeit 
nicht auf Ghazir, sie hat noch 6 andere Residenzen in Syrien, wozu 
in neuester Zeit die in Aleppo und Damaskus gekommen sind , und 
überaU, wohin sie kommt, ist eine ihrer vorzüglichsten Sorgen auf 
Errichtung von Schulen gerichtet, so zwar, dass ihre Patres, wenn 
sie keine Schulmeister finden, selbst den Elementarunterricht erthei- 
len. Msgr. Mislin erzählt Folgendes über einen Besuch, den er den 
Jesuiten von Beirut machte : »Ich ging in die Stadt, einer unserer Leute 
ging bis zum Thore mit mir, aber da verliess ihn der Muth (wegen 
der in Beirut herrschenden Cholera.) Nachdem ich bei den P. P. 
Jesuiten Messe gelesen hatte, erbot sich einer derselben mir als Füh- 
rer und Dolmetscher zu dienen. Es sind nur ihrer drei ; der Obere 
war abwesend, die anderen zwei sind Franzosen , sie sind sehr un- 
terrichtet, sehr liebenswürdig und buchstäblich arm wie Kirchen- 
mäuse. Was thun sie su Beirnt? Sie studiren arabisch, versehen 
den Gottesdienst und halten eine Schule für kleine Kinder. Wenn 
ein Professor an einer Universität die Hälfte der Sprachen verstände, 
welche diese beiden Schulmeister innehaben , so würde er sich iür 
einen Gelehrten ausgeben ; diese denken nicht einmal daran , dass 
sie etwatf wissen; das ist bei ihnen etwas ganz Gewöhnliches! Eu- 
ropa jagt an die Gestade von Asien Lehrmeister , deren es doch so 
nothwendig bedürfte, um seine Kinder zu erziehen , denn nach dem 
eigenen Geständnisse ihrer Feinde hat man Besseres als ihre Schulen 
nicht erfunden. (Baco, de augm.«scient.^).« 

Aber die Patres mussten bald einsehen , dass ohne einen ein- 
beimischen Lehrstand der Elementarunterricht immer nur auf We- 

1) Mialin, Die heiligen Orte, Bd. L, 456. 

2) MUlin, Die heiligen Orte, Bd. L, 511. 
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nige bescbräukt sein wfirde. Sie gründeten desshalb drei Normal- 
schulen zur Ausbildung einheimischer Lehrkräfte und zwei Congrega- 
tionen arabischer Lehrerinnen. Dadurch ward es ihnen möglich 6ü 
Elementarschulen zu eröffnen , worin 55 arabische Sehullehrer und 
200 arabische Schulschwestern mehr denn 10,000 Kindern unentgelt- 
lich unterrichten. Die Kosten tür alle diese Schulen und Anstalteo 
fallen fast ganz der Jesuitenmissioi^ zur Last. 

Auf diese Weise haben die Jesuiten die Bildung in allen Schich- 
ten der Bevölkerung zu verbreiten gesucht: durch das Seminar im 
Klerus^ durch das Collegium in den höhern Ständen , durch die Ele- 
mentarschulen im Volke bis in die entferntesten Dörfer des Libanons. 

» 

Dadurch wird ein doppeltes erreicht: einmal den unirten Orientalea 
ein geistiges Uebergewicht über die schismatischen und damit ein 
Unterpfand , letztere allmälig zu sich herüber zu ziehen , gegeben ; 
anderntheils werden die Katholiken befähigt, dem protestantischen 
Proselytismus, der so sehr auf Bildung und Schulen pocht, zu wie- 
derstehen. Aber Bildung für sich allein hilft wenig , die Religion 
muss hinzutreten. Desshalb ist religiöse Erziehung, vortreffliche 
Seelsorge nothwendig. Dass auf erstere die Jesuiten »alle Sorgfiilt< 
verwenden, muss der Erzbischof selbst eingestehen. Die Seelsorge 
aber suchen sie durch Heranbildung eines tächtigen Kleros and durch 
eigene Wirksamkeit zu erneuern. Indess gerade dieser letztere 
Theil der jesuitischen Thätigkeit bildet den dritten Punkt und die 
Hauptbeschwerde im ganzen Postulatum. 

UL »Alle Werke der Jesuiten haben den einzigen Zweck, die 
gesetzliche Autorität der kirchlichen Obrigkeit und selbst der Pfar- 
rer umzustürzen und dem Volke zu rathen, ihre gesetzlicheu Obern 
zu verlassen. Sie erstreben das besonders bei den Magnaten und 
Beichern und haben es in Beirut erreicht.« 

. Eine gravirendere Anklage ist wohl selten oder nie von einem 
katholischen Erzbischofe gegen die Jesuiten erhoben worden ; diesel- 
ben werden förmlich zu kirchlichen Revolutionären gemacht, da doch 
ihre Ordensregeln ihnen nichts mehr einschärfen, als die Autorität 
der kirchlichen Obrigkeit hochzuachten und den, Laien eindringlich 
zu empfehlen. Was bringt der Erzbischof zur Motivirung dersel- 
ben vor? Zuerst harmlose Dinge, dass die Jesuiten ihre Kirche in- 
mitten der katholischen Bevölkerung errichtet, in der Laudessprache 
predigen und singen lassen, keine Gitter zur Trennung der Qeschleeh- 
ter in ihrer Kirche haben , die Palmenweihe in ihrer Kirche vor- 
nehmen , (wozu sie unzweifelhaft befugt sind , S. Gongr. Kit in 
Ostiensi 28. Apr. 1607., cf. Ferraris^ Biblioth. can, ad vocem Be- 
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nedicHo^ art. V. n. 1.) u. s. w. Zweitens die schon oben von uns 
berührten Widerspruche, dass er das an den Jesuiten verdächtigt, 
was er an den Protestanten rühmt. Endlich ein unwürdiges Geklatsch, 
gegen dessen Wahrheit die Patres auf das entschiedenste protestiren. 
Der Erzbischof geht so weit, dass er behauptet, sie legten selbst un- 
moralischen Prauenziminern, wenn dieselben beichteten , nach deren 
Aussagen nur eine leichtere oder bisweilen gar kerne Busse auf und 
gaben fremden Weltpriestern , die sie in ihr Haus aufnehmen , die 
Erlaubniss Beicht zu hören ohne Wissen des Ordinarius. Die bei- 
den letztem Punkte wären offenbar wider das katholische vom Tri- 
dentinum definirte Dogma und schon desshalb nicht bei den Jesuiten, 
denen man doch zum Wenigsten Eifer für cl^n orthodoxen Glauben 
zugestehen wird, nicht anzunehmen. Zum Uoberfluss hat der deutsche 
Gelehrte, den ich befragte, sich an den alten P. Est^ve gewandt, 
der seit Gründung der Jesuitenmission in Syrien sich befand und 
theils als Oberer , theils als Missionär in vielfache Berührung mit 
den Bischofen und insbesondere auch mit dem Erzbischof von Beirut 
gekommen ist. Derselbe wies nicht nur die Anklage entschieden zu- 
rück, sondern konnte sich auch an nichts erinnern, das Anlass zu 
diesem Vorwurfe geboten, ja tr hielt denselben för so unglaublich, 
dass er die Echtheit des Postulatum bezweifelte. 

Tont comme cheznous, rief der »Deutsche Merkur,« nachdem er 
dies Postulatum in einer Uebersetzung gebracht hat. Das trifft al- 
lerdings ein. Die Altkatholiken sind bekanntlich gar nicht verlegen, 
die Pacultät zum Beichthören ohne Wissen und Willen des Ordina- 
rius zu ertheilen. 

Die Jesuiten sollen nach Angabe des Erzbischofes kein Arabisch 
verstehen und darum durch ihre Predigten mehr Gelächter als 
geistliche Frucht hervorbringen. Aber wie Hesse sich ohne Verständ- 
niss der Landessprache die, auch von ihrem Ankläger zugestandene 
grossartige Wirksamkeit der Patres unter den Maroniten erklären? 
Wie die ihnen bezeugte Achtung, wenn ihr Wort mehr Gelächter als 
Erbauung erzeugte ? Der Dragoman des Barons , an den ich mich 
um Erkundigungen gewandt habe , hatte diesem gerade die Jesuiten 
vor den andern lateinischen Missionären wegen ihrer Kenntniss der 
arabischen Sprache gerühmt. Aber die Jesuiten kommen aus der 
Fremde und es wird auch bei ihnen vorkommen , dass Einige eine 
gute Zeit brauchen, um das Arabische vollkommen zu verstehen oder 
vielleicht gar nicht dahin kommen. Das ist ein Uebehtand , der in 
jeder fremden Mission vorkommt. Soll man desshalb keine auslän- 
dische Priester in den Orient schicken? Aber der Erzbischof selbst 
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gesteht ja ein: »kaum vermag- der Orient aus eigener Kraft za 
widerstehen.« 

Die Jesuiten sollen Bruderschaften ohne Gutheissung des Or- 
dinarius einfuhren ; das wäre allerdings ein Verstoss gegen die Bulle 
Clemens VlII. Quaemnque. Aber gerade die Lyoner Ordensprovinz, 
der die Mission auf dem Libanon gehört, hat durch eines ihrer Mit^ 
glieder (Maurel) in einem höchst verbreiteten Schriftchen Qber den 
Ablass, die BestimniUDg dieser Bulle recht bekannt genaacht; sie 
hätte sich also selbst an den Pranger gestellt, wenn sie nichts deato- 
weniger, wie der Erzbischof will, frischweg iur Männer und Franen 
ohne Erlaubniss des Ordinarius Bruderschaften gründete. Wir 
wissen es nicht, vermuthen indess, dass Folgendes die Ursache der 
erzbischöflichen Klage ist. In Beirut üben vier oder fünf Ordinarii 
ihre Jurisdiction aus. Welcher von ihnen ist uui Erlaubniss zur 
Gründung einer Bruderschaft anzugehen? Offenbar nur derjenige, 
dem die Kirche untersteht, in der die Bruderschaft errichtet wird. 
Die Kirche der Jesuiten in Beirut gehört aber dem lateiniscliai? 
Kitus an, untersteht also nicht der Jurisdiction des maronitischen 
Erzbischofes. 

Dagegen trifft auch hier das altkatholische Wort : Tont comme 
chez nous, vollkommen ein. Zur Stiftung von Bruderschaften em- 
pfinden freilich die Altkatholiken wenig Neigung , aber sie haben 
selbst Pfarrgemeinden ohne Genehmigung des Ordinarius gegründet. 

Die Jesuiten sollen unerfahrene Jünglinge und Mädchen ver- 
leiten, ihnen das Gelübde des Gehorsams zu machen. Das ist auf 
das Strengste durch die Regel der Gesellschaft Jesu verboten (reg. 
19. sacerdotura). Es wird darum wohl auch diese Anklage ebenso 
begründet sein wie die anderen. Sollte aber wirklich ein Pater sich 
hierin verfehlt haben , so würde eine Anzeige desselben an den 
Obern genügen; wozu solche Dinge an ein aligemeines Concil 
bringen? 

Die Jesuiten sollen unvorsichtig in der Aufnahme der Conver- 
titen sein, nach deren Aufnahme dieselben aber verlassen und den 
maronitischen Pfarrern und Bischöfen zusenden. Als Beleg dafür 
wird folgende Thatsache angeführt. Ein Grieche wollte eine Maro- 
nitin heirathen und begab sich zum maronitischen Pfarrer , der ihn 
nicht kannte und ein Zeugniss begehrte » dass er katholisch und le- 
digen Standes sei. Beides bezeugten die Jesuiten , deren Kirche er 
vier Jahre besucht halte, und die nun erklärten , dass er kein Ebe- 
hinderniss habe. Vier Tage nach der Heirath verliess der Grieche 
seine Frau und behauptete, im Zustande der Trunkenheit geheirathet 



^reugott Posttdatum eines maroniL £r%L an dcLS Vaticamun, 4t5 

zu haben. Die Givilbeamten indess verurtheilten ihn zum Unter- 
balte der Frau und warfen ihn ins Gefängniss. Aas dem Gefäng- 
niss entlassen , ging er zu den Schismatikern über , die seine Ehe 
lösten. Ein trauriger Fall allerdings , aber wie hätten , selbst nach 
der Erzählung des Erzbischofes , die Jesuiten jenen Griechen nicht 
zum Pfarrer schicken müssen, wie ihm das Zeugniss verweigern dür- 
fen, dass er katholisch sei und frei von Ehehindernissen? Ebenso 
wenig beweist die Thatsache , dass die Conversion des Griechen, 
welche vier Jahre früher geschehen , unaufrichtig und mit Unrecht 
Yon den Jesuiten angenommen war. 

Doch wir eilen zum Schlüsse des Fostulatum. Da erzählt der 
Er^^bischof, dass die Jesuiten durch diese Praktiken das Volk den 
maronitischen Pfai'rern entfremdet und darum auch grossen zeitlichen 
Schaden denselben verursacht haben. Vor 20 Jahren hätten 3000 
Maroni ten in Beirut 3000 Franken für ihre Kirche und zum Un- 
terhalt ihrer 6 Priester 1000 Franken gegeben ; jetzt sei die Zahl 
der Maroniten Beiruts auf 15,000 gestiegen, die zum Unterhalte von 
12 Priestern nur 1300 Franken und für die Kirche nur 1000 Fran- 
ken aufbrächten. Darum wollten keine Priester mehr in Beirut ar- 
beiten, und wenn der Erzbischot ihnen nicht Geld für ihren Unter- 
halt gegeben hätte, würden sie alle Beirut verlassen haben. Auch 
der Zehnte an die Bischöfe sei schon fast in Vergessenheit gekom- 
men. Alles das käme von der Geldliebe der Missionäre her, denen 
alle Gaben von den europäischen Missiousvereinen und alle Geldbei- 
träge von den Orientalen und den Schülern and Alles , was sie aus 
den Bruderschaften und andern ausserordentlichen Quellen anhäufen, 
nicht genügten, sondern noch dazu alle Maroniten in ihre Kirchen 
lockten, um deren Almosen zu empfangen und dadurch die Einkünfte 
der maronitischen Kirche und der Pfarrer fast auf nichts herabsetz- 
ten. Wir thun wohl dem für das zeitliche W^ohl des maronitischen 
Klerus besorgten Erzbischofe kein Unrecht, wenn wir zwischen den 
Zeilen dieselbe erbauliche Moral aus seinen Klagen herauslesen, wie 
beim zweiten Punkte : dass doch die katholischen Missionsgesellschaf- 
ten ihr Geld nicht fürder den Jesuiten, die aus allerlei Quellen 
Goldmassen »anhäufen,« sondern dem Erzbischofe zur Yertheilung 
an seinen armen Klerus zuwenden möchten. Wahrscheinlich würde 
dann dasselbe geschehen sein, was 1861 dem Erzbischofe widerfuhr 
als er nach dem Massacre von 1860 mit reichen Almosen aus Eu- 
ropa zurückkehrte. Als vertheilt werden sollte , zerßel er mit sei- 
nem Volke. Geldliebe ist eben die schwache Seite der Orientalen* 

Trotz den ungemessensten Anschuldigungen erklärt der Erzbi- 
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schof schliesslich , dass er den Jesuiten wohl wolle und in Wahr- 
heit nichts gegen ihre Sitten, Lehre und Seeleneifer sagen könne. 
Revera nihil possumus dicere contra mores illorum et doctrinam et 
zelum. Wie ! eine solche Geldgier, die ünterwühlung der kirchlichen 
Autorität, die Verstösse gegen das Dogma in der Beichtpraxis soll- 
ten nicht gegen die guten Sitten, den Seeleneifer, die rechte Lehre 
sein! Aber wir kennen ja schon aus dem, was im zweiten Punkte 
gesagt worden ist, die Geldgier der Jesuiten und ihre grossen pe- 
cuniären Vortheile , die sie aus den Schulen ziehen , die gewaltigen 
Summen, welche die Seminaristen und andere Zöglinge ihnen be- 
zahlen! Man verzeihe mir die Ironie! Denn hier ist es schwer, 
keine Ironie zu schreiben. Geld für Seelsorge und Bruderschaften 
fordern die Jesuiten ebensowenig in Syrien als anderswo. IMe nia- 
ronitischen Schulen bringen ihnen auch nichts ein als ungeheure 
Ausgaben, die sie nicht decken könnten , wenn sie nicht ausser den 
Zuschüssen aus den katholischen Vereinen reiche Almosen von ihren 
Collegien und Freunden in anderen Ländern sich erbettelt hätten 
und zugleich mit der äussersten Sparsamkeit haushielten. Letzteres 
fällt darum denen, welche über ihre syrischen Missionen schreiben, 
besonders auf. Wir haben schon oben das Wort Msgr. Mislin's ci- 
tirt : »sie sind buchstäblich arm wie Kirchenmäuse.t Auch Marshali 
glaubte alle Angriffe auf die Moral der Jesuiten durch blosse Ein- 
weisung auf die grosse Armuth der syrischen Patres hinlänglich wi- 
derlegt zu haben. (Die christlichen Missionen II. 535.) Ebenso ar- 
theilt das maronitische Volk. Als diesen Winter der mehrmals hier 
angeführte P. Esteve starb, kamen die Maroniten von Bekfaja und 
tnigen seinen Leichnam auf ihren Schultern über das Gebirge, um 
ihn in ihrer Mitte zu bestatten. Denn sie verehrten ihn als einen 
Heiligen und ruhten nicht eher, als bis sie seine Ueberreste erhiel- 
ten. P. Esteve hatte in grossen Entbehrungen unter ihnen gelebt 
und mehr denn 30 Jahre auf blosser Erde oder auf einem Brette 
geschlafen. 

Hätte das Coucil die Vorschläge des Erzbischofes angenommen, 
so würde wahrscheinlich bald das grpssartige Netz von Schulen, wo- 
mit die Jesuiten ganz Syrien überzogen haben, zerrissen sein und 
die Rollen vertauscht werden. Die katholischen Geistlichen würden 
zur Bekämpfung des protestantischen Proselytismus sich fortan da- 
mit begnügt ., was früher die protestantischen Missionäre gethan, gra- 
tis Traktätleih auszutheilen, dagegen die Schulen den Protestanten 
überlassen haben! Die Propaganda hat denn auch so wenig Notiz 
vom Postulatum genommen, dass sie es nicht einmal der Mühe werth 
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geachtet, daaoelbe den syrischen Jesuiten mitzatheilen, diese dagegen 
bis in die jüngste Zeit sowohl weg^ ihrer Schalen als wegen ihrer 
Seelsorge höchst belobt und ausdrücklich von ihnen verlangt hat, ihr 
CoUeg in Beimt zu eritfnen und weitere Beaidenzen zu grfinden. 
^uch der maronitische Klerus von Beirat hat eine thatsächliche 
aber sehr beredte Antwort auf das Postulatum ertheilt. Nach dem- 
selben hätten die Jesuiten den maronitiscben Geistlichen alle Ein- 
künfte abgeschnitten. Sicher ein Grund der Unzufriedenheit! Was 
that nun der Klerus von Beirut ? Nach dem Tode des Erzbischofes 
wählte er einen Scböler und eifrigen Freund der Jesuiten zum Nach- 
folger. 

Die beweibte Gastlichkeit der Maroniten steht in Vergleich 
mit dem europäischen Klerus auf einer niedrigen Stufe der Bildung. 
Das mag nun in den Thälem des Libanons angehen, wo das Volk 
noch die einfachsten Sitten hat und nicht Anstoss nimmt, dass ein 
Priester das Handwerk , welches er vor seiner Weihe erlernt hat, 
auch später noch aasübt Aber in einer grossen Handelsstadt , wie 
Beirut, macht man grössere AnsiHrüche. Möglich ist es darum im- 
merhin — was ich indess nicht weiss — dass die maronitischen No- 
tabeln dieser Stadt sich mehr zu gebildeten Missionären, als zu den 
schlichten maronitischen Priestern hingezogen fühlen. Das beste 
Mittel, diesem Uebelstande abzuhelfen , ist eine tfiichtige Ausbildung 
des einheimischen Kler-us, und gerade hierauf richten die Jesuiten in 
Qhazir alle Anstrengungen. Es besteht auch im Ganzen das beste 
Eiiifvernefamen zwischen ihnen und den maronitischen Geistlichen. 
Letztere sehen ein, dass sie ohne dieselben dem immer weiter vor- 
dringenden Protestantismus nicht gewachsen sind. 

Allerdings bleibt es wahr, dass die katholischen Orientalen 
nicht leidit Me Eifersucht und alles Misstrauen gegen lateinische 
Missionäre ablegen werden. Wie ein Mensch, um nicht zu ertrinken, 
sieh krampfhaft an dn Stfick Holz, das er gerade ergreift, anklam- 
mert, 80 machen es auch jene Ueberreste frfiherer, mächtiger Na- 
tionen mit ihren Biten. Diese sind gewissermassen das letzte Brett, 
das sie vor dem Verschwinden in den Woged des Völkermeeres ret- 
tet. Natfirlich äussert sich ihr eifersfichtiges Festhalten am Biten 
am meisten den Abendländern gegenüber, welche durch eminente 
geistige Superiorität das orientaliscfae Wesen mit Assimilation oder 
Absorption bedrohen. Leider haben auch manche lateinische Missio- 
näre durch ihre Sucht, dem Geiste und den Worten der Kirchen- 
gesetze widersprechend die orientalischen Biten nach dem römischen 
zu reformiren oder durdi denselben za verdrängen , das Miastrauen 

Arohiv fUr Kirobennoht XXXIL 27 



418 Treugott. Patülatum eifiet maf*cnit. Ef%h. an daa \^€Mticafnm 

der Orientalen noota vermehrt. So wird die VerBcbiedeaheit d^ 
Riten immer ein Hinderniss sein , wekhe das gedeihliche Wiries , 
lateinischer Mifisionftre im Oriente hemmt , ganr^ abgesehen von de 
Reibungen, welche das mit jener Verschiedenheit der Riten zusub- 
menhäugende Verschlungensein mehrerer bischöflicher JurisdictioBA 
an einem Orte nothwendig mit sich bringt. Die Jesuiten haben ii 
neuester Zeit Vorschlftge gemacht, jenes Hindemiss dadureh zu he^ 
ben , dass ihnen gestattet s«n möchte , Zweige ihres Ordens mit 
orientalischen Riten zu gründen. Solche orientaUsehe Jesuiten wira 
einestheils durch die Augehörigkeit zur Gesellschaft Jesu im ionig- 
sten Contacte mit abendländischer Bildung und dem römiacbeQ 
Stuhle gebheben, andemtheils auch niebt durch Verschiedenheit des 
Ritus von ihrer Nation getrennt; sie h&tten das stärkste Verbio- 
dungsmittel zwischen Rom und den unirtMi Orientalen abgeben kön- 
nen, da jetzt leider nur zu leicht die Apostasie eines Biscbofes deo 
Abfall seiner ganzen Heerde verursacht und so trotz aller Uni<»e& 
und Conversionen es dennoch verhältnissmässig wenig Unirte gibt. Lei- 
der scheint man auf diesen Vorschlag noch nicht eingegangen zn sein 

So ?iel möchte aus dem Gesagten erhellen , dass der Bnf der 
Jesuiten und Lazaristen durch das Postulatum ganz intaet gebliebes 
ist. Vor dem Jahre 1869 haben selbst Protestanten dem Wirkea 
der lateinischen Missionäre und insbesondere der Jesuiten im Orient« 
grosse Lobsprüche ertheilt: »Wenn wir,€ schrii&b der aoglicaniscbe 
Geistliche George Williams, «den Eifer, die Geschicklichkeit und die 
ausdauernde Tkätigkeit der ' bestunierridUeten und frömmsien Mis- 
sionäre betradUm, welche die WcU mt den pritkitiven Zeiten ge- 
sehen hatj so erregt es kein Erstannen mehr, dass ihre selbstTer- 
läugnenden Bemfihuugen mit reichem Erfolg gekrönt wurden ^).c 

Auch nach dem Jahre 1869 habe ich Aie gleichen Lobsprncbe 
aus dem Munde katholischer Reisenden vernommen. Der Malteser- 
ritter, den ich um Erkundigungen im Betreff des Postulatum anging, 
schrieb: »Ich habe ihrer (der Jesuiten) Tfaitigkeit nur die Ajier- 
kenming und den Ausdruck der Liebe gezollt, welche ihren heroisdie» 
Leistungen gebühren. c Ebenso schrieb ein anderer katholischer Rei- 
sender im »Katbolikc (1873): »In neuerer Zeit sind auch andere 
Orden zur Unterstützung der Franziscaner im Oriente thätig, so dass 
jetzt daselbst ausser ihnen noch vor Allen die Jesuiten wirken, welche 
bei der Ermordung der Christen in Damaskus im Jahre 1860 sich 
grosse Verdienste zu sammeln schon Gelegenh^ fanden. Wie stets, 
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so sind sie auch hier unbedingt die tQchtigsten Ordensleute, wo es 
gilt, grosse Mühen siegreich zu überwinden. Sie ganz besonders 
durch ihre Gelehrsamkeit sind den unwissenden Geistlichen der 
Schismatiker bei Weitem überlegen. Sie haben mehrere Schnllehrer- 
seminare, in welchen de zunächst tüchtige Unterrichtskrftfte hferan- 
bilden ; denn dass nur hiedurch Land und Volk wieder zu besseren 
Zuständen zu bringen sind , haben sie sofort erkannt und streben 
desshalb mit der ihnen eigenen Energie und Ausdauer, welche vor 
keiner Schwierigkeit zurückscheut , dieses Ziel an. Zu demselben 
Zwecke errichteten sie auf den HBhen von Ohazir in der N&he von 
Beirat ein vortrefifiiches GoUeg, um Allen Gelegenheit zu geben, die 
höheren Stadien zu betreiben. Mildem Colleg ist ein Seminar für 
die Heranbildung eines tüchtigen Klerus verbunden, und bereits sind 
viele vortrefBiche Priester aua demselben hervorgegangen. Ihre 
Druckerei in Beirut dient hauptsächlich zur Verbreitung guter Bü- 
cher, an denen im Orient ein ausserordentliclier Mangel ist.c 

»Ganz dieselben Bestrebungen wie die Jesuiten haben die La- 
zaristen, welche besonders in Alexandrien , Syrien , Kleinasien und 
Constantinopel wirken. Auch sind noch die Kapuziner und Karme- 
liter in Syrien thätig, obgleich nur in geringer Anzahl. Die tüch- 
tigsten Missionäre sind stets die Jesuiten, die auch hier am meisten 
durch ihre Bildung den ungebildeten Popen überlegen sind, von denen 
uns noch kürzlich ein hochstehender russischer Beamter selbst sagte : 
»Sie können sich keinen Begriff machen von der Ungebildetheit und 
Verdammung der Popen.« 
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XXI. 
Herzoglich Coburgisches Regulativ vom 24. Juni 181^ 

für die kircMiche Verfassung der katholischen GUxiAensgenossen'] 

Im Namen Seiner Durchlaucht, des Herrn Herzogs Ernst ^ Herzoge 
zu Sachsen Coburg-Saalfeld, Fürst zu Lichtenberg etc. etc. 

genehmigen Wir das vom Herzogl. Consistorio entworfene und mit- 
telst Berichtes vom 24. v. M. Uns vorgelegte Begulativ für dir 
kirchliche Verfassung der kathojischen Glaubensgenossen in hiesiges 
Landen, und wollen, dass dasselbe demjenigen Geistlichen, welebci 
sidi zur Uebernahme der erledigten katholischen Pfarrstelle alliüer 
melden wird, bekannt gemacht, und wenn derselbe dagegen nicht' 
Erhebliches zu erinnern vermag, mit dem beigefügten Dienst- uqu 
Huldigungseid gelegt werde. 

Coburg zur Ehrenburg, am 24. Juni 1813. 

Herzoglich Sachs. Landes-Ministeriuni . 
(gez.) V. Grüner. 
An das Herzogl. Consisiorium. 

Coburg, den 30. October 1812. 

Regulativ 
für die kirchliche Verfassung der rönUsch-katholisehen Glaubensge- 
nossen im hiesigen Lande. 

§. 1. Den römisch-katholischen Glaubensgenossen im hiesigeo 
Lande ist vollkommene Religionsfreiheit und öffentliche Ausübiiog 
ihres Gottesdienstes zugestanden; sie haben sich jedoch, was das 
Aeussere ihrer Religionsausübung betrifft, den allgemein gesetdicheD 
Vorschriften des Landes, insoweit diese nicht das Eigenthümlicie 
der protestantischen Verfassung allein angehen, zu unterwerfen, aucb 
sonst in deren Hinsicht nach den Polizeigesetzen sich zu richtefi. 
welche der Staat 7.ur Erhaltung öffentlicher Ruhe und Ordnung far 
uöthig findet. 

1) Erst im J. 1861 verzichtete die Cob. Regierung darauf, dass äei 
kath. Pfarrer in Coburg auf die Verfassung und dieses Regulati? vereidig 
werde. Jener Eid wurde übrigens nur unter ausdrücklicher Wahrung der Rechte 
der Kirche geleistet. Das Regulativ wurde erst im J. 1862 gedruckt, als Hr. 
Justizrath Forkel zu Coburg die Güte hatte, für den Herausgeber des Archivs 
beim Herzogl. Staatsministerium um eine Mittheilung des Regulativs ftir un- 
sere Zeitschrift nachzusuchen. Vgl. dazu Vering, Lehrbuch des Kirchenrecbts 
9. 37. Nr. m. S. 141 ff. 
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§. 2. Die in der hiesigen Stadt wohnenden römisch-katho-* 
lischen Glaubensgenossen bilden vor der Hand die einzige katholische 
Kirchengemeinde in den hiesigen Landen , und es wird derselben» 
so lange sie hier besteht, die Nicolai-Kirche^) von dem hiesigen 
Magistrat zum ausschliesslichen Gebrauch bei ihrem Gottesdienst 
eingeräumt und abgetreten. 

§. 3. Diese Kirchengemeinde, ihre Diener und etwa künftig 
noch zu erwerbenden Besitzungen sind der oberaufsehenden Staats- 
gewalt unterworfen, und ihre Privilegien und Obliegenheiten werden 
im allgemeinen durchgängig nach den für die protestantischen Kir- 
chen bestehenden Landesgesetzen beurtheilt. 

§. 4. Die oberste Kirohengewalt steht lediglich dem Landes-^ 
Herrn zu , und Kraft derselben behalten Serenissimus sich bevor, 
künftig nach Befinden die Fürsorge und Oberaufsicht auf das Eigen- 
thümliche des römisch-katholischen Gottesdienstes einem nach böchst- 
dero freien Wahl zu bestimmenden auswärtigen Bischof in Form 
eines Mandats , das auf keinerlei Art einer auswhrtigen Confirma- 
tion bedarf, zu übertragen, und die Verhältnisse dieses Bischofs so- 
dann näher zu bestimmen. 

§. 5. So lange bis die hiesige römisch-katholische Kirche 
einem Bischof untergeordnet sein wird^), bleibt alles, was das £i- 
genthümliche ihres Gottesdienstes betrifft, der Fürsorge der Kirchen- 
gemeinde selbst anheim gestellt, und eben so bleibt bis dahin das 
Verhalten ihres Pfarrers in Ansehung aller amtlichen Verrichtungen, 
welche den inneren Gnltus angehen, lediglich seinem eigenen Ge- 
wissen überlassen. Auch ist dem Pfarrer, sowie jedem einzelnen 
Gliede der römisch-katholischen Gemeinde, unbenommen in Glau- 
bens- und Gewissensaachen, sowie in allen Gegenständen, welche das 
Eigenthümliche des innern katholischen Gultus betreffen, so lange 
sie an einen Bischof nicht gewiesen sind, sich an einen von ihnen 
selbst auszuwählenden Bischof zu wenden, und dessen Belehrung sich 
ztt erbitten. 

§. 6. Was dagegen den äusseren Gultus der römisch-katho- 
lischen Kirchgemeinde betrifft; so steht dem P&rrer derselben zwar 
zu, diesen äusseren Gultus anzuordnen , und die deshalb nöthigen 

1) Die katholische Gemeinde erfreut sich nunmehr einer eigenen neuer- 
banten am 26. August 1860 vom Erzbischof von Bamberg feierlich consecrirten 
Kirche. (Die Red.) 

2) In Folge Anordnung des Papstes Leo XII. vom 6. Mai 1826 hat der 
Erzbischof Ton Bamberg die oberhirtliche Aufsicht Ober die katholische Stadt- 
ptoei zu Coburg zu führen. (Die Red.) 
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Einrichtangen zu treffen, es ist derselbe jedoch verpflichtet, diest 
Einrichtungen nicht nur so zu machen , dass solche mit den be- 
stehenden Gesetzen und Anordnungen des Staats nicht in Wider- 
spruch kommen, sondern es hat derselbe auch alles, was er hier- 
unter vorzunehmen gedenkt, zuvörderst dem Herzoglichen Consistr^ 
rium zur Beurtheilung und Einholung der landesherrlichen Entschlies- ^ 
sung berichtlich vorzulegen. 

S. 7. Sollte inzwischen und bevor ein Bischof für die kath<i- < 
lische Gemeinde ausgewählt und bestellt sein wird, der Fall eintre- 
ten, dass die Gemeinde oder deren Pfarrer die persönliche Gegen- 
wart oder die sonstige unmittelbare Einwirkung eines Bischofs h 
Gegenstände des äusseren Cultus und der Verfassung der Kirchenge- 
meinde für nothwendig halten ; so hat der Pfarrer oder die Oemeinde 
in jedem solchen Fall, und bevor sie dieserhalb irgend einen Yor- 
schritt thun, diesfallsige Anzeige bei dem Herzoglichen CoDsistorium, 
als der ihnen zunächst vorgesetzten Behörde zu erstatten , and die 
in dieser Bücksidit zu treffende YerfQgung zu erwarten. 

*§. 8. Ausser diesem nurbemerkten Fall bleibt jeder answir- 
tige äussere Einfluss auf die römisch-katholischen Unterthanen im 
hiesigen Lande gänzlich ausgeschlossen. Es dürfen daher weder 
päpstliche Decrete, Bullen, Breven, Rescripte, Mandate oder andere 
Expeditionen des päpstlichen Stuhls, eines Bischofs, Pfarrers oder einer 
anderen Person, wie sie genannt werden mögen, wenn dieselben auch 
nur einzelne Privatpersonen betreffen, noch Decrete fremder Synodec 
und allgemeine Concilienschlüsse, ohne ausdrückliche Erlaobniss des 
Landesherrn angenommen, bekannt gemacht, gedruckt oder in Wirk- 
samkeit gesetzt werden, und eben so wenig darf bei den öffentlicheji 
Unterrichtsstanden und Predigten etwas, das die Haltung des Got- 
tesdienstes nicht unmittelbar betrifft, ohne vorgängige Genehmigung 
des Herzoglichen Gonsistoriums bekannt gemacht werden. Uebrigeos 
darf auch kein auswärtiger Nuntius , Legat , Vicar , apostolischer 
Commissär oder sonst irgend eine auswärtige geistliche Behörde ei- 
nigen Einfluss auf die katholischen Unterthanen des Landes ausüben, 
und diese selbst dürfen ohne vorhergegangene ausdrückliche Geneh- 
migung des Landesherru in eine Zusammenkunft, Synode oder an- 
dere Vereinigung in kirchlicher Hinsicht sich nicht einlassen. 

§. 9. Das Herzogliche Gonsistorium zu Coburg ist die von 
dem Lanüesherrn für die kirchlichen Angelegenheiten der katholischen 
Gemeinde angeordnete Behörde. In dieser Eigenschaft li^t dem- 
selben ob, dafür zu wachen, dass die Vorschriften dieses Regulati?ä 
allenthalben auf das genaueste befolgt, und dass demselben in im- 
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nem Pankt zuwidergehandelt werde. Es hat dasselbe hiernächst auch 
genaue Aufsicht zu fähren, dass von Seiten der katholischen Kirch* 
gemeinde, deren Pfarrer oder anderer geistlichen Personen dieser 
Confession in ihrem Amte oder ausser demselben kein Missbrauch 
getrieben werde, welcher das Wohl des Staates oder seiner Burger 
gefährde, und vorzüglich hat diese Behörde darauf zu sehen, dass 
bei den kirchlichen Verhandlungen die Ehre der Bürger nicht an- 
gegriffen, oder verletzt, dass ihr Gewissen nicht ans blosser Will- 
kühr beunruhiget, oder sonst etwas vorgenommen werde, was zu 
einem öffentlichen Aergerniss gereichen könne. Das. Herzogliche 
Conftistorinm ist autohsirt und verpflichtet, in allen solchen und 
ähnlichen Fällen diejenigen Anordnungen und Verfügungen zu tref" 
fen, welche sowohl zur Ahndung als zur Anwendung dergleichen 
Missbräuche erforderlich sind. 

§. 10. Die bei der hiesigen katholischen Kirche angestellten 
Diener haben sich aller Vorrechte zu erfreuen, welche die protestan- 
tischen Oeistlichen gleichen Banges geniessen, und die katholische 
Kirche soU, wenn sie künftig zu einigem Vermögen und Eigenthnm 
gelangt sein wird, alle die Bechte und Privilegien haben, welche 
dem Vermögen der lutherischen Kirchen im Lande zustehen, da« 
gegen aber hat dieselbe in Ansehung der Verwaltung dieses Ver- 
mögens sich nach denselben Vorschriften und Gesetzen zu richten, 
welche hierunter für die protestantischen Kirchen ertheilt sind. 

Die in dem vorhergehenden §. namhaft gemachte Behörde soll 
die katholische Kirche und ihre Diener bei ihren Freiheiten, Bechten 
und Besitzungen schützen, für die Befolgung der deslialb bestehen- 
den Gesetze und Vorschriften wachim , und alle desfalls nötbigen 
Anordnungen treffen. 

g. 11. Alle Feste und die allgemeinen Buss- und Bettage 
werden in der katholischen Kirche wie in der protestantischen in 
soferu sie derletateren nicht eigenthümlich sind, nach den bestehen- 
den Vorschriften des Landes gefeiert. Sollte die katholische Ge- 
memde ausser diesen für sieh besonders ein Fest regelmässig zu feiern 
wüdseben^ so hat sie dieses bei dem Herzoglichen Gonsistoriutn als 
der bestellten Behörde anzuzeigen, und deshalbige Genelimigung zu 
erwarten. 

§. 12. Die Liturgie und der Katechismus, welche in der ka- 
tholischen Kirche gebraucht werden sollen, müssen zuvörderst dem 
Landesherrn zur Berurtheilnng, ob solche mit den bestehenden An- 
ordnungen des Staates sich nicht im Widerspruch befinden, und zur 
Ociiehniigung vorgelegt werden. In dem gewöhnlichen Kiicbenge^ 
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bet ist, wie in den protestantischen Kirchen fär den Landeshem 
und dessen fürstliche Familie zu beten, und die ausserordentliches 
im Lande vorgeschriebenen Gebete sind in der katholischen Kirck 
wie in der protestantischen zu verlesen , weshalb der katholiscä^ 
Pfarrer die Anordnungen des Herzoglichen Consistoriums za erwar- 
ten, und zu befolgen hat. 

§. 13. Alle kirchlichen Handlangen oder Ceremonieu dürren 
in der Regel nur in der dem katholischmi Cultns gewidmeten Kirch 
verrichtet, und insbesondere ausser derselben keine öffentlichen Um- 
gänge gehalten werden. 

Bei solchen gottesdienstlichen Verhandlungen aber, welche ihrer 
Natur nach ausserhalb dieser Kirche bewirkt werden müssen^ babec 
der Pfarrer und die Glieder katholischer Gemeinde alles zu vermei- 
den, was den Bekennern einer andern Confession auffallend und an- 
stössig sein, oder ein öffentliches Aergemiss nach sich ziehen könnte. 

§. 14. Der Gebrauch der Glocke auf der Nicolaikirche ist 
der katholischen Gemeinde zum Behufe ihrer ZnsammenbemfuDg 
zum öffentlichen Gottesdienst verstattet; zu anderen Zwecken, ab 
diesen darf aber die Glocke ohne ganz ausdrftckliche Genehmigung 
der Polizei des Orts nicht gebraucht werden. 

§. 15. Was hiernftchst die Verrichtung solcher kirchlichen 
Handlungen, die nicht unmittelbar auf den Gottesdienst Bezug ha- 
ben, und die Parochialverhältnisse des katholischen Pfarrers belriffl; 
so wird in Ansehung der Taufe folgendes als Norm bestimmt: Die 
Kinder solcher Eltern , welche sich beide zur römisch-katholischeo 
Confession bekennen, werden a^ch allesammt in der katholischeo 
Kirche getauft. 

Bei gemischten £hen werden, Falls nicht ein anderes von Sä- 
ten der Eltern vertragsmftssig bestimmt ist, welches jedoch gleich 
bei Schliessung der Ehe angezeigt werden muss^» wid wovon nach- 
her nichi wieder abgegangen toerden ionn, die Söhne in der Kirche 
des Vaters und die Töchter in der der Mutter getauft, und es fol- 
gen auch nach der Taufe die Söhne ihrem Vater und die Töchter 
ihrer Mutter, dergestallt, dass sie nicht nur überhaupt in deren Pa- 



1) Nach einem unter dem 14. April 1852 an Herzogliche Landesregier- 
ung and Herzogliche Landesreigiernng ak Consistoriam ergangenen Ministenal- 
rescripte sollen bei Eingehung einer gemischten Ehe von dem F&rrer, unter 
dessen Mitwirkung die Ehe geschlossen wird, jedes Mal die Betheiligten auf 
die Bestimmungen dieses §. 15. aufmerksam gemacht und unter dem hierin 
gestellten Präjudiz zu einer Erklärung Ober die Confession ihrer kanftigeB 
Kinder aufgefordert werden. 
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rochialverhältnisse treten, und zu der Parochie, zu welcher jene ge- 
hören, gesogen werden , sondern dass auch iu Ansehung ihrer £r- 
ziehnng und des Religionsunterrichts sie bei der Confession ihrer 
!Eltern verbleiben. 

§. 16. Sollte der eine Ehegatte, oder beide in stehender Ehe 
und bei schon vorhandenen Kindern die fieligion ändern , so bleibt 
detinoch jedes Kind bei der Beligion^ in welcher es einmal getuutt 
ist, und es kann in der Folge dessen etwaiger Uebertritt nicht an- 
ders als nach erlangter Yoüjakrigkeit oder landesherrlicher Dispen- 
sation stattfinden. Bei den nach geschehener Keligionsveränderung 
geborenen Kindern findet die in dem vorhergehenden §. bemerkte 
Norm statt. 

§. 17. Uneheliche Kinder werden, Falls der Vater nicht aus- 
schliesslich ihrer Erziehung sich annimmt, in welchem Falle die 
Wahl der Kirche seiner Bestimmung überlassen bleibt, in der Kirche 
der Mutter getauft. 

§. 18. Sobald eine Ferson^ das achtzehnte Jahr ihres Alters 
zurückgelegt oder diestalls landesherrliche Dispensation erhalten hat, 
steht es derselben so wie jeder älteren Person jederzeit frei, von 
der Kirche einer Confession zu der einer anderen überzutret^; es 
wird jedoch dabei gehörige Vorbereitung, und hinlänglich nachge- 
wiesene freie Ueberlegung und Willensbestimmung vorausgesetzt. 
Der förmliche Uebertritt erfolgt erst durch das Einzeichnen in das 
Kirchenbuch vor dem Pfarrer und zwei Zeugen, wenn die förmliche 
Ablegung des Glaubensbekenntnisses vor versammelter Gemeinde 
vorhergegangen ist. 

§. 19. Die Trauungen von Verlobten verschiedener Keligion 
geschehen von dem Geistlichen der Kirche, zu der sich die Braut 
hält. Wollten sich die Verlobten von dem Pfan-er des anderen 
Theils trauen lassen; so steht ihnen dies zwar frei, sie haben aber 
zavor die jura stolae all den berechtigten Parochus zu entrichten. 

Jede Trauung darf übrigens nicht eher geschehen, als bis von 
dem Geistlichen des anderen Theils ein Zengniss des staatgehabten 
Aufgebots beigebracht worden ist 

§. 20. Die katholischen Glaubensgenossen haben sich gleich 
den protestantischen allen landesgesetzlichen Vorschriften sowohl 
wegen der verbotenen Grade, als wegen Erfüllung aller sonstigen zur 
Schliessung eines Eheverbands erforderlichen Bedingungen zu unter- 
werfen. Die nach den Grundsätzen der römisch-katholischen Reli- 
gion besonders zu ertheilenden Dispensation müssen von dem Bischof 
ausgebracht und vom Landesherrn bestätigt werden. 
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§. 21. Ehescheidungen müssen von den katholischen Glau- 
bensgenossen wie von den protestantischen bei der ordentlicbes 
weltlichen Landesbehörde angebraclit and nach den Gesetzen des 
Staates ausgewirkt werden. 

In wiefern sie von der Kirclie anerkannt werden, bleibt dem 
Gewissen der Geschiedenen überlassen. 

§. 22. Die katholischen Glaubensgenossen werden ohne un- 
terschied durch ihren Geistlichen nach dem Ritual ihrer Kirche be- 
erdigt, es ist aber dabei dasjenige was oben im §. 13. wegen Ver- 
meidung alles Anstössigen für die Bekenner einer andern Confes- 
sion erinnert worden, genau zu befolgen, und die katholischen Ge- 
meindeglieder haben sich, so lange sie den protestantischen Gottfö- 
acker mitgebrauchen jeder deshalb bestehenden Ordnung und Ein- 
richtung zu unterwerfen, sowie dann überhaupt alle in Ansehung 
der Taufen, Proclamationen , Trauungen und Begräbnisse sowohl 
nach dem Regulativ vom 8. Mai 1806 als sonst bestehenden oder 
künftig noch zu ertheilcnden gesetzlichen Anordnungen des Landfö 
bei der katholischen Kirche wie bei der protestansi sehen durchgängig 
zu befolgen sind. 

§. 23. Die Kirchenbücher bei der katholischen Kirche sind 
nach den im Lande vorgeschriebenen Pormularien von dem katho- 
lischen Pfarrer zu führen, und sie haben denselben öffentlichen Olao- 
ben wie die bei den protestantischen Kirchen, daher auch die Füh- 
rung des katholischen Kirchensiegels, mit dem alle Kirchenzeag- 
nisse zu beglaubigen sind, gestattet wird. 

Nach den Kirchenbüchern sind die jährlichen Seelentabelleo 
von dem katholischen Pfarrer vorschriftsmftssig anzutertigen and 
an die treffende LandesbehOi'de einssureichen , so wie denn derselbe 
überhaupt alle Anordnungen und Befehle der höheren Landesbebdr- 
den iu polizeilicher und anderer Hinsicht auf das genaueste za be- 
folgen hat. 

§. 24. Der jedesmalige Pfarrer der hiesigen römisch-katho- 
lischen Gemeinde wird von dem Landesherrn erwählt <), der Ge- 
meinde selbst ist jedoch unbenommen , ein schickliches Sabject in 
unzielsetzlichen Vorschlag zu bringen. Der auf diese Weise vom 
Landesherrn erwählte Pfarrer wird mit dem im nachstehenden For- 
mular enthaltenen Dienst- und Huldigungseid belegt ^), nnd darf, 



1) Nach der bisherigen Praxis wird vom Erzbischof von Bamberg für 
die katholische Stadtpfarrei in Coburg ein Efarrverweser aufgestellt. (D. R.) 

2) Von dieser Bestimmung ist bei der am 12. September 1861 erfolgten 
ten Verpflichtung des Pfarrers Wilhelm, jedoch vorbehaltlich der ferneren GÜ-- 
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bevor diese Verpflichtung erfolgt ist, sich irgend eine kirchliche 
Verrichtung nicht anmassen. 

§. 25. Das Einkommen des katholischen Pfarrers besteht zum 
Theil aus einer fixen Besoldung, zum Theil aus Oblationen. 

Die erstere wird dem Pfarrer von der Gemeinde in dem Maas 
ausgeworfen, dass dieselbe dem Landesherrn, wie solches auf eine 
genügliche und sichere Weise geschehen sei, nachzuweisen hat, und 
von Seiten des Landesherrn wird sich vorbehalten, aus der Landes- 
casse einen verhältnissmässigen Zuschuss nach Befinden zu bewil- 
ligen. Die Oblationen hat die Kirchengemeinde nach einer Ueber- 
einkunft mit dem Pfarrer zu reguliren, und das diesfalls entworfene 
Reglement vom Landesherrn bestätigen zu lassen. 

§. 26. Den katholischen Glaubensgenossen im hiesigen Lande 
ist es vergönnt, ihre Kinder an dem allgemeinen protestantischen 
Schulunterricht gegen Entrichtung des gewöhnlichen Schulgeldes 
Theil nehmen zu lassen, pafern aber die hiesigen Katholiken ihren 
eigenen Schullehrer ^) halten wollen , so kann dieses unter Geneh- 
migung des Herzoglichen Gonsistoriums geschehen. Die nächste Auf- 
sicht über diese Schule führt alsdann der Pfarrer, die Oberaufsicht 
aber das Herzogliche Consistorium und diese Schule ist an alle ge- 
setzlichen Vorschriften gebunden, welche d'^n öffentlichen Schulun- 
terricht im Lande betreffen. 

§. 27. Der katholische Schullehrer wird von dem katholischen 
Pfarrer ausersehen , dem Herzoglichen Consistorium zur Prüfung, 
Genehmigung und Bestätigung vorgestellt, mit dem gewöhnlichen 
Huldigungseide belegt, und erhält sein Einkommen lediglich von der 
katholischen Gemeinde. 

g. 28. Die katholische Kirche, ihre Geistlichen und die Laien 
sind in allen Civilstreitigkeiten und Criminalfällen, sowohl in Real- 
ais Personalangelegenheiten der ordentlichen Civil- und Criminalbe- 
hörde des Landes untergeben, bei dieser allein, nicht bei einem Bi- 
schof oder dem Pfarrer können alle gegen sie anhängig gemachten 
Civilstreitigkeiten und Criminaluntersnchungen verhandelt und ent- 
schieden werden. 

Der Pfarrer sowohl als der Schullehrer geniessen übrigens den- 
selben befreiten Gerichtsstand wie der protestantische Klerus. 

§. 29. Ohne vorgängig besondere landesherrliche Erlaubniss 
darf ausser dem angestellten Pfarrer Niemand im Lande geistliche 
Verrichtungen vornehmen, und wenn der katholische Pfarrer in ir- 
gend einem Falle einen Stellvertreter nöthig hat; so muss er dieses 
zuvörderst dem Herzoglichen Consistorium zur Genehmigung anzei- 
gen, und übrigens far des Stellvertreters Person und Handlungen 
einstehen. 



tigkeit des in anerkannter Wirksamkeit bestehenden Regulativs vom 30. Octo- 
bcr 1812, in der Weise abgewichen worden, dass, Wilhelm lediglich den im 
§. 28. des Staatsgrnndgesetzes normirten Eid abgeleistet hat. 

1) Seit October 1862 wurde mit Genehmigung der Coburg. Staatsregier- 
ung von der kgl. baver. Regierung von Oberfranken frtr die kath. Schale in 
Coborg ein kath. Schullehrer abgeordnet. (Die Red.) 
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§. 30. Die ausserhalb der hiesigen Stadt im Lande wohnen- 
den katholischen Glaubensgenossen verbleiben derjenigen Parochie, 
in welcher sie ihren Wohnsitz haben , noch forner angehörig und 
haben daher auch die eigentUcheu Parochialhandlungen « 2ils Taufe, 
Trauung, Begräbniss lediglich in der Parochie ihres Wohnorts un«i 
von dem Pfarrer desselben verrichten zu lassen. Dahingegen bleibt 
ihnen unbenommen, nicht nur den Gottesdienst der in der hiesigea 
Stadt wohnenden Katholiken zu besuchen , und das Abendmahl da* 
selbst zu geniessen, sondern es wird ihnen auch nachgelassen, sich 
in ihrem Wohnorte selbst bei Krankheits oder anderen als den oben- 
erwähnten Parochialfällen des Beistands des hiesigen katholischen 
Geistlichen zu bedienen. 

Dienst' wid Huldigungseid des katholischen Pfarrers '). 

Ihr sollet geloben und schwören^ Unseren gnädigst regierenden 
Landesfürsten und Herrn, Herrn Ernst Herzog zu Sachsen etc. eto, 
in allem treu, hold und gewärtig und dem Herzoglichen Consisto- 
rium gehorsam zu sein, den Landesgesetzen, so wie sie jetzt bestebea 
oder weiterhin nach des Landes Nothdurft ertheilt werden mögeD^ 
und den zur Handhabung derselben bestellten Behörden gehörige 
Folge zu leisten, die landesherrlichen Rechte und Vortheile, so viel 
an Euch ist, zu befördern. Euch auf kein diesen Rechten und Vor- 
theilen und überhaupt der Ruhe des Staates entgegen strebendes 
Verstand niss oder auf eine diesfallsige Verbindung im In- oder Aas- 
lande einzulassen, und dazu beförderlich zu sein, auch wenn Ihr in 
Erfahrung brächtet, dass in Eurer Eirchengemeinde oder sonst et- 
was, dass in jenen Beziehungen nachtheilig sein könnte, vorfiele nnd 
eingeleitet würde, dieses unverzüglich zur Wissenschaft des Herzog- 
lichen Consistoriums zu bringen , auch Euch überall nnd in Eurem 
ganzen Wandel so zu verhalten , wie es einem treuen Unterthsm 
überhaupt und Euch in Eurem geistlichen Amte insbesondere zukommt 
und obliegt; 

Eid: Alles was mir jetzo vorgelesen, und vorgelegt worden ist, 

ich auch wohl verstanden und darauf angelobet habe , das 

will ich in allen Punkten treu und gehorsamlich erfüllen; 

so wahr mir Gott helfe , durch Jesum Christum , seinen 

Sohn, unsern Herrn und Heiland. Amen. 



1) Auf Antrag des erzb. Bamber^er Gen.-Vic. verzichtet das Herzod. 
Coburger Ministerium unter dem 31. Juli 1861 auf diesen Eid. (Die RedJ 
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XXii. 

Müssen im Sinne des §. 72. des österr. allg. bUrgerl. Ge- 
setzbuches die von ihrem zuständigen Pfarrer bereits aufge- 
botenen Brautleute lediglich auf Grund ihres geänderten 
Wohnsitzes abermals aufgeboten werden? 

Von Dr. Leo Vonclna^ Professor der Kirohengeschichte und des Kirchenrechts 

an der theolog. Diocesanlehranstalt zu Laibach. 

Unsere Abhandlung ist durch folgenden Fall veranlasst worden : 
H. Lehrer an der Handelslehranstalt in L. musste in Folge einer 
erhaltenen Lehramtsstelle mit Beginn des Schuljahres 1872/3 als 
Bräutigam nach 6. übersiedeln und kam mit einstweiliger Zuruck- 
lassung seiner Braut in L. am nämlichen Sonntage in 6. an, an 
welchem er zum dritten Male in L. aufgeboten worden ist, Obwohl 
H. von dem seiner Braut zuständigen PfaiTer, welcher die drei Auf- 
gebote vorgenommen hat, getraut werden wollte, stellte doch der für 
ihn bis zu seiner üebersiedlung nach 6. zuständige Pfarrer in L. an 
ihn die Forderung , dass seine bevorstehende Ehe vor der Trauung 
nun noch- von dem für ihn auf Grund seines neuen Wohnsitzes zustän- 
digen Pfarrer in ö. aufgeboten werden müsse. Li Folge des vom 
Pfarrer der Braut gegen solche Forderung erhobenen Widerspruclies, 
welcher bald weitere Dimensionen angenommen, wandte sich der die 
Noth wendigkeit eines abermaligen Aufgebotes im neuen Wohnsitze 
des Bräutigams urgirende Pfarrer an eine im eherechtlichen Gebiete 
hervorragende , auch ausser den Gränzen Oesterreichs hochgefeierte 
Autorität mit der Bitte um Erledigung folgender zwei Fragen : 

1) »Wie denn aber, wenn Jemand , der schon aufgeboten ist, 
nicht bloss in eine andere 'Gasse, {Ktäschkers Eherecht 4. Bd. S. 15.), 
die aber schon in einer anderen Pfarrei liegt , sondern in eine an- 
dere Stadt übersiedelt, da durch drei Wochen oder drei Monate sein 
wahres Domicilhat? Kann in solchen Fällen auch beim geänderten 
Wohnsitze §. 64. der Anweisung für die geistl. G. , wonach das 
Aufgebot erst nach sechs Monaten zu wiederholen ist, oder soll der 
§. 60. wonach die Eingehung der Ehe vom Pfarrer des Bräutigams 
ZQ verkfinden ist, geltend gemacht werden ? und ist es daher noth- 
wendig, zweckdienlich, sicherer, dass er auch vom Pfarrer, in dessen 
Pfarrbezirke er zuletzt ein wahres Domicil hat, verkündigt wird ?« 
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2) »Darf der Pfarrer Jemand, der vor drei Wochen, 3 — 5 Mo- 
nate in einer anderen Pfarrei bereits aufgeboten wurde, jetzt aber 
drei Wochen, 3—5 Monaten in seiner Pfarrei verum domic. hat, al» 
als parochus proprius, ohne ihn in seiner Pfarrkirche, wohin er un- 
mittelbar vor der Eheschliessung zuständig ist, verkünden, oder 
bloss auf Grundlage des in einer anderen Pfarrei vor drei Wo- 
chen, fünf Monaten vollendeten Aufgebotes copuliren, natürlich pro- 
pria auetoritate ?« 

Während die angerufene Auetori tat die vorgelegten Prägen 
zwar hiebt bestimmt und direet , sei es im bejahenden , sei es im 
verneinenden Sinne, immerhin aber indirect dahin beantwortete, dass 
es vom Standpunkte des Allg. bürgerl. Qesetzb. »sicherere sei , das 
Aufgebot im Falle der Frage abermals vornehmen zu lassen, weil »id 
solchen Fällen das Aufgebot nicht wiederholt, sondern auf Grund der 
Thatsache des geänderten Wohnsitzes des Bräutigams ergänzt wird,c 
welche Antwort zum Schluss ausdrikklieh hingestellt wurde als eine 
»Privatansicht, durch welche Niemanden präjudicirt werden kann und 
soll,« trägt Siiwender nicht das geringste Bedenken, obigen Frageo 
gegenfiber bestimmt zu erklären, dass eine abermalige Vornahme des 
Aufgebotes auf Qrund der Thatsache des geänderten Wohnsitzes auch 
vom Standpunkte des Allg. bürgerl. Gesetzb. nicht nothwendig sei. 
daher im vorangefühi*ten concreten Falle H. in G. nicht abermals 
aufgeboten zu werden brauchte auch für den Fall , dass derselbe 
sich statt in L. in G. hätte trauen lassen wollen. 

Zur Begründung solcher bestimmter Erklärung mögen folgende 
Andeutungen genügen : 

1) Hat die Verkündigung an die gewöhnliche Kirchen Versamm- 
lung des Pfarrbezirkes, und wenn jedes der Brautleute in einem an- 
deren Pfarrbezirke wohnt, beider Pfarrbezirke stattgefunden, so ist 
der Forderung des Gesetzes nach >dem Wortlaute des §. 71. des 
Allg. bürgerl. Gesetzb. ^) Genüge geleistet ; jenes Aufgebot , welche 
vom Standpunkte des Allg. bürgerl. Gesetzb. §. 69. ^) zur Qiltigkeit 
der Ehe gefordert wird, ist thatsächlich vorbanden und äussert so- 
gleich jene dem Aufgebote überhaupt inwohnende Wirkung, welcher 
zufolge nach der kurzen und bestimmten Erklärung Binders (Pract. 
Handb. des kath. Eher. S. 194.): »die Brantleute das Recht erlangen, 

1) §. 71. »Die VcrkUndigang muss an drei Sonn- oder Festtagen an die 
gewöhnliche Kirchenversammlnng des Pfarrbezirkee, und wenn jedes der Braut- 
lente in einem anderen Bezirke wohnt, beider Pfarrbeiirke geschehen.« 

2) §. 69. »Zur Gültigkeit der Ehe wird auch das Aufgebot und die feier^ 
liehe Erklärung der Einwilligang gefordert.« 
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hinwiederum aber auch die Pflicht haben, entweder innerhalb sechs 
Monate vom Tage der letztmaligen Verkündigung die Ehe abzu- 
schliessen , oder aber im Falle längerer Verschiebung des Eheab- 
schlussed sich neuerdings dem Eheaufgebote zu unterziehen. c 

2) Der behufs der Vornahme der Trauung zuständige Pfarrer 
mus^ nicht nothwendigec Weise derselbe sein, welcher behufs der 
Vornahme des Aufgebotes zuständig ist; daher auch jeder Pfarrer 
in dessen Pfarrbesrirke die betreffenden Brautleute ihr Domicil er- 
worben haben, zur Vornahme der Trauung competent ist, sobald sie 
nachgewiesen haben, dass sie den gesetzlichen Bestimmungen hinsicht- 
lich des Aufgebotes Genüge geleistet haben. 

3) Dass die Aenderung dee Wohnsitzes nach vollzogenem Auf- 
gebote und vor der Trauung die Wirkung des bereits geschehenen 
Aufgebotes vereiteln und die Not h wendigkeit eines neuerlichen Auf- 
gebotes im Pfan*bezirke des neuen Wohnortes zur Folge haben müsste, 
ist eben so wenig im Wortlaute als im Sinne des Gesetzes begrün- 
det. Diejeuigen, welche für den Fall der Aenderung des Wohnsitzes 
die Nothwendigkeit eines abermaligen Aufgebotes der betreffenden 
Brautleute urgiren, mögen zusehen , wie sie sich mit Rücksicht auf 
den Sinn der Gesetzgebung mit dem §. 73. ^) des AUg. burgerl. Ge- 
setzb. abzufinden vermögen. An diesem §. 73. , nach welchem die 
drei Verkündigungen wiederholt werden müssen, wenn binnen sechs 
Monaten nach dem Aufgebote die Ehe nicht geschlossen wird, wird 
gegnerischer Seits nicht gerüttelt, natürlich für den Fall , dass di« 
Brautleute ihren Wohnsitz in dem Pfarrbezirke, in welche» sie auf- 
geboten worden sind, fortbehalten bis zur Traunng, wenn auch die- 
selbe erst vor Ablauf des sechsten Monats stattzufinden hätte. Wenn 
nun auf Gnmd des veränderten Wohnsitzes die bereits aufgebotenen 
Brautleute im neuen Pfarrbezirke abermals aufgeboten werden müss- 
ten, um wieviel mehr müssten dieselben , wenn man den Sinn des 
Gesetzes, oder — was das nämliche ist — den Zweck des Aufge- 
botes vor Augen bat, eben in dem Pfarrbezirke, in welchem sie sich 
nach dem Aufgebote 5 — 6 Monate aufhalten , neuerdings aufgeboten 
werden! Der Zweck des Aufgebotes ist ja Aufdeckung etwaiger 
Ehehindernisse , welcher Zweck um so leichter erreicht zu werden 
vermag, je besser die Gläubigen des Pfarrbezirkes , in welchem das 
Aufgebot vorgenommen wird , den einen und den anderen Braut- 
theil und deren Verhältnisse kennen. Wird nun dieser Zweck des 



1) §. 78. >Wird binnen seehs Monaten nach dem Aufgebote die Ehe 
nicht geschlossen, so mttssen die drei VerJ^OndigaDgen wiederholt werden.« 
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Aufgebotes fest im Auge behalten , so leuchtet es von seihst eb. 
dass dem Sinne des G^etzes eher entsprechen müsse die Fordtmisf 
dass die in einem Pfarrbezirke bereits aufgebotenen und in demse^ 
ben 5—6 Monate fortan wohnhaften Brautleute behufs der Ermit- 
telung etwaiger inzwischen eingetretener oder erst aufgetaacht^r 
Hindernisse vor der Trauung in dem nämliehen Pfarrbezirke vor de 
sie kennenden Pfarrgenossen neuerdings aufgeboten werden mosste. 
als aber die Forderung, dass deren Aufgebot in efnem anderen Pfan- 
bezirke, in welchem sie möglicher Weise noch g&nzlich oder zbh 
grossen Theile unbekannt sind, erneuert werden müsse, lediglich ait 
dem Grunde, weil dieselben binnen der ihnen gesetzlich eingeräam- 
ten Frist von sechs Monaten den Wohnsitz geändert, in den betrei- 
fenden Pfarrbezirk übersiedelt sind und bald nach der Uebersiedlaae 
auf Grund der bereits geschehenen Verkündigungen getraut zu wer- 
den wünschen von dem PfaiTer , welcher von dem Augenblicke ao. 
in welchem sie in seinem Pfarrbezirke zu wohnen angefangen haben, 
behufs der Vornahme der Trauung ihr zuständiger Pfarrer ist is 
gleicher Art, wie der Pfarrer des Pfarrbezirkes, in welchem sie töt- 
her wohnhaft waren, behufs der Vornahme ihres Aufgebotes derihoee 
zuständige Pfarrer war. Wenn nun gegnerischerseits nicht darauf 
bestanden wird, dass das Aufgebot der Brautleute erneuert werdet 
müsste für den Fall, dass dieselben vom bereits geschehenen Anfg^ 
böte an bis zur Trauung 5— ;6 Monate im nämKchen Pfarrbezirkt' 
wohnhaft bleiben, mit welchem Rechte kann mit Rücksicht anf dm 
Sinn des Gesetzes und auf den Zweck des Aufgebotes die Forderung 
geltend gemacht werden , dass die bereits aufgebotenen Brautieot^ 
lediglich auf Grund ihres veränderten Wohnsitzes neuerdings aQfg^ 
boten werden müssen? Eine solche Forderung geltend macheo. 
heisst willkürlich in das Gesetz etwas hineintragen , was weder im 
Wortlaute noch im Sinne desselben begründet ist ; — ein Vorgehest 
welches mit der Zeit um so bedenklicher werden könnte, je leichter 
hiedurch der Vorwand geboten bliebe zum Vorwurfe, da^s es sich \m 
derartigen Wiederholungen der Aufgebote nicht so sehr um die strich 
Durchführung der gesetzlichen Bestimmungen als vielmehr am die 
für das Aufgebot zu entrichtenden Gebühren handle. 

4) Die beliebte Berufung anf die Praxis, nach welcher aaf 
Grund des veränderten Wohnsitzes die Verkündigungen der bereit:? 
aufgebotenen Brautleute auch im Pfarrbezirke des neuen Wohnsitzes 
vorgenommen zu werden pflegten, kann mit Nichten als ausschlagge- 
bend erachtet werden. Jede Praxis muss, ~ so wie jede consaetodo 
überhaupt, soll ihr eine gesetzliche Berechtigung und mithin eine 
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verbindliche Kraft zukommen, rationell sein. Wie wenig aber die 
in. Rede stehende Praxis als rationell , d. h. als im Wortlaute oder 
auch nur im Sinne des Gesetzes begründet augesehen werden kann, 
geht schon daraus hervor , dass diese Praxis auch unter der aus- 
schliesslichen Herrschaft des Allg. bnrgerl. Gesetzb. nicht zu einer 
allgemeinen Geltung gelangen konnte. Zeuge hierfür ist uns zu- 
nächst der Hochw. Weihbischof Dr. Kutschker , welcher in seinem 
"Eherechte Bd. IV. S. 15., nachdem er die Frage aufgeworfen: »Wie 
denn aber, wenn Jemand, der bereits aufgeboten ist, nur in eine 
andere Gasse hinüberzieht, die aber schon zu einer anderen Pfarrei 
gehört,€ würtlich schreibt: »Bis nun nahm man an, dass die Ver- 
kündigung in den Pfarrbezirken geschehen müsse, denen die Braut- 
leute ßur Zeit der EkescKUesswig (im Texte mit durchschossenen 
Lettern) angehüreu. Andere aber glaubten, dass dem Gesetze Ge- 
nüge geschehe, wenn die Leute eur Zeü^ als sie verkündiget tour- 
deuj wirklich schon Brautleute und affch in jene Pfarrbezirke gehö- 
rig waren, in denen die Verkündigung vorgenommen wurde.« und 
seinen eigenen Standpunkt in der obschwebenden Frage bezeichnet 
Dr. Kutschker mit folgenden Schlussworten : »Ein rationeller Grund 
ist kaum aufzufinden dafür, dass das Aufgebot im Pfarrbezirke, dem 
die Brautleute euletzt^ da sie die Ehe eingehen, angehüren, und wo 
sie vielleicht nur sehr kurze Zeit erst bekannt oder wohl gar ganz 
unbekannt sind, vorgenommen werden müsse.« 

Wenn nun die fragliche Praxis ihre Begründung und Berech- 
tigung im Gesetze selbst oder wenigstens im Sinne desselben hätte, 
wie lässt sich dann erklären die unlängbare Thatsache, dass bis zum 
Jahre 1857 , in welchem das obencitirte 'Eherecht erschien und mit 
dessen 1. Januar das neue »Ehegesetz für Katholiken« sammt »An- 
weisung . . .« gemäss dem Artikel X. des Concordates in Wirksam- 
sarakeit trat, dass somit zur Zeit, zu welcher unter der Herrschaft 
des Allg. bürgert. Gesetzb. das Aufgebot als wesentlich zur Gültig- 
keit der Ehe gefordert wurde , die Interpreten des Osterreichischen 
Eherechtes sich rücksichtlicher ihrer Auffassung der in Frage stehen- 
den Praxis in zwei einander gegenüberstehende Lager theilen konn- 
ten? Wie lässt es sich erklären, dass bei solchen einander wider- 
strebenden Ansichten über die Verbindlichkeit der fraglichen Praxis 
die österreichische Gesetzgebung sich nicht veranlasst , ja geradezu 
aufgefordert finden mochte , die mehrgedachte Praxis mittelst einer 
authentischen Interpretation als eine allgemein einzuhaltende Norm 
zu sanctioniren, wenn dieselbe im Gesetze selbst begründet gewesen wäre? 
5) Veranlassung — aber auch nur Veranlassung zu der mehr- 

Arebiv für Kirchenrecht. XXXII. 28 
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erwähnten Praxis hat jedenfalls das Gesetz in seinem §. 72. ') gpege- ] 
ben, insofern als derselbe die Clausel enthält: »in welchem die ; 
£he geschlossen werden soll.« Trotzdena, dass nach dem Wortlaut» - 
des §. 71. f welchem gemäss »die Verkündigung an die gewöhnlieh« ' 
Eirchenversammlung des Ffarrbozirkes , und wenn jedes der Braut- 
leute in einem anderen Bezirke wohnt, beider Pfarrbezirke geschehen 
mösse,« der Wohnort als das charakteristische Merkmal des Pfarr- 
bezirkes, in welchem ilie Verkündigungen zu geschehen haben , be- 
zeichnet wird, konnten sich dennoch Manche durch die obenerwähnte 
Clausel des §. 72. bestimmen lassen, das Merkmal für den Pfarrbe- 
zirk, in welchem das Aufgebot vorgenommen werden solle, nicht le- 
diglich dem Wohnorte, sondern auch dem Umstände zu entlehnai, 
dass im betreffenden Pfarrbezirke »die Ehe geschlossen werden solle 
Und die auf eine solche einseitige Auflassung gegründete Praxis konnte 
sich eine um so bedeutendere Geltung verschaffen, mit je grossem 
Befriedigung die Verfechter derselben das in Fragen über die Be- 
stimmungen des österreichischen Eherechtes massgebende Ansehen 
des josefinisch-österreichischen Eirchenrechtslehrers Dr. Thomas Dol- 
liner in Anspruch nehmen konnten. 

Und in der That kämpft Dolliner in seiner »Erläuterung des 
II. Hauptstückes des Allg. bürgerl. Gesetzb. v. J. 1835c mit so be- 
stechlichen Gründen für die Nothwendigkeit des fraglichen aberma- 
ligen Aufgebotes auf Grund des obencitii*ten §. 72., dass es im Inte- 
resse einer namentlich für Oesterreich so sehr wünschenswerthen de- 
finitiven Lösung dieser Angelegenheit geboten erscheint, einige — 
und zwar die schwerer wiegenden Beweisgründe DoUiners einer nähe- 
ren Prüfung zu unterziehen. 

a) Vor Allem ist es das Wörtchen >auch« im §. 72., aus wel- 
chem Dolliner die Nothwendigkeit des abermaligen Aufgebotes in 
Folge des geänderten Wohnsitzes nachzuweisen sucht in folgender 
Weise : »Das Wort >auch« gibt deutlich zu verstehen, dass Braut- 
leute , die in dem Pfarrbezirke ihres bisherigen Wohnortes bereite 
aufgeboten worden sind, aber nachher in einen anderen Pfarrbezirk 
übersiedeln und hier die Ehe schliessen wollen , in diesem Pfarrbe- 



1) §. 72. »Wenn die Verlobten oder Eines von ihnen in dem Pfarrbe- 
zirke, in welchem die Ehe gesthlossen werden soll, noch nicht durch sechs 
Wochen wohnhaft sind, so ist das Aufgebot anch an ihrem letzten AnfenthaHs- 
orte, wo sie länger als die eben bestimmte Zeit gewohnt haben, Torzonehmen, 
oder die Verlobten müssen ihren Wohnsitz an dem Orte, wo sie sich hefinden, 
durch sechs Wochen fortsetzen, damit die YerkQndigtmg ihrer Ehe dort hin- 
reichend sei.« 
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zirke ebenfalls verkündiget werden müssen. Denn der unmittelbar 
vorausgebende §. 71. fordert in seinem ersten Satze unbedingt und 
ohne alle Ausnahme der Beschriinkung, dass die Verkündigung in 
dem Pfarrbezirke , in welcbem die Brautleute wohnen , geschehen 
müsse. Nachdem der Gesetzgeber in dem ersten Satze des§. 71. die 
Haaptregel über den Ort , wo die Verkündigung vorzunehmen ist, 
aufgestellt hatte, führt er in dem zweiten Satze des nämlichen §. 
zwei Fälle an, in welchen fixe Verkündigung noch an mehreren Or- 
ten, als die aufgestellte Begel fordert, vorgenommen werden soll. In 
dem ersten Salze des folgenden §. 72. verordnet er, dass, wenn die 
Verlobten oder eines von ihnen in dem Pfarrbezirke, in welchem die 
Ehe geschlossen werden soll, noch nicht durch sechs Wochen wohn- 
haft sind, das Aufgebot auch an ihrem letzten Aufenthaltsorte , wo 
sie länger als sechs Wochen gewohnt haben, vorzunehmen sei. Aus , 
der Verbindung, in welcher dieser §. 72. mit dem vorhergehenden 
steht und aus dem darin ebenfalls wie in dem §. 71. gebrauchten 
Worte »äuchc geht klar hervor, dass der Gesetzgeber in dem ersten 
Satze des §. 72. einen dritten Fall bezeichnen wollte , in welchem 
das Aufgebot noch an einem anderen Orte , als es die Begel des 
§. 71. vorschreibt, vorgenommen werden muss. Wäre aber im Falle 
des an dem vorigen Wohnorte der Brautleute bereits vorgenomme- 
nen Aufgebotes dieses in dem Pfarrbezirke des neuen Wohnsitzes 
nicht mehr vorzunehmen, so wür/le dieser Fall weder zu den Fällen 
der zu vermehrenden Aufgebote gerechnet werden können^ noch auch 
der im Anhang des §. 71. aufgestellten Begel unterworfen sein, son- 
dern als eine wahre Anomalie erscheinen, gegen welche die offenbare 
Beziehung der Vorschriftendes §. 72. auf jene des §.71. die eigen- 
thämliche Bedeutung der Worte 40s §. 72. in ihrem Zusammen- 
bange und die klare Absicht des Gesetzgebers streiten. c 

Während es sich für jedes unbefangene von keinem Vomrtheile 
voreingenommene Auge aus dem Wortlaute der §§. 71. und 72. 
unmittelbar ergibt, dass das Wörtchen lauchc im §. 72. nur 
zur Voraussetzung hat , dass solche Verlobte , die noch nirgends 
aufgeboten worden sind, sich behufs ihrer Trauung zur ersten, zur 
anänglichen Vornahme ihres Aufgebotes bei dem Pfarrer anmelden, 
in dessen Pfarrbezirke sie einerseits noch nicht durch sechs Wochen 
wohnhaft sind, andererseits aber darauf bestehen , dass ihr Aufgebot 
vor Ablauf der gesetzlichen Frist von sechs Wochen vorgenommen 
werden solle (in welchem Falle sie dann lauclu an ihrem letzten 
Aufenthaltsorte . . aufgeboten werden müssen), beruhet die voran- 
stehende Auseinandersetzung Dolliners wesentlich auf einer petitio 

28* 
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principii, nämlich anf der Voraussetzung, dass gemäss dem Wortlaot^ 
des §.71. die Verlobten unter allen Umständen, ohne alleAuanahme 
und ohne Unterschied, ob sie bereits aufgeboten sind, oder nicht indecr 
Pfarrbezirke, in welchem sie wohnen , verköndiget werden mässei. 
Und diese Voraussetzung wird von Dolliner als eine absolut giltie? 
— als ein unumstOssliches Axiom fe^gehalten. Wäre es dem wirk- 
lich so, dann bliebe es freilieh wohl — und zwar ohne alle müb- [ 
same doctrinelle Erörterung — von selbsiklar und einleuchtend, düs^ 
die auch bereits aufgebotenen Brautleute, falls sie sich in einem an- 
deren Pforrbezirke ansiedeln, auch in diesem aufgeboten werden mös- 
sten ; dann wäre es aber auch nicht möglich gewesen, dass, so wk 
bereits Nippel, gegen welchen Dolliner ankämpft, so auch Andere, 
auf welche im Eherecht Ktäschker's (Bd. IV. S. 15.) hingewiesea 
wird, an der Ansicht hätten festhalten können und dürfen, dass dem Ge- 
setze GenQge geschehe, wenn die Leute zur Zeit, als sie verkündigt 
wurden, wirklich schon Brautleute und auch in jene Pfarrbezirke, 
in denen die Verkündigung vorgenommen wurde, gehörig waren. 
Mag nun auch der §.71. nach der Bemerkung DoUiners anbedingt 
und ohne alle Ausnahme oder Beschränkung fordern , dass die Ver- 
kündigung in dem Pfarrbezirke, in dem die Brautleute wohnen, ge- 
schehen müsse, so muss doch jene Frage , welche nach dem ebeo 
Vorausgeschickten tbatsächlich als eine offene dastand, noch immer 
als eine offene erachtet werden können , — die Frage nämlich , ob 
denn alle Brautleute ohne Unterschied, mithin auch die bereits auf- 
gebotenen in dem Pfarrbezirke, in welchem sie zur Zeit der Traa- 
ung wohnen , verkündet werden müssen. Darf somit eine solche 
Frage noch immer als eine offene erachtet werden, so will es wahr- 
haftig bei aller noch so genauen und gewissenhaften Prüfung nichb 
weniger als klar und deutlich einleuchten , wie sich denn »aus der 
Verbindung, in welcher der §. 72. mit dem vorhergehenden steht 
und aus dem darin ebenfalls wie im §.71. gebrauchten Worte audic 
alles das folgern lasse, was Dolliner als eine so ausgemachte, so 
unabweisliche Folgerung hinstellt. 

b) Einen weiteren Beweisgrund für die in Rede stehende Notb- 
wendigkeit eines abermaligen Aufgebotes auf Grund des geänderten 
Wohnsitzes findet Dolliner in der Fassung des zweiten Satzes des 
§.72. und namentlich in dem Worte »hinreichend, < indem er schreibt: 
»Im zweiten Satze des §. 72. fordert der Gesetzgeber für den Fäll, 
wenn die Brautleute ihren Wohnsitz in dem Orte, wohin sie überge- 
siedelt sind, durch sechs Wochen fortsetzen, kein Aufgebot an ihrem 
früheren Wohnorte, sondern lässt blos die allgemeine Regel des §.71. 
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eintreten und erklärt die Verkündigung in dem neaen Wohnorte für 
liinreichend ; hinreichend könnte sie nnmOglich sein, wenn sie gar 
iiiclit vorgenommen, sondern unter dem Verwände , dass sie am 
früheren Wohnorte der Brautleute bereits vollendet worden , unter- 
lassen wurde. Also sind die Brautleute auch in dem Falle , wenn 
sie in dem Pfarrbezirke, wo die Ehe geschlossen werden soll , schon 
durch sechs Wochen wohnhaft sind , durch die an ihrem vorigen 
Wohnorte bereits erfolgte Vollziehung des Aufgebotes von der Vor- 
nahme desselben in ihrem dermaligen Pfarrbezirke keineswegs ent- 
hoben.« 

Auch diese Behauptung Dolliners ist in soweit haltbar, in wie- 
fern die derselben zu Grunde liegende oben sub a) hervorgehobene 
Voraussetzung als absolut gewiss — als Axion hingestellt werden 
will. Kann man jedoch aus den sub a) angedeuteten Gründen nicht um- 
hin, diese Voraussetzung als eine petitio principii hinzustellen, bleibt 
nämlich noch immerhin ein bescheidener Baum übrig für den unter 
den österreichischen Rechtslehrern ohnehin thatsächlich vorhandenen 
Zweifel, ob denn die bereits aufgebotenen Verlobten in eine und die- 
selbe Kategorie mit den Verlobten überhaupt zu setzen seien : dann 
will auch nicht recht einleuchten die Nothwendigkeit der Folgerung, 
welche sich nach DoUiner aus dem Worte »hinreichend« im §. 72. 
ergibt. Oder widerspricht etwa den logischen Denkgesetzen ^ie beim Le- 
sen des §. 72. sich unmittelbar und von selbst ergebende Folgerung, dass 
die Verkündigung in dem Pfarrbezirke, in welchem die Verlobten ihren 
Aufenthalt durch sechs Wochen fortsetzen, desshalb »hinreichend« sei, 
weil es nicht noth wendig ist, dass in Folge ihres sechswöchentlichen 
Aufenthaltes die Verkündigung auch noch an ihrem letzten Aufent- 
haltsorte, wo sie länger als die eben bestimmte Zeit gewohnt haben, 
vorgenommen werden müsse? Das Wort »hinreichend« setzt dem- 
nach durchaus nicht als absolut noth wendig voraus, dass die Ver- 
kündigung im Pfarrbezirke des neuen Wohnortes unter allen Um- 
ständen nnd ohne alle Ausnahme vorgenommen werden müsse , das- 
selbe kann vielmehr eben so gut , wo nicht noch richtiger zu seiner 
Yorauasetzung haben die Bedingung, dass, falls die Verlobten auch 
nicht an ihrem früheren Aufenthaltsorte aufgeboten werden wollen, 
sie in dem Pfarrbezirke, in welchem sie aufgeboten werden müssen, 
sich durch sechs Wochen aufhalten müssen , auf dass ihre Verkün- 
digung in diesem Pfarrbezirke mit Ausschluss der Verkündigung am 
Mheren Wohnorte der Forderung des Gesetzes entsprechend, d. h. 
»hinreichend« sei. Und nur einer solchen Verkündigung , welche 
nach dem Wortlaute des §. 72. »auch« am früheren Aufenthaltsorte 
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Torgenoiuinen werden müsste, wurde der Charakter einer Er^nzong . 
zukommen im Gegensatze zur Wiederholuug des Aufgebotes. 

c) Zur weiteren Begründung seiner Ansicht beruft sich Dol- 
liner auf die RathsprotocoUe der Hofcommission in Jastizgeseiz- 
Sachen und gibt diesbezüglich an : »Als bei derselben in der Baths- 
Sitzung vom 8. März 1802 der §. 2. des galizischen bürgerl. Gesetzb. ' 
als Entwurf zu dem neuen in Berathschlagung kam , warde nach 
dem Berichte des darüber geführten RathsprotocoUs der Vorschlag 
des Referenten, in dem Falle der Frage das Aufgebot nicht an dem 
gegenwärtigen , sondern nur an dem vorigen Aufenthaltsorte der 
Brautleute veranstalten zu lassen, durch die sämmtlicben StimmeD 
beseitiget und der Beschluss gefasst , dass das Aufgebot immer auch 
iu dem Pfarrbezirke , wo die Brautleute zuletzt wohnen , geschehen 
müsse, weil sonst manchmal der Fall sich ereignen würde, dass die 
Brautleute in der Pfarrei , wo sie getraut werden, gar nicht aufge- 
boten würden, und weil dieses doppelte Aufgebot bereits im §. 36. 
des Josefinischen bürgerl. Gesetzb. vorgeschrieben sei.c 

Hinsichtlich dieses von Dolliner angezogenen Rathsprotoeolls 
bleibt vor Allem zu bemerken , dass bei dem hohen Ansehen der 
Hofconimission in Justizgesetzsachen der in der Bathssitzung vom 8. 
März 1802 mit Beseitigung des Antrages des Referenten gefasste 
Beschluss die Geltung einer authentischen Interpretation beanspru- 
chen müsste, wenn der betreffende Beschluss in Folge der verschie- 
denartigen und widersprechenden Auslegung eines bereits promnlgir- 
ten Gesetzes hervorgerufen worden wäre. Aber die gedachte Baths- 
sitzung ist am 8. März 1802, also gut 9 Jahre^vor dem Kundmacb- 
ungspatente zum Allg. bürgerl. Gesetzb. vom 1. Juni 1811 gehalten 
worden, und wenn auch in derselben der §. 82. des galizischen fofirgerl 
Gesetzb. als Entwurf zu dem neuen in Berathschlagung kam, durfte 
doch kaum als völlig unbegründet abgewiesen werden der Zweifel, ob 
denn dem Beschlüsse jener Hofcommission bezüglich einer lex ferenda 
und erst nach 9 Jahren lata die bindende Kraft in jener Art zu- 
komme, wie far den Fall , wenn der nämliche Beschluss lege jam 
lata gefasst und promulgirt worden wäre, und nicht erst aus dem 
RathsprotocoUe hervorgeholt werden müsste. Dieser Zweifel ist um so 
begründeter, je weniger es sich einerseits erklären lässt , wie denn 
die Hofcommission , durch den Antrag des Referenten mindestens 
aufmerksam gemacht auf die Möglichkeit einer widersprechenden 
Auslegung des Gesetzes, es hat unterlassen können und dürfen , den 
Wortlaut des Gesetzes in eine solche Fassung zu bringen , dnrch 
welche jeder Zweideutigkeit, jeder verschiedenartigen Auffassung ein 
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für Alle Mal ^bätte vorgebeugt werden können, znmal von der rich- 
tigen oder unrichtigen Auffassung des betreffenden Qesetzes die bür- 
gerliche Giltigkeit oder UngUtigkeit der Ehe abzuhängen hätte, und 
je bedeutungsloser sich andererseits mit Rücksicht auf den Zweck 
des Aufgebotes herausstellen die Qründe, mit welchen die Hofcom- 
mission ihren Beschluss motivirt. Dieselbe weiss nämlich ihren Be- 
schluss nicht besser zu motiviren , als dadurch , 1) dass, »sonst der 
Fall sich manchmal ereignen würde , dass die Brautleute in der 
Pfarrei, wo sie getraut werden, gar nicht aufgeboten würden ,€ und 
2) »weil dieses doppelte Aufgebot bereits im §. 36. des Josefinischen 
bürgert. Gesetzb. vorgeschrieben sei,« — 

Was nun — mit Uebergehung des kaum beachtenswerthen 
ersten Qrundes — den Grund ad 2) betrifft , mag Dolliner selbst, 
sofern er conseqnent vorgehen wollte, demselben kein besonderes Ge- 
wicht beigelegt haben. Findet er ja den Vorzug der neuesten Ge- 
setzgebung (vom J. 1811) vor jener früheren — der Josefin. — eben 
darin, dass erstere die Ehehindernisse , welche die Verletzung der 
Jos. Aufgebotsbestimmungen zur Folge hatte, beseitigte und lediglich 
auf den Mangel des Aufgebotes reducirte. Im §. 56. S. 328—329. 
schreibt er diesbezüglich: »In Oesterreich wurde schon durch das 
Ehepatent vom 16. Januar 1783 und nachher durch Jos. bürgert. 
Gesetzb. der Mangel des dreimaligen Aufgebotes für ein Ehehinder« 
niss erklärt aus der Betrachtung, dass ohne unumgängliche Noth- 
wendigkeit des Aufgebotes leicht eine Trauung mit einem Ehehin- 
dernisse erschlichen , oder die Gegenwart des Seelsorgers bei der 
feierlichen Einwilligung in die Ehe durch List oder Gewalt bewirkt 
werden könnte. Allein die grosse Vorsicht hatte nach und nach so 
viele Förmlichkeiten herbeigeführt, dass selbst das Mittel, wodurch 
die Schliessung der Ehe mit einem Ehehindernisse kräftigst verbin- 
dert werden sollte , dazu gemissbraucht werden konnte , Ehen zu 
schliessen , die nachher , wenn sie nicht mehr behagten , bloss we- 
gen eines Mangels an der Zahl oder an den Förmlichkeiten der Auf- 
gebote sich als ungiltig bestreiten liessen. Die neueste Gesetzge- 
bung schlug daher, um allem Missbranche auf beiden Seiten vorzu- 
beugen, weislich einen Mittelweg ein, und verordnete im §. 74. des 
Allg. bürgerl. Gesetzb., welcher lautet: Zur Giltigkeit des Aufge- 
botes und der davon abhängigen Giltigkeit der Ehe ist es zwar ge- 
nug, dass die Namen der Brautleute und ihre bevorstehende Ehe we- 
nigstens Einmal sowohl in dem Pfarrbezirke des Bräutigams als der 
Braut verkündiget worden, und ein in der Form oder Zahl der Ver- 
kündigungen unterlaufener Mangel macht die Ehe nicht ungiltig.c 
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Dolliner rühmt soQacb einerseits die Weisheit der oenestesl 
Gesetzgebung, weil dieselbe die früheren Aufgebotshindemisse 
schränkte, andererseits aber öffnet er in seiner Erläuterong des §. 71] 
einem besonderen Aufgebotshindemisse die Thfir, und zwar nicht 
ohne im Texte des Gesetzes selbst eine über allen Zweifel erhal 
Grundlage für seine weiteren Deductionen gewonnen za habet, 
sondern gewissermassen im Widerspruche mit dem Wortlaute d« 
vorcitirten §. 73. Denn in diesem §. heisstes nicht: »ZariOiltig- 
kttt des Aufgebotes . . ist es zwar genug , dass die Namen der 
Brautleute • . »verkündiget werdefi^t, sondern — wie Dr. JF%»dbNaiii 
in seinem >Lehrbuche des Eirchenrechtesc v. J. 1851 S. 312. cob- 
tra Dolliner schlagend hervorhebt — »verkündiget u?arden^^ weshalb 
Fachmann folgerichtig behauptet, dass den Worten des Gesetzes 
Genüge geschehe , wenn die Leute , welche »verkündiget wordene 
sind, zur Zeit, als sie verkündiget wurden, wirklich schon Brautleot^ 
und auch in jene Pfarrbezirke , in denen die Yerkündigung vorge- 
nommen wurde, gehörig waren. »L&sst sich nun das sagen, be- 
merkt Dr. Fachmann treffend weiter, so legt die gemeine Meinaog 
eine Beschränkung in das Gesetz« die nicht dahin gehört , und die 
bei dem offenbaren Streben des Gesetzgebers , das in Bede stehende 
Hindemiss so knapp als möglich zu nehmen , sich um so weniger 
vertheidigen lässt, als es kaum gelingen möchte , einen rationelles 
Grund anzugeben, warum denn um des mit dem Aufgebote zu reaU- 
sirenden Zweckes willen dasselbe jedenfalls im Ffarrbezirke , dem 
die Brautleute jsületzt angehören und wo sie vielleicht nur sehr 
kurze Zeit erst, also ganz unbekannt sind, vorgenommen werden 
müsse.c 

Und in der That dürfte kaum Jemand die Gründe for ratio- 
nell erachten, welche Dol. zur Erhärtung seiner Auffassung des §. 72. 
geltend machen will. In der Bekämpfung der gegeniheiligeu An- 
sicht Nippel's sagt Dol. unter Anderem: »An Ursachen aber« 
das Aufgebot, obgleich es in dem vorigen Wohnorte bereits voll- 
zogen worden ist, nach Uebersiedlung der Brautleute auch in ihrem 
neuen Wohnsitze vornehmen zu lassen, fehlte es dem Gesetzgeber nicht 
Einmal musste er es für unschicklich halten , wenn die Brantlente 
an dem Orte, wo sie nach der Uebersiedlung wirklich wohnen , and 
die Ehe schliessen wollen, nicht verkündiget, also die Einwohner die- 
ses Ortes nicht in die gehörige Kenntnisa des von denselben einza- 
gehenden Eheverhältnisses gesetzt würden, woraus leicht bei arg- 
wöhnischen Fersonen der Gemeinde ein Verdacht gegen die Morah- 
tat der Ankömmlinge entstehen könnte. Dieser Grund scheint in 
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oben angefahrten Motivirang des Beschlusses der Hofcoaimis- 
sion in JusUzge^etzsachen zu liegen. Ferner ziehen bereits yerkün- ' 
digte Brantleute aus einem Pfurrbezirke in den anderen gewöhnlich 
deswegen, weil sie hier Anverwandte, Freunde, Wohlthftter etc. ha- 
ben. Da solche Personen die Verhältnisse der Brautleute näher, 
folglich auch die ihrer Ehe entgegenstehenden Hindemisse il|nen 
besser bekannt sein können, als den Bewohnern des vorigen Aufenir 
baltsortes, so war auch auf diesen umstand eben so gut Bedacht zu 
nehmen, wie auf denselben bei ähnlichen Anordnungen im zweiten 
Satze des §. 71. Bucksicht genommen worden ist. Endlich mag 
auch der Grund mitber&cksichtigt worden sein, dass erst nach der 
Uebersiedlung ein Ehehindemiss entstanden sein könnte, dessen Ent- 
deckung nur von dem im neuen Pfarrbezirke vorzunehmenden Auf- 
gebote zu erwarten wäre.€ 

Man muss sich wahrhaftig Oewalt anthun , um solche Edclft- 
rungsart der möglichen Absicht des Gesetzgebers nicht eher als 
eine erkünstelte und erzwungene , denn als eine rationelle hinzu- 
nehmen. 

d) Endlich citirt Dol. zur Begründung seiner Auffassung des 
§. 72. ein Hofkanzleidecret vom 23. October 1817, welches lautet: 
>Seine Majestät haben zu befehlen geruht, dass den ungarischen ün- 
terthanen, welche in den deutsch-erbländischen Provinzen mit Be- 
obachtung aller fBr diese zu einer giltigen Ehe gesetzKch vorge- 
schriebenen Erfordernisse sich zu verehelichen wünschen , in diesisr 
Hinsicht zwar keine weitere Beschränkung gemacht werden könne ; 
nur müssen solche ungarische Unterthanen , welche sich in dem 
deutsch-erbländischen Pfarrbezirke, in welchem die Ehe geschlossen 
werden soll, nicht durch die volle in dem §. 72. des Allg. bürgert. 
Gesetzb. vorgeschriebene Zeitfrist von sechs Wochen aufhalten, 
das ZeugniSs von ihrer competenten vaterländischen Behörde bei- 
bringen, dass die dreimalige Verkündigung in ihrem Wohnorte in 
Ungarn gehörig geschehen oder sie die Nachsicht davon in ihrem 
Wohnorte erhalten haben.« 

Wenn dieses Hofkanzleidecret als eine wirkliche authentische 
Interpretation des Gesetzes anerkannt werden mfisste, so würde dem- 
selben jene bindende Kraft zukommen , weleher zufolge die in Bede 
stehende Frage als endgiltig erlediget erachtet werden müssle. 
Allerdings spricht diese Interpretation zu Gunsten der von Dol. 
80 sehr verfochtenen Auffassung. Denn eben in Ausnahme, 
welche seine Majestät zu Gunsten der angarischen unterthanen ein- 
treten liess in der Richtung, dass dieselben in efaiem deutsch^^bläu* 
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dischen Pfarrbezirke, in welchem , ohne dass sie sich daselbst dnr« ! 
sechs volle Wochen aufhalten , die Ehe geschlossen werden ^41 
nicht verkfindigt zu werden brauchen ffir den Fall , dass sie naefc- 
weisbar in ihrem ungarischen Wohnorte bereits aufgeboten wordeL 
sind, — eben diese Ausnahme bestätiget und bekräftiget die Begri. 
welcher zufolge die Brautleute, auch wenn sie schon aufgeboten wor- 
den sind, in dem Pfarrbezirke ihres neuen Wohnsitzes ebenfalls aii^ 
geboten werden müssen , falls sie sich dortselbst trauen la^Pü 
wollen. 

Dieses Hofkanzleidecret ist aber nach Form und Inhalt eic^ 
authent. Interpretation. Wenn ihm die Autorität einer authent. In* 
terpretation zuerkannt werden müsste , könnte es nicht genoc 
autfallen, wie sich im Laufe der folgenden Jahre nebst Nippel, gegen 
welchen bereits Dol. im J. 1835 ankämpft, Einige, auf welche m 
Sherechte Dr. KtUschhers hingewiesen wird, es haben herausnehme 
kennen, im directen Widerspruche mit dieser Hofdecretlichen Inter- 
pretation des §. 72. die Ansicht zu verfechten, es geschehe dem Um- 
setze Genüge, ein Aufgebot in dem Pfarrbezirke des neuen Wohn- 
ortes sei sonach nicht nothwendig, wenn die Brautleute bereits ic 
dem Pfarrbezirke ihres vorigeh Wohnortes verkündigt worden sind. 

In einem noch höheren Grade muss es auftallen, wie denn nsi- 
mkitlich Dr. Pachmann , seit 1850 , hiemit zur Zeit , als das zweite 
Hauptstfick des Allg. bürgerl. Gesetzb. seine volle bürgerlich ver- 
bindliche Kraft hatte, aM ordentlicher Öffentl. Prof. an der k. k. TJn- 
verrität in Wien, sonach unmittelbar unter den Augen der höchsten 
legislativen Behörden eine jener tür Ungarn ergangenen Interpre- 
tation durch das Hofkanzleidecret geradezu widersprechende Ansicht 
vortragen und dazu noch in seinem »Handbuch des Eirchenrecbtsc 
in weitesten Kreisen verbreiten konnte, ohne von der Staats- 
Behörde in die gebührenden Schranken zurückgewiesen oder vom 
Lehramte gar entfernt worden zu sein. (Gegenüber der Behandlung 
einer so hochwichtigen Frage, von deren Auffassung und Losung die 
bürgerliche Giltigkeit oder üngiltigkeit der Ehe abhängt , hätte — 
so sollte man meiilen — die staatliche Auctorität sich doch unmög- 
lich gleichgiltig und passiv verhalten können. Denn bei dem grinsen 
Ausehen , dessen sich Paichmann als Kircbenreohtslehrer früherher 
mehrere Jahre hindurch in Olmütz, seit 1850 aber an der Univer- 
sität in Wien erfreute, war ja doch zu erwarten , dass seine Gmnd- 
sätze auch im praktischen Leben hätten zur Geltung gelangen mö- 
gen, dass somit auch so manche Ehen , welche von Seiten der be- 
reits aufgebotenen Brautleute in dem Pfarrbezirke ihres neuen Wohn- 
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ortes mit Unterlassung des Aufgebotes auch in diesem neoen Pforf«- 

bezirke, somit auch mit Verletzung des §. 72. geschlossen worden 

w&ren, als nichtig hätten angefocbten werden mäsueuy falls diegegen- 

theilige von DoUiner namentlich verfochtene ttnd dureh das mehrar^n 

wähnte Hofkanzleideeret autorkirte Auffassusig' des Sinnes des g. 72« 

als ai];sschlie8slich massgebend za gelten gehabt hätte. Wenn es 

jedoch feststeht , dass Pachmaun seine in Bede stehendeDi Om^^ 

Sätze vortragen und mittelst seines Handbuches , welches bis zum 

Jahre 1849 mehrere Jahre hindurch in den Händen der k. Censmr«* 

behölrde lag, in die weitesten Kreise vertragen konnte, ohne von der 

staatlichen Auctorität im geringsten behdliget worden zu sein , so 

kann diese rätbselhafte Erscheinung ihre Erklärung wohl nur darin 

finden , dass die Staats-Behörde selbst sich nach und nach ret* 

anlasst sehen mochte , jenen Standpunkt aufzugeben » welchen das 

Hofkanzleideeret vom 23. October 1817 festhält und auf welchem 

sich die besprochene doctrinelle Abhandlung Dolliners :bewegt. Und 

dieser Standpunkt mochte um so folgerichtiger aufgegeben worden 

sein, je schwieriger deiselbe beim tieferen Eindringen in das Wesen 

der Ehe und in den Zweck des Aufgebotes , so wie auch bei der 

dadurch bedingten klareren Auffassung der Unzulänglichkeit und Uu^ 

haltbarkeit der inneren Gründe, welche jenem Standpunikte zur Stütze 

dienten, auf die Dauer hat aufrecht erbalten werden k&nneii. 

Nach all dem Vorausgeschickten darf wohl ohne alle Bedenken 
als ausgemacht hingenommen werden : 

1) dass die legislative Anctorität durch ihr passives Verhalten 
und zwar speciell gegenüber den von Fachmann in Betreff einer 
durchaus nicht gldchgilUgen Frage verfocbtenen Grundsätzen, eben 
diesen Grundsätzen ihren tacitua eonsensus gewährte ; 

2) dass in Folge dieses tacitus coasensus jene gegentheiligen 
Grundsätze, welche in DoUiner einen begeisterten Verfechter gefun« 
den und demgemäss in der Praxis eingehalten zu werden pflegen, als 
von Seite der legislativen Behörde abrogirt zu gelten haben , daher 
denn auch dem mehrerwähnten Hirfkanzleidecrete vom 23. October 
1817 nunmehr nicht so sehr die Bedeutung eines gesetzlichen , als 
Yielmehr die eines historischen Documentes zukomme; 

3) dass sonach die in einem Pfarrbezirke bereits anfgebotenen 
Brautleute in dem neuen Pfarrbezirke, in welchen sie als solche über* 
siedeln, behufs ihrer Trauung in diesem Pfarrbezirke nicht nothwen*^ 
diger Weise abermals aufgeboten werden müssen, dieselben vielmehr 
im Qeiste der neueren und zwar noch vorconcordatlicber Gesetzgebung 
mit Unterlassung eines solchen abermaligen Aufgebotes anstandslos, 
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ohne Yerletziing des §. 72. und ohne Geffthrdnng der bürgerlid» 
Giltigkeit der Ehe getränt werden dfirfen. 

Wenn nnn znm Schlüsse noch hingewiesen wird anf die über- 
rasöhende Thatsaehe, dass der n&mliche Doltiner, welcher auf GrBsd 
des §. 72. rar Oiltigkeit der Ehe die Nothwendigkeit eines aha- 
maligen Anfgebotes der in einem anderen Pforrbezirke bereite aafge- 
betonen Brantlente fordert, in der zweiten Auflage seines Ehereeb- 
tes V. J. 1885 S. 332—343. nnter Anführung von sieben Gründai 
und mit gewandter scharfsinniger Bekämpfung der gegneriscfaea 
Orfinde fftr den Grundsatz erosteht, dass sich aus 4em im Verhält- 
nisse ram §. 72. doch klareren und beetimmtei'en §. 75.^) mit Nieh- 
ten folgern lasse, dass die Wiederholung der Aufgebote nach Yer- i 
lauf von sechs Monaten zur Oiltigkeit der Ehe absolut nothwendii: ; 
sei, dass sonach eine Ehe, welche erst nach Veilauf von sechs Mo- | 
naten seit dem früheren Aufgebote her ohne Wiederholung des Auf- i 
gebotes geschlossen worden ist, als nngiltig angefochten werden 
könnte: so möge dieses Curiosum einen Beitrag liefern zur ge- 
hörigen Wördigung jener Bestimmtheit, Sicherheit und Conseqnenz. 
durch welche sich die canonischen das Aufgebot betrelTenden Bestinn 
mnngen vor jenen der bArgerlichen Gesetzgebung so yortheilhaft un- 
terscheiden ; daher man auch bei Besprechung der gegenseitig in 
vollen Widerspruche stehenden Anfbssungen einer und derselben und 
zwar vom Standpunkte des bflrgerlichen Rechtes so folgenschweren An- 
gelegenheit unwillkürlich erinnert wird an die Erklärung , welchf 
nach dem Zengnisse des Gardinais Wisemann (Vier Vorträge über 
Concordate. 2. Aufl. S. 76.) der Staatskanzler Fürst Mettemich bei 
Gelegenheit einer Unterredung über die Modification der Ebegesetz- 
gebung abgegeben hat mit den Worten : »Meine Herren , machen 
Sie Qesetze, so viel Ihnen beliebt, aber die einzigen Ehegesetse sind 
die des Trienter Concils , und was für Qesetze Sie machen wollen, 
laufen sie diesen zuwider , so müssen sie null und nichtig sein ; dä- 
mm halte ich es f^r thöricht , wenn man daran denkt , in dieser 
Sache' Oesetze zu geben , man hat die Bestimmungen der Kircbe 
einfach anzuerkennen.« 



1) 0. 73. »Wirä binnen sechs Monaten nach dem Aofgebote die Ehe 
nicht geedbloMen, so müseeo die drei YerkQndifi^ngen wiederholt werden.« 
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XXIII. 

Das VerfOgmgsreoht über dm Gebrauch dar Kirchenglockan 

in Oasterreich. 

(Aus der Consistorial-Currende der Diöcese St. PSlten Nr. 5. Tom Jahre 1874.) 

Iq einer Pfarre hatten sich zwischen der Jfirchenvorstehung und 
den eingepfarrten Gemeinden Streitigkeiten darüber ergeben, wem 
das Recht zustehe, anzuordnen, mit wie vielen Kirchenglocken bei 
verschiedenen kirchlichen Functionen u. s. w. zu läuten sei? Die 
Gemeinden hatten ihte diesfäUige Klage auf BesitzstOrung wider den 
Pfarrer und den Messner bei dem weltlichen Gerichte anhängig gemacht 
und gegen die erstrichterliche abweisende Entscheidung an die zweite 
Instanz Berufung eingelegt. Gegen die abändernde Entscheidung 
der zweiten Instanz recurrirte die Kirchenvorstehung an den k. k. 
obersten Gerichtshof, dessen sub Z. 16,083 vom Jahre 1873 gefällte 
endgiltige Entscheidung sammt Motiven dem wohlehrwürdigen Diö- 
cesanklerus im Nachstehenden mitgetheilt wird. 

»Der k. k. oberste Gerichtshof hat in dem Bechtsstreite der 
vereinigten Gemeinden N. N. „ Kläger durch Dr. N. N. , wider N. 
N. Pfarrverweser zu N. und wider !N. N. Messner daselbst, Geklagte, 
wegen Störung im Besitze der Glocken im Kirchthurme zu N., wo- 
rüber das k. k. Bezirksgericht zu N., mit Erkenntniss vom 27. April 
1873 Z. 1359, und über Becurs der Kläger das k. k. österreichische 
Oberlandesgericht zu Wien mit Erkenntniss vom 19. Juni 1873 Z. 
10600 abändernd erkannte, über Bevisionsrecurs der Geklagten den 
nicht angefochtenen Processkosten-Ausspruch unberührt zu lassen, in 
der Hauptsache aber mit Abänderung der obergerichtlichen Entschei- 
dung das Erkenntniss des k. k. Bezirksgerichtes zu N., vom 27. April 
1873 Z. 1359 zu bestätigen und somit die Kläger mit ihrer Besitz- 
störungsklage abzuweisen befunden. — Dieser Ausspruch stützt sich 
auf folgende Erwägung: Durch die unbestrittene Widmung der frag- 
lichen Glocken zu Kirchenzwecken haben die klagenden Gemeinden 
selbst dann, wenn ihnen das Eigenthumsrecht auf diese Glocken zu- 
steht, selbstverständlich ihr Yerfügungsrecht über die Glocken einer 
Beschränkung unterworfen, indem die Verfügung über die zu Kir- 
chenzwecken gewidmeten Gegenstände nur der Kirche, rücksichtlich 
nur denjenigen Personen zustehen kann, welche die Kirchenangele- 
genheiten zu besorgen haben. — Die Anordnung hinsichtlich der 
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Feierlichkeiten, unter welchen kirchliche Functionen und gottesdienst- ' 
liebe Handlungen vorgenommen werden sollen, fällt in den Wirkn]ig&- 
kreis des an der Kirche angestellten geistlichen Functionärs, ein^ 1 
Unterlassung oder Aenderung der dlesfialls bestehenden Einrichtangen 
oder bisher faütaBdenen äepflogevheit kann nicht der Ghgenstaod 
einer Beschwerde oder Klage y<Hr dem Ciirilrichter sein. — Es kano ; 
desshalb auch die Verfügung des Pfarrverwesers, nach welcher za der i 
Frühmesse an Sonn- und Feiertagen nur mit zwei Glocken geläutet | 
wurde, und ebenso die pflichtschuldige Befolgung der Aufträge des 
Pfarrers von Seite des Messners nicht als eine BesitzsU^rung ange- 
sehen und von den klagenden Gemeinden ihre Beschwerde hierüber 
nicht vor den Gerichten auf dem Civilrechtswege ausgetragen werden. 
— Aus diesen Gründen mussten die klagenden Gemeinden mit ihrem 
unzulässigen Klagebegehren abgewiesen werden. — Der Processko- 
stenaussprnch wurde nicht angefochten, daher unberührt gelassen. < 
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XXIV. 

Ungiltigerklärung einer vor dem Seelsorger der sog. Att- 
kathollken geschlossenen Ehe in Oesterrelch. 

(Aas der Gerichtszeitung bezw. Wiener Diöcesanblatt 1874. Nr. 13.) 

Der k. k. oberste Oericbtsbof hat mit Eatscbeidung rom 20. 
Jänner 1874, Z. 12,119. (bestätigend die Erkenntnisse des k. k. Lan- 
desgericbtes Wien vom 23. Mai 1873, Z. 19 29,980, und des k. k. 
österreichischen Oberlandesgerichtes y. 22. October 1873, Z. 13,814) 
auf die ausserordentlichem Revisionsbeschwerde des Vertheidigers des 
Ehebandes, beziehungsweise über die nach g. 18. der Vorschrift des 
Verfahrens in streitigen Ebeangelegenheiten yom 23. Aagust 1819, 
Nr. 1695, J.-G.-S. von Amtswegen begehrte und vorgenommene Re- 
vision die gleichförmigen unt<ergerichtlichen Urtheile auf Ungiltigkeit 
der zwischen dem A. und der seither verstorbenen G. vor dem Seel- 
sorger der selbstständigen katholischen Cultusgemeinde in Wien, Alois 
Anton geschlossenen Ehe aus folgenden Gründen aufreclit erhalten: 
»Nach den bestehenden Gesetzen war die in Rede stehende Ehe- 
schliessung als eine ungiltige, die Rechtswirkung eines Ehevertrages 
nach dem allg. bgl. G.-B., niclit naph sich ziehende zu betrachten 
und zu erklären. Denn zur Giltigkeit der Ehe wird erfordert, dass 
die feierliche Erklärung der Einwilligung entweder nach dem:§. 75. 
und 127. des citirten Gesetzbuches vor dem ordentlichen Seelsorger 
Eines der Brautleute oder nach den Gesetzen vom 25. Mai 1868, 
Nr. 47. und vom 9. April 1870, Nr. 51. vor der politischen Bezirks- 
behörde und beziehungsweise vor der Gemeindebehörde geschehe, 
unter »ordentlichem Seelsorger« ist mit Hinblick auf die Bestimmun- 
gen der §§. 80, 81. und 127. des aUg. bgl G.-B., nnd des §. 1. deB 
Gesetzes vom 9. April 1870, Nr. 51. der unter öffisutlicber Autorität 
bestellte, mit der Führung der Ebestandsmatrikeu betraute Seelsorger 
jenes Pfarrsprengels oder jener kirchlichen oder confessionellen Ge- 
meinde einer staatlich anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft 
zu verstehen , in welcher Eines oder das andere der Brautleute nach 
dem bestehenden gesetzlich geregelten Organismus demselben einge- 
pfarrt oder einverleibt ist. Die eine katholische Kirche, welche im 
Staate mit den Befugnissen der öffentlichen Religionsäbung aner- 
kannt und deren Organismus durch . besondere Gesetze geregelt ist, 
umfasst vom Standpunkte der Staatsverwaltung und des einschlägigea 
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Cmlrechtes alle nach jenem Organismus darin befindlichen Indin- 
duen, mit Inbegriff auch derer, welche allenfalls einem oder dem i^ 
deren Olaubenssatze nicht huldigen, ohne Unterschied und insoUngf 
bis nicht ein Austritt aus ((ieser Kirche durch die im Artikel 6. it 
Gesetzes Yom 25. Mai 1868, Nr. 49. vorgesehene Meldung bei der 
politischen Behörde zur Wirksamkeit gelangt ist. Die Gruppe, (k- 
sammtheit oder Genossenschaft derjenigen katholischen Christen, ve!- 
che das letzte vaticanische Concil nicht als ein öcumenisches und # 
Aussprüche desselben nicht als bindend betrachten, und nameutliei 
das Dogma der Infallibilit&t nicht annehmen und überdies de^häli 
die priesterlichen gottesdienstlichen Handlungen, die sie betreffen odf 
denen sie überhaupt beiwohnen wollen, durch einen Priester, vre 
welchem sie im voraus überzeugt sind, dass er derselben Ansid' 
huldigt , verrichten lassen zu müssen glauben , ist im Staate als be- 
sondere Kirche oder Religionsgesellschaft; durch kein Gesetz anei- 
kannt; und nachdem nun A. und seine Braut C, welche sich derzs 
Wien in der vorgedachten Richtung sich bildenden Genossensch:L'! 
von Confessionsver wandten anschlössen, sich nicht nach dem ang^ 
zogenm Art. 6. des Gesetzes vom 25. Mai 1868, Nr. 49. benomis^i 
haben, so waren sie fortan im Pfarrsprengel Rossau, wo sie 'BA 
ihren ordentlichen Wohnsitz hatten, einverleibt zu betrachten lä 
war der Vorsteher dieser Pfarre oder ein von diesem delegirter Prä- 
ster der durch das bürgerliche Gesetzbuch bestimmte Functionar, 
welcher zum Behufe der Giltigkeit der einzugehenden Ehe die feier- 
liche Erklärung der Einwilligung entgegenzunehmen hatte und kei- 
neswegs der Priester Alois Anton, welcher für die Mitglieder der 
oben erwähnten Genossensebafb von Gonfessionsverwandten priester- 
licbe , gottesdienstliche Handinngen in der St. Salvator-Kircbe ver- 
richtete und unter dem Namen eines Seelsorgers einer selbstslündigen 
katholischen Cultnsgemeinde zu Wien daselbst am 23. Nov. 1871 die 
Trauung der genannten Brautleute ohne gesetzliches Befugniss vor- 
nalim, weil die hier sich selbstst&ndige katholische Cultnsgemeinde 
nennende Genossenschaft ausser dem gesetzlichen Organismus der 
katholischen Kirche steht und weil der sich Seelsorger derselben 
nennende Alois Anton naph den bestehenden Gesetzen weder aus- 
drücklich noch selbstverständlich mit der Führung von Ehestands- 
matriken unter öffentlicher -AutoritU betraut war. Dem steht nicht 
entgegen, dass der besagten confessionellen Genossenschaft und ihrem 
Priester durch die Stadtgemeinde Wien die St. Salvator-Eirche zum 
Oebraache für gottesdienstliche Verrichtungen eingeräumt worden 
ist; denn abgesehen von der Frage der Competenz des staatlich 
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ibertragenen Wirkungskreises der Gemeindevertretung in Angelefen«- 
leit der Anerkennungserklärung einer besonderen Kirche, bat der 
Semeinderath mit seinen in den Offentlicben Sitzungen vom 6. und 
10. October 1871 gefassten Beschlüssen lediglich in seinem natür- 
lichen Wirkungskreise und vom Stand- und Gesichtspunkte des £i- 
genthums- oder Verfügungsrecbtes über die im städtischen Katbhaus- 
gebäüde befindliche Kapelle , Salvator-Kirche genannt, auf ein Ge- 
such des Gomite's ftr die Action der anti-infallibilistischen Katho- 
liken Oesterreichs , diesen Confessiousverwandten zu Wien den Ge- 
brauch der genannten Rathhauskapelle zur abgesonderten Abhaltung 
ihres Gottesdienstes gestattet , worin offenbar eben so wenig wie in 
dem Umstände, dass dies zur Ausführung gelangte, ohne dass von 
Seite des Statthalters in Ausübung des ihm zustehenden Sistirungs- 
rechtes ein Hindemiss in den Weg gelegt worden wäre, in Hinblick 
auf die Bestimmungen der §§. 14. und 16. der Staatsgrundgesetze 
vom. 21. December 1867, Nr. 142 die gesetzliche Anerkennung einer 
besonderen Kirche oder Beligionsgesellschaft oder Pfarrgemeinde ge- 
funden werden kann und zwar umsoweniger als die genannte Rath- 
hauskapelle nach der Widnaung zum Gebrauche für die oben berühr- 
ten abgesonderten Religionsübungen von competenter Seite dem all- 
gemeinen, öffentlichen, katholischen Gottesdienste entzogen worden 
ist. Wenn gegen die Annahme eines wesentlichen Mangels zur Ab- 
schliessnug eines giltigen Ehevertrags nach §. 75. allg. bgl. G.-B., 
im vorliegenden Falle angeführt und beziehungsweise behauptet wer- 
den will, dass nach Art. 14. des Staatsgrundgesetzes vom 21. De- 
cember 1867, Z. 142 allen Staatsbürgern die volle Glaubens- und 
Gewissensfreiheit gewährleistet und der Genuss der bürgerlichen und 
politischen Rechte von dem Religionsbelftnntnisse unabhängig sei 
und Niemand zu einer kirchlichen Handlung gezwungen werden 
könne, dass demnach die Ehestandswerber A. und G. nicht haben 
gezwungen werden können, eine kirchliche Handlung, als welche sich 
der Trauungsakt wegen des damit verbundenen Sacramentes der 
Ehe darstellt, gegen ihre religiöse Ueberzeugung von dem Pfarrer 
in der Bossau, von welchem sie vorauszusetzen Ursache haben konn- 
ten, dass er jenes Dogma anerkenne und hiemit vom wahren Glau- 
' ben abgefallen sei, vornehmen zu lassen und dass sie auch nicht in 
der Lage gewesen seien , sich confessionslos oder ihren Anstritt aus 
' der katholischen Kirche zu erklären , indem sie sich eben als die 
^ wahren, dem alten Glauben treu gebliebenen Katholiken betrachten, 
^ dass ihnen aber andererseits nach dem angezogenen Artikel der 
' Staatsgrundgesetze über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
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wegen ihres BellgionsbekenDtnisses der Gemtss der bürgerlicher 
Bechte nicht eotrüokt sein konnte und ihnen desshalb freigestandei 
sein müsse, die Trauung mit voller Bechtswirkung von dem Seel- 
sorger der confessionellen Genossenschaft oder Gemeinde, welcher sr 
angehören, vornehmen zu lassen, so ist dagegen zu erinnern, da»- 
es sich hier nicht um das Sacrament der Ehe, sondern um das Za- 
standekommen des im §. 44. des allg. bgl. G.-B., vorjgesehenen Eh^ 
Vertrages handelt, welcher geschlossen werden kann, wenn aocb dir 
Brautleute dabei des Sacramentes nicht theilhafbig werden, fernef. 
dass, wenn die Brautleute der Meinung waren, dass sie durch uii' 
feierliche Ablegung der Ehe-Eingehungserkltlrung vor dem Pfanvr 
in der Rossau des Sacramentes nicht theilhaft würden, ihnen dod 
freistand, hinterher mit Beiziehung eines Priesters ihrer religiösem 
Ueberzeugung die erforderlich erachtete Ceremonie vorzunehmen, us 
zur Beruhigung ihres Gewissens nach ihrer Ueberzeugung auch d^ 
Sacramentes theilhaft zu werden, ferner dass^ wenn allenfalls de: 
Pfarrer in der Bossau in Anbetracht des religiösen Glaubens, nii: 
welchem sie zur Ablegung der feierlichen Erklärung der Eingehua^^ 
der Ehe vor ihn treten wollten, die Entgegennahme ihrer Bheerklä- 
rung verweigert hätte, ihnen doch nach Art. 2. des Gesetzes voie 
25. Mai 1868, Nr. 47. freigestanden wäre, die feierliche Erklärung 
der Einwilligung zur Ehe vor der daselbst biezu berufenen weltlichai 
Behörde abzugeben und nach §. 11. desselben Artikels unbenommes 
geblieben wäre nachträglich auch die Einsegnung des Ehebunde^ 
durch einen Priester ihrer Confbssion, dieser Gonfession gemäss vor- 
nehmen zu lassen ; endlich dass in dem obeii berufenen Art. 14. der 
Staatsgrundgesetze vom 21. December 1867, Z. 142. ausdrücklieä 
auch die Bestimmung enthalten ist, »dass den sta^tsbürgerlichei; 
Pflichten durch das Keligionsbekenntniss kein Abbruch gescheheo 
darf,« wonach die Brautleute wegen ihres Keligionsbekenntnisses siel 
anch nicht der staatsbürgerlichen Pflicht entziehen durften, zur Ab- 
legung der ieierlichen Erklärung der Ebe^Einwilligung sich an jenen 
öffentlichen Functionär zi wenden, welcher nach Gestaltung des Fal- 
les durch das Gesetz zur Entgegennahme dieser Erklärung mit der 
Wirkung des Vollzuges eines giltigen Ehevertrages im öffentlichen 
Interesse von Staatswegen bestellt war. Nach diesen Betrachtungen 
und weil der Mangel der im §. 75. allg. G.-B., vorgesehenen Feier- 
lichkeit nach der Bestimmung des §. 94. ein Ehehinderniss des öffent- 
lichen Bechtes bildet. Wegen welches in Gemässheit der allerhöch- 
sten EntSchliessung vom 14. Mai 1837 (enthalten im Justizhofde- 
crete vom 27. Juni 1837, Nr, 208 J.-G.-S.) auch noch nach dem 
Ableben Eines der beiden Ehegatten auf Einschreiten der Admini- 
strativbehörde im öffentlichen Interesse die Untersuchung und Ent- 
scheidung in Betreff der angezeigten üngiltigkeit stattzuflnden hat, 
stellten sich die untergerichtlichen Erkenntnisse als gaa2 gerecht- 
fertigt dar.« 
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XXV. 
Neue badische Gesetze und Verordnungen. 

1. Chroash. badisches Gesetz vom 15. Juni 1874, die Bechtsverhält- 

nisse der AUktUholiken betreffend <). 

(Gesetz- und yerordn.-Bl. Nr. XXin. t. 24. Juni 1874.) 

Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog 
von Zfthringen. 

Mit Zustimmnng Unserer getreuen Stände haben Wir be* 
schlössen und verordnen, wie folgt: 

Art. 1. Alle bezfiglicb der römisch-katholischen Kirche des 
Landes erlassenen Staatsgesetze finden auch Anwendung auf denje- 
nigen Tbeil der Katholiken , welcher den vaticanischen Constitutio- 
nen vom 18. Juli 1870, insbesondere den Lehrsätzen von der »höch- 
sten ordentlichen und unmittelbaren Jurisdiction und von dem un- 
fehlbaren Lehramtec des römischen Papstes die Anerkennung ver- 
weigert. 

Dieselben (die sogenannten Altkatholiken) erleiden keinen Ver- 
lust der ihnen als Katholiken zustehenden Rechte ; insbesondere bleibt 
den Beneficiaten, Prfthendaren und den übrigen Inhabern kirchlicher 
Aemter, ohne Bflcksicht auf die Nichtanerkennung dieser Lehrsätze, 
der Genuss ihrer Pfrfinden und Einkftnfte gesichert. 

Art. 2. Die Jurisdictionsgewalt der bisherigen kirchlichen 
Oberen hat den (Alt-) Katholiken gegenüber einstweilen keine Wirk- 
samkeit. 

Es steht diesen Katholiken behufs Einrichtung und Abhaltung 
eines besonderen öffentlichen Gottesdienstes und Vornahme sonstiger 
kirchlicher Handlungen das Recht zu, innerhalb der Kirchspiele be- 
ziehungsweise der Gemeinden eigene kirchliche Gemeinschaften zu 
bilden. 

Art. 3. Zur Bildung einer solchen kirchlichen Gemeinschaft 
ist die Genehmigung der Regierung erforderlich. 

Diese wird jedoch einer kirchlich constituirten Gemeinschaft 
nicht versagt werden , sobald im Verhältniss zur Gesammtheit der 
Kirchspiels- beziehungsweise Gemeindegenossen eine erhebliche An- 

1) Vgl. Archiv Bd. 31. S. 376 f. 380. Die Verband!, a. Beden der ka- 
thoÜBchen Abgeordn. gegen den Entw. dieses Gesetzes enthält der Bad. Be- 
obachter vom Mai 1874. Die ofAc. Stenograph. Aufzeichnungen der betreffen- 
den Yerhandiimgcn der II. Kammer erschienen auch in der Braun*schen Hof- 
buchhandlung zu Karlsruhe 1874. 150 8. kl. 4. 

29* 
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zahl Ton Altkatholiken vorhanden, Ar die Pastoration derselben g^ 
sorgt ist und die zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse erfor- 
derlichen Mittel für einige Jahre nachgewiesen sind. 

Zu den Kirchspiels-, beziehungsweise Gemeindegenossen im Sini» 
dieses Gesetzes werden alle rolljährigen Katholiken männlichen 6^ 
schlechts gerechnet, welche in dem Kirchspiel, beziehungsweise de: 
Gemeinde ihren dauernden Aufenthalt haben und im Besitze ds 
bürgerlicben Ehrenrechte sind. 

Art. 4. Nach der staatlichen Anerkennung einer solchen kirch- 
lich coDBtituirten Gemeinschaft werden die Yerbältnisse derselben is 
Verwaltungswege bis auf Weiteres, wie folgt, geordnet: 

1) Der Gemeinschaft wird die Mitbenutzung der Kirche ubiI 
der kirchlichen Geräthschaften eingeräumt. 

üeber die Art und Weise der Ausübung und den Umfang d«r 
Mitbenützung trifft die Begierung die nöthigen Bestimmnngen. Be- 
stehen in einem Kirchspiel beziehungsweise einer Gemeinde mehrere 
Kirchen, Kapellen u. s. w., so kann eine Gebrauobatheiluog nach b^ 
stimmten Objecten mit Rücksicht auf das Zahlenverhältniss beid« 
Theile vorgenommen werden. 

2) Bei einer Erledigung der Pfründe wird ihr auch dieee über- 
wiesen, wenn die Gemeinschaft in diesem Zeitpunkte die Mehrbät 
in dem Kirchspiele bildet. Sind mehrere Pfründen (wobei anch B^ 
neficien, fJaplaneien, Präbenden, Prädicaturpfrflnden, Vicariate in B^ 
tracht kommen) in dem Kirchspiele beziehungsweise der Gemeinde 
vorbanden und ist eine oder die andere erledigt, so kann eine 6e- 
nusstheilung nach bestimmten Pfründen mit Bücksicht auf das Zah- 
lenverhältniss beider Theile vorgenommen werden. 

3) Hinsichtlich des übrigen Ortlichen Kirchenvermögens kanii 
je nach den thatsächlichen Verhältnissen eine Theilung des Genuas 
angeordnet, oder der überwiegenden Mehrheit der volle Genuss zo- 
gewiessen werden. 

In letzterem Falle steht auch die Yerwdtung des Yermögens 
dem ausschliesslich genussberechtigten Theile zu. 

Art. 5. Vorstehendes Gesetz tritt mit dem Tage seiner Ver- 
kündnng in Wirksamkeit. 

Art. 6. Das Ministerium des Innern ist mit dem weiteren 
Vollzuge beauftragt. 

Gegeben zu Karlsruhe, den 15. Juni 1874. 

Friedrich. 
Jelly, Auf Seiner küniglichen Hoheit höchsten Befehl: 

Steinbaeh. 
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J2. MinistericUverordnung vom 27. Juni 1874^ die BechtsverhäU' 

nisse der ÄUkatholiken betreffend. 
(Gesetz- und Verordnimgsblatt Nr. XXYI. Tom 2. Juli 1874.) 

Zum Yollzage des Gesetzes vom 15. Juni d. J. über die Rechts- 
verhältnisse der Aitkatholiken (Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr. 
XXIII. S. 277.) wird verordnet, was tolgt: 

§. 1. Wollen Katholiken eines Kirchspiels beziehungsweise einer 
Gemrinde, welche die vaticanischen Constitutionen vom 18. Juli 1870 
nicht anerkennen, behufs Einrichtung und Abhaltung eines beson- 
deren öffentlichen Gottesdienstes und Vornahme sonstiger kirchlicher 
Handlungen eine eigene kirchliche Gemeinschaft bilden, so haben sie 
die erfolgte kirchliche Constituirung durch ein Zeugniss des durch 
höchste EntSchliessung aus Grossherzoglichem Staatsministerium vom 
7. November 1873 (Staatsanzeiger 1873 S. 319.) als katholischer 
Bischof anerkannten Bischof der Altkatholiken des Deutschen Reichs 
nachzuweisen. 

§. 2. Der Antrag auf staatliche Genehmigung der Gemein- 
schaft ist — wenn er nicht unmittelbar durch den Bischof an das 
Ministerium des Innern gebracht wird — mit dem Zeugniss des 
Bischofs über die erfolgte kirchliche Constituirung bei dem Bezirks- 
amt einzureichen. 

Dem Antrag sind beizufügen: 

1. Ein Verzeichniss der zur Gemeinschaft beigetretenen voll- 
jährigen Katholiken männlichen Geschlechts, welches deren 
Namen , Alter und Beruf angeben und mit Beurkundung 
darüber versehen sein muss, dass die in dem Verzeichniss 
benannten Personen volljährig sind, in dem Kirchspiel be- 
ziehungsweise in der Gemeinde ihren dauernden Aufenthalt 
haben, im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte sich befinden 
und der Gemeinschaft von (Alt-) Katholiken, für welche 
Genehmigung nachgesucht wird, als Mitglieder beigetreten 
sind; 

2. Nachweisun^, dass und in welcher Weise für die Pastora- 
tion der Gemeinschaft gesorgt ist, ferner dass, in welcher 
Weise und für welchen Zeitraum die zur Bestreitung der 
kirchlichen Bedürfnisse erforderlichen Mittel beschafft sind. 

§. 3. Mit dem Gesuche um staatliche Genehmigung (§. 2.) 
können zugleich Anträge hinsichtlich der Ordnung der Verhältnisse 
der Gemeinschaft (Artikel 4. des Gesetzes) verbunden werden. 

Die Bezirksämter haben die bei ihnen einkommenden Anträge 
(§§. 2. und 3.) nach Veranstaltung der etwa erforderlichen Ergän- 
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zuDgen mit gutachtlichem Bericlit dem Ministerium des Innern t<?- 

zulegen. 

Karlsruhe, den 27. Juni 1874. 

GrossherzogUchea Ministerium des Innern. 

JoUy. 

Vdt 0. Beck. 

3. Badische landesherrliche Verordnung. 

»Die Dispensation von der staatlichen Prfifung der Geistlicfats 
über ihre allgemein wissenschaftliche Vorbildungc betreffend : 

(Ges.. u. Verordn,- Bl. v. 8. Mai 1874. Nr. 19.) 

Zum Vollzuge des Gesetzes vom 19. Februar 1874 (Archiv Bi 
31. 8. 377) haben Wir auf ded unterthänigsten Antrag' ünserf« 
Staatsministeriums beschlossen und verordnen: 

Einziger Artikel. Gesuche um Dispens von der Staatsprüfnnf 
über die allgemein wissenschaftliche Vorbildung der Geistlichen g^ 
mäss Artikel 4. des Gesetzes vom 19. Februar 1874 (Gesetzes- uoj 
Verordnungsblatt Nr. 19} erledigt das Ministerium des Innern. 

Gegeben zu Karlsruhe, den 3. Mai 1874. 

Friedrich. 

JcUly. 

4. Badische landesherrliche Verordnung. 

»Das Verfahren bei der staatlichen Prfiftang der Geistlich 
über ihre allgemein wissenschaftliche Vorbildung betreffend.c 

(Ges.- u. Verordn,-Bl. vom 8. Mai 1874. Nr. 19.) 

Auf den unterthänigsten Antrs^ [Jnseres Staatsministeriaim 
haben wir auf Grund des Artikel 1. des Gesetzes vom 19. Febnur 
d. J., die Aenderung einiger Bestimmungen des Gesetzes vom 9. 
Oct. 1860, »die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Ver- 
eine im Staate betreffend« {Archiv^ Bd. 31. S. 377) beschlossen uoi 
verordnen : 

§. 1. Das Ministerium des Innern ernennt die CJommission, 
welche die Prüfung über die allgemein wissenschaftliche Vorbildong 
der Geistlichen abzunehmen hat. Die Commission wird unter de;» 
Vorsitze eines Mitgliedes des genannten Ministeriums aus Profes- 
soren der Universitäten, der polytechnischen Schule oder der Mittei- 
schulen, sowie aus technischen Mitgliedern des Oberschulrathes za- 
sammengesetzt. 

§. 2. Die Prüfung findet jährlich zweimal, im Frühjahr and 
im Herbst in Karlsruhe statt. Die Anmeldung unter Vorlage der 
gesetzlich vorgeschriebenen Zeugnisse hat im März bezw. im August 
zu geschehen. 
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Ausländer werden nur mit Genehmigung des Ministeriums des 
txnern zur Prüfung zugelassen. 

§• 3. In der Prüfung ist nachzuweisen : 

1) eine solche Kenntniss der lateinischen Sprache, dass der 
üandidat ihm vorgelegte, nicht zu schwierige Stellen aus Prosaikern 
öder aus leichteren Dichtern übersetzen und cFläutern kann; 

2) Kenntniss der griechischen Sprache, um Stellen aus leich- 
teren Schriftstellern übersetzen und erläutern zu können ; 

3) eine übersichtliche Kenntniss der Geschichte der Philosophie 
nach ihren Hauptepochen ; 

4) üeberblick über die allgemeine Weltgeschichte , genauere 
Kenntniss der Geschichte, der europäischen Staaten, namentlich der 
neueren deutschen Geschichte, so dass wenigstens die entscheidenden 
Thatsachen nach Jahreszahl und innerem Zusammenhang angegeben 
werden können; 

5) übersichtliche Kenntniss der deutschen Literaturgeschichte 
seit Klopstock und der wichtigsten Werke der deutschen Classiker 
aus dieser Zeit. 

§. 5. Ueber das Ergebniss der Prüfung entscheidet die Prü- 
fungscommission colle^aUsch. Sie stellt Denjenigen , welche bestan- 
den sind, eine Urkunde darüber aus, in welcher zugleich die Lei- 
stungen der Candidaten als vorzüglich, gut oder hinlänglich bezeich- 
net werden, und gibt Denjenigen, die nicht bestanden sind , Nach- 
richt hievon. Nach beendigter Prüfung erstattet die Commission Be- 
richt an das Ministerium des Linern, in welchem die Candidaten un- 
ter Angabe der ihnen ertheilten Note angeführt werden. Das Mi- 
nisterium macht Mittheilung da.von au d^iQ betreffende Kirchenbe- 
hörde. Wer in der Prüfung nicht bestanden ist ,. kann sich dersel- 
ben noch einmal, frühestens nach Ablauf eines Jahres unterziehen. 
Zum dritten Mal wird Niemand zur Prüfung zugelassen. 

§. 6. Die Verordnungen vom 6. September 1867 und vom 2. 
November 1872 in obigem Betreff treten ausser Wirksamkeit. 

Gegeben zu Karlsruhe den 3. Mai 1874. 

Friedrich. 

Jolly. 

5. Verordnung vom 4. Auffust 1874^ 
die Ertbeilung der Priesterweihe zu St. Peter im Jahre 1874 betr. 
(Bad. Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 35. v. 10. August 1874.) 

Mit Allerhöchster Ermächtigung aus Grossherzoglichem Staats- 
raiuisterium vom 3. August d. J. wird auf Grund des Schlusssatzes 
des Art. 4. des Gesetzes vom 19. Februar d, J. , die Aenderung ei- 
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niger Bestimmungea des Gesetzes vom 9. October 1860, die redi- 
liche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate betr. 
(Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr.. IX, Archiv Bd, 31. S. 377 ff. 
verordnet, was folgt: 

Die katholischen Geistlichen, welchen in diesem Jahre (zu eise . 
Zeit, in welcher der Entwurf des obenangef&hrten Gesetzes bereife j 
der landständischen Berathung unterzogen war) die Priesterweihe er- j 
theilt wurde, ist die Bei ugniss zur öffentlichen Ausübung kirchlicJier *' 
Fonctionen anmit entzogen. 

Karlsruhe, den 4. August 1874. 
Grossherzogliches Ministerium des Innern: gez. JoUy. 

Das Ministerium des Innern hat, gleichzeitig mit der Spemuig 
der Neupriester (die wegen der bekannten Lücke des Artikels 3. äes 
Gesetzes vom 19. Februar etc. strafgerichtlich nicht durchfQhrbv 
ist) die Staatsprüfung der protestantischen und katholischen G&air 
liehen auf den 1. October d. J. anberadmt. Die von der Regierong 
hierzu ernannten Prütungscommissare sind sämmtlich Protestanteo. 
Der Klerus in Baden hat schon 1867 erklärt, er könne und werde 
diese, die katholische Heranbildung und Gesinnung der Geistlicheiit 
wie deren Würde gefährdende Staatsprüfung nicht machen. Er hat 
sie seit ihrem siebenjährigen Bestände nicht gemacht und wird, wenn 
ihm auch mit der Sperrung gedroht wird, sie auch 1874 so wenig 
machen, als der preussische Klerus dies trotz Sperrung und Oeßng- 
niss gethan hat. Das erzbischöfliche Gapitelvicariat hat sieb wieder* 
holt im August 1874 gegen die Staatsprüfung mit dem Anfügen 
erklärt, dass Geistliche, welche sich dabei betheiligen, im Kircfaez?- 
dienste nicht brauchbar seien, das Minister, dagegen allen Nichter- 
scheinenden in einem Schreiben an den Cap.-Yic. »Sperrungc angedroht 

6. Schreiben des badischen Ministerium des Innern, 

Nr. 11,344. Karlsruhe, den 4. August 1874. 

Die Ertheüung der Priesterweihe zu St. Peter im Jahre 1874 betr. 

Erzbischöflicfaem Capitclvicariat beehren wir uns bezüglich aof 
die gefällige Zuschrift vom 23. v. Mts. Nr. 5790. ergebenst mitza- 
theilen : 

Bei dem von Wohldemselben bestätigten Sachverhalt war die 
grossherzogliche Staatsregierung behufs Wahrung der Achtung vor 
dem Gesetze und der Autorität des Staates zu ihrem Bedauern ge- 
nöthigt, von dem im Schlussatze des Artikels 4. des Gesetzes vom 
19. Februar d. J. (Gesetz- und Verordnungsblatt Nr, IX.) enthal- 
tenen Vorbehalte wider Verhoffen Gebrauch zu machen. Es wurde 
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deesbalb nnter Einem mit Allerhöchster ErmSchtigaDg aus Oross* 
berzoglichem Staatsministerimn vom 8. d. eine Verordnung dahin 
erlassen, dass denjenigen katholischen Geistlichen , welchen am 31. 
«Tanoar d. J. in St. Peter die Priesterweihe ertheilt wurde, die Be- 
fugniss zur Ausäbung kirchlicher Functionen entzogen werde; diese 
Verordnung wird in der nächsten Nummer des Gesetzes- und Ver- 
ordnungsblattes erscheinen. 

Indem wir hiermit die weitere Mittheilung verbinden, dass die 
Bekanntmachung über die nftchste Staatspräfung der Geistlichen 
demnächst erfolgen wird, glauben wir die Erwartung aussprechen zu 
sollen, dass verehrliche Eirchenbehörde durch Anweisung der neu- 
geweihten Geistlichen zur Theilnabme an dieser Prüfung uns in den 
Stand setzen wird, die Aufhebung der oben erwähnten Verordnung 
zu bewirken. 

gez. Joüy. 

7. Antwort des Ergbischöfliehen CapUelsvicariats. 

Nr. 6398. Freiburg, den 13. August 1874. 

Die rechtliche Stellung der Kirche, hier: die Ertheilung der Prie- 
sterweihe im Jahre 1874 betr. 
Beschluss. 

Grossherzoglichem Ministerium des Innern beehren wir uns auf 
den verehrlichen Erlass vom 4. d. Nr. 11,344. ergebenst zu erwideni: 

Kraft göttlicher Anordnung und positiven Rechts ist die 
Kirche befugt und verpflichtet, gemäss ihrer Lehre und Verfassung 
die kirchliche Lehr- , Weihe- und Jurisdictionsgewalt selbstständig 
auszufiben. 

Hiemach, und um die katholischen Heilswahrheiten rein erhal- 
ten und zur Verbreitung derselben, sowie zur Spendung der Sacra- 
mente gute Hirten senden zu können ; steht der kirchlichen , nicht 
aber der staatlichen Autorität — die Heranbildung , Prüfung , Au- 
torisation und Anstellung der Diener Gottes zu. Weil die Staats- 
gewalt den Geistlichen die Ausübung der kirchlichen Functionen 
nicht übertragen kann , ist sie auch zu deren Entziehung rechtlich 
nicht befagt. 

Wir haben desshalb gegen die Verletzung dieser Selbstständig- 
keit und Kechte der Kirche, der freien Beligionsübnng, insbesondere 
gegen die Beeinträchtigung der Heranbildung der katholischen Ju- 
gend im katholischen Geiste und gegen die Verletzung der katho- 
lischen Vermögensrechte zu Gunsten der sogenannten Altkatholiken 
noch in unserer Denkschrift vom 24. Januar d. J. motivirte Ver- 
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Währung eingelegt. Hierin, sowie in unserm Erlasse vom 16. April 
d. J. H. 2728. haben wir gegen das Gesetz vom 19. Febmar d. J^ J 
gegen die Heranbildung der Geistlichen im staatlichen Geiste, geg^ 
die Schliessung der Knabeiiseminarien und Convicte und Speimo* 
der kirchlichen Functionen kraft des Existensreefats and der ?i»ti- 
liehen Mission der freien Braut Christi Protest «rhoben. Wir hab^ 
dabei erklärt, dass wir und der uns unterstehende Klerus zur Ans- 
f&hrung dieser Geset2f6, dieses Systems, dessen Krönung die Staats- 
prüfung und die staatliche Antorisation der Geistlichen ist, nicht 
mitwirken dürfen und werden, dass wir den im Kircfaendienste m [ 
verwendenden Geistlichen keinerlei Mitwirkung bei dieser Staats- 
prüfung gestatten können. 

Wir haben indessen lediglich unser, in dem berührten neuesten 
Gesetze, dem Gesetzentwurfe und den Motiven zu Art. 4. desselben 
noch anerkanntes Recht ausgeübt, wenn wir die Alumnen des Prie- 
sterseminars von 1873/74 zu der uns opportun erscheinenden Zeit zu 
Priestern geweiht und nicht einmal gegen, die Bestimmungen dies^ 
Gesetzes im Kirchendienste angestellt haben. Wenn Beides vor der 
Publication des Gesetzes vom 19. Februar d. J., resp. der Verord- 
nung vom 4. d. von uns bewirkt wurde, so geschah es im Interesse 
des Friedens, der Seelsorger und der Neupriester. Wir können des- 
halb nicht einsehen , wie diese unsere recht- und pflichtmässigen 
Handlungen Hochdasselbe zur Erlassuhg der dortigen Verordi^ung 
genöthigt haben sollten. 

Da aber gem&ss . dem üeichsrechte und Reiohsßtrafgeaetz die 
Strafart, resp. das Strafquantura der Absetzung eines Kirchendieners 
re&p. das Yerl>ot der, . Ausübm^g kirchlicher Functionen durch ein 
Landgesetz nicht angedroht werden kann , die fraglichen PriestiT 
aucl) .nach dortigem Standpunkt legal angestellt sind, die clurch die 
dortige Verordnung vom 4» (}« verbotene Forlsetzung der ihnen recht- 
lich und legal übertragenen kirchlichem Functionen gemäss den Straf- 
bestimmungen (§. 10. a.) des Art. des Gesetzes vom 19. Februar 
(Archiv Bd. 31. S, 378.) d. J. nicht strafbar ist; halten wir unsere 
Erwartung für berechtigt, dass die Neupriester staatlich nicht ge- 
hindert werden, im Interesse der P^storatiqn ihre kirchlichen Func- 
tionen ihrer Pflicht gemäss -auch fortan auszuüben. 

Wir und die uns unterstehenden Geistlichen wollen indessen im 
Hinblicke auf unsere Verantwortung vor dem göttlichen Stifter der 
Kirche und aus Liebe zu den nnserer Hirtentreue anvertrauten 
Seelen eher Leidea über uus ergehen lassen , als unsere kircblichen 
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Pflichten nicht zn erfüllen, und so dazu mitzuwirken, dass das Beich 
Jesu Christi und ,das Heil der Seelen Schaden leide. 

gez. t Lothar Kübel. 
8. BehantUmachufig des Bad, Minist, vom 14. August. 1874^ 
die Militärdienstpflicbt der Theologen betr. (Gesetz- u. Verordnungs- 
blatt Nr. 36. V..17. August 1874.) 
In der Anlage wird der Erlass des Herrn ßeichskanzlers vom 
22. Juli d. J., die Militärdienstpflicht der Theologen betreffend, be- 
kannt gemacht. Die Bestimmungen dieses Erlasses finden auch auf 
die vor dem 1. Januar 1871 in das Alter der Wehrpflicht getretenen 
Theologen und auf die im Schlusssatze der Bekanntmachung vom 
24. Juli 1873 (Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 115) erwähnten 
Geistlichen Anwendung. 

Karlsruhe, den 14. August 1874. 

Grossherzogliches Ministerium des Innern. 
In Abwesenheit des Iffinisters: 

L. Cron. Vdt. M. Becker. 

9. Verfügung des Reichskanzlers vom 22. Juli 1874, 
die Militärdienstpflicht der Theologen betr. 

Gemäss §. 22. des Beichs-Militärgesetzes ^) vom 2. Mai d. J. 
(Beichsgesetzblatt Seite 45) dürfen Befreiungen der Theologen vom 
Militärdienst in Berücksichtigung ihres Berufes nicht mehr von den 
ErsatzbehOrden dritter Instanz, sondern nur in der Ministerialinstanz 
ausnahmsweise bewilligt werden. Von der letzteren ist hierbei als 
Kegel festzuhalten, dass nur solchen Theologen geeigneten Falls die 
Befreiung zu gewähren ist, welche bei dem Inkrafttreten des Beichs- 
Militärgesetzes das 23. Lebensjahr bereits überschritten. hatten, da 
alle diejenigen, welche zu dem gedachten Zeitpunkte im Lebensalter 
noch nicht soweit vorgeschritten waren, der einjährig- freiwilligen 
Dieustpflichtohne erheblichen Nachtheil für ihr Studium genügen können. 

Theologen, welche bisher auf Grund des §. 44. Nr. 1. der 
Militär- Ersatz-Instruction zurückgestellt worden sind, darf ohne Rück- 
siebt auf ihr Lebensalter die Berechtigung zum einjährig-freiwilligen 
Dienst von den Ersatzbehörden dritter Instanz nachträglich ertheilt 
werden , sofern sie bei dem Ablauf des ihnen ertheilten Ausstandes 
die erforderliche Bildung nachweisen. 

Berlin, den 22. JuU 1874. 
Der Reichskanzler: Der Eriegsmiuister : 

Im Auftrage: gez. Eck. v. Kameke. 

1) Vergeblich hatte das Centram bei der Berath. dieses Ges. im Reichs- 
tage am 16. April die Befreiung der Obndidaten des geistl. Standes Tom Mi- 
litärdienste beitragt. (Vgl. Qermania 1874 Nr. 86. imter Berlin a. Beil.) 
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XXVI. 
Literatur. 

Zwr Geschichte der römisch^deutschen Frage von Dr. Otto Ji£ejer 
Dritter Theüy I. Abiheilung. Negociationcn protesianüscha 
Staaten mit Rom. 1819. 1820. 1821. Rostock^ Stillersche Hof- 
und Universitätsbuchhandlung. 1874. 

Die unter Yorstehendem Titel ror Kurzem erschieiieDe Fort- 
setzung des Mejer'scheu Werkes »Zur Qeschichte der rdmisch-deat- 
sehen Fragec umfasst als des ganzen Werkes fänftes Bach in Tier 
Abschnitten die von den protestantischen deutschen Regierungen zur Re- 
gelung der katholisch-kirchlichen Verhältnisse in ihren Gebieten u 
den Jahren 1819, 1820, 1821 mit dem apostolischen Stähle gepflo- 
genen Verhandlungen. 

Im ersten und vierten Abschnitte ist von den dberrheinisckai 
Staaten^ im zweiten von Hannover^ im dritten von Preussen die Bede. 

Obwohl in dem angedeuteten Zeiträume nur die preussischen 
Negociationcn zum förmlichen Abschluss gediehen, die hannoverischen 
dagegen vorerst erfolglos waren und die Verhandlungen der ober- 
rheinischen Staaten einstweilen nur einen theilweisen, sich auf die 
blosse Circumscription der Di(k^8en beschränkenden Erfolg hatten, 
so geht der Verfasser doch von der Ansicht aus, dass die von ihm 
geschilderten Vorgänge aus den gedachten Jahren ein in sich abge- 
schlossenes Ganzes bilden. »Sie enthalten,« sagt er im Vorwort 
S. 4. 5., »die Hauptarbeit der protestantischen Verhandlung mit 
Rom; denn in Preussen blieb blos noch auszuführen, in Hannover 
das von Preussen Vorgethane nachzuthun, in der oberrheinischen Kir- 
chonprovinz das Erreichte — was nicht wenige Schwierigkeiten ein- 
schloss, — so weit nöthig, zu ergänzen. 

Auch Bayern wickelte im Laufe des Jahres 1821 ab, was in 
der Execution seines Goncordats noch schwebte. Jene Vorgänge 
eignen sich daher bei der Darstellung zusammengefasst zu werden, c 

Ob es nicht zweckmässiger gewesen wäre, jede der drei ver- 
schiedenen, hier in Betracht kommenden Negociationcn getrennt von 
den andern in sich abschliessend darzustellen und so bei den Ver- 
handlungen über die Errichtung der hannoverischen Bisthümer und 
beziehungsweise über die Gonstituirung der oberrheinischen Eirchen- 
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XnroYinz den Faden wenigstens bis znr Pnblication der Ballen >Im- 

pensa Komanornm Pontificnmc vom 26. März 1824 und resp. »Ad 

dominici gregis custodiam« vom 11. April 1827 fortzuführen, kann 

fraglich sein : Wir verkennen aber um so weniger die Berechtignng 

des von dem Herrn Verfasser geltend gemachten Gesichtspunktes, 

als nicht gelftugnet werden kann, dass anf die prenssischen Nego- 

ciatiancn ein gang besonderes Oemcht auch darum zu legen ist, 

weil ihr Ergebniss naturgemäss auch f&r die übrigen protestantischen 

Staaten von bestimmendem Einflüsse sein mnsste. 

1. Im ersten Abschnitt, welcher den Zeitraum vom 23. März 
bis Ende 1819 umfasst, schildert der Verfasser die Aufnahme, das 
Verhalten, die Forderungen und den Erfolg der oberrheinischen Oe- 
sandtschaft in Rom. Die am 28. März stattgehabte Antritts- Audienz 
der beiden Gesandten beim Papst, die üebergabe der bekannten 
Frankfurter Declaration, die confidentiellen Aeusserungen Consalvi*s 
auf dieselbe in der Note vom 21. Mai, die officielle Antwort des 
Papstes in der berfihmten Esposizione dei sentimenti vom 10. Au- 
gust, die beiden, nur von dem wfirttembergischen Gesandten v. Schmitz- 
Grollraburg unterzeichneten Antwortschreiben auf die Esposizione 
vom 3. September, die Erwiederung Oonsalvi's in der officiellen Note 
vom 24. September und in einer confidentiellen Verbalnote von dem- 
selben Tage, die daran sich knüpfenden mündlichen Verhandlungen 
vom 4 bis 8. October sind im Speciellen Gegenstand dieser Darstel- 
lung, welche sich durchweg als eine quellenmftssige erweist, da sie 
aus den Gesandtscbafksberichten und den zwischen den Gesandten 
und dem Cardinal Consalvi gewechselten diplomatischen Actenstücken 
unmittelbar geschupft ist. 

Auch wird anerkannt, dass der Verfasser hierbei nicht ten- 
denziös, sondern möglichst objectiv verfahren ist. Die Seite 26 ent- 
haltene, auf die Esposizione bezügliche Bemerkung : 

»Wenn der Papst hinzufügt, auch dürfe man den titulus 

mensae nicht als einzigen anerkennen wollen, so zeigt sich hierin 

die Besorgniss, der gesaromte katholische Klerus könnte auf 

landesherrliche Besoldung gesetzt werdende 

hätte fKglich wegbleiben kömien, da der Verfasser darüber nicht im 

Zweifel sein koiiUte, dass der Papst, wenn er den Titulus mensae 

nicht als einzigen Weihetitel bezeichnet wissen wollte , hierbei an 

die canonischen Vorschriften über die Ordinationstitel gedacht hat, 

deren principielle Verlftugnung ihm doch nicht znzumuthen war. 

Obwohl bereits H. Brück in seinem Werke: »Die oben^hei- 
nische Kirchenprovinzc S. 25 ff. mit einer actenmftssigen und zu- 
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gleich mteressanten Sebiliierttng dar hier in Bede stehenden Tc^ 
gänge vorausgegangen ist, so bleibt doch der Mejer'aohen Da/sieF 
lung das Verdienst, manches Neue zu Tage gefördert zu haben, & 
l}at sie neben der officiellen Note Consalvi's vom 24. September 28H 
auch dessen Verbaliu^e von demselben Tage mit in den Kreis iä 
Besprechung gezogen und S. 48 in der Anmerkung wörtlich wieda- 
gegeben. 

Wenn S. 48 ff, diese Verbalnote als vom 21. September datiit 
angeführt wird, so kann dies wohl nttr auf einem Druckfehler br 
ruhen. 

Von Interesse sind auch die Aufschlfisse, welche Verfasser über 
die Differenzen zwischen dem wörttembergisehen Gesandten Friir. r. 
Scbmitz-OroUenburg und dem badischeu Gesandten Frhr. r. Turk- 
heim S. 84 ff. und 58 ff. gibt, lieber den Charakter und die «mh 
stigen persönlichen Eigenschaften beider Persönlichkeiten, von denee 
die erstere katholisch, die letztere protestantisch war, enthält sid 
der Verfasser der n&heren BegrOndung einer eigenen Meinang nmi 
citirt S. 8 nur die Urtheile von Niebuhr und Otterstedt Dass das 
grossere Mass von Klugheit und Verständniss der Situation auf Seite 
Türkbeim's war, ergibt sich ans seinem S. 34 ff. geschilderten Ver- 
halten, uns will aber scheinen, dass Brück richtig urtheilt, wenn er 
S. 25 a. a. 0. v. Schmitz-GroUenburg als eine jener heftigen Nato- 
ren bezeichnet, welche durch schroffes und rücksichtsloses Auftreten 
alle Schwierigkeiten beseitigen zu ktanen glauben, von Frhr. voo 
Türkheim aber sagt, dass er ein feiner, durchgebildeter Hofmaiu 
war, tvelcher durch Uuges Transigiren sein Zid eu erreicken. hoffU, 

Der Erfolg, welchen die oberrheinische Gesandtschaft hatte, 
ist bekannt. Der Papst hatte den Antrag auf Genehmigung der 
Frankfurter Declaration einfach zurückgewiesen und die oberrheis- 
ischen Regierungen mussten sich nun auf die von ihm in der Espo- 
sizione dei sentimenti gemachte eventuelle Offerte zurückziehen, einst- 
weilen die bezeichnete Neubegränzung der Didcesea in Volbnig setzen 
und den bischoflichen Kirchen demnächst in gutem Einverständniss 
mit den Regierungen Bischöfe geben zu wollen. 

Die Grundbedingungen, unter denen der Papst die Circum- 
scription der Diöcesen zu bewilligen geneigt war , und welche eben- 
falls in vielen und wesentlichen Punkten von der Frankfurter De- 
claration abwichen, sind in der nicht officiellen Verbalnote Cansalvi's 
vom 24. September angegeben* und bat es sieh der Verfasser ange- 
legen sein lassen, hierüber unter Hervorhebung der. Differeazpunkte 
mit möglichster Volktftndigkeit und Uebersichtlichkeit zu berichten. 
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2. Der nftobstQ Al^scbnitt Qnth&lt die Darstellang der banno- 
w^er'schen dyneordatsverhandiung durch d^o Gesandten von Beden 
vom Juli 1819 bis April 1821. 

V. Beden war der Nachfolger des im M&rz 1819 in Bom ver* 
storbenea hannover'schen Gesandten von Ompteda, dessen Unterhand- 
lungen übec die Begelupg der katholisch-kireblichen Yerlmltnisse 
im Königreich Hannover ihren Abaebluss gefunden hatten in einem 
mit Consalvi im Angibst 1818 confidentiell vereinbarten Concordats- 
project, welches jedoch in mebrerent, sehr wesentlicheii. Punkten von 
der bannovBr'ßchen Begierung beanstandet wurde. 

]>ie letztere hatte jedooh den Gedanken, ein formelles Concor- 
dat abzuscbliesseui nicht autgegeben, sondern iti. einer noch an Omp- 
teda erlassenen Instruction vom 18. November 1818 sich nur dar* 
über ausgesprochen, mit welchen Modificationen sie das von Ompteda 
und Consalvi verabredete Concordatsproject ^n ratihibiren bereit sein 
werde. Piese Instruction bildete die Grundlage für die weiteren 
Negociationen Bedens. Dieselben hatten den von beiden Seiten mit 
AMfrkhdgkeit erstrebten Erfolg nicht , wßil die Differenzpunkte, an 
denen die hannoverische Begierung festhielt, von so principieller Be- 
deutung waren, dass der Papst nicht nachgeben konnte, ohne sieb 
einer bewussten Verletzung seiner Amtspflichten schuldig zu machen 
und wesentliche Bechte der Kirche preiszugeben , wie dies in der 
ofÜGtiellen Note Cousalvi's vom 5. April 1821, welche diese;i Zeit- 
abschnitt der hannoverischen Unterhai^dlungen abschliesst, näher 
ausgeföhi-t ist (cf. S. 85. 86,) 

Diese Differenzpunkte, wie sie in den zwischen Beden und Con- 
salvi zunächst confideniiell geführten Yerhandluij^en . entwickelt wur- 
den, hat der Herr Verfasser S. 64 ff. sorgfiiltig hervorgehoben und 
sich damit ein unbestreitbares Verdienst erworben. Denn, es ist 
wahr, wenn er (S. 65) diese Differenzpunkte als darum vorzugs- 
weise interessant bezeichnet, weil sie die bej|derseitigen Standpunkte 
deutlich entwickeln und in oben dieser Enlvyickelung die nber den 
Moment hinausreichende Wichtigkeit der hapnorer^scheo Verhand- 
lung bestehe, 

Man empfängt n&mlich aus diesen Verhandlungen den gun- 
stigen Eindruck, dass wenn sie auch, insofern dea erwünschten Er- 
folg nicht hatten, als es zum Abschluss eines formalen Concordats 
nicht kam, die haniwver^sche Regierung doch von Hause aus ehr- 
Ikh und ohne Ilinterffedanken mit dem hl. Stuhle verhafidelt hat, 
ganz wie dieser auch an seinem Th^l in, den verschiedenen Ver- 
handlangen, welche wegen Begulining der kirchlichen Verhältnisse 
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mit deotsohen Staaten damals stattfanden, aus den fUr ihn tostx 
geblichen Grnnds&tzen niemals ein Hehl gemacht hat. i 

Die Abänderungen, welche in Folge der Beden'scfaen Uat!^J 
handlnngen das mit Ompteda vereinbarte Goncordatsproject erhiä:, 
sind aus der S. 72. 73. in der Anmerkung gegebenen Zosammet-j 
Stellung gut ersichtlich, ebenso sind die Punkte, in denen die faaoi^ 
yer'sche Regierung die Hauptschwierigkeiteu fand, auf denen abe 
der apostolische Stuhl nach der Note Ck>nsalvi's fom 5. April ISfl 
beharrte. S. 74. und 82. genau prftcisirt. 

Das Drtheil, welches der YerAisser fiber Beden fUIt , dem e 
S. 81. wegen der bei den confidentiellen Verhandlungen mit Consatr: 
gemachten Zugeständnisse in Bezug auf die kirchliche Gerichtsbir- 
keit der Bischöfe ^ImbecüXität^ vorwirft ^ ist in solcher Härte aod 
von seinem Standpunkte unberechtigt. 

Der Verfasser fibersieht dabei, dass es die hannoverische B^ 
mng selbst war, welche auf dem Abschluss eines formellen Concor- 
dats bestand und dass die Zugeständnisse, welche von Reden madite, 
nicht vermieden werden konnten, wenn ein Concordat zu Stasds 
kommen sollte, da auf andere Weise die Zustimmung d^ aposto- 
lischen Stuhles nicht zu erreichen war. Die Schritte von Bedos 
lagen in der Consequenz des Zuschnittes , welchen die Sache ?<» 
Hause aus durch die Regierung und Redens Vorgänger erhalten hatk 
Nachdem durch den Vorgang Freussens die Annehmbarkeit 
einer anderen Form der Verständigung klar geworden war, (Min 
1821) ist es erklärlich, dass man auch von hannoverischer Seite die 
sen Weg einzuschlagen geneigt wurde , wobei die durch die bisiie 
rigen Verhandlungen gewonnenen Ergebnisse als Ausgangspunkt die 
nen konnten und auch wirklich gedient haben. 

Wenn Verfasser S. 87. von eisktm fdrnüUihen Bruche zwischen 
der hannoverischen Regierung und dem Fapste spricht , so schies^ 
er mit diesem Ausdrucke über das Ziel , es trat nur ein, durch die 
erforderliche Ueberlegung, wie weiter zu verfahren sei, bedingte 
Stillstand in den Verhan<Uungen ein. Ueber die am Schlüsse die- 
ses Theiles der Darstellung in Bezug auf den einstweiligen Abbrach 
der Verhandlungen zwischen Hannover und dem apostolischen Stahle 
vom Verfasser gemachte Bemerkung: 

»Zuletzt hatten das Bewusstsein der Regierung von ihm* 
goUverantworÜichen Staaispflichi der Rechtspflege und das Be- 
wusstsein der Curie von ihrer Päpstpfticht des Nichtaufgebens 
fQr göUHch gehaltener Kirthenbefugmsße sich gegenseitig ans- 
geschlosseUi« 
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wollen wir mit ihm nicht rechteD, obwohl wir meinea , dass sich für 
den darin ausgesprochenen Gedanken eine Form hätte finden lassen, 
welche dem Bewussisein des Papstes von seiner Verantwortlichkeit 
gegen Gott in demselben Masse gerecht worden wäre , wie dem 
Bewusstsein der hannoverischen Kegierung von ihrer gottesverant- 
wortlichen Staatspflieht. 

Dagegen können wir die Bemerkung« welche an eine S. 86.. 
citirte Aeusserung Gonsalvi's aber das Wesen der Concordate ge- 
knüpft wird, nämlich, dass es scheine, als werde mit etwas verblüm- 
ter aber deutlicher Wendung den betreffenden »Conventionenc die 
Natur einseitiger kirchlicher Verfügungen beigelegt, nicht ungerügt 
lassen : 

Die diesfällige Aeusserung Consalvi's in der Note vom 5. April 
1821 lautet im italienischen Text: 

»Le convenzioni fatte con la Santa Sede per^riordhiare le cose 

ecclesiastiehe in un Begno differiscono per la inhinseca loro natura 

da ogni altra specie di convenzione. In essala Santa Sedenon^viene 

a negoziare i suoi interressi contro quelii di un Principe temporale, 

fna il Somme Fontifice, cui incombe la enra di tutta la Chiesa^ et 

dalla di eui autoritä possono farsi cambiamenti nella esterior disci- 

plina della medesima, che le circonstanze dei tempi rendono neces- 

sarii o ntili, accogli le benefiche disposizioni dei Principi verso i 

loro sudditi cattolici, implora come Padre commune di tutti i Fe- 

deli dalla pietä et dalla magnanimitä dei Sovrani quei maggiori 

vantaggi che pu5 in benefizio della Chiesa nei loro stati, ed armo- 

nizzando le benefiche intenzioni dei Governi colli principii della 

Clüesa cattolica et con la ntilitä generale della medesima , sanzionä 

colla sua Pontificia autorita quelle determinazioni , che di concerto 

CGI Sovrani medisimi riconosce conducenti al bene della Chiesa.« 

Schon die üebersetzung, welche der H. Verfasser davon gibt, 
ist nicht sehr genau. Er übersetzt : 

»Die Verträge zwischen den Staaten und der römischen Curie 
zur Wiederherstellung kirchlicher Ordnung im Staatsgebiete unter- 
scheiden sich von jeder anderen Art von Conventionen wesentlich. 
Denn der römische Hof negociirt in ihnen nicht über seine Interes- 
sen im Verhältniss zu denen des Staates, sondern der Papst als sol- 
cher , — dem die Sorge i&r die ganze Kirche obliegt und der be- 
fugt ist, in derer äusseren Ordnung den Zeitumständen gemäss n5- 
thige oder nützliche Veränderungen zu treffen — nimmt die für ka- 
tholische ünterthanen gehegten wohlwollenden Absichten der Fürsten 
entgegen, erbittet von deren Frömmigkeit und Grossmuth die zu 

▲rehiy tOr Kirehaiirecht. XXXII. . 30 



466 LH: 0. Mefer. iur Geichichte der rOmUch-deuiseken Präge. 

Gunsten der Eircbe fftr ihre Staaten zu gewährenden grOstmögiid-i 
sten Vortheile nnd sanctionirt mittels seiner päpstlichen Antoritz; 
indem er wohlwollende Begierungsabsichten mit den Qriuidsit2P. 
und dem Nutzen der katholischen Kirche in Harmonie bringi: , d^ 
jenigen Festsetzungen, welche er dem Wohle der Kirche im Ueber- 
einkommen mit den Fürsten entsprechend erachtete 

Weder aus dieser IJebersetzung , noch aus dem Origiiialte: 
kann aber die Behauptung gerechtfertigt werden, Consalvi habe dec 
betreffenden Conyentionen die Natur einseüiger kirchlicher Yert^- 
ungen vindiciren wollen. Die Einseiti^Kil wird zur Oenfige amg^ 
geschlossen nicht nur durch den Begriff einer Convention fiberhaopi 
sondern insbesondere auch durch den Satz »che die eoneerto (x. 
Sovrani medesimi riconosce conducenti al bene della Chiesa.« 

Der wesentliche Unterschied, welcher Consalvi zwischen des 
Verträgen des hl. Stuhles mit weltlichen Fürsten zur Wlederto- 
Stellung der kirchlichen Ordnung in einem Reiche und jeder andm 
Art von Conventionen findet , liegt darin , dass das was Geges- 
stand der Negociation ist, nicht das eigene Interesse des Papste^ 
gegenfiber dem Interesse eines weltlichen Fürsten, sondern das kirch- 
liche Wohl der eigenen ünterthanen dieses Fdrsten in VerbindoBg 
mit dem Oesammtinteresse der Kirche betrifft. 

Wir heben dies nur hervor, um der etwaigen Missdentang vor- 
zubeugen, als halte sich der apostolische Stuhl Ar befugt, Ton der- 
gleichen Conventionen einseitig zurückzutreten. Das hat der apo- 
stolische Stuhl bekanntlich nie gethan. 

3. Die Niebuhr'schen Negociationen der preussischen Circiim- 
scriptionsbuUe bilden den im dritten Abschnitt verarbeiteten faisto- 
risehen Stoff. 

Der Verfasser gibt in diesem Abschnitt, welcher als der her- 
vorragendste Theil der ganzen Arbeit zu bezeichnen ist, eine ans deo 
Quellen geschöpfte, fibersichtliche Darstellung 'aller der Bulle >De 
Salute animarumc zu Grunde liegenden diplomatischen und im 
Schosse der preussischen Regierung gepflogenen VerhandluDgen and 
ihrer Ergebnisse. Hervorzuheben sind daraus besonders : 

a) Niebuhr's Memoire über die mit dem heiligen Stuhle zur Re- 
gelung der kirchlichen Verhältnisse in Preussen zu schliesseode 
üebereinkunft — vom 15. October 1819, 

b) die königlichen Cab.-Ordres vom 6. April und 20. Mai 1820, 
durch welche der Staatskanzler, Ffirst Hardenberg beaaflngt 
wird, durch Niebubr eine Convention über diesen Gegenstand 
mit dem r(^mischen Hofe abschliessen zu lassen, 
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c) die Instniction, welche Kiebahr von Hardenberf; bei Mittheiliuig 
der Vollmacht zum Abschlnss der fraglichen Convention am 
23. Mai 1820 and die Nachinstruction , welche er nach bereits 
erfolgter Einleitnng der YerhaDdiangen in Born den 28. No- 
vember ej. a. erhjett, 

d) der Notenwechsel zwischen Niebahr and Consalvi , insbesondere 
die Einleitnngsnote Niebohr's an Consalvi vom 22. Jali 1820, 
Consalri's Antwort vom 6. October ej. a., 

Niebohr's Note an Consalvi vom 16. December 1820, 
Consalvi's Srwiedening vom 9, Febrnar 1821, 
Niebnhr's Note an Consalvi vom 20. Mflrz 1821 and endlich 
Consalvi's Schiassnote vom 25^ ej. m. 

e) Die zwischen diesen Notenwechsel teilenden Niebabr'schen Be- 
richte an das Berliner Cabinet vom 29. Angust, 9. September, 
7. December, 27. December 1820 and 27. März 1821, 

f ) die in Berlin zwischen den Ministern der geistlichen and der 
auswärtigen Angelegenheiten resp. dem Staatskanzler Fürsten 
Hardenberg im December 1820 and Anfangs 1821 gewechselten, 
anf diese Angelegenheit bezüglichen Schriftstücke. 

Die ans dem Inhalte dieser Actenstücke, welche der Verfasser 
selbstverständlich in chronologischer Folge benutzt, geschöpfte Dar- 
stellnng, welche noch durch den Bericht über Hardenberges Anwe- 
senheit in Bom Behuft persönlichen Abschlusses der Uebereinkunft 
mit dem hl. Stuhle und durch die weiteren Berichte Niebuhr's Aber 
die auf die Bedaction und £zpedition der Bulle »De salute anima- 
rum« bezüglichen Vorgänge, sowie durch die Mitlheilung des we- 
sentlichen Inhalts der Bulle ergänzt wird, «- gewährt ein im We- 
sentlichen getreues und vollständiges Bild von dem histmschen 
Verkufe ond den Ergebmssen der Negociationen Preussens mit dem 
hl. Stuhle, durch welche die katholische Kirche in diesem Staate 
eine geordnete Verfassung, der Staat aber das durch die Säculari- 
saüonen tief erschütterte Vertrauen der katholischen Bevölkerung 
wieder eriangte. 

So sehr die damaligen preussiBcben Staatsmänner auch von der 
praksUmtisckm Staats^Jdee durchdrangen nnd 30 befangen sie in 
ihren Vorstellungen von den sogenannten Majestätsrechten des Lan- 
desherm in kirchlichen Dingen waren, so fiel es ihnen doch nicht 
ein, und sie würden es für einen groben politischen Fehler gehalten 
haben, die kathoUsehe Kirche in ihrer ExUtens^ in ihrer hergc- 
bradäen hierarchieehm Verfassimg in Frage stellen^ oder gar bis 

m das Olaubensgebiä hinein beeinflussen eu weilen^ wie das leider 

ftO* 
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Alles von Mäunerv geschieht^ deren Händen hefU zu Tage die Ge- 
schicke des Staates anvertraut sind, 

Hieryon geben die in dem Memoire Niebnhf*s entwiekelt'*! 
Ansichten aber das Vcrhältniss des Staate« zur Kirche Überhang 
und über einzelne damals zu regulirende Punkte, insbesondere üb 
die Semlnarerziehnng der Öeistlicfaen, Aber die Unverträglichkeit de | 
Kriegsdienstes mit dem Stande des Klerikers, über das Recht d^ 
Biscliöfe zur Verhänguug kirchlicher Cenem-en und zur üeberwachuB«: 
des Schulnnterrichts, über den von den Geistliclien dem Landesbern 
zu leistenden Eid der Treue und des Gehorsams (ohne dass es eim 
besonderen Eide» gegen die Landesgesetse bedürfe) etc. ein äugen- 
fälliges Beispiel. »Er erkannte,« heisst es 8. 108 wörtlich , »rich- 
tiger als seine Gegner, (die Wessenberg^schen Katholiken nnd libe- 
ralen Staatsmänner jener Zeit) dass, da dem Staate zur Bcforfnaticm 
der katholischen Kirche Beruf wie Mittel fehlen, er, wenn er dureL 
seine Lage sich doch einmal veraulassit sieht, mit ihr als Confessiöfi 
Vieler seiner Unterthanen in ein ^entliches Verlrältniss za treten, 
sie dann auch als Kirehe^ wie sie ist, ehren nnd ihr kirchliches 
Gewissen derogemftss respeetiren muss. Dase ein solclies Gewisseo 
kein blosses Wort sei, daför hatte Niebuhr ein menschliches, christ- 
liches, staatsmännisches Verständniss ; sein redlicher Widerwille ge- 
gen jeden, auf Grund herrschender Meinungen ihm zugefügten Druck, 
sein warmes Gefühl für Gewissensfreiheit ist neben einem Schatze 
guter Beobachtungen die Stärke auch dieser Schrift < (des Memoire.) 

Dass aber Niebuhr mit dieser AniRiBSung nicht vereinzelt nn 
ter den damaligen Staatsmännern dastand , beweist der Umstand, 
dass sein Memoire (cf. S. 109.) von dem Mitiister Bernstorff mit 
Beifall aufgenomnoen wurde, beweist auch das ganze Verhaltendes 
Staatskanzlers Hardenberg in dieser Angelegenheit, welche diesem 
Staatsmanns fär wichtig genug galt , um den Abächluss der üeber- 
einkunft mit dem päpstlichen Stuhle in Rom persönlich zq voll- 
ziehen. 

Wenu Herr Dr. Mejer zu dem oben Gesagten tateliid hinza- 
ffigt, Niebnhr habe unter der Herrschaft seiner momentanen Stim- 
mung, und weil er die thatsächliche Gewalt des Staates gegenüber 
einer Macht, die er für eine untergehende hielt , Qberschätzt , nar 
vergessen, einen Unterschied eu machen ewischen hirchliehcm Oe- 
tvissen und kircUichem System , dessen doctrinäre Behauptmg auf 
deti Sd^iäß der Gewissemfreiheit kein Recht habe^ so bedauern wir 
lebhaft, dass ein Gelehrter wie er, dessen Objectivität in def Dar- 
• Stellung des Thatsächlichen wir gern anerkennen, sich in seinen Vr- 



0. Mefer. Zur Geschichte der römUch-deutachen Frage. 469' 

tHeäen von den beschränkten » nnstaatsmftnoischen , illiberalen Ge- 
sichtspunkten dea modernen Liberalismus nicht emancipiren kann. 
T*<^iebuhr hatte unter allen Umständen Recht und er würde uic'ht 
a.uders geortheilt haben, auch wenn er die katholische Kirche nicht, 
ivie er es irrtbümlich that , für eine untergehende Macht gehalten 
liätte; im Gegen tbeil liegt es in der Consequenz seiner Anschau- 
ungen, dass er das kirchlicbe Gewissen der Katholikeu , wenn m&g- 
liob, in noch höherem Grade respectirt haben würde, wenn er die 
katholische Kirche als die starke geistige Macht , als welche sie in 
den jetzigen Kämpfen durch die GUubenstreue, das Selbstbewusstsein 
und den Opfermutb ihrer Angehörigen Jedem, der nur sehen will, 
sieh zeigt, erkannt und von iiirer göttlichen Mission einen richtigen 
Begriff gehabt hätte. Glaubt der Herr Verfasser im Ern^>t die Be- 
hauptung vertreten zu können, dass ein Staat, welcher ein kirch- 
liches System angreift, dass kirchliche Gewissen Derer, welche sich 
in freier EttlsclUiessung zu diesem System 'und seinen Gansequenzeti 
bckraneo, nicht unterdrücke? Ein Blick auf die durch die Maige- 
setze im preussischon Staat jetzt herbeigeführten Zustände sollte ihn, 
wie wir meinen , davon überzeugen , dass es keinen gefahrlicheren 
Doctrinarisrous gibt, als die jetzt zur Geltung gebrachte Lehre von 
der Staatsomnipotenz , welche der Kirche gegenüber in einem Um- 
fange, wie das jetzt geschieht, praktisch zu verwirklichen, die preus- 
siscben Staatsmänner jpner früheren Zeit sich wohl gehütet haben 
trotz ihrer weitgehenden Anschauungen über das jus eminens des 
Staates , eben weil sie staatsmännischeu Verstand genug besasseu, 
um das Gefährliche der Verwirklichung einer solchen Theorie für 
die staatliche Ordnung selbst zu durchschauen. 

Einer ähnlichen unstaatsmännischen und kleinliclion Auffassung 
des V^crfassers begegnen wir S. 102., wo mit Bezug auf die katho- 
lische Kirche behauptet wird , dass der proieatantisclie Staat wid^ 
überhaupt der Staat eine ihm principiell feindliche Kirche voll- 
kommen nach ihrem Sinne frei nicht existiren lassen könne. Wenn 
Niebuhr im Jahre 1820 diese Ansicht gehabt hätte, so Hesse sich die* 
selbe bei ihm entschuldigen , weil nach den damaligen Begriffen der 
protestantische Geist zum Wesen des preussischon Staats gehörte 
und zu diesem die katholische Kirche allerdings in einem principiel- 
len Gegensatze steht. Heut zu Tage aber sollte der engherzigen 
protestantischen Staatsidee wenigstens in wissenschaftlichen Werken 
nicht mehr das Wort geredet werden. Der prcussische Staat ist ja 
nach Recht und Verfassung schon längst ein paritätischer und wird 
es aoch nach dem VerhäUniss , iu w.elcbem die Stärke der katbo* . 
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liscben Befölkerung zur protestaütischen steht, nothgedrnDgen blei- 
ben m&ssen, wenn er nicht zu Grunde gehen soll Wenn nur seine 
Begierungsorgane dem Paritätsgedanken entsprechend regieren wol- 
len, so ist es unmöglich, in der katholischen Kirche eine ihmi prin- 
cipiell feindiiche zu sehen. Die katholische Kirche ist überhaupt 
keinem Staatswesen als solchem feindlich und selbst wenn sie , wie 
jetzt, in ihrer Existenz vom Staate bedroht wird, liegt ihr doch jede 
offensive Haltung gegen den Staat fern , sie wahrt nur durch JPrth 
teste ihr Recht und duldet ^ was äussere Gewalt Ober sie ver^ 
hänfft, — 

Im üebrigen zeigt der Verfasser Niebuhr's Verdienste nm deo 
Abschluss der üebereinkunft mit Kom in vollem Lichte, and auch 
wir sind weit entfernt , hiervon etwas abstreichen zu wollen , riel- 
mehr loben wir seine Fähigkeit, seine Umsicht und seine UriJieib- 
gabe. 

unerwähnt können wir jedoch nicht lassen, dass Niebahr volle 
Gelegenheit gehabt hatte , aus den groben IfissgrilFen der oberrhei- 
nischen Regierungen und den Schwierigkeiten, welche die hannoveri- 
schen Verhandlungen in Folge der durch den bezweckten Abschli» 
eines formalen Goncordates nöthig gewordenen Erörterungen über 
Principien-Fragen boten, Lehren fAr sich und in Bezug auf Art nnd 
Umfang seiner erst später eingeleitete Negodationen Vortheil zo 
ziehen, wie es denn auch keinem Zweifel zu unterliegen scheint, dass 
ihm die unter dem 10. August 1819 , also lange vor Beginn der 
prenssischen Unterhandlungen an die oberrheinische Qesandtschaft 
gerichtete Esposizione dei sentimenti des hl. Stuhles in den wich- 
tigsten Gesichtspunkten zur Orientirung gedient hat. 

Auch zur Charakteristik der amtlichen Thätigkeit Schmedding's 
ans dieser Zeitperiode bietet die vorliegende Schrift S. 114, 139, 
142, 149, 176, 199. mancherlei interessante, zum grOssten Theil al- 
lerdings schon bekannte Data. Bekannt ist , dass Schmedding sich 
gegen den irischen Wahlmodus und fHr die Anwesenheit eines lan- 
desherrlichen Gommissars bei den Bischofswahlen erklärte and, dass 
er der Verfertiger der in der Gesetzsammlung publicirten Ueber- 
setzung der Bulle »De salute animarumc ist, weniger bekannt viel- 
leicht, dass die Niebuhr ertheilte Instruction von ihm mit ausgearbeitet 
nnd nach Publication der Bulle ein aufklärender Auftatz in der 
Stantszeitung vom 11. August 1821 auf Veranlassung des Siaais- 
kanzlers von ihm verfertigt ist. 

Die Bulle »De sidute animamm ,< welche das Ergebniss der 
Negociationen Niebuhr's enthält^ ist ihrem wesentlichen Inhalte nach 
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S. 178 ff. mitgetheilt, nar ist der wichtige Abschnitt »Praedictas,« 

welcher die Bischöfe der in der Bulle circumscribirten Diöcesen mit 

aUen und jeglichen Diöcesan" und Ordinariationsrechten atwiistett 

was doch auch mit Bewilligung der preussischen Begierung geschehen 

ist, weggelassen. Dies kann nicht gebilligt werden. Dieselbe Ans* 

lassang findet sich zwar auch in dem aufklärenden Aufsatze Schmed- 

dings in der Staatszeitung, an den Verfasser einer geschichtlichen 

Darstellung darf indess doch der Anspruch gemacht werden, dass 

er bei der Inhaltsangabe von Urkunden das , worauf es ankommt, 

vollständig wiedergibt. 

Die in Bezug auf den Modus der Bischofswablen in Preussen 
S. 152, 153. in der Anmerkung gegen den »Mainzer Bischof und 
politischen Schriftsteller Herrn von Kettelerc geführte Polemik do- 
, cumentirt eine gewisse Ueberhebung, welche bei der sonstigen Ob- 
jectivität des Verfassers unangenehm berährt. Es kann demselben 
darin beigetreten werden, dass das Breve »Quod de fidelium« ebenso 
wie die Bulle »De salute animarumc auf einer üebereinkunft mit 
dem päpstlichen Stuhle beruht. Für die DemcapUd gestaltete sich 
\ doch aber die Sache so, dass sie das freie canonische Wahlrecht aus 
der Buüe als ein unmittelbares Becht dem Staate gegenüber ertoor^ 
ben habe$iy weil die Bulle als Staatsgesetz far Alle, die es angeht, 
publicirt ist. Zur Befolgung des Breve sind die Domcapitel weder 
staatsgesetzlich, noch vertragsmässig verpflichtet, weil das Breve als 
Staatsgesetz nicht publicirt ist und die Capitel selbst nicht vertrags- 
schliessender Theil sind. 

Die Domcapitel sind zur Befolgung des Breve nur kraft des 
dem Papste schuldigen Gehorsams verpflichtet, und der Papst ist 
nur an sein Theil dem Staat dafür responsabel , dass dem Breve 
entsprochen wird. Das ist das einfache Bechtsverhältniss. Befolgt 
ein Capitel einmal die Weisung des Breve nicht, wählt aber gleich- 
wohl canonisch giltig, dann kann der Papst die Wahl zwar nicht 
annulliren, aber seine Vertragspflicht gegen den Staat dadurch er- 
füllen, dass er dem Gewählten die Institution verweigert, wie dies 
bei dem Trier*achen Wahtfalle 1837 geschehen ist. — Wenn man 
aber, wie der Herr Verfasser und mit ihm die Staatscanouisten Fried- 
berg und Bitter von Schulte thun, aus dem Breve ein unbeschränk- 
tes Verwerfungsrecht für den Staat herleiten will, so widerstreitet 
dies den Abmachungen mit dem hl. Stuhle in flagranter Weise. 
' Denn das dem Landesherrn vom Papste eingeräumte Verwerfungs- 
recht ist kein wiWßährliehes^ sondern es darf wie aus der Note Nie- 
buhr's an Gonsalvi vom 22. Juli 1820 und der Ajutwortsnote Gon- 
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salvi^s vom 6. October ej. a. erhellt, nur ans gerechten Oründm 
geltend gemacht werden. Ausserdem sagt schon der einfache Ver- 
stand, dass eine so masslose Exclusive, wie sie die genannten Hern 
statniren, eine vollständige Absurdität und nicht blos mit einer ci- 
nonischen Wahl, sondern überhaupt mit jedem Wahlrecht Yöllig 
nnvereinbar wäre; und es liegt auf der Hand, dass die Regieraog, 
wenn sie durch eine solche Masslosigkeit, ausgeübt zu dem Zwecke, 
um die Wahl einer Person, die sie gerade als Bischof haben mH 
die nber das Gapitel nicht will, durchzusetzen, — di^ Unmöglichkeit 
der Wahl herbeiführt, vertragsbrüchig sein würde, da ihr die Ex- 
clusive nur bewilligt ist, um Personen, gegen welche sie gerecbie 
Gründe für ihr Missfallen hat, von der Wahl auszuschliessen , nicht 
aber um ihre eigenen Candidaten durchzusetzen. 

4. Im fetzten Abschnitte kommt der Verfasser anf die ober- 
rheinischen Staaten zurück und behandeU die nach der Röckkehr 
der Gesandtschaft von Rom in der Zeit von 1820 bis Febmar 1822 
stattgefundenen Frankfurter Zusammenkünfte von der 31. bis 59. 
Sitzung, die auf denselben gefassten Beschlüsse, betreffend die Erz- 
bisthumsfrage, der Entwurf der Kirchenpragmatik und der Fnnda- 
tion^instrumente, sowie den Staatsvertrag vom 8. Februar 1822, daso 
die Noten an Cousalvi vom 16. und 20. März 1821 , dessen Erwie- 
derung vom 31. August 1821, endlich die päpstliche Circamscrip- 
tionsbulle »Provida 8olersqne.€ 

Das Thatsächliche ist grOsstentheils schon aus Brück's obiger 
Schrift S. 43 ff. bekannt. Der Verfasser referirt auch hier ans den 
Actenstücken selbst und geht auf den ganzen Verlauf der Verhand- 
lungen, welche sich um die Annahme des eventuellen Anerbieteos 
dos Papstes, einstweilen die Circnmscription der Bisthümer vorzo- 
nehmen und ihnen Bischöfe zu setzen , und um die in der der Note 
Consalvi^s vom 24. September 1819 beigefagten »Expositio eomni« 
enthaltenen näheren Bedingungen dieses Anerbietens drehen, umständ- 
lich ein. Auch unterlägst er nicht, auf die Hintergedanken hinzu- 
weisen, mit welchen die Regierungen das römische Anerbieten accep- 
tirten und welche in der Kirchenpragmatik, in dem Fundationsin- 
strumente und in dem vorstehend erwähnten Staatsvertrage in ihrer 
ganzen Fülle und Widerlichkeit zum Ausdruck kamen. Allein er 
kann sich doch nicht bis zu dem Standpunkte der Unbefangenheit 
erheben, dass er sich entschliessen möchte, dass illoyale und mora- 
lisch verwerfliche Gcbaliren dieser Frankfurter Diplomaten rücksiehts- 
los zu verurtheilen. Er sagt S. 204. nur: 

»Auf den ersten Blick erscheint das nicht redlich. Anch ist 
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die diplomatische Schiile jener Zeit in der That darin zu er- 
Icennen. Allein man darf nicht vergessen, theils, dass die Ke- 
gierangen es nicht Mos mit den heanspruchten Rechten , son* 
dem auch mit den ihren katholischen ünterthanen geschulde- 
ten Pflichten ernsthaft meinten , auf die von ihnen Bezug ge- 
nommen wird und in deren Ausübung sie nach Aussage der sie 
berathenden Katholiken ^) nicht durch die Gesinnung der ka- 
tholischen Kirche, sondern durch die Gesinnung einer katho- 
lischen Partei sich gehindert sahen, theils, dass mindestens die 
römische Curie nicht redlicher war als sie.« 
Wir bedauern, ein solches ürtbeil als das des Verfassers hier 
registriren zu müssen. Es klingt uns daraus ganz und gar die 
Sprache entgegen, welche der Liberalismus stets föhrt , um Mitteln 
und Massregeln, welche auf Zerstörung der katholischen Kirche in 
ihrer Wesentlichkeit und yerfassungsmässigen Gestaltung abzielen, 
seien sie moralisch auch noch so verwerflich , vor der öffentlichen 
Meinung zu beschönigen. Der Papst, die Bischöfe und die mit die- 
sen treu zu jenem als dem Mittelpunkte der Einheit haltenden Priester 
und Gl&ubigen bilden nur eine Partei in der katholischen Kirche, 
die wahre Gesinnung der katholischen Kirche aber vertritt der Li- 
beralismus mit seinem Anhange abgestandener Katholiken. 

Man sollte doch meinen, dass, wenn es den damaligen ober- 
rheinischen Regierungen im Ernste darum zu thun war, ihre Pflich- 
ten in kirchlicher Beziehung gegen ihre katholischen ünterthanen 
zu erfüllen, der einfachste Weg zum Ziele der gewesen wäre, in Be- 
zug auf die Frage, was zu thun sei, sich das Urtheil des Oberhaup- 
tes der Kirche zur Richtschnur dienen zu lassen. Es waren aber 
ganz andere Absichten , welche jene Regierungen hegten als die, 
ihren Pflichten gegen die katholischen ünterthanen zu genügen.'. 

Die Behauptung aber, das die römische Curie nicht redlicher 
gewesen sei, als die oberrheinischen Regierungen, ist geradezu un- 
wahr und der Beweis, welchen der Verfasser für diese Behauptung 
antritt, ist nicht nur völlig misslangen, sondern erregt auch gerech* 
tes Erstaunen. 



1) Es waren dies allerdings sehr klägliche nnd religiös verkommene 
Snbjecte, die sich aber die Bcgiemngen selbst als geeignet für ihre Zwecke, 
sosgesacht hatten. Consalvi sagte von ihnen (cf. S. 19): üebrigens seien es 
nicht die protestantischen Fürsten und nicht ihre protestantischen ßathgeber, 
welche in diesen Dingen antikatholische Grandsatze aafstellten, sondern die 
Übelgesinnten katholischen Bathgeber, welche weit nachtheiliger wirkten, als 
die Protestanten. 
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»Yerbandelten mji (die Begierangen), sagt er; »mit ihr (d«r 
Garie) , so weit sie ihrer bedurften , um deronichst ausführe 
zu können, was sie zu bewilligen abgeschlagen hatte, sa ooo- ! 
struirte die Curie die neuen Bisthümer sorgfältig so, dass sie : 
auch deren protestantiscbe Christen der Seelsorge deic katlio- { 
lischen Bischöfe zuwies, während sie bei der Verhandlling und | 
sogar noch in ihrer nachher erlassenen Bulle an nicht entschei- 
dender Stelle Ausdrücke wählte, welche Anknäpfungeu auch 
für die ihr wohlbekannten Intentionen der Begierung boten, 
dass blos für die Katholiken gesorgt werden sollte. c 
Der Verfasser macht also dem apostolischen Stuhle einen Vor- 
wurf daraus , dass er bei der territorialen Circumscription der Bis- 
thümer die Protestanten nicht expressis verbis iür ausgeschlossen 
aus der Kirche erklärt , dennoch aber Ausdrücke in der Bulle ge- 
braucht habe, aus denen erhellt, dass er nur für die Katholiken habe 
sorgen wollen. Man sollte doch meinen, dass dieses VerfiEdiren des 
Papstes, in welchem bisher auch in der That noch Niemand aosser 
Dr. Mejer eine gegen protestantische Begierangen verübte Unredlich- 
keit erblickt hat , so loyal wie möglich sei. Es ist ja eine allbe- 
kannte Thatsache, dass der Papst nur die eine katholische Kirche, 
deren Oberhaupt er ist, als die Kirche Christi anerkennt. Sonach 
kann er ohne Verläugnung seines Standpunktes in gewissen officiel- 
len Urkunden nicht Ausdrücke gebrauchen , durch welche de jare 
noch irgend eine andere kirchliche Jurisdiction oder Seelsorge als 
die Jurisdiction und Seelsorge dieser Kirche zur Anerkennung käme. 
Daraus macht der hl. Stuhl keiner protestantischen Begierung ge- 
genüber ein Hehl , am allerwenigsten ist dies den oberrheinischen 
Begierungen gegenüber gesehen^). 



1) In der Eapoeizione dei sentimenti wird ja, wie der Herr Verfasser 
S. 24 selbst erwähnt, ausdrücklich daranf hingewiesen, dass im Concediren dem 
Oberhanpte der katholischen Kirche gewisse Grenzen der Möglichkeit gesetei 
seien, nämlich theils das Dogma, theils in Betreff der Disdplin Das, dass er 
keine Abändernng der mit dem Dogma anmittelbar zasammenhängendea, der 
von Christo selbst herrührenden, der von den Nichtkatholiken gniadaatilich 
bekämpften Vorschriften, oder endlich solcher gestatten könne, deren Modifi- 
cation fühlbare kirchliche Nachtheile mit sich bringen würde. Andere Abäo- 
dernngen von Disciplinarvorschriften zu gestatten, stehe ihm zwar frei, er ge- 
statte sie indess nur, wenn sie nöthig nnd nützlich seien. So vermöge er kei- 
nen Ausdruck in der Declaration zu erlauben, der das Kirchenregiment aL 
wesentlich bischöfliches, principiell den Papst ausschliessendes zu bezeichnen 
scheinen könne, eben so keinen, der zwischen fundamentalen und nicht funda- 
pientalen Dogmen, oder zwischen wesentlichen und acddentiellen Principien nutet'» 
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Um aber dennoch den mit ihm verhandelnden protestan- 
tischen Uegiemngen eine Beruhigung darüber zu geben , dass man 
thcUsäcKlich bei derartigen Circumscriptionen nur die innerhalb des 
Diöcesangebietes wohnenden Katholiken im Auge habe, wird an un- 
verfOgliehen Stellen dieser Aosdmek gebraucht und in der IVaxis 
auch dem entsprechend verfahren, wie schon eine oberflächliche Be- 
obachtung der kirchlichen Zustande in confessionell gemischten Län- 
dern gibt. Wenn also thatsftchlich beobachtet wird , was nur des 
Princips wegen nicht ausdrücklich zugestanden werden kann , wo 
sind dann auf Seiten des Papstes die Hintergedanken, wo ist dann 
auch nur eine Spur von Unredlichkeit? 

Soviel über diesen Theil der Mejer'schen Schrift, von welcher 
wir im Aligemeinen nur noch bemerken wollen , dass sie als eine 
gelungene Fortsetzung des Werkes , von dem sie einen Theil dar- 
stellt, gleich den früher erschienenen Abtheilungen einem allseitig 
anerkannten literarischem Bedürfnisse in dankenswerther Weiqe ent- 
spricht 

Dr, Rasner. 



scheide, denn die Dogmen seien saoimtlich wesentlich und keines könne be- 
stritten oder geleugnet werden, ohne dass der Bestreitende aufhöre Katholik 
zu sein.« 
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XXVII. 

■ 

Nachtrag zu dem Artikel 

die katholische Fddpropstei in Jhreussen und das Disetidinarper- ' 
fahren gegen den Fcldpropd Nantsaanowski « Bisehof von AffoÜ»- \ 

pclis i. p. ♦. I 

(Vgl 8. 8S £ und S. 280 ff. dieses Bandes.) 
Durch eine freundlidie Mittheilung des frShereii Divisionspfcir- . 
rers, jetzigen Üoracapitnlars Herrn Lünnemann sind wir in denStao^ | 
gesetzt^ unsoretn vorstehend bezeichneten Artikel noch Folgendes er- 
gänzend hinzuzufügen. 

1) Die Unterredung, in welcher, wie S. 105. berichtet ist, der 
Oberregierungsrath y. Wfilfing die Mitbenutzung der St. Paotaleons- 
kirche dem Gouverneur, Qencral v. Frankenberg gegenüber im Bei- 
sein des Herrn Lünnemann in Anregung brachte, war nicht sowobl 
eine Privatiimicrredung unter diesen Dreien, sondern hatte den Ota- 
r akter eines in Gegenwart der ganzen Tisehgescllschafl gepfiogeticti tekk- 
ten Tischgespräches, Unter diesen Umständen war Herr LünnemanD al- 
lerdings nicht wohl in der Lage, gegen die Benutzung der St. Pan- 
taleonskirchc durch die Altkatholiken einen RJrmlichen Einsprach zii 
erheben. Er hielt, wie er versichert , die Sache damals gar nicht 
für ernst gemeint , eben weil er sie für unmöglich hielt — wegen 
der äusserst beschränkten Zeit , die ihm schon damals wegen d^s 
nachfolgenden evangelischen Gottesdienstes für seine hl. Messe und 
Predigt zugemessen war. Ob es schicklich war, den auf die Sache 
völlig unvorbereiteten katholischen Divisionspfarrer in einer grossen 
Gesellschafb mit einer so intricaten Frage zu behelligen , über- 
lassen wir dem gesunden Urtheile der Leser, jedenfalls war der Weg, 
den man eiiischhig, ihm Gelegenheit zur Aeusserung über eine für 
sein Amt wichtige Angelegenheit zu geben, kein amtlicher, 

2) Seite 109. ist bemerkt, dass Herr Lünnemann in Folge de^ 
kriegsministeriellen Erlasses vom 1. März 1872 auf Befehl des Gou- 
vernements zu Köln den seit Lichtmess ej. a. eingestellton katho- 
lischen Militärgottesdienst in der St. Pantaleonskirche wiederabge- 
halten habe, ungeachtet das Verbot des Feldpropstes nicht zurück- 
genommen war. 

Mit Bezug hierauf theilt uns Herr Domcapitular Lünnemann mit: 
Er habe der Militärbehörde gegenüber unter dem 1. Februar 
geltend gemacht, dass er bei der vorliegenden CoUision seiner Pflich- 
ten gegen die geistliche und gegen die militärische Behörde im vor- 
liegenden Falle mit Bücksicht auf die §§. 21, 22, 24. der Militär- 
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Kircli.-Ord. vom 12. Februar 1832 und im Hinblick auf die §§. 202, 
215. der Milit&rstrafprocessordnung vom 3. April 1845 der ersieren 
Behörde gehorchen müsse und der Lösung des Conflictes entgegen- 
solle. Damuf sei ein krij^g^ipistfirieUfes « Rescript vom 7. Februar 
1872 an das Generalcomraando des Vlll. Armeecorps erschienen, in 
welchem zunächst mitgetheilt worden, dass die Angelegenheit dem 
Cultusministerium zur ressortmässigen Entscheidung vorgelegt sei 
und worin es dann ferner heisse: 

»Das königliche Generalcommando wolle hiervon die 15. Divi- 
sion, so wie das Gouvernement der Festung KOhi mit dem Bemerken 
gefälligst iu Kenutniss setzen, dass, wenn der Divisionspfsirrer Lünne- 
inann auf Grund der von dem katholischen Feldpropet ihm ertheilteu 
Weisung Hedenken tragen solle , in der von den Altkatholikeu in- 
zwischen benutzten Garnisonskirche den Gottesdienst abzuhalten, nichts 
übrig bleibe, als bis auf Weiteres die katholincheu Mannschaften der 
Oarnison auf freiwillige Theilnahme am Civilgottesdienst zu be- 
scliräuken, da de.r p. Lünnemann bei der bowaudtea Sachlage nicht 
in die Aliernaiive gesetzt tverden dürfe^ entweder dmi Befehlen sei- 
ner militärischmi vorgesetzten oder denen seines geisUicJien Oberen 
de7i Gehorsam eu versagen,^ 

Gestützt auf diese Zusicherung habe er , Luniiemanu, keinen 
Zweifel gehegt, dass der telegraphische kriegsministerielle Befehl zur 
Wiederaufnahme des G:ottesdienstes (dat. vom 1. März), der ihm am 
2. desselben Monats insinuirt' worden, nach Zustimmung des Hoch- 
würdigsten Feldbischofs erlassen worden sei. Deshalb habe er <]<^u 
Gottesdienst in der St. Pantaleonskirche wieder abgehalten. Von den 
Verbandlungen zwischen dem Herrn Feldpropste und dem Kriegsmi- 
nisteriumi wie auch v^n denen des Ersteren mit dem apostolischen 
Stuhle habe er gar keine Kenntniss gehabt. Der Wortlaut der Ent- 
scheidung des letzteren sei ihm erst durch unseren Aufsatz im Ar- 
chiv zu Gesicht gekommen. 

3) In Bezug auf das gegen ihn eingeleitete Disciplinar verfahren 
bemerkt Herr Lünnemann, dass dasselbe nach stattgehabter Vorun- 
tersuchung auf GruiKi des .§. 83. des Gesetzes vom 21. Juli 1852 
eingestellt worden sei. Der allegirte §. lautet: 

»Der dem Angeschuldigten vorgesetzte Minister ist ermäch- 
tigt, mit Bücksicht auf den Ausfall der Voruntersuchung, das 
fernere Verfahren einzustellen und geeigneten Falls nur eine 
Ordnungsstrafe zu verhängen. 

Ist eine sonstige Behörde, welche die Einleitung der Unter- 
snchung verfugt hat, der Ansicht , dass das fernere Verfahren 
einzustellen sei, so muss sie darüber an den Minister zu dessen 
Beschlussnahroe berichten. In beiden Fällen erhält der Ange- 
schuldigte Ausfertigung des darauf bezüglichen , mit Gründen 
eu wiierstiUzenden Beschlusses,* 

Der Beschluss über Einstellung des Verfahrens vom 31. März 
1873 datirt nnd einzig damit begründet, dass mit der Berufung des 
p. Lünnemann auf die Pfarrstelle in Erwitte sein bisheriges Dienst- 
verhältniss gelöst sei nnd "^daher das weitere Disciplinarverfahren 
gegenstandslos erscheine.* B. V, 
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